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Borwort. 


Es find jebt mehr als dreißig Jahre verfloffen, ſeitdem 
ih al3 angehender Lehrer zuerjt eine Vorlefung über Ency- 
Aopädie der Staatswiſſenſchaften hielt; und mehr als dreißig 
mal habe ich, tro& einiger Unterbrechungen meiner alademifchen 
Thätigfeit, dieſen Gegenftand mündlich behandelt. Erfahrung 
und weitere Fortichritte im Wiffen haben natürlich in fo Langer 
Zeit und bei fo vielen Wiederholungen manche Veränderungen 
in Methode, Ausdehnung des Stoffes und Inhalt der Lehren 
veranlaßt; zu einer weſentlich verfchiedenen Auffaljung der Auf: 
gabe habe ich jedoch Feine Veranlaffung gefunden. 

Nicht jelten aufgefordert zu einer Ausarbeitung meiner 
Handſchrift für den Drud konnte ich mich doch bisher dazu nicht 
entichließen. Zuerft war mir der Verfuch nicht reif genug; 
fpäter zogen mich andere wiſſenſchaftliche und jchriftftellerifche 
Aufgaben mehr an. Und vielleicht würde ich auch jetzt mich 
dieſer Beichäftigung nicht zugewendet haben, wäre ich nicht 
durch einen äußeren Grund dazu veranlaßt worden. Ein 
langroieriged Augenleiden nöthigt mich, eine mit dieſem Zuſtande 
verträgliche geiftige Beichäftigung zu ſuchen. Als eine folche 
bietet fi denn nochmaliges Durchdenken und Fertigmachen 
vorbereiteter Stoffe dar. 





IV 


Meine Anfichten über die Aufgabe und meine nicht ge— 
ringen Forderungen an die Bearbeitung einer Encyklopädie 
der Etaatöwiffenfchaften, (dabei auch meine Beurtheilung ber 
vorhandenen Literatur derjelben,) habe ich wieberholt öffentlich 
ausgeſprochen. Zuerſt in der Tübinger Zeitichrift der Staats: 
wiſſenſchaften, Jahrgang 1845, ©. 423—480; fpäter und 
vollſtändiger in meiner Gefchichte und Literatur der Staat?- 
wiffenichaften, Bd. J ©. 111—164. Ich kann mich natürlich 
nicht beſchweren, wenn ich nun feldft nach biefem Mapftabe 
gemefjen werde; unbillig ift es jevoch wohl nicht, wenn ich 
bitte, vor Ausſpruch eines Tadels, fei es über die Behanb- 
hungsweife ſei es über die Aufnahme oder Weglafjung einer 
beitimmten Disciplin, erſt die an den eben bezeichneten Orten 
näher ausgeführten Gründe für das eingehaltene Verfahren zu 
prüfen. Habe ich geirrt, fo ift ed nicht in Webereilung und 
aus Mangel an Nachdenken geſchehen, jondern In voller Ueber: 
legung. Ein begangener Fehler ift allerbingd unter diefen Um⸗ 
ftänden um fo größer; allein es ift doch wohl zu unterfuchen, 
ob ein folcher wirklich befteht. 


Heidelberg, Tın März 1859. 


NR. Mohl. 
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Bormwort. 


Es find jet mehr als dreißig Jahre verfloffen, ſeitdem 
ih als angebender Lehrer zuerjt eine Vorlefung über Ency- 
Mopädie der Staatswiffenichaften hielt; und mehr als dreißig 
mal habe ich, troß einiger Unterbrechungen meiner akademiſchen 
Thätigkeit, dieſen Gegenftand mündlich behandelt. Erfahrung 
und weitere Fortichritte im Wiffen haben natürlich in fo langer 
Zeit und bei fo vielen Wiederholungen manche Veränderungen 
in Methode, Ausdehnung des Stoffed und Inhalt der Lehren 
veranlaßt; zu einer wefentlich verjchiedenen Auffafjung der Auf- 
gabe babe ich jedoch Feine Veranlaffung gefunden. 

Nicht felten aufgefordert zu einer Ausarbeitung meiner 
Handſchrift für den Druck konnte ich mich doch biöher dazu nicht 
entſchließen. Zuerſt war mir der Verjuch nicht reif genug; 
Ipäter zogen mich andere wiffenfchaftliche und Tchriftftellerifche 
Aufgaben mehr an. Und vielleicht würde ich auch jest mich 
diefer Befchäftigung nicht zugewenbet haben, wäre ich nicht 
durch einen äußeren Grund dazu veranlaßt worden. in 
langwierige Augenleiden nöthigt mich, eine mit diefem Zuſtande 
verträgliche geiftige Beichäftigung zu fuchen. Als eine folche 
bietet fich denn nochmaliges Durchdenken und Fertigmachen 
vorbereiteter Stoffe dar. 


IV 


Meine Anfichten über die Aufgabe und meine nicht ge— 
vingen Forderungen an bie Bearbeitung einer Enchyklopädie 
der Etaatöwifienichaften, (dabei auch meine Beurtheilung der 
vorhandenen Riteratur derſelben,) habe ich wiederholt dffenilich 
auögefprochen. Zuerſt in der Tübinger Zeitfchrift der Staats- 
wiffenjchaften, Jahrgang 1845, ©. 423—480; fpäter und 
vollftändiger in meiner Gefchichte und Literatur der Staats— 
wiffenjchaften, Bb.I, S. 111—164. Ich kann mich natürlich 
nicht bejchweren, wenn ih nun felbft nach diefem Maßſtabe 
gemeſſen werde; unbillig iſt es jedoch wohl nicht, wenn ich 
bitte, vor Ausſpruch eines Tadels, ſei es über die Behand⸗ 
lbungsweiſe ſei es über die Aufnahme oder Weglaſſung einer 
beitimmten Disciplin, erſt die an den eben bezeichneten Orten 
näher ausgeführten Gründe für das eingehaltene Verfahren zu 
prüfen. Habe ich geirrt, fo ift es nicht in Webereilung und 
aus Mangel an Nachdenken geichehen, fondern In voller Leber: 
legung. Ein begangener Fehler ift allerding3 unter dieſen Um⸗ 
ftänden um fo größer; allein es ift doch wohl zu unterfuchen, 
ob ein ſolcher wirklich beitebt. 


Heidelberg, Tin März 1859. 


NR. Mohl. 
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1) Wenn freilich die Natur des Menfchen unvollſtändig, wo nicht gar 
ganz falfh, aufgefaßt wird, ergeben ſich auch andere Lebensbeitimmungen 
als die angegebenen; allein eben ihre Einfeitigfeit ift der ınmmittelbare Beweis 
ihrer Unrichtigkeit. Wenn 3. B. der Menfch lediglich nur in feinem Ver— 
bältniffe zur Gottheit unb etwa als auf einer Vorbereitungsftufe zu einem 
anderen Leben befindlich dargeftellt wird, wird ganz überfehen, daß er außer: 
dem auch noch zu mitlebenden Menſchen in Beziehungen fteht und fein 
Leben auf diefer Erde einen Sinn und Zweck haben muß, daß diefes einen 
unmittelbaren Inhalt hat. Oder aber ift es ebenfalls falfche Philoſophie, 
wenn ber Lebenszweck des Menſchen lediglich im Glücke oder Genuffe gefucht 
wird. Einmal ift Glück nur das Gefühl der Erreichung eines beftimmten 
Zuſtandes, alfo nur eine ‘Folge und nicht die Sache felbft, und zwar eine 
fih felbft ergebende und fomit nicht erft befonder8 zu erftrebenbe Folge. 
Zweitend aber kann möglicherweife die Erreichung eines Genuffes mit ber 
Erftrebung eines nothwendigen, vielleicht ſehr hochſtehenden, Lebenszweckes 
im Widerſpruche ſein, wenn nämlich dieſer Genuß die Frucht eines Zuſtandes 
iſt, der durch die Unterlaſſung einer Pflicht oder einer Anſtrengung gewonnen 
würde. Der Menſch ſoll und darf genießen; aber nur inſoſerne er ſeine 
Lebensaufgaben mehr oder weniger vollſtändig erreicht. 

2) Die Geſetze für den in ſeinem beſonderen Lebenskreiſe ſich bewe⸗ 
genden Menſchen ſind von der Wiſſenſchaft allſeitig bearbeitet, und auch, 
ſoweit ſie ſich dazu eiguen, durch äußerliche Auctorität feſtgeſtellt. So die 
Religionslehren für Glauben und Handeln, theils als philoſophiſches Syſtem, 
theils ala pofitives göttliche Gebot. Co die GSittenlehre; dag Privatrecht 
fowohl in feiner naturrechtlichen als in feiner pofitiven Begründung; enblich 
die wirthichaftliche Klugheitslehre. Tiefe geordneten Nachiveifungen des 
Richtigen find die Grundlagen eines vernünftigen menfchlichen Lebens, allein 
fie find nicht die einzigen möglichen und nothwendigen Syfteme von Auf: 
klärungen und Vorſchriften. Die verfchiedenen Thätigfeiten bes einzelnen 
Menfhen und ihre Erzeugniffe find nämlich zwar berechtigt und unent: 
behrlich; allein es barf nicht vergeffen werden, daß fie bloß ben einzelnen 
Menfchen, höchſtens wieder im Verhältniffe zum einzelnen Menſchen, be: 
trachten, fomit keineswegs ben ganzen Reichthum der Lebensgeftaltungen 
erſchöpfen. 


$ 3. 
8. Die Familie. 


Das egoiftifche, das heißt auf fich felbft bezogene, Leben 
der Perfönlichfeit ift ein nothwendiger und berechtigter Zuſtand, 
dba der Menfch zumächft an fich und für ſich da if. Aber der- 
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übrige Welt iſt. Durch dag Nebeneinanderbeftehen unzähliger 
Menfchen in Raum und Zeit aber wird ein Nebeneinander: 
fiegen ebenso vieler gleichartiger Xebenzfreije hervorgerufen. Der 
Umfang und Anhalt diefer einzelnen Daſeins- und Thätigkeits⸗ 
ſphären ift nach ben befondern Verhältniffen der Perfönlichkeiten 
allerdings? fehr verſchieden; allein gleichmäßig tft das Weſen 
aller, nämlih: erlaubte Selbftfuht und zurückbe— 
ziehen alle? Aeußern auf die Berfon. Ebenfo find 
die Gefeße, welche der Einzelne in feinem Kreife zu befolgen 
bat, für Alle die gleichen. 

Diefe Gefete haben nicht nur eine verfchiedene Begründung, 
fondern auch einen verfchiebenen inhalt, je nachdem fie ein 
Berhältniß des Menfchen zu vegeln beftimmt find. Sie find 
religiöfer Art, wenn fie aus der Glaubenslehre ftammen 
und über dad Verhältniß ˖des Menjchen zur Gottheit Vor: 
Ichriften geben; jittlich, wenn fie von der eigenen Vernunft 
des Menfchen vorgejchrieben find und es ſich von rein ver: 
nünftiger Pflicht gegen die eigene Perfon und gegen andere 
Geſchoͤpfe handelt; rechtlich, infoferne fie die Erwerbung ber 
zur Erreichung der Lebenszwecke erforberlichen Nothwendigkeiten 
auf eine Äußerlich erzwingbare Weile anordnen; Klugheits- 
regeln, welche über die Wahl zwifchen mehr oder weniger 
Zwectmäßigem Vorfchriften geben, und zwar namentlich auch 
in wirthichaftlichen Dingen. Richtig aufgefaßt wiberiprechen 
ſich dieſe verſchiedenen Gattungen von Gefegen nicht, und 
können ſich nicht widerjprechen, weil die Natur des Menjchen, 
aus welcher fie herporgehen und auf welche fie fich beziehen, 
feinen Widerſpruch in fich zuläßt. Bei unvollkommener Auf: 
faffung freilich mögen Zufammenftöße unter ihnen vorkommen. 
Sache der verjchievdenen Wiffenichaften ift es, Lehren zu 
geben ,; durch welche jolche Collifionen verhütet und befeitiget 
werben 2). 
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1) Wenn freilich die Natur des Menſchen unvolftändig, wo nicht gar 
ganz falſch, aufgefaßt wird, ergeben ſich aud andere Lebensbeſtimmungen 
als die angegebenen; allein eben ihre Einfeitigfeit ift der unmittelbare Beweis 
ihrer Unrichtigkeit. Wenn 3. B. der Menſch lediglich nur in feinem Ber- 
hältniffe zur Gottheit und etwa als auf einer Vorbereitungsftufe zu einem 
anderen Leben befindlich dargeftellt wirb, wirb ganz überſehen, daß er außer: 
dem auch noch zu mitlebenden Menſchen in Beziehungen fteht und fein 
Leben auf biefer Erbe einen Sinn ımb Zwed haben muß, daß dieſes einen 
unmittelbaren Inhalt hat. Oder aber ift es ebenfalls falfche Philofophie, 
mern der Lebendzwed des Menſchen lediglich im Güde oder Genuſſe geſucht 
wird, Einmal ift Glück nur dad Gefühl der Erreichung eines beftimmten 
Zuſtandes, alfo nur eine Folge und nicht die Sache ſelbſt, und zwar eine 
ſich felbft ergebende und fomit nicht erft beſonders zu erftrebende Folge. 
Zweitens aber kann möglicherweife die Erreichung eines Genuſſes mit der 
Eritrebung eines nothwendigen, vielleicht ſehr hochſtehenden, Lebenszweces 
im Widerſpruche ſein, wenn nämlich dieſer Genuß die Frucht eines Zuſtandes 
iſt, der durch die Unterlaſſung einer Pflicht oder einer Anſtrengung gewonnen 
würde. Der Menſch ſoll und darf genießen; aber nur infoferne er feine 
Lebensaufgaben mehr ober weniger volftändig erreicht. 

2) Tie Geſetze für den in feinem befonderen Lebenskreiſe fi) bewe⸗ 
genden Menfchen find von ber Wiffenfchaft allfeitig bearbeitet, und auch, 
foweit fie fi) dazu eignen, durch äußerliche Auctorität feftgeftellt. So bie 
Religionslehren für Glauben und Handeln, theils als philofophifches Syitem, 
theils als pofitives göttliches Gebot. So die Sittenlehre; das Privatrecht 
ſowohl in feiner naturrechtlichen als in feiner pofitiven Begründung; endlich 
die wirthichaftliche Klugheitslehre. Tiefe geordneten Nachweifungen des 
Richtigen find die Grundlagen eines vernünftigen menfchlichen Lebens, allein 
fie find nicht die einzigen möglichen und nothiwendigen Syſteme von Auf: 
Aörungen und Vorſchriften. Die verfchiedenen Thätigkeiten bed einzelnen 
Menſchen und ihre Erzeugniffe find nämlich zwar berechtigt und unent: 
behrlich; allein es darf nicht vergeffen werben, daß fie blos ben einzelnen 
Menfchen, höchſtens wieder im Verhältniffe zum einzelnen Menſchen, be: 
trachten, fomit keineswegs den ganzen Reichthum ber Lebenzgeftaltungen 
erſchöpfen. 


$ 3. 
8. Die Familie. 
Das egoiftifche, das heißt auf fich felbit bezogene, Leben 
der Perfönlichfeit ift ein nothwendiger und berechtigter Zuftand, 
da der Menſch zunächſt an fich und für fich da ift. Aber der⸗ 


13 


Der Egoismus der abjtrarten Perfönlichkeit erhält in ber 
Familie eine wefentliche Veränderung. Allerdings befteht er 
fort bei der Geſammtheit gegenüber von anderen Familien, und 
e3 bezieht auch eine Familie die ganze außer ihr ſtehende Welt 
auf fich zurück und betrachtet fich ala deren Mittelpuntt. Da- 
gegen tritt unter den Mitgliedern der Familie ein weitreichendes 
Aufgeben der Perfönlichfeit und Selbftfucht ein, und fie gehen, 
wo nicht ganz jo doch großentheild, in dem Vereine und gegen- 
feitig in einander auf. Daher ift denn auch die Familie bie 
erſte und die größte Schule der Sittlichkeit; und es fehlt da, 
wo das Familienleben ungefund ift, an dem wejentlichiten An: 
halte und Antriebe zu vein vernünftigem Handeln. Auch bie 
höheren Geftaltungen des Zuſammenlebens Fränfeln in folchem 
Falle bemerkbar, weil die Grundlage unficher und faul ift 9). 

Die Familie fteht unter benjelben Arten von Gefegen, 
wie das Einzelleben und allerdings jede Geftaltung bed menjch- 
lichen Lebens. Es gibt aljo rechtliche, fittliche, veligiöfe und 
wirthichaftliche Regeln für die Familie. Vor Allem werben _ 
die Verhältniffe der Frauen, als deren ganzes Dafein vorzugs- 
weile in der Familie ftattfindet und weit weniger in die anderen 
Formen des menjchlichen Zufammenlebend eifigreift oder durch 
diefe bedingt wire, durch die Familie in allen Beziehungen be- 
ftimmt, während fie wieder ihrerfeitß den größten Einfluß auf 
Gedeihen oder Berfall berfelben haben °). 


1) Die wifienfchaftliche Bearbeitung bes Gedankens und ber Einzel: 
beiten des Familienlebens ift durch bie focialiftifhe und communiftifche 
Bewegung fehr gefördert worden, indem bie verlangte Aufhebung der Familie 
eine ernflere Prüfung ihres Weſens und ihrer Geſchichte hervorrief. Man 
fehe: Boſſe, R., Familienleben. Stuttgart u. Tübingen, 1885. — La- 
boulaye, E., Histoire de la propriôté fonciere en Occident. Par., 
1889. — Derf., Recherches sur la condition civile et politique des 
femmes depuis les Romains jusqu’& nos jours. Par,1848.—Schützen- 
berger, F., Les lois de l’ordre social. Par., 1849, ®b. I, ©. 249 sq. 
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aber tft fie eine unfreiwillige Thatfache, wa die Geburt in 
einer bejtimmten Familie und das Leben in derjelben während 
ber erften Jahre betrifft; freiwillig jedoch wird die Fortfeßung 
nach erlangter Selbitftändigfeit de8 Kindes. Die Dauer ift 
naturgemäß verſchieden. Für die Gründenden erlifcht fie 
erft mit dem Leben, indem mit dem Aufbören des einen 
Zweckes um fo mehr Gewohnheit und Hülfsbedürfniß entfteht. 
Für die in der Familie Erzeugten tritt der Wille zur Trennung 
ein mit dem Bebürfnifje eine eigene Familie zu gründen und 
mit Erwerbung der Mittel hiezu. Im legteren Falle ift übrigens 
mit der Trennung fortwährende Befreundung gar wohl vereinbar, 
und fogar durch fittliche Gebote verlangt. Die einzelne Fa⸗ 
milte ift ſomit ein wefentlich vorübergehendes Verhältniß, bie 
angebliche Fortdauer derjelben Familie durch Sahrhunderte 
aber eine Reihenfolge von Familien, welche freilich durch 
erbliches Eigenthum, überlieferte Sitten und vielleicht von Ge⸗ 
jchlecht zu Gefchlecht übergehende Eigenfchaften etwa Gemein- 
Ichaftliches haben mögen, auch durch pofitived Mecht zu einer 
fünftlichen Einheit verbunden werben können. 

Der um eine Familie fid, bildende Lebenskreis fchließt 
mit ihr ab und wird von ihr ganz ausgefüllt. Die Familie 
weist ihrer Natur nad Fremdes ab, foweit von ihrem eigenften 
Weſen die Rebe ift. Deßhalb können und müſſen zwar viele 
Familien zu gleicher Zeit. beftehen; eine Verbindung berjelben 
zu gemeinfchaftlicher Erreichung der Familienzwecke tritt jedoch 
nicht ein, fondern es kann ein weiterer Kreis nur durch Zu— 
ziehung eines ferneren Principe zum Behufe einer anderen 
höheren Geftaltung des menfchlichen Zuſammenlebens ſtattfin⸗ 
ben 3). Die phyfiiche Kraft der Familie ift deßhab auch Hein; 
allein ihre fittlichen, Eörperlichen und wirthichaftlichen Wirkungen 
für den einzelnen Theilhaber find dennoch Höchft bedeutend und 
durch nicht? Anderes erfehbar. 
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Willthrherrſchaft ift, weil fie in jedem Haufe eine ſolche nöthig macht, 
baburch aber Jeden an fie gewöhnt, wird ohnebem allgemein zugegeben. 

5) So gewiß eine Sicherftellung unb Hochhaltung des Weibes in ber 
Familie ein Beweis und eine Quelle von Gefittigung ift; und fo ynbeftreit: 
bar Sflaverei und unwürdige Behandlung beffelben gleichen Schritte geht 
mit Barbarei: ebenfo verkehrt nad entgegengefegter Richtung ift bie ſoge⸗ 
nannte Smancipation der Frauen, d. 5. deren Losreißung von ihrem natür- 
lichen Boden, dem Wirfen in ber Familie, und ihr Eintreten in das öffent: 
liche Leben und in die Wirkſamkeit ber Männer, in welcher jene verwilbern, 
währenb biefe bie Rube und bie Sittlihung des Haufes verlieren. Die 
Durchführung dieſer krankhaften Folge wäre für Niemand verberblicher, als 
für die Weiber felbft, unb zugleich eine völlige Serjtörung ber Familie und 
was daraus folgt. 


6.4. 
4. Ber Stamm. 


Aus der einzelnen Familie kann fich allmälig durch immer 
fortfchreitende Abzweigung der erwachlenen Kinder und die fo- 
mit in geometrifchem Verhältniffe zunehmende Anzahl eigener 
Familien en Stamm entwiceln. Derfelbe befteht aljo aus 
lauter näher oder entfernter Verwandten, und Täßt fich, geſchicht⸗ 
lich oder wenigftend mythiſch, auf einen gemeinfamen Stamm: 
vater zurüdführen ). 

Eine folche gemeinfchaftliche Abftammung hat natürliche und 
nothwendige Folgen, und bildet auf gewiffen Stufen der Ge: 
fittigung und unter geeigneten äußeren Verhältniffen eine eigen: 
thümliche Stufe des organiſchen Zuſammenlebens. 

Die natürlichen Folgen find eine gemeinſchaftliche Grund⸗ 
beichaffenheit der Förperlichen Crfcheinung und der geiftigen 
Anlagen. Damit tft denn auch eine gemeinfchaftliche Lebens⸗ 
weile und Lebensauffaffung gegeben; woraus ſich denn wieder 
gleiche Bebürfniffe, fowie die Neigung und die Befähigung zu 
gleichen Befriedigungsmitteln entwickeln. Dieſe Achnlichkeit des 
eigenen Seins und der äußern Zuſtände fchlieft das Band 
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um fo fefter, welches die natürliche Verwandtichaft und die ge- 
ſchichtliche Weberlieferung zuerft ſchlingt. Je ſchärfer aber fich 
diefe Eigenthuͤmlichkeiten ausprägen, im Gegenfage mit anderen 
Stammesgenoffenschaften, mit welchen eine Berührung ftattfindet, 
befto inmiger wird dad Zufammenhalten der Verwandten und 
deſto ſchroffer und leicht feindfeliger die Trennung von ben 
Fremden. Auf diefe Weife bilden verwandte Stämme, d. h. 
foldye, weldye ſaͤmmtlich Sprofjen aus einer weit tiefer liegenden, 
vielleicht gefchichtlich nicht einmal mehr nachweisbaren Wurzel 
find, ein mehr oder weniger feſtes Ganzes, während ber einzelne 
diefer Stämme immerhin wieder feine Cigenthümlichkeiten 
und feine eigenen Antereffen bat und bewahrt 2. Die Wahl- 
verwandtſchaft ift namentlich dan beſonders groß, wenn Ein 
gemeinſchaftlicher veligidfer Glauben geblieben: ift. 

Dur) das Yufammenfein der Stammverwanbten wird 
ein höheres Geſammtleben erzeugt, welches theils die Erreichung 
einzelner gemeinſchaftlicher Intereſſen mit gemeinfchaftlichen 
Kräften moglich macht, theils eine neue erweiterte Idee ber 
menschlichen Werbältniffe erzeugt. Dieſes Verhältniß ift kein mit 
Freihelt und Bewußtſein gebildetes, fondern ein naturwüchſiges 
im eigentlichen Sinne des Wortes; daher denn auch die Grund⸗ 
lage keine vechtliche, ſondern eine geſchichtliche, und vielleicht 
eine fittliche und veligiöſe. Das durch den Stamm entſtehende 
Geſammtleben tft keineswego nothwendig ein organiſirtes, ſondern 
zunächſt ein pſochologiſches amd phyſiologiſches. Ein Stamm 
mag ſich vollkommen als ein Gemeinſchaftliches fühlen und 
wiſſen, ohne jemals cine alle Genoſſen umfaſſende gemeinſchaft⸗ 
liche Einxichtung gebabt au daben. Die dauptſächlichſte und 
deſte Kolge der Gruppirung zu Stämmen beſtet darin, daß die 
Cingenthamlichkeiten der Nave intenſiv geſteigert, ausgebildet und 
vefeſtigt werden. Hieduvch entwickelt ſich ader die Verſchiedenheit 
in der Cinbeit des Menſchengeſchlechtoͤ und wird die Erreichung 
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ber verjchiedenen möglichen Lebenzaufgaben ver Menſchheit vor: 
bereitet. 

Bon der Familie unterfcheidet fich der Stamm wefentlic, 
dadurch: daß er nicht blos vorübergehend ift, fondern fich immer 
wieder durch neue Geburten innerhalb des Geſammtkreiſes fort- 
jest; daß feine die jüämmtlichen Genoſſen umfafjende Gemeinjchaft: 
liches der wichtigften Lebensintereſſen und fein. gegenfeitiges fitt- 
lichkeit Jueinanderaufgehen ver Mitglieder ftattfindet, fondern nur 
eine Gleichartigfeit de3 Dafeind; daß endlich Zufammenlegung 
von Kräften nicht der Mittelpunkt des ganzen Verhältnifieg, 
fondern nur Zufall iſt. Wenn z. B. ein Stamm wefentlich 
Viehzucht treibt, jo Tann allerding? gemeinfchaftliches Eigenthum 
ftattfinden, wenigftend in Beziehung auf die Ausſchließung 
Fremder von einem beftinunten Gebiete; bei einem hauptjächlich 
gewerbenden Stamme bleibt dagegen jebe einzelne Familie in 
ihrem Eigenthume und in ihrer Beichäftigung fcharf gejondert. 
Ebenſo ift eine Vereinigung aller verwandter Stämme zu einem 
gemeinfamen ftaatlichen Ganzen weber nothwendig noch auch immer 
thatfächlich vorhanden. 

Der Stamm ift fomit der geſchichiliche Durchgang von der 
einzelnen Perſoͤnlichkeit und der Familie zu den höheren menſch⸗ 
lichen Lebenzfreifen; an fich nicht von großer Bebeutung und 
Wirkung, wohl aber al die körperliche und geiftige Grundlage 
übereinftinnmender Lebensanfichten und Bedürfniſſe, und ſomit 
der Möglichkeit und Nothwendigkeit höherer Forderungen jo wie 
entfprechender Mittel und Organifationen. Bei fteigender Ge⸗ 
fütigung und der Bildung größerer Bevölkerungsmaſſen tritt 
der Stamm wieder in den Hintergrund zurüd, während Perjön- 
lichkeit und Familie ihre volle Bedeutung behalten. 


1) Stamm barf nicht verwechfelt werden mit Race oder mit Nationa- 
tät. — Unter Race hat man bie verfchiebenen gleihbleibenden Spielarten 
des Menſchengeſchlechtes zu verſtehen, welche fi durch den ganzen Bau des 

v. Mobl, Enchclopudie. 2 
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Körpers, namentlich die Farbe ber Haut, den Geſichtswinkel, bie Beſchaffen⸗ 
beit der Haare u. |. w. unterfcheiden. Cine folche Race kann in eine große 
Anzahl einzelner Stämme zerfallen, weldhe bei gemeinfchaftlidem Grund 
typus dennoch genealogiſch vollkommen getrennt find und deren‘ Mitglieder 
auch wohl wieder eine fpecififche Familienähnlichkeit in Körper und Geiſt 
haben. Ebenſo kann möglicherweife andererfeit3 ein Stamm aus einer 
urfprünglichen Vermifchung verfchiedener Nacen ſich bilden, und dann eine 
Mifhung von den Eigenfchaftern beiber darbieten. — Mit Nationalität ift 
Stamm in doppelter Beziehung nicht gleichbedeutend. Einmal, infoferne 
ein Bolt, im politifchen Sinne bed Wortes, aus einer Vereinigung mandher 
und möglicherweife fehr verfchiedener Stämme beftehen kann, jo daß die ihm 
als Ganzes eigenthümlichen Eigenfchaften und Neigungen keineswegs mit 
benen bes einzelnen Stammes zufammenfallen, fondern vielmehr gerabe ein 
Erzeugniß ihrer Mifhung find; wobei denn freilich eine andere Trage ift, 
ob nicht ein aus Einem Stamme erwachſenes Volk, deffen Nationalität ſomit 
auch nur eine einfache ift, große ftaatliche Vortheile hat. (Ein großartiges 
Beifpiel biefer Art bietet die Bevölkerung ber Vereinigten Staaten von Norb: 
amerika bar, berem angelfächfifcher Grundcharakter durch Feltifche und deutfche 
Beimifhung fchon jetzt wefentlich verändert ift und im Laufe ber Zeit 
nothwendig eine ganz eigentbümliche Entwidelung erhalten muß.) Zweitens 
aber darf die Nationalität infoferne nicht mit Stammeseigenthümlichkeit ver: 
wechfelt werben, als bie eine Nationalität bildenden Cigenfchaften keineswegs 
ſaͤmmtlich Folgen einer germeinfchaftlichen Abftammung und alfo einer Körper: 
und Geiftesverwandtfchaft find, fondern noch durch eine Menge anderer 
Ereigniffe und Zuſtände bewerfitelligt werben, jo 3. B. durch gewerbliche, 
ſtaatliche, gefhichtlihe u. f.w. Es ift fehr wohl denfbar, daß ein und ber- 
felbe Stamm, wenn er fih in verfchiedenen Staaten ausgebilbet hat, all 
mälig ſehr abweidhende Nationalitäten bildet. Man nehme 3. 8. bie 
Deutfchen und die Schweizer, die Holländer und die fläntifchen Belgier, bie 
Bebuinen und bie Fellahs. 

2) Die verfchiebenen Stämme ber Hellenen, ebenfo bie verfhiebenen 
Navifhen Stämme find Beifpiele theilweifer und bebarrlicher Trennung 
innerhalb einer gemeinjchaftlichen Abfunft. , 


S 5. 
5. Die Geſellſchaft. 
Die Erfahrung zeigt, daß ſich bei allen irgend zahlreicheren 
und in der Geſittigung vorgeſchritteneren Benölferungen manch— 
fache gleichförmige Beziehungen und zum Theile bleibende Geftal- 
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tumgen einzelner Beftanbtheile dieſer Menſchenmenge vorfinden. Der 
Mittelpunkt diefer Verhältniffe ift ein bedeutendes fortdauerndes 
Intereſſe, welches den fämmtlichen Betheiligten ein gemeinschaft: 
liches Ziel des Wollen? und Handelns gibt, daburd aber auch 
gleiche Sitte und Lebenzanfichten, gemeinfchaftliche Einrichtungen, 
endlich mehr oder weniger auggebilvete und bewußte Organismen 
erzeugt. Durch diefe Gleichfoͤrmigkeit der geiftigen, körperlichen 
und vwirthichaftlichen Richtungen, duch Zufammenlegung der 
Kräfte und, wenigſtens zuweilen, durch Wirkſamkeit der Organi- 
fation koͤnnen folche Lebenzgeftaltungen eine große Macht beißen, 
und auf ihre Genofjen und auf Dritte in weiterer oder engerer 
Weiſe wejentlich einwirken. Ihre Entjtehung iſt in Ichtem 
Srumde eine ganz naturwüchfige, und fie find feineswegs künft- 
lih, etwa durch Staatsanordnung, erzeugt, jondern durch bie 
gemeinfchaftlichen Beziehungen zu einer und derſelben Thatfache 
entftanden. Ihr Umfang und die Zahl ihrer Theilnehmer ift 
äußerft verjchieden. Oft beſchränken fie fih auf eine einzelne 
Dertlichkeit, (jo die Gemeinden), oder ift nur eine verhältniß- 
mäßig Heine Anzahl von Menſchen babei betheiligt, (3. B. bei 
Eirchlichen Sekten, gewiljen Adelsklaſſen); dagegen erſtrecken ſie 
fih aber auch über große Benölferungstheile und fogar über 
mehr als Ein Land und Einen Welttheil, (vie großen Kirchen, 
die Nationalitäten), Die Theilnahme ift keineswegs in bem 
Sinne ausfchließlich, daß derſelbe Menſch nur Mitglied einer 
derſelben Genoſſenſchaft fein koͤnnte; ſondern vielmehr ınag 
Jeder, je nach ſeiner Betheiligung bei geeigneten Intereſſen, 
einer groͤßeren oder kleineren Anzahl zu gleicher Zeit angehoͤren. 
(So kann z. B. ein ungariſcher Magnat zu gleicher Zeit in ſeiner 
Betheiligung bei diefem Stande, bei der magyarifchen Nationa- 
lität, bei der Katholischen Kirche, bei den Intereſſen des großen 
Grundeigenthumes, vielleicht endlich ala Mitglied einer Gemeinde, 
erfcheinen, fich fühlen und handeln). 


2* 
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Diefe gemeinfchaftlichen Zuftände und Organismen werben 
geſellſchaftliche genannt; die Gejammtheit berfelben in 
einem beftimmten Lande ift die Geſellſchaft!). 

Die Zahl diefer gefellfchaftlichen Kreife ift weder an ſich 
und überhaupt, noch für ein concreted Xand von vorne herein 
feftftellbar, fondern fie wird durch das thatfächliche Vorhanden⸗ 
fein der maaßgebenden Intereſſen bei einem concreten Volke 
und zu beftimmter Zeit geordnet. Wo Intereſſen groß und 
bleibend find, dienen jie zum Kerne gejelfchaftlicher Kreiſe; 
aber auch nur dann. Unbedeutende Verbältniffe vermögen näm⸗ 
lich keine hinreichende Anziehungskraft ynd feine Nöthigung zu 
einem für Alle wirkenden Organismus zu üben; und bios 
vorübergehende wenngleich große Intereſſen können feine dauern: 
den Geſtaltungen binterlaffen. Natürlich ift hierbei ſehr Vieles 
jubjertiv; und es fanıı ein Verhältniß zu einer Seit oder bei 
einem Volke von der groößten gemeinjchaftlichen Wichtigkeit er- 
ſcheinen, während es bei anderen Menſchen une auf anders 
gefittigten Stufen wenig beachtet wird. Nicht iſt daher unter 
fich abweichender, als der gefeliiihaftliche Zuſtand verſchiedener 
Voͤlkerſchaften und ſelbſt deſſelben Volkes zu verſchiedenen Zeiten. 
— Ber Völkern der Reuzeit und ven europäiſcher Geſittigung 
find übrigens erfahrungsgemäß folgente *) Intereſſen auch 
Mittelpunkte geſellſchaftlicher Kreife: 

1. Die Gemeinſchaft der Rationalität und der 
Sprache. Wenn verſchiedene Stämme oder gar Racen einem 
grögern, jet es geographiſchen jet es politiſchen, Ganzen ange-⸗ 
hoͤren, tritt unter den zuſammengezwängten leicht eine Zu⸗ 
ſammenſchaarung der Nächſtverwandten und ein Gegenſatz der 
Einen gegen die Andern ein; und es iſt dies won um fo grüßerer 
Bedeutung, als gewöhnlich auch noch Religions-, Stände, und 
Beſitverhaäͤltniſſe mit ins Spiel fommen. Daher denn Abfen- 
derung im Raume, oder wenigſtens im Umgange; verſchiedene 
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Sitten und Bebürfniffe; oft Haß, Verfolgung und Unterdrückung. 
Am ſchaͤrfſten ausgeprägt und am ſchwerſten verſchmelzbar find 
gejellichaftliche Kreife diefer Art, wenn fie durch eine ſchon im 
Aeußeren auffallende Raceverfchievenheit bedingt find. 

2. Die gemeinfhaftlihe Abftammung von ge- 
Shihtlih ausgezeichneten oder rechtlich bevor- 
zugten Familien. Sowohl ber Stolz auf eine ſolche Her: 
kunft, als die Bemühung zur Erhaltung der Bevorzugung können 
zu einem ſehr feften Bande unter ven Betheiligten und zu einer 
fchroffen Abfonderung derfelben von allen Plebejern führen. 
Hieran knüpfen ſich dann leicht noch eigene Sitten, vorzugs⸗ 
weiler Betrieb beſtimmter Lebenzbefchäftigungen, vielfache gegen- 
feitige Verwandtſchaft. Ein folcher gefellichaftlicher Kreis mag 
fihh aber über die Grenzen Eine Staates hinaus erftrecken, 
wenn die gejchichtlichen und die befonderen rechtlichen Verhält- 
nifje in folcher Ausdehnung und in wefentlicher Gleichartigkeit 
vorliegen, ſomit die Gleichheit der Intereſſen fowie ber geiftigen 
und äußeren Zuftände eine Solidarität auch unter weit aus— 
einander wohnenden Genoſſen erzeugt. 

3. Die gemeinſchaftliche perſönliche Bedeutung. 
Die durh Bildung, genügenden Bejig und ftaatlichen Einfluß 
an der Spite einer Bevölkerung Stehenden haben, auch wenn 
keine bevorzugte Geburt dazu kömmt, eine gemeinfame Stellung 
und gleiche natürliche Intereſſen gegenüber von ver großen 
Menge. Sp die Aufrechterhaltung feinerer Sitte; die Bewah- 
rung de3 natürlichen Einfluffes für Begabung und Bildung; 
das Beftehen höherer Culturanſtalten, u. |. w. Diefer Mittel: 
punkt ift naturgemäß und berechtigt; allein er ift weniger feft 
und zu abgejonderter formeller Geftaltung lange nicht fo geeignet, 
als z. B. die Geburtdariftofratie, dieß aber wegen Unbeftimmtheit 
der Gränzen der Genoffenichaft und wegen Verſchiedenheit der 
Anſprüche. Es find alſo die Optimaten, die Gentry, bie Hono⸗ 
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ratioren eines Volkes immerhin eine bemerfliche und wichtige 
geſellſchaftliche Geſtaltung, allein doch weit weniger beſonders und 
ausgeſchieden, als der Abel, und in der Regel ohne eine eigene 
äußere Organifation. Auch hier geht eine, freilich ziemlich laxe, 
Wahlverwandtſchaft durch die Betheiligten aller Völker berfelben 
Geſittigungsart. 

4. Gleiche Beſchäftigung. Allerdings kann dieſelbe, 
wo Mitwerbung beſteht, ſogar ein Grund von Spaltung und 
perſoͤnlicher Feindſchaft fein; allein einmal treten dieſe ftören- 
den Beziehungen thatfächlich nicht immer ein unter Gleichbe- 
Ichäftigten, ſodann find für Denkende und Leidenfchaftslofe die 
Gründe des Zuſammenſchließens der Genoffen und ber Ab- 
fonderung von Fremden weit überwiegend, Gleiche Beichäftigung 
bringt übereinftimmende Lebensanfchauungen und Sitten; das 
Gedeihen aller Einzelnen hängt vielfach von denfelben äußeren 
Umftänden ab; diefe bedingen häufig eine gleiche Ordnung des 
täglichen Lebens, und geben gemeinjchaftliche Wiverfacher und 
feindfelige äußere Geftaltungen. Daher denn eine naturgemäße 
Neigung nicht nur zu einem gleichartigen Verhalten gegenüber 
von den Umgebungen, fonbern felbjt zu einer Fräftigen Zuſam— 
menlegung der Einzelnkräfte und zu einer beftimmten Organi- 
fation für gemeinfchaftliche Erftrebung der von Allen getheilten 
Vortheile. Wenn fich mit diefen Zuftänden, wie leicht gejchehen 
mag, auch noch Erblichkeit, Staatliche Einrichtungen oder religiöfe 
Vorſchriften verbinden, jo wird biefer gefelffchaftliche Kreis cin 
ebenfo feſter als bedeutfamer. Kaum bedarf es dabei der Be⸗ 
merkung, daß, je nach dem thatjächlichen Vorhandenſein gemein- 
famer Arbeiten, verfchiedene einzelne Kreiſe diefer Art neben 
einander beftehen können, welche unter ſich wieder in den ver- 
ſchiedenſten freundlichen oder gegnerifchen Beziehungen fein 
mögen. Beifpiele feftefter Ordnung und reichfter Gliederung 
biefer Art find die Kaften Hindoſtans oder Egyptens; ſchon 
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Sitten und Bedürfniſſe; oft Haß, Verfolgung und Unterdrückung. 
Am jchärfiten ausgeprägt und am fchwerften verfchmelzbar find 
geſellſchaftliche Kreife diefer Art, wenn fie durch eine ſchon im 
Aeußeren auffallende Raceverfchiedenheit bedingt find. 

2. Die gemeinfchaftlide Abftammung von ge- 
hichtlih ausgezeichneten oder rechtlich bevor: 
zugten Jamilien. Sowohl der Stolz auf eine foldhe Her: 
tunft, als die Bemühung zur Erhaltung der Bevorzugung können 
zu einem jehr feften Bande unter den Betheiligten und zu einer, 
Ichroffen Abfonderung derſelben von allen Plebejern führen. 
Hieran knüpfen ſich dann Leicht noch eigene Sitten, vorzugs⸗ 
weiſer Betrieb beftimmter Lebenzbefchäftigungen, vielfache gegen: 
feitige Verwandtſchaft. Ein folcher gejellichaftlicher Kreis mag 
fich aber über die Grenzen Eine? Staates hinaus erftredken, 
wenn bie gejchichtlichen und die befonderen rechtlichen Verhält- 
niffe in folcher Ausdehnung und in wefentlicher Gleichartigkeit 
vorliegen, ſomit die Gleichheit der Intereſſen ſowie der geiftigen 
und Außeren Zuſtände eine Solidarität auch unter weit aus— 
einander wohnenden Genofjen erzeugt. 

3. Die gemeinfchaftlicheperfönliche Bedeutung. 
Die dur Bildung, genügenden Beſitz und ftaatlichen Einfluß 
an der Spite einer Bevölkerung Stehenven haben, auch wenn 
feine bevorzugte Geburt dazu koͤmmt, eine gemeinfame Stellung 
und gleiche natürliche Intereſſen gegenüber von ber großen 
Menge. So die Aufrechterhaltung feinerer Sitte; die Bewah⸗ 
rung des natürlichen Einfluffes für Begabung und Bildung; 
das Beftehen höherer Eulturanjtalten, u. ſ. w. Diejer Mittel: 
punkt ift naturgemäß und berechtigt; allein er ift weniger feſt 
und zu abgejonderter formeller Geftaltung lange nicht fo geeignet, 
als z. B. die Geburtäariftofratie, dieß aber wegen Unbeftimmtheit 
der Gränzen der Genoffenfchaft und wegen Verſchiedenheit ber 
Anfprücde. Es find alfo die Opfimaten, die Gentry, die Hono⸗ 
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genoffen und weniger Begünftigten. Ein erft in neuerer Zeit 
im Großen entwicelter, in allen feinen bevenflichen Folgen noch 
nicht einmal ganz überjchaubarer gejellichaftlicher Kreis dieſer 
Gattung ift der des Proletariates. 

b. Art des Beſitzes. Von wenigſtens eben ſo großer 
Bedeutung iſt die verſchiedene Beſchaffenheit des Beſitzes, nament⸗ 
lich ob derſelbe in Grund und Boden oder in fahrender Habe 
beſteht. Die erſtere Art begünſtigt eine Neigung zum Be— 
harren und erzeugt in Denen, welche ſelbſt die Bebauung 
betreiben, einen kraͤftigen Menſchenſchlag; außerdem in roheren 
Zuftänden eine troßige Unabhängigfeit, in verfeinerten aber ‚eine 
Abneigung gegen ftaatliche Aenderungen und gegen vorzugsweiſe 
Berückſichtigung der Perfönlichkeit. Der Beſitz fahrender Habe. 
dagegen, namentlich der von Gelbfapitalien, macht eher geneigt 
zum Kosmopolitismus in gutem und jchlechtem Sinne, zu immer 
neuen Unternehmungen und zur Beweglichkeit; womit ſich freilich 
auch oft eine feige Scheu vor Gewalt und felbjt vorübergehenver 
Unruhe verbindet. Eine jcharf durchgreifende Sonderung ber 
beiden Gattungen von Beſitzern ift freilich infoferne nicht vor- 
handen, als derjelbe Mann Vermögen von beiverlei Art haben 
fann; auch pflegt eine förmliche Organifation nach der Ver: 
ſchiedenheit des Beſitzes nicht zu beftehen: dennoch ift im großen 
Ganzen der Unterſchied und die Wirkung de Grunbbefites 
und des Reichthumes an fahrender Habe unverkennbar und ber 
ganze Zuftand einer Bevölkerung wejentlich ein anderer, je 
nachdem diefelbe überwiegend aus der einen oder der andern Art 
von Beſitzenden bejteht. 

6. Die Gemeinfhaft der Religion. Ein gemein: 
ſchaftlicher Glaube und Eult ift für die meiften Menjchen ein 
höchſt bedeutendes Intereſſe, und die Beichaffenheit ver Religion 
in verftänbiger und fittlicher Beziehung von dem größten Ein- 
fluſſe auf den gefammten geiftigen, zum Theil auch auf ben 
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wirthſchaftlichen Zuſtand. Das naturgemäße Verhältniß iſt, 
wenigſtens bei einem Volke von weſentlich gleichartiger Ge⸗ 
fittigung, Bekenntniß Aller zu derſelben Religion. In dieſem 
Falle fällt daſſelbe und ſeine Wirkung zuſammen mit der 
Nationalität. Ebenſo iſt es in vielfachen Beziehungen bedeutend 
und erſprießlich, wenn der äußeren Abgränzung einer De: 
völferung auch der Abſchluß ihrer religioͤſen Einrichtung ent- 
fpriht. Allein gewöhnlich weicht hiervon freilich bie Wirf- 
fichleit ab; und dieß zwar nach zwei entgegenftehenden Seiten 
bin. Einerſeits nämlic, find jehr häufig innerhalb derſelben, 
in andern Beziehungen eine Einheit bildenden, Bevölkerung 
verſchiedene religioͤſe Ueberzeugungen, und ſomit auch verfchtebene 
tirchliche Organiſationen; andererſeits erſtrecken ſich manche 
dieſer Glaubensgemeinſchaften und der denſelben entſprechenden 
Kirchen weit über den einzelnen Staat oder das einzelne Volk 
hinaus. Die Folgen hiervon ſind nun aber in Beziehung 
auf verſchiedene neben und durch einander beſtehende Religio⸗ 
nen, wo nicht nothwendigerweiſe ſo doch oft, eine ſcharfe, die 
übrigen geſellſchaftlichen Geſtaltungen wunderbar durchſchnei⸗ 
dende und zerſetzende Abſonderung der verſchiedenen Gläubigen, 
haufig bittere Feindſchaft und Verfolgung, auf die Dauer ver⸗ 
jchiedene Lebensrichtung und Gefittigungsftufe unter Stammes⸗ 
genoffen und fonft Gtleichgeftellten; bei einer Weltausdehnung 
einer ‚Kirche dagegen eine Verbindung mit Menſchen, welche 
in jeber andern Beziehung unter verfchiedenen Einflüffen ftehen 
und beren jonftige Intereffen nicht? weniger als gleichartig find, 
überbie3 möglicherweife zwingende Beziehungen zu einem außer: 
halb des Landes fiehenden und von beffen Einrichtungen und 
Gewalten ganz unabhängigen Religiondhaupte oder zu fon: 
fligem firchlihen Mittelpunfte Die Bedeutung dieſer Zu: 
ftände für die verſchiedenen Stufenfolgen des Zuſammenlebens 
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der Menfchen kann aber, wie Teicht einzufehen, kaum hoch 
genug angefchlagen werben. 

7. Das enge raumlihe Beifammenwohnen. 
Aus der bloſen Thatſache de örtlichen Zuſammenſeins entfteht 
eine Anzahl von Intereſſen, welche von wenigitens, relativer 
Bedeutung für die Betheiligten jmd. So die Ordnung von 
Meg und Steg, die Reinlichkeit der Straßen und Pläbe, die 
Beſchaffung von Brunnen und Abzugäleitungen; dann aber 
auch die Regelung der Märkte, mancher Gewerbe, die Erhaltung 
von Ruhe, Ordnung und Sicherheit bei Tag und Nacht; bie 
Beitellung gemeinfchaftlicher Schulen und Kirchen. Alle viele 
Zwede erfordern die Sewinnung einer Webereinftimmung, Zu⸗ 
fammenlegung der Kräfte, zwedhmäßige Anwendung derſelben: 
folglich eine Organifation. Auf diefe Weife bildet ſich die Ge- 
meinde als ein durchaus nothwendiger gefellfihaftlicher Kreis 
überall, wo Menfchen nahe beifammen wohnen. Daß der 
Staat dieſe Geftaltung oft auch als kleinſten geographiichen 
Berwaltungsbezirt anfieht, und ihre, fir ganz andere weit 
näher liegende Zwecke beftimmte, Organifation vielfach zur 
Durchführung feiner eigenen Zwecke gebraucht, ift ein erft Später 
dazu kommendes Verhäaltniß, welches allerdings thatfächlich das 
Weſen der Gemeinden bebeutend zu ändern pflegt, aber doch 
deren gejelfichaftliche Grundlage nicht aufhebt ?). 

Das geiftige und ftoffliche Ergebniß der zahlreichen ge: 
fellichaftlichen Kreife für das Leben der Menichen und für bie 
Erreichung ihrer Zwecke ift ein höchft verſchiedenes, je nach- 
dem das eine oder das andere Intereſſe in den Vordergrund 
tritt; ferner nach dem Verhalten und dem Bildungsgrade der 
Betheiligten, jo wie nach dem Mangel oder ber Feſtigkeit einer 
DOrganifation; endlich je nachdem fich die verfchiedenen Lebenz- 
freife durchdringen und zerfegen, oder nur in Raum und Zeit 
neben einander liegen. Die Folgen fünnen fehr gut, aber auch 
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jehr verberblich fein. Sie mögen mit den Richtungen der übrigen, 
einfacheren und zufammengefeßteren, Lebenskreiſe des Menfchen 
zufammenfallen und fie dann ftärfen und fteigern, oder aber 
fie hemmen, verändern, ganz aufheben; fie können ihrer Macht 
nach vorwiegen und ein Volk vorzugsweife in Anspruch nehmen, 
aber auch, bei großer Gleichförmigfeit feiner Beftandtheile und 
Intereſſen, zurüdireten, ober vielmehr einfach mit dem Weſen 
deſſelben zujammenfallen. Willkührlich beftimmbar find übrigens 
weber bie gefellichaftlichen ‚Kreife ſelbſt, noch ihre Folgen; 
fondern beide ſtammen natürlicher und unvermeiblicher Weife 
aus den Thatfachen. Dieſe Iekteren find zwar vielleicht, ganz 
oder theilweile, au menfchlichem Willen hervorgegangen, oder 
koͤnnen auch wohl mit Bewußtjein abgeändert werben; allein 
wenn fie einmal beftehen und fo lange fie beftehen, haben fie 
ihren nothwenbigen Verlauf und ihre Wirkung. 

2 Damit ift jedoch nicht gejagt, daß die gejellichaftlichen 
Kreife nicht außer ihren natürlichen pfuchologifchen, fittlichen 
und Zweckmäßigkeits⸗Geſetzen auch bindenden äußeren Normen 
zu folgen haben. Einmal ordnet nicht jelten die pofitive Religion 
manche gefellfchaftliche Verhaͤltniſſe. Zweitens aber Tünnen 
auch für die Gefelfichaft aus allen Quellen, welche überhaupt 
Rechte erzeugen, Zwangsvorſchriften entfliehen. So aus ber 
Bernunft ein natürliches Recht, d. h. Feſtſtellung der nothwen- 
digen Mittel zur Erreichung der Zwede; aus Gewohnheit und 
allgemeinem Rechtsbewußtſein ein pofitives Recht, oft mit fehr 
empfindlichen Folgen für die Dawiderhanbelnden; endlic aus 
zuftändiger äußerer Auctorität fchriftlicheg Geſetz 9). . 


1) Die ist gewonnene Auffafiung ber Geſellſchaft als eines eigenen 
Lebenskreiſes, welcher verfchieden ift einerfeitd vom Einzelleben und befien Er: 
weiterung zu Familie und Stamm, andererſeits vom Staate und befien höheren 
Zufammenfeßung, if eine wiſſenſchaftliche Thatſache von großer Bebeutung. 
Es war felbft der Begriff der @efellichaft ein unmdglicher, folange bie Staats: 
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der Menfchen kann aber, wie leicht einzufehen, kaum hoch 
genug angefchlagen werben. 

7. Das enge räumlihe Beifammenmwohnen. 
Aus der blofen Thatſache des örtlichen Zuſammenſeins entfteht 
eine Anzahl von Intereſſen, welche von wenigſtens relativer 
Bedeutung für die Betheiligten find. So die Orbnung von 
Weg und Steg, die NReinlichkeit der Straßen und Pläke, die 
Beſchaffung von Brunnen und Abzugsfeitungen; dann aber 
auch die Regelung der Märkte, mancher Gewerbe, die Erhaltung 
von Ruhe, Ordnung und Sicherheit bei Tag und Nacht; bie 
Beitellung gemeinfchaftliher Schulen und Kirchen. Alle viefe 
Zwecke erfordern die Gewinnung einer Webereinftimmung, Zu- 
fammenlegung ber Kräfte, zweckmäßige Anwendung berfelben: 
folglich eine Organifation. Auf diefe Weife bildet fich die Ge- 
meinde als ein durchaus nothwendiger gejelffchaftlicher Kreis 
überall, wo Menichen nahe beilammen wohnen. Daß der 
Staat diefe Geftaltung oft auch als Fleinften geographifchen 
Verwaltungsbezirk anfieht, und ihre, für ganz andere weit 
näher liegende Zwecke bejtimmte, Organifation vielfach zur 
Durchführung feiner eigenen Zwecke gebraucht, ift ein erft fpäter 
dazu kommendes Verhältniß, welches allerdings thatſächlich das 
Weſen der Gemeinden bedeutend zu ändern pflegt, aber doch 
deren geſellſchaftliche Grundlage nicht aufhebt ?). 

Das geiſtige und ſtoffliche Ergebniß der zahlreichen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Kreiſe für das Leben der Menſchen und für die 
Erreichung ihrer Zwecke iſt ein hochſt verſchiedenes, je nach⸗ 
dem das eine oder das andere Intereſſe in den Vordergrund 
tritt; ferner nach dem Verhalten und dem Bildungsgrade der 
Betheiligten, ſo wie nach dem Mangel oder der Feſtigkeit einer 
Organiſation; endlich je nachdem ſich die verſchiedenen Lebens⸗ 
kreiſe durchdringen und zerſetzen, oder nur in Raum und Zeit 
neben einander liegen. Die Folgen können ſehr gut, aber auch 
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biefen in feinen Eigenthümlichfeiten zu begreifen und als ſolchen auszuſon⸗ 
bern, ober ihn im unbeſtimmter Schwebe und unflarer Vermiſchung nad 
zwei Seiten bin zu laſſen? Hier fcheint denn nun aber über das richtige 
Berfahren fein Zweifel obwalten zu können, wenn es fi} einmal davon 
handelt, die Geftaltungen bes menfchlihen Zufammenlebens in ihrem 
Weſen unb in ihrem Unterfchiede aufzufaffen. 

2) Bluntſchli tabelt, a. a. O., ©. 251 fg., daß — bie Ausſcheidung 
einzelner gefellfchaftlicher Kreife einmal angenommen — nicht auch bie Fa= 
milien und die politifhen Partheien zu ihnen gerechnet, fondern jene 
ala ein eigener Lebenskreis aufgefaßt, diefe ganz übergangen worden feien. 
Alle Merkmale bes gefellfchaftlichen Kreifes feien auch bei ihnen vorhanden. — 
Beides iſt mit Vorbebacht gefchehen. Daß eine Familie auch gemeinfame 
Intereſſen bat, ift ganz richtig; allein diefelben find nur mehr ober weniger 
zufällige Folgen, nicht aber ber Zived ber Verbinbung und ihr Wefen, welche 
vielmehr in der Ergänzung ber menfchlichen Verjönlichkeit durch eine Perſon 
verſchiedenen Befchlechtes und in der Fortpflanzung beftehen. Dieß ift num 
etwas fo Eigenthümliches, und der daraus für bie menſchliche Berfönlichkeit 
entftehenbe Einfluß ift fo ganz verfchieden von ben aus gemeinfchaftlicher 
Verfolgung eines äußeren Zwedes fid, ergebenden Zuftänden, baß bie 
beiben Arten von Lebendkreifen nicht vermifcht werben dürfen. Der Familie 
gehört unzweifelhaft eine Stelle in ber Geſammtſchilderung der verfchiedenen 
Geſtaltungen des menſchlichen Zujammenlebend; allein damit nicht gleich: 
bedeutend ift Aufnahme unter die gefellfchaftlichen Kreife. Was aber bie 
politiſchen Partheien, betrifft, fo ift allerdings einzuräumen, ba fie große 
Ähnlichkeit mit den im Vorftehenben aufgeführten gefellfchaftlichen Geftaltungen 
baben, und e3 wäre fomit vielleicht ihre Einbegreifung unter diefelben zu 
vechtfertigen; dennoch fcheint es richtiger, ihrer als einer fpecififchen Er⸗ 
kheinung bes Staatslebens zu gebenken, (f. unten, F 21,) indem fie doch 
ledigih nur im Stante, und zwar nur in beſtimmten Arten beffelben, 
möglih find, fie aud überhaupt nur in Beziehung auf flaatliche Beſtre⸗ 
tungen und Zuftände beitehen. 

3) Die Anerkennung ber Geſellſchaft als eines eigenthiimlichen Lebens: 
kreiſes, welcher nicht zufammenfällt weder mit dem Leben bes Einzelnen 
noch mit Sinrichtungen bed Staates, bat fowohl eine formelle als eine 
fachliche Bebeutung. In erfterer Beziehung, inbem fie eine logifch rich- 
tige Ordnung ber Staatd- und ber Rechtswiſſenſchaft möglih macht und 
namentlih manchen Lehren, welche bisher zwifchen Staats: und Privat: 
recht bin und ber gefchoben wurden, weil fie in ber That feinem von beiben 
angehören , ihre gehörige Stellung anweist. Daß hierdurch ein ganz neues 
Gebäude von Wiflenfchaften entfteht, mag beichwerlich und ftörend für Die 
bergebrachten Anſchauungen fein; es ift bieß jedoch Fein Wiberlegungsgrunb. 
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Diefe gemeinjchaftlichen Zuftände und Organismen werben 
geſellſchaftliche genannt; die Gefammtheit verfelben in 
einem bejtimmten Lande ift die Geſellſchaft). 

Die Zahl diefer gefellfchaftlichen Kreife ift weder an fich 
und überhaupt, noch für ein concreted Land won vorne herein 
feftftellbar, fondern fie wird durch das thatjächliche Vorhanden⸗ 
fein der maaßgebenden Intereſſen bei einem concreten Volke 
und zu beftimmter Zeit geordnet. Mo mtereffen groß und 
bleibend find, dienen fie zum Kerne gefellfchaftlicher Kreiſe; 
aber auch nur dann. Unbedeutende Verhältniffe vermögen näm- 
lich Keine hinreichende Anziehungskraft und Feine Nöthigung zu 
einem für Alle wirkenden Organismus zu üben, und blos 
vorübergehende wenngleid, große Intereſſen Lönnen feine dauern: 
den Geftaltungen hinterlaſſen. Natürlich ift hierbei jehr Vieles 
jubjectiv; und es kann ein Verhältnig zu einer Zeit oder bei 
einem Volke von der größten gemeinjchaftlichen Wichtigkeit er: 
ſcheinen, während es bei anderen Menſchen und auf ander? 
gefittigten Stufen wenig beachtet wird. Nichts ift daher unter 
jich abweichender, als der geſellſchaftliche Zuftand verſchiedener 
Völferichaften und felbft deffelben Volkes zu verfchievenen Seiten. 
— Bei Völkern der Neuzeit und von europäifcher Gefittigung 
find übrigens erfahrungsgemäß. folgende 2) Intereſſen auch 
Mittelpunkte gejellfchaftlicher Kreife: 

1 Die Gemeinschaft der Nationalität und der 
Sprache Nenn verfchiedene Stämme oder gar Racen einem 
größern, ſei es geographifchen ſei es politiichen, Ganzen ange: - 
hören, tritt unter den zufammengezwängten leicht eine Zu: 
fammenjchaarung der Nächjtwerwandten und ein Gegenſatz ber. 
Einen gegen die Andern ein; und es ift dies von um jo größerer 
Bedeutung, ald gewoͤhnlich auch noch Religions, Stände-, und 
Befigverhältniffe mit ind Spiel tommen. Daher denn Abfon- 
derung im Raume, oder wenigften® im Umgange; verfchiedene 
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Sitten und Bebürfnifle; oft Haß, Verfolgung und Unterbrüdung. 
Am jchärfften ausgeprägt und am fchwerften verfchmelzbar find 
geſellſchaftliche Kreife diefer Art, wenn fie durch eine fchon im 
Acuperen auffallenve Raceverfchiedenheit bedingt find. 

2. Die gemeinfhaftlihe Abftammung von ge- 
ſchichtlich ausgezeichneten oder rechtlich bevor: 
zugten Familien. Sowohl der Stolz auf eine ſolche Her: 
tunft, als die Bemühung zur Erhaltung der Bevorzugung koͤnnen 
zu einem ſehr feften Bande unter den Betheiligten und zu einer, 
ſchroffen Abfonderung derfelben von allen Plebejern führen. 
Hieran knüpfen ſich dann leicht noch eigene Sitten, vorzugs- 
weifer Betrieb beftinmter Lebensbeſchäftigungen, vielfache gegen: 
feitige Verwandtſchaft. Ein folcher gejellichaftlicher Kreis mag 
fich aber über die Grenzen Eines Staates hinaus erftreden, 
wenn bie gefchichtlichen und die befonderen rechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe in ſolcher Ausdehnung und in wefentlicher Gleichartigfeit 
vorliegen, fomit bie Gleichheit der Intereſſen ſowie ber geiftigen 
und äußeren Zuſtände eine Solibarität auch unter weit auß- 
einander wohnenden” Genofjen erzeugt. 

3. Die gemeinfchaftliche perfönliche Bedeutung. 
Die durch Bildung, genügenden Befit und staatlichen Einfluß 
an der Spike einer Bevoͤlkerung Stehenden haben, auch wenn 
feine bevorzugte Geburt dazu kömmt, cine gemeinfame Stellung 
und gleiche natürliche SIntereffen gegenüber von ver großen 
Menge. Sp die Aufrechterhaltung feinerer Sitte; die Bewah- 
rung de3 natürlichen Einfluffes für Begabung und Bildung; 
dad Beſtehen höherer Eulturanftalten, u. |. w. Diefer Mittel: 
punkt ift naturgemäß und berechtigt; allein er tft weniger feft 
und zu abgefonderter formeller Geftaltung lange nicht fo geeignet, 
als 3.3. die Geburtäariftofratie, dieß aber wegen Unbeſtimmtheit 
der Gränzen der Genoſſenſchaft und wegen Verfchiebenheit ber 
Anfprüde. Es find aljo die Optimaten, die Gentry, die Hono⸗ 
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In fachlicher Beziehung aber iſt einleuchtend, baß bei einer Anerfen: 
nung ber Gefellfchaft einerfeit? die Nothwendigkeit eintritt, die Regeln 
für das Verhalten bes Staates gegen biefe wichtige Lebensgefialtung auszu⸗ 
fondern und zu burchdenfen, andererſeits aber ber Staatswiffenfchaft bie 
Regelung großer Verhältnifie abgenommen ift und biefe auf ihre eigene 
Grundlage geftellt werben, während biöher dem Staate Fremdartiges zuge⸗ 
tbeilt, und alfo von ihm Unmögliches ober Falſches verlangt wurde. 
Leptered gilt fowohl vom Rechte ald von der Politik, 


S 6. 
6. Der Staat. 


Der Menſch ift durd Familie, Stamm und Gefellfchaft 
wejentlich in feinen äußeren und inneren Lebenszwecken geför- 
dert. In allen drei Kreifen wirfen bie Kräfte Anderer gemein- 
ſchaftlich mit den feinigen zur Erreichung mannchfachen Nutzens, 
welchen er vereinzelt niemal3 gewonnen hätte. Allerdings bat 
er auch Andern feinerfeitß beizuftehen; allein der Gewinn eines 
jeden Theilhabers ift immer ohne allen Vergleich größer als 
feine Einlage, weil die Geſammtheit fpecififch andere Güter 
ſchafft, als der Einzelfraft möglid, wären ſelbſt bei angeltreng- 
tejter Verwendung, und weil die Genoffenfchaft jeden Einzelnen 
geiftig entwickelt. 

Doch iſt der Zuſtand auch bei voller Entwiclung und 
Thätigkeit der bisher beiprochenen Formen des Zuſammenlebens 
ein noch gar unvollkommener; und zwar in mehreren Be— 
ziehungen. | 

1. Die Regeln für die verfchiedenen naturwüchſigen 
Formen des Zuſammenlebens jind zum großen Theil nicht 
durch eine äußere Auctorität gegeben, fondern folgen nur aus 
der Natur der Sache. Daher find fie denn nicht beftimmt 
genug für alle vorkommenden Einzelheiten; fie werben keines⸗ 
wegs von Allen und unter allen Umftänden anerfannt; und fic 
find, ohne äußeres Beurtheilungszeichen, veränderlich je nad) der 
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1 
abgeſchwaäͤcht ſind die Zünfte und Gilden; noch loſer endlich 
die gemeinſchaftlichen Kreiſe der Bürger und Bauern, ver Ge- 
werbenben und Kaufleute uberhaupt, der Fabrikarbeiter und 
Fabrikbeſitzer, u. ſ. f. 

5. Gemeinſchaftliche Verhältniſſe des Be— 
fitzes; und zwar in zwei Beziehungen: 

a. Größe des Beſitzes. Ungleichheit des Vermögens 
gibt in der Regel eine verſchiedene Lebenzftellung, ſowohl was 
den Einfluß auf Andere als was bie Forderungen an die Ge: 
ſammtheit betrifft. Daran Mnüpfen ſich dann verjchiebene Sitten 
und Sympathieen. Zu allen Zeiten haben die Reichen, bie 
mittelmäßig Begüterten und die Armen ſcharf unterfchiedene 
Abtheilungen der Gefellfchaft gebildet, und ihre Intereſſen find 
häufig, entweber in der Wirklichkeit oder doch in der Meinung 
der Betheiligten, ungfeichartig und ſelbſt feindſelig geweſen. 
Daher denn ein natürliches Zufammenhalten, beziehungsweiſe 
Abſtoßen; nicht felten ſogar die furchtbarften Kämpfe, namentlich 
wo der Reichthum der Einen die Urfache der Armuth der Andern 
zu fein ſchien, ober Jonft das Uebergewicht des Reichthums miß⸗ 
brauscht wurde. Eine foͤrmliche Organiſation der verſchiedenen 
Vermoͤgensklaſſen iſt allerdings nicht immer vorhanden, beſonders 
nicht aller zu gleicher Zeit; allein theils beſteht der Einfluß 
der verſchiedenen Größe des Beſitzes auch ohne eine Äußere Ein: 
rihtung, und macht fich in einem Gefühle der Gemeinfchaftlichkeit 
und einem Bebürfnige gleichen Handelns geltend, theils kommt 
ſelbſt eine Organifation nicht felten vor, entweber als eigene 
itantliche Einrichtung (Cenſusklaſſen), oder durch eine Verbindung 
mit andermweitigen gefelffchaftlichen Geftaltungen, z. B. den Ge: 
burtöftänden und den Beichäftigungsarten. In Fällen der 
letzteren Art tritt natürlih das eigenthüimliche Intereſſe jeder 
Mafle jehr entfchieven hervor und wird feſt von den Genoſſen 
geſchützt; freilich wohl auch grimmig angefeindet von den Un⸗ 
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werden; ſoll es ferner an den entjprechenden Mitteln zur Zweck⸗ 
erreihung und an dem Gehorfame gegen die Leitung nicht 
fehlen: jo muß für jeden thatjächlich zufammengehörenden, von 
anderen getrennten, und innerhalb eines bejtimmten Theiles der 
Erooberfläche Lebenden Theil des Menſchengeſchlechtes ein einheit- 
ficher und Eräftig ausgeftatteter Organismus bejtehen, welcher 
die einzelnen PBerfönlichkeiten, die Familien, die Stämme und 
die gefellfchaftlichen Kreiſe diefe Volkes zuſammenfaßt. — 
Diefer Organismus aber ift der Staat ?). 

Auch cr alfo ift Lediglich en Mittel zur Erreihung 
menjchlicher Zwecke, jomit von den übrigen Lebenzfreifen wohl 
nach Umfang, Orbnung, Madjt und fachlicher Aufgabe ver- 
ſchieden, nicht aber in feinem legten Zwede?). Er verhält ſich 
zu den Berjchiedenheiten der übrigen Geftaltungen als aus— 
gleichende Einheit; zu Widerſpruch und Unvermunft als über- 
wältigende Nöthigung; zu Unvollftändigfeit und maßlojer Aus- 
dehnung als Ausfüllung und Begränzung. — Damit foll aber 
nicht etwa gefagt fein, daß er nur al? eine gefchichtlich Tpäter 
eintretende Bildungsform betrachtet werden koͤnne. Die Ent- 
jtehung eines Staates kann zwar mit dem Vorhandenſein ein- 
zelner Perjönlichkeiten und weniger Familien nicht zufammen- 
fallen, weil er zahlreiche Theilnehmer und Verhältniſſe, eine 
räumliche Ausdehnung und die geiftigen und ftofflichen Beſtand⸗ 
theile einer Macht vorausfegt, er auch zur Ordnung fo ein- 
facher und weniger Verhältniſſe gar nicht nöthig wäre; dage⸗ 
gen ift feine Entjtehung und Entwidelung ‘an und mit bem 
Stamme und mit der Gefellichaft gar wohl deufbar, und 
müffen bieje keineswegs in ihrer Entfaltung ihm vorangegan= 
gen fein. Eben jo wenig hören die jonjtigen naturwüchſige⸗ 
ren Formen des menfchlichen Zuſammenlebens mit ber vollen 
Wirkſamkeit des Staates auf; vielmehr können alle übrigen 
Lebenskreiſe, namentlich auch die Gefellfchaft, fi) in dem 
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Staate vortrefflich bilden und gebeihen. Er ift ja nicht ihre 
Aufhebung, fondern ihre Ergänzung; fie dagegen bilden feinen 
Zweck und feinen fachlichen Inhalt. 

Auch der Staat fteht unter den verſchiedenen Gefeßen, 
welche überhaupt das menfchliche Leben regeln; alſo unter 
denen des Mechtes, der Sittlichkeit, der Religion und ber 
LKlugheit. Ihre Ineinanderpaſſung ift Sache des praftifchen 
Verſtandes und der Wiſſenſchaft. 


1) Es wird ſogleich, 57, erörtert werben, in wie ferne ein allgemeines 
Weltreich ſchließlich möglih und nützlich if. Zunächſt find die allgemein 
beſtehenden Berbältniffe ind Auge zu faffen. Diefe zeigen nun aber eben 
eine Abtheilung des Menſchengeſchlechtes in eine Anzahl von gleichzeitigen 
aber weſentlich verſchiedenen und ſich ferne von einander haltenden Völker⸗ 
ſchaften. 

2) Nähere Ausführung Über Begriff und Weſen des Staates ſ. unten, 
$ 11 u. 12. Hier handelt es ſich nur von der Bezeichnung feiner Stelle 
in ber Reihe ber menfchlichen Lebenskreiſe und von feinen Verhältniffen zu 
diefen. — Im Uebrigen vergleiche man über das Verhältniß bed Staates 
im Allgemeinen zu dem Weſen des Menfchen und zu dem Medium, _in 
welchen fich diefer bewegt, Planta, P. C., Die Wiffenfchaft des Staates 
oder die Lehre von dem Lebendorganismus. I. II. Chur, 1852; unb 
(Bollgraff) Erſter Verſuch einer Begründung der allgemeinen Ethnologie. 
I—II. Marburg, 1861—55. 

3) Die Nachweifung des Staates als eines logiſch nothwendigen Glie⸗ 
des in einer ganzen Reihe von menſchlichen Lebensgeſtaltungen beweiſt am 
beſten bie Unhaltbarkeit einer naturphiloſophiſchen Auffafſung. Wenn ber 
Staat nicht mehr und nicht weniger iſt, als eine der Einrichtungen, welcher 
die Menſchen bedürfen zu Erreichung ihrer verſchiedenen Zwecke; und wenn 
jede dieſer Einrichtungen eine ihrer ſpeciellen Beſtimmung angepaßte Form 
und einen entſprechenden Inhalt hat: ſo kann verſtändiger Weiſe von einem 
muftiichen Zuſammenhange bed Staates mit dem menſchlichen Organismus, 
fei e8 nun bem geiftigen ober dem Förperlichen, nicht bie Rebe fein. Eine 
ſolche Bergleihung mag Geift und Wit zeigen; allein über das Weſen des 
Staates unb über bie ihm nothwendigen Einrichtungen kann auß einer 
Bergleichung ber verſchiedenen Staatsbehörben mit dem Verſtande, bem 
Willen, ber Einbildungskraft, oder gar mit Gehirn, Nafe und Nabel weder 
Mares Berfländnig noch im Leben Anwenbbared gewonnen werden. Es 
verkößt befanntlich gegen die erſten Geſetze der Logik und Arithmetik, weſent 

v. Mohl, Enchdlopäbie. 3 
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lich ungleichartige Dinge mit einander zu vergleichen. Ungleichartig find 
nun aber einmal ver einzelne menfchlihe Körper oder Geift, unb bie zum 
Wollen oder Handeln beftimmten Einrichtungen eine Staates. — Solde 
naturphilofophifche Auffaffungen des Staates tauchen von Zeit zu Zeit 
immer wieber auf, theild aus einer ganzen Franfhaften Richtung einer Zeit, 
theild aus individueller myſtiſcher und bichterifcher Anlage. In neuerer Zeit 
find namentlich folgende Schriften zu nennen: Nibler, J. B., Der Staat 
aud dem Organismus bed Univerfums entmwidelt. Landshut, 1805. — 
(Wangenbeim, K.v.,) Die bee ber Staatsverfaffung. Frankfurt, 1815. 
— Bluntfäli, 3. C., Pſychologiſche Studien über Staat und Kirche. 
Züri, 1844. — Rohmer, Th., Die vier Parteien. Züri, 1844. .. 


7. 
1. Die Staatenverbindungen. 


Allerdings hat jeder einzelne Staat die Aufgabe, das ein- 
heitliche Leben jeines Volkes herzuftellen, und zwar in allen 
Beziehungen und unter Berüdficytigung aller berechtigten Zwecke 
der fämmtlichen in bemfelben enthaltenen Lebenskreiſe; und ein 
jeder Staat ſoll in diefer Rückſicht völlig abgefchloffen und ge- 
nügend fein. Dennoch ift die vernünftige Orbnung des menfcdh- 
lichen Zuſammenlebens nicht beenbigt mit der vereinzelten Thä⸗ 
tigkeit jedes befonderen Staates. Vielmehr entftehen über dieſe 
hinaus noch dreierlei Aufgaben, damit aber cin noch jehr erwei⸗ 
teter Lebenskreis. Erſtens erzeugt dad Nebeneinanderbeitehen 
mehrerer Staaten das Bebürfnif einer Ordnung unter ihnen 
und ihren Theilnehmern, und gibt zu gleicher Zeit das Mittel 
der Befriedigung. Zweiten? kann die Unvollfonmenheit einzel= 
ner concreter Staaten die Gründung gemeinjchaftlicher Er- 
gänzungsanftalten veranlaffen. Drittens endlich gewährt das 
Zuſammenwirken vieler, im Ideale aller, Staaten die Mög- 
lichkeit der Erreihung weiterer bedeutender Vortheile und ſo⸗ 
gar der Gründung eines höhern Zuſammenlebens ber gefamm- 
ten Menſchheit i). 

1. Das Nebeneinanderbeſtehen mehrerer Staaten 
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erfordert namentlich in- folgenden Verhältniſſen ein übereinſtim⸗ 
mendes Wollen und Handeln: . 

Zunächſt Hinfichtlich des Verkehres der Einzelnen über 
die Grenzen ihres eigenen Staates hinaus, fei e8 nun mit fremben 
Staaten als folchen, ſei e8 mit den Bürgern derſelben. Die 
Gründe zu ſolchem Verkehre find mannchfach und nöthigend. 
Namentlih: gegenfeitiger Austauſch von Lebensbedürfniſſen 
jeder Art, da kein Land und fein Volk einerſeits alles erzeugt, 
was es bedarf, andererfeitd alles verbraucht, was es hervor: 
bringt und’ was anderen nützlich ift; Einfammlung von Kennt- 
niffen und Erfahrungen außerhalb der eigenen Landesgränzen; 
Gefundheitsrucfichten u. f. w. Je gefittigter und vielfeitiger 
ein Bolt ift, deſto größer ift auch das Bedürfniß feiner An- 
gehörigen nach ſolchem auswärtigen Verkehr (Türken, Hotten- 
totten und Botofuben reifen gar nicht, Spanier nicht viel). 
Die immer fteigende Leichtigkeit des Verkehres fteigert auch bie 
Möglichkeit, und die Luft zu bemfelben. Aus ſolchen Be- 
ziehungen des Einzelnen zum Auslande ergeben fich dann aber 
auch Verhältniffe desfelben zu den fremden Staaten al folchen 
und zu beren Regierungen. So 3.3. Verlangen nad) Schuß, 
Begehren nad, Unterftügung, Forderung von Rechtshilfe, Fol⸗ 
gerungen aus Webertretungen ber Geſetze. 

Sodann Finnen auch ganze gejellichaftliche Kreife, wenn 
ſchon feltener und in der Regel verſchwommener, in Beziehun: 
gen zu gleichartigen Gejtaltungen innerhalb der Gränzen an: 
derer Staaten ftehen. Dadurch tritt denn aber ebenfalld bie 
Nothwendigkeit einer Ordnung von Verhältniffen, ſowohl mit 
Einzelnen als mit Regierungen, ein. So 3. B. bei gleichen 
Kirchen, gleichen Ständen, gleichen Racen. 

Endlich kommen die Staaten felbft ald Einheiten in viel- 
fache Berührungen mit anderen gleichzeitig bejtehenden Staa- 
ten. Feſtſtellung der Gränzen, Selbftänbigfeit der Willens⸗ 
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bejtimmungen und Einrichtungen, Gleichheit der Intereſſen 
gegenüber von Tritten, Verjchiedenheit der Lebensrichtung, Ver⸗ 
tretung einzelner Angehörigen in deren Beziehung zum Aus: 
lande, geben vielfache VBeranlaffung zu Verhandlungen und Ver⸗ 
abredungen; wohl aber auch zu Streitigkeiten und Feindſchaft. 

Eine vernünftige Orbnung aller dieſer Verhältniſſe ift 
unerläßlich, fowohl weil eine Unflarheit oder ein in Handlun⸗ 
gen übergehender Wierftreit in ben auswärtigen Beziehungen 
die inneren Einrichtungen im eigenen Lande ftören, als weil 
Zwieſpalt mit den Nachbarn nicht nur die Beziehungen der 
einzelnen Bürger zu benfelben gefährben, ſondern auch bie 
biezfeitige Gefammtheit in ihren Anfprüchen und vielleicht jelbft 
in ihrem Dafein bebrohen würde. Dieje vernünftige Ordnung 
der internationalen Verhältniffe aber kann wieder von verfchte- 
denen Gefichtöpunften ausgehen, nämlich vom fittlichen, reli⸗ 
giöfen , vechtlichen, wirthfchaftlichen und von dem der Klugheit. 
Am nothwendigften und auggiebigften ift freilich eine rechtliche 
Ordnung; und deßhalb ift denn auch biefe (das Völkerrecht), 
die bei weiten häufigfte und beftimmtefte, während eine Feſt⸗ 
jtelung de3 aus den übrigen Geſichtspunkten fich ergebenden 
Geſammtlebens zum Theil eine höhere Oefittigung verlangt, zu 
welcher Völker nur feltener fich auffchtwingen, (wie z. B. bie 
Ordnung der internationalen Beziehung nad) den Gchoten des 
reinen Sittengeſetzes,) zum Theile ſchwer in beftimmte und un- 
wandelbare Regeln zu bringen ift, (wie namentlich die Klug: 
beitölehre für die auswärtigen Verhältniſſe.) 

2. Die Unzulänglichkeit einzelner, beſonders Hlei- 
nerer, Staaten ift allerdings ein großer Fehler ; allein um jo 
nothivenbiger ift eine Ergänzung. Am wenigften vom Begriffe 
eines genügenden Staates entfernt find diejenigen, welche zwar 
ihren Organismus leidlich zu bewerkſtelligen nnd damit we⸗ 
nigjtend den größeren Theil der Aufgaben im Inneren zu 
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loͤſen im Stande find, welchen aber die Macht zu eimer immer 
ficheren Bertheibigung gegen Außen fehlt. Weit weniger ent- 
Sprechen gerechten Forderungen ſolche Staaten, welche die fach- 
lichen und geiftigen Mittel nicht befiken, um alle nothwen- 
digen Kinrichtungen genügend zu treffen, und bei welchen 
namentlich jolche Anftalten unvolllommen oder ganz unmöglich 
find, deren Gedeihen durch eine große Anzahl von Theilneh- 
mern oder eine ausgedehnte Gebietsſtrecke bebingt iſt. (Oberfte 
Gerichte; Hochſchulen; Voten ; Eifenbahnen; ein Zolliyften.) 
Im erften Falle genügt eine Verbindung mehrerer ſchwäche⸗ 
rer Staaten zu einem bloß völferrechtlichen Ganzen, in wel- 
chem die innere Selbftftändigfeit und Regierung der einzelnen 
Genoſſen unangetajtet bleibt, und nur zur Abwehr gegen 
Außen gemeinjchaftliche Verabredungen und Anftalten getroffen 
find; alfo ein Staatenbund. Noch fchwächere und umzu- 
reichendere Staaten dagegen müſſen fich zu ihrer Ergänzung ber 
Bildung einer gemeinjchaftlichen, über ihnen allen jtehenden 
und Schug und Hülfe in ausreichendem Maaße gewähren: 
den Staatögewalt unterwerfen, damit aber an biefe ‚einen 
entfprechenden Theil ihrer eigenen Souveränität abtreten. Hier: 
durch entfteht ein boppelted® Verhältniß, Bundesſtaat ge 
nannt deſſen bezeichnende Eigenthümlichkeit das Vorhandenfein 
von zwei Gewalten mit entiprechenden Organifationen ift. — Bet: 
derlei Staatenverbindungen find allerdings von mannchfachen 
Schwierigkeiten und Mängeln begleitet, und bleiben immer nur 
Nothbehelfe im Vergleiche mit großen einheitlichen Staaten; 
allein unter gegebenen Umjtänven find fie doch eine unentbehr: 
liche und naturgemäße Gliederung des menfchlichen Zuſammen⸗ 
lebens. Die Einrichtung beider Vereinigungsarten ift verichie- 
den. Bei einem bloßen Staatenbunde ift ein beftändiges Or- 
gan der Sefammtheit nicht.eben unerläßflich, und e8 mag auch 
durch nur zeitiweife Zufammenfünfte und felbft durch jchrift- 
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lichen Verkehr das Gemeinfchaftliche verabrenet werden. Doch 
wird alferbingd auch bier die Ueberwachung ber vertraggmäßi- 
gen Leiſtungen jowie der Verkehr unter den Genoffen erleich- 
tert fein durch einen gemeinfchaftlichen beftändigen Rath, in 
welchem die Mitglieder, vielleicht mit verfchiedenem Stimmrechte 
je nach ihrer Bedeutung und Leiſtung, vertreten find. Natür: 
lich nimmt aber eine folche Verfammlung niemal? die Eigen- 
fchaften einer Regierung an, ſondern bleibt immer eine Zu⸗ 
fammenfunft von Abgeordneten felbitftändiger und nur zu 
einzelnen Zwecken verbünbeter Staaten. Ein Bundesſtaat bage- 
gen bebarf einer förmlichen Staatögewalt, eines eigenen In⸗ 
habers verfelben, einer regelmäßigen Organiſation der unter: 
geordneten Behörden, kurz einer Verfaffung und Verwaltung. 
Im Mebrigen kann fowohl der Hauptgedanke eines folchen 
gemeinfchaftlichen Staates, als die Form der Ausführung 
verjchieden fein, je nach der Art der einzelnen verbundenen 
Staaten und nad) der Zweckmäßigkeit. 

3. Was endlich die Ausbildung eined hoͤhern Geſammt— 
lebens der Menfchheit durch Zuſammenwirken der einzelnen 
Staaten, oder etwa auch Staatenverbindungen,, betrifft, jo ift 
einleuchtend,, daß in verjelben Weile, wie die Erreichung ber 
Lebenszwecke ber einzelnen Perjönlichkeit durch Zufammenlegung 
der Kräfte, Theilung der Arbeit und gegenfeitige geiftige An- 
regung vieler Menfchen gefördert wird, ähnliche Vortheile 
entftehen müjjen, wenn ganze ftaatliche Vereine zu einem orga- 
nischen Wirken zufammentreten. In einem folchen Vereine wäre 
nicht nur Rechtsſchutz ausgiebig beichafft; ſondern es koͤnnten 
auch burch großartige Anwendung einer Seits von Mittel⸗ 
und Kraft: Zufammenlegung anderer Seitd von drtlicher Ar- 
beitätheilung fachliche und geiftige Güter gefchaffen werben, zu 
beren Erzeugung die Mittel der einzelnen, wenngleich zu ben 
nächiten Zwecken genügenden, Staaten niemals binreichen wür⸗ 
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den; auch Eönnten bei jo engem Berbanbe die irgendwo ge- 
machten Verbefferungen überall Eingang finden; durch alles 
dieſes aber würde dem menfchlichen Dafein ein höheres Ziel ge- 
ſteckt, das ganze Leben gehoben werden. Begreiflich gehört jeboch 
ſchon zur Auffaffung eines ſolchen organischen Leben? vieler 
Staaten, und noch mehr zu der folgerichtigen und vollftänbi- 
gen Durchführung, ein hoher Grad von Geftttigung, und müf- 
fen einem folchen Zuftande viele und lange Orbmungen ber 
internationalen und der bunbezftaatlichen Verhältniffe aus nie- 
dereren Geſichtspunkten und auf tieferen Stufen vorangehen. 
Erft einer fpäten Zukunft ift daher die Erreihung einer fol- 
hen Organifation der gefammten Menjchheit vorbehalten, wenn 
fie je überhaupt eintritt. Dann werben fi) auch wohl bie 
hierzu paffenden Formen finden, deren vorzeitige Erörterung 
von feinerlei Nutzen wäre ?). Bis jett find faum vereinzelte 
und nicht immer bewußte Anfänge zu einer folchen höheren 
Ausbildung ded Zufammenlebend gemacht, und felbft die Wil: 
ſenſchaft ift erft mit dem Begreifen der Aufgabe beichäftigt 3). 


1) Es würde geringe Einficht in die Geſchichte der Entwicklung bes 
Menſchengeſchlechtes im Allgemeinen und bes Völferrechtes im Beſondern 
beweifen,, wenn aus dem jegigen noch unvolllommenen Zuftande ber inter: 
nationalen Ordnung im Gegenjape mit anderen vorgerüdteren Seiten bes 
Lebens gefchloffen werben wollte, daß bie Menſchen eine höhere Stufe ber: 
felben nicht zu erreichen vermögen. Die Yortfchritte in diefen Verhältniſſen 
find allerdings außerordentlich Tangfam; allein bie Gefittigung hat doch 
einen bebeutenden Weg zurüdgelegt, namentlich feit dem claffifchen Alter: 
thume, welches ben Fremden nur als rechtloſen Feind aufzufaflen vermochte. 
Es ift daher die Hoffnung gar nicht aufzugeben, daß auch noch eine weitere 
Gteigerung zunachſt des rechtlichen Bewußtſeins, dann aber allmälig auch 
ber ganzen fittlichen Auffaflung eintreten werde. Jedenfalls ift Die Staaten: 
verbindung in ihren verfchiedenen Auffaffungen als das abſchließende Glied 
in ber Reihenfolge der menſchlichen Lebenskreiſe aufzuführen, da biefelbe 
eine logiſche Nothwendigkeit ift und wenigftend unvolllommene Anfänge 
bereits beſtehen. 

2) Die Forderung eines endlichen rein vernünftigen Verhaltens der . 
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In fachlicher Beziehung aber iſt einleuchtenb, bag bei einer Anerfen: 
nung ber Geſellſchaft einerfeit? die Nothiwenbigkeit eintritt, die Regeln 
für das Verhalten des Staates gegen biefe wichtige Lebensgeftaltung auszu⸗ 
fonbern und zu durchdenfen, anbererfeit3 aber ber Staatswiſſenſchaft die 
Regelung großer Verhältnifie abgenommen ift und biefe auf ihre eigene 
Grundlage geftellt werben, währen bisher dem Staate Frembdartiges zuge: 
tbeilt, und alfo von ihm Unmögliches oder Falſches verlangt wurde. 
Letzteres gilt fowohl vom Nechte als von ber Politik. 


S 6. 
6. Der Staat. 

Der Menſch iſt durch Familie, Stamm und Geſellſchaft 
weſentlich in ſeinen äußeren und inneren Lebenszwecken geför⸗ 
dert. In allen drei Kreiſen wirken die Kräfte Anderer gemein— 
ſchaftlich mit den ſeinigen zur Erreichung mannchfachen Nutzens, 
welchen er vereinzelt niemals gewonnen hätte. Allerdings hat 
er auch Andern ſeinerſeits beizuſtehen; allein der Gewinn eines 
jeden Theilhabers ift immer ohne allen Vergleih größer ala 
feine Einlage, weil die Geſammtheit fpecififch andere Güter 
ſchafft, als der Einzelfraft möglich wären felbft bei angeftreng- 
tejter Verwendung, und weil die Genoſſenſchaft jeden Einzelnen 
geiftig entwickelt. 

Do iſt der Zuſtand auch bei voller Entwidlung und 
Thätigleit der bisher beſprochenen Formen des Zuſammenlebens 
ein noch gar unvollkommener; und zwar in mehreren Be— 
ziehungen. 

1. Die Regeln für die verſchiedenen naturwüchſigen 
Formen des Zuſammenlebens ſind zum großen Theil nicht 
durch eine äußere Auctorität gegeben, jondern folgen nur aus . 
ber Natur der Sache. Daher ſind fie denn nicht bejtimmt 
genug für alle vorkommenden Einzelheiten ; fie werben keines⸗ 
wegs von Allen und unter allen Umftänden anerkannt; und fie 
find, ohne äußeres Beurtheilungszeichen, veränderlid) je nach der 
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wechfelnden Auffafjung. Daher ben Zweifel, Streit, mög- 
licherweife Zerrüttung. 

2. Es beiteht in ben bisher befprochenen Lebenskreiſen 
keineswegs überall eine gemügende, immer bereit jtchende, jeder 
unberechtigten Störung überlegene Gewalt: Damit aber ift 
die Erreihung der gerechten Forderungen der Genoſſen und 
die Erhaltung des betreffenden Organismus in Frage geftellt. 

3. Im Begriffe der Geſellſchaft Tiegt, wie bereit? bemerft, 
dag Merkmal einer- beftimmten räumlichen Begränzung nicht; 
und ebenjowenig die Rothwendigkeit einer gleichmäßigen Aus⸗ 
dehnung aller gejellichaftlichen Kreife derfelben Art über daſſelbe 
Doll. Nun it aber doch eine fcharfe Abſcheidung der ver: 
ſchiedenen Abtheilungen des Menjchengefchlechtes durchaus noth- 
wenbig zur Ordnung des Zuſammenlebens, weil nur auf diefe 
Weile ein beitimmter Plan für eine Organifation, eine Be: 
rechnung der Mapregeln, eine fichere Bezeichnung ber Be⸗ 
vechtigten und Berpflichteten, die Bilbung und Anerkennung 
einer augreichenden gemeinfchaftlichen Gewalt denkbar ift '). 

4. Endlich und hauptſächlich aber hat die Gefellfchaft 
nur ein theilweiſes, bruchjtückliches und zufällige® Zuſammen⸗ 
leben. Nicht aus innerer, jür Alle gleicher Nothwendigkeit, 
fondern je nach den thatjächlichen Verhältniffen bilden fich bie 
einzelnen gefellfchaftlichen Kreife; in andern, vielleicht eben fo 
wichtigen, Beziehungen fomnıt eine geordnete und wirkſame Ge: 
nofjenfchaft gar nicht zu Stande, weil das Intereſſe dafür 
nicht dauernd, verbreitet oder ſtarl genug if. Oft finden 
ganz analoge Zuftände eine ganz verjchievenartige gefellichaftliche 
Organifation. Selbſt Widerfprücdhe unter den geſellſchaftlichen 
Geftaltungen und entſchieden falfche Richtungen derſelben find 
nicht unmöglich. 

Soll alfo die Geſammtheit aller menfchlichen Lebenszwecke 
genügend, unter fich üibereinftimmend und unbeftritten verfolgt 
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werben; ſoll es ferner an den entfprechenden Mitteln zur Zweck⸗ 
erreihung und an dem Geherjame gegen vie Leitung nicht 
fehlen: jo muß für jeven thatfächlich zuſammengehörenden, von 
anderen getrennten, und innerhalb eine beitimmten Theile? der 
Grooberfläche lebenden Theil des Menſchengeſchlechtes ein einheit- 
licher und Eräftig ausgeftatteter Organismus beftehen, welcher 
bie einzelnen Perfönlichkeiten, die Familien, die Stämme und 
die gejellichaftlichen Kreiſe dieſes Volkes zufammenfaßt. — 
Diefer Organismus aber ift der Staat ?). 

Auch er alfo ift lediglich ein Mittel zur Erreichung 
menschlicher Zwecke, ſomit von den übrigen Lebenskreiſen wohl 
nach Umfang, Ordnung, Macht umd fachlicher Aufgabe ver- 
jchieden, nicht aber in feinem letzten Zwecke ). Er verhält ſich 
zu den Berjchiedenheiten ver übrigen Geftaltungen ald aus 
gleichende Einheit; zu Widerſpruch und Unvernunft als über- 
wältigende Nöthigung; zu Unvollitänvigfeit und maßloſer Aus⸗ 
dehnung al? Ausfüllung und Begränzung. — Damit foll aber 
nicht etwa gejagt fein, daß er nur als eine gefchichtlich jpäter 
einiretende Bildungsform betrachtet werden könne. Die Ent- 
jtehung eines Staates kann zwar mit dem Borbandenfein ein- 
zelner Perjönlichkeiten und weniger Familien nicht zufammen- 
fallen, weil er zahlreiche Theilnehmer und Berhältnifje, eine 
räumliche Ausdehnung und die geiftigen und ftofflichen Beſtand⸗ 
theile einer Macht vorausfegt, er auch zur Ordnung fo ein- 
facher und weniger VBerhältnifje gar nicht nöthig wäre; dage- 
gen ift jeine Entftehimg und Entwidelung an und mit dem 
Etamme und mit der Gefellichaft gar wohl denkbar, und 
müfjen dieſe keineswegs in ihrer Entfaltung ihm vorangegan- 
gen fein. Eben jo wenig hören die jonftigen naturwüchſige⸗ 
ren Formen bed menfchlichen Zuſammenlebens mit ber vollen 
Wirkſamkeit des Staates auf; vielmehr können alle übrigen 
Lebenskreiſe, namentlich auch die Gefellichaft, fi in dem 
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Staate vortrefflich bilden und gedeihen. Er ift ja nicht ihre 
Aufhebung, fondern ihre Ergänzung; fie dagegen bilden feinen 
Zweck und feinen fachlichen Inhalt. 

Auch der Staat fteht unter den verſchiedenen Geſetzen, 
welche überhaupt das menfchliche Leben regeln; alfo unter 
benen des Rechtes, der Sittlichkeit, der Religion und ber 
Klugheit. Ihre Ineinanderpaſſung ift Sache des praktifchen 
Berftandes und der Wiſſenſchaft. 


1) Es wind fogleih, 57, erörtert werben, in wie ferne ein allgemeines 
Weltreich ſchließlich möglich und, nützlich iſt. Zunächſt find die allgemein 
beſtehenden Verhältniſſe ind Auge zu faſſen. Dieſe zeigen num aber eben 
eine Abtheilung des Menſchengeſchlechtes in eine Anzahl von gleichzeitigen 
aber weſentlich berfihiebenen und ſich ferne von einander haltenden Völker⸗ 
ſchaften. 

2) Nähere Ausführung über Begriff und Weſen des Staates ſ. unten, 
$ 11 u. 12. Hier handelt ed ſich nur von der Bezeichnung feiner Stelle 
in ber Reihe der menfchlichen Lebensfreife und von feinen Verhältniffen zu 
diefen. — Im Uebrigen vergleiche man über das Verhältniß bes Staates 
im Allgemeinen zu dem Wefen des Menfchen und zu dem Medium, in 
welchen fich biefer bewegt, Planta, P. C., Die Wiflenfchaft des Staates 
oder bie Lehre von bem Lebendorganismus. I. II. Chur, 1852; und 
(Bollgraff) Erfter Verſuch einer Begründung der allgemeinen Ethnologie. 
I—II. Warburg, 1851—55. 

3) Die Nahweifung bed Staates als eines logiſch nothwendigen Glie⸗ 
des in einer ganzen Reihe von menſchlichen Lebensgeſtaltungen beweiſt am 
beſten die Unhaltbarkeit einer naturphiloſophiſchen Auffafſung. Wenn der 
Staat nicht mehr und nicht weniger iſt, als eine der Einrichtungen, welcher 
die Menſchen bedürfen zu Erreichung ihrer verſchiedenen Zwecke; und wenn 
iede dieſer Einrichtungen eine ihrer ſpeciellen Beſtimmung angepaßte Form 
und einen entſprechenden Inhalt hat: fo kann verſtändiger Weiſe von einem 
myſtiſchen Zufammenhange des Staates mit den menſchlichen Organismus, 
fei e8 nun dem geiftigen ober dem Förperlichen, nicht bie Rede fein. Eine 
foldye Vergleichung mag Geift und Wit zeigen; allein über das Weſen bes 
Staates unb über bie ihm nothwendigen Einrihtungen kann aus einer 
Bergleichung ber verfchiebenen Staatsbehörden mit dem Berftanbe, dem 
Willen, ber Einbilbungsfraft, ober gar mit Gehirn, Nafe und Nabel weder 
Mares Verſtãndniß noch im Leben Anwendbares gewonnen werden. Cs 
veriößt befanntlich gegen bie erften Geſetze der Logik und Arithmetik, weſent 

v. Mohl, Enchelopäpte. 3 
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lich ungleichartige Dinge mit einander zu vergleihen. Ungleichartig find 
nun aber einmal der einzelne menfchliche Körper oder Geift, unb die zum 
Wollen ober Handeln beftimmten Einrichtungen eines Staates. — Solche 
naturphiloſophiſche Auffaffungen des Staates tauchen von Zeit zu Zeit 
immer wieder auf, theild aus einer ganzen Tranfhaften Richtung einer Zeit, 
theil8 aus individueller myſtiſcher und bichterifcher Anlage. In neuerer Zeit 
find namentlich folgende Schriften zu nennen: Nibler, %. B., Der Staat 
aus dem Organismus des Univerfums entwidelt. Landshut, 1805. — 
(Wangenheim, 8.v.) Die Idee der Staatsverfaffung. Frankfurt, 1815. 
— Bluntfhli, 3. C., Pſychologiſche Stubien über Staat und Kirche. 
Züri, 1844. — Rohmer, Th., Die vier Parteien. Züri, 1844. _ 


87 
1. Die Staafenverbindungen. 


Allerdings hat jeder einzelne Staat die Aufgabe, das ein= 
heitliche Leben ſeines Volkes herzuftellen, und zwar in allen 
Beziehungen und unter Berüdfichtigung aller berechtigten Zwecke 
der fämmtlichen in bemfelben enthaltenen Lebenskreiſe; und ein 
jeder Staat joll in dieſer Rückſicht völlig abgeichloffen und ge- 
nügend fein. Dennoch ift die vernünftige Ordnung des menfch- 
lichen Zuſammenlebens nicht beendigt mit der vereinzelte Thä⸗— 
tigkeit jedes bejonderen Staates. Vielmehr entftehen über diefe 
hinaus noch dreierlei Aufgaben, damit aber ein noch fehr erwei- 
teter Lebenskreis. Erſtens erzeugt dad Nebeneinanderbeiteben 
mehrerer Staaten das Bebürfnif einer Ordnung unter ihnen 
und ihren Xheilnehmern, und gibt zu gleicher Zeit das Mittel 
der Befriedigung. Zweiten? kann die Unvollfommenheit einzel: 
ner concreter Staaten die Gründung gemeinfchaftlicher Er- 
ganzungsanftalten veranlaffen. Dritten? endlich gewährt das 
Zuſammenwirken vieler, im Ideale aller, Staaten die Mög- 
lichkeit der Erreichung weiterer bedeutender Vortheile und jo: 
gar der Gründung eines höhern Zuſammenlebens ber gefamm- 
ten Menfchheit). 

1. Dad Nebeneinanderbeitehen mehrerer Staaten 
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erfordert namentlich in- folgenden Verhältniffen ein übereinſtim⸗ 
mendes Wollen und Handeln: . 

Zunächſt hinſichtlich des Verkehres der Einzelnen über 
die Grenzen ihres eigenen Staates hinaus, ſei es nun mit fremden 
Staaten als ſolchen, ſei es mit den Bürgern derſelben. Die 
Gründe zu ſolchem Verkehre find mannchfach und nöthigend. 
Namentlich: gegenſeitiger Austauſch von Lebensbedürfniſſen 
jeder Art, da kein Land und kein Volk einerſeits alles erzeugt, 
was es bedarf, andererſeits alles verbraucht, was es hervor: 
bringt und was anderen nützlich iſt; Einſammlung von Kennt⸗ 
niſſen und Erfahrungen außerhalb der eigenen Landesgränzen; 
Geſundheitsrückſichten u. ſ. w. Je gefittigter und vwieljeitiger 
ein Bolt iſt, deſto größer ift auch das Bedürfniß feiner An⸗ 
gehörigen nach jolchem- auswärtigen Verkehr (Türken, Hotten- 
totten und Botokuden reifen gar nicht, Spanier nicht viel). 
Die immer fteigende Leichtigkeit des Verkehres fteigert auch bie 
Möglichkeit, und die Luft zu demielben. Aus ſolchen Be: 
ziehungen des Cinzelnen zum Auslande ergeben ſich dann aber 
auch Verhaͤltniſſe desfelben zu den fremden Staaten als folchen 
und zu beren Regierungen. So 3.2. Verlangen nad) Schuß, 
Begehren nad) Unterftügung, Forderung von Rechtshilfe, Fol⸗ 
gerungen aus Uebertretungen ber Geſetze. 

Sodann koͤnnen auch ganze gejellichaftliche. Kreife, wenn 
ſchon feltener und in der Regel verſchwommener, in Beziehun- 
gen zu gleichartigen Geftaltungen innerhalb der Gränzen an= 
derer Staaten ftehen. Dadurch tritt denn aber ebenfalld bie 
Nothwendigkeit einer Ordnung von Verhältniffen, ſowohl mit 
Einzelnen als mit Regierungen, ein. So 3. B. bei gleichen 
Kirchen, gleichen Ständen, gleichen Racen. 

Endlich kommen die Staaten felbit als Einheiten in viel- 
fache Berührungen mit anderen gleichzeitig bejtehenden Staa- 
ten. Feſtſtellung der Gränzen, Selbitändigfeit der Willen?- 

8 * 








46 


IV. LebensfIlugbeitslcehre . 
a. Lehre über ben Umgang mit Menſchen; 
b. Volkswirthſchaftslehre, ſoweit fe ſich auf ben Guüterverkehr 
ven Ginzelnen mit Ginzelnen bezieht. 
Hier ıft denn alfe weniger nachzuhelen; und es banbelt ſich, vem Stand: 
puncte ber Staatswiſſenſchaft, bauptiählib nur von der bewußten und 
velfiändigen Ausſcheidung aller unb jeber Lebre vom Einzeln⸗Leben. 


89. 
2. Bon Encyelopädieen überhaupt und von denen der Staats: 
wiſſenſchaften indbefoudere. 

Unter Encyflopädie einer Wiſſenſchaft verftcht man eine voll: 
jtändige Ueberficht über deren gefanmten Umfong und über ven 
Inhalt aller ihrer Theile. Wenn aber eine folche Bearbeitung 
nicht eine bloße Zufammenwürfelung -unverbundener Mittheilun- 
gen fein foll, fo hat fie nach Umfang, Abſicht und Methode 
nachftehende Forderungen zu erfüllen 9: 

Dem Umfange nah iſt bie Geſammtheit verjenigen 
einzelnen Lehren und ganzen Syſteme aufzunchmen, welche 
ihren Mittelpunkt in dem Gegenftande der fraglichen Wiſſen⸗ 
Schaft haben. Fremdartiges iſt auszufchließen. Mit andern 
Worten: e3 müflen alle Wiffenfchaften einer beitimmten Gat- 
tung aufgenommen fein, und nur diese. 

Die Aufgabe einer Encyflopädie kann eine dreifache 
fein. — 1. Sie. kann dienen zur erjten Einleitung in das 
Studium der betreffenden Wiſſenſchaft. In diefem Falle ift 
die Hauptfache: fcharfe Bezeichnung der Grundbegriffe; Hervor- 
hebung der wichtigften Säge und Andeutung ber bebeutenbften 
Streitfragen; richtige Ingifche Ordnung der Haupttheile; ein 
Umriß der Ausbildungs - Geihichte und der Bücherkunde. — 
2. Ein anderer Zweck mag fein, der größeren Lefewelt eine 
leichtfaßliche, ſomit nicht tief unter bie Oberfläche eindringende 
allein gefällige, Weberficht über ein wifienfchaftliches Geſammt⸗ 
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gebiet zu geben. Hier handelt es fid, davon, ben Gegenftand, 
die hauptfächlichjten Kehren von demfelben und die berühmteften 
Entdecker und Schriftſteller in großen Hauptzügen barzuftellen 
und gejchieft zu gruppiren. Weber eine gelehrte Behanblung 
noch eine technisch jcharfe Feſtſtellung der Begriffe und Füh— 
rung der Beweiſe ijt an der Stelle; wohl aber eine überficht- 
liche Anfchaulichkeit und eine Lebendigkeit der Gebanfen. Von 
Einzelheiten find hauptſächlich die auffallenden, die vielbefpro- 
henen und die augenbliclich bedeutenditen zu berückſichtigen. — 
3. Endlich mag eine Encyklopäbie für die mit dem Gegenftande 
bereit3 im Einzelnen Bertrauten als Kritit des Syſtemes, der 
Methode und der hauptlächlichiten Lehrſätze bearbeitet fein. Bei 
dieſer Auffaffung wird Belanntfchaft mit dem ganzen Stoffe 
und mit den hauptjächlichiten Leiftungen im Gebiete vorausge⸗ 
ſetzt, dagegen hauptjächlic, hingeftrebt auf die genau richtige 
Teitftellung und Formulirung der Grundwahrheiten, auf bie 
Andeutung der ſich hieraus für die verſchiedenen Disciplinen 
entwidelnden Folgerungen, auf die Logifch richtige Anordnung 
und Ineinanderfügung der Gefämmtheit und der einzelnen Ab⸗ 
theilungen, endlich auf die Richtigftellung der fruchtbarſten oder 
beftrittenften Fragen im Geifte des ganzen Organismus ber 
Wiſſenſchaft. — Es ift nicht möglich, dieſe drei verjchiebenen 
Aufgaben in demjelben Werke zu verfolgen. 

Was endlich die Methode betrifft, jo ift bei jeder En- 
cyklopädie eine doppelte möglich), Entweder begnügt man fich 
mit einer äußeren Orbnung ded Stoffes nach Maßgabe der 
gewöhnlich bearbeiteten Einzel: Dizciplinen, beven jede unter 
ihrem herfümmlichen Namen, in ihrem ganzen Umfange, aber 
ins Kleine gezeichnet, vargeftellt wird, und welche nur als Ganze 
in eine logiſche Reihenfolge und Verbindung gebracht werben. 
Oder aber es wird eine organifche Darftellung des Stoffes des 
gefammten Wiſſenſchaftskreiſes verfucht, jo daß die Gegenftände 
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nach ihrem innen Zufammenhange aufgefaßt und vorgeführt 
werben, jeder einzelne beiprochene Gegenftand aber feine all- 
feitige Erledigung, fomit feine Erörterung aus dem Standpunkte 
aller einzelnen Disciplinen, erhält?). — Auch bier ſchließen fich 
beide Methoden gegenfeitig aus, und die Wahl iſt je nach ber 
Aufgabe zu treffen, welche man fich bei der ganzen Arbeit ges 
fest hat. Für eine erfte Einleitung in dag Studium ift bie 
äußerlich orbnnende Methode die entſchieden brauchbarere, für 
eine wiffenfchaftliche Kritif dagegen die organifche Behandlung 
vorzuziehen. Eine gemeinfaßliche Weberficht für bloße Liebhaber 
mag nach Belieben die eine oder die andere Bebhandlungsweiſe 
wählen. 

Eine Anwendung diefer Säge auf eine Encyflopäbdie 
ber Staatswiſſenſchaften führt zu nachjtehenden Sätzen: 
Eritens find ſäm miliche ſtaatswiſſenſchaftliche Kenntniffe und 
Lehren zu berüdfichtigen, d. h. alle Disciplinen, beren Mittel- 
punft der Staat ift, fei es nun, daß fie das lehren, was der 
Staat zu thun hat und was in Beziehung auf ihn beobachtet 
werden joll, ſei es, daß fie von den thatfächlichen Zuftänden 
des Staats berichten. Alle anderen, auf den Staat fi) nicht 
weſentlich beziehenden Wiſſenſchaften find aber augzufchließen. 

Bon den aufzunehmenden Fächern verurfachen die über 
Thatſach en berichtende keinerlei Schwierigkeit. Offenbar 
find ihrer zwei, aber auch nur fo viele. Entweder nämlich 
kann erzählt werden, wie ftaatliches Leben, im Allgemeinen 
oder in einzelnen beftimmten Fällen, in der Zeit verlaufen ift; 
ober aber mag bargeftellf fein, wie die ftaatlichen Zuftänbe 
in einem beitimmten Augenblicke ſich geftaltet haben. Alſo 
Staatsgeſchichte und EStatiftil. — Weiter ausgeholt 
muß werben zur richtigen Feftitelung der Lehrenden Staats⸗ 
wiffenfchaften. Und zwar ift es hier vor Allem nöthig zu un: 
terfuchen, welchen Arten von Geſetzen der Menſch hinſichtlich 
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feineg Leben? im Staate unterworfen ift, aus wie vielen 
verſchiedenen Standpunkten alſo Forderungen an ihn geitellt, 
Lehren gegeben werden koͤnnen. 

Es laſſen ſich nun aber dreierlei ) Arten folcher Geſetze 
unterjcheiben. 

Zunächſt Recht 8 geſetze. Bor Allem muß nämlich bag 
einheitliche Leben im Staate in eine äußere Ordnung gebracht 
fein, welcher jich jeder Theilnehmer zu unterwerfen hat, und 
welche im Nothfalle durch äußeren Zwang aufrecht erhalten 
werben kann. In einem Chaos kann der Zweck des Zufam- 
menlebend nicht erreicht werden, und auf ein freiwillige, ver- 
nünftiged® Handeln ift nicht bei Allen und in allen Fällen zu 
rechnen; vielmehr muß genau bejtimmt fein, was die Geſammt⸗ 
beit dem Einzelnen zu leiften und wie fich diefer zu ihr und 
zu ihren Einrithtungen und Organen zu verhalten hat, ferner, 
daß und wie Derjenige, welcher durch Mißverſtändniß oder 
üblen Willen jtören würde, zum Gehorjam gegen bag für Alle 
Beitehende und Beftimmte gezwungen wird. Und zwar muß 
biefe Rechtsordnung ſowohl im inneren Leben des einzelnen 
Staates bergeftellt fein, als im Berhältniffe zu coeriſtirenden 
Staaten. In beiden Beziehungen Tönnen aber, wie ſich von 
jelbft verfteht, die Satzungen nicht willfürlih und von Unbe: 
fugten aufgeftellt werden, jondern fie müffen von einer zu ihrer 
Ausſprechung und Aufrechterhaltung befähigten Macht aus: 
gehen. Diefe kann denn nun aber entweder vie Wahrheit bes 
Gedankens ſein, welcher dem Zwecke des concreten Staates 
entfpricht, oder eine berechtigte äußere Auctorität. 

Dur die Feitftellung einer äußeren Nothwendigkeit ift 
die umentbehrliche Grundlage des ſtaatlichen Lebens gewonnen, 
und es reicht diefelbe auch in der Hauptjache aus zu Erreichung 
der Zwecke deſſelben. Allein der Menſch ſteht doch auch noch 


unter einem höheren Geſetze, al3 dem ber blos äußeren Orb- 
v. Mohl, Encyelopäcie. 4 
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nung, und es können nicht alle Xeiftungen des Staated und 
alle Handlungen der Einzelnen im Staate, welche an ſich mög- 
ih und wünſchenswerth find, durch Zwang erreicht werben. 
Bei freiem gutem Willen 'ift Manches, was über pie blos 
äußere Ordnung hinausliegt, zu erzielen, und es ift dieſes 
fogar gerade das Beſte. Da nun der Menſch überhaupt und 
in allen feinen Lebensbeziehungen unter dem Gefeße der Sitt- 
lichkeit Steht, dag heißt, jchulbig ift, in allen Fällen nach 
Grundfäßen reiner Vernünffigfeit zu handeln: ſo hat er auch 
die fittliche Verpflichtung, im Staatsleben aus freiem Willen 
immer und überall, alſo auch da wo er nicht äußerlich ge- 
zwungen iſt noch gezwungen werben kann, das Vernünftige 
zu wollen und zu thun. Die aus der fittlichen Aufgabe bes 
Menſchen im Staate fi entwidelnden Regeln bilden dann 
dad Staatsfittengefes, die Staatömoralg und auch fie 
umfaßt fowohl das innere Leben des einzelnen Staates, als 
dad Verhältniß zu anderen in Zeit und Raum nebenliegenden 
gleichen Geftaltungen >). 

Endlich Teuchtet auch noch ein, daß dag gefammte Han⸗ 
deln der Menſchen im Staate unter dem Gefege der Zweck— 
mäßigfeit und Klugheit fteht. Erft wenn ein an ſich 
richtiger Gedanke auf zweckmäßige Weiſe, alfo namentlich mit 
Anwendung ber richtigen Mittel, auögeführt ift, erfüllt er feine 
Abficht; und umgekehrt wird auch der befte und nothwendigſte 
Plan ſcheitern, vielleicht zum Schaden augfchlagen, wenn er 
in einer unpafienden Weile vollzogen wird, Es reicht nicht 
bin, das Gerechte und das Gute zu wollen, ſondern e8 muß 
baffelbe auch auf verftändige Weiſe gefchehen; und bie DBe- 
folgung der zu einem ſolchen Ergebnifje führenden Regeln tft 
ebenfo gut Verpflichtung für den Menſchen im Staate, als 
die Einhaltung der Forderungen des Nechte® und ber Gitt- 
lichkeit. Auch die Herrjchaft des Zweckmaͤßigkeitsgeſetzes er- 
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ſtreckt fich aber über alle Theile und Beziehungen bed Staats⸗ 
lebens, fo daß es nicht nur für alle Staatägattungen und - Arten 
Politik giebt, fondern ebenfo gut eine innere, wie eine Äußere. 

Offenbar verlangt nun eine vollftändige Weberficht über 
die wifienfchaftliche Bearbeitung des Staatslebens cine Berüd- 
fichtigung jämmtlicher Lehren, welche aus der Anwendung biefer 
drei Arten von "Gefeten auf. das einheitliche Zuſammenleben 
der Menfchen entjtehen. Diefe Berücfichtigung kann aber auf 
verſchiedene Weife vor ſich gehen. Es iſt nämlich hier ebenfalls 
an und für fich möglich, jede einzelne Frage aus allen brei 
Geſichtspunkten zu betrachten und. fie auf ſolche Weiſe vollitän- 
dig zu erläutern und umfichtig feitzuftellen. Allein wenn, wie 
oben ausgeführt wurde, wenigfteng für beftimmte Zwecke einer 
Encyflopädie die außerliche Orbnung vorzuziehen ift, fo mögen 
die aus den brei verfchiebenen oberſten Anfchauungen entftehen- 
den Säbe auch in geſchloſſenen Lehrſyſtemen vereinigt gehalten 
und in logifcher Neben- und Unter: Ordnung zu dem beab- 
fichtigten überfichtlichen Ganzen zufammengeftellt werben. — In 
gegenwärtigem Werfe ift dieſe Ietere Anordnung befolgt. 

Was aber die aus einer Encyklopädie der Staatäwilfen- 
fhaften auszuſchließenden Fächer betrifft, jo ift bier 
(vgl. oben, $ 8) vor Allen aufmerkfam zu machen auf jämmt- 
liche Wiffenichaften der übrigen menjchlichen Lebenzkreife, und 
auf alle blos allgemeinen menjchlichen Vorkenntniſſe. Demge⸗ 
mäß jind denn namentlich zurückzuweiſen: das natürliche 
Privatrecht; die gefammten Geſellſchaftswiſſenſchaften; die ganze 
Wirthſchaftslehre, mit Ausnahme der polizeilichen Unterftühung 
der Vermögendthätigkeit der Bürger und der Staatshaushal⸗ 
tungskunde oder Finanzwifienfchaft ®); endlich die Kenntniffe und 
Fertigkeiten, welche einem Staatsmanne feine formelle Thä- 
tigkeit erleichtern oder ihm Einfluß auf feine Umgebung ver: 
Schaffen. 

4 | 
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Eine zweite Forderung an eine richtig bearbeitete und zur 
eriten Anmeifung des Studiums taugliche Encyklopädie der 
Staatswiſſenſchaften geht dahin, daß bie einzelnen Staatlichen 
Disciplinen womöglich fo dargeftellt und benannt werden, wie 
fie fih gewohnbeitlich ausgebildet haben. Es iſt alſo jo- 
wohl eine nicht gebräuchliche Spaltung, ala eine ungewöhn- 
lihe Zujammenfaffung verfchievener Lehren "zu einem neuen 
Ganzen zu vermeiden; unb ebenjo hat man es bei ben berge- 
brachten technijchen Bezeichnungen zu belaffen, jelbft wenn fich 
tichtigere oder jprachlich reinere finden ließen. - Unwefentliche 
Aenderungen dieſer Art bringen feinen fühlbaren Nuten, wäh- 
vend fie leicht die biöher überfommenen Anjchauungen verwirren 
und das Belanntwerden mit ber beftehenben Literatur ftören. 
Freilich ift damit nicht gefagt, daß logiſche Fehler bei- 
behalten oder offenbare Lücken nicht ausgefüllt werben dürfen. 
St e8 auch nicht Aufgabe einer Encyklopädie reformatoriſch 
in ber Wiflenjchaft aufzutreten, fo hat ſie doch Form und 
Stoff derjelben in untabelhafter Weiſe darzuftellen und nicht 
zur DVerewigung von Fehlern Hinzwwirken. — So ift es 
denn im vorliegenden Falle offenbar einer Seit? zu tabeln, 
wenn das internationale Necht in ein Völkerrecht, ein 
Stantenreht und eine Diplomatie zerlegt, oder wenn eine 
eigene Culturwiſſenſchaft aus Theilen der inneren Staatskunſt 
gebildet und jomit deren Inhalt aus dem -Zufanmenhange ge= 
riffen wird; wie es andererſeits Mißbilligung verbient, wenn 
die allgemeine Stantslehre, alfo die Feititellung ber allgemeinen 
Begriffe vom Staate, feinen Weſen und feinen Beziehungen, 
mit dem philofophifchen Staatsrechte einheitlich verbunden 
bleibt. 0 

Hieraus ergiebt fich denn folgende Umgränzung und Ein- 
theilung einer — wohlbemerft äußerlich geordneten — Ency— 
Kopädie der Staatswiſſenſchaften als die richtige: 
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L Dogmatifche Staatswiſſenſchaften. 
1) Allgemeine Staat3lchreN). 
2) Deffentlicheg Red t. 
A. Staatsrecht: 
a) philoſophiſches, 
b) pofitives (Patriarchie; Patrimonialſtaat; Theo⸗ 
kratie; antiker Staat; der Rechtsſtaat der 
Neueren; Deſpotie). 
B. Völkerrecht: 
a) philoſophiſches, 
b) poſitives (europälfches). 

3) Staats fittenlehre®). 

4) Staatzfunft.. (Stofflihe Grundlagen; politifche 
Pſychologie; innere Staatskunſt — alfo Berfaffungs- 
und Berwaltungd = Politif, Tettere: Organifattons- 
Ichre, Juftiz Politik, Polizeiwiſſenſchaft, Finanzwiſſen⸗ 
haft; — auswärtige Politik.) 

I. Hiftorifhe Staatswiſſenſchaften. 

1) Staatengefchichte. 

2) Statiſtik. 


1) Weitere Ausführungen über bie an eine Encyklopädie der Staatswifſen⸗ 
ſchaften zu machenden Forderungen, fomwie über bie Bebeutung einer folchen 
für Wiffenfchaft und Leben f. in meiner Gefdichte und Literatur ber 
EStaatswiſſenſchaften, 3b. I, S. 111 u. ff. 

2) Eine alphabetifche Anorbnung des Stoffes iſt gar keine wiſſen⸗ 
Ihaftliche Bearbeitung. Wenn daher ein Werk ben gefammten Stoff ber 
Staatswifienfchaften in eine größere Anzahl von Mbfchnitten nach Schlag: 
werten zerkleinert und biefe in der Buchflabenreibe orbnet, fo mag etwa 
der einzelne biefer Abfchnitte wifjenichaftlihen Sinn und Werth haben, 
auch vielleicht deren Geſammtheit den ganzen Stoff der Staatswiſſenſchaften 
enthalten; allein von einer ſyſtematiſchen Entwidelung ber Gebanten und 
einer Veberficht über den Stand ber polititifchen Digciplinen, gleichgültig für 
welden Zweck, kann keine Rebe fein. Davon ganz abgefehen, daß bie, bei 
nem ſolchen Werke kaum vermeibliche Verfchiedenheit der Verfafler unb 
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ihrer Anfichten anflatt innerer Einheit vielmehr Wiberfpruch der einzelnen 
Beftanbtheile zu erzeugen pflegt. Der Nuten folder Bücher beſteht Tebiglich 
in ber leichtern Auffindung einer gewünfchten einzelnen Kenntniß; e8 Tann 
aber feiner ber’ drei als berechtigt bezeichneten Zwede einer Encyklopädie 
damit erreicht werden. Nur zur Gewinnung einer möglichiten Vollſtändigkeit 
ber Bücherfenntnig und wegen ber allerdings anerkennenswerthen Tüchtigfeit 
ber Bearbeitung einzelner Abfchnitte in den befferen Werfen biefer Art werben 
daher auch foldhe Schriften unten aufgeführt werben. 

3) Vielleicht ließe ſich das Verhältniß ber beiben Bearbeitunggmethoben 
furz fo bezeichnen, daß bie üußerliche Orbnung eine „Encyflopäbie der.... 
Wiſſenſchaften,“ bie organifche Bearbeitung dagegen eine „Encyklopädie 
ber... . Wiſſenſchaft“ Tiefer. Damit wäre denn auch ber Streit entfchieben, 
ob Encyklopädie ber Staatzwiflenfchaften oder ber Staatäwiffenfchaft zu 
ſetzen ſei. Es käme auf bie Methode in jebem einzelnen Falle an. 

. 4) Es find oben, $ 6, vier Arten von Geſetzen, ald auch für den 
Staat, wie für die übrigen Geftaltungen des menfchlichen Zufammenlebeng, 
maafßgebenb angegeben worben, nämlich außer bem Rechte, ber GSittenlehre 
und ber Zweckmäßigkeit auch noch bie Religion Es möchte fomit 
ſcheinen, als gehöre zu einer vollftändigen Entwidlung der gefammten 
Staatswifjenfchaft auch eine religidfe Stantslehre — Dieß mag 
benn auch im Allgemeinen und als logiſche Forderung zugegeben werden; 
auch Tiegen fich wohl einzelne Culturzuſtände in ber Geſchichte auffinden, 
in welchen Religionägefeße für ben Staat befanden, bie fomit auch wiſſen⸗ 
ſchaftlich entwickelt werben könnten. Allein bei ven Völkern chriſtlich-europäiſcher 
Gefittigung hat fich eine ſolche Staatswiſſenſchaft gar nicht entwidelt, und 
hat fich auch wicht entwideln können. Die chriftliche Meligion. ftellt keine 
eigenen für das Stantzleben befonderd beflimmten Gebote auf, ſondern 
begnügt ſich mit fittlihen für ben einzelnen Menfchen beftimmten Bor- 
fchriften,, welche er bann natürlich auch, ala Individuum, auf fein Verhält: 
niß zum Staate und im Staate anzuwenden hat. So gewiß nun alfo 
unfere ganze Sittenlehre, folglih auch die Staatöfittenlehre, von chriſtlichen 
Anſchauungen durchdrungen ift und fein foll, fo ift doch kein Stoff zu einer 
eigenen Staatöreligion vorhanden. Wenn allerdings in einem Theile 
der chriftlichen Welt und während eines beflimmten Zeitabfchnittes der Staat 
auf angebliche religiöfe Sätze gebaut worden ift, fo daß fich eine chriftliche 
Theofratie entwidelte: fo ift bieß einer Seit! nie die Auffaffung ber ge- 
ſammten Chriftenheit gewefen, anderer Seit? längſt dieſe Auffaffung wieder 
aufgegeben. Als gefchichtlihe und literarifche Erfcheinung wird dieſe Er: 
ſcheinung im Staatzleben gehörigen Ortes Erwähnung gefchehen; allein 
bie Aufnahme einer religiöfen Staatslehre in dag Gefammtfyften ber Staats: 
wiſſenſchaften würde ebenfowenig ber igigen allgemeinen Weltanfhauung, 
als dem Stande ber Wiffenfchaft entfprechen. 
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5) Unmöglich kann man mit Stahl, Rechts- unb Stantslehre, Buch II, 
Kap. 2, den Unterfchieb zwifchen Recht unb Moral im letzten Grunde darin 
finden, daß dad Recht das fittlihe Handeln ber Menſchen in Beziehung 
auf bie Norm und Ordnung be8 Gemeinleben? fei, bie Moral bagegen 
der fittlich vollendete Wille des Einzelnen in Beziehung auf Einzelne. 
Einer Seits ift eine äußerlich beſtimmte unb erzwingbare Feftftellung ber 
gegenfeitigerr Berhältniffe unter Einzelnen auch ohne alle Beziehung auf ben 
Staat und ohne Vermittlung durch benjelben denkbar unb nothwendig. 
Unrecht zwifchen Einzelnen foll fhon an und für fi) unb wegen ber Er- 
reichung ber individuellen Lebenszwecke nicht fein, keineswegs blos weil da⸗ 
dur bie Ordnung bed Aufammenlebend geftört würde. Anderer Seit? 
aber ift gar nicht einzufehen, warum ber fittlich vollendete Wille bed ‘Men 
fen nur für bie verhältnigmäßig weniger wichtigen Beziehungen zu Ein⸗ 
zeinen in Anfpruch genommen werden follte, nicht aber auch zur beftmöglichen 
Beichaffenheit und Wirkſamkeit des Allen gemeinfchaftlichen Lebensverhältnifies 
des Staates. Auch wenn man die Sittlichfeit als vollendete Perfönlichkeit 
auffaßt, ift doch offenbar die Vollendung erſt dann erreicht, wenn auch 
gegenüber von der Gefammtheit dad Richtige geleiftet wird. Zwar Tann, 
bei ber allgemeinen Unvollflommenheit und fittlichen Mangelhaftigfeit ber 
Menichen, der Staat nicht blos auf Moral geftellt fein; es bedarf vor Allem 
äußere, im Nothfalle erzwingbare Ordnung durch das Redit: allein bie 
hindert nicht, daß das Höhere auf bie itt geficherte Grundlage gebaut, ba 
Feinere der zuerft aufgefteliten gröberen Stüße beigefügt werbe. 

6) Die Bezeichnung, Nationalökonomie,“ „Staatswirthſchaftslehre,“ >&co- 
nomie politique ‚,» darf nicht zur Aufnahme der Wirthſchaftslehre unter 
bie Zahl der Staatöwifienfchaften verführen. Wenn, felbftredend, eine Staats⸗ 
wifienfhaft mur eine folche Lehre ift, welche fi) mit dem Staate befchäftigt: 
fo ift einleuchtend, daß die Natiwnaldfonomie, welchen Namen man ihr auch 
immer geben mag, mur zu ihrem geringeren Theile biefem Kreife angehört. 
Die fämmtlidhen allgemeinen Lehren berfelben, alfo über Gut, Werth, Preis, 
Kapital, Arbeitsfräfte und Arbeitstheilung,, Erzeugung und Verzehrung ber 
®üter, Kredit, Berhältniß ber verichiedenen Beichäftigungsarten unter einander 
u. f. w., haben mit dem Staate gar nichts befondereö zu thun, unb gelten 
für jeben menfchlichen Lebenskreis, von dem ber einzelnen Perfönlichkeit an 
aufwärts. Nur alfo da, wo es fidh von orderungen an ben Staat zur 
Unterflügung in wirtbichaftlihen Dingen mittelft der Geſammtkraft ober 
son dem eigenen Haushalte bes Staates handelt, gehören bie Lehren ber 
Birthichaftäwifienfchaft in ben Kreis ber ftaatlichen Dizciplinen, wo fie denn, 
je nad Zweck und Syſtem bes Einzelnen, als eigene und beſonders bezeich- 
nete Wiſſenſchaften (ölonomifche Politik und Finanzwiflenfchaft), oder nur 
als Theile der gefammten immer Staatskunſt behandelt werben mögen. 
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Diefe nur theilweife Anerkennung als Staatswiſſenſchaft hindert aber natür- 
lich eine innerlich unb äußerlich vollſtändige und einheitliche Bearbeitung 
ber Wirthichaftswifienfchaft nicht; nur muß fie in folder Ausdehnung 
nicht verlangen, ganz und gar in ben Kreiß ber politiſchen Dizciplinen auf- 
genommen zu werden. Taß aud bie meilten übrigen Theile der Wirtb- 
ſchaftslehre Borlenndtniffe für ſtaatliches Handeln find, berechtigt fie 
durchaus nicht zur Einreihung unter bie ftaatlihen Lehren. Es verbält 
fi mit ihnen, wie 3. B. mit ber Lehre von Beſitz und Eigenthbum, von 
Pfändern und Teflamenten, ober mit ben Borfchriften über Ausbilbung 
der verfjchiedenen Truppengattungen und ben Regeln für bie Augrüftung 
eines Belagerungs-Traind. Auch biefe Regeln bilden deßhalb keineswegs einen 
Theil der Staatäwiffenfchaften, weil ber Staat Einrichtungen treffen muß, 
um rechtliche Verhältniffe im Nothfalle zu fehlten, und alfo allerdings der 
Staatsmann einen Begriff von ihrem Weſen haben fol; ober weil bie 
Aufftellung einer genügenden Vertheidigungsmacht eine Aufgabe der Politik 
ift, und fomit ber Staatsmann wiflen muß, daß für verfchiedene Waffen: 
arten eine verſchiedene Ausbildungszeit nöthig ift, oder daß bie Beichaffung 
ber Geſchütze Gelb koſtet. — Es ift zwar bier nicht ber Ort, es näher aus- 
zuführen, doch mag ed immerhin bemerkt fein, daß bie übliche Dreitheilung 
ber deutſchen Wirthichaftswifienfchaft in Volkswirthſchaftslehre, Vollswirth⸗ 
ſchaftspflege und Finanzwiſſenſchaft noch keineswegs die logiſch richtige Ein- 
theilung des Stoffes gibt. Offenbar muß naämlich die Volkswirthſchaftslehre 
zerfallen: in bie Erörterung der ganz allgemeinen Begriffe jeder Wirtbfchaft; 
in beren Anwendung auf das Güterleben des Einzelnen und der Familie; 
endlih in bie Anwendung auf bie Wirthfchaft in ber Geſellſchaft. Und 
ebenfo wird bie Volkswirthſchaftspflege zu völliger logifcher Klarheit und 
zur fachlichen Nichtigkeit nur dann gelangen, wenn auch bier zwiſchen ber 
Hülfe bes Staates für ben Einzelnen und für bie verfchiedenen gefellichaft: 
lichen Kreife wohl unterfchieden wird. 


7) Wenn e8 etwa Anftoß finden follte, daß hier (wie im vorftehenben 
S bei den Gefellichaftswiflenfchaften) eine allgemeine Staatslehre 
als eine eigene dogmatifche Staatswiſſenſchaft neben dem Öffentlichen Rechte, 
ber Staatömoral und der Staatsflugheitsichre aufgeführt ift; und wenn 
vielleicht die Einwendung Pla zu greifen fcheint, daß jeder über den Staat 
aufzuftellende dogmatifche Grundfaß zu einer ber eben genannten brei großen 
Disciplinen gehören müfle, fomit fein Raum nad richtigen Denkgeſetzen 
für eine vierte Lehre fei: fo diene Nachſtehendes zur Nechtfertigung. Aller: 
dings muß, wenn eine beftimmte Einrichtung oder Handlung des Staates 
gefordert wird, diefelbe aus dem Geſichtspunkte des Nechts, der Sittlichkeit 
oder der Zmedmäßigfeit begründet werben, und e8 bilden fi) vollſtändige 
Lehrgebäube der auf diefe drei Grundlagen zu ftellenden Grundſätze; allein 
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eben weil das menfchliche Leben im Staate nicht blos Einer Gattung von 
Orundfägen unterliegt, fo kann auch bag allgemeine Wefen besfelben 
nicht genügend und ohne erzwungene Verſchiebungen in Einem jener be: 
fonderen Lehrgebäude erörtert werben, ſondern bedarf es hierzu einer um⸗ 
faffenderen Orundlage. Diefe allgemeine Darlegung der Natur bes Staates 
fol nun aber eben die allgemeine Staatslehre geben. Gewöhnlich werden biefe 
Grundbegriffe im philoſophiſchen Staatsrechte untergebracht; aber bann 
bleibt nur die Wahl, fie entweder burch einfeitige Beachtung bed Rechts⸗ 
Ranbpunfted zu verfümmeln, ober aber in einer angeblich rechtlichen Dis⸗ 
ciplin Säte vorzutragen und Betrachtungen anzuftellen, welche weber eine 
rechtliche Grumblage, noch eine Bedeutung für das Naht haben. Nur 
ſolche Staatslehrer, welchen ber Staat überhaupt ausfchließlih Rechtsanftalt 
it, können folgerichtig auch fein ganzes Wefen Iediglih aus dem Stanb- 
punkte des Rechtes auffaffen. Daher denn allerdings unter der Herrichaft 
ber Kant’fchen Schule von Allgemeiner Staatälehre nichts vernommen wurbe. 
Allein eben biefer Stanbpunft ift ein ungenligenber und überwunbener. 

8) Die Staatäfittenlehre ift allerbing® ein verbältnigmäßig Telten be- 
arbeiteter Theil der Staatäwiflenihaften; und es möchte ſomit fcheinen, 
ala verftoße deren Aufnahme gegen ben aufgeftellten Grundſatz, daß bie 
berfömmlichen Eintheilungen beizubehalten fein. Da jedoch, (wie unten, 
6 76 f.), nachgewiefen werben wird, bie Erörterung ber flaatlichen Verhältniffe 
aus dem Geſichtspunkte ber Sittlichfeit ein nothwendiger Beftandtheil einer 
vollſtãndigen willenfchaftlichen Bearbeitung des gefammten Staatslebens ift, 
jo ift eine Berüdfichtigung ber häufig vernachläßigten Lehre Fein Tehler, 
fondern vielmehr eine boppelte Pflicht. Es foll nur vermeibliche Verwirrung 
vermieden, nicht aber Lüdenhaftigfeit beibehalten werben. 


81. 

3. Die Literatur der Eneyelopäbieen ber Staatswiſſenſchaften. 

Die Zahl der Schriften, welche eine vollftändige Ueberſicht 
über bie Staatöwiffenfchaften zu geben beabfichtigen, ift ziemlich 
groß, namentlich der von Deutfchen verfaßten; allein ein großer 
Theil derfelben ift werthlos, entweber weil fie gleich) von An- 
fang an faljch angelegt waren, ober weil fie durch Weiteraus⸗ 
bildung der Wiffenfchaft ungenügend geworden find. Deßhalb 
wäre eine bibliographiich vollftändige Aufzählung derjelben hier 
zwecklos. Es genügt an einer Kenntnig der mehr ober minber 
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brauchbaren Schriften; unter biefen aber ift es billig, die be: 
ſonders ausgezeichneten beſonders hervorzuheben. 


1. Syftematifhe Werte. 
1. Aeußerlich ordnende. 
a) Kürzere Ueberſichten, (vorzüglich zur Ein- 
Vettung in dag Studium beftimmt). 

Schlözer, 4. 2, Mlgemeined Staatsrecht und Staat2- 
verfaſſungsrecht. Voran: Einleitung in alle Staatswiſſen⸗ 
ichaften. Encyflopäbie verfelben. Metapolitik. Göttingen, 1793. 

Sehr kurz und nicht vollendet, aber geiftreich. Hinweiſung auf die 

Geſellſchaft. 

Röſſig, C. G., Entwurf einer Encyklopädie und Metho- 
dologie der SW. Leipzig, 1797. 

Jacob, v., Einleitung in das Studium der Staatäwiffen- 
ſchaften. Halle, 1819. 

Kronburg, Frh. v. Encyklopädie und Methodologie der 
praftifchen Staatslehre. Dresden, 1821. 

Hegel, © W. F., Grundlinien der Philofophie bes 
Rechts, oder Naturrecht und Staatswiſſenſchaft im Grundriſſe. 
Berlin 1820; 2. Aufl. von Gans, 1840. 

Großartig und gedankenreich; geiſtreich in Unterſcheidung der ver⸗ 

ſchiedenen Lebenskreiſe; aber auch manche Mißgriffe und ſchwerfauige 

Scholaſtik enthaltend. 

Eiſelen, J. F. G., Handbuch des Syſtems der St.W. 
Breslau, 1821. 

Hegeliche Schule, aber ſelbſtſtändig und vielfach klarer. Ebenfalls 

ſcholaſtiſche Form. 

Poölitz, K. H. L., Grundriß für encyklopaͤdiſche Vorträge 
über die gefammten St.W. Leipzig, 1825. 

Schön, %, Die Staatswiſſenſchaft, geſchichtsphiloſophiſch 
begründet. Breslau, 1831. 


Dem Umfange nad unvollfländig, aber lebensfriſch unb gedanken⸗ 
reich. 
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Bülau, %., Encyklopädie der SW. Leipzig, 1832; 
2. Aufl., 1856. 

Nach Umfang und Eintheilung richtig; gefällige Darftellung; doch 

ohne tieferes wifienfchaftliches Eingehen. Die zweite Auflage ift fehr 

verbefiert. 

b) Gemeinfaßliche Schriften. 

Pölitz, K. H. L., Die SW. im Lichte unferer Zeit. 
I—V. Leipzig, 1823 u. 24; 2. Aufl, 1827 u. 28. 

Dem Umfange nach ziemlich volftändig, doch mit Zuziehung nicht 

hergehöriger Disciplinen und fehlerhafter Spaltung Anderer; viele 

Literatur. Dem Inhalte nad) feichte und geiftlofe Breite. 

Brougham, Lord H., Political philosophy. I—IH. 
London, 1844. 

Weber volltändig noch vollendet; allein von flaatsmännifcher Auf: 

faffung und voll reicher Belehrung, namentlid über pofitive Staats: 

einrichtungen. 

Ungewitter, F. ©., Populäre Staatöwiflenfchaft oder 
ſtaatswiſſenſchaftliches Handbuch. Halle, 1845. | 

Struve, © v., Grundzüge der Staatäwiffenichaft. 
I—IV. Mannheim, 1847—48. 


c) Werke von wilfenfhaftlihder Haltung. 

Real, G. de, La Science du Gouvernement. I—VIIL 
Aix-la-Chapelle, 1751—1764. 49%. — Eine deutſche Ueber⸗ 
feßung von J. P. Schulin: Die Staatskunſt. I—VL Trank 
furt, 1761— 1767. Ä 

Das erſte umfafiende Werk über ber Gegenſtand; inhaltreih unb 

in einzelnen Xheilen jet noch brauchbar. 

Voß, Ch. D., Handbuch der allgemeinen Staatäwiffen- 
fchaften. I—VL Leipzig, 1796-1802. 

Zachariä, 8. S., Vierzig Bücher vom Staat I—.V. 
Etuttgart, 1820—1832; 2. Ausg. (völlige Umarbeitung). 
I—VDO. SHeivelberg, 1839— 1843. 

Wunderliche Anordnung; vielfache Sophiſtik und Epielerei; aber 
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überreih an Gebanfen und Kenntniffen und dadurch von höchſtem 
Werthe für den Sachverſtändigen. 
Rotteck, C. v., Lehrbuch des Vernunftrecht? und ber 
Staatswiſſenſchaften. I—IV. Stuttgart, 1829— 1835. 
Theil zu viel, theilß zu wenig dem Umfange nad, auch einfeitig 
in der Richtung; allein voll Verftand, Zweckbewußtſein und kräftigen 
Willens. 
Eckenthal, D. ©. v. Allgemeine Staatslehre. I—IL. 
Neuftadt, 1833— 1835. 
‚»  Schmidthenner, %., Zwölf Bücher vom Staate, oder 
Syſtematiſche Enchflopäbdie ber Staatswiſſenſchaften. Bd. J. und II. 
Gießen, 1839— 1843. 
Unvolfendet und mit nicht zur Sache geböriger Gelehrjamfeit; aber 
grünblich und verftändlich. 
Eiſenhart, H., Philoſophie des Staates oder allgemeine 
Socialtheorie. I. I. Leipzig, 1843—44. 


2. Organiſch entwidelnde Werke 

NRökling, J. C. H, Die Wiffenichaft von dem einzig 

richtigen Ba Erlangen, 1811. 

Lips, A, Die Staatäwiffenjchaftslehre oder Eneyklopaͤdie 
und — der Staatswiſſenſchaften. Leipzig und Er- 
langen, 1813. 

Fritot, A., La Science du publiciste. I—XI. Paris, 
1821—28. 

Ganz verkehrt. 

Hagen, 8. H., Bon der Staatälehre und von der Vor: 
bereitung zum Staatsdienſte. Koͤnigsberg, 1839. 

Ahrenz, H., Die organische Staatslehre. I. Wien, 1850. 

Noch unvollendet; wichtig Hauptfächlich wegen ber Gefellfchaftslehre. 

Stein, &, Syftem der Staatöwiffenfchaft. I. IL. Stutt- 
gart und Tübingen, 1852—57. 


Unvollenbet, aber faum mit &lüd burhführbar wegen unverftänb: 
licher Scholaſtik. 
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Morgenftern, & v., Menſch, Volksleben und Staat 
im natürlichen Zuſammenhange. I IL Leipzig, 1855. 
Geiſt⸗ und kenninißreich. 
D. Alphabetiſche Encyklopädien. 


Rotteck, C. v., und Welker, C., Staatslexikon oder 
Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften. 1. Aufl. I—XV. und 
Supplem. I—IV. Altona, 1834—1845; 2. Aufl. I—XIL 
1845— 1848; 3. Aufl. Leipzig, 1857 ff. 

Allerdings ungleich, doch mit vielen tüchtigen Abfchnitten; mehr für 

ba8 Leben als für bie Wiffenfchaft gefchrieben. Die dritte Auflage 

noch lange nicht vollendet. 

Dictionnaire politique: Encyclopedie du langage et 
de la science politiques. Avec une introduction.de Garnier 
Pages. Publ par E. Duclerc et Pagnerre. 2de ed. 
Paris, 1843. 

Wiffenfchaftlich unbebeutend ; von ultrasliberaler Richtung. 

Political Dictionary, -forming a work of universal 
reference, both constitutional and legal. I. I. London, 
1845 —46. 

. Berländig und brauchbar, namentlich für englifche Einrichtungen 
und Anficiten. 

Hermann vom Buſche (Baumftark in Freiburg), 
Populäre Staatslexicon. Stuttgart, 1852. 

Bluntſchli, J. C. und Brater, K., Deutiches Staats⸗ 
woͤrterbuch. I—IV. Stuttgart und Leipzig, 1856 ff. 

Bon ernften wifleufchaftlihen Geift und entſprechender Form; ge: 

mäßigtsfreifinnige Richtung. Noch Tange nicht beendigt, aber in 

raſchem Fortſchreiten. 

Wagener, H., Staats- und Geſellſchafts⸗Lexicon. Ber: 
fin, 1858. | 

Im Sinne ber reactionären Parthei. Kaum erft begonnen. 

Ueberdies finden fich theil3 in der großen Krüniß’fchen 

Oekonomiſchen Encvflopäbie, theilg in Weiske's Nechtälericon, 
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Eine zweite Forderung an eine richtig bearbeitete und zur 
erften Anweiſung des Studiums taugliche Enchflopäbte ber 
Staatzwifjenfchaften geht dahin, daß die einzelnen Staatlichen 
Disciplinen womöglich fo dargeftellt und benannt werben, wie 
fie fi gemohnheitlich ausgebilvet haben. Es iſt alſo fo- 
wohl eine nicht gebräuchliche Spaltung, ala eine ungewöhn- 
lihe Zuſammenfaſſung verfchiedener Lehren "zu einem neuen 
Ganzen zu vermeiden; und ebenfo hat man es bei den berge- 
brachten technijchen Bezeichnungen zu belaffen, ſelbſt wenn fich 
vichtigere oder fpradjlicy reinere finden ließen. Unmefentliche 
Aenderungen diefer Art bringen feinen fühlbaren Nuten, wäh- 
vend fie leicht die biäher überfommenen Anfchauungen verwirren 
und daß Bekanntwerden mit ber beftehenden Literatur ftören. 
Freilich iſt damit nicht gejagt, daß logiſche Fehler bei- 
behalten oder offenbare Küchen nicht ausgefüllt werden dürfen. 
Iſt es auch nicht Aufgabe einer Encyflopädie reformatoriſch 
in ber Wiſſenſchaft aufzutreten, fo hat fic doch Form und 
Stoff derjelben in umtabelhafter Weile darzuſtellen und nicht 
zur Verewigung von Fehlern hinzuwirken. — So iſt & 
denn im vorliegenden Falle offenbar einer Seit? zu tabeln, 
wenn das internationale Recht in ein Voͤlkerrecht, ein 
Staatenreht und eine Diplomatie zerlegt, ober wenn eine 
eigene Eulturwiffenfchaft aus Theilen ber inneren Staatskunſt 
gebilbet und fomit deren Inhalt aus dein Zufammenhange ge 
riffen wird; wie es anbererjeit? Mißbilligung verdient, wenn 
bie allgemeine StaatZlehre, alſo die Feitftellung der allgemeinen 
Begriffe vom Staate, feinen Wejen und feinen Beziehungen, 
mit dem philoſophiſchen Staatsrechte einheitlich verbunden 
bleibt. 

Hieraus ergiebt fich denn folgende Umgränzung und Ein- 
theilung einer — wohlbemerft äußerlih georbneten — Ency— 
klopaͤdie der Staatswiffenfchaften als die richtige: 


L Dogmatiſche Etaatswiffenfhaften. 
1) Allgemeine Staat3lchreN). 
2) Oeffentliches Red t. 
A. Staats recht: 
a) philoſophiſches, 
b) poſitives (Patriarchie; Patrimonialitaat; Theo: 
. fratie; antifer Staat; der Rechtöftaat ber 
Neueren; Deſpotie). 
B. Völkerrecht: 
a) philoſophiſches, 
b) poſitives (europäifches). 

3) EStaatzfittenlehre). 

4) Staats kun ſt. (Stofflihe Grundlagen; politifche 
Pſychologie; innere Staatskunſt — alfo Berfaffungs- 
und Verwaltungs: Rolitif, Teßtere: Organiſations⸗ 
lehre, Juftiz-Politit, Polizeiwiſſenſchaft, Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft; — auswärtige Politik.) 

HD. Hiſtoriſche Staatswiſſenſch aften. 

1) Staatengeſchichte. 

2) Statiſtik. 


1) Weitere Ausführungen über bie an eine Encyklopädie der Staatswifſen⸗ 
ſchaften zu machenden forderungen, fowie über bie Bebeutung einer ſolchen 
für Wiffenfchaft und Leben f. in meiner Gefchichte und Literatur ber 
Staatswiſſenſchaften, Bb. I, S. 111 u. fi. 

2) Eine alphabetifche Anorbnung be Stoffes ift gar feine wiſſen⸗ 
fhaftliche Bearbeitung. Wenn daher ein Werl den gefammten Stoff ber 
Staatswiflenfchaften in eine größere Anzahl von Abjchnitten nach Schlag: 
worten zerfleinert und diefe in der Buchftabenreihe orbriet, fo mag etwa 
ber einzelne bdiefer Abfchnitte wifjenfchaftlihen Sinn und Werth baben, 
auch vielleicht deren Geſammtheit den ganzen Stoff der Stantswifienfchaften 
enthalten; allein von einer fuftematifchen Entwidelung ber Gedanken und 
einer Meberficht über den Stand ber polititifhen Digciplinen, gleichgültig für 
welchen Zweck, kann feine Rebe fein. Davon ganz abgefehen, daß bie, bei 
einem folden Werke kaum vermeibliche Verfchiebenheit der Verfafler und 
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5) Unmöglic kann man mit Stahl, Rechts: und Staatslehre, Buch II, 
Kap. 2, ben Unterſchied zroifchen Recht und Moral im legten Grunde darin 
finden, baß dad Recht das fittlihe Handeln der Menfchen in Beziehung 
auf die Norm und Ordnung des Gemeinlebens fei, die Moral dagegen 
ber fittlich vollendete Wille bes Einzelnen in Beziehung auf Einzelne. 
Einer Seitz ift eine äußerlich -beftimmte und erzwingbare Feitftellung ber. 
gegenfeitigen Berbältniffe unter Einzelnen auch ohne alle Beziehung auf den 
Staat und ohne Vermittlung durch benfelben denkbar und nothwendig. 
Unrecht zwiſchen Einzelnen foll ſchon an und für. fi und wegen ber Er— 
reichung ber indivibuellen Lebenszwecke nicht fein, Teineswegs blos weil ba: 
dur die Ordnung bed Zuſammenlebens geftört würbe. Anberer Seits 
aber ift gar nicht einzujehen, warum der fittlich vollendete Wille bes Men 
fhen nur für die verhältnigmäßig weniger wichtigen Beziehungen zu Ein: 
zelnen in Anſpruch genommen werben follte, nicht aber auch zur beftmöglichen 
Beichaffenheit und Wirkſamkeit des Allen gemeinfchaftlichen Lebensverhältniſſes 
des Staates. Auch wenn man bie Sittlichfeit als vollendete Perfönlichkeit 
auffaßt, if doch offenbar die Vollendung erſt dann erreiht, wenn aud 
gegenüber von ber Geſammtheit das Richtige geleiftet wird. Zwar kann, 
bei ber allgemeinen Unvollkommenheit und fittlichen Mangelhaftigkeit ber 
Menfchen, der Staat nicht blos auf Moral geftellt fein; es bebarf vor Allem 
äufere, im Notbfalle erzwingbare Orbnung durch bad Recht: allein bieß 
binbert nicht, daß bad Höhere auf bie igt geficherte Grundlage gebaut, das 
Teinere ber zuerfi aufgeflellten gröberen Stütze beigefügt werbe. 

6) Die Bezeichnung , Nationalökonomie,“ „Staatswirthſchaftslehre,“ »éco⸗ 
nomie politique ‚» darf nicht zur Aufnahme ber Wirthſchaftslehre unter 
bie Zahl ber Staatswiſſenſchaften verführen. Wenn, felbftredend, eine Staats: 
wiſſenſchaft nur eine ſolche Lehre ift, welche ſich mit dem Staate befchäftigt: 
fo iſt einfeuchtend, daß die Nationalökonomie, welchen Namen man ihr auch 
immer geben mag, mur zu ihrem geringeren Theile diefem Kreife angehört. 
Die fämmtlihen allgemeinen Lehren berfelben, alfo über Gut, Werth, Preis, 
Kapital, Arheitäfräfte und Arbeitstheilung, Erzeugung und Berzehrung ber 
@üter, Krebit, Berhältmiß ber verfchievenen Befchäftigungsarten unter einander 
u. f. w., haben mit bem Staate gar nicht? befonberes zu thun, und gelten 
für jeden menſchlichen Lebenskreis, von dem ber einzelnen Perfönlichkeit an 
aufwärts. Nur alfo dba, wo es fich von Forderungen an ben Staat zur 
Unterftüsung in wirtbfchaftlichen Dingen mittelft ber Geſammtkraft ober 
son bem eigenen Haushalte des Staates handelt, gehören bie Kehren ber 
Wirthſchaftawiſſenſchaft in ben Kreis der ftaatlichen Disciplinen, wo fie denn, 
je nad Zwed und Syſtem be Einzelnen, als eigene und bejonbers bezeich: 
nete Wiſſenſchaften (dkonomiſche Politik und Finanzwiffenfchaft), ober nur 
als Theile der gefammten innern Staatskunſt behandelt werben mögen. 
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Diefe nur theilweiſe Anerkennung als Staatswiſſenſchaft hindert aber natür- 
lich eine innerlih und äußerlich volftändige und einheitliche Bearbeitung 
ber Wirthſchaftswiſſenſchaft nit; nur muß fie im foldher Ausdehnung 
sticht verlangen, ganz und gar in den Kreis der politifchen Disciplinen auf- 
genommen zu werben. Taß auch bie meiften übrigen Theile der Wirth: 
ſchaftslehre Vorkenntniſſe für ſtaatliches Handeln find, berechtigt fie 
durchaus nicht zur Einreihung unter die ſtaatlichen Lehren. Es verhält 
fi mit ihnen, wie z. B. mit der Lehre von Befig unb Eigentum, von 
Pfändern unb Zeflamenten, oder mit den Borfchriften über Ausbildung 
ber verfchiebenen Zruppengattungen und ben Regeln für bie Außrüftung 
eines Belagerungs:Zraind. Auch diefe Regeln bilden beghalb keineswegs einen 
Theil der Staatswiffenfchaften, weil der Staat Einrichtungen treffen muß, 
um rechtliche Verhältniffe im Notbfalle zu ſchützen, unb alſo allerdings ber 
Stantömann einen Begriff von ihrem Weſen haben foll; oder weil die 
Aufftellung einer genügenden Vertheidigungsmacht eine Aufgabe ber Politik 
ift, und fomit der Staatömann wiflen muß, daß für verfchiebene Waffen: 
arten eine verfchiebene Ausbildungszeit nöthig ift, oder daß bie Beichaffung 
ber Gefchüte Geld koſtet. — Es ift zwar bier nicht der Ort, e8 näher aus: 
zuführen, boch mag es immerhin bemerkt fein, daß die übliche Dreitheilung 
ber beutfchen Wirthſchaftswiſſenſchaft in Volkswirthſchaftslehre, Volkswirth⸗ 
ſchaftspflege und Finanzwiſſenſchaft noch keineswegs bie Iogifch richtige Ein: 
theilung des Stoffes gibt. Offenbar muß nämlich die Volkswirthſchaftslehre 
zerfallen: in die Erörterung ber ganz allgemeinen Begriffe jeder Wirtbfchaft; 
in beren Anwendung auf bad Güterleben des Einzelnen unb ber Familie; 
endlich in bie Anwendung auf die Wirtbfchaft in der Geſellſchaft. Und 
ebenfo wird bie Volkswirthſchaftspflege zu völliger Logifcher Klarheit und 
zur fachlichen Richtigkeit nur dann gelangen, wenn auch bier zwijchen ber 
Hülfe des Staates für ben Einzelnen und für die verſchiedenen geſellſchaft⸗ 
lichen Kreife wohl unterſchieden wird. 


7) Wenn e8 etwa Anftoß finden follte, bag hier (wie im vorftehenben 
5 bei den Gefellichaftswifienfchaften) eine allgemeine Staatslehre 
als eine eigene bogmatifche Stantäwiflenfchaft neben bem öffentlichen Rechte, 
ber Staatömoral unb ber Staatsklugheitslehre aufgeführt it; und wenn 
vielleicht bie Einwendung Platz zu greifen fcheint, daß jeber über den Staat 
aufzuftellenbe dogmatifche Grundſatz zu einer ber eben genannten brei großen 
Disciplinen gehören müfle, fomit fein Raum nach richtigen Denkgeſetzen 
für eine vierte Lehre fei: fo diene Nachſtehendes zur Mechtfertigung. Aller 
dings muß, wenn eine beftimmte Einrichtung oder Handlung des Staates 
gefordert wird, biejelbe aus bem Geſichtspunkte bes Rechts, der Sittlichfeit 
oder ber Zweckmäßigkeit begründet werben, und es bilden fi) vollſtändige 
Lebrgebäude der auf dieſe drei Grundlagen zu fiellenden Grundſätze; allein 
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eben weil das menjchliche Leben im Staate nicht blos Einer Gattung von 
Grundfägen unterliegt, fo kann auch dad allgemeine Wefen desſelben 
nicht genügend und ohne erzwungene Verfchiebungen in Einem jener be: 
fonderen Lehrgebäube erörtert werden, ſondern bebarf es hierzu einer um: 
faffenderen Grundlage. Diefe allgemeine Darlegung der Natur des Staates 
ſoll nun aber eben die allgemeine Staatslehre geben. Gewöhnlich werden diefe 
Grundbegriffe im pbilofophifchen Staatörechte untergebracht; aber dann 
bleibt nur die Wahl, fie entweber durch einfeitige Beachtung des Rechts⸗ 
ſtandpunktes zu verftümmeln, oder aber in einer angeblich rechtlichen Dis⸗ 
ciplin Säge vorzutragen und Betrachtungen anzuftellen, welche weder eine 
rechtliche Grundlage, noch eine Bebeutung für bag Raht haben. Nur 
ſolche Staatslehrer, weldhen der Staat überhaupt ausſchließlich Rechtsanſtalt 
ift, können folgerichtig auch fein ganzes Wefen Iebiglich aus dem Stand⸗ 
punfte des Rechtes auffaſſen. Daher denn allerdings unter ber Herrſchaft 
ber Kant'ſchen Schule von Allgemeiner Staatslehre nicht? vernommen wurde. 
Allein eben dieſer Standpunkt iſt ein ungenügender und überwundener. 

8) Die Staatsſittenlehre iſt allerdings ein verhältnißmäßig ſelten be⸗ 
arbeiteter Theil der Staatswiſſenſchaften; und es möchte ſomit ſcheinen, 
als verſtoße deren Aufnahme gegen den aufgeſtellten Grundſatz, daß die 
herkömmlichen Eintheilungen beizubehalten ſeien. Da jedoch, (wie unten, 
F76 f.), nachgewieſen werben wird, bie Erörterung ber ſtaatlichen Verhältniſſe 
aus dem Geſichtspunkte der Sittlichkeit ein nothwendiger Beſtandtheil einer 
vollſtãndigen wiſſenſchaftlichen Bearbeitung des geſammten Staatslebens iſt, 
ſo iſt eine Berückſichtigung der häufig vernachläßigten Lehre kein Fehler, 
ſondern vielmehr eine doppelte Pflicht. Es ſoll nur vermeidliche Verwirrung 
vermieden, nicht aber Lückenhaftigkeit beibehalten werden. 


8%. 
3. Die Literatur der Eneyelopäbieen ber Staatswiſſenſchaften. 


Die Zahl der Schriften, welche eine vollftändige Ueberſicht 
über die Staatöwiffenfchaften zu geben beabfichtigen, ift ziemlich) 
groß, namentlich der von Deutfchen verfaßten; allein ein großer 
Theil derfelben ift werthlos, entweder weil fie gleich von An- 
fang an falfch angelegt waren, oder weil fie durch Weiterauß- 
bildung der Wiffenfchaft ungenügend geworben find. Deßhalb 
wäre eine bibliographifch vollftändige Aufzählung derſelben bier 
zwecklos. Es genügt an einer Kenntni der mehr oder minder 
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jelbft unerlaubt. Was aber erlaubt fei, laßt fich freilich nicht 
im Allgemeinen, fonbern nur im einzelnen Staate und Falle 
angeben. Hierbei wird denn allerdings von der Anficht aus⸗ 
gegangen, daß mehrere und verſchiedene Lebens— 
zwecde benfbar feien; zu diefer Annahme ift denn aber audh 
alle Berechtigung. Die menſchliche Natur ift fo reich mit 
geiftigen und koͤrperlichen Kräften außgeftattet ,‚ und beren be: 
jonvdere Geltendmachung und Ausfüllung ift fo fehr in den 
Willen des Einzelnen geftellt, oder hängt vielmehr fo beſtimmt 
von der gefammten Entwidelungsftufe des Volkes ab, daß fei- 
neswegs nur ein einzelner beftimmter Lebenszweck für alle Zei⸗ 
ten und Völker gefeßt werben darf. Es kann alſo auch nicht 
blos Einer in den Begriff des Staates aufgenommen werben. 
Hiermit fol natürlich nicht gefagt fein, daß alle dieſe verſchie⸗ 
denen Lebenszwecke gleichbedeutend feien und gleich Hoch ftehen. 
Vielmehr ift zuzugeben, daß einzelne nur für Menfchen auf nie- 
deren Bildungsftufen genügen, andere aber ſich entwideln 
und verftärten mit der allgemeinen geijtigen Ausbildung. Es 
iſt alfo die Anficht, daß Alles, was ſich folgerichtig aus 
der menfchlichen Natur entwidelt, auch berechtigt if. Aller: 
dings wird mannchfach angenommen, daß dic Foͤrderung 
einer harmonischen Ausbildung der allein richtige Staatz- 
zweck fei; die ift jedoch ein Irrthum. ine barmonifche 
Entwidelung des ganzen Weſens ift allerdings das büchfte 
Lebenzziel und Ideal menjchlicher Befchaffenheit ; allein es ift nicht 
nur die Erreichung dieſes Zuſtandes, fondern felbft ſchon Jeine 
Beareifung, nur unter der Bedingung höherer Gefittigung möglich. 
Minder organifirte. Menſchen und weniger entwidelte ganze 
Voͤlker müffen ſich mit der Auslebung einzelner Kräfte begnügen. 
Zu Weiterem find fie gar nicht fähig; alfo kann es audh ihre 
Aufgabe und Pflicht nicht fein. Die Handhabung einer größern 
oder Heinen Anzahl einzelner und untergeordneter Kräfte ift 
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nun aber nicht eiwa nur eine unvollfommene Loͤſung der Auf: 
gabe einer Harmonie, fondern fie ift etwas ſpecifiſch Verſchie⸗ 
dene. Daher denn auch die Aufgabe des ‚Staates nicht bloß 
für jene letzte und höchfte Stufe geftellt werden nnuß, ſondern 
ebenſo felbitftändig und berechtigt auch für die Erreichung der 
übrigen natürlichen Zuftände ift. Wenn ein ganzes Volf bis zur 
Erftrebung einer harmoniſchen Ausbildung gebiehen ift, fo ift 
dies freilich um jo beffer für dasfelbe, und auch fein Staat 
muß einem jolchen wünſchenswerthen Zuſtande entfprechen ; 
allein deßhalb hören andere Zuftände nicht auf, und auch für 
fie muß geforgt werden). Daß fi) aus biefer Verſchieden⸗ 
beit ver Zwecke ber Völker verfchievene Gattungen von Stan- 
ten ergeben, wird unten, $ 14, nachgewiefen werden; welche 
Aufgabe nun aber auch eine ſolche Gattung verfolgt, ein Staat 
bleibt fie immer. Die Beichränfung des Staatäbeariffes auf 
einen einzelnen, dem Beurtheiler etwa beſonders genehmen, 
Zweck ift jomit ein logiſcher Fehler, und enthält überdies die 
Duelle vielfachen und großen Unrechtes. 

Unter Bolt ift hier nur eine einheitlih und räumlich, 
zufammen wohnende und jomit von anderen Ähnlichen Zuſammen⸗ 
ſchaarungen verichiedene Menſchenmenge verftanden; nicht aber 
eine Einheit, welche jede Beimiſchung fremden Stammes aus⸗ 
ſchließt und dagegen alle zur.felben Nationalität Gehörige umfaßt. 
Bleiche Abftammung der Benölferung eines Staates hat aller- 
ding? große politiiche Vortheile; aber cine nothwendige Be: 
dingung bed Staat2begriffes ift jie nicht, wie fich dies aus der 
Erfahrung ergibt. (Vergl. übrigens unten, $ 16.) 

Daß zum Begriffe eined Staates auch ein beſonderes Gebiet 
gehört, ift unzweifelhaft, weil die Ausdehnungsgränze feiner 
Aufgaben und Mittel beftimmt und feine unbehinderte Wirkfamteit 
innerhalb derſelben gejichert jein muß; allein es ift bei ber 
jo eben gegebenen Beftimmung deſſen, was unter Volk ſtaatlich 
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zu verftehen ift, überflüffig, bie räumliche Grumblage noch 
einmal beſonders heruorzubeben. 

Daß der Staat die Förderung ſämmtlicher Lebens— 
reife, welche in feiner Bevölkerung ſich thatfächlich vorfinden, 
und fomit ihren Zweck bilden, zur Aufgabe bat, erhellt aus der 
Hütfsbebürftigkeit ihrer Aller. Allerdings find bie Leiftungen des 
Staates von verfchievenem Umfange, je nachdem die eigene 
Kraft der natürlichen Vergefellfchaftungen größer ober kleiner 
ift, und nad dem Grabe der Entwiclung, welche bie Ge- 
fittigung dieſen befonberen Kräften gegeben hat; aber ſelbſt bie 
größten gejellfchaftlichen Kreiſe und die höchjten Eulturzuftände 
koͤnnen ihrer body nicht ganz entbehren ). Eine große Verar⸗ 
mung der Wiſſenſchaft und vielfache Verfäumnig und Verkehrt⸗ 
heit im Leben ift dadurch entitanden, daß lange, und zwar 
nicht blos von rechtsphiloſophiſchen Schulen ſondern audy im 
gemeinen Bewußtjein, nur die einzelne Perfönlichkeit und ihre 
Zwecke in Verbindung mit dem Staate gebracht worden find ; 
und ed wäre manche Üübertriebene Forderung und Yeinbfelig- 
keit gegen den Staat in der Neuzeit vermieden worden, 
wenn immer anerfannt gewejen wäre, daß die Gejellichaft, 
wie fie nun auch immer fei, einen Anfprud an ben Staat 
babe 9). | 
Endlih tft nur Förderung, nicht aber vollitändige 
Uebernahme der Lebenszwecke des Volfed vom Staate gefordert. 
Es iſt allerdings möglich, daß biefer jeine Theilnehmer voll: 
jtändig abforkirt und er an ihrer Stelle lebt und hanvelt. 
Die Staaten des Haffiichen Alterthumes und einzelne Theofra- 
tien find Belege hiervon. Allein es ift die keineswegs immer 
ber. Fall; und es iſt recht gut, daß dem nicht fo iſt. Theils 
beichräntt eine fo weitgehende Thätigkeit des Staates die einzelne 
Perfönlichkeit und die ganze Bedeutung ihres Dafeind auf der 
Erde allzufehr; theils Tann der Staat nur ehr ſchwer die 
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Mittel zu eimer ſolchen allumfaffenden Erſetzung der Selbft- 
beftimmung der Einzelnen erwerben. | 


1) & wird faum einer ernſthaften Vertheibigung bebürfen, daß bei 
der Begriffzbefiimmung des Staates ein beftimmter unb ein allgemei- 
ner Zwed deſſelben ftillfchweigend vorausgeſetzt if. Zwar wird bag erftere 
theils bei einer naturpbilofophifchen Auffaffung. des Staates, fo z. 2. 
von A. Müller, Elemente der Staatskunſt, Bd. I, S. 27 fg. ausdrüdlich 
geläugnet, theils wenigftend von Schleiermacher, Syſtem der Sittenlehre, 
S. 274 fg. übergangen; das andere aber von 8. 2. v. Haller, in feiner 
Reftauration der Staatswiſſenſchaften, in Abrebe geftellt: allein der Irrthum 
fiegt in allen diefen Fällen zu Tage. — Daß bie naturphilofophifche Schule 
den Staat ald ein organifches Gebilde nicht im Sinne einer vielfeitigen 
und reichen Ginrichtung mit einem gemeinjchaftlichen Mittelpunfte und 
Zwede, fondern als ein naturwüchfiges Erzeugniß der Weltordnung mit 
einer ben lebendigen Weſen ähnlichen Natur betrachtet, ifi oben $ 6, 
Anm. 3, bereit erwähnt, diefe Anficht aber auch widerlegt; und in ber 
That zeigt fich die bloße Spielerei einer ſolchen Anſchauung am beutlichften 
bier, wo fie, ar ſich folgerichtig, feinen eigenen Zwed für den Staat anerkennt, 
und fomit jedes Halte zur Feſtſtellung eigener Regeln feines Handelns 
und zur Beurtheilung feiner Leiftungen entbehrt. Wenn alfo namentlich 
Müller behauptet, der Staat fei fowenig für ben einzelnen Menſchen, als 
biefer für ben Staat ba, fonbern es ſeien vielmehr beide in ungetheilter 
Semeinfchaft der Ausdruck eines göttlichen Gedankens, ſowie die Schnede 
nicht für die Schale und biefe nicht für jene beflimmt fei, fonbern beibe 
zufammen bie Form eines Lebens bilden: fo ift allerdings bei phufifchen 
Raturerzeugniflen, welche zufammen ein Ganzes bilden, dad Verhältniß von 
Mittel und Zwed nicht vorhanden, und es ftehen alle Theile auf gleicher 
Linie; allein ganz anders doch dba, wo Menſchen unb eine Einrichtung 
für biefelben in Frage fliehen. Hier ift es geradezu abgefhmadt und un: 
würdig, von einer gleihen Bedeutung beider zu reden; und eine unabweis⸗ 
bare Forderung ber Vernunft ift es, baß eine jebe Einrichtung auch einen 
Zwed habe, alfo einen Zwed fir Menfchen, wenn fie durch menfchliche 
Kräfte gebildet und gehandhabt wird. — Wenn aber Schleiermader, a. a. O., 
den Begriff des Staats lediglich in dem, gleichviel wie herbortretenden, Gegen: 
jatze von Obrigkeit und Unterthunen findet, ohne dieſem Verhältniſſe irgend 
eine Beſtimmung zu geben: fo mag bamit, wie übrigens auch die Abficht 
it, zwar der Unterfchieb zwifchen ber naturwüchfigen Horbe (dem Stamme) 
und einem bewußt geordneten Gemeinweſen bezeichnet fein, allein es ift doch 
nur bie äußere Form dieſer weiteren Entwicklungsſtufe der menſchlichen Ver: 
bindungen angegeben. Die Obrigkeit muß nun aber nothwenbig ihr Recht 
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au befehlen auf einen verftänbigen Grund ftilgen, und es müſſen bie Unter: 
thanen eine zureichenbe Urfache des Gehorchens haben. Tiefe Begründung 
in etwas Anderem, als in der Verfolgung eines gemeinfamen Zweckes zu 
finden, iſt unmöglich. Ein Befehl ohne beftimmten Zwed ift rohe Willführ, 
wo nicht Wahnfinn; ein Gehorfam ohne Zwed aber völlige Verläugnung 
der Perfünlichkeit und der fittlihen Pflicht. — Haller ſeinerſeits erklärt das 
Zuftandelommen bed Staates aus einem Aggregate von einzelnen Verträgen, 
bei welchem Jeder der Betheiligten feinen befondern Zwed habe. Abgejehen 
nun davon, daß diefe Auffaſſung höchſtens auf den Patrimonialftaat Haller’3 
paßt, und fchon nicht auf feinen eigenen Priefterftaat oder feine freien Ge⸗ 
meinben: fo ift e8 überhaupt eine ganz willführlihe Annahme, daß in Be: 
ziehung auf ben Staatszwed die Auffaffungen thatſächlich ganz auseinander⸗ 
laufen und außeinanderlaufen müflen. Die Erfahrung zeigt vielmehr, daß 
fehr große Einigkeit herrſchen kann, was denn auch ganz begreiflich ift, weil 
diefe Forderungen aus dem ganzen Gefittigungsftande hervorgehen. Es 
mag fein, daß ſich nicht alle einzelnen Individuen des Staatszweckes mit 
gleicher Klarheit bewußt find ober gar eine fchulgerechte Bezeichnung desſelben 
zu geben vermöchten: damit ift aber gar ‚wohl eine allgemeine Weberein- 
fimmung über das, was vom Staate zu verlangen fei, vereinbar. Selbſt 
bei einem aus einem Aggregate von Privatverträgen beftehenden Patri⸗ 
monialftaate ift ein völlige Augeinanderlaufen der Zwede unmöglid, und 
auch ihm liegen einige gemeinſchaftliche Zwecke zu Grunde, namentlich gegen: 
feitiger Schuß und wirthſchaftliche Vortheile. 

2) Mit befonderer Kraft, wenn ſchon in anderer Entwiclung als hier 
gefchieht, hebt die Nothmwendigkeit der Einheit im Staate hervor: Rößler, 
C., Syſtem der Staatslehre. Leipzig, 1857. 


8) Weber bie verſchiedene Möglichkeit der menſchlichen Lebenszwecke ſehe 
man namentlich: Welker, C. Th., Lebte Gründe von Recht, Staat und 
Strafe. Gießen, 1818. — Duden, ©., Ueber die wefentlichen Berfchieben- 
heiten der Staaten und bie Strebungen der menſchlichen Natur. Köln, 1822. 
— Bollgraff, €, Die Syſteme der praktiſchen Politit. Gießen, 1828. 
(2eßterer freilich wunderlich übertreibenb.) 

4) Bergl. Dupont-White, L’individu et l’6tat. Ed. 2. Par., 1858. 

5) Es kann nur ald ein Beweis verkehrten Scharffinnes betrachtet 
werden, wenn ber Staat als ein Uebel erklärt wirh, (fo von 8. ©. Za⸗ 
chariã), oder wenn bie Staatlofigkeit, Anarchie, (von Proudhon), als Iehles 
Ziel gefeht if. Daß der Staat bie Willkühr ber Einzelnen beichräntt, ift 
ganz richtig; allein wenn diefe Beſchränkung, wie es fein fol, .nur gegen 
unvernünftige und ungefellichaftliche Willkühr gerichtet ift, fo ift fie weit 
entfernt ein Uebel zu fein, vielmehr ein großes Glück. Auch Tann die Be- 
reithaltung einer Gewalt zur Durchführung ber nöthigen Beſchränkung nicht 
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als etwas Beklagenswerthes betrachtet werden, ba fie zur Erreichung des 
Zwedes unerläßlih if. Wer aber den Zwed will, muß verftändigerweife 
auch die Mittel wollen. Was aber Proudhon's Verlangen betrifft, fo ift 
ber Staat eine Ergänzung der allzuſchwachen Einzelfraft und ein Schub 
gegen Unvernunftl. Er möchte alfo vielleicht entbehrt werben für das Zu- 
ſammenleben von Engeln, niemals aber für das von Menfchen. Hiermit 
aber ift natürlich wohl vereinbar, baf bie Staatögewalt ſchwächer werben barf, 
wenn fih ein Volk zur Selbfibeforgung einer größeren Anzahl von Angele- 
genbeiten befähigt hat. Vergl. Röpler, Allgem. Staatslehre, ©. 363 fg. - 


9 12. 
2. Kritik anderer Auffaſſungen. 


Theils abfichtliche Fehler, theils der Wunſch, beſtimmte 
praktiſche Sätze ſchon auf den Begriff des Staates ſelbſt zu 
ſtützen, haben eine große Menge abweichender Begriffs⸗ 
beftimmungen vom Staate erzeugt. Eine Nachweiſung der 
Unrichtigfeit der bemerfenäwertheren dient zur wenigiteng 
negativen Befeftigung der eigenen Auffaffung und bewahrt vor 
durchgreifenden Irrthümern )). | 

Es lafjen fich. aber fünf Arten folcher unrichtiger Be: 
griffabeftimmungen unterfcheiden, von welchen jebe wieder 
mancherlei Spielarten in Worten ober Nebenbeziehungen in ſich 
faßt. 

1. Der Staat ſoll eine zum allgemeinen Glücke ſeiner 
ſämmtlichen Theilhaber beſtimmte Verbindung von Menſchen 
fein. (Baco; Thomaſius; Bentham) — Dieſe anſcheinend 
böchft wohlwollende und zu den beſten Folgen führende Auf- 
fafjung hält eine nähere Prüfung aus mehr als Einem Grunde 
nicht aud. — Bor Allem iſt fie unklar. Es ift nämlich zweifelhaft, 
ob fubjectived oder objectived Glück verftanden wird; db. h. ber 
Zuftand thatfächlicher allgemeiner Zufriedenheit, oder eine Sad): 
lage, mit welcher Jedermann zufrieden fein ſollte. Daß bieje 
beiden Zuftände nicht nothwendig diejelben find, leuchtet ein; 
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und ſomit iſt nicht einmal dem Wortlaute nach unzweifelhaft, 
wa3 denn über das Weſen des Staates ausgeſagt werden will. 
— Zweiten? aber iſt jedes der beiden möglichen Glieder der 
Alternative unrichtig. Verſteht man nämlih unter Glück 
ſubjectives Wohlbefinden, fo beftcht jenes in einem individuellen 
Urtheile und Gefühle der Etaatötheilnchmer. Nach aller Kennt- 
niß von den Menfchen aber iſt es geradezu eine Unmöglichkeit, 
alle und jede einzelnen Individuen burch biefelbe Handlungs: 
weiſe, durch denfelben Zuftand zufrieden zu ftellen. Ueberdies 
befteht gar feine Sicherheit dafür, daß gerade die dem Staate 
möglichen Maßregeln ein ſolches Gefühl der Zufrievenheit 
hervorrufen können; ja nicht einmal dafür, daß die VBernunft:. 
mäßigfeit eined Zuftandes biefe Wirkung unter allen Umſtänden 
beroorbringt. In diefer Vorausſetzung aljo wird dem Staate 
eine unmögliche Aufgabe geſetzt. Wird aber Glück im objectiwen 
Sinne gewonnen, jo müßte vor Allem angegeben fein, welches 
denn der Zuſtand fei, mit welchem Alle zufrieden zu fein bie 
Verpflichtung haben. Dies gejchieht nun aber nicht; und fo 
ift über Aufgabe und Weſen des Staates gar nicht? gejagt, — 
Drittens ift es eine falfhe Auffaffung von der Berechtigung 
des Menfchen Hinfichtlich feines irdischen Lebend. Derſelbe 
hat in feinem gegenwärtigen Dafein unzweifelhaft beftimmte 
Aufgaben zu erfüllen; und zu den hierzu nothwendigen Mitteln 
ist er allerdings berechtigd. Unter Aufgaben und Mitteln ift 
nun aber Glück weder aus den geiftigen nody aus den Zörper: 
lichen Eigenſchaften de Menfchen, und eben jo wenig aus 
feiner wahrfcheinlichen fünftigen Beitimmung nachweisbar. Wenn 
alfo die Erreichung der Lebensaufgabe und der Bejik der dazu 
dienfichen Mittel den Einzelnen glücklich macht: jo iſt dies 
zwar ein angenehmer Zufall und braucht nicht von der Hand 
gewieſen zu werden; allein nicht dadurch erfüllt er jenen 
Lebenszweck, und nicht dazu werben ihm die für lebteren 
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nöthigen Mittel gegeben, alfo unter anderen der Stat. Die 
Lebensaufgabe bleibt ganz dieſelbe, ob ihre Anftrebung glücklich 
macht, oder nicht. — Viertens endlich iſt die in Frage ſtehende 
Begriffsbejtimmung infoferne böchft gefährlich, ala dadurch ber 
vollftändigften Unterdrüdung der Verfönlichfeit und jeder Art 
von SZwingherrichaft Thüre und Thor geöffnet ift unter dem 
Borwande, und felbft vielleicht bei der Abficht, dag allgemeine 
Glück berzuftellen ?). 

2. Der Staat wird ala eine Rechtsanſtalt aufgefakt. 
— Diefe Begriffsbeftinnmung, jo lange fie anch die herrichenve 
war, geht nicht in das Weſen der Sache ein und tft eine viel 
zu enge. Unzweifelhaft hat der Ctaat die Aufgabe, das Recht, 
foweit es dazu feiner Hülfe bedarf, Zu ſchützen; auch mag 
gerne zugegeben werden, daß der Rechtsſchutz die erſte und 
unerläßlichhte Bedingung des menfchlichen Zuſammenlebens ift: 
allein damit ift weber gejagt, daß vie Hervorhebung dieſer 
Aufgabe den eigentlihen Kern der Sache trifft, noch daß ber 
Staat font feine Zwecke zu erfüllen bat. In erfterer Beziehung 
ift nämlich zu bemerfen, daß der Rechtäfchuß nicht feiner felbit 
wegen verlangt wird, jowie das Recht überhaupt nicht an und 
für ſich einen Werth hat, fondern nur als Bedingung anderer 
wünjchenäwerther und nothwendiger Zuftände 7). Um das 
eigentliche Weſen des Staates zu erforfhen, muß man aljo 
tiefer dringen und den legten Grund jeined Beſtehens darlegen; 
biefer ift nun aber nicht die Herjtellung einer Rechtsordnung, 
welche felbft nur ein Mittel ift, fondern vielmehr Förderung 
menjchlicher Lebenszwecke. Was aber die Enge der Beitimmung 
betrifft, jo ijt zweierlei far. Einmal, daß thatfächlich nicht 
nur vereinzelte Beifpiele fondern ganze große Gattungen von 
Staaten beitehen, deren Inhalt und Richtung in bloßer 
Rechtsordnung, ſchon dem eriten Anblide nach, nicht aufgeht. 
So 3. B. die Theofratie, der Staat des claffischen Alterthumes, 
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welcher eine allgemeine Einheit des Volkslebens burchrührte, 
u. |. w. Die fraglihe Begriffsbeftimmung ſchließt alfo einen 
wefentlichen Theil der von ihr zu begreifenden Yuftände aus. 
Sodann aber ift in jedem Staate, welcher Art er immer ſei, 
weit mehr zu leiſten, als bloßer Rechtsſchutz. Jeder Blick 
in? tägliche Leben zeigt, daß aud noch vielfache Hülfe und 
Unterftüßung in ſolchen Beziehungen gefordert und geleiftet 
wird, wo von einem Nechte gar die Rede nicht if. So z. B. 
Bewahrung gegen jchäbliche Einwirkung der Naturkräfte, Er⸗ 
feichterung von DVerfehr, Förderung der geſammten geiftigen 
Ausbildung u. |. w. Selbſt die vollfommenfte, von Menschen 
gar nie erreichbare, Herftellung der Rechtsordnung würde den 
thatfächlich vorhandenen Bebürfniffen eines Volkes durchaus 
nicht genügen; dieſes alfo auf feiner Gefittigungsftufe eine 
volle Berückſichtigung ber Gründe finden, welche einen einheit- 
lichen Organismus des Zufammenlebend nothwendig machen ®). 

3. Der Staat wird erflärt als eine Gefellfchaft zur 
Herftellung des Menſchheitszweckes. — So gewiß nun 
der Staat eined der Mittel ift, um die Erreichung menfchlicher 
Lebenszwecke zu fördern, jo darf doch diefer allgemeinen Dienft- 
leiftung weber ber befchränfte Sinn unterlegt werben, daß nur 
ein einzelner beftimmter Zweck den Menſchen gejegt und erlaubt, 
und alfo auch nur biefer die berechtigte Aufgabe des Staates 
ſei; noch ift es richtig, dem Staate die unmittelbare und eigene 
Erreihung der menjchlihen Zwecke zu übertragen. — Die 
Unzuläfftgfeit der. erfteren Annahme ift bereit? nachgewiejen 
(ſ. $ 2 und 11). Auf welche Weile denn alſo auch immer 
der Eine Menſchheitszweck bejtimmt würde, immer wäre er 
nur theilweife wahr, binfichtlich aller andern Zuſtände aber 
würde eine Ungerechtigfeit begangen oder eine Unmöglichkeit 
verlangt. Und hieran wird nicht etwa dadurch etwas geändert, 
daß der Zweck möglichjt hoch und weit geſteckt würbe, ober 
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daß man ihn in ber barmeniichen Ansdiſdung aller Kräfte 
fände. Weniger entwidelte Voller baben auch ein Recht zu 
beſtehen und ibre Einrichtungen nach tum Sweden zu treffen, 
welche mit ihrer Pildungsjtufe übereinitimmen und aus ter: 
felben bervergeben. Die Auftringung einer Lebensaufgabe, 
welche erft bei weiterem Verlaufe ihrer Geſchichte und vielleicht 
erft in viel fpäterer Zeit faßlich und alfo möglich für fie if, 
wäre jest noch unerreihber un widerjinnig, und überdies 
eine unerlaubte Beeinträchtigung wirflich beſtebender Bedürfniſſe 
Eine ſolche Auffafjung des Staates ift ein wahres Profruftes- 
bett. — Dem Staate aber unmittelbar dic Erreichung eines 
Lebenszweckes, welder Art diefer auch fei, zu übertragen, heißt 
bie Lebensaufgabe und Berechtigung des einzelnen Menfchen, 
und fomit auch des ganzen Bolfes, befeitigen. Der Menſch 
hat das Recht und bie Tfliht, fein Leben ſelbſt zu chen und 
demgemäß auch die Zwecke defjelben jelbft zu erjtreben. Nur da, 
wo ihn feine Kräfte verlaffen, ſoll er ſich nach Hülfe, unter 
anberem des Staates, umfehen. - Wenn aber der Staat felbft 
die Verfolgung diefer Zwecke ausſchließlich in die Hand nimmt, 
fo wird das Berhäftnig geradezu umgekehrt. Ueberdieß wird 
durch eime ſolche Alles verſchlingende und ſich vorbrängende 
Tätigkeit dezfelben der Bürger zum Mittel feines eigenen 
Mittels gemacht, und jo ein widerſinniges Verhältniß erzeugt, 
indem der Staat zu feinem Handeln Weittel bedarf, er aber 
viele nur von feinen Theilnchmern erhalten kann 8). 

4. Ferner wird der Staat als ein irdiſches, allerdings 
unvolllommened, Abbild des allgemeinen Gotte2- 
reiches erflärt, und ihm dabei die Aufgabe geftellt, dieſem 
legteren jo nahe als möglich zu kommen. (F. Schlegel, de 
Maiftre, Stahl.) — ine anschließende religiöfe Lebensauf⸗ 
faffung ift eine berechtigte; allein fie ift nicht die einzig mög- 
liche und vernimftige, fomit auch nicht die allein berechtigte, 
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Nicht nur ft ein die übrigen geiftigen Eigenſchaften und 
Bedürfniſſe des Menjchen ebenfalls berückfichtigendes Leben 
durchaus, und vielleicht jelbft och in höherem Grabe ala ein 
einfeitig religidjes, geftattet; jondern es Tann einem Wolfe 
and) nicht zum Vorwurfe gereichen, wenn es durch feine 
Gefittigungsftufe oder durdy den Drang ber äußeren Verhältniffe 
zu nächjter Berüdfichtigung der materiellen Lebensaufgaben 
veranlaßt iſt. Wenn alfo auch einem Wolfe, welches eine 
ausſchließlich religidfe Richtung hat, dag Mecht nicht beftritten 
werben kann, fein Leben darnad) einzurichten, und alfo aud) 
den Staat folgerichtig anzupaſſen: jo folgt daraus noch nicht, 
baß andere Völker, oder dasſelbe Volt zu anderer Zeit, dieſe 
Lebensanficht und Staatzeinrichtung auch haben müſſen. Die 
Theokratie ift unter Umftänden eine vollftändig vertheidigbare 
und jelbft nothwendige Staatseinrichtung; allein fie ift nicht 
die einzig denfbare und wirkliche. Alſo ift eine ſolche Begriffs⸗ 
fafjung logiſch zu enge und praktiſch ſehr bedrohlich. Wird 
aber gar, wie dieß bei den Anhaͤngern dieſer Lehre in der 
Regel, wo nicht immer, der Fall iſt, bie religioͤſe Lebensauf⸗ 
fafjung augfchlieglih auf ein beſtimmtes Dogma geftügt, fo 
entfteht barau entweder eine bis zur Verzerrung gehende 
Verengerung ded StaatZbegriffes, oder folgt ein allgemeiner 
Glaubenszwang ©). 

5. Wenn aber endlich, der Zweck des Staates in ber 
Herftelung einer fittlihen Einheit des Lebens, in ber 
Herrichaft des Stttengefees gefunden wird, (Ariftoteles, Hegel, 
Roͤßler): jo ift hier nur eine negative Wahrheit außgefprochen. 
Unzweifelhaft ſoll und darf der Menſch, alſo auch die organifirte 
Einheit eined Volles, keinen unfittlichen Zweck verfolgen und 
feine unſittlichen Mittel anwenden; allein hiermit ift eine 
beſtimmte, durch den Staat zu erreichende Aufgabe noch nicht 
geſetzt. Die Anfichten darüber, was vein vernünftig, alfo 
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jüttlich fei, find auf verfchtebenen Gefittigungsftufen der Ein- 
zelnen und ganzer Völker fehr verſchieden, ſowohl dem Gegen: 
ftande als dem Umfange nad. Offenbar muß, wenn bem 
Begriffe des Staates ein Inhalt und feinem Handeln ein 
beſtimmtes, beurtheilbareö Ziel gefeßt werben will, auch die gegen: 
ftänbliche Aufgabe des organifirten Zuſammenlebens bejtimmt 
werben. Gefchieht dieß aber, dann laufen auch balb bie 
Forderungen auseinander je nach ven fubjectiven Auffaffungen 
und den äußeren Berhältnijjen; und es bleibt alſo nicht? übrig, 
ala — wie in ber oben, $ 11, aufgeftellten Begriffebeftimmung 
gejchehen ift — die Förderung fämmtlicher nicht unvernünftiger 
Lebenszwecke al? Aufgabe zu erflären. Wollte aber etwa nur 
ein einzelner pofitiver Zuſtand al3 der ausſchließlich fittliche 
und fomit erlaubte anerkannt werben, ſo entjtünde daraus 
biefelbe ungerechtfertigte Beichräntung ‚ wie fie durch einen 
ausſchließlich religiöfen Glauben erzeugt würde. Der verfüm- 
mernde. und ungerechte Zwang weltlicher Philoſophie ift ebenfo 
unerträglih, als ber eines religiöjen Dogma’d. Auch darf 
nicht überfehen werben, daß eine große Menge ganz und gar 
nicht unvernünftiger Lebenszwecke mit der GSittlichkeit un— 
mittelbar gar nicht? zu thun haben, (jo namentlich alle Be- 
mühungen um eine Herrichaft über die Naturfräfte,) und doch 
unzweifelhaft Gegenjtand der ftaatlichen Fürforge find. nt: 
weder müßte alfo in Beziehung auf diefe der Umfang ber 
ftantlichen Aufgabe in unerlaubter und unnützlicher Weiſe 
beichränft, oder ihre Einbeziehung auf erfünftelte und unmahre 
Art erjchlichen werden. Erſteres ift practifch, dieſes aber 
wiſſenſchaftlich unzuläffig. 

Naoch iſt es Übrigens nicht überflüffig, auch noch folche 
in der Feſtſtellung des Staatsbegriffes hegangene Fehler bemerk⸗ 
fich zu machen, welche zwar nur einzelne Merfmale betreffen 
und fomit auf den Kern der Sache nicht eingehen, aber doch, 
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von bedeutenden Aucreritäten begangen, einen weitreichenden 
ſchadlichen Einfluß auzüben Eönnten. 

Hierher aebört vor Allem die, jchon von Gretins in ben 
Begriif vem Staate aufgenommene, Beſtimmung, daß verjelbe 
eine Geſellſchaft Freier Menſchen ſei. Die perfönliche Freiheit 
auer Staatstheilnehmer iſt allerdings eine glückliche Frucht 
vorgeſchrittener Geſittigung; allein eine unerläßliche Bedingung 
dep organiſchen einheitlichen Zuſammenlebens iſt ſie nicht. 
Auch bei einer theilweiſe perfönlichen Unfreiheit des Vollkes iſt 
noch ein Staat denkbar. Unzählige Beiſpiele aus allen Welt⸗ 
theilen und Zeitaltern beweiſen es. 

Schr häufig und von ganzen rechtsphiloſophiſchen Schu: 
fen wird das Merkmal der vertragsmäßigen Bildung 
und Yeitung in den Begriff aufgenommen. Wie immer es 
ſich nun auch mit der rechtlichen Entftehung der Staaten, und 
namentlich mit der Begründung derſelben durch einen Vertrag, 
verhalten mag: immerhin ift Doppeltes einleuchtend. Cinmal, 
daß auch hier die Gefchichte in den meiſten Füllen Anderes 
nachweift; was benn wicder verbietet, die Begriffsbeftimmung 
ſo zu fallen, daß die Mehrzahl ber thatfächlich vorhandenen 
Zuftände gar nicht darunter paßt. Sodann, daß es überhaupt 
ganz vernünftige Veranlaffungen zur Bildung eine Gefammt- 
willeng gibt, welche weder auf einem Vertrage urfprünglich 
beruhen, noch in der Form eines folchen fich aussprechen. So 
3. B. die allgemeine fittliche Unterwerfung unter ein natürliches 
Stammesoberhaupt, die Befolgung eines für wahr erachteten 
göttlichen Gebotes u. |. w. Mit einem Worte: durch Vertrag 
kann vielleicht in beftimmten Fällen ein Staat entjtehen; aber 
es ijt keineswegs bie einzige und fomit nothwendige Weiſe ber 
Entftehung, folglich auch Kein wefentlicher Beſtandtheil des 
Begriffes. 

Wenn dad Merkmal der Unabhängigkeit, Souverä- 
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nität, ebenfalls Häufig aufgenommen wird: jo ift dies in 
doppelter Beziehung unrichtig. Einmal zeigt die tägliche Er- 
fahrung , daß es politiiche Geftaltungen gibt, welche in jeder 
Beziehung die Aufgabe eine? Staates erfüllen und die Rechte 
eines jolchen ausüben, aber doch nicht ganz unabhängig von 
einer außer ihnen ftehenden Gewalt find. Solchen Berbin- 
buugen ift die Bezeichnung als Staat niemals verweigert wor- 
den. Zweiten? aber würde durch die Aufnahme einer folchen 
Beitimmung eiu für allemal die Möglichkeit vernichtet, die 
Staaten einer vorgefchrittenen Gefittigung zu einer höhern 
Sejammteinrichtung zu vereinigen, falls dieſe nicht ſelbſt wieder 
ein Staat wäre, was doch nicht durchaus nothwendig und felbit 
nicht immer möglich ift. 

Endlich erfcheint es von vorne herein unzuläffig, daß 
Sijenhart, (Philofophie de Staat, Bd. J. ©. 117 ff.) den 
Staat ald „arbeitätheiligen” Verein von Menjchen zu Erreichung 
ihrer Zwecke bezeichnet. Arbeitstheilung ift allerdings eine 
wichtige Form der menjchlichen Bejchäftigung jeder Art, und 
es mag gerne zugegeben werben, daß in jedem irgend gebilbe- 
ten Staate nicht nur die Bevölkerung das Geſetz der Arbeitz- 
theilung zur veichlicheren und befjeren Erzeugung von Gütern 
anwendet, ſondern auch der Staat felbft feine Organe nach 
diefem Grundſatze abtheilt und befchäftigt: allein es trifft dieſe 
Zwedmäßigfeitäregel dad Weſen ded Staates auch nicht ent: 
fernt und gibt Feinerlei Aufichluß über feine Aufgabe oder über 
feine Verſchiedenheit von anderen menschlichen Vereinen. Auch 
bier hat die Abſicht, eine bejtimmte Geftaltung im Leben (und 
zwar namentlich verfchieden berechtigte Stände) Thon auf den 
allgemeinften Begriff des Staates jelbft zu ftügen, die Ver: 
fälfehung dieſes letzteren veranlaßt. 

1) NWeberfichten über bie verfchiedenen Staatsbegriffe find namentlich) 


zu finden in: Raumer, F. v., Ueber bie geichichtliche Entwidelung von 
v. Robl, Encyelopäbie. 6 
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Staat, Recht und Politif. Leipzig, 1826; 2. Aufl. 1831. — Murhard, 
F., Der Zweck des Staated. Göttingen, 1832. — Struve, ©. v., Grunb: 
züge der Staatswiflenfchaft, Bd. I, ©. 1 u. ff. — Rößler, Staatslehre, 
©. 283 fg. 

2) Zu welchen Folgen es führt, wenn als Zweck bes Aufammenlebens 
die allgemeine Wohlfahrt in objectivem Sinne angenommen wird, bemeifen 
namentlich die Staatöplane des Socialismus und Communismus, fowie 
ein großer Theil der fogenannten Staatsromane. Sin allen diefen gefähr: 
lichen, freilich auch geiftreichen und von ihrer Eritifchen Seite wohl zu be- 
achtenden Schriften wird mit dem Tafein und den Lebensverhältniffen der 
Menſchen ganz nad Belieben umgefprungen. Bon einer Achtung ber 
Perfönlichfeit und der einzelnen Lebenszwede, ja nur bon einer Rückficht 
auf bie gemeinften Gebote der Sittlichfeit und Schidlichkeit, von einer Be: 
rüdfichtigung der pfychologifwen Erfahrung und der allgemeinen Wirthſchafts⸗ 
gefege pflegt gar Feine Rede zu fein. Tiefe Weltverbefleringen würden alle 
Freiheit fo gründlich vernichten, daß Feine Strafanftalt eine unbedingtere 
und härtere Bejchränfung auflegen könnte. Bergl. meine Gefchichte und 
Literatur der Staatswiſſenſchaften, Bd. I, ©. 65 u. ff. 

3) Nicht gut zu begreifen ift, wie Hartenftein, Grundbegriff der 
ethiſchen Wiffenfchaften, ©. 519, einer Seits der Anficht fein kann, ber 
Begriff des Staates beruhe darauf, daß jeder Einzelne Schuß für feine 
Privatintereffen bei der Macht ſuche, und daß deßhalb das erfte und brin- 
gendfte Bedürfniß ded Staates eine Rechtsordnung ſei; er anderer Seits 
aber behauptet, daß das Recht nicht als Mittel zu anderen Zweden, fonbern 
ſelbſt als Zweck erjcheine, auf beffen Erreihung für den Staat die eigene 
innere Würde beruhe. Hter ift offenbarer Selbjtwiderfprud. Wenn bie 
Aufgabe des Staats Gewährung von Schuß für die Zwecke Dritter ift, und 
hierzu das Recht als erfie Bebingung nöthig ift, fo ift baffelbe offenbar 
ein Mittel und nicht ſelbſt Zweck. Ob die Gefammtheit des Staates und 
feiner Einrichtungen an „die Idee des Mechteß gebunden ift“, mit andern 
Worten, ob die Rechtsordnung über ben ganzen Staat ausgedehnt fein 
muß, macht hierin feinen Unterfchieb. 

4) Die Auffaffung des Staates ald einer bloßen Rechtsanſtalt beginnt 
mit Pufendorf, ift von Kant lange unbeftritten auf den Thron erhoben 
worden und hat endlich in ber Tiberalen deutfchen und franzöfifchen Schule 
ihre höchfte Ausbildung, aber auch ihr wifjenfchaftliches Ende erreicht. . Ein 
Nachhall davon ift noch das Gerebe über ben Unterjchied von Rechts- und 
Polizeiſtaat. — Beluftigend ift es, anzufehen, wie ſich Anhänger diefer 
Anficht drehen und menden, ben Morten und Begriffen Gewalt anthuend, 
wenn fie den doch gar zu unabmweisbaren weitergehenden Forderungen 
des Lebend auf ihrer engen Grundlage Befriedigung verjchaffen wollen. 
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Man febe z. B. Behr, W. J., Polizeiwiſſenſchaftslehre. Würzburg, 1848. — 
Nichts ändert es offenbar in der Sache, wenn etwa die einzelnen Beziehungen, 
in welchen Recht gehandhabt werben ſoll, aufgezählt werden; wie dies z. B. 
von Bitzer, Syſtem des natürlichen Rechts (Stuttg., 1841,) geſchehen 
in. Durch alle Aufzählungen kommt man aus der zu engen Auffaſſung 
nicht heraus. — Höchſt wunderlich iſt es aber gar, wenn K. ©. Zachariä, 
in ſeinen Vierzig Büchern vom Staate, unterſcheiden will zwiſchen dem 
praktiſchen und natürlichen Zwecke des Staates, als erſten aber bloß den 
Rechtsſchutz anerkennt, weil Weiteres zu theuer wäre, und als natürlichen 
Zweck Förderung der allgemeinen menſchlichen Bildung zugibt. Nicht mır 
wire Beihränfung auf Recht dag Theuerfte, wie denn auch die Erfahrung 
zeigt, daß die Staaten in ihrem und des Volfes Geldintereffe noch Anderes 
leiften ; fondern es iſt überhaupt unftatthaft, den als „natürlich“ erkannten 
Zwed bes Staates Furzweg aus Zweckmäßigkeitsgründen zu verlaffen. eben: 
fall3 muß derfelbe auch im Leben angeftrebt werden ; und erreiht man ihn 
aus Mangel an Mitten nicht vollftändig, fo it wenigftens das Ziel feſtzuhal⸗ 
ıen und das Mögliche zu leiften. — Zu bemerfen ift hierbei übrigens, daß, 
wenn auch Ahrens Realifation der Nechtsidee als Staatszweck aufitellt, 
er nur ben Worten nidyt aber auch dem Sinne nad, hierher gehört. Er 
verfteht nämlich unter jener Aufgabe überhaupt bie Herbeifhaffung ſämmt⸗ 
licher zu Erreichung der menjchlichen Zwecke erforderlichen Mittel. Dies iſt 
aber etwas ganz Andere und viel Weiteres. 


5) Cine befondere Stelle unter den Theorieen, welche einen allge: 
meinen Menfhheitszwed für den Staat in Anfpruch nehmen, ift 
die Hege l'ſche befonders hervorzuheben wegen ber großartigen Eigenthüm: 
lichkeit ihrer Entwidlung. Hegel ſtellt als Zweck des Staates, weil al? 
Zweck des vernünftigen menfchlichen Handelns bie Objectivirung des Sitten: 
gefeged auf. Seine Entwidelung ift aber folgende. Der Menſch hat eine 
dreifache Stufe des Betragend: 1. Recht, d. h. äußerliche Achtung bes 
Anbern, ohne daß ed auf die Gefinnung dabei anfünımt; 2. Moral, wobei 
der Menſch lediglich nach feiner Gefinnung verführt; 5. Sittlichfeit, bie 
Bermittelung des rein Aeußerlichen und rein Innerlihen. Die Sittlichfeit 
gat fich aber wieber zu bewegen in drei auf einander folgenden Kreiſen: 
1. in ber Familie; 2. in ber Gemeinde, b. h. dem unbewußten Vereine 
mehrerer Familien; 3. in der bürgerlichen Gefellichaft, wo fich die ftreitenben 
Interefien leicht verfühnen. Die Bethätigung der Sittlichfeit in der bürger: 
Iihen Gefellihaft, alſo die höchſte Steigerung des vernünftigen Willens, ift 
der Staat. — Hier ift denn aber, abgefehen von ber Unrichtigfeit in ber Auf: 
siblung der Lebenzfreife, und abgefehen ferner von ber Unmöglichkeit, das 
Sittengefeg in feinem ganzen Umfang durd) die Äußeren Mittel des Staates 
verzuftellen, eine Haurteinwendung zu machen, welche allen folchen einzelnen 
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und ſomit ift nicht einmal dem Mortlaute nach unzweifelhaft, 
was denn über das Weſen des Staates ausgeſagt werben will. 
— Zweitens aber ift jedes der beiden möglichen Glieder der 
Alternative unrichtig. Verſteht man nämlich unter Glüd 
ſubjectives Wohlbefinden, fo beftcht jenes in einem individuellen 
Urtheile und Gefühle der Staatstheilnehmer. Nach aller Kennt: 
niß von den Menſchen aber ift es geradezu eine Unmöglichkeit, 
alle und jede einzelnen Individuen durch biefelbe Handlungs: 
weife, durch denjelben Zuftand zufrieden zu ftellen. Ueberdies 
befteht gar feine Sicherheit dafür, daß gerade die dem Staate 
möglichen Maßregeln ein ſolches Gefühl der Zufriedenheit 
hervorrufen können; ja nicht einmal dafür, daß die Vernunft:- 
mäßigkeit eines Zuftandes dieſe Wirfung unter allen Umftänden 
hervorbringt. Im diefer Vorauzfegung alſo wird dem Staate 
eine unmögliche Aufgabe geſetzt. Wird aber Glück im objectiven 
Sinne gewonnen, jo müßte vor Allem angegeben fein, welches 
denn ber Zuſtand fei, mit welchem Alle zufrieden zu fein die 
Verpflichtung haben. Died gefchieht nun aber nicht; und fo 
ist über Aufgabe und Weſen des Staates gar nicht? gejagt. — 
Drittens iſt es eine faljche Auffafjung von ber Berechtigung 
des Menjchen Hinfichtlich feines irdiſchen Lebens. Derjelbe 
hat in feinem gegenwärtigen Dafein unzweifelhaft beftimmte 
Aufgaben zu erfüllen; und zu den hierzu nothwendigen Mitteln 
ift er allerdings berechtigg. Unter Aufgaben und Mitteln ift 
nun aber Glüd weder aus den geistigen noch aus ben Lörper- 
lichen Eigenfchaften de Menjchen, und eben fo wenig aus 
feiner wahrjcheinlichen fünftigen Beitimmung nachweisbar. Wenn 
alfo die Erreihung der Lebendanfgabe und der Bejiß der dazı 
bienlichen Mittel den Einzelnen glücklich macht: fo ift dies 
zwar ein angenehmer Zufall und braucht nicht von der Hand 
gewiejen zu werden; allein nicht dadurch erfüllt er feinen 
Vebenzzwed , und nicht dazu werden ihm die für lebteren 
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und bie Wirkſamkeit der Staaten, namentlich ob ihre Rechts: 
Geftändigfeit im Allgemeinen und die Nechtinäßigfeit ihrer 
Handlungen dadurch berührt werde? 

Allerdings? hängt das Weſen eines menſchlichen Zuftandes 
und die Wirkung desſelben für die Betheiligten nicht in jeder 
Beziehung von der rechtlichen Form feiner Entftehung ab. Es 
fann ein Berhältnig auf eine Weile ind Leben treten, welche 
vom Standpunkte des Rechtes aus nicht vertheidigt werben 
kann, und doch mag es Nutzen ftiften; und umgekehrt ift es 
möglich, daß ſich gegen die Entſtehung einer Anſtalt oder eines 
fonftigen menfchlichen Zuftandes rechtlich gar nicht? einwenden 
läßt, und daß boch biefelben ihren Zweck verfehlen oder fonft 
zu Klagen Veranlaſſung geben. Allein richtig ift es boch immer, 
daß fowohl "eine rechtlich unanfcchtbare Fortdauer als eine 
Rechtöbejtändigkeit der einzelnen Handlungen bebingt ift durch 
einen rechtlichen Urfprung, indem wer gar nicht das Recht 
hat vorhanden zu fein, aud dad Recht nicht in Anfpruch 
nehmen kann fortzubeftehen, und daß, wer nicht rechtlich eriftirt, 
auch) keine rechtlichen Wirkungen erzeugen kann. Selbft ein 
nüßlicher Zuſtand ift fomit durch einen urfprünglichen Fehler 
in der Entftehung auf eine gefährliche Weile in Frage geftellt 
und fann nur durch fehr günftige anderweitige Eigenfchaften 
Verzeihung finden. Auch hängt die Beantwortung der Trage, 
auf welche Weile ein beftehender Zuftand gültig abgeändert 
werben Tönne, in manndyfachen Beziehungen mit der Art ber 
Entſtehung zuſammen, indem ein ſchwächeres Necht, ala welches 
den urfprüngliche Zuftand erzeugte, eine gültige Veränderung 
mit demfelben nicht vornehmen kann. 

Sp denn nun auch im Staate; und es iſt in der That 
die Trage nach dem zureichenden Rechtägrunde feined Entſtehens 
von großer Bedeutung. Der Inhalt feiner Leiſtungen ift 
freilich durch die Art feiner Begründung nicht nothwendig 





MM. 4 leichter angewendet werden Tünnen. Auf der anderen 
Seite ift unbeftreitbar, daß auch bei der Gründung eines 
Staates Fehler begangen werden Fönnen , welche dem rechtlichen 
Beitande des concreten Zuftandes zuwider find und eine Aner- 
fennung besfelben vom Rechtsſtandpunkte aus nicht zulafien. 
Es ift nicht wohl thunlich, alle diefe möglichen Fehler aufzu- 
zählen; aber unzweifelhaft gehören namentlich nachſtehende 
alle hierher: 

a) wenn die Gründenden lediglich durch willfürliche Ge- 
walt, fomit ohne Zuftimmung des Volkes, ohne eine höhere 
genügende Auctorität und ohne innere Nothwendigfeit, Die 
Vereinigung erzwingen und bie Formen berjelben feftftellen ?); 

b) wenn abfichtliche oder unabfichtliche Täufchung über 
das Welen des zu gründenden Staates oder über hauptjächliche 
Formen desſelben obmwaltet, jomit über Zwed und Mittel; 

c) wenn Bedingungen geftellt aber nicht erfüllt werden; 

d) endlich wenn in einer neuen Staatseinrichtung bie 
Lebenszwecke nur eines Theiles de Volkes berückſichtigt, dagegen 
die der Uebrigen vollftändig vernachläffigt find. 

Zur näheren Erläuterung iſt dabei noch zweierlei zu 
bemerfen. — Einmal unterliegt e8 keinem Anftande, baß ein 
anfänglich unrechtlicher Zuſtand nachträglich verbeifert und aus 
einem nur thatfächlichen in einen rechtlich gülfigen verwandelt 
werben kann. Namentlid, ift dieß möglich durch eine fpätere 
freie Zuftimmung zu einem urfprünglid, unberechtigt aufer: 
legten Staatöverhältniffe; und zwar kann auch bier die Zu- 
ftimmung nicht bloß durch außbrüdliche Erklärung, ſondern 
auch ftillichweigend durch beweiſendes, actived oder paffines, 
Benehmen erfolgen. Durch eine folche nachfolgende Anerfennung 
mag aber nicht blos dies fehlende Recht überhaupt gegeben, 
jonbern jelbjt jede bisher vorgefommene Handlung des betreffen- 
ben Staates ratihabirt werben; und ein Beweis päterer ftill: 
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daß man ihn in der harmoniſchen Ausbildung aller Kräfte 
fünde. Weniger entwidelte Völker haben auch ein Recht zu 
beftehen und ihre Einrichtungen nach den Sweden zu treffen, 
welche mit ihrer Bildungsſtufe übereinftimmen und aus ber- 
felben hervorgehen. Die Aufbringung einer Lebendaufgabe, 
welche erjt bei weiterem Verlaufe ihrer Gefchichte und vielleicht 
erft in viel fpäterer Zeit faßlich und alfo möglich für fie ift, 
wäre jebt noch unerreichbar und wiberjinnig, und überdies 
eine unerlaubte Beeinträchtigung wirklich beftehender Bebürfniffe. 
Eine folche Auffaffung des Staates ift ein wahres Protruftes- 
bett. — Dem Staate aber unmittelbar die Erreichung eines 
Lebenszweckes, welcher Art diefer auch fei, zu übertragen, heißt 
die Lebenzaufgabe und Berechtigung des einzelnen Menſchen, 
und fomit auch des ganzen Volkes, befeitigen. Der Menſch 
bat das Recht und die Pflicht, fein Leben felbft zu leben und 
demgemäß auch die Zwecke vefjelben ſelbſt zu erjtreben. Nur ba, 
wo ihn feine Kräfte verlaſſen, foll er ſich nach Hülfe, unter 
anderem bed Staates, umfehen. - Wenn aber der Staat felbft 
die Verfolgung dieſer Zwecke ausfchlieglid, in die Hand nimmt, 
jo wird dad Verhältniß geradezu umgekehrt. Weberbieß wird 
durch eine folche Alles verjchlingende und ſich vorbrängenbe 
Thätigkeit dezjelben der Bürger zum Mittel feines eigenen 
Mitteld gemacht, und fo ein wiberfinniges Verhältniß erzeugt, 
indem der Staat zu feinem Handeln Mittel bedarf, er aber 
diefe nur von feinen Theilnchmern erhalten kann >). 

4. Ferner wird der Staat als ein irbifches, allerdings 
unvolllonmene®, Abbild des allgemeinen Gotte3- 
reiches erflärt, und ihm dabei bie Aufgabe gejtellt, dieſem 
feßteren fo nahe als möglich zu kommen. (F. Schlegel, ve 
Maiftre, Stahl) — Eine ausſchließende religiöfe Lebenzauf: 
faffung ift eine berechtigte; allein fie ift nicht die einzig mög- 
fiche und vernimftige, ſomit auch nicht die allein berechtigte, 
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Nicht nur tft ein die übrigen geiftigen Eigenfchaften und 
Bebürfnifie des Menſchen ebenfalls berüdfichtigende® Leben 
durchaus, und vielleicht jelbjt noch in höherem Grade als ein 
einfeitig religiöſes, gejtattet; jonvdern es kann einem Wolfe 
auch nicht zum Vorwurfe gereichen, wenn es durch feine 
Geſittigungsſtufe oder durdy den Drang ber äußeren Verhältniffe 
zu nächfter Berücfichtigung der materiellen "Lebendaufgaben 
veranlaßt iſt. Wenn alſo aud einem Wolfe, welches eine 
ausschließlich veligiöfe Richtung hat, das Recht nicht beftritten 
werben kann, fein Leben darnach einzurichten, und aljo auch 
den Staat folgerichtig anzupafien: jo folgt daraus noch nicht, 
daß andere Völker, oder dasſelbe Volt zu anderer Zeit, biefe 
Lebensanſicht und Staatzeinrichtung auch haben müflen. Die 
Theofratie ift unter Umständen eine vollftändig vertheibigbare 
und jelbft nothwendige Staatseinrichtung; allein ſie ift nicht 
die einzig denkbare und wirkliche. Alſo ift eine ſolche Begriffe- 
fafjung logisch zu enge und praktiſch ſehr bedrohlich. Wird 
aber gar, wie bieß bei den Anhängern dieſer Lehre in ber 
Regel, wo nicht immer, ber Fall ift, die religidfe Lebensauf⸗ 
faflung augfchlieglih auf ein beſtimmtes Dogma geftügt, fo 
entfteht daraus entweder eine‘ bis zur Verzerrung gehende 
Verengerung des Staatsbegriffes, oder folgt ein allgemeiner 
Glaubenszwang 9). 

5. Wenn aber endlich, der Zweck des Staates in ber 
Herftelung einer fittlihen Einheit des Lebens, in ber 
Herrichaft bes Sittengefegeß gefunden wird, (Ariftoteles, Hegel, 
Röfler) : jo ift bier nur eine negative Wahrheit ausgefprochen. 
Unzweifelhaft ſoll und darf der Menſch, alſo auch die organifirte 
Einheit eines Volles, feinen unfittlichen Zweck verfolgen und 
feine unfittlichen Mittel anwenden; allein hiermit ift eine 
beftimmte, durch den Staat zu erreichende Aufgabe noch nicht 
geſetzt. Die Anfichten darüber, was vein vernünftig, alfo 
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jittlich fei, find auf verſchiedenen Gefittigungsftufen ber Ein- 
zelnen und ganzer Völker fehr verichieden, fowohl dem Gegen- 
ſtande ala dem Umfange nad. Offenbar muß, wenn bem 
Begriffe des Staates ein Inhalt und feinem Handeln ein 
bejtimmtes, beurtheilbares Ziel gefetst werben will, auch die gegen: 
ftändliche Aufgabe des organifirten Zuſammenlebens bejtimmt 
werben. Gefchieht dieß aber, dann laufen auch bald bie 
Forderungen augeinander je nach den fubjectiven Auffaffungen 
und den äußeren VBerhältniffen; und es bleibt alſo nichts übrig, 
ala — wie in der oben, $ 11, aufgeftellten Begrifföbeftimmung 
geſchehen ift — die Förderung ſämmtlicher nicht unvernünftiger 
Lebenszwecke als Aufgabe zu erflären. Wollte aber etwa nur 
ein einzelner pofitiver Zuftand als der ausſchließlich fittliche 
und fomit erlaubte anerkannt werden, fo entjtünde daraus 
dieſelbe ungerechtfertigte Beichränfung , wie fie durch einen 
ausſchließlich religiöfen Glauben erzeugt würde. Der verfüm- 
mernde und ungerechte Zwang weltlicher Philofophie ift ebenſo 
unerträglich, als ber eines religiöfen Dogma's. Auch darf 
nicht überjehen werben, daß eine große Menge ganz und gar 
nicht unvernünftiger Lebenszwecke mit ber Sittlichkeit un- 
mittelbar gar nicht? zu thun haben, (jo namentlich alle Be: 
mühungen um eine Herrfchaft über die Naturfräfte,) und doch 
unzweifelhaft Gegenjtand der ftaatlichen Fürjorge find. Ent: 
weder muͤßte alfo in Beziehung auf diefe der Umfang ber 
ftaatlihen Aufgabe in ımterlaubter und wunnüblicher Weiſe 
befchränkt, oder ihre Einbeziehung auf erfünftelte und unwahre 
Art erjchlichen werden. Erſteres iſt practifch, dieſes aber 


wiſſenſchaftlich unzuläſſig. 


Noch iſt es übrigens nicht überflüſſig, auch noch ſolche 
in ber Feſtſtellung des Staatsbegriffes begangene Fehler bemerf: 
fich zu machen, welche zwar nur einzelne Merkmale betreffen 
und fomit auf ven Kern der Sache nicht eingehen, aber doch, 
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Ob nun die eine oder die andere biefer rechtlich gültigen 
Staatägründungen wirklich vorliegt, it in jedem einzelnen 
Falle nach den Thatfachen zu entjcheiden, und es ift natürlich 
feine Einwendung gegen die Zuläffigfeit der einen Begründungs- 
art, daß in einem andern alle eine andere vorliegt und bort 
als gültig anerkannt wird. Beide können berechtigt fein, jede 
in ihrer Art und auf ihrer bejonberen Grundlage. Auch darf 
nicht überfehen werben, daß möglicher Weile bei einem und 
demfelben Wolfe zu verfchiedenen Zeiten neue Begründungen 
bed Staatsweſens (nicht bloße Verbefjerungen des Beſtehenden) 
vorkommen fünnen, wenn entweder durch innere Unruhen die 
biöherigen Einrichtungen völlig zerftört, durch neue wefentlich 
verfchiedene Lebendauffaffungen völlig andere Zwecke entftanden, 
oder durd) äußere Ereigniffe Veränderungen in Umfang uud 
Beltandtheilen herbeigeführt worden find. In folchen Fällen 
fann bei demſelben Volke im Laufe der Zeit eine Staatögründung 
auf ganz verjchiedenen Grundlagen und doch gleichmäßig recht- 
lich erfolgen. 

1) Die Frage über die rechtliche Entftehung bed Staates ift nicht nur 
vielfach, fondern auch mit großer Leidenfchaft behandelt worden. Die Mei- 
nungen ſcheiden ſich zuerft in zwei Haupttheile, je nachdem nur Eine Art 
ber Begründung als zuläßig angenommen wirb, ober aber mehrere Arten 
zugelafien find. Beide find aber wieder fehr gefpalten. Unter ben Ber: 
tbeibigern einer einzigen außfchließlichen Gründungsart verlangen nämlich die 
Einen (fo namentlich bie ganze Kant’fche Schule), Begründung durch allge: 
meine Verträge; Andere (wie Stahl, Pbilofophie des Rechts II, 2, 
S. 187 ff.) erfennen nur göttlihe Stiftung; Dritte enblih (namentlich 
Haller, Reflauration, Bd. I, ©. 18 ff.) wollen ausſchließlich ben Einfluß 
natürlicher Macht gelten laſſen. Hierüber find fie denn aber unter fich 
in heftiger Fehde begriffen. Ebenſo find bie Auffaffungen Derjenigen, 
welche verjchiedene Grünbungsmöglichkeiten annehmen, mannchfach ab: 
weichenb, und zeichnen ſich auch nicht alle durch Klarheit ber Gedanken aus. 
Hierher gehören z. B. Zach ari ä, 8. S., Bierzig Bücher vom Staate, 
Buch 2; Schmitthenner, Zwölf Bücher vom Staate, Bd. J, ©. 10 ff.; 


Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. I, ©. 201 ff.; Zöpfl, 
Staatsrecht, Bd. I, ©. 51 fi. 
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entwidelt hat; und wenn die Anficht von der Zweckmäßigkeit 
einer neuen Ordnung auch von dem mit väterlichen Anſehen 
befleideten Stammeshaupte oder den mit gleichem Anfchen aus: 
gerüfteten Aelteſten getheilt wird: jo kann der Staat von diefen 
Perjonen , deren Willen für die Uebrigen aus fittlichen Gründen 
und aus Gewohnheit Gefeß ift, mit Rechtsverbindlichkeit ein: 
feitig angeordnet werden. 

Endlich ift aber auch noch, drittens, die Gründung eines 
Staates als im concreten Falle rechtlich erfolgt anzuerkennen, 
wenn dieſelbe zwar mit Gewalt und unter Widerſpruch Bethei— 
figter erfolgt ift, fie aber nachweisbar unter den thatfächlich 
gegebenen Umftänden die einzige Möglichfeit war, der 
Geſammtheit des Volkes einen Zuftand zu verfchaffen, in welchem 
es die durch feine Gefittigungsftufe hervorgerufenen Lebenszwecke 
erreichen konnte. — Ein folcher Fall fett zweierlei Thatfachen 
voraus. Einmal das Beftehen einer phyfiichen Gewalt, welche 
das fragliche Volk biöher verhindert hat und auch fünftig zu 
verhindern droht, die feinen Lebenszwecken entſprechende Staat- 
einrichtung zu erlangen; und zwar mag biefe Gewalt die eines 
barbarifchen Gewaltherrſchers, etwa eines Erobererz, die einer 
oder mehrerer anarchifcher Partheien, oder endlich die eines 
gegenüber von feinen Colonieen ungerechten und diefelben felbft- 
füchtigen Abfichten aufopfernden Mutterlandes fein. Zweitens 
die Vergeblichfeit der zur Herftellung einer entſprechenden 
Staatsordnung verfuchten friedlichen und regelmäßigen Schritte. 
Hier fann denn nur Gewalt die den angeborenen Derpflich- 
tungen und Berechtigungen der menſchlichen Natur feindlich 
entgegenftehende Gewalt hefeitigen; der Staat aber, welcher 
burch die für die Menſchheitszwecke fiegreich kämpfende Macht 
hergeftellt iſt, hat eine vollfommene Berechtigung zu beftehen, 
als das einzige Mittel zur Erreichung einer innerlich und Außer: 
fich nothwendigen Aufgabe ®). 
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lomei (Corso elementale di diritto naturale. I—III. Padorv., 1849); 
und Soria di Crispan (Philosophie du droit public. Ed. 3. I—IX. 
Brux., 1853. 1854). ©. Ausführlicheres in meiner Gefchichte uud Lite⸗ 
ratur der Staatswiffenfchaften, Bd. I, S. 227 fi. — Gegner der Vertrags: 
theorie find aber unter Anderen: Haller, Reflauration der St. Bd. I, 
S. 25 ff; Ehleiermader, Eyſtem der Sittenlehre, €. 275 fi.; 
Thilo, L., Ter Staat. Breslau, 1827; Zachari ä, 8. ©., Vierzig 
Bücher vom Staate, Bb. I, ©. 73 fi.; Stahl, Philoſophie des Rechts, 
Bd. II, Abth. 2. ©. 141 ff.; Zöpfl, Staatsrecht. 4. Aufl. Bd. TI, 
S. 70 fi. — Hätte die Wibderlegung fi tarauf befchränft, die aus: 
ſchließende Gültigkeit der Vertragstheorie zu bekämpfen, oder handgreif: 
liche Fehler einzelner ihrer Anhänger zu widerlegen, jo 3. B. die Annahme 
eines atomiftifchen Naturzuftandes unverbunbener Einzelner oder die lächer: 
liche Reihenfolge verfchiedener förmlicher Grundverträge: jo wäre fie voll 
ftändig berechtigt und nüßlich gewejen. Allein fie bat das Ziel weit über: 
ihofien dur die Bemühung, die Unmöglichkeit eined Vertrags überhaupt 
nachzuweiſen, und fchabet ihrer Wirkſamkeit durch ganz unftihhaltige Grünbe. 
Leicht nämlich iſt die Unrichtigfeit nachflehender Argumente einzufeben: 
1. Eine Staatögründung durch Vertrag fei eine thatſächliche Unmöglichkeit, 
"und in der That auch nie wirflich dageweſen. Hier ift einfach zu fragen: 
warum benn auf gleicher Gefittiqungäftufe, gleichartigen äußeren Bebürfnifien 
und gefellichaftlichen Zuftänden, endlich namentlich bei einfachen Verhältniſſen 
eine allgemeine Mebereinftimmung ganz unmöglich fein fol? Und mit Recht 
darf die Keckheit oder Unwiſſenheit fcharf getabelt werben, welche das fogar 
bäufige thatſachliche Vorkommen von Staatöbegrünbungen mittelft Vertrages 
abläugnen wil. Man denke mur z. 8. an die Gründung fe vieler nor: 
amerifanifcher Staaten bis in die neuefte Zeit herunter; an die Gründung 
dieſes Bundesſtaates ſelbſt; an die vielen in Europa durch Vertrag zu Stande 
gefommenen Berfaffungen u. |. w. — 2. Ein Vertrag fee bereitö den 
Staat voraus, diefer könne alic nicht durch Vertrag entftehen. (Schleier: 
macher.) Hier ift eine ſchwer zu begreifende Verwechslung zwifchen beftimmter 
Form eines Vertrages, (welche allerdings möglicherweife mur durch Geſetz, 
alfo Staat, befteben kann,) oder aber zwiſchen ben Bedingungen ber 
Ausführbarkeit eines Vertrages, und bem rechtlichen Wefen einer bindenden 
Willendvereinigung. Warum dieſe letztere nicht fol zu Stande kommen 
und eine verpflichtende Kraft baben können ohne Zuthun einer Obrigfeit, 
ft in der That nicht einzufeben. Auch iſt Fein Grund Hierfür angegeben 
werben. — 3. Turch einen Vertrag könne nur die Form der Entſtehung, 
nicht aber bad Wefen ber Staatögewalt erflärt werden. Antwort: Tieß ifl 
auch gar bie Abficht nicht; fonbern im Gegentheile will gerade nur die Ent: 
ſtehung begründet werden. Tas Weſen bes Staates an fi und das feiner 
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wenigftend unter Mechtögelehrten darüber fein Gtreit fein, daß Vertrag 
jeden Falles ein mögliches und erlaubtes Mittel hierzu ifl. — Nicht erft 
einer ernftlichen Vertheidigung bedarf e8, um von einer verftändigen Ver: 
tragstheorie die Vorwürfe ferne zu halten, welche ihr wegen des Mißbrauches 
mit dem Begriffe der Bolfsfouveränität gemacht werden. Die Begründung 
eines Staates durch Vertrag ſetzt keineswegs bie Annahme einer urfprüng- 
lichen Ausübung der Staatsgewalt durch Alle, oder eined Rechtes zu rein 
willführlichen Aenderungen voraus. 


4) Es ift eines der Verdienfte der Hal ler'ſchen Reftauration der Staats: 
wiflenfchaften, daß fie die Möglichfeit einer allmäligen Staatögrünbung 
durch eine Reihenfolge von einzelnen und verfchiedenartigen Verträgen ſchutz⸗ 
und hülfebebürftiger Perfonen ober Gorporationen mit Einem Mächtigen 
ausführlich begründet hat. Diefe Auffaffung als eine unwürdige anzugreifen, 
ift lächerlich ; fie als eine mit Nothiwendigfeit zur Unfreiheit führende bar: 
zuftellen , handgreiflich unrichtig; ihr endlich bie Vertheibigung jedes Un 
rechtes ſchuld zu geben, ganz grundlos. Der Fehler der Haller'ſchen Anſicht 
liegt ganz wo anders; nämlich in ihrer geſchichtlich und wiſſenſchaftlich un: 
gerechtfertigten Ausfclichlicfeit und in ber halb wahnfinnigen Heftigfeit 
ihrer Angriffe auf alle Andersdenkende. 

5) Nur ala eine folgewidrige und äußern Sweden angepaßte Ab: 
ſchwächung und Verkehrung der göttlichen Stiftung bed Staates kann es 
betrachtet werden, wenn Stahl einen mittelbaren göttlichen Urfprung 
ber (fürftlichen) Staatögewalt auszuführen fucht. Wer den einzelnen Staat 
und feine Einrichtungen auf Gottes Gebot ftellt, der bedarf Feiner philofo- 
pbifchen Begründung und keines Beweiſes, ba ber Staat eine fittlich-recht: 
liche Anftalt, als folche aber vernünftig und nothwendig fei. Jenes Gebot 
genügt vollflommen. Auch Tann er folgerichtig nur zur Theofratie gelangen ; 
eine Mifchung aber von gefchichtlihem und tafionellem Nechte und von 
göttlichen Auftrage ift logiſch unmöglich. ' 

6) Nicht alfo, weil bie Gewalt an fi und als foldhe Recht ſchafft, 
ſondern weil fie unter gegebenen Umftänben daß einzige Mittel zur Erreihung 
eined nothmwendigen Zwedes ift, wird eine Staatsgründung mittelft: ihrer 
Anwendung gegen ungeredhte Verhinderung ald rechtlich unangreifbar aner- 
fannt. Jede andere erlaubte Begründung ift wünfchenswerther, bäuptfächlich 
aus Zwedmäßigfeitärüdfichten; allein deßhalb ift doch auch gegen bie ſchließ⸗ 
liche Anwendung im wirflihen Notbfalle nichts einzuwenden, man müßte 
denn behaupten wollen, dag Willkühr und Unrecht befugt feien, die Erreichung 
ber Lebenszwede Dritter zu verhindern, und daß ber Menſch nicht berechtigt 
fei, unvernünftige Hinberniffe wegzur&umen, blos weil fie ihm entgegenfteben. 
Das gefunbe natürliche Gefühl hat fi) niemals darüber täufchen Taffen, 
baß die Begründung bes griehifhen Staates gerechtfertigt war, weil unter 
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ber türkifhen Barbarei eine auch nur theilweife Verfolgung vernünftiger 
Lebenäzwede unmöglih war. Die innere Berechtigung herangereifter Colo⸗ 
nieen zu eigener Staatsgründung ift zum Ariom geworden, weil nur ein 
eigener. Staat ben aus höherer Gelittigung entjprofienen Lebenzzweden ge: 
nügt. Wer würde das Recht der Handlungsweiſe und das rechtliche Be- 
fiehen des daraus hervorgehenden Erzeugniſſes bezweifeln, wenn e8 einem 
Einzelnen oder einer Anzahl gelänge, in einem größeren oder Fleineren 
Theile des mittel: ober fübamerifanifchen Feftlandes einen Staat an bie 
Stelle ber bort herſchenden Anarchie zu ſetzen? — Daß eine ähnliche 
Bertbeidigung gewaltfamer Umänderungen in bereit beſtehenden Staaten ftatt 
findet, (f. unten, $ 22,) benimmt der Beweizkraft für bie Erlaubtheit einer 
Neugründung nichts. Derfelbe Rechtsgrund kann in thatfächlich verfchiedenen 
Berhältniffen zu verfchiedenen Hanblungsweifen befugen. 

7) Von felbit verfteht ſich, daß unter Neugründung nicht auch fchon 
blofe Aenderungen und Berbefjerungen eined im Weſentlichen bleibenden 
Staatsweſens begriffen find. Ihre Berechtigung beruht auf anderen Voraus: 
feßungen. Allein eben fo Far ift auch, daß nicht blos von Reform bie Rede 
fein Tann, wenn eine in dem ganzen Wefen unb in ber Hauptaufgabe, 
vielleicht jelbft in den äußeren Beftanbtbeilen verjchiedene Geitaltung eines 
allerdings längſt beftehenden Staatözuftandes eingetreten ift. Alexander's 
aſiatiſches Reich war eine ganz felbftjtändige Schöpfung; das fpanifche 
Meriko keine Fortſetzung des Staates der Aczteken; Wilhelm der Eroberer 
gründete einen ganz neuen Staat in England; bie Nieberlande von 1815, 
Belgien im Jahre 1830 waren neu gegründete Staaten. In allen ſolchen 
Faͤllen fteht bie Frage über die Berechtigung zur Gründung eines Staates 
offen. j 


N 1. 
4. Die Berfiedenheit der Staaten. 


Da die durch den Staat zu förbernden Volkszwecke nach 
Art und Ausdehnung fehr verſchieden jein fünnen, und da 
die Begründung ver Staaten ebenfalls auf mannchfache Weife 
möglich iſt: fo ift eine Verjchiebenheit derfelben nach Anhalt 
und Form vorweg zu vermuthen. Und diefe Vermuthung wird 
durch die Erfahrung reichlich beftätigt. Sowohl die Gefchichte 
als die Umſchau in der Gegenwart zeigt große Abweichungen 
nicht nur in einzelnen Theilen des Organismus, ſondern auch 
in der ganzen Richtung. 

v. Mohl, Encyclopudie. 7 
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- Eine untadelhafte und umfafjende. Eintheilung dieſer ver- 
jchtedenartigen Erſcheinungen ift nicht bloß logiſches Bedüͤrfniß, 
fondern fie dient auch zur Erleichterung: und Richtigkeit in ber 
Aufftellung von Grundjägen jeder Art für das ftaatliche Leben. 
Ihre Feſtſtellung ift jomit eine wichtige Aufgabe für die Wiſſen— 
ſchaft ). Dabei verftcht es fich aber von jelbft, daß die 
Hauptabtheilung nach den wejentlichen: Unterjchteden gefchieht, 
und erſt die Unterabtheilungen nad) Formen oder Zahlenverhält- 
niffen gemacht werben dürfen. in anderes Verfahren reißt 
innerlich Zuſammengehörendes auseinander und wirft grund 
ſätzlich Verfchievened zujammen. Auch bedarf es wohl nicht 
erft einer Nechtfertigung, wenn fich auch die Wiſſenſchaft mit 
ber Aufzählung und Ordnung derjenigen Staatzzujtände begnügt, 
welche bereit? in die Erfcheinung getreten finb, und bloß 
denkbare Staatliche Geftaltungen unberüdfichtigt bleiben. Die 
Zahl ſchon der erfteren ift groß genug. Staatsgattungen 
aber mögen die Hauptabtheilungen genannt werben, welche 
je diejenigen Staaten nmfaffen, die aus derſelben mejentlichen 
Lebensanfchauung hervorgehen und denfelben Hauptzwed ver: 
folgen; Staatzarten dagegen find deren Unterabtheilungen, 
zufammengeftellt je nach der Gleichheit wichtiger Formen. 

Hieraus ergibt ſich denn nachſtehende Eintheilung ?): 

Erſte Hauptgattung. Staaten, welchen die hausv aͤter⸗ 
liche Gewalt zu Grunde liegt und welche die Ordnung eines 
Stammeglebend zum Zwecke haben. Diejelben find aller: 
dings die niederſte Stufe des einheitlihen Zuſammenſeins auf 
begrenztem Naume, und fie ftehen den naturwüchligen Zuftänden 
eines bloß geſellſchaftlichen Zuſtandes noch fehr nahe; aber jie 
müffen doch bereit den Staaten zugezählt werden, wenn eine 
wirkliche gemeinfame Gewalt anerkannt ift, und wenigſtens die 
nothwendigjten Einrichtungen zur Ordnung und ihrer Hand: 
habung getroffen find. Batriarhalifhe Staaten. 


Zweite Hauptgattung. Staaten, welche auf dem Glaube 
an eme unmittelbare göttlibe Stiftung und an 
eine fortdanergte unmittelbare veitung ver menſchlichen Dinge 
durch goͤttliche Anordiumg beruben; d. b. Tbeokratieen 
Dieſelben zerfallen in zwei wohl zu unterſcheidende Arten: 

In reine Theekraticen, das iſt in ſolche Staaten, in 
welchen die Leitung ver veligidien und der politiſchen Dinge 
in berjelben Hant liegt, jemit Kirche und Staat ein und dasſelbe 
Ganze bilden, und das gejammte Leben auf der Erde lediglich 
in dem Berhältniiie des Menſchen zur Gottbeit aufgefaßt wirt. 
Nothwendig jint bier die Priejter auch die Leiter aller gemein- 
ichaftfichen Angelegenheiten, welcher Art viele auch fein inögen. 

Gemischte over dualiftiiche Theofratieen. Hier wirt dem 
Erdenleben wentgftens je weit Figenthümlichkeit und ſelbſtſtän⸗ 
diger Werth zugejchrieben, daß ibm eine von der Belorgung 
der überirdiihen Beziehungen gefonderte Leitung, übrigens 
immer nach Maßgabe göttlicher Gebote une in ver von ker 
Gottheit angeordneten Form, eingeräumt wird. Hier beſteht 
alfo eine eigene Laienregierung für bie weltlichen Dinge, und 
eine befondere Leitung der religiöfen und kirchlichen Angelegen- 
beiten ; beide untrennbar verbunden durch dasſelbe göttliche Geſetz, 
und beibe beruhend auf berjelben göttlichen Auctorität. Nur 
darin kann Verfchievenheit und möglicher Weile Streit beftehen, 
od das Religionshaupt, welches jeden Falles in Sachen des 
Glaubens und des Cultes felbftitändig und die höchite Macht 
ift, auch eine obere Leitung ber weltlichen Dinge hat, fo daß 
dad Haupt der Ichteren nur ein mittelbarer Statthalter Gottes 
ift; oder ob die beiten Gewalten, jede in ihrem Kreife, auf 
gleicher Höhe ftehen und unabhängig von einander ben fie 
betreffenden Theil der göttlichen Anorbnung vollziehen ?). 

Dritte Hauptgattung. Staaten, deren Bejtandtheile jich 
in abgefonderten Gruppen une Stellungen um eine Macht 
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Gebiet ihren einzelnen erlaubten Zwecken ficher nachzugehen. 
Sowohl die Leiftungen der Macht als umgekehrt die Gegen- 
leiftungen und bie Unterwerfungsbebingungen ber einzelnen 
Beitandtheile mögen hier verfchiedenartig fein, nur bleibt immer 
die Selbitftändigfeit und Urfprünglichkeit der den Mittelpunkt 
bildenden Macht, ‚und andererfeit? der Anſpruch auf Schuß. 
Es find dies die Patrimonialftaaten. — Eine eigenthüm- 
liche Spielart diefer Staatögattung ift der militärifche 
Lehenſtaat, in welchem die Friegerifche gegenfeitige Ver⸗ 
theibigung ber Kern und falt der ganze Inhalt des Zuſammen⸗ 
lebens iſt. 

Die vierte Hauptgattung beſteht aus denjenigen Staaten, 
welche ſich die moͤglichſte Innigkeit und Zufriedenſtellung eines 
Gemeinlebens aller einzelnen Bürger als Zweck 
vorſetzt; ſo zwar, daß der Einzelne in der Geſammtheit ganz 
aufgeht und er keine beſonderen nur ihm eigenthümlichen Lebens⸗ 
zwecke verfolgt. Jeder Einzelne betrachtet und fühlt ſich hier 
nur als ein Beſtandtheil des großen Ganzen, und bringt deſſen 
Gedeihen feine Perſoͤnlichkeit zum Opfer. Es iſt dies ber 
claſſiſche oder antike Staat, fo bezeichnet, weil bie 
Griechen und Römer dieje Lebensauffaſſung hatten. Derſelbe 
zerfällt übrigens in drei verjchiebene Arten: | 

erftend? Monarchie, wo die Negierungdgewalt einer 
einzelnen Perſon zufteht, ſei es nun, daß biefelbe durch Wahl 
der Bürger, oder nach erblichem Anfehen und Nechte, oder 
auch wohl durch unmiderjtehliche Macht in den Beſitz Fümmt; 

zweitens, Ariftofratie, d. 5. die Megierung einzelner 
Ausgezeichneter, welche entweder durch Abftammung aus ber 
jtimmten berühmten Familien, durch Verbienfte oder durch 
Vermögen zu dieſem Vorzuge berufen find; 

drittens enblih Demofratie, wenn die Gejammtheit 
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der Bürger jich die Leitung der allgemeinen Angelegenheiten 
ſelbſt vorbehält, und in voller Verſammlung darüber befchließt *). 

Fünfte Hauptgattung. Der Rechtsſtaat der Neuzeit. 
Derfelbe fteht in doppeltem Gegenſatze, einerſeits gegen bie 
Theofratie, anbererfeitd gegen den antiken Staat. Gegen 
jene, infoferne dem gegenwärtigen Leben auf ber Erde ein 
Selbſtzweck, und zwar als folcher die möglichjt vollftändige 
Ausbildung aller menfjchlichen Kräfte, eingeräumt und die Orb- 
nung bed Aufammenlebend in diefem Sinne verlangt, dag 
Glaubensleben aber nur als eine einzelne Seite diefer Ent: 
wickelung betrachtet und die Organifation desſelben nur auf 
ihren unmittelbaren Bereich und Zweck befthränft wird. Gegen 
den Staat der alten Völker aber. infoferne, als der Zweck und 
Nutzen des Staates nicht erft in einem gebeihlichen Gefammt- 
(eben ſondern in der unmittelbaren Befriedigung des Einzelnen 
und der befonderen gefellfchaftlichen Kreife gefucht wird. Der 
Einzelne geht bier jo wenig im Ganzen, der Menfch jo wenig 
im Bürger unter, daß vielmehr umgefehrt der Staat feine 
Leiftungen nad) den fubjectiven vernünftigen Forderungen ber 
Einzelnen ausdehnt und zufammenzieht, und ber Einzelne nur 
wegen ber Erreichung feiner menjchlichen Zwecke Bürger iſt. — 
Die Arten diefer großen Staatzgattung find in erfter Linie 
nach denfelben Beftimmungsgründen einzutheilen , wie im antilen 
Staate; alfo find auch hier Fürftenherrichaften, Regierungen 
der Bornehmen, endlich Volks herrfchaften zu unterfcheiben. 
Allein es Haben ſich auch einzelne diefer Arten weiter entwickelt 
und abgezweigt; namentlich die Monarchie und bie Demofratie. 
Es zerfällt nämlich die erfte im neuzeitigen Rechtsſtaate in eine 
unbefhränfte, eine ſtändiſche und eine Fürftenherrichaft 
mit Volfävertretung, je nüchdem bie Regierungsgewalt 
Einer Perfon ohne äußere Schranken für die Art der Anwen- 
dung übertragen ift, ober aber gewifle Claffen des Volkes 
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Antheil an der Regierung haben, ober endlich die Geſammtheit 
der Bürger eine Anzahl Männer aus ihrer Mitte aborbnet 
zur Wahrung der allgemeinen Intereſſen und Rechte gegenüber 
von etwaiger Mikregierung des Staatsoberhaupted. Die Demo: 
kratie des Nechtäftantes aber ift entweder eine reine, wenn bie 
Bürger unmittelbar zu einer Berfammlung zufammentreten, 
oder eine repräfentative, wenn die Megierung bes Volkes 
durch gewählte Vertreter aus den verfchiedenen Bezirken des 
Landes beforgt wird, welche dann im Auftrage und Namen ber 
Geſammtheit zufammentreten und bie allgemeinen Gefchäfte 
bejorgen. 

Sechsſste Hauptgattung. Despotieen, d. h. Staaten, in 
welchen Lediglich der Wille des Einen Herrſchers Gefeh 
und die von ihm vorgefchriebene Richtung Zweck der Geſammtheit 
ift. Hier ift alfo von felbitftändigen Anfprüchen der Einzelnen 
nicht die Rede; überhaupt hat das ganze Zuſammenleben keine 
höhere Aufgabe, als vie Willführ des Oberhauptes burchzu- 
führen und die Mittel dazu zu liefern. Nur fomeit es fein 
eigener Vortheil oder feine perfönliche Laune und Gelinnung 
it, findet Schuß und Körderung der Unterthanen Statt. Das 
Bolt ift nur, der Perſon des Einen wegen vorhanden. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß feine verichievene Arten 
biefer Staatsgattung beftehen; militärische Gewaltherrſchaft ift 
hier die einzige mögliche Yorm). 

Nicht zu vermwechjeln mit biefer Verſchiedenheit der Haupt: 
aufgaben und der Grundformen der Staaten ift die, zuerft von - 
Montesquieu verfuchte, Aufftellung verfchievener Geiftegrichtun. 
gen, welche die einzelnen Staatzarten durchbringen und beleben. 
Als folche Principien hat er ſelbſt für die Fürftenherrichaft bie 
Ehre, für die Freiſtaaten die Tugend (Vaterlandsliebe), für 
bie Despotieen die Furcht angegeben; nach ihm aber iſt der 
Gedanke vielfach gewendet und zum Theil ind Abenthenerliche 
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verdreht werden. Ganz richtig ift nun ohne Zweifel, daß jede 
eigenthümliche Lebensanſchauung auch eine entiprechende Sinnes⸗ 
weile und vorherrfchende Neigungen und Leidenfchaften erzeugt; 
ebenfe ift unläugbar, daß ſich cine ſolche Geiftcsbefchaffenheit 
auch im Staatsleben geltend macht; und es ijt namentlich 
Sache der Staatöflugheit, einen fo bedeutenden Hebel in 
jedem einzelnen alle richtig zu erkennen und geſchickt anzu: 
wenden; allein diefe Gemüthsſtimmungen find nicht die Grund: 
lagen, jondern vielmehr die Folgen der wefentlichen Staaten: 
verfchiedenheiten, jie fagen nicht? aus über die zu löſenden 
Aufgaben, und jie begründen Feine Rechte und Pflichten. Es 
ift fomit eine Frage von nur untergeorbnetem Intereſſe, ob 
bie angegebenen Geiftesrichtungen wahr und ob fie erichöpfend 
angegeben find. Im Lebrigen wäre es wohl am richtigften, 
al3 vorwiegende Stimmung im petriarchalifchen Staate naive 
Stammesliebe anzunehmen; im Patrimonialftaate Feſthaltung 
des individuellen Rechtes, verbunden mit kriegeriſchem Geifte 
in der bejonderen Form des Lehenſtaats; in ber XTheofratie 
gläubige Frömmigkeit; im antifen Staate Gemeinfinn unb 
Aufopferungsfähigkeit; im Rechtsſtaate der Neuzeit vielfeitigen 
Bildungatrieb, aber auch Seldftfucht erlaubter und unfittlicher 
Art, mit verjchievenen Abftufungen je nach ben einzelnen 
Formen, 3. B. in ber unbeichräntten Monarchie als Ehrgeiz, 
in der Volksherrſchaft als Unabhängigkeitäfinn, in Erbitaaten 
mit Vollgvertretung ald Eiferfuht und Mißtrauen; in ber 
Despotie endlich fittliche Verworfenheit und Feigheit. 


1) Die Literatur über bie Berfchiebenheit ber Staatsarten ift fehr groß. 
Man fehe z. B.: Heeren, Ideen über Politik, 2. Aufl., Bd. I, ©. 978 fg. 
— Schleiermacher, Ueber bie Begriffe der verjchiedenen Stantsformen 
(Abhanbi. der Berl. Akad, 1814). — Welker, Lepte Gründe. — Duden, 
Berfchiebenheit der Staaten. — Grundſätze und Anfihten über Staatsformen 
und beren Ableitung aus dem Weſen bed Staates jelbft. Leipzig, 1882. — 
Leo, H., Naturlehre ded Staates. Halle, 1833, — Rohmer, Th., Die 
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vier Parteien, ©. 126 fg. — Bluntſchli, Pſychologiſche Studien über 
Staat und Kirche. S. 229 ff.; Derf., Allgemeine Staatsreht, Bd. I, 
©. 237 fi. — Zächa riä, Vierzig Bücher, 2. Aufl, Bd. II, ©. 4 ff. 


2) Der Berfuche zu einer Eintheilung der Staaten nad) ihren Ver: 
fchiebenheiten gibt es fehr viele. ine vollftändige Aufzählung und Beur— 
tbeilung bderjelben wäre jedoch eben fo zeitraubend ala wenig belehrend ; und 
bie befte Kritif Liegt obnedem in der Aufftellung de wahren Eintheilungs- 
grundes. Daber denn hier mur einige wenige Beifpiele und Bemerkungen. 
— Die bekanntlich fhon bei Herodot vorfommende und von Ariftoteleg 
(Polit., II, 4, 1) ausführlich befprochene Eintheilung ber Staatöverfaffungen 
nach der Zahl der Regierenden war vollflommen richtig innerhalb des Kreiſes 
des antiken Staates, und fomit als Unterabtheilung dieſer Staatsgattung. 
Allein unvolltommen war fie ſchon zur Zeit ihrer Aufftelung in fo ferne, 
als fie die afiatifchen, den Griechen doch nicht unbefannten, Theofratieen und 
Defpotieen nicht berüdfichtigte; und geradezu unbegreiflich ift e8, daß man 
auch fpäter, als neue Weltanſchauungen noch weitere Grunbverfchiebenheiten 
von Staaten erzeugt hatten, bei dieſem Gintheilungsgrunde ftehen bleiben 
konnte. Cine Eintheilung, welche den Papft oder die Chalifen, Ludwig ben 
Vierzehnten, einen König von Polen, ben conftitutionellen König von Eng: 
land, endlih den König von Dahome als ſtaatsrechtliche Weſen berfelben 
Art zufammenmwirft, trägt ihre Fehlerhaftigfeit an der Stine; und alle 
Flidereien haben das Uebel nur vermehrt, weil fie zu der Benüßung eines 
blos untergeordneten äußerlichen Eintheilungsgrundes in ber Regel noch 
ben weiteren Fehler eines Herausfallend aus dem Eintheilungsprincipe fügten. 
Hierher gehören die Eintheilung von Montes quieu in Monardieen, 
Republifen und Despotieen, von Heeren in Republifen, Autofratieen und 
Despotieen, von Makhiavelli, %.v Müller, Shmitthenner 
in Monarchieen unb Republifen, von Haller in Fürftenthümer und freie 
Eommunitäten, von welchen die erfteren wieder in Staaten ber Patrimonialberren, 
Priefter ober Kriegshäupter zerfallen; endlich von Bluntfchli in Ideokratieen, 
Demofratieen, Ariftofratieen und Monarchieen, welche ſämmtlich wieder 
mehrere Unterabtbeilungen haben. Was aber Schleiermader in ber 
oben, Anmerf. 1, angeführten Abhandlung über daB Verhältniß der brei 
Formen zu ber geiftigen Entwidlung ber Bevölkerung fagt, ift zwar ehr 
geiftreih und erflärenb für das Beſtehen bderfelben in den einzelnen Fällen: 
aber die Nichtunterſcheidung wefentlich verfchiedenartiger Zuftänbe und bie 
Unvollſtändigkeit ber Aufzählung wird dadurch nicht befeitigt. Anfcheinend 
tiefer geht allerdings bie (ſchon von Ariftoteles angebeutete) Cintheilung 
Kant’ und vieler Franzofen, 3. B. Lanjuinais' und Deftutt’s 
de Tracy, welche die Staaten eintheilen in folde, die das allgemeine 
und ſolche, die das befondere Befte wollen; allein fie iſt als Ordnungsprincip 
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fänmtlicher ftaatlicher Erfcheinungen wo moͤglich noch unbaltbarer. Es 
ift nämlich einleuchtend: 1. daß ſämmtliche Staaten, mit einziger Ausnahme 
ber Despotie, die Berüdfichtigung des allgemeinen Beften von fich behaupten ; 
2. daß das ſowohl nach Form als nach Aufgabe Allverfchiedenartigfte bunt 
zufammengeworfen wird. — Endlich ift die Vergleihung ber Staaten mit 
den Altern des menfclichen Leben, alfo die Annahme von Staaten ber 
Kindheit, bed Zünglingsalter® u. ſ. w. (wie dies Welder und Rohmer 
tbun, Bluntfchli aber vertbeidigt) nur ein "mehr oder weniger bichterifcher 
ober wißiger Vergleih, aber Feine wiflenfchaftliche Auffaffung uub feine 
Grundlage für Forderungen in Leben. Daß Völfer alt oder jung feien, 
it eben fo wenig ein Flarer Verftandesbegriff oder eine richtige politifche 
Erflärung, als wenn zwilchen männlichen und weiblichen Völkern unter: 
fhieben wird. Solche Bezeichnungen find Phrafen oder Bilder ber Phantafie 
und machen in der Wiſſenſchaft einen fremdartigen, faſt unbeimlichen 
Eindrud. 


3) So wenig es Billigung finden fann, wenn dem Rechtöftaate ber 
Neuzeit eine ausfchließenbe religidfe Grundlage gegeben werden will, während 
doch feine Aufgabe eine gleichzeitige und gleichmäßige Förderung aller menſch⸗ 
lichen Kräfte und Bebürfniffe ift, und ſich die religiöfe Ausbildung zu ihm 
nicht anders verhält, als die Übung jeder andern geiftigen Kraft: fo ift es auf 
der andern Seite ebenfowenig gerechtfertigt, wenn die Theofratie nicht als eine 
eigene Hauptgattung ber Staaten erfannt wird. Es zeugt in ber That von 
wenigen Nachdenken oder von gar geringer gefchichtlicher Kenntnig, wenn 
völlig über eine Staatdart weggegangen wird, welche in allen Welttheilen 
und in allen Zeitaltern vorgekommen ift, deren einzelne Beifpiele oft einen 
Zabrtaufende langen Beftand barbieten, und beren @efebgebungen wir über: 
dies weit vollſtändiger befiben, als bie ber meiften andern Staaten. Die 
Theofratieen find, auch wenn fie lediglich nur aus dem Stanbpunfte bes 
öffentlichen Rechtes und der Staatsklugheit betrachtet werben, von dem 
höchften Intereſſe für jeden denfenden Menſchen, und es ift in ihnen mehr 
Menſchenkenntniß und Kühnheit verwendet, als vielleicht in allen übrigen 
Staatseinrihtumgen zufammen. Bergl. Bluntſchi, St.⸗Wörterb. Bd. I, 
©. 250 fg. 


4) Die Nichtunterfcheidung des Staates der Neuzeit von dem ber 
Griechen und Römer ift infoferne verzeihlich und begreiflich, als die äußeren 
Formen und Unterarten beiber ungefähr gleich find, und man fomit verfudt 
fein kann, das in gleidhe Unterabtheilungen Zerfallende für felbft gleichartig 
zu halten. Allein bei genauerem Gindringen in ben Geiſt ber beiden 
Staatsgattungen zeigt ſich ein unverfühnbarer Wiberfpruch zwiſchen dem 
Gemeinleben ber Alten und der atomiftifchen Selbftfucht ber Neueren. Es 
iſt deßhalb eben fo verkehrt, wenn Beifpiele und Lehren aus dem Staats: 
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leben der Alten ohne Weiteres jebt als maßgebend benützt werden wollen, 
ala wenn wir unfere modernen Anſchauungen in bie Erklärung ber Ereig— 
niffe jener Zeit hineintragen. Es war tief geſchmacklos und ein Beweis 
von großer Unwiflenheit, wenn in ber großen franzöfifchen Ummälzung die 
wirklichen oder angeblichen Lehren und Einrichtungen Griechenlandg und 
Roms ald unmittelbar anwendbar betrachtet und bei jeder Gelegenheit als 
Mufter aufgeftellt wurden. Sie ftehen nothwendig als etwas ganz Fremd— 
artiges und in feinen organifchen Zufammenhang zu Bringendes zu unferm 
neueren Leben. Und ift je ein Lefer gewefen, welcher nicht das. Gefühl 
hatte, daß ſelbſt in Machiavelli's ſtaunenswerthen Betrachtungen bie antife 
geichichtliche Grundlage verjchiedenartig und nichts beweilend fi? Davon 
nicht zu reden, daß der hauptfächlichite Widerwille, welcher ganze Bevöl⸗ 
ferungen gegen alle Staatsplane des Communismus erfüllt, ſchließlich, 
Bielen freilich unbewußt, auf der Scheu vor ber Aufgebung de erlaubt: 
ſelbſtiſchen Dafeind und vor dem Eintritte in ein allumfafjendes Gefammt: 
leben berubt. Was Spartaner ertragen fonnten und was fie mächtig machte, 
wäre für ung härter als Negerfflaverei; und das platonifche Ideal von 
Recht und Glückſeligkeit ift und, ganz folgerichtig mit unferer Lebenzauf: 
faffung,, der Gipfel der Unnatur und faft Barbarei. — Man vergleiche über 
die Staatzanficht der Alten: Bollgraff, Antike Politit (Band II. feines 
Syſtemes ber praftifchen Politik); Kaltenbotn, Die Vorläufer des Hugo 
Grotius, ©. 29 ff. 


5) Die Despotie wird Häufig als bie Entartung ber unbefchräntten 
Fürftenherrichaft aufgefaßt, oder wohl gar letztere für gleichbebeutend mit 
ihr gehalten. Dies iſt durchaus unrichtig. Der Grundgedanke beider 
Staatsarten ift ein wefentlich verfchiedener. In ber unbeichränften Monarchie 
des Nechtöftantes iſt yon dem Zwecke diefer Staatsgattung nicht bag Min: 
befte aufgegeben, unb der Fürft hat alle Pflichten und nur diejenigen echte, 
welche aus ber Erfüllung jenes Zweckes hervorgehen. Nicht die Durch⸗ 
führung feiner fubjectiven Laune und die Erreichung feines perfönlichen 
Wohlbefindens ift bier der anerfannte Zweck bes Staates; und das Uebermaß 
von Vertrauen, welches alle äußere Nöthigung des Staatsoberhauptes zu 
folgerichtigem und verfaffungsmäßigem Handeln unnöthig findet, mag zwar 
unvorfichtig und durch die Erfahrung nicht gerechtfertigt fein, ‚allein es ift 
feine Aufgebung eines Grundfages, und überhaupt liegt nur eine Zwed: 
mäßigkeits- und feine Principien: Frage babei vor. Die Despotie iſt eine 
durchaus felbftftändige Geftaltung des Zufammenlebens ber Menſchen. Daß 
fie ein fittlich durchaus nichtswürdiges Volfsleben vorausfegt, ändert nichts 
im Begriffe und in ber Thatfache; rechtfertigt alfo auch nicht ein völliges 
Mebergehen in ber Wiſſenſchaft. Hier ift fittlicher Efel fo wenig an ber 
Stelle, als es ein phyfifcher bei Forſchungen über Thiergattungen wäre. Aller- 
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dings gibt bie Deöpotie wenig Stoff zu rechtsphiloſophiſchen Entwicklungen; 
allein eine benfbare und vielfach beftehende Staatsgattung ift fie immerhin. 
— Daß alfo Tyrannei und Despotie nicht gleichbedeutend find, bedarf wohl 
nicht erfi ber Bemerfung. Tyrannei ift gewaltthätiger Mißbrauch ber Staats⸗ 
gewalt, welche bei jeber Art und Form nicht felten vorfommen kann, 
während dagegen eine Despotie nicht nothwendig tyrannifch zu fein braucht, 
fondern felbft milde und wohlthätig fein mag. 


| $ 15. 
5. Die Staatögewalt. 


Schon in dem Begriffe des Staates liegt als wefentliches 
Merkmal das Vorhandenſein einer befehlenven, ordnenden und 
burchführenden Macht. (f. oben $ 11.) Diefe ift die Staat 2- 
gewalt). 

Sie beftcht theild au der Befugniß, das Erforderliche 
zu thun; theil3 aus den Mitteln der Ausführung und Ge: 
borfamgerzwingung. Letztere find wieder theils menſchliche Kräfte, 
und zwar fomwohl geiftige ala Förperliche; theils Geld und 
Werkzeuge. 

Die vehtlihe Grundlage der Staatsgewalt iſt bie 
felbe, auf welcher der Staat felbft ruht, alfo die Lebensan- 
Ihauung und dad Bedürfniß des Volkes; fie ift nur bie 
Verkörperung dieſes Bedürfniſſes. In einer Theokratie 3. B. 
beruht die Staatsgewalt auf dem göttlichen Befehle; in einem 
Patrimonialſtaate auf der Hausmacht Deſſen, um welchen ſich 
bie einzelnen Schugbebürftigen ſammeln; im neuzeitigen Rechts⸗ 
ftaate auf dem gemeinfchaftlichen freien Willen der Theilhaber. 
Mit Einem Worte, wer die Berechtigung eined Staates zugibt, 
erfennt auch die Berechtigung feiner Gewalt. 

Die Größe der Staatögewalt läßt ſich grundfätlich nur 
auf negative Weile beſtimmen. Sie darf nämlich nicht zu 
ſchwach fein für ihre Aufgabe; vielmehr muß fie zu jeder Zeit 
jeden möglichen Widerſtand von Menſchen gegen die Ausführung 
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der Staatszwecke niederfchlagen, und jedes unter den gegebenen 
Umständen irgend befiegbare Naturhindernißg befeitigen Fönnen. 
Sie ift alfo, nicht bloß thatfächlich fondern auch rechtlich, ver: 
jchieden in den verfchiedenen Staatsgattungen und Arten; und 
zwar nicht bloß mit Berückſichtigung der Bevölkerung des Ge— 
bieted und der Nachbarn, ſondern auch nach der Aufgabe des 
einzelnen Staates. Je zahlreicher und bedeutender die Zwecke 
eine folchen find, deſto größer muß auch feine Gewalt fein. 
Sie wächst alfo, namentlich auch im Nechtöftante der Neuzeit, 
mit der Bielfeitigkeit der Ausbildung von Volk und Staat, und 
höchſtens mag eine gleichzeitige Steigerung der Sittlichfeit und 
des Nechtögefühles des Volkes einen Abzug geftatten. 

Die Staatdgewalt bedarf zu ihrer Anwendung und Wirk: 
ſamkeit eines beftimmten Trägers ober Inhaber s; es kann 
aber dieſer kein anderer ſein, als diejenige phyſiſche oder 
moraliſche Perſon, welcher die Ordnung und Leitung des 
Staatsweſens zuſteht. Alſo das Stammeshaupt, der Landes⸗ 
herr, der Fürſt, die Vornehmen, die Vollsverſammlung u. ſ. w. 
Dieſer Inhaber mag etwa, wo er ſelbſt nicht anweſend und 
nicht thätig ſein kann, einen größeren oder kleineren Theil ſeiner 
Gewalt an Untergeordnete übertragen; und in ausgebildeten 
Staaten iſt eine weite Verzweigung und künſtliche Abſtufung 
ſolcher übertragenen Gewalttheile unvermeidlich. Aber niemals 
kann von einer völligen Unabhängigkeit ber theilweiſen und 
untergeordneten Träger die Rede ſein; immer muß über ihnen 
ber rechtliche Inhaber der gefammten Gewalt und ber Urheber 
ihres Nechtes ftehen, jo daß jich in ihm die Machtvollkommen⸗ 
heit, Souveränität, vereinigt. 

Unridhtig ift der Gedanke, daß der rechtliche Beſitz der 
Staatögewalt immer bei dem gefammten Volke fei. Es ift 
dies weder wahr hinfichtlich des Urſprungs, (wie denn 3. 2. 
in dem Patrimonialftante oder in der Theokratie die Staats⸗ 
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gewalt durch eine ganz. verichievene Macht gegründet wird;) 
noch ift dem fo in Betreff ver Innehabung, und zwar nicht 
blos in den eben genannten Staatögattungen, jondern in allen 
‚sormen ded Staates, in welchen ein von der Volksverſamm⸗ 
fung oder den wählenden Bürgern verfchiedened collectived ober 
einzelned Staatsoberhaupt beiteht. Und noch weniger würbe 
aus einer urfprünglichen Begründung durch das Volt, oder 
jelbjt aus einer anfänglichen Innehabung von Seiten deſſelben 
die Bejugniß zu einer beliebigen Zurücknahme in eigene Augübung 
folgen ?). 

Der Machwollkommenheit des Staates umd ſeines Hauptes 
entjpricht natürlich die Verpflichtung zum Gehorfam bei ber Ge: 
jammtheit und den Einzelnen, und zwar in der Ausdehnung, 
wie ſolche das Wefen des einzelnen Staates, mit anderen Worten 
der Zweck deffelben, erfordert. Weber. dieſe innere Berechtigung 
hinaus geht dern aber auch die natürliche Pflicht nicht. Der ſtaats⸗ 
bürgerliche Gehorfam tt ſomit in allen Staaten nur ein bedingter 
oder verfaffungsmäßiger; aber freilich find die Bedingungen 
und Grenzen ſehr verichieden. Daß die Grenze im einzelnen 
Falle nicht immer leicht zu beftimmen, in einzelnen Gtaats- 
gattungen, jo namentlich in der Theokratie und in der unbe: 
ſchränkten Fürftenherrichaft, jehr weit hinausgerückt ijt, ändert 
an der Wahrheit ded Satzes nichts. Se nach dem Grund: 
gedanken ber einzelnen Staatsgattungen ift dern auch die Rich- 
tigkeit des Satzes, „daß Gott mehr zu gehorchen fei als 
den Menſchen,“ zu beurtheilen. Derfelbe ift rechtlich nur 
wahr in der Theokratie; in den andern Staaten hat er nur 
eine ſittliche Bedeutung, und kann nur infoferne von 
Wirkung fein, als jich ein Staatsbefehl unvereinbar erzeigt mit 
der anerkannten Lebensanſicht des Volkes, alje mit der legten 
Grundlage des organifchen Zufammenleben?. 

Der Staatögewalt fommen folgende Eigenfchaften zu: 
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1. Se ift ausfhliehend, und alfo untbeilbar. 
Mehrere oberften Gewalten, welchen die Staatsgenofjen gleichen 
Gehorfam ſchuldig wären, würben fchon ben Begriffe eines 
Organismus, d. h. der Einheit in der Vielheit, widerjprechen ; 
außerdem müßte die unvermeibliche Verſchiedenheit der Befehle 
zur Verwirrung und Wuflöfung führen. Wo eine jtaatliche 
Seftaltung infoferne eine zufammengefegte ift, als ein Theil 
ber Staats-Zwecke zunächſt durch eine Anzahl von untergeord- 
neten Organismen beforgt wird, der Reſt aber einem höheren 
‚ einheitlichen Ganzen zufteht, (alſo namentlich in einem Bundes⸗ 
ftaate,) da iſt eine fcharfe Scheidung der beiverfeitigen Aufgaben, 
ſomit auch eine entfprechende Zutheilung von Nechten und von 
Macht, unerläßlich 3). 

2. Sie ift ewig, d. h. fie hört nicht auf durch den. 
Tod oder den fonftigen Wegfall des zeitigen Inhabers; jondern 
geht vielmehr alsbald über auf einen neuen Befiter, falls fich 
nicht der Staat zu gleicher Zeit ganz auflöft*). Es find daher 
in allen Gattungen und Arten von Staaten, Beitinnmungen 
nothwendig, wie es in. Jolchen Falle zu halten ift. Selbſt 
wenn der neue Inhaber nur unter Bedingungen eintreten kann, 
berührt die Frage nach Erfüllung derſelben zwar die Perjon des 
Beanfpruchenden, nicht aber die Dauer und bad Wefen der 
Staatsgewalt ſelbſt. 

3. Sie iſt allumfaſſend, und zwar in dem Sinne, 
daß ſie ihre Wirkung auf das ganze Gebiet und auf die ſämmt⸗ 
lihen Staatötheilnchmer erſtreckt. Wie weit die einzelnen Hand: 
lungen und menfchlicyen Verhältnifie ihr unterworfen find, hängt 
freilich von dem Wefen und von ben einzelnen Geſetzen des 
concreten Staates ab. 

4. Sie ift, endlih, feiner Verantwortlichfeit 
unterworfen. Dieß ift ſchon logiſch nothwendig, weil eine 
Verantwortlichkeit einen Höheren vorausſetzt, gegen welchen bie 
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Rechtfertigung zu erfolgen und welcher ein Urtheil auszusprechen 
bat. Ein über der Staatögewalt ftehender Höherer iſt aber 
nicht vorhanden; wäre doch ſonſt eben biefer der Inhaber ber 
Staatögewalt, und dann über ihm Niemand mehr. Außerdem 
ift aber eine Verantwortlichkeit des Inhaber? der oberften Gewalt 
eine practifche Unmöglichkeit, und fchon der Verſuch einer 
Geltendmachung ein großes Unglück. Jenes ift der Fall, 
weil Niemand Den zwingen und einem Befehle unterwerfen 
kann, welcher über die gejammte Meacht des einheitlich geord- 
neten Volkes verfügt; Unglüd aber ift die unvermeibliche Folge 
auch nur eines Verjuches, weil ein folcher nothwendig einen 
erbitterten inneren Kampf hervorrufen muß. Nur cine bereits 
geftürgte und durch eine neue mächtigere erjegte Staatsgewalt 
fann mit Erfolg (wenn jchon mit Unrecht) zur Verantwortung 
gezogen werben; daher ift auch der Anblick eines folchen Vor: 
falles von fo bochtragifcher Wirkung. 


1) Allgemeine Literatur über Staatögewalt und Souverainität: Keuer: 
bach, A., Antihobbes, oder über die Grenzen der höchften Gewalt, Erfurt, 
1798. — Ancillon, F., Weber Souverainität und Staatsverfaffung. 
Berlin, 1816. — Zachariä, K. ©, Vierzig Bücher. Bd. I, ©. 82 fi. 
— Schmitthenner, %., Ueber dad Weſen der Staatögewalt, (in Bülau's 
Jahrb., 1841, ©. 431). — Zöpfl, H., Staatsrecht. Bd. J, 8.76 ff. — 
Humboldt, W. von, been über bie Grenzen ber Wirkſamkeit bes 
Staates. Breslau, 1851. — Dupont-White, L’individu et P’6tat. 
Ed. 2, Par., 1858. 

2) Die Lehre von ber urfprünglichen unb unveräußerlichen Souverai: 
nität des Volkes ift zu aller Zeit bei tiefgehenben ftaatlichen Bewegungen 
von Feinden ber beftehenben Gewalt behauptet und als ein mächtiges 
Angriffsmittel benußt worben. So von F. Hotman in feinen Kämpfen 
gegen Heinrich III. und bie Ligue; von Junius Brutus und Buchanan 
im Anfange der englifhen Umwälzung. Balb hat fie jedoch auch Gegner 
gefunden, 3. B. an Hugo Grotius. (Dan fehe biefe ältere Literatur bei 
Hertius, Opusc. Bb. I, dissert. 9.) Die meifte Verbreitung und der größte 
Einfluß ift diefer Anficht jedoch durch J. 3. Rouſſeau verfchafft worben. 
Bon ihm an ift unzähligemale gelehrt worben, daß die Staatägewalt (Sou: 
verainttäf) nur den Wolfe rechtlich zuftehe, nur in feinem Auftrage aus: 
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geübt werben könne, unb in jebem Augenblide von ihm wieber an ſich 
gezogen, felbit ausgeübt oder anderwärtig vergeben werden dürfe. ie befte 
MWiderlegung diefer Sätze, welche ben Wefen der meiften Gattungen und 
Arten des Staates geradezu widerfprechen und mit welchen eine fefte alſo 
vernünftige Staatseinrichtung unvereinbar ift, liegt in einer richtigen Auf: 
faflung des Wefend fo wie der verfchiebenen Zwecke unb Arten bed Staa⸗ 
tes, und es kann alfo ftatt alles Anderen auch hier darauf verwieſen 
werben. Diejenigen aber, welche in übergroßem Eifer jafobinijchen Grund: 
fäßen nur durch eine ebenfo einfeitige Hervorhebung einer göttlichen, patri: 
monialen oder geichichtlichen Fürftenmacht begegnen zu können glauben, 
find ſelbſt fchuld daran, wenn ihrer allzu außfchliegenden unb baburd) 
unrichtigen Lehre eine ebenfo einfeitige und unzuläffige nicht ohne Schein 
von Glück entgegengefeßt wird. Völliger Unfinn ift e freilich unter allen 
Umftänden, wenn nicht blo8 von der Souverainität ded ganzen Volles, 
ſondern auch von ber eines jeben Einzelnen geſprochen wird. Died heit 
den ganzen Begriff und die Möglichfeit nicht nur bed Staates fondern 
ſelbſt jedes menjchlichen Vereines bis zur Familie herunter Tängnen. — 
Die an fih fehr einfache Frage über den rechtlichen Inhaber ber Staats: 
gewalt ift wegen bes groben Mißbrauches, welcher hier wiederholt getrieben 
wurde, über bie Gebühr vielfach und ausführlich behandelt. Man fehe 
3 B. Murhard, %, Die Volksſouverainität im Gegenſatze der Legitimität. 
Kafjel, 1732. — Thilo, L., Die Vollsfouverainität in ihrer wahren 
Geftalt. Bredlau, 1833. — Maurenbreder, Die deutjchen regierenden 
Fürften "und die Souverainität. Frankfurt, 18389. — Bluntſchli, 
Allgemeines Staatsrecht. Bd. II, ©. 1 fg. 


3) Im entſchiedenen Widerfprude mit dem Sape, daß bie Staats: 
gewalt eine einheitliche unb untheilbare fei, fleht die befannte, ſchon von 
Ariftoteled vorgetragene, fpäter von Lode mächtig erfaßte, enblid haupt: 
ſächlich durch Montsquieu verbreitete, Lehre: daß die Staatsgewalt in brei 
wefentlich verſchiedene Beſtandtheile zerfalle, unb daß in jeber freien Ber: 
faffung eine völlige Trennung berfelben und eine Webertragung an phyſiſch 
verfchiebenre von einanber unabhängige Perfonen ober Körperichaften ftatt: 
finden müfle. Die Umrichtigkeit dieſes Gedankens ift zwar jet faft allgemein 
in der Wiſſenſchaft anerfannt; jedoch erft nachdem er die größten Verwirrungen 
in ber Lehre und den größten Schaben im Leben angerichtet hatte. Sind 
doch zahlreiche Verfaſſungen auf feiner Grundlage angelegt mworben mit 
immer gleich fchlechten Wirfungen für Ordnung und für Sreiheit. — Diefer 
jo allgemeine und lange anbauernbe Beifall ift in der That fchwer zu 
begreifen, ba bie Lehre eben fo fehr den zu ihrer Stützung angeführten 
Thatfachen als den erften Grundſätzen ber Logik und ber Staatsklugheit 
widerſpricht. Thatſäachlich nicht richtig iſt es nämlich, daß die englifche 
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Berfaffung ein fchlagenbes Beifpiel diefer Dreitheilung jei. Unlogiſch ift 
e3: 1. die Richter überall der augübenden Gewalt als gleich hohes Gin- 
theilungsglied an bie Seite zu ſetzen, während bie Gerichte boch ebenfalls 
nur bie Gefeße anwenden und auzüben, unb fomit bie fogenannte rich⸗ 
terfiche Gewalt nichts weiter if, als ein Theil ber ausübenben; 2. meil 
Geſetzgebung und Ausübung lange nicht die ganze Aufgabe und Thätigfeit 
des Staates unb ben Zweck ber Staatsgewalt erſchöpfen, fomit biefe Ein- 
theilung der letzteren ganz unvollſtändig iſt. Politiſch untauglich ift bie Lehre 
ſodann aus verfchiebenen Gründen Zunächſt fhon, weil bie Uebertragung 
blos eines Theils der Staatögeichäfte an eine beftimmte Berfon weder einen 
einfeitigen Mißbrauch derfelben, noch eine Verbindung mehrerer berfelben 
zu gemeinfchaftlicher Unterbrüdung verhindert. Sodann aber, weil bei einer 
folgen Zerreigung der Staatsgewalt anjtatt geordneten Zuſammenwirkens 
zum allgemeinen Wohle weit wahrjcheinlicher bitterer Streit und gegenjeitiges 
Hemmniß, fowie anftatt geſetzlicher Freiheit nur Anarchie entfliehen würde. 
Diefe Ausftellungen find aber durch die vielfachen Flickarbeiten von B. Con⸗ 
ſtant u. U. entweber gar nicht berührt oder zum Theil fogar noch verftärkt 
worden. Der Gedanke und Nuben ber Vollßvertretung aber beruht glück⸗ 
licher Weife fo wenig auf diefer falſchen Spaltung ber Staatögewalt, daß 
er vielmehr mit derfelben ohne Zwang an Worten und Begriffen gar nicht 
vereinbar ift. — Vergl. über Vorſtehendes meine Literatur und Geſchichte 
ber Staatswiſſenſchaften. Bb. I, ©. 271 ff.; Bluntſchli, Allgem. 
Staatsrecht. 2. Aufl, Bd. I, ©. 397 fg; Stahl, Lehre vom Staate. 
8. Aufl, ©. 198 fg. 

4) Die Ewigkeit ber Staatsgewalt ift, für eine Monarchie, bezeichnen 
ausgedrüdt durch das franzöfiihe Sprüchwort: le Roi est mort; vive 
le Boil 


§ 16. 
6. Bürger und Unterthan. 


Es ift möglich, daß der Menſch zu demſelben Verhältnifie 
theils als Berechtigter, theils als Verpflichteter fteht, und 
natürlich hat er dann in beiden Beziehungen verſchiedenen Geſetzen 
zu folgen. So denn auch im Staate. Es gibt zwar einzelne 
Staatsgattungen, wie z. B. die Despotie und wohl auch die 
Theokratie, in welchen das Verhaͤltniß der Verpflichtung faſt 
ausſchließlich hervortritt; allein in der großen Mehrzahl der⸗ 
ſelben ſind die Theilnehmer ſowohl zu befttunnten Ansprüchen 

v. Nohl, Enchclopäpie. 
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an den Organismus ber Gejammtheit berechtigt, ala anderer⸗ 
ſeits zu gewiſſen Leiftungen verpflichtet. Died allerdings im 
verjchievenem Maße; und dag Urtheil über die Leiftungen eines 
Staates fo wie über den Grad der von ihm gewährten Freiheit 
beſtimmt fich eben darnach, ob mehr Seiftungen oder mehr 
Berechtigungen vorliegen. 

In den meilten Staatögattungen aljo Findet der Begriff 
von Unterthan und von Bürger Anwendung auf jebe 
Perſon, mit einziger Ausnahme des Staatsoherhaupted. Unter: 
than ift der Staatsgenoſſe infoferne er zu gehorchen und zu den 
Gefammtlaften beizutragen hat. Als Bürger aber ift er zu 
bezeichnen, injoferne er die Förderung feiner Zwecke vom Staate 
zu verlangen befugt ift; mit beſonderem Nachdruck aber ift er 
fo genannt, wo und foweit er an ber Reitung ded Staates 
jelbft,, zur Vergewiſſerung diefer feiner Anfprüche, gefeblichen 
Antheil nimmt. 

Wenn alle Diejenigen, welche ber Stontögewalt unter: 
worfen find, als Unterthanen bezeichnet werben müſſen, jo 
find auch Solche hiervon ‚nicht ausgenommen, welche eine aus⸗ 
nahmsweiſe berechtigte Stellung in anderen Beziehungen haben. 
Sp 3. B. in einer Monarchie die jämmtlichen Prinzen des 
Haufes, vom Thronfolger an; die Regenten früher unabhängiger 
Staaten, welche aber jeßt einem größeren einverleibt und feiner 
Gewalt unterworfen find; die Häupter Tirchlicher Genofjen- 
chaften innerhalb des Staates, welchem fie nach Wohnort und 
fonftigen bürgerlichen Verhältniffen angehören). Die Stellung 
eines Unterthanen ift weder rechtlos noch ehrenrührig. Nicht 
rechtlos, weil die Verpflichtungen nur geſetzlich beftimmte find, 
und weil neben ihrer Leiftung derſelben Perjon auch Anfprüche, 
vielleicht jogar jehr weitgehende, . zujtehen, da mit der Unter: 
werfung unter den Staatsgedanken und unter deſſen Handhabung 
die mannigfachiten Rechte und ein genügender Schug gegen 


115 


Vergewaltigung gar wohl vereinbar find. Nicht ehrenrührig 
aber, weil die fittliche Würde des Meenfchen unter der Aner: 
fermung einer nüßlichen und nothwendigen Einrichtung, alſo 
auch der Handhabung der Staatsgewalt, nicht leidet. 

In der Regel ift dag Unterthanenverhältniß ein bleiben: 
bes und ausſchließendes. Jenes, weil man dem Staate 
im Zweifel für das ganze Leben angehört; diefes, weil man 
naturgemäß nur Angehöriger Eines Volkes und Eines ein- 
heitlichen Organismus iſt. Doch find Ausnahmen möglic). 
Einmal vorübergehend, während des Aufenthaltes in einem 
fremden Staate, deſſen Mitglied man allerdingd durch das 
Betreten feiner Grenzen nicht wird, deſſen Geſetzen und Ein- 
richtungen aber man während ded Aufenthaltes zu folgen hat. 
Ein Fremder ijt nicht ſchuldig, zur Aufrechterhaltung des 
gaftlichen Staates pofitiv beizutragen; allein er barf deſſen 
Sinrichtungen und Geſetze in feiner Weiſe ftören und ift in- 
joferne denjelben unterthan. Sodann Tann, zweitens, durch 
Anjäffigkeit in zwei Staaten ein Doppelverhältniß entitehen, 
wo denn in Beziehung auf die fachlichen Verhältnifje den beiden 
betreffenden Staaten zu gehorchen iſt, in perfönlichen jedem 
während der Dauer des Aufenthaltö, bei nur einmal möglichen 
je nach einer Wahl. Endlich noch drittens, wenn der Unter: 
than eined Staates (gejegliche Erlaubniß vorausgefegt) in den 
Dienſt eines anderen tritt. Hier iſt er Unterthan des lebtern 
während der ganzen Dienstzeit, kann aber mannchfach auch in 
Unterthanenverhältniffen zu dem. angebornen Staate bleiben, 
und kehrt auch wohl nach Aufhören des befondern Verhältniſſes 
ausſchließlich zu dem letteren zurüd. — Nicht zu verwechleln 
natürlih mit einem joldhen boppelten Lnterthanenverhältniffe 
ift die Stellung Solcher, welche Theilnehmer an einer colle: 
gialifch geordneten Staatögewalt find, z. B. in einer Ariftofratie 


oder reinen Demokratie. Bei diefen kommt allerdingd zu dem 
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einfachen Bürgerrechte auch noch dag Mitregierungsrecht, und 
fie mögen in Beziehung auf dieſes, umd namentlich jo lange 
fie in feiner Ausübung begriffen find, bejonbere Vorzüge 
genießen; allein nur der Gejammtheit einer folchen regierenden 
Körperichaft fteht die Staatsgewalt zu, und daß einzelne Mit: 
glied iſt Unterthan in allen feinen Lebensbeziehungen, mit 
einziger Ausnahme diefer Theilnahme. 

Die Berechtigungen des Staatsbürgers als jolcher zerfallen 
in drei Arten. Die eine begreift die Forderungen auf Erfüllung 
ber allgemeinen Staatszwecke, und fie beſteht theils in Anfprüchen, 
welche durch die pofitiven Geſetze des concreten Staate® aus⸗ 
drücklich anerkannt find, theild aus bloßen Schlußfolgerungen, 
welche aus der Natur bed Staates Überhaupt und ber betreffen- 
den Staatögattung insbeſondere folgerichtig abgeleitet werben 
fünnen. Eine zweite Art find die negativen Freiheitsrechte des 
Einzelnen, d. h. die Beitimmung, welche jedem Staatätheil- 
nehmer gegenüber von der Staatögewalt und ihrem Inhaber 
die Erlaubniß zu gewiffen Handlungen und die Befreiung von 
gewiflen Behandlungen zufchreibt. Endlich bilden, aber aller: 
dings nicht in allen Staatzarten, die Berechtigung zur Theil: 
nahme an Regierungshandlungen, eine dritte Kategorie. Wenn 
in neuerer Zeit die in der zweiten Abtheilung befinplichen 
hauptſaͤchlich ftaatsbürgerliche Nechte genannt werben, fo tft 
diefe Bezeichnung an und für ſich umnrichtig, weil zu enge; 
fie bemeift aber da8 große Gewicht, welches ‚eben jebt, ganz 
folgerichtig mit der ganzen Xebenzauffaffung auf dieſe negative 
Freiheit gelegt wird. Zu anderen Zeiten, 3. B. im claſſiſchen 
Alterthume, ftanden die Anfprüche auf Mitregierung, bie poli- 
tifchen Rechte, in erfter Reihe. Nichts kann übrigens unter 
allen Umftänden verfehrter fein, als bei den Befigern ausge⸗ 
dehnter ftantSbürgerlicher Mechte Feine Unterthanenjchaft aner- 
fennen zu wollen ®). 
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Es iſt in unſerer Zeit ſehr gewöhnlich, das ganze Ver: 
bältnig des Einzelnen zum Staate, und zwar ſowohl die Seite 
ber Anfprüche als die der Verpflichtungen, Tediglich aus dem 
Geſichtspunkte des Rechtes aufzufaffen. Dies ift infoferne 
begreiflich, als bei diefer Auffaffung ſich heraußftellt, wieviel 
im Nothfalle mit Gewalt erzwungen werden Tann, und als 
eine jolche Gewaltanwendung bei der menfchlichen Unvollkom⸗ 
menbeit von befonderem Werthe ift. Allein eine folche Betrach⸗ 
tungöweife iſt doch eine ganz einfeitige, alſo falſche. Der 
Menſch hat auch in dieſen Verhältniffen des Zufammenlebeng, 
wie in allen fonjtigen, noch anderen Geſetzen zu folgen, al? 
denen: ded Rechtes; nämlich denen ber Sittlichfeit und ber 
Mlugheit. Wenn ein Unterthan dem Gemeinweſen nur dag 
feiftet, wozu er gezwungen werden Tann, fo bleibt er freilich 
ftraffrei und rechtlich unbefcholten. Allein Teicht ift es möglich, 
daß ihm das Sittengejeß der Sache oder der Form nach viel 
weiter Gehendes auflegt; und dann erfüllt er feine Pflicht nicht, 
und wird dad Gemeinweſen ſich nicht gut befinden, wenn er 
nicht auch biefer Auflage Folge leiſtet. Ebenſo ift damit nicht 
Alles gethan, wenn bie Leiſtungen des Staates gegen ben 
Bürger hinter dem ftrengen Rechtsgeſetze nicht zurückbleiben, 
und fomit Weiteres nicht erzwungen werben Tann; feine Aufgabe 
ift es auch, die Forderungen der Zweckmaͤßigkeit und Klugheit 
zu beachten, weil nur auf biefe Weife wirklich daß erreicht wird, 
was unter den gegebenen Umftänden das Beſte und möglich 
ft. Auch ift ficher nicht zu läugnen, daß ber Inhaber einer 
Staatsgewalt ſich mit feiner Pflicht und feinem Gewiffen durch 
eine ſcharfe Einhaltung der Rechtsvorſchriften noch lange nicht 
abfinvet; fondern daß er, falls feine Mittel dazu reichen, jo 
weit zu gehen hat, als das Sittengeſetz verlangt. Das Recht 
ift freilich die Grundlage und die Vorbebingung alles Weiteren; 
aber es ift nicht die ganze mögliche Vollendung. 
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1) Wenn e8 im beutfchen Reiche verboten war, bie Reichäfürften als 
Unterthanen des Kaiferd zu bezeichnen, fo war bie begründet nicht etwa 
in ihrem hohen Range, fonbern vielmehr in ihrem Beſitze der Landeshoheit, 
welche ein Theil der Staatägewalt war und die fie folglich mit dem Kaiſer 
theilten. Jetzt aber mag ein Standeöherr von noch fo alter unb großer 
Abflammung fein, noch fo viele Vorrechte und fo fürftlihes Vermögen 
beſitzen, er ift jebt Unterthan, weil er eine Staatsgewalt über fich hat. 

2) Die Behauptung, daß man dem Geſetze unterthan fei, nicht aber 
einem Menſchen, ift nicht etwa blos ein müßiger Wortftreit, fonbern fie 
ift pofitiv unrichtig. Der Staatsgenoſſe - ift der Staatsgewalt untertban, 
nicht blos wo fie Geſetze vollzieht, ſondern wo fie überhaupt in ihrem Rechte 
if. Dagegen war, wenn man bis auf SHarfpaltereien genau. fein will, 
richtig, daß die Minifter Louis Philipp's fih in ihren Verichten an ben 
König nicht „Untertanen“ fondern „Diener“ nennen follten. Ihre amt: 
lichen Schreiben an das Staatöoberhaupt erließen fie als deffen Organe und 
fomit „Diener,“ nicht als Unterthanen im Allgemeinen. Dagegen waren 
die Franzoſen im Ganzen nad ber Julivevolution fo gut wie vor berfelben 
„Unterthanen.” — Im Uebrigen fit a potiori denominatio. Daher mag 
immerhin in einem Staate, wo bie Verpflichtungen vorwiegen,, wie 3. B. 
in Rußland, der Staatsgenofle in allen Fällen und Beziehungen Unterthan 
genannt werben, alfo auch, wenn gelegentli von Rechten beffelben bie 
Rede iſt; und umgekehrt mag in. Nordamerika immer nur von Bürgern 
bie Rede fein, auch da, wo fie gehorchen oder wenigſtens gehorchen follten. 


3) Es ift bezeichnender, als löblich und Flug, daß in der ißigen Zeit 
ausſchließlich nur von den Rechten und nicht auch von’ ben Verpflichtungen 
ber Staatögenofien die Rebe ift, und zwar nicht blos in den Geſetzen, 
fondern auch in theoretifchen Bearbeitungen. Unwillkürlich und unbemußt 
brüdt fi darin ein doppelter Grundzug unferer ftaatlihen Zuſtände aus: 
einmal, bie felbftfüchtige Atomiſtik unferer ganzen Leben?» und Staats: 
anſchauung; zweitens aber das tiefe Mißtrauen gegen ben guten Willen 
unb bie Leiftungen ber Regierungen. Auch bie faft durchgängige völlige 
Nichtbeſprechung ber fittlichen Pflichten und ber Klugheitsrückſichten des 
Bürgers ift bemerfenswertb; und es barf in ihr ohne Zweifel eine Nach⸗ 
wirkung ber fo lange herrſchenden ausſchließlichen Auffaſſung des Staates 
als einer blofen Rechtsanſtalt erblickt werben. Im pofitiven Staatsgeſetze 
kann freilich nur dad, was auch erzwingbar ift, vorgefchrieben werden; 
allein einmal hindert dieß keineswegs die Aufnahme aud von Verpflichtun: 
gen des Bürgers; fobann flünde es jeden Kalle ber Wiflenfchaft frei, in 
ihren Forderungen allfeitig zu fein. — Manches Richtige fagt in biefer 
Beziehung Stahl, Lehre vom Staate, 3. Aufl., ©. 518 fg.; einige auch 
Schmitthenner, Zwölf Bücher, Bd. IT, ©. 383 fg. und Mor: 
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genftern, Der Menih, Bd. I, ©. 108 fg.: Die Mebrigen ſchweigen 
meifl ganz von den Verpflichtungen ber Unterthanen, und zwar ſchon von 
ber rechtlichen, gar aber von ben noch weiter gehenden. In Welcker's 
Staatslerifon 3. B. ift gar Fein eigener Artikel „Unterthan.“ 


S 17. 
1. Das Boll. 


. Die Gefammtheit der Theilnehmer des Staats bildet das 
Volk oder bie Nation. 

In diefem ftaatlichen Sinne ift e8 völlig unrichtig, nur. 
einzelne Claſſen als Volk zu bezeichnen ; fei es nun, daß man 
hierunter nur die untern Schichten der Bevölferung oder daß 
man etwa einen bevorzugten Stamm jo nennt; und gleichgültig, 
ob man für .einen jolchen Theil aus diefer Benennung Vorrechte 
oder Benachtheiligungen ableiten will. Dem Volke gehören bie 
Bornehmen fo gut wie die Geringen, die Reichen fo gut wie 
die Armen an; und wenn und jo lange ein Staat ein Ganze? 
ift, ‚bilden auch die zu diefem Ganzen vereinigten gefammten 
oder bruchſtücklichen Nationalitäten eine Einheit ). 

In ftaatlicher Beziehung kommen aber beim Volke in 
Betracht: die Zahl; die Abſtammung; die Geſetze des menjch- 
lichen Leben? ; der Grab ber Bildung. 

1.- Die Zahl der Bevölferung ift von mannchfacher und 
großer Bedeutung, und zwar jowohl die abſolute Größe 
derjelben, d. 5. die Gefammtzahl der innerhalb des Staates 
lebenden Menjchen, als bie relative Größe, d. h. dad Ber: 
haͤltniß dieſer Zahl zu dem Flächeninhalte deg Landes. — In 
erfter Beziehung ift im Allgemeinen eine große Zahl von günftigen 
Folgen und aljo wünjchenswerth. Sie tft, wenigjten in den 
meiften Fällen, die hauptjächlichfte Bedingung ber Macht und 
der Sicherftellellung des Staates gegen Außen. Sie fteigert, 
im Innern, dag Nationalgefühl; ermöglicht eine mächtige öffent- 
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liche Meinung; liefert die zu einer außgebilveten und mit zahl: 
reichen Organen verfehenen Verfaffung und Verwaltung noth⸗ 
wenbigen geiftigen Kräfte; macht manche nüßliche Einrichtung, 
welche zahlreiche Betheiligung vorausfegt, ausführbar; geftattet 
(mas in deöpotifchen Staaten von großem Werthe fein kann) 
ein in der Menge verborgened Leben, — Die relative Größe 
einer beftimmten Bevölferung aber entjcheidet darüber ob ber 
Staat im Zuftande einer Untervölferung, einer Webervölferung 
oder in bem einer zwar dichten aber doch durch bie vorhandenen 
Subfiftenzmittel genügend zu ernährenden Bevölkerung ich befin- 
det; wovon denn wieder die mannchfaltigiten und wichtigften 
Folgen für allgemeine® Wohl und Wehe abhängen, jo wie 
viele und tief einfchneidende Einrichtungen und Geſetze ?). 

2. Die Abftammung — Das Menjchengefchledht 
zerfällt in eine Anzahl von Racen, d. h. in Abtheilungen 
von wefentlich verjchiedenen und fi immer gleich bleibenden 
Eigenthümlichkeiten ber Körper: und Geiftezbefchaffenheit; bie 
Race aber wieder in Stämme, db. h. in gleichbleibende Mb- 
ichattungen derſelben Hauptgattung, mit ebenfalls beitimmt aus⸗ 
geprägten und dauernden befonderen Eigenjchaften. Der Unter: 
fchied der Racen ift hauptſächlich phyſiologiſch, und ericheint 
Außerlicy in der Hautfarbe und in der Schäbelform; die Ver⸗ 
fchiedenheit der Stämme aber ift mehr pfychofogifch und zeigt 
ſich zunächft in der Sprache. Diefe Abftammungzverhältnifie 
ſind aber nicht etwa nur in phyſiologiſcher und pſychologiſcher 
Hinficht merkwuͤrdig, fonbern auch von großer Bebentung für 
alles ftantliche Leben. Bor Allem ift nicht jede Race für 
jedes Clima von der Natur beftimmt. Es gibt Himmelöftriche 
und Dertlichleiten, welche für.die Angehörigen beitimmter Racen 
hoͤchſt nachtheilig find, ober ihnen wenigſtens angeftrengte Arbeit 
nicht geftatten. In folchen Gegenden Tönnen biefelben alſo 
feinen eingenen Staat gründen, und hoͤchſtens in geringer An- 
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zahl und als Herrichende Elafje beſtehen. Sobann erzeugt hie 
Race- und die Stammegeigenthümlichkeit auch eine entfprechende 
Lebensweiſe, damit aber verſchiedene Geftttigung, und folglich 
auch verfchievene Forderungen an bad Weſen und an bie ein- 
zelnen Einrichtungen des Staates. Wenn 13 auch nicht richtig 
ift, daß beftimmte Racen und Stämme ſchon von Natur- unfähig 
zu jeder höheren Entwicklung und zu beftändiger Dienftleiftung 
gegen die begabteren Abtheilungen beftimmt feien: fo ift doch 
eine Verſchiedenheit der Anlagen und ſomit eine bleibende Ver: 
fchiedenheit der ftaatlichen Forderungen und Leiftungen unbe: 
ftreitbar. Welche Bedeutung dieſer Umstand für das Recht und 
für die Staatsklugheit hat, fällt in die Augen. Endlich hat 
das Nebeneinanderfein der verfchiedenen und fich mehr ober 
weniger abftoßenden natürlichen Abtheilungen des Menſchen⸗ 
geſchlechtes die mannchfachſten und wichtigften Einflüffe auf 
das Berhalten und auf die Schickſale der Staaten, fei es num, 
daß Nachbarn verjchievenen Stammes gegen einander jtehen, 
oder daß gar die Bevölkerung deſſelben Staates aus verſchie⸗ 
benartigen Beitandtheilen zufammengefeßt ift?). 

3. Der Verlauf des menfchlichen Lebens tft Natur: 
3 efegen unterworfen, welche durch bie Regelmäßigfeit ihrer 
Wirkungen Staunen und faft Grauen erregen. So namentlich 
nad Gleichbleiben der Zahlenverhältniffe zwifchen beiden Ge- 
ſchlechtern, die Fruchtbarkeit der Ehen, die mittlere Dauer de? 
Lebens, die Regelmäßigkeit der Sterblichfeit in den verſchiedenen 
Alteräftufen. Diefe Gefeße find fo eingerichtet, daß fie fich 
zwar bei dem einzelnen Menfchen nicht immer fühlbar und 
erfennbar machen, wohl aber vollfommen barjtellen ſowohl bei 
einer großen Anzahl gleichzeitig Lebender, als in einer längern 
Aufeinanderfolge ver Fälle, folglich in Raum und in Zeit. Die 
tlimatiſchen Verhaltniſſe, die Lebensweiſe, mannchfache öffentliche 
Einrichtungen bringen wohl in den Formeln dieſer Geſetze 
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einige Abweihungen, in? Günftige oder Ungünftige, hervor; 
allein theild find dieſe Verſchiedenheiten nur von geringer 
Bedeutung, theild find fie ebenfalls in beitimmten Kreifen und 
Dertlichkeiten beftändig und koͤnnen fomit zu praftiichen An⸗ 
wendungen für das Leben in Berechnung genommen werben. 
Sowohl ihre Kenntniß im Allgemeinen als bie Auffindung ber 
einzelnen örtlichen Abweichungen ift alfo eine wichtige Aufgabe 
für Wiffenfchaft und Leben %. Beifpiele ihrer Brauchbarkeit 
für ftaatliche Zwecke find aber unter anderen folgende: 

a. Die Berechnung des wahrfcheinlichen fünftigen Ganges 
der Bevölferung ; woraus ſich denn höchft wichtige Schlüffe 
für das richtige Verhalten des Staate® in Beziehung auf 
Steigerung, Verminderung ober Gleicherhaltung der jegigen 
Menichenzahl ergeben. 

b. Die Kenntniß des Beſtandes der verjchiedenen Alters- 
klaſſen; nothwendig zur richtigen Ordnung der für gewilfe 
Altersftufen zu treffenden Einrichtungen, 3. B. der Schulen, der 
Berforgungshäufer u. f. f.; ſodann zur Benrtheilung manndı- 
facher Leiftunggmöglichkeiten, wie der Milttärpflicht, der Be- 
zahlung von Kopfſteuern, der. Abgebung von Wahlftimmen 
u. dgl. ’ 

c. Die Gewinnung ficherer thatjächlicher Grundlagen für 
zahlreiche Hülfsanftalten, 3. B. der Wittwenfaffen,, Lebenöner- 
fiherungen, Penſionsgeſetze, Leibrenten. 

d. Die Entdeckung ſchäaͤdlicher örtlicher Sinwirtungen auf 
Geſundheit und Leben der Menfchen, wenn diefe ſich in abnormer 
Weiſe äußern bei beitimmten Altersitufen, Befchäftigungen, 
Dertlichkeiten. 

e. Der Nachweis regelwibriger Zuftände in einzelnen 
Theilen des gefelligen Lebens, namentlich etwa in ber Zahl 
ber Ehen, der unehelichen Kinber, der Wittwen. 

4. Der Grad ber Bildung — Wenn nicht die 
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ganze bisher feftgehaltene Auffaffung von dem Wefen und ben 
Zwecken des Staates falſch war, jo bedarf die ftaatliche Wich- 
tigkeit der Gefitfigung eines Volkes nicht erſt eines befonderen 
Nachweiſes. Hängt doch ſelbſt, wenigftens auf die Dauer und 
wo feine übermächtige ungerechte Gewalt hindert, die ganze 
Verfaſſung und Einrichtuig des Staates von derjelben ab. 
Außerdem ift Wiffen Macht; fittliche gefunde Bildung die 
fierfte Grundlage eines gebeihlichen Zuftandes der Familie 
und ber Gefellfchaft; endlich die Art und Höhe der reljgiöfen 
Bildung entweder eine große Stüge ober ein ebenfo bebeuten- 
des Hinberniß, zuweilen felbft der Mittelpunkt des ftaatlichen 
bebens. 


1) Nicht blos der populus Romanus begriff ſowohl die Plebejer als 
die Patrigier in ſich; ſondern s foll dieß bei jeder Nation der Fall 
kein. Jede Beſchränkung auf nur einen Theil der Bevöllerung ift ein 
Untecht und ein großer Nachteil. Cine Verfaffung, welche — mie die 
frübere ungarifche — zum populus nur den Abel rechnet, die große Mehr: 
zahl aber mur ald misera plebs contribüens behandelt, muß nothwwendig 
die Entwidlung des Landes hemmen umb verdient den Untergang. Aber 
tbenfo Tann nur eine vwerächtliche Beſchmeichelung ber großen Menge ober 
ine bewußte bemagogifche Wühlerei bie höheren Bildungs-, Vermögens: und 
Stanbesverhältniffe als vom Wolfe geſchieden und ihm feindlich entgegen: 
gelegt barftellen. So ungerecht und nachtheilig eine Vernachläffigung ber 
Rehte und Intereſſen ber Mehrzahl ift, eben fo ungerechtfertigt und flindhaft 
xgen bie wahre Ausbildung unb Gefanmtheit ift eine Losreigung berfelben 
von denjenigen Glafien, welche das höchſte unter gegebenen Umfländen 
Grreißbare bereits erlangt haben. TDiefe find Vorbilder und Führer, nicht 
deinde, und ihre befferen Zuftände nicht zu vernichten, fonbern allgemein 
u maden. 

2) Da bie meiften, wenn auch nicht alle, ſtaatlichen Beziehungen ber 
Bwölferungszahl in das Gebiet der Politik einfchlagen, fo iſt das Nähere 
unten, $ 89, zu erfehen. 

3) Die Verſchiedenheit der Racen des Menſchengeſchlechtes iſt der 
Gegenſtand Höchft zahlreicher Unterſuchungen und vielfachen Gtreites geweſen, 
und zwar vom naturmoiffenfepaftlichen, theslogiſchen, fpralichen, gefeichtfichen 
und geographifchen Standpunkte aus. Aus biefer großen Literatur dürften 
namentlich nadjfiehende Werke für den Gebrauch in den Gtaatäwiffenfhaften 
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hervorzuheben fein: Prichard, Lectures on physiology, zoölogy and 
the natural history of man. Ed. I. Lond., 1819; Ed. by Norris. 
Lond., I. I. 1856. — Agassiz, The diversity of origin of human 
races. In dem Christian exsminer. Bost., 1850. — Gobineau, 
Cte. de, Essais sur l’indgalit6 des raceshumaines. I—IV. Par., 1858/85. 
— Nott, J. C. and Gliddon, H. R., Types of mankind. I. II. 
Philad., 1856. — Dief., Indigenous races of the earth. Philad., 
1857. — Mit unmittelbarer Anwendung auf den Staat aber ift ber 
Gegenftand vorzugsweife beiprocden von: Comte, Ch., Trait& de 
legislation. Kid. 2, Bd I. und IT. — Zadariä, 8. S. Vierzig Bücher 
vom St., Bb. II, ©. 146 fg. — Stahl, Staatälehre, 3. Aufl., S. 161 fg. 
— Courtet de Lisle, La science politique fondée s. l. science 
de l’homme, ou &tudes des races humaines. Par., 1838. — (Boll: 
graff, 8.) Eihnographie und Ethnologie. Marbg., 1859. — Man jebe 
im Webrigen aud über biefe Beziehungen der Berölferung zum Staate 
Meitered unten, F 37. 

4) Die Lehre von den menfchlichen Lebensgeſetzen ift vielfach bearbeitet. 
Abgefehen von den Theorieen über bie Wirkungen ber Bevölkerungen auf bie 
wirthfchaftlichen und bie fonftigen gefellfchaftlichen Verhältniffe, wie fie von 
Platon und Ariftoteles an, namentlich aber feit dem großen Umfchwunge durch 
R. Maltbus von faum zählbaren Schriftftellem und in den verfchiedenften 

ichtungen bargelegt find, haben bier namentlich diejenigen Schriften eine 

ebeutung, welche bie Feſtſtellung und Berechnung ber Thatfachen fowie 
die Aufſuchung ber beftinnmenden Naturgejege (Bevölkerungs-Statiſtik und 
Populationiſtik) unternefmen. So namentlid: Süßmilch, J. P., Gött⸗ 
liche Ordnung in den Veränderungen des Menſchengeſchlechtes. 4. Aufl. 
I—II. Berl. 1775. — Casper, J. L. Die wahrſcheinliche Lebensdauer. 
Berl., 1835. — Quetelet, A., Sur l’homme et le developpement de 
ses facultes, I. II. Brux., 18386. — Mofer, L., Die Geſetze der Lebens: 
bauer. Berl., 1889. — Bernoulli, E. H., Populationiftit oder Bevöl⸗ 
kerungswiſſenſchaft. Um, 1840. — Derfelbe, Neue Ergebnifie ber 
Bevölferungsftatiftil. Ulm, 1848. — Horn, X. F. Bevolkerungswiſſen⸗ 
Ichaftlidhe Studien aus Belgien. Bd. I. Leipz., 1854. — Gine Weberficht 
über die gefammte Literatur ber tan ſ. n meiner 
Geſchichte und Fiteratur ber St.:W. Bd. IH, ©. 448 fg. 


6 18. 
8. Das Gtaatögebiet und bie Erbbeziehung der Voͤlker. 


Das Leben des Menjchen geht auf der Erbe vor ſich und 
er it an biefe mit allen feinen Bebürfniffen angewiejen. Ohne 
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einen entfprechenden, mittelbaren ober unmittelbaren, Antheil 
an ber Erde kann er gar nicht beftehen; je leichtere und veich- 
lichere Gelegenheit zur Befriedigung der Forderungen feiner 
phyfifchen Natur geboten ift, deſto mehr Wohlbehagen findet 
ftatt, und deſto ungeftörter kann auch zur Erreichung der 
geiftigen Zwecke aufgeftiegen werben. Daffelbe ift der Fall 
bei allen zufammengefegten Lebenägeftaltungen bis hinauf zum 
Staate. Ohne den Befi eines Landes mag ein Volk eine herum- 
jiehende Horde bilden, aber es Lebt nicht in einem Staate; 
ohne eine entiprechende Beſchaffenheit des Landes kann der Staat 
feine Aufgabe gar nicht oder nur mit großer Befchwerlichkeit 
loſen. Auch für die Staatöwifjenfchaften find daher bie Erb: 
begiehungen von der höchiten Bedeutung). 

1. Bor Allem ift eine Beftimmtheit des Gebietes, 
d. h. eine fichere Feſtſtellung der Grenzen, nöthig. Ohne 
diefe ift Fein Abſchluß des Staates Sowohl in Beziehung 
af die eigenen Theilnehmer ala auf Nichtangehörige; fomit 
beftändige Gefahr von Streit über den Gehorfam, feine Mög- 
lihfeit einer feften gehörigen Ordiffing, Ungewißheit über bie 
Ausdehnung der Aufgabe und der zu ihrer Erreichung nöthigen: 
Mittel. Zuweilen ift die geographifche. Lage eined Landes von 
ver Art, daß die Natur felbft die Grenzen und damit bie Ge- 
mmtheit des zufammengehörigen Gebietes fejtgeftellt hat; und 
in diefem Falle ift jede Abweichung einer Quelle von Hader 
und von Unficherheit. ine Nichtanerfennung oder Verlegung 
der Grenzen von Seiten Dritter ift nicht bloß ein fachlicher 
Nachtheil, fondern eine Untergrabung des concreten Daſeins 
des Staate. 

2. Die vielfachften Folgen hat die Größe des Gebietes, 
und zwar fowohl die abfolute als bie relative, (Letzteres theils 
im Verhältniß zur Bevölkerungszahl, theils im Vergleiche mit 
anderen Staaten verftanden). — Die abjolute Größe beftinmt, 
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Ausnahmen abgerechnet, die Zahl ver Benölferung; und ift von 
großer Bedeutung für die Vertheidigungsfähigfeit gegen fremde 
Einfälle ; enticheidet über die Möglichkeit der Einführung gewiſſer 
Staatsformen, 3. B. der reinen Demokratie, einer patriarcha- 
liſchen Negierung; gibt oder verweigert eine den Bebürfnifjen 
ber Bevölkerung entiprechende Verjchiedenheit der Naturerzeug: 
niffe. Im Allgemeinen ift eine bedeutende Ausdehnung bes 
Stantögebieted von Vortheil und, wo möglich, zu erftreben; 
doch bringt die Beſchraͤnktheit der menfchlichen Kräfte und bie 
große Zahl der aus Raum und Zeit entitehenden Schwierig: 
feiten die Nothwendigfeit einer Begränzung auf dad Ueber— 
ihaubare und Erreichbare mit fi). — Inwieferne die Größe 
des Gebieted im richtigen DVerhältniffe zur Bevölkerungszahl 
jtehen muß, ift bereits im vorftehenden $ angedeutet worden. 
Am Bergleiche mit anderen, entweber benachbarten oder doch 
ſonſt einflußreihen, Staaten aber ift die Größe des Landes 
von Bedeutung, weil fie, je nach ihrer Ausdehnung, als ein 
Element der Kraft und Vertheibigungsfähigfeit ober aber ber 
Schwäche und Abhängigkeit ericheint. Hier findet ein beſtimmtes 
und bleibende Maaß natürlich nicht ftatt, da die wünſchens⸗ 
werthe Ausdehnung durch veränderliche fremde Thatfachen be- 
ſtimmt iſt. 

3. Das telluriſche Verhältniß (die Lage auf dem 
Erdballe) hat namentlich zwei Beziehungen zum Staatsleben: 

a) Sie bedingt das Klima. Hierdurch wird aber, 
wenigſtens zum Theile, weiter beſtimmt: Die Fruchtbarkeit des 
Landes; die Lebensweiſe, damit aber auch die Bildung des 
Volkes, ſowie ein Theil der Geſetze und Einrichtungen; der 
Handelsverkehr je nach Ueberfluß und Bedürfniß; endlich ſogar 
mannchmal die äußere Sicherheit, z. B. durch ungeſunde Hitze, 
Sandwüſten, Eis. Im Uebrigen zeigt allerdings vielfache 
Erfahrung, daß die Wirkungen des Klima nicht unbedingt 
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maßgebend find, der Menſch vielmehr durch Beharrlichkeit und 
Kenntniffe große Ungunft deſſelben überwinden kann, und 
umgefehrt die günftigfte Himmelöbeichaffenheit nicht ficher ſtellt 
gegen Verfall von Volt und Staat, wenn es ihm an ben 
ſittlichen ober intellectuellen Bedingungen gebricht 9). 

b) Bon hoͤchſter Wichtigfeit für den frieblichen Verkehr 
mit andern Voͤlkern ift eine Lage des Landes an den großen 
Bafferwegen. — Vor Allem ift günftig der Vefig einer mit 
gutem Hafen verfehener Küfte am offenen Weltmeere; (ſchon 
weniger natürlich die Lage an einer gefchloffenen See.) Tief 
ind Land einfchneidende Meeresarme find Vermittler von Neich- 
tum und Bildung; und ein Land, welches feinen Ausweg an 
die See Hat, wird ſich nie zu einer Weltftellung erheben. — 
Sowohl Bebingung einer vollftändigen Benuͤtzung der Lage am 
Meere, als eine große Erleichterung des inneren Verkehres ift 
ſodann, zweitens, ber Befig eine großen Stromgebietes 
mit allen feinen Zuflüffen. in ſolches bildet für Gewerbe, 
Handel und Gefittigung ein natürliches Ganzes, und ber 
ſchiffbare Strom ift die bequemfte und wohlfeilfte Vermittelung 
von Einfuhr und Ausfuhr, alfo ‚von Bedürfniß und Weber: 
fuß, bis in das Herz des Landes %). — Alferdingd gewähren 
Erfindungen der Neuzeit die Möglichfeit, fehlende Waflerver- 
bindungen durch ebenfalls Leicht benũtzbare und wohlfeile Land⸗ 
wege wenigſtens theilweife zu erjegen; doch kann von einer 
völligen Gleichftellung des Nutzens beider Verbindungsarten 
nicht die Rede ſein. 

4. Ferner ift die geometrijche Figur eines Staatd- 
gebietes nichts weniger als gleichgültig, und zwar ſowohl für 
die inneren Einrichtungen und die Leichtigkeit aller Verbindungen 
unter den Theilen deſſelben Ganzen, als in internationalen 
Beziehungen. In der Regel iſt möglichfte Gebrängtheit und 
Abrundung der wůͤnſchenswertheſte Zuſtand. 
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5. Endlich iſt noch die geologiſche Beſchaffenheit 
des Staatägebieted von mannchfachem Einfluffe auf die wirt: 
Ichaftlichen, gefellfchaftlichen, damit aber auch auf die politifchen 
Zuftände der Menfchen. 

a) Bon ihr hängt ab die Neichlichkeit, Güte und Ver—⸗ 
theilung der Quellen, damit denn aber eine ver Hauptbe- 
bingungen nicht bloß der Lanbwirtbfchaft und der Gewerbe, 
jondern überhaupt de Vorhandenfeind von Menſchen. 

 b) Die Beichaffenheit des Bodens bebingt vielfach die Art 
und den ReichthHum der Vegetation. Nachhülfe durch menfch- 
liche Kunft ift allerding® möglich, aber doch nur innerhalb 
gewiffer Grenzen. 

c) Von größter Bedeutung ift die Art und bie Menge 
der im Boden enthaltenen Mineralien. Ob Eiſen, Kohlen, 
Gold, Silber u. |. w. innerhalb des Staates erfchloffen werben 
oder nicht, beſtimmt wejentlid, die Thätigfeit, den Reichthum, 
die Macht eines Volkes, wenigſtens wenn es fich über bie 
unteriten Bildungsſtufen erhoben hat. Daß aber der Wille 
und bie Einficht der Menfchen Hier nicht zur Erzeugung des 
Tehlenden , fondern mur zur Auffindung des Vorhandenen 
beitragen koͤnnen, ift auch im ftaatlicher Beziehung beach- 
tenswerth. | 

d) Die Befchaffenheit des Boden? ift von Einfluß auf bie 
Zahl und Art der menſchlichen Anfiedelungen, und zwar 
jowohl binfichtlich der Bevölkerungszahl, ala in Beziehung auf 
die Vertheilung und Beichaffenheit der Wohnorte. Beides aber 
ift nicht ohne Wichtigkeit für. die Wirtbfchaft und überhaupt für 
die Gefittigung und das ftaatliche Leben. 


1) Die Lehre von dem Einfluſſe ber Gebietäbefchaffenheit auf das 
Leben ber Staaten ift keineswegs fo gründlich und umfaſſend bearbeitet, 
als die Wichtigfeit und bag Nuheliegen des Gegenftanbes mit fih bringen 
foltte. (Vergl. bie unten in $ 86, Anmerk 1 angeführten Schriften.) 
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Bis ist find nur einzelne Geictäpuntte hervorgehoben, und Dieje zımm 
Theil verkehrt genug behandelt Wemn ; 8. Montesgien allerbinge 
das Berbienft bat, auj bie Bebeutung bei Klima fir bie Förperlichen und 
geiftigen Eigenjchaften eine& Bolfe& , unt ſomu für Gelege und Veriaffungen 
aufmerfjam zu machen: jo hat er dod die ganze Wahrheit, jaft wie abfichtlich. 
daderch verfehlt, baf ex nur auf Zärme und Kälte em Gewicht legt, im 
fegsterer aber die Duelle aller Manubaftigfeit und Tugend findet. nk 
bh. Comte (Trait€ de legislation) bat den Jebler wahrlich dadurch nice 
verbefiert, daß er ber Kite die ſittlichenden und geiftigenden Eigenſchaften 
beimikt, ber Kälte aber Stumpimadumg und Unbeweglichkrit 


2) Ueber bie Nachtheile der übermäkigen Ausdebnung eines Reiches 
fowobl zur Zeit feiner Blüthe, we bie eutlegenen Provinzen umier ber 
Raubjudt der Statthalter jeufzien, al? zur Zen jemes Berfallö, wo e& jich 
fe vieler gleichzeitigen und weit von einander anftürmenben Feinde nicht zu 
erwehren wuſe; biele& hurk bie Berberbenbeit feiner Beamten und bie 
Barbarei ber entierui liegenden Theile. — Beum die Bereinigten Staaten 
von Rerbamerifa ein ungeheure: Gebiet wenigſtens jegt mod mit firigenbem 
Bohlftande und Bebeiben auszufüllen vermögen, fe ift die Mögfichfeit bierzu 
gegeben durch bie fügberative Beriaftung, melde kröftiges brtliches Leben 
werbinbel mit einbeitlicher Leitung. 


3) Taf ber Gintiuk des Alıma nicht ber ben Bolläckarafter allein ober 
auch mm bauptjächlih bebingende if, beweiſt am beiten einerjeitö bie Ur: 
gleichheu verſchiedener Bevölferungen unter dem Ginfluffe eines und deſſelben 
ima , andererſeits das Gleichbleiben des Nationalcharalters unter ver⸗ 
ſchiedenen Hinmelsſtrichen. Man vergleiche die alten Römer mit ben 
jeyigen; man febe bie Beridhiebenbeiten ber ım tixfiihen Reiche gemifcht 
zuter einander lebenden Stämme: ober auf ber andern Seite bie Gleich: 
förmigfeit der angelſãchſiſchen Zevölferung in allın Welttbeilen; bie Sort: 
bauer ber franzöfrihen Gigentkimlichfeiten in Canada und in Fouifiana. 
Tamıit iR aber natürfih nicht gelagt, daß die Veldhaflenbeit ven &immel 
unb Beben von feinem Ginflufte auf die Menichen und aljo auf Lie Staaten 
fei; nur barf bad Verhältniß wicht blos ftüdweiie aufgeiaßt und gewürdigt, 
unb muß Uebertreibung vermieben werben. 

4) Kon welcher Richtigkeit der Beñitz eines ganzen Stromgebietes bis 
zum Meere ift, zeigt 3 8. ber Miſſifippi; von welchem Nachtbeile dagegen 
ein nur zerfiädelter Beſitz und bie linterbinbung des unteren Stromlaufes 
durch eine frembe Macht, erbellt anbererfeitä aus den Juitänben des Rhein: 
und bed Tonaugebited. 

v. Mebl, Enoxlesätt. 9 
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5 19. 
9. Berfaſſung und Verwaltung. 


Der Staat bildet- allerdings begrifflich ein einheitliches 
Ganzes, und fomit muß denn auch feine ganze Einrichtung 
eine in fich übereinſtimmende fein. Es wäre eben jo wenig recht, 
als Logifch und Flug, wenn ein Theil dem andern, oder wenn 
bie Einzelheit und Ausführung dem höheren Grundſatze wiber- 
fprechen würde. Hiermit wohl vereinbar ift jeboch nicht nur 
(was fich von felbft verfteht) eine Verſchiedenheit des Gegen- 
ftandes und nächſten Zweckes einer ftaatlichen Thätigkeit, falls 
biefelbe nur innerhalb de gezogenen Kreifes bleibt; ſondern 
auch eine größere oder geringere Bedeutung der einzelnen ftaat- 
lichen Anftalten und Anorbnungen, je nachdem diefelben felbft- 
ftändig beftimmen oder nur Gegebenes ausführen, ober nachdem 
der von ihnen zu fchaffende Nuten ein größerer over Fleinerer 


"if. Und da auch noch infoferne eine weientfiche Verſchiedenheit 


der einzelnen Theile des Staatsorganismus ftattfindet, als bie 
einen dauernd und unveränderlich, andere dagegen je nach den 
wechfelnden Bebürfniffen ebenfalls wechjelnd find: fo ift eine 
Abtheilung nach diefen Rückſichten für die Wiſſenſchaft und dag 
Leben nicht nur geftattet, ſondern ſelbſt nüßlich und in manchen 
Beziehungen nothwenbig. 

Diefe Eintheilung nach Beftändigkeit, Bedeutung und 
Beitimmungstraft ift nun aber die jebt ſehr geläufige in VBer- 
faffung und Verwaltung). 

Verfaſſung ift die Summe der Einrichtungen und Beftim: 
mungen, welche ben concreten Staatszweck feitjtellen, den zu 
feiner Verwirklichung beftimmten Organismus in den weſent⸗ 
lichen Grundzügen orbnen und erhalten, bie zur Durchführung 
nöthige Staatsgewalt nach Form, Grenzen und Inhaber bezeich: 
nen, endlich die Verhältniffe zwifchen den Staatdangehörigen 
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® 
(Einzelnen fowohl als gejellichaftlichen Kreifen) und der Ge- 
jammtheit grunbfäglich regeln. 

Die Verwaltung dagegen ift die Gefammtheit der Vor⸗ 
ſchriften und Handlungen, welche dazu beftimmt jinb, ben 
Inhalt der Berfaflung in allen einzelnen vorkommenden Fällen 
zur Anwendung zu bringen und bemgemäß das ganze Leben 
im Staate einheitlich zu leiten. 

Die Berfaffung ift aljo die Grundlage, der Grundſatz, 
das Nuhende und Seite; die Verwaltung aber das fich Bewegende 
und Wechſelnde, die Wirkfamfeit und die Anwendung im 
Staate ?). 

Jeder Staat hat eine Berfaffung; nur natürlich ift, bei 
der Verfchievenheit der Staatszwecke und der dadurch bedingten 
Cinrichtung, eine große und mejentliche Abweichung unter den 
Berfaffungen ſowohl nad, Inhalt ala nach Form. Auch ift keines⸗ 
wegs nothwendig, daß die Verfafjungsbejtimmungen in eigen? 
bazu beftimmten Urkunden volljtändig gefammelt, oder daß fie 
überhaupt. fchriftlich verzeichnet jeien; die Grundſätze können 
an verjchiedenen Orten zerftreut ausgefprochen, oder wohl gar 
nur in Gewohnheit begründet fein; da die einzelnen Einrichtungen 
aus verfchiedener Zeit ftammen und von verſchiedenen Auctori- 
täten berrühren?). Endlich ijt eine große Ausführlichkeit ver 
Berfaffungsnormen keineswegs eine Bedingung und Sicherftellung 
ihrer Zwedmäßigfeit und Feſtigkeit. ine folche Ausdehnung 
ift oft die zufällige Folge langwieriger Streitigkeiten , deren 
Wiederkehr man dadurch zu befeitigen hofft, oder eines verkehrten 
geſetzgeberiſchen Beſtrebens, für alle möglichen Fälle zum Voraus 
auch Schon die Entſcheidung zu geben. 

Ganz unrichtig ift es, die Verfafjung eines Staates 
lediglich al einen Theil der Recht 8s ordnung aufzufaffen. 
Allerdings hat fie, und felbft vorwiegend , rechtliche Beziehungen, 
theils weil fie auch für bie Rechtsordnung des concreten Staates 
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bie oberjten Grunbfäße beitimmt, theil® aber auch, weil bie 
meiften ihrer Beltimmungen entweder eine Befugniß ertheilen 
oder einen Gehorjam verlangen, alſo ein Rechtsverhaltniß 
gründen. Die Entwidlung des Verfaſſungsrechts ift daher 
allerdings eine ftofflich wichtige Aufgabe und ein wefentlicher 
Theil des Landes-Rechtsſyſtems. Allein die-Verfaffung fteht, 
wie jedes menfchliche Verhältniß , auch noch unter den Gefeten 
der Sittlichkeit und der Klugheit, und es tft Sache ver Wiſſen⸗ 
haft, auch diefe Seiten des Verfaffungslebend zu entwideln, 
ſowohl Hinfichtlich der Begründung als der Entwidhung. — 
Und noch entfchtebener ſelbſt tritt e3 bei der Verwaltung hervor, 
daß fie nicht blos Rechtzanftalt iſt. Allerdings ſoll fie fein 
Unrecht fein und Fein Unrecht begehen, allein bie Nichtigkeit 
einer Ausführung im Einzelnen und die Behandlung von Men- 
jchen und Dingen zum Behufe der Erreichung beftimmter Zuftände 
flieht vorzugsweiſe unter dem Geſetze der Zwectmäßigfeit. Eine 
Berwaltunggeinrichtung kann ganz gerecht und doch fehr unge: 
nügend und ſelbſt fchäblich, eine Verwaltungshandlung vechtlich 
ganz unanfechtbar und doch höchft verwerflich fein. Nur eine ganz 
einfeitige und dadurch Falfche Auffaffung des ganzen Staatslebens 
fann fi) mit blojer Geſetzmäßigkeit begnügen. 

Die Trage nach der rechtlichen Zuſtandebringung einer 
Berfaffung, und die nad der Möglichkeit einer Abänderung 
derſelben, bedarf feiner befonderen Beantwortung. Beides fällt 
volitändig zufanmen mit der rechtlichen Entftehung und Abän- 
derung des concreten Staates jelbft. | 

Ueber das Verhältniß der Verfaſſung zur Verwaltung find 

aber nachftehende Sätze maßgebend: 
| l. Die Verwaltung muß in Geift und Form durchaus 
verfaffungdgemäß fein. Ein Widerſpruch zwiſchen Grundſatz 
und Anwendung, zwiſchen Allgemeinem und Bejonderem, zwi 
jhen einem Organismus und feiner Thätigfeit iſt jedenfalls 
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gegen die Geſetze des Denkens und ber Zweckmäßigkeit, in den 
meiften Fällen überbied gegen bie Forberungen des Rechtes und 
der Sittlichkeit. Kine mehrfach begründete Nothwendigkeit ift 
es alſo, daß jede concrete Verfaffungsart auch eine befondere 
ihr eigenthümliche Berwaltungsweife hat; und nichts Tann 
verfehrter fein, als einzelne Verwaltungstheile ohne Weiteres 
in einen fremden Staatägrundgebanfen zu verpflanzen ohne 
vorgängige Unterfuhung, ob fie bier auch verfaffungsgemäß 
und alſo folgerichtig und ausführbar find. Nicht nur ftören 
fie im Berneinungsfalle die innere Einheit, ſondern es ift hödhft 
zweifelhaft, ob auch nur der ftofflihe Nuten bei fremben 
Umgebungen und Vorausfeßungen erreicht, nicht vielleicht gar 
dad Gegentheil bewerfitelligt wird. 

2. Die Verwaltung Tann fich keine eigenen Zwecke frei 
jegen, fondern hat fich lediglich an diejenigen zu halten, welche 
durch die VBerfaflung gegeben ſind. Berfaffung und Verwaltung 
decken fich allerdings infoferne nicht ganz, ala mancher Grundſatz, 
und felbft manche in die Sinnenwelt tretende Einrichtung ber 
Berfaffung zu feiner Thätigfeit und Ausübung unmittelbarer 
Beranlaflung gibt; allein die Berwaltung tft ganz innerhalb 
des Gedankens der Verfaffung. 

3. Da jedoch verjchiedene Mittel zur Erreichung eines 
und befjelben Zweckes dienlich fein können, und bie Zweckmaßig⸗ 
feit je nach Zeit und Zweck der Anwendung unter denſelben 
wechſelt, ohne daß deßhalb das Ziel felbft im Mindeſten verän- 
dert würde ober an Erreichbarkeit verlöre ; fo ift eine Veränderung 
in Berwaltungsfachen noch keineswegs ein Beweis, ſei ed vom 
Willen ſei e3 von der Thatfache, eines Verlaſſens ver bie: 
herigen Berfaffung. So lange die Abweichungen vom Bisherigen 
noch logisch folgerichtig unter den Verfaſſungsgrundſatz zu 
begreifen find, ift babei nur von einer Frage der Zweckmaͤßig⸗ 
feit Die Rebe. Auch die Verwaltung joll nicht ohne überwiegende 
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Gründe geändert werben, weil bieß immer Mühe und Koften 
verurfacht, ven Bürger ungewiß macht über Nechte und Pflichten, 
dem Beamten die Gewohnheit und Sicherheit des Handelns 
nimmt, am Ende andy wohl eine gewohnte Feine Unvollkommen⸗ 
heit bequemer ift als eine nene Verbeſſerung. Allein unzweifel⸗ 
haft kommen Veränderungen in der Verwaltung häufiger mit 
Fug und Recht vor, als dieß in der Verfaſſung ber Fall ift, 
welche nur geändert werden darf, wenn eine weſentliche Ver⸗ 
änderung in der ganzen Lebendauffaffung des Volkes erfolgt 
ift, oder mindeſtens der beftehende allgemeine Organismus fich 
erfahrungsgemäß als untauglich zur Ausführung des Grund⸗ 
gedankens erwiefen hat?). 

4. Die Bermwaltung hat fomit die Aufgabe, die wirkfamiten, 
bie ficherften, die einfachften und die am wenigften befchwerlichen 
und Eoftipieligen Ausführungsmaßregeln ausfindig zu machen. 
Theils fann ſelbſt der Erfolg durch die vichtige Wahl ver 
Mittel bedingt fein; theils hat ‚der Staat, bei den großen 
Forderungen, welche allerſeits an ihn gemacht zu werben pflegen, 
alle Urfache, feine Mittel zu Rathe zu halten und fie nicht 
nutzlos zu verjchwenden; theild endlich darf er den Bürgern 
feine weiteren Beiträge oder fonftige Beläftigungen zur Durdh- 
führung feiner Verwaltung zumuthen als die nothwenbigen, 
d. h. die den Zweck wirklich erfüllenden. Da nun aber bie 
Verwaltung nicht ſowohl in Grundfähen und Einrichtungen, 
als hauptfächlih in Handlungen befteht, jo genügen bei ihr 
feinegwegd paffende allgemeine Befehle, fondern fie hat auch 
in jedem einzelnen ihr burch bie Verfaffung mittelbar oder 
unmittelbar zur Beſorgung gejtellten Falle mit richtiger Ber: 
jonen- und Sachfenntniß, umfichtig und Mug, aber auch fchnell, 
kräftig und, wenn es fein muß, muthig zu handeln. 


1) Der jet fo geläuftge Unterſchied zwifchen Berfaffung und Verwal: 
tung ift ein verhältnißmäßig neuer, wenigftens in ber formellen Behandlung 
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und Eintheilung der Wiſſenſchaft. Yon den Publiciften. bes vorigen Jahr⸗ 
hunderts hat Feiner feinen Stoff auf dieſe Weife eingetheilt, und auch Feiner 
die fachlichen Grundſätze über das Weſen beider Seiten des Staatslebens 
und über ihr Verhältniß zu einander erörtert. Erſt die, durch die Amerikaner 
Sitte gewordene, Abfaffung von eigenen Berfaffungsurfunden bat das Be- 
mußtjein eines wejentlichen Unterfchiedes unter den Theilen des StaatZorganis- 
mus und den Handlungen der Staatsgewalt allmälig erwedt; und biefer 
Urfprung des Begriffes zeigt fi deutlich im einigen ganz falfchen aber 
dennoch jehr verbreiteten Auffaffungen. So fpricht man 3. B. von „ver: 
faffungslofen* Staaten, während man bamit blos ben Mangel einer 
ſyſtematiſchen jehriftlihen Zufammenftellung der Grundbeſtimmungen bezeich: 
nen will. Oder man rechnet nicht blos formell, fondern auch fachlich , zu 
der „Berfaffung“ eines Kandes, was immer in der Verfaffungsurfunde 
ſteht, obgleich bierumter fehr unbedeutende Dinge gelegentlich vorkommen 
können. — Auch in der Wilfenfchaft ift noch große Unklarheit und Unbe- 
fimmtheit in der Feſtſtellung des Begriffes der Verwaltung. ran vergl. 
Krug, W. T., Ueber Stantöverfaffung und Verwaltung. Königsb., 1806. 
(Bangenheim,K.v.) Die Idee der Staatsverfaffung. Frankfurt, 1816. 
Schlözer, Ch. v., Weber Staatsverf. und Staatsverw. nad Fievééce. Lpz., 
1816. Zaharik, H. A., Deutſches Staatsrecht. 2. Ausg. Bd. II, 
©. 1; Zöpfl, Deutiched Staatsrecht. 4. Aufl. Bd. I. ©. 30; Hoff: 
mann, in ber Tübinger Zeitfchrift für St. :W. 1844, &. 191; Stahl, 
Lehre vom Staate, 3. Aufl., S. 205 (furz und gut.) Viele zerftreute 
Bemerkungen bei Gagern, Reſultate der Sittengefchichte, Bd. IV. 


2) Hieraus folgt denn auch, daß manche Gegenftände des Staatslebens 
nicht außfchlieglich dem einen ober dem andern Theile zugewieſen werben dürfen, 
fondern ihrem oberfien Grundſatze nach der Verfaffung angehören, in ihrer 
einzelnen Beſorgung aber Iebiglich der Verwaltung. So ift 5. B. die Feft- 
ftellung ber allgemeinen Kriegzbienftpflicht ein Verfaſſungsgrundſatz, dagegen 
bie Ausbebeorbnung eine Verwaltungsnorm; und gar bie taufenb Geſchäfte 
bei deren Anwendung find lediglich Berwaltungsfachen. Oder ber Orunbfak 
ber Preßfreiheit einerſeits; die Handhabung ber Preßpolizei (Einlieferung von 
Pfligteremplaren, Gautionsauflegungen , Anftellung von Anflagen u. ſ. w.) 
anbererfeit3. 

3) Die in Hunderten von Fällen fi) wieberholende Ausarbeitung und 
Bekanntmachung von Verfaſſungsurkunden ift allerdings ein weltgefchichtliches 
Greigniß, weil fi in dem ungefähr gleichen Inhalte berfelben bie Anfichten 
der Völker von europäifcher Gefittigung über das, was bem Staate noth 
thue, bier fo unverkennbar ausfpricht, wie zu Feiner anderen Zeit in irgend 
einer Weife gefchehen iſt. Noch mehr aber vielleicht deßhalb, weil durch 
die häufige Wiederholung berfelben Gedanken gewifle Forderungen von Recht 
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und freiheit fi immer weiter und immer tiefer verbreitet haben, fo 


. ba fie zum Ungelpunfte großer Begebenheiten geworben find, unb es 


vorausfichtlih noch lange Zeit bleiben werden. Auch foll nicht in Abrede 
geftellt fein, daß bie ſyſtematiſche Aufzählung und die ſtyliſtiſche Zuſam⸗ 
menbrängung ber Verfaffungspuntte in einer Urkunde die Anwenbung 
im Leben fowohl, ald die Auslegung in der Wiſſenſchaft fehr erleichtert, 
überdies bie Bekanntſchaft mit ihnen in weiten Kreiferi des Volkes fördert. 
Allein bei aller Anerfennung ihrer Bedeutſamkeit müflen doch auch fühlbare 
Nachtheile diefer Art von Grundgejeßen zugegeben werben. Da fie nur bie 
allgemeinften Säge enthalten und enthalten follen, fo ift einerſeits die Aufftellung 
unrichtiger oder unausführbarer Normen wohl möglich, andererſeits eine Ver: 
änderung der ganzen Grundlage bed Staates ober wenigſtens einzelner feiner 
Haupttheile allzufehr erleichtert. Hierzu kömmt noch, bag die Ausführung ber 
lakoniſchen Beftimmungen einer Verfaſſungsurkunde oft jehr lange auf ſich 
warten läßt, woburch denn das üble Beifpiel eines nicht befolgten Geſetzes 
gegeben ift und große Wiberfprüde fowie unlößbare Zweifel entfichen. 
Endlich ift durch diefe Form der Staatsfeftftellung die gefährliche Unfitte 
aufgefomnten, die Geſetze frember Völker kurzweg nachzuahmen, während fie 
weber dem bieffeitigen Bebürfniffe, entfprechen, noch bie Bebingungen zu 
ihrer Ausführung vorhanden find. Mit einem Worte: wenn eine Ver: 
faſſungsurkunde das fcharf und richtig zufammengebrängte Ergebniß eines 
ganzen und vollendeten ftaatlichen Lebensproceſſes ift, und wenn fie lange 
genug unverändert befteht, um in allen ihren Theilen durch gewöhnliche 
Geſetze und deren Uebung ausgeführt werden zu Finnen: dann ift fie ein 
naturgemäßer Abjchluß, eine richtige Form und eine gute Grundlage. Wenn 
fie aber nur der Schaum ift, melden ein beftige® Wogen ber politifchen 
See aufwirft, fo ift fie vorübergehend und bietet feinen Ankergrund, ift 
alfo beten Falles eine leere Zäufhung, möglicherweife bie Veranlaffung zu 
Unheil. | 

4) Ein Hauptgrund ber falfhen Auffaffung von Verfaffung und 
Verwaltung als blofer Rechts inſtitute ift wohl, bag bie Grundfragen 
über den Staat in bem philoſophiſchen Staatsrechte, und nicht in einer 
allgemeinen Staatölehre behandelt zu werden pflegen, wo denn natürlich ber 
rechtliche Geſichtspunkt der einzig zuläffige if. Man fehe 3. B. die Behandlung 
bes Öegenftandes in Schmitthenner's Zwölf Büchern vom Gtaate, 
3b. III, ©. 410 fg. — Im Uebrigen ift diefe einfeitige Auffaffung feines: 
wegs ber einzige hier vorkommende Fehler. Chbenfo tadelnswerth ift bie 
verhältnigmäßig ſehr geringe wiffenfchaftliche Beſchäftigung, welche bem 
Berwaltungsgebiete überhaupt zu Theil zu werden pflegt. Diefe hat aber 
wohl wieder eine doppelte Urſache. Einmal ift allerdings in einer Zeit, 
welche einer Neugeftaltung des Staatslebens bebürftig ift, die Feſtſtellung 
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der leitenden Grundſätze das nächſtliegende Bebürfnig. Ein zweiter unb 
weit häufigerer Grund aber ift Unkenntniß und Bequemlichkeit. Um über 
Tragen der Verwaltung, fei es nun aus rechtlichen ober politifchem Stanb: 
punkte, irgend eine Anficht zu haben und äußern zu können, find pofitive 
Kenntniffe ſowie Einfiht in dag Leben und in die beftehenden Geſchäfts⸗ 
einrichtungen nothwendig. Diefe zu erwerben ift aber mühjfeliger, als über 
allgemeine Grundſätze, betreffend die Freiheitsrechte, die Volksvertretung 
u. bgl., etwas leidlich Anhörbares vorzubringen. - . 


$ 20. 
10. Die Geſetze ber Staaten. 

Ein Geſetz iſt eine befehlende Norm, welche von einer 
zuftändigen Auctorität im Staate zur Nachachtung von Seiten 
ber Betheiligten befannt gemacht iſt. — Nicht alle Verhältniffe 
des Zuſammenlebens, ja nicht einmal alle Rechtöverhältniffe, 
müfjen gerade durch Gefete geregelt werben. Es mag aud 
Vertrag, Autonomie, d. h. felbititändige Berechtigung Einzel: 
ner zu einer Gehorjamsforderung, oder endlich Gemohnheit- 
recht, d. h. freiwillige, aus gemeinfchaftlicher Rechtsanſchauung 
entſtandene Anerkennung von Seiten der Betheiligten, menſchliche 
Berhältniffe bindend ordnen. Aufgabe des Staates iſt es: 
theils ſolche Verhältniffe, welche durch eigene Thätigkeit ber 
Betheiligten entweder nicht verpflichtend für Dritte, oder nicht 
beftimmt und zweifelhaft genug feitgeftellt werben fünnen, feiner- 
feit3 durch Geſetze zu regeln; theils aber feine eigenen Ein- 
richtungen und Vorſchriften auf dieſe Weife befannt zu machen 
und ficher zu ftellen. Da in dem Begriffe des Geſetzes eine 
ftrenge Verbindlichkeit zur Befolgung Liegt, fo können ſelbſtredend 
nur folche Forderungen dur ein Geſetz aufgeftellt werben, 
deren Ausführung im Nothfalle mit Zwang durchgeſetzt werben 
fann !). Gegegenftand der Staatögefeggebung find aljo: einer: 
ſeits NRechtsverhältniffe der Einzelnen und der verfchiedenen in 
der Einheit des Staates begriffenen untergeorbneten Lebens⸗ 
freife, ſoweit hier ein Bebürfnig nachhelfender Vorfchriften vor- 
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| $ 19. 
9. RBerfaffung und Verwaltung. 


Der Staat bildet- allervings begrifflih ein einheitliches 
Ganzes, und fomit muß denn auch feine ganze Einrichtung 
eine in fich übereinjtimmenbe fein. Es wäre eben fo wenig recht, 
als Logifch und Flug, wenn ein Theil dem andern, oder wenn 
bie Einzelheit und Ausführung dem höheren Grundſatze wider: 
fprehen würde. Hiermit wohl vereinbar ift jeboch nicht nur 
(was fich von felbjt verfteht) eine Verſchiedenheit des Gegen- 
ftandes und naͤchſten Zweckes einer ftaatlichen Thätigfeit, falls 
diefelbe nur innerhalb des gezogenen Kreifes bleibt; fondern 
auch eine größere oder geringere Bedeutung der einzelnen ftaat- 
fichen Anftalten und Anordnungen, je nachdem biefelben ſelbſt⸗ 
ftändig beftimmen oder nur Gegebenes ausführen, ober nachdem 
der von ihnen zu fchaffende Nuben ein größerer oder Fleinerer 

ft. Und da auch noch infoferne eine wefentfiche Verſchiedenheit 
ber einzelnen Xheile des Staatsorganismus ftattfindet, als die 
einen dauernd und unveränberlich, andere dagegen je nach den 
wechfelnden Bebürfniffen ebenfalls wechſelnd find: fo ift eine 
Abtheilung nach diefen Rückſichten für die Wiffenihaft und das 
Leben nicht nur geftattet, fondern ſelbſt nüßlich und in manchen 
Beziehungen nothwenbig. 

Diefe Eintheilung nach Beitändigkeit, Bedeutung und 
Beftimmungskraft ift nun aber die jetzt ſehr geläufige in Ber: 
faffung und Verwaltung). 

Verfaſſung ift die Summe der Einrichtungen und Beftim- 
mungen, welche den concreten Staatszweck feftftellen, den zu 
feiner Verwirklichung bejtimmten Organismus in den wefent- 
lichen Grundzügen orbnen und erhalten, die zur Durchführung 
nöthige Staatsgewalt nad) Form, Grenzen und Inhaber bezeich 
nen, enblich die Verhältniffe zwilchen ben Staatdangehörigen 


131 


® 
(Einzelnen fowobl als geiellichaitlichen Kreiſen) und ver Ge⸗ 
jammibeit grumblägfich regeln. 

Die Verwaltung dagegen ift die Gelammibeit ter Ber: 
jchriften und Samblungen, welche dazu beitinunt ſind, den 
Iubalt ver Berfaifung in allen einzelnen vorteommenven Fällen 
zur Anwendung zu bringen und demgemäß daS ganze Veben 
im Staate einheitidh zu leiten. 

Die Verfafſung ift alſo die Grundlage, tier Grundjag, 
dad Ruhende un seite; die Verwaltung aber das ſich Bewogende 
und Wechſelnde, die Wirkſamkeit unt die Anwendung im 
Staate *). 

Jeder Staat hat eine Berfaflung; nur natürlich it, bei 
der Verfchiebenbeit ver Staatszwecke und ver dadurch bedingten 
Ginrichtung, eine große und weſentliche Abweichung unter den 
Berfaffungen ſowohl nach Inhalt als nach Form. Auch ift keines: 
wegs nothwendig, daß die Verfaſſungsbeſtimmungen in eigens 
dazu beitunmten Urkunden vollſtaͤndig geſammelt, oder daß fie 
überhaupt fchriftlich verzeichnet feien; dic Grundfäge können 
an verfchiedenen Orten zerftreut ausgeſprochen, oder wohl gar’ 
nur in Gewohnheit begründet jein; da die einzelnen Einrichtungen 
aus verfchievener Zeit ftammen und von verjchiebenen Auctori⸗ 
täten herrühren?). Endlich ift cine große Ausführlichleit der 
Verfaſſungsnormen keineswegs eine Bedingung und Sicherftellung 
ihrer Zwedmäßigfeit und Feſtigkeit. ine folche Ausdehnung 
ift oft die zufällige Folge langwieriger Streitigkeiten, deren 
Wiederkehr man dadurch zu befeitigen hofft, oder eines verkehrten 
geſetzgeberiſchen Beſtrebens, für alle möglichen Fälle zum Voraus 
auch ſchon die Entſcheidung zu geben. 

Ganz unrichtig ift es, die Berfaflung eines Staates 
lediglich als einen Theil der Rechtsordnung aufzufaffen. 
Allerdings hat fie, und ſelbſt vorwiegend , rechtliche Beziehungen, 
theils weil fie auch für bie Rechtsordnung des conereten Staates 

9 ® 
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bie Verpflichtung zur Vorlegung an ben Höheren und durch 
ein Aenderungsrecht desſelben leicht geforgt werben 9. 

Derjenige, welchem das Recht zur Erlaffung eines Geſetzes 
zufteht, hat ebenfalls die auzfchließende Befugniß zur authen- 
tifhen Auslegung, d. 5. zu einer in allen fünftigen Fällen 
bindenden Erklärung über den eigentlichen Willen des Geſetz⸗ 
geberd. Verſchieden hiervon ift die Anwendung eines Geſetzes 
auf den einzelnen Fall durch bie zuftehenden Behörden , forie 
bie doctrinäre Auslegung durch die Wiſſenſchaft. In dieſen 
beiden Fällen ift allerdings aud, die wahre Abficht des Geſetz⸗ 
geberd zu erforfchen und das Geſetz in .berjelben anzumenden, 
beziehunggweife auzzulegen: allein die Auffaffung der unteren 
Behörde hat Feine Zwangskraft für dad Staatäoberhaupt, fon- 
dern erhält erft durch deſſen ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Billigung allgemeine Bedeutung; die blos theoretifche Auslegung 
aber ift lediglich eine Privatineinung, welche unmittelbar Nie— 
mand verpflichtet, und deren ganze Bedeutung von ihrer logiſchen 
Richtigkeit abhängt ®), 

Dad Geſetzgebungsrecht erſtreckt ſich über alle Theile und 
Beziehungen de Staatslebens (nicht etwa blos auf die Rechts⸗ 
ordnung) ; dennoch ift diefelbe in fachlicher Beziehung nad 
mehreren Seiten hin beichränft 5). 

Einmal kann der Gejeßgeber nicht zur Leiſtung von p by: 
ſiſch Unmdglichem verpflichten). (Ad impossibilia non 
datur obligatio). 

Zweitens ift es unerlaubt, ein Geſetz für ganz unab- 
änderlich und für alle Zeiten feftitehend zu erflären. Die 
Gültigkeit der Befehle des Staates beruht in letter Inſtanz 
auf dem concreten Grundgedanfen des Vereines, d. h. auf dem 
Lebenszwecke des Volkes. Da es num unmöglich ift, den letzteren 
ein, für allemal feftzuftellen, einer Veränderung deſſelben aber 
auch der Staat mit allen feinen Einrichtungen zu folgen hat: 
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jo ergiebt fich bie Unmöglichkeit eined ganz unabänder lichen 
Geſetzes von felbft. Nicht zu verwechleln damit find Erſchwe⸗ 
rungen leichtjinniger und häufiger Aenderungen ohne wirkliches 
Bedürfniß. Solche find nicht blos erlaubt, ſondern felbft 
nüglich. 

Sodann darf einem Geſetze keine rüdwirfende Kraft 
gegeben werden; d. b. es konnen nur bie feit der Veröffent- 
chung ber neuen Norm entftehenden Berhältuiffe und Hand- 
lungen nad) deren Beitimmungen vorgenommen, beurtheilt und 
geregelt werden, die unter der bisher geltenden Gefebgebung zu 
Stande gefommenen dagegen find nad) der Norm dieſer leßteren 
zu behandeln. Der Untertban hat durch Befolgung der be- 
ftehenden Geſetze feine Pflicht erfüllt und ein Mecht auf bie 
durch eine ſolche Hanblungsweife zu Stande gekommenen Zu- 
ftände und Anfprüche erworben; es wäre offenbare Gewaltthat, 
ihn derfelben wieder zu berauben, weil der Gefeßgeber nachträg- 
lich feinen Willen geändert hat. 

Ferner dürfen wohlerworbene Privatrechte nicht durch 
ein Geſetz verleßt werben, weil fonjt bie ganze Rechtsordnung 
in Frage geitellt und namentlich ihr Hauptnußen, die Sicherheit 
und Zuverläßigkeit der Zuftände, zeritärt wird. Ausnahmen 
treten nur in ſolchen Fällen ein, wo einer Seit? cin großer 
allgemeiner Nachtheil aus einer unverlesten Grhaltung bes 
Rechts Einzelner entftände, anderer Seits eine Geldentſchädigung 
möglich tft (Zwangsenteignung). — Bon einer Unveränderlich- 
keit öffentlicher Rechte ift dagegen feine Rede, weil jie 
nicht felbitftändiges Eigenthum des damit Beliehenen, fon- 
dern nur ein Ausflug der allgemeinen Staatözwede und Ein: 
richtungen find. Wenn alfo diefe in gültiger Weiſe durch die 
Geſetzgebung geändert werben, fo erfolgt auch die daraus fich er⸗ 
gebende Veränderung perjönlicher Zuftände von ſelbſt und ohne 
Anfpruh auf Entichädigung. 
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Endlich kann der Gejeßgeber Feiner feiner Normen eine 
Gültigkeit gegen eine höhere Art von Gefegen geben; alſo 
nicht einfachen Gefeßen gegen Verfaſſungsgeſetze, oder Verord⸗ 
nungen gegen einfache Geſetze. Dieß ift unabweisbare Forderung 
der Logik; und eben jo unabweizbar iſt denn aud, der Schluß, 
daß ein Geſetz von unmöglichen Inhalte auch nicht befolgt 
werben kann und fogar nicht befolgt werden darf, fei es vom 
einfachen Bürger, ſei es von den zur Vollziehung der gültigen 
Geſetze beitimmten Behörden 7). 

Eine nothwendige Beringung der Vollziehbarkeit der Ge: 
jeße ift deren Befanntmachung an jämmtliche Betheiligte. 
Es kann Gehorſam gegen einen Befehl nicht verlangt werden, 
wenn jelbjt fein Vorhandenſein nicht befannt ift. Nicht nur 
iſt jelbjtredend von einer EStraffälligkeit wegen Nichtbeachtung 
eines Nichtbefannten feine Rede, fei es nun für einfache Staats: 
bürger oder für untergeoronete Beamte; ſondern es Tann ſich 
jogar begeben, daß der Grundfag des blos verfaffungsmäßigen 
Gehorſames, alfo der Berechtigung zu einem Wiberftande, zur 
Anwendung Tümmt, falls die Vollziehung des nicht befannt 
gemachten Geſetzes im Wiberfpruche fteht mit dem Inhalte der 
bisher bejtehenden Normen, deren Aufhebung nicht angelündigt 
it. — Die Mittheilung an die zum Gehorfame zu Verpflichtenden 
muß, des Zweckes willen, wirklich und nicht blos dem Scheine 
nach erfolgen. Ste hat alſo auf eine Weiſe zu gejchehen, welche 
eine Belanntihaft mit dem neuen Gefeße den Betheiligten wirf- 
lich möglich) macht. Alfo nicht au einem ungewöhnlichen Orte, 
wo die Benachrichtigung nicht gefucht wird; nicht in einer Form, 
welche den zwingenden Befehl nicht erfennen läßt; nicht in 
einer Weife, welche die Gebächtnißeinprägung erjchwert; nicht 
in einer unverftändlichen Sprache ®), (Wo alſo namentlich in 
bemfelben Reiche von verichievenen Stämmen ber Geſammt⸗ 
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benölferung verfchiedene Sprachen gefprochen werben, ift eine 
Bekanntmachung der Gefee in jeder berjelben nothwendig.) 

Vielfach find die Forderungen, welche an die Tüchtig- 
feit einer Gefeßgebung gemacht werben müſſen, und es betreffen 
‚diefelben jowohl den Inhalt als die Form ?). 

Dem Juhalte nach find einer Geſetzgebung nachftehende 
Eigenſchaften nothwenbig: 

Solgerihtige Durchführung des concreten 
Staatsgedankens in allen feinen Anwendungen auf das 
Zujammenleben. Wo geradezu ein Widerfprud) mit den oberften 
Beitimmungen der Verfaſſung ftattfindet, tritt unmittelbare 
Ungültigkeit ein (j. oben); allein es find auch weniger plumpe 
Abweichungen möglich, welche dann den Staat in feinem Weſen 
verfrüppeln und dag Bewußtjein des Bürger? von Recht und 
Pflicht trüben, ohne daß jie unter den Begriff von formalen 
Selbjtwiderfprücen gebracht werden koͤnnten. Auch folche find 
zu vermeiden. Nur wenn dad Ganze gleichlam aus Einem 
Guſſe ift, entfteht auch eine Gleichförmigfeit der Wirkungen. 
Beſonders genau ift diefe Forderung ind Ange zu faffen nach 
der Einführung wejentlicher Neuerungen in der Berfaffung eines 
Staates, damit weder einerſeits Ueberreſte der früheren jet 
frembartig gewordenen Zuftände in entfernteren Theilen bes 
Staatzorganigmus ftehen bleiben, noch andererſeits Einrichtungen 
unterlaflen werben, weldye zu einer vollftändigen Geltendmachung 
des Neuen nöthig wären. Die lange Dauer einer Berfaflung 
und Überhaupt einer Gefchgebung ift namentlich auch deßhalb 
von jo großem Werthe, weil es dann weder an Zeit noch an 
Gelegenheit fehlte, die fämmtlichen Schlußfolgerungen wirflid) 
zu ziehen. Und ſehr bedenklich ift dagegen die Herübernahme ber 
Geſetzgebung eines fremden Staates, wie vortrefflich dieſe an 
fich und in ihrem Urfprungslande fein mag, weil eine voll: 
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ftändige innere Webereinftimmung mit dem biezfeitigen Staats- 
gedanken faum zu erwarten fteht. 

Befriedigung des wirflihen Bedürfniſſes. 
Der Staat ift nicht feiner felbjt wegen da, ſondern um die 
Zwecke des Volkes zu fürdern. Hieraus folgt denn, daß aud) 
die Gefeßgebung lediglich eine entiprechende Ordnung der Dinge 
zur Aufgabe hat. Sie jol weder mehr noch weniger leiſten, 
als zu jeder gegebenen Zeit verlangt wird; und am wenigften 
ift fie dazu beſtimmt, etwaigen Xiebhabereien der Gewalthaber 
zu dienen oder Verſuche anzuftellen. Die Befriedigung des 
wahren Bedürfniſſes jet aber die Erfüllung nachſtehender Bes 
dingungen voraus: 

Genaue Erforfchung des Thatbeftandes. Menn ber 

Gefchgeber fchügen und fördern foll, fo muß er die Wirf: 

lichkeit Tennen. Befehlende Anordnungen, welche auf fal- 

ſchen thatjächlichen Vorausſetzungen beruhen, Leiften beften 

Falles nicht genug, wahrjcheinlicherweife aber fchaden fie 

geradezu. Je genauer aljo fowohl die Bebürfniffe nach 

Gegenſtand und Umfang befannt find, und je genauer bie 

Einfiht in die zu ihrer Befriedigung etwa vorhandenen 

Mittel ift: deſto ficherer und wirkfamer kann der Geſetz⸗ 

aeber vorgehen. Alle Vorkehrungen, welche zu Verſchaffung 

einer ſolchen Umſicht dienen können, müffen daher je nach 

Beichaffenheit des Falles angewendet werden. Diejelben find 

namentlich: Berichte fachvertrauter Behörden, Abhörung 

kundiger Zeugen (Enqueten); ftatiftifche Arbeiten; Einbe— 
rufung Sachverftändiger zur Bearbeitung oder Begutachtung 
der Entwürfe, Preßfreiheit; Berathungen in Ständever: 

fanmlungen 9). 

Berüdfichtigung ded Standes der Wiſſenſchaft und 

fremder Gefeßgebungen. Der Entichluß, fremden 

richtigen Gedanken zu folgen, muß allerdings frei bleiben; 
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denn e3 ift nicht nur eine Erleichterung der Arbeit, das 

von Andern bereit3 Geleijtete zu benügen, jondern in ber 

That eine große fittliche und politiiche Schuld, Beſſeres 

zu unterlaffen aus Selbftüberhebung und vermeibbarer 

Unwiſſenheit. Mittel: Beiziehung von Männern der Wiſſen⸗ 

ſchaft; Belanntmachung der Entwürfe vor deren ſchließlicher 

Feftftelung; Aufforderung zur Beurtheilung und. Beloh- 

nung bderjelben; genügende Bücherfammlungen ; Reifen 

Sachverſtändiger ind Ausland. | 

Beichränfung der Gefehgebung auf allgemein gefühlte 

Bedürfniffe und auf den richtigen geographifchen Um⸗ 

fang. Eine allzugroße Thätigkeit der Gefebgebung er: 

"zeugt leicht Verwirrung in den Befchlen, unfichere Kennt- 

niß der Beamten und Bürger, ſchließlich Nichtbeachtung. 

Es kann daher auch des Guten zu viel gefchehen, und 

biefeß dann in Uebel umfchlagen. Pedantiſch und unge- 

recht aber iſt ed, Einrichtungen, welche nur einem mehr 
oder weniger außgebehnten örtlichen Beduͤrfniße entfprechen, 
auf Alle auszudehnen, und biefe baburch zu "beläftigen, 

In großen Reichen find Provinzialgejeßgebungen natur: 

genäß. 

Verhältnißmäßigkeit der Mittel. Die Leitungen 
des Staates find ihrem Gegenftande und Werthe nach fehr 
verfchieden ; ebenjo die Mittel zu ihrer Durchführung nach dem 
Aufwande art geiftiger und körperlicher Kraft. Nutzen und 
Mittel müffen jelbftredend in jedem einzelnen Falle in richtigem 
Verhältniffe jtehen. Wenn alfo ein Geſetz nur einem verhält: 
nigmäßig geringeren Bebürfnifje abhelfen, es dagegen weitläufige 
Einrichtungen, zahlreiche Beamte, großen Gelvaufwand erfordern, 
oder den Bürgern viele Zeit koſten würbe: fo wäre feine Er- 
laffung unverftändig, auch wenn an und für fich gegen ben 


Inhalt nicht? einzumenben wäre Namentlih muß darauf ge: 
v. Mohl, Encgclopäbie. 10 
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ſehen werden, ob nicht die richtige Vollziehung eines Geſetzes 
ein ungewöhnliches Map von Geifteskräften erforderte. Da der 
Staat über große Männer jeden Falles nicht in bedeutender Zahl 
zu verfügen hat, dieſelben auch wohl theuer zu ſtehen kommen 
werden, jo müſſen fie, jo weit fie vorhanden find, für die 
wichtigften öffentlichen Angelegenheiten aufgefpart werden, und. 
minder Bedeutendes, was aber ohne ihre Hülfe gar nicht zu 
Stande kommen koͤnnte ober verfehrt wirken würde, hat zu 
unterbleiben. Der allgemeine Stand der Bildung eines Volles 
bedingt die Gefeßgebung deſſelben in boppelter Weife: einmal 
binfichtlich ber daraus entſtehenden Forderungen on das Leben 
und an den Staat; zweiten binfichtlih ber zur Ausführung 
bereiten Geiftesfräfte. 
Eine gute Form der Gefege feßt folgende Eigenjchaften 
voraus: | 
Beichränkung auf Grundſätze und Vermeidung Tlein- 
licher Caſuiſtik. Natürlich muß der Gefeßgeber, wenn er ver- 
ſchiedene Vorjchriften für verjchievene Gattungen von Fällen 
geben will, dieſes ausdrücken; allein es ift.nicht nur unmöglid,, 
alle kleineren Abfchattungen der Verhältniffe aufzufinden und 
für jede derfelben eine eigerie Entſcheidung zu geben, ſondern 
ed führt fchon ber Verſuch zu einem ſolchen Eingehen in die 
feinsten Unterfchiede zu großen Schwierigkeiten ‚bei der Anwen: 
bung, da die Unterordnung der in ber Wirklichkeit fich zu= 
tragenden einzelnen Fälle unter einen allgemeinen Satz weit 
leichter und weit ficherer ift, als die analoge Anpaſſung ber 
nächjten kleineren Beitimmung. Für ganz eigenthümliche Fälle, 
deren Behandlung nad) dem allgemeinen Grundjage widerfinnig 
wäre, mag ben Behörden der nöthige Spielraum, dem Staats⸗ 
oberhaupte ein Begnadigungs: und Dispenſationsrecht zuftehen. 
Kürze und Einfachheit der Faſſung. Deutliche 
Gedanken können immer auch deutlich ausgedrückt werden, und 
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hoffentlich ift der Gedanke des Geſetzgebers ein beftimmter. 
Da die Gefeße nicht blos für die Beamten und- die Männer: 
ver Wilfenfchaft, jondern auch, und zwar zunäcit, für das 
Volk beſtimmt find, jo ift eine Gemeinfaplichfeit des Ausdrucks 
Bortheil und Pflicht. Hiermit ift Schärfe der Faflung und, 
- an der rechten Stelle, der Gebrauch technischer (genau erffär- 
ter) Ausdrücke gar wohl vereinbar 1). 

Eine [yftematifhe Zufammenftellung ber ganzen 
Geſetzgebung über einen ganzen Theil des Staatslebens (Codi⸗ 
fication) ift nur da an der Stelle, wo ber Gegenftand voll- 
ftändig durchgearbeitet ift, und wo aljo vorausfichtlich die zu 
gebenden VBorjchriften im Ganzen und im Einzelnen eine längere 
Dauer haben werden. Wo aber eine häufige Aenderung ber 
Befehle des Staates durch den Wechfel der Verhältniffe und 
Bebürfniffe nöthig ift; oder wo die Gedanken über die richtige 
Ordnung einer Staatsthätigfeit oder eines Verhaͤltniſſes der 
Bürger unter fih noch zu keinem Abichluffe gekommen find, 
jomit man fi) noch im: Zuftande der Verſuche befindet: ba 
nd einzelne Geſetze weit befier an der Stelle, weil fie nad 
Bebürfnig geändert werden fünnen, ohne daß Verwirrung und 
Unflarheit in die Normen gebracht und dad Anfehen des Geſetz⸗ 
gebers beeinträchtigt wird. Won ber einzelnen Gejebgebung 
und ihrer Verbeſſerung mag zu Conſolidationen ganzer Ab: 
fchnitte, von dieſen aber zur Cobification vorgefchritten werben. 


1) Es ift ein offenbarer Irrthum, wenn man ben @efeßgeber in 
Beziehung auf Beweggründe, Zwede unb Gegenfland auf das Recht s-⸗ 
gebiet befchränfen will. Wahr ift allerdings, daß das Geſetz niemals und 
in Feiner Beziehung befehlen foll, was. nicht nöthigenfalls ergwungen werben 
kann, bamit fidh ber Gefeßgeber nicht lächerlich made und ber Mißachtung 
verfalle: allein aus welchen Gründen und zu welchem Vortheile ber Befehl 
gegeben wird, ift dann gleichgültig, wenn er nur überhaupt gerechtfertigt 
iſt. Da nun das menfchliche Leben jeben Falles auch unter den Borfchriften 
ber Sittlichfeit und ber Klugheit fieht, iüberdieß ein Volk unter allgemein 
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anerkannten religiöfen Normen ftehen kann: fo ift fowohl ber Geſichtskreis 
als die Wirkſamkeit des Geſetzgebers weit geſteckt, nur muß immer fein 
Befehl ergwingbar fein. 

2) Gewöhnlich wirb der Unterſchied zwiſchen Verfaſſungsgeſetzen, ein: 
fachen Gejegen und Verordnungen nur bei den repräfentativen Formen bed 
mobernen Nechtsftantes gemacht. Dieß ift jedoch irrig. Allerdings tritt 
bier die Verſchiedenheit ber Befehle ſchon ber Form nach befonberd beutlich 
beroor, und beftehen eigene Grundſätze über das Recht zur Erlafjung biefer 
brei Arten von Geſetzen; allein ein Unterfchied unter den befehlenden Nor: 
men liegt in ber Natur ber Sache und kommt daher bei jeder Staats⸗ 
gattung vor, nur mit andern Benennungen unb Folgerungen für bie 
Handhabung. So find z. B. in einer Theofratie bie heiligen Bücher bie 
Berfaflung; die fpäteren Befehle der Religionshäupter aber bie einfachen 
Geſetze oder, in tieferer Abftufung, bie Berorbnungen. So unterjchieb man 
in ben mittelalterlihen Patrimonialftaaten fehr wohl zwifchen ben Landes: 
privilegien,, Landesgrundfeſten, Freiheitsbriefen; den einfachen Landtags⸗ 
abſchieden, Manifeften und Gefegen; endlich den Kanzleterlafien, Decreten 
u. ſ. w. — 6. über bie verfdiebenen Arten von befehlenden Normen 
m ein Staatärecht des Königreichs Württemberg, 2. Aufl., Bd. I, ©. 198 fg. 
— Scämitthenner, Zwölf Bücher vom St. 3b. III, ©. 362 fg. — 
Stahl, Lehre vom Staate, 8. Aufl., S. 272 fg. — Bluntfgli, Allgem. 
Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. I, ©. 476 fg. 

8) Es ift ſchwer begreiflih, wie Zahariä, Vierzig Bücher, bas 
Beitehen eines Gewohnheitsrechtes neben ber (gefchriebenen) Geſetzgebung bes 
Staates durch das Fortbeftehen eines Gejehgebungsrechtes bes Volkes neben 
ben bed Staatöoberhaupres erflären will. Offenbar ift bier eine völlige 
Verwechſelung von Begriffen. Recht, b. h. erzwingbare Verpflichtung zu 
beitimmten Handlungen, fann aus verfchiebenen Quellen berrühren, und 
jo unter Anderem aus Gewohnheit, nämlich aus dem allgemeinen Redits: 
bewußtfein bed Volles. Etwas ganz Anberes aber ift das Recht zur 
Gefeßgebung, d. h. zum Ausſpruche eines Befehles im Namen bes Staates. 
Diefes Recht kann nur dem StaatZoberhaupte zuftehen, foll nicht Anarchie 
entſtehen. 

4) Ueber Auslegung der Geſetze ſ. namentlich: Zachariä, K. S., 
Verſuch einer allgemeinen Hermeneutik bes Rechts. Lpz., 1805. — Thibaut, 
A. F. J., Theorie der logiſchen Auslegung. Alt., 1806. — Mailher, 
Trait& de l’interpretation des lois. Par., 1823. — Savigny, Syſtem 
des RR. Bd. I, S. 206 fg. — Günther, E. F., Betrachtungen über 
das Gefek im Staate. Lpzg., 1842. 

5) Ueber die Schranken des Geſetzgebungsrechtes ſ. Bollgraff, K 
Die Biftorifch = ftantsrechtlichen Grenzen moderner Geſetzgebung. Marbg. 
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1830. — Zachariä, Vierzig Bücher, Bb. IV., S. 20 fg. — Wipper: 
mann, Beiträge zum Staatörechte, ©. 119 fg. 

6) Beifpiele von Gefegen, welche phufifche Unmöglichkeiten anorbnen, 
find nicht fo ganz felten. So die Zeftftellung eines beftänbigen Golb: und 
Silberwerthes; bie Anordnung einer unveränherlichen Leiftung an Naturalien 
u. dgl. 

7) Dieß ift die berüchtigte Frage über den bloß verfaffungsmäßigen 
Gehorſam, oder, auf einen einzelnen befonbers wichtigen Fall bezogen, bie 
Frage: ob der Richter ein verfaffungeniligee, übrigens formell untabehaftes 
Geſetz oder eine geſetzwidrige Verordnung anzuwenden habe? Eine au: 
führlihe Erörterung über ben Gegenſtand ſowie über bie, ſehr zahlreiche, 
Literatur in Betreff beffelben f. in meiner Geſchichte und Literatur ber 
St.:W., Bd. I, ©. 820 fg. 

8) Nur die Gewöhnung an das täglich vor Augen. Legende, wie 
immer es fei, macht es begreiflih, daß uns ber entſetzliche Unfinn nicht 
auffällt, welcher in der Anwendung von Gefeßbüchern in fremden und fogar 
auögeftorbenen Sprachen liegt, alfb in einer Orbmung bes täglichen Lebens, 
welche der Menge ber Bürger -völlig unverſtändlich und unzugänglich iſt, 
obgleich fie nach deren Satzungen leben müfſen. 

9) Literatur über die Gefeßgebung als Wiſſenſchaft und als Kunft: 
Iſelin, &, Verſuch ü. d. Gefeßgebung. Zürich, 1759. — Filangieri, 
Scienza della legislazione, Bud I. — Zadharid, 8. S., Die Wiffen: 
ſchaft ber Geſetzgebung. Lpz., 1806. — Derf., Vierzig Bücher vom St. 
3b. IV, ©. 1 fg. — Bentham, J., Influence of time and place in 
matters of legislation; Nomography; Essay on the promulgation of 
laws; Papers rel. to Codification. (gl. meine Gefchichte u. Literatur 
ber Staatsw., Bb. II, ©. 610 fg.) — Mundell, A., Philosophy of 
legislation. Lond., 1884. — Gerftäder, %.. Syſtematiſche Darftellung 
ber Gefebgebungsfunft. I-IV. Lpz. 1837. — Kitka, J,. Weber das Ver⸗ 
fahren bei Abfaffung der Gefegbücher. Brünn, 1838. — Morgenftern, 
Menſch, Volksleben und Staat. Bd. I, ©. 284 fe. — Bluntſchli, 
Aüg. Staatsrecht, 2. Aufl., Bd, I, ©. 476 fg: — Mein Artitel Geſetz“ 
in Bluntſchli's Staatslerifon. Bd. IV. Außerdem enthalten die ‚Schriften 
über das parlamentarifhe Verfahren, alfo von Sefferfon, May, Cufhing, 
fehr nüßliche Beifpiele und Winke, wenigſtens über Ein Stabium ber Geſetz⸗ 
gebung in einem Staate mit Volksvertretung. 

10) Hoffentlich wird eine Zeit Tommen, welde es ganz unbegreiflich 
finden wird, wie man jemals Geſetze machen fonnte ohne große ftatiftifche 
Vorarbeiten, ohne parlamentarifche Enqueten , ohne Anhören, wohl gar gegen 
den Rath, von Sachverfländigen; alfo ohne irgend eine fichere Kenntniß ber 
Thatſachen und ber Bedürfniſſe. Itzt freilich werden noch genug Geſetze 
ohne ſolche Vorbereitung gemacht; fie find aber auch darnach. 
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11) Manche icharffinnige Bemerkung über die allgemeinen Forderungen 
an eine ber Form und dem Inhalte nach gute Geſebgebung |. bigahariä, 
Bierzig Bücher vom St. Bb. IV, ©. 22 fe. 


g 21. 
11. Die Parteien im Staate. 


Geſchichte und Kenntniß der Gegenwart zeigen, daß in 
manchen Staaten das ganze Öffentliche Leben bewegt wird 
durch dad Ringen verfchievener Parteien um die Herrichaft 
und um die Durchführung ihrer Auffaſſungen. Zuweilen 
dauern diefe Kämpfe Jahrhunderte lang fort und beitimmen 
das Schickſal der Etaaten und der Völfer; dag Bemühen um 
den Sieg artet wohl in blutigen Streit und im vernichtende 
Verfolgung Einzelner und ganzer Claſſen aus. Die Parteien 
aber find in der Regel gebildet aus einflußreichen gefellfchaft- 
lichen Kreifen, beſonders nach den Momenten der Geburt, des Be: 
figed und der Religion. — Diefe Gejtaltung des Staatlichen 
Lebens ift jedoch Feine notwendige und allgemeine. Bei anderen 
Völkern oder in benfelben Staaten zu anderen Zeiten findet 
ſich Feine Spur von ſolchem gemeinſchaftlichem Handeln und 
feinen Folgen '). 

Das häufige Vorkommen und bie tiefgreifende Wichtigkeit 
ber Erfcheinung erfordert eine Erörterung ſchon in der allge: 
meinften Lehre vom Staat. 

Was zunächft-den Begriff der Partei betrifft, jo ift 
biefefbe wohl zu unterfcheiden von Faction und von Zufammen- 
Ichaarung. — Eine Faction ift eime Anzahl von eng ver- 
bundenen Perfonen, welche einen unerlaubten jelbfttichen Zweck 
durch gemeinfchaftliche Anwendung aller zum Ziele führender 
Mittel, alfo anch unrechtlicher und unfittlicher, zu erreichen 
ftrebt. Sie ift fich ihres Zweckes und ihrer Mittel genau be: 
wußt, gegen Außen abgejchlofien, im Innern aber feſt geglicbert; 
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möglicherweife hält - fie ihren Bunb und ihre Mittel geheim. 
Die Dauer der Bereinigung erſtreckt fich eigentlich. nur auf 
die Erreichung des Zweckes; doch mag die Sicherftellung des⸗ 
jelben ein längeres Zuſammenhalten erfordern. — Eine Zu: 
fammenfhaarung dagegen mag es genannt: werben, wenn 
eine beftimmte wichtige Frage die Leidenſchaften und Wünfche 
ber Bürger jo lebhaft beichäftigt, daß bie eine beftimmte Art 
der Entſcheidung gemeinſchaftlich Wollenden ſich äffentlih an 
einander anſchließen und gemeinſchaftliche Schritte thun, dies 
jedoch ohne eine beſtimmte Organiſation oder Abgrenzung und 
ohne Nothwendigkeit eines Zuſammenhaltens in andern Be— 
ziehungen, jedenfalls aber ohne Fortdauer der Gemeinſchaft 
nach Erreichung des Zweckes. Die angewendeten Mittel können 
moͤglicherweiſe ungeſetzliche, namentlich gewaltthätige, fein, nicht 
wohl aber unehrliche, als zu welch’ Ießteren fich nicht fo Viele 
und einander biß jegt ganz Fremde offen zufammenfinden würben. 
— Eine ftaatlihe Partei dagegen ift die Geſammtheit der⸗ 
jenigen, welche der Staatögewalt aus Ueberzeugung einer recht: 
lichen, fittlichen oder politiichen Nothwendigkeit eine beftimmte 
Richtung geben, gewilfe ſtaatliche Einrichtungen und Zuftände 
berftellen, zu dem Ende aber, je nach der concreten Berfaffung, 
entweder die Regierung jelbft auf gejegliche Weife erwerben 
oder doch wenigſtens einen bejtimmenden Einfluß auf fie aus⸗ 
üben wollen. Eine Partei hat ein Staatsideal im Auge, von 
welchen fie fich Wohlergehen für Alle, natürlich alfo auch für 
ihre eigenen Mitglieder, verfpricht; nicht aber unmittelbar und 
ausſchließlich eine ſelbſtiſche Abſicht. Ste ift fich ihres Zweckes 
bewußt, bekennt fich offen zu demfelben und fucht möglichit 
viele Anhänger zu gewinnen. Jede ausgebildete und lebens- 
fräftige Partei hat eine mehr oder weniger ausgeprägte äußere 
Geftaltung und felbftanerfannte Führer 9. Die Mittel mögen 
allerdings bei hochgehenver Leivenichaft auch gewaltthätig und 
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ſelbſt unfittlich fein; allein im Wejen der Sache Tiegt dieſes 
nicht. Die Dauer einer Partei hängt von dem Beitande und 
von der Thatkraft der ihr zu Grunde liegenden Meberzeugung 
ab. Durch Gewalt kann ſie nur äußerlich unterbricht werben; 
dagegen bringt Ueberzeugung von der Unmöglichkeit oder Un- 
richtigfeit des Ziele? allmälig Gleichgültigkeit gegen bazfelbe ; 
oder führt. ein neue mäÄchtigere® Intereſſe ein Zurücktreten 
der Theilnehmer und vielleicht ein ſchnelles Ende herbei. Nicht 
jelten zerfallen auch Parteien nach erreichtem Siege, fei es nun 
aus perfönlichem Zwieſpalt über die Beute, ſei ed aus Mei- 
nungöverfchiedenheit über die Art und Ausdehnung ber %ol- 
gerungen. 

Aus Borftehendem ergibt fi nun 

1. der Grund, warum Parteien in gewillen Staaten 
vorhanden find, in ‚anderen dagegen fehlen. Parteien jinb 
unmöglich in denjenigen Staaten, in welchen die Unterthanen 
feinen gefeßlichen Antheil an der Leitung der öffentlichen 
Angelegenheiten haben können, oder wo fie wenigftend mit 
Uebermacht von der Staatögemwalt in gleichmäßigen Gehorfame 
gehalten werden. So z. B. in einer reinen Theokratie ober 
in einer unbefchräntten Monarchie. In anderen Staatäformen 
liegt eine lebendige und weitverbreitete Theilnahme an ben 
Stantdangelegenheiten nicht im Geiſte des Zufammenleben?. 
Wenn alſo auch die Bildung von Parteien bier nicht rechtlich 
und thatſächlich unmöglich ift, fo tft fie doch nicht zu er- 
warten. Beifpiele hiervon find die Patriarchte und der Patri⸗ 
monialſtaat. Endlich mag es ſich auch da, wo ein regeres 
öffentliches Leben und Raum für ehrgeiziges Streben ift, zu⸗ 
weilen (freilich wohl nur auf kurze Zeit), begeben, daß entweder 
allgemeine Webereinftimmung herrſcht, ober eine vollftänbige 
-Abfpannung gegen alle ftaatliche Zuftände gleichgültig macht, 
jo daß alfo feine Meinungsverfchievenheiten over feine wün- 





153 


ſchenswerthen Ziele vorliegen. — In gewöhnlichen und gefunden 
Zeiten beftehen „dagegen Parteien in allen Staaten mit freierer 
Bewegung. der Bürger und. bei Streben nad) irgend einer Ent: 
widelung. Nie tft ein zu erreichender neuer Zuftand ohne alle 
Schattenfeiten, nie der zu verlaffende ohne alle Wortheile; beides 
wenigftend für Minderheiten. In der Regel können verfchiedene 
Wege zu demfelben Ziele eingefchlagen werden. Oft ift neben 
einer neu auftauchenden Richtung eine frühere noch nicht er- 
ftorben, oder machen fich verjchiedene mächtige Intereſſen neben 
einander in verſchiedenen Theilen der Gejellishaft geltend. Am 
gewifleften find Parteien da, wo das Volk ſelbſt gefetlichen 
Antheil an der Regierung hat, und aljo eine Entfcheibung da- 
rüber, wag mit dem Staate gejchehen joll, unmittelbar ober 
mittelbar den Maſſen zujteht. So alfo in beiden Formen ber 
Volksherrſchaft und in dem Fürftenitaate mit Volksvertretung. 

2. Es liegt keineswegs im Wefen der Partei, daß fie 
immer der Regierung feindlich gegenüberfiche; vielmehr muß 
jede Partei verftändigerweife dahin ftreben,. die Regierung in 
ihrem Sinne zu leiten und alſo diejelbe mit ihren Anhängern 
zu beſetzen. Hat fie dieſes erreicht, jo it nicht Belämpfung, 
ſondern vielmehr Kräftigung und Aufrechterhaltung der Regierung 
ihre Aufgabe. Bei einem ftaatlich durchgebildeten Volke werben 
alfo irgend verftändige Parteien niemals ſuchen, die Regierung 
an ſich unmöglich zu machen, oder Forberungen aufjtellen, 
welche feine Verwaltung zu erfüllen im Stande_wäre; ſondern 
fie werben nur eine concrete ihren eigenen Auffaffungen entgegen⸗ 
ſtehende, .eben jebt am Ruder befindliche Negierungsweife zu 
befeitigen fuchen, hierbei aber nichts verlangen, was fie nicht 
ſelbſt, falls fie zur Gewalt kämen, ausführen Könnten ober 
wollten. Leicht erflärlich iſt daher, warum confervative Parteien, 
wenn fie im Widerſpruche befinblich find, eine richtigere und 
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ftaat3männifchere Stellung zur beftehenden Regierung und über- 
haupt zu ben Öffentlichen Dingen einzunehmen pflegen ®). 

3. Ganz unklar ift die oft gehörte Forderung, eine Regie: 
rung müſſe fi) frei halten von den Parteien, ein wahrer 
Staatzmann über ben Parteien ftehen. Vielmehr, hat eine Ne 
gierung fich auf die Partei zu ftügen, welche mit ihrer Richtung, 
und Handlungsweife übereinftimmt; ja in einem freieren Staate 
wird es bie Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten jehr er: 
leichtern, wern die Negierung geradezu auß ber mächtigjten 
Partet ihre hauptſachlichſten Organe nimmt und in deren Sinne 
überhaupt den Staat führt. Eine Regierung außerhalb aller 
Parteien ift ein utopifche® Seal, welches in der Wirklichkeit 
leicht in eine bloße Faction umfchlägt und Gefahr lauft, von 
allen Seiten als dynaſtiſche Selbſtſucht ober als ftumpffinnige 
Beamtenherrjchaft gehaßt und angegriffen zu werben. Ebenſo 
jol der Staatsmann zwar infoferne über den Parteien ftehen, 
als es ihm gebührt, ihrer aller Weſen genau zu fennen und 
ihre Vorzüge und Schwächen zu beurtheilen; aber in der Hand: 
habung der öffentlichen Gewalt. muß er fi) auf die befte - der- 
felben ftügen umd fie in feinem Sinne leiten. Nur etwa für 
die Perſon ded Fürften ift die Forderung, ganz außerhalb ven 
Parteien zu ftehen, in jo weit begründet, als er fich mit Feiner 
berjelben perfönlich und unaufloͤslich verbinven fol, fondern fich 
jo zu allen, an fich nicht geradezu feindfeligen, zu verhalten hat, 
daß er nach Umftänden und ohne Verläugnung ber eigenen 
Vergangenheit feine Räthe wechjeln Tann. 

4. Unzweifelhaft ift ein heftiger Parteikampf, namentlich 
bei langer Dauer und abwechſelndem Glücke, alſo bei unge- 
fähr gleicher Stärke der Gegner, mannchfach unbehaglich und 
ſchädlich. Es wird ber ruhige Fortgang der Gefchäfte geſtoͤrt, 
möglicherweife eine tiefe Zerriffenheit der gejellichaftlichen Zu- 
ftände bis ins Familienleben herunter erzeugt; bie öffentlichen 
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Männer nügen ſich im leidenſchaftlichen Widerſtreite der Ge- 
ſinnungen vor der Zeit und oft unverbient ab; die Maßregeln 
der ſiegenden Partei find nicht felten gehäffig und ungerecht, 
oder felbftfüchtig; im fchlimmften Falle kann es zu großer Zer- 
rüttung und felbft zum blutigen Bürgerfriege kommen. Allein 
ber Nuben eines Ichendigen und mehrfeitigen Antheile® am 
Öffentlichen Weſen ift doch überwiegend. In folchem Zuſtande 
ift Unthättgkeit und ſtumpfe Gleichgültigfeit bei den Inhabern 
ber Gewalt unmöglich; immer wieder, und zwar auf den ver: 
Ichiedenen Seiten, werden bebeutende Männer zu Einfluß empor: 
gehoben; ftrenge Weberwachung durch Gegner veranlaßt Ver: 
meidung grober Fehler; . ein Abſchluß der wichtigften Staats⸗ 
fragen und eine billige Ausgleichung in Betreff derjelben ift 
nur nach einer Tebenbigen Durchkämpfung derſelben möglich; 
bürgerliche Freiheit endlich wird nicht gejchenft noch mit einem 
Griffe erhaſcht, fondern nur im langen Kampfe errungen. Ein 
PBarteileben aljo kennt Stürme, nicht aber Fäulniß und Still: 
ftand. ‚ 
5. Eine ungefähr gleiche Macht der Parteien und bie 
Ermüdung eines unentfchieven gebliebenen Kampfes bringt zu: 
weilen eine Webereinfunft zu gemeinfchaftlicher Leitung be 
Staates hervor, Coalitionsminiſterien, Vertheilung ber öffent- 
lichen Stellen ober des Einfluffes auf die Bffentlichen Ange⸗ 
legenheiten unter ben Partheien, u. dgl. Died kann jedoch auf 
die Dauer und von Nuten nur da fein, wo entweder die Ge- 
genfäte nie bedeutend waren, ober wo fte fich durch aufrichtigeß 
gegenfeitiges Nachgeben ausgeglichen haben. Dann mögen auch 
mehrere Parteien bleibend zu einer neuen gemeinfchaftlichen ver: 
ſchmelzen. In ber Megel jedoch ift eine folche Verbindung nur 
ein halbe Maßregel und höchitend ein Waffenftillftand. Nach 
einer kürzeren ober längeren Zeit gegenjeitigen Mißtrauens, 
großer Unthätigleit in den wichtigften Gejchäften und oft eines 
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allſeitigen Verluftes an Anfehen reißt das Unzufammengehörige 
wieder auseinander und die Spaltung ift tiefer "und bitterer 
als vorher. Nur in den oben angedeuteten Fällen ift daher 
zu einen folchen Verfuche zu rathen. — Nicht zu verwechleln 
mit folchen Verbindungen bisheriger Gegner zu gemeinjamer 
Negierung find Vereinigungen mehrerer Parteien zu gemein: 
Schaftlicher Bekämpfung eined Gegnerd; folche find an fid) 
naturgemäß und Häufig auch wirkffam Auf eine Dauer 
der Freundfchaft nach erreichtem Siege tft jedoch nicht zu 
rechnen. — 

6. Gegenſtand der Parteibeſtrebungen kann jede Be— 
ziehung des Staatslebens ſein, z. B. Verfaſſungsform, Freiheit 
oder ſtraffe Regierung, NReligionsübung, Erbfolgerecht, Verhalten 
zum Auslande u. |. w. Am dauerndſten und wohl auch am 
heftigiten find diejenigen Parteien, welche auf einer gejellfchaft- 
lichen, namentlich auf eirier Firchlichen, Grimblage ruhen. In 
freien Staaten aber werben zu allen Seiten zwei Partei- 
richtungen jein; eine auf Befeftigung und Erweiterung der 
negativen Freiheitärechte gehende, und eine, welche Kraft der 
Regierung und Ordnung anftrebt. Beide Tönen wieder in ſich 
gefpalten fein, je nachdem fie in Zweden und Mitteln gemäßigt 
oder der rückſichtsloſen Durchführung aller Folgerungen zugeneigt 
find. In ſolchem alle mögen dann auch die beiden äußerften 
Parteien fih in Gewaltthätigfeit ähneln und ſelbſt mehr Vor: 
liebe zu einander haben, als zu ihren eigenen milberen Mei- 
nungsgenoffen. Dabei find nicht felten die Parteien durch 
Einfluß der Racen und Stämme, gefchichtlicher Vorgänge, reli- 
gidſe Zwiſtigkeiten auf wunderbare Weiſe verquickt und zer- 
fest ). Es ift unftaat3männifch, irgend einer politifchen Partei 
unbedingt den Vorzug vor allen andern zuzufprechen; je nach 
ben wechjelnden Bebürfniffen ver Zeiten und der Völker, nach 
ber Perfönlichkeit der Führer, nach den zufälligen Leivenfchaften 
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und Laumen kann Nuten und Schaben, vob und Zabel jehr 
Verſchiedenen zufallen. 

7. Nicht zu verwechſeln ſchließlich mit den Parteien inner: 
halb desſelben Staatsgedankens ift ver Zuftand, wenn ein 
Staat anfängt, der Rebensauffaffung des Volkes oder eines 
namhaften Theiles vezfelben überhaupt nicht mehr zu genügen, 
und fi) in Folge deffen bei einer größern oder Heinern Anzahl 
ver Plan zu einer vollftändigen und nöhigenfalls gewaltſamen 
Umänderung ausbildet. Hier ift denn fein Ringen mehr um 
eine geſetzliche Erwerbung von Einfluß, .jondern vielmehr ber 
Anfang einer Auflöfung und im günftigen Falle einer völligen 
Neugeſtaltung. 


1) Ueber Parteien |. Rohmer, Th., Die vier Parteien. Züri‘, 1844; 
eine geiftreiche aber vielfach verſchrobene Schrift, felbft nur Parteierzeugniß 
in bogmatifhem Gewande. Bol Welders Staatslerikon, 2. Aufl. Bd. X, 
©. 479 fi. 

2) Sehr verſchieden von naturgemäßer. und unſchädlicher Geftaltung 
ber Parteien, nämlich von ber freiwilligen Anerfennung beftimmter Männer 
als Vorkämpfer und Häupter, bem Beftanbe eigener Organe zur Vertrehung 
ber gemeinfchaftlichen Meinung, endlich dem Gebrauche gewiffer Mittel zur 
Forderung ber Zwede, find förmlich geglieberte Organifationen , welche einer 
Partei eine befehlenbe Gewalt, regelmäßig vertheilte untergeorbnete Behörden, 
einen genau geregelten Zufammenhang und eine Verfügung über Geld und 
Menſchenkraͤfte geben. ine ſolche Einrichtung tft ein Staat im Staate und 
kann möglicherweife ber gefetlichen Gewalt unmwiberftehliche Hinberniffe in 
ben Weg legen. Beſonders bedenklich ift, wenn fi) bie Mitglieder zu 
unbebingtem Gehorſame verpflichten, vielleicht fogar nach ben Befehlen 
geheimer Oberen. Parteiorganismen biefer Art find unverträglich mit einem 
georbnieten Staatsweſen, und mit ihnen ift, welches immer ihr wirklicher 
oder angeblicher Zweck fei, ein Kampf auf Leben und Tod gerechtfertigt, 
überbieß auf bie Dauer nicht zu vermeiben. Beifpiele folcher Vereine find 
die Jacobiner, die Garbonari, der babifche Landesausfchuß von 1849. Ein 
großer Beweis von ber politifhen Durchbilbung des englifchen Volls ift es, 
baß baffelbe zwar wohl zur Durchführung eines beftimmten Zweces eine 
formellen Organifation der Anhänger beffelben bulbet, (wie ihn 3. B. bie 
Anticomleague befaß;) daß aber eine fortbauernde Unterordnung unter einem 
oberfien Rath und eine babucch zu Stanbe kommende bleibende umb im 
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Allgemeinen auf öffentliche Angelegenheiten anmwenbbare Macht von ber ge 
meinen Meinung ala unverträglich mit Staat, Geſetz und Recht betrachtet und 
nimmermehr gebuldet wird. Wenn Parteien in Geheimbünbelei, Eibesleiftung 
und regelmäßigen Verkehr ausarten, dann find fie Verſchwörungen oder 
Kindereien, nicht aber natürliche Geftaltungen eines gefunden fiaatlichen 
Lebens. 

3) Sehr belehrend hinfichtlich der Folgen einer größeren oder kleineren 
ſtaatlichen Ausbildung iſt eine Vergleichung des Benehmens engliſcher Par⸗ 
teien und des von den deutſchen Liberalen nach der Bewegung von 1848 be⸗ 
folgten. Während jene, wenn ſie durch Erlangung der Mehrheit im Parliamente 
an dad Ruder gelommen find, bie Uebernahme ber Regierung durch die 
bebeutendften Männer aus ihrer Mitte als ihren eigenen Triumph betrachten 
und nun bem beftehenben. Miniſterium treu zur Stüße bienen: wendete fich 
die beutfche conftitutionelle Partei aldbald von ihren bisherigen Stimm- 
führern ab, als biefe, und mit ihnen die biöher angeftrebten Mafregeln, 
unerwartet den Sieg errungen batten. Minifteriell zu fein unb zu beißen, 
erfhien ihnen ein Vorwurf, ohne Rüdficht darauf, wer bie Minifter waren 
und was fie tbaten. Bei fo geringer Einfiht mag man wohl zu einem 
beftändigen ohnmächtigen Belritteln von Regierungsmaßregeln, niemals aber 
zur eigenen Handhabung ber Staatögewalt befähigt fein. 

4) Barteien auf rein flaatlicher Grundlage waren ober find z. B. bie 
Whigs, Tories und Radicalen in England, die Hüte und Mützen in Schwe: 
ben, die Confervativen, Liberalen und Mepublifaner auf. bem ganzen euro- 
päifchen Feſtlande, die Republifaner und Demokraten in Nordamerika. Parteien 
mit religiöfer Färbung: Guelfen und Ghibellinen ; bie Buritaner und Inde⸗ 
pendenten; bie Hugenotten und Liguilten; die Geufen und bie Spanifdh- 
gefinnten. Parteien auf gefellichaftlicher Grundlage: Patrizier und Plebejer 
in Rom; die Geſchlechter und bie Zünfte ber deutſchen und italienifchen Städte; 
die Normannen und die Angelfachfen nah Wilhelm dem Groberer; bie 
Weißen und bie Farbigen in ben Antillen. Bebeutfame Verguidungen ver: 
fhiedener Grundlagen find aber unter Andern in Irland, wo keltiſche 
Abſtammung und Fatholifche Kirche im Gegenſatze mit Sachſenthum und 
Proteſtantismus ſtehen; oder in Ungarn, wo magyariſche Nationalität mit 
Treiheitzibeen ſich verbinbet. 


& 22. 
12. Bon Aenderung und Untergang der Staaten. 
Es fann fich begeben, daß der Staat feinem Zwecke, alſo 
der Foͤrderung der concreten Lebendaufgabe des Volles, nicht 
entipricht. Und zwar find hier vier Fälle möglich: 
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1. Der Staat ift immer ungenügend gewefen wegen 
mangelhafter Grundanlage. Es kann etwa die Staatögewalt zu 
ſchwach angelegt, der zur Erreichung ber, Aufgaben nöthige 
Behördenorganismus nicht beftellt, eine mit dem Weſen des 
beftimmten Staates unvereinbare Thatfache nicht befeitigt, eine 
dem Geifte und den Gewohnheiten des Volkes zumider laufende 
Verfaffungsform gewählt worden fein "). 

2. Die Staatöeinrichtungen find allmälig in Verderb— 
niß übergegangen, fo daß fie nicht mehr zweckgemäß 
wirfen , vielleicht pofitiv ſchaden 2). 

3. Die zur Erhaltung des Staate in jeiner biäherigen 
Meife zu bringenden Opfer find zu ſchwer geworben, jei 
es wegen Steigerung ber Forderungen, jet es wegen vermin- 
berter Leiftungsfähigfeit ?). j 
4. Die Lebenszwecke des Volkes haben fih geändert, 
fo daß z. B. an die Stelle einer gläubig frommen Auffaffung 
eine bloß verftandegmäßige, an die Stelle eines vegetativen 
Stammeslebens eine vielfeitig thätige Entwickelung aller Kräfte 
getreten ift, oder daß ein bißher den Zwecken eines anderen 
Landes willenlos dienendes Volk feine eigenen Zwecke verfolgen, 
ein von der Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten 
ausgeſchloſſenes bei denfelben mitwirken will 9). 

Eine Berbefferung offenbarer Mißſtände, und namentlich 
alfo eines Widerjpruches zwiſchen Mittel und Zweck, iſt logiſch, 
rechtlich und. ſittlich nothwendig; und jede Beitimmung, welche 
eine Unveränderlichkeit von Staateinrichtungen unbedingt feſt⸗ 
ſtellt, ift deßhalb widerfinnig und unerlaubt. Nur wer einen, 
mit der Gefchichte in volllommenftem Widerſpruch jtehenden, 
völligen Stillftand des ganzen geiftigen Lebens der Völker, und 
zu gleicher Zeit ein Gleichbleiben aller ihrer fachlichen Bedürf- 
niffe behauptete, koͤnnte dieſes läugnen. . Bor Allem aber ift 
die lange Dauer eines ungenügenden ftaatlichen Zuftandes fein 
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Grund der Heiligung bdeffelben, vielmehr ein um jo gerechterer 
Grund zu enblicher Verbefferung. 

Dagegen leuchtet auf ber andern Seite ein, daß nicht jede 
Art der Abänderung eine erlaubte und wünjchengwerthe ift. 
Vielmehr muß fie auf eine rechtlich unangreifbare Weife vorge: 
nommen werden und dem Snhalte-nach zweckgemäß fein). 

Sinnlos namentlich ift es, einer Staatsbehörde deßhalb, 
weil fie mit Verbefferung. der beftehenven Zuftände beauftragt 
ift, Befreiung von allen Geſetzen des Rechts, der Sittlichfeit 
und ber Zweckmaßigkeit, ein Recht zum Unrechte, eine Aufgabe 
zur Unvernunft zuzufchreiben. Sie hat keine andere außer- 
gewöhnliche Befugniß, als die der „Nichtbeachtung etwaiger 
Verbote einer nothiwendigen Veränderung u 

Demgemäß ift denn, 

zu 1, eine gänzliche Veränderung der bejtehenden Der: 
faffung allerdings unerläflich, wen biejelbe jo verfehrt und 
ungenügend ift, daß von einer bloß theilweiſen Verbefferung 
Nichts zu hoffen fteht. Allein ebenfo unzweifelhaft hat man 
fich mit der Ausmärzung mur einzelner fchlechter. Anftalten zu 
begnügen, wenn damit die Herftellung eined gefunden und 
richtig fungirenden Organismus bewerkitelligt ‚werden Tann. 
Wenn alfo-namentlich ſchon durch Veränderungen in der Ber- 
waltung und in ber gewöhnlichen Geſetzgebung das Bebürfniß 
befriedigt würde, ift ein Umſturz der Verfaſſung weder zweck⸗ 
mäßig noch erlaubt. 

Zu 2. Nicht übermäßig ſchwierig iſt die Aufgabe einer 
Verbeſſerung, wo bloß entweder Mißbraͤuche bei einer an ſich 
guten Einrichtung oder Verderbniß einzelner Theile des in der 
Hauptſache geſunden Ganzen vorliegen. Hier helfen Verbote 
und Gebote, neue Ueberwachungen, Austauſche guter Ein⸗ 
richtungen mit ſchlechten. Weit ſchwieriger natürlich iſt eine 
Verbeſſerung, wenn die Fäulniß bereits den ganzen Organismus 
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ergriffen bat. Hier wirb es eben jo jehr am guten Willen 
der zu den Verbeſſerungen verfaſſungsmäßig Berufenen, ala 
wohl auch an ben fachlichen Mitteln zur Hülfe fehlen. Ein 
folher Staat gebt gewoͤhnlich feinem völligen Untergange 
entgegen, und es find eigentlich nur zwei Mittel einer Ver- 
jüngung vorhanden: ein großes Unglüd, welches das Volk bis 
zu feinen innerften Tiefen aufrüttelt, dadurch jede noch vor: 
handene gute Kraft in Thätigkeit bringt und alles Unhalt- 
bare und Faule zerichmettert; oder aber ein großer Mann, 
welcher mit beherrichender Einficht und eifernem Willen ven 
Augiazftall ſäubert. Lebterer ift nun aber nicht nach Belieben 
zu haben; und das Heilmittel des Unglücks, welches freilich 
auf die Dauer nicht ausbleiben wird, mag leicht auch den 
Kranken tödten ”). 

Zu 3. Eine Verminderung unerträglich gewordener Laften 
iſt in boppelter Weile möglich, Entweder durch Aufgebung 
von Staatszwecken, welche zwar an fich begründet und nüblich 
jind, aber doch nicht den Kern der Aufgabe ausmachen; oder 
aber durch Vereinigung mit einem andern Staate, fo daß eine 
Erfparung in den höheren Regierungsausgaben ftattfindet. 
Erftereg Mittel wird bei drtlich beichränkter Vaterlandsliebe 
und bei Eitelkeit und Selbftfucht der bisher Herrſchenden we— 
niger Widerſtand finden, dagegen eine bleibende Verfümmerung 
des Staatsnutzens zur Folge haben. Dagegen ift, wenn bie 
gänzliche Aufgebung der bisherigen Selbitftändigfeit eines Staates 
ein allzu großes Opfer-erfcheint, durch Gründung eines Bun- 
besftaates wenigftens ein erklecklicher Theil eigenen Lebens zu 
retten ®). 

Zu 4. Für eine ganz neue Lebensrichtung kann lediglich 
eine entfprechende Umgeftaltung des Staates in feinem ganzen 
Weſen Befriedigung verfchaffen. Eine geringere Aenberung 


erreicht ben Zweck nicht und führt zu großen Folgewidrigkeiten 
v. Mohl, Encyclopäbie. 11 
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Grund der Heiligung beffelben, vielmehr ein um fo gerechterer 
Grund zu enblicher Verbefferung. 

Dagegen leuchtet auf ber andern Seite ein, daß nicht jebe 
Art der Abänderung eine erlaubte und wünfchenswerthe ift. 
Bielmehr muß fie auf eine rechtlich unangreifbare Weife vorge: 
nommen werden und dem Inhalte nach zwecfgemäß fein 5). 

Sinnlos namentlich -ift es, einer Staatsbehoͤrde deßhalb, 
weil fie mit Verbeſſerung der beſtehenden Zuftände beauftragt 
ift, Befreiung von allen Geſetzen des Rechts, der Sittlichkeit 
und ber Zweckmäßigkeit, ein Recht zum Unrechte, eine Aufgabe 
zur Unvernunft zuzufchreiben. Sie hat feine andere außer- 
gewöhnliche Befugniß, ala die der ‚Nichtbeachtung etwaiger 
Verbote einer nothwendigen Veränderung ©). 

Demgemäß ift denn, 

zu 1, eine gänzliche Veränderung der beſtehenden Ber: 
faffung allerdings unerläßfich,, wen biejelbe jo verkehrt und 
ungenügend ift, daß von einer bloß theilweifen Berbefferung 
Nicht? zu hoffen Steht. Allein ebenjo ungmeifelhaft bat man 
fi) mit der Augmärzung nur einzelner fchlechter Anstalten zu 
begnügen, wenn damit bie Herftellung eines gejunden und 
richtig fungirenden Organismus bewerkftelligt werben Tann. 
Wenn alfo-namentlich ſchon durch Veränderungen in der Ver— 
waltung und in der gewöhnlichen Gefeßgebung dag Bedürfniß 
befriedigt würde, ift ein Umsturz ver Berfaffung weder zweck—⸗ 
mäßig noch erlaubt. 

Zu 2. Nicht übermäßig ſchwierig iſt die Aufgabe einer 
Verbeſſerung, wo bloß entweder Mißbraͤuche bei einer an ſich 
guten Einrichtung oder Verderbniß einzelner Theile bes in der 
Hauptjache gefunden Ganzen vorliegen. Hier helfen Verbote 
und Gebote, neuc Weberwachungen, Austaufche guter Ein- 
richtungen mit Ichlechten. Weit ſchwieriger natürlich ift eine 
Verbeſſerung, wenn die Fäulniß bereit? den ganzen Organismus 
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Unendlich beſſer iſt es freilich, went biefe Frage nicht zur 
praftifchen Beantwortung geftellt wird; und Diejenigen, welche 
durch Selbſtſucht und Eigenfinn die Nothwendigkeit einer that- 
fächlichen Löfung herbeiführen, machen fich des größten politi- 
ſchen Fehlers und des höchſten fittlichen Vergehens fchuldig. 
Allein da die Vermeidung ziner theoretiſchen Antwort auf bie 
Frage bie. im Leben etwa vorkommenden Yälle nicht erlebigt, 
im Gegentheile eine beſonnene Erörterung Klarheit und fomit 
Nuben fchafft: jo erfcheint die Aufftellung nachſtehender Sätze 
ala nötig. 

Bor Allen müflen diefenigen Verhältniffe ausgeſchieden 
werden , bei welchen unter feinen Umſtaͤnden von einem Rechte 
zu einer gewaltfamen Umgeſtaltung des Staates die Rebe jein 
kann. — Zunädit find es alle diejenigen Fälle, in welchen 
bie gewöhnlichen gefeßlichen Mittel noch nicht vollftänbig erſchoͤpft 
find. Ein Nothfall ift ja nicht vorhanden, wo noch vegel- 
mäßige Hülfe angerufen werben faun. Bon felbit ergibt fich 
babei, wie wohlthätig auch) in vorliegenber Beziehung Staats⸗ 
“ einrichtungen find, welche ber Stimme des Volles in georb- 
neter Weile Gehör verichaffen. — Ebenſowenig befteht ein 
Recht zu irgend einem gewaltthätigen Schritte, wenn das 
Bebürfnig der Uingeftaltung noch fein allgemeines iſt. 
Der Staat ift zur Förderung ber Lebendzwede des ganzen 
Volkes beftimmt, nicht aber für die abweichenden Auffaffungen 
einer Minderheit; und ganz gleichgültig iſt es hierbei, ob eine 
Minderzahl geiftig weiter fortgejchritten zu fein glaubt als bie 
Maſſe. In letzterer Vorausſetzung mag fie die Gefammtheit 
durch Belehrung nach fich zu ziehen fuchen; allein bis zur 
Erreichung dieſes Zieles hat fie keine Befugnig zur Auforängung 
ihrer vereinzelten Plane. Je folgefchwerer jeber Verfuch einer 
gewaltfamen Auflehnung gegen das Beſtehende ift, unb je 
leichter er fehlgefchlagen und dann bie Mebel nur noch ver: 

11 * 


162 


im Staatsorganismus. Aber allerdings ift eine jo burchgreifende 
Umgeftaltung mit großen Schwierigleiten verbunden, weil ſich 
faum erwarten läßt, daß die neue Rebenzauffaflung alsbald 
von Allen einftimmig angenommen wird, unb namentlich die 
im bisherigen Staate bejonderd Bevorzugten fich fchwer zur 
freiwilligen Aufgebung ihrer Vortheile entfchließen; daher wird 
bier in der Regel nur langer Kampf und Gewaltſamkeit der 
Mittel zum Ziele führen. 

Verſäumniß rechtzeitiger und außreichenver Verbefjerungen 
ft nicht nur unſittlich und unrecht, fondern auch unklug. Die 
nächite Folge ift ein Kränkeln des Staatslebend, immer weiter 
um ſich greifende Unzufriedenheit, ftaatliche Werfchlechterung 
der Bürger -und allgemeines Mißbehagen. Bei längerer Fortdauer 
aber und in beſonders jchweren Fällen werden Empörungen 
und gewaltfame Umfturzverfuche nicht ausbleiben, deren Folgen 
ſodann im beiten Falle vielfaches Unglück Einzelner, auf Tange 
Zeit wirkende Erſchütterungen der Grundlagen alles gejell- 
Ichaftlichen Leben? , endlich unglüdliche Mebergangszuftände find, 
leicht aber auch blutige Bürgerkriege, ungeheure Berbrechen, 
gründliche Zerrüttung des Volkswohlſtandes und fortbauernde 
neue Bewegungen fein Fönnen. Genügende und zeitige Ber: 
befjerung auf gefeßlichem Wege ift alfo dag einzige, aber auch) 
ein fichered Vorbeugungsmittel. Natürlich ift ein folches nicht 
zu verwechleln mit feigem und Eopflofem Nachgeben gegen unbe: 
rechtigte Forderungen von Minderheiten oder gegen lärmende 
Aufwallungen von Pöbelhaufen. 

Weder in der Wiflenfchaft noch im Leben läßt fich bie 
ſchwierige und. Eigliche Frage umgehen: ob zu einer gewaltfamen 
Auflehnung der Bürger und einer gegen, den Willen der bis⸗ 
herigen Machthaber durchzuführenden Aenderung ein Recht 
beftehe, wenn gewünfchte Umgeftaltungen des Staates nicht 
freiwillig und auf frieblichem, geſetzlichem Wege erfolgen ? 
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der neuen Lebendauffaffung und ihren Folgen zu widerftehen : 
fo verdient eine folche Haltung doch fittlich und vom Stand: 
punfte der Zwechnäßigfeit auß den härteften Tadel. Ebenſo 
bebarf ed nicht erft der Bemerkung, daß die Art des abzuän- 
bernden Staates keinerlei Unterjchteb in dem echte ihn zu 
verändern macht. Eine Theokratie 3. B., welche den Glauben 
des Bolfe verloren hat, ift jo wenig berechtigt weiter zu beftehen, 
als ein patriarchalifcher Staat, deſſen geringe Keiftungen ermei- 
terten Lebendanforderungen ‚nicht mehr entfprechen. 

Dies die Antwort vom rechtlichen Standpunkte aus; allein 
nicht. auß den Augen dürfen die großen Schwierigkeiten gelaffen 
werben, welche fich bei der Durchführung folcher außergeſetz- 
licher Schritte ergeben. Schon der Umjtand, daß zu gewalt- 
famen Mafregeln gegriffen werden muß, beweift, daß ernftlicher 
Widerſtand, jei es von bisherigen Gewalthabern fei es von 
einer Minderzahl, in Ausficht ſteht. Vielleicht, und ſelbſt 
wahrjcheinlich, miſchen fich auch fremde Staaten aus Beſorgniß 
ber Anſteckung oder aus Luſt in der Verwirrung zu gewinnen, 
in den Streit. Leicht aljo möglich, daß viele Jahre erbitterten 
und verheerenden Kampfes die Folge einer folchen Bewegung 
find. Der Nationalmohlitand und die Gefittigung fünnen in 
einem Meere von Blut untergehen; Verfolgungen, Hinrichtungen 
und Bertreidbungen Einzelner und ganzer Parteien Glüd und 
Leben von Taufenden vernichten. Dabei ift ein guter Erfolg 
nichtö weniger als ficher, wäre es auch nur deßhalb, weil ber 
Erichöpfung und Verzweiflung oft auch eine verhaßte und bem 
urfprünglichen Bemühen noch fo entfernte Herrfchaft als einen 
Rettungsanker erſcheint. Wielleicht ift fjogar der aus ben 
Fugen gebrachte Staat nicht wieder in irgend eine bleibende 
. Ordnung zu bringen. Die verfchiebenen Beſtandtheile des 
Volkes treten feinpfelig auseinander und befämpfen ſich, da feiner 
übermächtig ift, mit abwechſelndem Glüde, und führen durch 
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ſchlimmern kann: deſto unerlaubter und unkluger iſt jebe 
Mebereilung,, und alfo namentlich jeder Plan, welchen nicht 
voraugficgtlich die überwiegende Mehrheit des Volkes zuftimmen 
wird. — Endlich noch ift fein Grund zur Umgeftaltung des 
Staates, wenn diefer, fall? er verfaffungämäßig regiert wird, 
ben Bebürfniffen und Wünfchen des Volkes entipriht, und 
nur zufällig eben jegt der zeitige Inhaber der Staatögewalt 
(jet diefer eine phyſiſche ober moralifche Perjon) ungeſetzlich 
und tyranniſch verfährt. Hier mag es fich von der Entfernung 
des Schulbigen aus der von ihm mißbrauchten Stellung han⸗ 
bein; nicht aber von einer Aenderung der Staatzeinrichtungent. 
Bielmehr tritt, wenn jene perjönliche Befeitigung thatfächlich 
und rechtlich durchgeführt ift, der nach den beftehenden Geſetzen 
Nächitberechtigte an die Stelle des Vertriebenen ein, mit dem 
Auftrage und mit ber Warnung, die verlegte Verfaffung wieder 
herzuftellen und felbft zu achten.- 

Es bleibt alfo für eine erlaubte Revolution nur der einzige 
Tall, wenn nah Erfchöpfung aller verfaſſungsmaͤßigen Mittel 
zur Abhülfe oder, was bem gleich Kommt, bei gefehwibriger 
Berichliegung derfelben die von der Gejammtheit des Volkes 
zur Befriedigung einer neuen Lebendrichtung als nothwenbig 
angefehene Einrichtung mit Gewalt vorenthalten wird. Hier 
tritt offenbar ein Nothrecht des Volkes ein; und zwar ein um 
jo entſchiedeneres, als die Erreichung höherer menfchlicher Lebens⸗ 
zwecke in Frage ſteht. Ein Recht zur Bewahrung des unge: 
nügenb gemworbenen Zuftandes Tann für Niemand beitehen, ba 
ein Staat, welcher den concreten Lebenszecken bed Volkes im 
Wege ift, Feine Berechtigung hat; und die Stellung, welche 
ber zu ſolcher Vertheidigung Geneigte in dem unerlaubt gewor- 
benen Staate etwa einnimmt, macht Teinerlei Unterjchied in, 
bem Mangel an Berechtigung. Mag ed etwa au, aus 
Mangel an pofitivem Geſetze, Tein vechtliches Verbrechen fein, 
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Une nun unb AU rnzufriedenheit erzeugten und in ber Regel mit großer 
bie hwelgerifche Perg 3. B. die norbamerifanifche Conföberation von 1781; 
von Stomgeinei Dgenofienfhaft von 1815; der beutfche Bund. — Fälle 
dem Lin, und Herzrıgen, welche von Anfang an nichts taugten, weil fie 
dagehen Ay Gi srr Gewohnheiten des Volke unangemeffen waren, find 
RAubliten in Weitsſtaat für bie Schweiz im 3. 1798; bie verſchiedenen 

N Frankieich; repräſentative Demokratieen in den ſpaniſchen 


Das deutſche Reich vor feinem Ende; das franzöfiſche 
Revolution; die venetianiſche Ariſtokratie im 18. Jahrh.; 
dad engliſche Barkiament vor ber Reform; bie Türkei (falls biefe * 
wugte.) Um don dem römiſchen Reiche im Weſten und Ofen, von dem 
Mongofenteihe u. ſ. w. nicht zu reden 

8) Mögliche Zölle folder Unzureichenheit aus Mangel an Mitteln zur 
Erreihung der Staatszwede waren bie Hunderte von beutfchen Zwergſtaaten 
vor den Serularifationen und Mediatifirungen zu Anfang bed 19. Jahr⸗ 

hunderts; und ſehr verbreitet ift wohl die Neberzeugung , daß bie Aufhebung 
unmöglich gewordener Zuftänbe lange nicht weit genug gegangen fei. Auch 
find einzelne ber Schweizer Kantone, Monaco u. f. w. bier zu nennen. 

4) Hierher gehört ber Uebergang beutfcher Batrimonial-Staaten in den 
Rechtsſtaat; bie Losfagung berangewachfener Kolonieen vom Mutterlande, 
wie z. B. in Norbamerifa; die Ummanblung fo vieler europäifcher unbe- 
fhränfter Fürftenthümer in Repräfentativ-Staaten. 

5) Wie im Leben nicht felten die Beftrebungen nach einer Aenderung 
unklar in Zweden und Mitteln find, 3. ®. bie Bekämpfung eines Zuftandes 
fih verwandeln kann in einen Streit mit einer Perfon, welche ber Träger 
beffelben ift; ober wie umgefehrt bie Bekämpfung eines tyrannifchen Staats⸗ 
oberhaupted zu einem Angriffe auf bie beftehende Staatsordnung felbft führt: 
fo liegen auch in ber Literatur bie Erörterungen über bad Widerſtandsrecht 
gegen gefegwibrige Regierungshandlungen ober ſchlechte Fürſten in bunter 
Bermifchung mit den Lehren und ben Streilfchriften über das Recht zu ber 

Aenberung ber Staatsverfaffung. Eine ſcharfe Sonberung beider Battungen 
von Schriften ift baber nicht möglih, ſo weſentlich verſchieden auch ihr 
Gegenſtand if. Die Schriften über blos verfaflungsmäßigen Gehorfam find 
zufammengeftellt in me iner Gedichte und Literatur ber Staatswiſſen⸗ 
ſchaften, Bd. I, S. 320 ff.; von Werken über das Recht und bie Politik 
der Revolutionen im e. S. ſind aber folgende zu bemerken: Aristoteles, 
Polit., lib. V. — Volney, C.F.de, LesRuines. Par., 1791. — Fer- 
rand, A. de., Thöorie des r&volutions. I—IV., Par, 1817. — Ehr: 
hard, Ch. D., Ueber bad Recht bed Volks zu einer Revolution. Jena, 1798. 
— Murhard, Zr, Das Recht ber Nation zur Erſtrebung zeitgemäßer 
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eine Neihenfolge immer neuer Umwälzungen eine gänzliche 
Auflöfung von Staat und Gejellfchaft herbei. Endlich noch ift 
es außerordentlich ſchwierig, vor dem Eintritte der Thatſachen 
den "wahren Stand der Vollsgefinnung zu kennen und alfo 
die Rechtmäßigkeit und die Näthlichfeit von Gewaltmaßregeln 
zu beurtheilen. Aeußerungen Einzelner, und wären fie noch 
fo Iaut und noch jo entſchieden, geben feinen Maßſtab. Selbft 
eine anfcheinend allgemeine Volkoſtimmung mag nur augenblid- 
liche Regung auf ber äußerften . Oberfläche fein; über bie 
Nachhaltigkeit felbft einer tiefer gehenden Bewegung liegt Teine 
Gewißheit vor. Auf ſolche Weiſe ift ein Mißlingen fehr wohl 
möglich; ein folches aber führt nicht nur über bie Urheber und 
ihre hauptfächlichjten Genoffen ſchweres Unglüd, fondern flürzt 
auch noch ungezählte Andere in Elend und Berfchlechterung 
ihrer bisherigen Yuftände. — Aus al dem ergibt fih nun, 
daß es eine gleichmäßige Forderung des Rechtes, der Sittlich⸗ 
feit und der Klugheit iſt, Teine gewaltfamen Aenverungen im 
Staate zu unternehmen, wo irgend ein Zweifel über das allge: 
meine Bedürfniß und irgend eine Möglichkeit der Zufrieden⸗ 
ftellung mit dem Bisherigen vorhanden if. Es ift nicht blos 
feige Folgewidrigkeit und Geſinnungsloſigkeit, welche bei Revo: 
Iutionen nach dem Erfolge urtheilt; fonbern in der That gibt 
bier nur der Sieg auch das Necht, weil nur aud jenem auf 
bad Vorhandenfein der Bebingungen des letzteren gefchloffen 
werben kann 9. 


1) Schlagende Beiſpiele von Staatseinrichtungen, welche vom erſten 
Anfange an falſch waren, weil ſie an einer Schwäche der öffentlichen Gewalt 
litten, ließen ſich in Menge aus der Geſchichte der ſeit 1789 entſtandenen 
Berfaffungen anführen. So z. B. die ſämmtlichen Grundgeſetze, welche ber 
Familie ber erſten franzöfifchen Verfaſſung (von 1791) angehörten; ferner bie 
Eortesverfaflung mit allen ihren Nachahmungen. Aber auch bie polnifche, die un: 
garifche Berfaffung. Namentlich find ferner die Einrichtungen mancher Staaten: 
bünde zu nennen, weldhe von Anfang an angeborener Schwäche Tränfelten, 
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Beftande eine Mittel haben, zeigt der Vorgang der Vereinigten Staaten 
von Norbamerifa ; ferner die Schweiz im Jahre 1848. Freilich war bier 
feine perfönliche Eitelfeit und feine Sorge für das Intereſſe Einzelner zu 
überwinben ! 

9) Es if gleich unrichtig, die Revolutionen als ein unvermeibliches 
Naturereigniß anzufehen, welches gar feinen Berechnungen und keinen fitt- 
lihen Gefeßen unterworfen jei, und welches man denn eben mit allen 
feinen Folgen, etwa wie ein Erdbeben, über fi) ergeben lafien müffe; und 
fie zu betrachten als eine unerlaßbare Sünde gegen die göttliche Weltordnung, 
als ein in Feiner Weife zu entſchuldigendes Unrecht, und als eine unvermifchte 
Mafle von Verbrechen und Uebeln, welche unter allen Umftänden auf Tod 
und Leben zu befämpfen und deren Urheber und Theilnehmer als der Aus- 
wurf der Menfchheit zu bezeichnen fein. Mit einem Worte, weber ber 
mechaniſche Fatalismus von Thiers und anderen Franzoſen, noch bie 
füßliche Theologie und die bandgreiflichen Begriffsverwechälungen und Trug: 
fchlüfle Stahl’3 geben die Wahrheit. Gewaltſame Umwälzungen find Feine 
blofe Raturgewalt und Thatfache, weil fie die logiſch richtigen Folgen menſch⸗ 
licher Fehler und Leibenfchaften find, und ſchon in ihren Urſachen vermie: 
den, möglicherweife felbft noch im Verlaufe durch ftärfere Gegenmittel auf: 
gehalten werben Fünnen. Unrecht und Unfittlichkeit aber finb fie nur, wenn 
fie ohne zureichende Rechtfertigung begonnen wurden, d. b. wegen unmwichtiger 
Beſchwerden, ohne vernünftige Ausfiht auf Erfolg, und fo lange noch 
anbere regelmäßige Mittel zur Abhülfe vorhanden waren. Allerdings führen 
fie in der Regel unermeßliche Uebel unb Verbrechen mit ſich; allein die 
größere Hälfte der Schuld trifft Diejenigen, welche durch Beharren auf 
unerträglihem Widerfinne und Unrechte zu einem fo fürdhterlichen und fo 
unficheren Heilmittel bingebrängt haben. Die Frage ift ſchließlich eben hier, 
wie noch in einigen anbern Fällen des Staatslebens, ob der Menſch Gewalt 
unb Unrecht bis zu welentlicher Beeinträchtigung feiner ganzen Lebenszwecke 
widerſtandslos zu tragen verpflichtet und fittlich berechtigt fi? ob «8 im 
Staatsleben feinen Zuftand ber Nothwehr gibt? Natürlich begreift eine aus 
Mannesgefühl und aus Achtung vor Menſchenrecht hervorgegangene Ant: 
wort weder die Rechtfertigung ebrgeiziger oder mit dem Leben zerfallener 
Verſchwörer, noch bie Vertheibigung und Verſchleierung von Grauſamkeiten, 
als angeblich revolutionärer Mittel, in fi. Wer .aber bie Rechts⸗ und 
Eittligkeitäfragen in Beziehung auf biefen, durch Stillſchweigen doch nicht 
ganz zu vermeibenben Zuftand, fcharf ind Auge faßt und grumbfäßlich zu 
beantworten fucht, ift nicht etwa ein Feind, fondern im Gegentheile ein 
vorforgenber Freund begründeten Rechtes und allgemeinen Wohlergehens. 


2. 
Offenlliches Recht. 
A. Staatsrecht. 


a. Philoſophiſches Staatsrecht. 


g 28. 
1. Begriff deſſelben. 


Das p hiloſophiſche Staatsrecht iſt das Syſtem 
derjenigen Recht 8ſätze, welche die Befugniſſe und Verpflich⸗ 
. tungen ſammtlicher Staats-Theilnahme, als ſolcher, feſtſtellen, 
inſoſerne ſich dieſe Sätze einerſeits auf das innere Leben des 
einzelnen Staates beziehen, andererſeits aus dem Weſen des 
Staates überhaupt und feiner einzelnen Gattung und Art ins⸗ 
bejondere mit Iogifcher Nothwendigkeit folgen. 

Es verdienen alfo hauptfächlich vier Punkte eine nähere 
Betrachtung. 

1. Die Feftitellung eine Staatäbegriffes und die allge: 
meine Wahl einer pafjenden Form für denſelben weicht zur 
Ordnung des Zufammenleben? lange nicht aus. Soll ver 
Zweck egreicht. werden, jo muß der concrete Organismus in 
allen feinen Theilen in Wirkſamkeit treten und müfjen alle 
einzelnen im Staatöleben vorkommenden Fälle des Handeln? ber 
Staatögemwalt unterworfen werben. Died darf aber natürlich 
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nicht willkührlich und grundſatzlos gefchehen, fondern nach logiſch 
richtigen Regeln. 

2. Das Staatörecht umfaßt die Rechtöverhältniffe ſaͤ m m t- 
licher Staatstheilnehmer als folcher. Die richtige Abgrenzung 
bed Gegenſtandes erforbert eine doppelte Rückſicht: einerſeits 
Ausdehnung auf alle Rechte und PVerbindlichkeiten, welche fo- 
wohl Einzelne als ganze Caſſen und gefjellichaftliche Kreife in 
Beziehung auf das Zufammenleben im Staate haben; anderer: 
jeit3 die Beichränfung auf Sätze, welche ftaatliche Verhältniſſe 
regeln. Demgemäß zerfällt der inhalt des StaatSrechtes vom 
Standpunfte der daburch betroffenen Perfonen aus in zwei 
große Abtheilungen : | ' 

a) Die Rechtöforberungen des Staatsoberhauptes. Ihm 
ift aufgetragen, den Zweck des Staated zu verwirklichen ; 
zu dem Ende aber theild bie erforderlichen ftehenden Ein- 
richtungen zu treffen und aufrecht zu erhalten; theils im 
einzelnen Falle zu entſcheiden und auszuführen. Hierzu 
bebarf er einer geficherten Stellung und des Rechtes, in 
dem erforderlichen Umfange Befehle zu geben und ihre 
Ausführung zu erzwingen unb überwachen. Diefer recht- 
lichen Stellung entfpricht aber anbererfeit3 die Verpflichtung 
aller Uebrigen, d. h. fänmntlicher Unterthanen, zu Gehor- 
ſam, Achtung und Mitwirkung. 

b) Die rechtlichen Forderungen der Unterthanen an ben 
Staat. Der Staat bat die Lebenszwecke des concreten 
Volkes zu fördern; dem Volke aber fteht in feiner Geſammt⸗ 
heit und in feinen einzelnen thatfächlichen Beitanbiheilen 
auf die möglichit vollftändige Erfüllung dieſer Beſtimmung 
ein vollkommenes Recht zu, weldyes fchon in dem Begriffe 
bed Staates begründet ift, dann aber durch Uebernahme 
de Gehorfamd und der Leiftung weiter befeitigt wird. 
Die daraus entfpringenden Forderungen find fchlieklich 


2. 
- Öffentliches Recht. 
A. Staatsrecht. 


a. Philofophifhes Staatsrecht. 


§ 23. | 
1. Begriff beffelben. 


Das p hiloſophiſche Staatsrecht ift das Syſtem 
derjenigen Recht s8ſätze, welche bie Befugniſſe und Verpflich— 
. tungen ſfämmtlicher Staats-Theilnahme, als ſolcher, feftftellen, 
inſoſerne ſich dieſe Sätze einerſeits auf das innere Leben des 
einzelnen Staates beziehen, andererſeits aus dem Weſen des 
Staates überhaupt und feiner einzelnen Gattung und Art ins⸗ 
bejondere mit Iogifcher Nothwendigkeit folgen. 

Es verdienen alſo hauptſächlich vier Punfte eine nähere 
Betrachtung. 

1. Die Feltftellung eines Staatöbegriffed und die allge: 
meine Wahl einer paffenden Form für denſelben xeicht zur 
Ordnung ded Aufammenlebend lange nicht aus. Soll der 
Zweck esreicht. werben, jo muß ber concrete Organismus in 
allen feinen Theilen in Wirkſamkeit treten und müſſen alle 
einzelnen im Staatäleben vorkommenden Fälle des Handelns der 
Staatögewalt unterworfen werben. Died darf aber natürlich 
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Grenzen vermieden werben ſoll, eine ſcharfe Unterſcheidung 
zwilchen der im innern Staatäleben zur Erfcheinung kommenden 
Bedingungen oder Folgen einer Regelung der auswärtigen Ver: 
bältniffe, und dieſen felbft, welche dem Voͤlkerrechte anheim- 
fallen 1). | 

4. Die Ableitung der Rechtsſätze aus dem Wefen des 
Staates überhaupt und der Gattungen und Arten beflelben 
inäbejondere ift das Bezeichnende des philofophifchen Staats⸗ 
rechtes, im Gegenjate des pofitiven. Ein Gefeb kann beftehen, 
entweber weil es von einer äußeren, mit entiprechender Macht 
begleiteten Auctorität ausgeht; oder aber weil es fich aus einer 
inneren Nothwendigkeit ergiebt, jomit ohne äußeren Zwang 
und Befehl. Ein Wiverfpruch zwifchen beiden Arten von Ge- 
feßen ift an und für fich nicht nothwendig, weil das poſitiv 
vorgefchriebene auch an ſich vernünftig fein kann und fogar 
fein fol. Allein nicht nur kann das pofitive Geſetz beftimmter 
und in den Einzelnheiten ausführlicher fein, während dagegen 
dad aus innerer Nothwendigkeit vührende in der Regel um⸗ 
faffenver und burchgreifender ift; ſondern es find allerbings 
ſelbſt Widerſprüche nicht unmöglih. Wenn nämlich die pofitiwe 
Auctorität entweder eine falfche Auffaffung von ihrer Aufgabe 
dat, oder wenn fie glaubt, wegen thatjächlicher Verhältniſſe 
eine vollfommene Durchführung bed Vernünftigen nicht anordnen 
zu können: fo mag allerdings zwiſchen dem philofophifchen und 
dem pofitiven Rechte ein größerer oder kleinerer Unterjchied fein. 
In dieſem Falle gilt jedes der beiden verjchievenen Geſetze auf 
feinem Gebiete, und feines wird durch das Beitehen und bie 
relative Nichtigkeit des andern beeinträchtigt. Welche Anwendung 
im Leben ſodann ſolche von einander abweichende Geſetze finden, 
ift eine andere, hier nicht weiter zu befprechende Trage. 

Der Ietste Grund der Gültigkeit des philojophiichen Rechtes 
ft feine Togifche Nothwendigkeit zu Erreichung des concreten, 
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gegen dad Staatsoberhaupt gerichtet, weil dieſes die Per- 
fonifilation des Staate® und der Inhaber der zur Auß- 
führung nöthigen Stantögewalt if. Was die Einrich- 
tungen zur Durchführung betrifft, fo find fie freilich mannch⸗ 
fach abweichend in den verjchiebenen Staatsgattungen und 
deren Unterarten; allein ind Mechtögebiet gehören fie 
immer, wie fie ftofffich befchaffen fein mögen, va auch hier 
Durchfeßung gegen abgeneigten Willen anwendbar ift, und 
bie Gewährung der den Unterthanen je nach dem concreten 
Staatszwecke zuftehenden Vortheile nicht der Willführ 
überlaffen, fondern ein beftimmt erworbener Anjpruch ber: 
ſelben ift. 

3. Das Staatzrecht bejchäftigt fich lediglich mit dem 
innern Staatsleben. Es wird alfo der Staat grundfählich 
ala etwas in fich Adgefchloffenes betrachtet; nur daS Neben 
innerhalb ber phyſiſchen Grenzen des Gebieted und der befon- 
deren Aufgabe des concreten Staatsgedankens wird geregelt 
und nach feiner rechtlichen Seite feftgeftellt. Dabei ift denn 
freilich wohl zu beachten, daß in jedem Staate, weil er nun 
doch thatfächlich nicht allein in Raum und Zeit beſteht, fchon 
bei feiner inneren Organifation dag Borbandenfein frember 
Staaten nicht unberüdfichtigt bleiben kann, damit für Nothfälle 
bie Mittel zur Erlangung des diesſeitigen Nechtes bereit feien, 
und weil die Verhältniffe einzelner Staatstheilnehmer, felbft im 
inneren Leben, durch Beziehungen zum Auslande auf eine bie 
Thätigkeit des Staates in Anfpruch nehmende Weife berührt 
werden koͤnnen. Die hierdurch veranlaßten Cinrichtungen und 
Grundſätze berückſichtigen alfo zwar wohl bie Thatfache ander: 
weitiger Staaten; allein fie machen doch einen Theil de Innern 
Organismus aus, und fie find daher auch bei der wiflenfchaft: 
lichen Darlegung ber rechtlichen Grunbfäbe für daB Innere 
zu beachten. Nöthig ift dabei freilich, wenn Verwirrung ber 
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Philofophie waren die Griechen; bie Römer jchloffen ſich nur 
als Schüler und Nachfolger an, Ein günftiges Gefchie hat 
bie Hauptfchriften beider Völker erhalten, nämlih Platon’ 
beide Werte „vom Staate” und „von ben Gefeßen”; die „Po: 
litik“ des Ariftoteles; endlih Cicero's „Abhandlung über 
den Staat,” (lebtere freilich nur verftümmelt.) Es ift jomit 
eine Kenntniß und Beurtheilung der Leitungen des claſſiſchen 
Alterthums in diefem Fache wohl möglid). 

Wie dies zu jeder Zeit gefchieht und wie es auch gar nicht 
anderd wünfchengwerth ift, geht das philofophifche Staatzrecht 
ber Griechen und Römer nicht etwa von einer rein fubjectiven 
Auffaſſung des einzelnen Schriftfteler? und von einer inbi- 
viduellen Lebendanfchauung aus; fondern ed ruht weſentlich 
auf der herrichenden Volldanficht von Leben und Staat, und 
fucht nur dieſe zu verallgemeinern und wiffenichaftfich zu be- 
gründen. Zum Verſtändniße der Literatur ift daher cin Begreifen 
jener Anficht nothwendig. EL find nun aber Hauptfächlich 
zwei Punkte der helleniichen Lebensanfchauung maßgebend. 
Der erjte ift der Mangel einer Achtung des Menſchen al? 
jolden. Nur der Bürger, infoferne und weil er an der Leitung 
des Geſammtweſens Antheil nimmt, hat einen Werth; dieſem 
Verhältniffe aber wird ſowohl die Individualitäͤt und das an⸗ 
geborene Recht des VBerufenen felbft, als, wenn es nöthig ift, 
das Mecht Anderer zum Opfer gebracht. Bei dem Bürger geht 
der Menich ganz auf im Staatötheilnehmer; Fremde. aber find 
rechtlos, die arbeitenden Claſſen blofe Werkzeuge, Sclaven einer 
Nothwenbigleit. Der andere Punkt ift die Auffaflung des 
Staates nicht als einer Orbnung des Zuſammenlebens, fondern 
als ein Sefammtleben. Der einzelne Bürger verfolgt im Staate 
feine eigenen und felbftftändigen Zwecke, ſondern er ift ein or: 
ganifcher Beſtandtheil des Ganzen und lebt nur für die Zwecke 
und in ben Zwecken besfelben. Das Wohl des Ganzen ift 
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vernünftigen Lebenszweckes, und e3 hat fomit auf biefem Stanb- 
punkte feine Bedeutung, was entweber nicht nothwendig als 
Mittel oder nicht vernünftig nach feinem Zwecke ift. Eben 
aber weil aus dem Weſen des Staated und feiner Arten das 
philoſophiſche Necht herfließt, ift dasſelbe aus zwei wejentlich 
verichtedenen Beitandtheilen zuſammengeſetzt: nämlich aus Sägen, 
welche fich aus dem allgemeinften Wefen des Staates überhaupt 
ergeben, und welche baher gleichmäßig gültig find für alle ein- 
zelnen Staatögattungen und beren Formen; und aus folchen, 
welche nur die Folgen ver befonderen Abfchattungen des Staats: 
gedankens find und nur für dieſen beſonderen Kreis gelten. 
Mit anderen Worten: das philoſophiſche Stantsrecht zerfällt 


in ein allgemeines und in ein beſonderes ber einzelnen 


von ber Vernunft anerkannten Gattungen und Arten von 
Staaten. 

1) Es ift unlogif und unbequem, wenn die auf bie äußeren Ber: 
hältniffe fich beziehenben Lehren aus dem innern Staatsleben und einige 
der angrenzenden Theile des Völkerrechtes zu einer eigenen Staatswiflenfchaft, 
„Staatenrecht“ genannt, verarbeitet werben, gleichfam zu einem neutralen Gebiete 
zwifchen Staatsrecht und Völkerrecht. Entweder gehört eine Borbereitungs- 
einrichtung und ein Folgefaß noch zu. der Ordnung bed innern Lebens, 
ober fie betreffen ſchon die Verhältniffe mehrerer von einander unabhängigen 
Staaten. Danach mag dann leicht ausgeſchieden werden, und es bildet das 
innerlich Zufammengehörige auch äußerlich Ein Ganzes. — A. M. iſt Held, 
Syſtem be BVerfafl.:Rechtes, Bd. I, S. 26. 


§ 24. 
2. Geſchichte des philoſophiſchen Staatsrechtes. 
Die wiſſenſchaftliche Bearbeitung des philoſophiſchen Staats⸗ 
rechtes zerfällt in die drei Abſchnitte des Alterthums, des Mittel: 
alter? und ber neueren Zeit, deren jeder durch eine ganz ver- 
ſchiedene Auffafjung des Staates bezeichnet ift. 


L Das klaſſiſche Alterthum. 
Die Hauptjächlichften Bearbeiter auch dieſes Zweiges ber 
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Philoſophie waren die Griechen; die Römer fchloffen fih nur 
als Schüler und Nachfolger an, Ein günftige® Geſchick hat 
bie Hauptfchriften beider Völker erhalten, nämlid Platon’ 
beide Werte „vom Staate” und „von den Geſetzen“; die „Po- 
uütik“ des Ariftoteles; enblih Cicero’ „Abhandlung über 
den Staat,” (lebtere freilich nur verftümmelt.) Es ift jomit 
eine Kenntniß und Beurtheilung der Leiftungen des claſſiſchen 
Alterthums in biefem Fache wohl möglich. 

Wie died zu jeder Zeit gefchieht und wie es auch gar nicht 
anders wünfchenZwerth ift, geht das philoſophiſche Staatsrecht 
der Griechen und Römer nicht etwa von einer vein jubjectiven 
Auffaffung des einzelnen Schriftfteller® und von einer inbi- 
vinuellen Lebensanſchauung aus; fondern es ruht wejentlich 
auf der herrſchenden Volldanficht von Leben und Staat, und 
fucht nur diefe zu verallgemeinern und wiſſenſchaftlich zu be: 
gründen. Zum Verſtändniße der Literatur ift daher ein Begreifen 
jener Anficht nothwendig. Es find nun aber hauptjächlich 
zwei Punkte der helfenijchen Lebensanſchauung maßgebend. 
Der erfte ift der Mangel einer Achtung des Menjchen als 
jochen. Nur ber Bürger, injoferne und weil er an der Leitung 
des Geſammtweſens Antheil nimmt, hat einen Werth; diejem 
Berhältniffe aber wird jowohl die ndivibualität und das an- 
geborene Recht des Berufenen felbft, als, wenn es noͤthig iſt, 
dad echt Anderer zum Opfer gebracht. Bei dem Bürger geht 
der Menſch ganz auf im Staatötheilnehmer; Fremde aber find 
rechtlos, die arbeitenden Elaffen blofe Werkzeuge, Sclaven einer 
Nothwendigkeit. Der andere Punkt ift die Auffaffung des 
States nicht als einer Ordnung des Zufammenlebeng, fondern 
als ein Geſammtleben. Der einzelne Bürger verfolgt im Staäte 
feine eigenen und felbftjtändigen Zwecke, ſondern er ift ein or: 
ganifcher Beſtandtheil des Ganzen und febt nur für die Zwecke 
und in den Zwecken besfelben. Das Wohl des Ganzen ift 
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infoferne guch fein eigenes, als es ſich auf ihn, den Beltandtheil, 
vefleftirt. Der Staat ift nicht jeinetwillen da, ſondern umgekehrt 
er für den Staat, und biefer letztere muß als ein lebendiger 
Organismus, welcher hoch über dem einzelnen Menjchen nicht 
nur an Macht, fondern auch an Recht fteht, betrachtet werden. 
— Hierzu kommt noch, daß wenigftens bei den Griechen Recht 
und Sittlichkeit nicht fcharf genug getrennt wurden, und daher, 
wenn irgend ein Zuftand vernünftig erichten, bie formelle Be: 
fugniß zu feiner Herftellung nicht bezweifelt wurde. 

Mitten in diefer Anſchauung ftehen nun die beiden Plato- 
nifchen Werke, und fie"find, als deren geiftreicher und uner- 
ſchrocken durchgeführter Ausdruck, von hoher culturgefchichtlicher 
Bedeutung. Im Mebrigen find fie allerbingd unter fich wieber 
jehr verſchieden. In den Büchern vom „Staate” wird das volle 
Platoniſche Ideal dargeftellt, und der Idee des an ſich Guten 
(der Gerechtigkeit) Ausführung verſchafft. Das Ergebniß ijt 
eine vollftändige Verwendung eines jeden Einzelnen für bie 
Geſammtheit, und zwar gerade in der Weije, wie er bierzu 
paßt. Weder Körper, noch Geiſt, noch Vermögen gehören bem 
Einzelnen, aber es wird ihm das höchfte menfchliche Glück da⸗ 
durch zu Theil, daß das Ganze in volliter Blüthe ift. — Bon 
biefem Ideal fteigt Platon in den „Geſetzen“ bebeutend herab, 
indem er feine Forderungen nach der Leiſtungsfähigkeit ‚ver 
Menſchen beichräntt. Allein felbft hier ift von angeborenem Rechte 
des Menfchen keine Rede, Nicht nur find Sclaverei, Zurüd- 
feßung der Kaufleute und aller Gewerbenben beibehalten; fonbern 
es ſoll aud daS Leben des freien, d. h. mitregierenden, Bürgers 
big im das Innerſte feines häuglichen Lebens hinein nach dem 


vermeintlichen Nuben der Gejammtheit geregelt fein. 


Ganz anders ift die Behandlungsweiſe des Ariftotelez ; 
deßhalb aber feine Grundanficht keineswegs eine verſchiedene. 
Er ſchafft Fein Ideal, jondern verhält fich Tritifch zu dem 
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Beftehenden. Seine Hauptaufgabe ift, die Eigenthümlichkeiten der 
ihm befannten Formen ded Staates je nad) ihrer Bedeutung 
für das allgemeine Wohl zu unterfuchen und hieran Rathfchläge 
zu Tnüpfen; allein auch er geht von dem Gedanken eines Ge- 
lammtlebend au und bemißt darnach die Rechte und Pflichten 
des Einzelnen. 

Cicero's Werk iſt von weit geringerer Selbſtſtandigkeit 
und Bedeutung, und ſchließt ſich vielfach an Ariſtoteles an. 


U. Das Mittelalter. 

Die in der chriftfichen-Religion begründete Werthichäung 
bed Menfchen ala folchen und der dem antiken Leben völlig 
fremde Sinn einer werkthätigen Bruberliebe gaben dem Zu- 
fämmenleben eine ganz andere Richtung und Bedeutung, ſobald 
dag Chriftenthum die allgemeine Lebensauffaſſung beitimmte. 
Schon hierin lag die Nothwendigkeit einer neuen Staatsphilo⸗ 
fophie; da Leben ver Menfchen hatte einen Selbſtzweck be 
fommen, und jeder Einzelne hatte für fih und für Andere 
eine von Gott felbft gegebene Beſtimmung. Hierzu kam aber 
noch, daß fich eine ganz neue Anficht von dem Zuſammenleben 
im Staate bildete. Die neue chriftliche Weltanjchauung glaubte 
an eine höchfte Leitung der menfchlichen Angelegenheiten durch 
die Gottheit felbft. Ein die gefammte Chriftenheit umfaffender 
MWeltitant, von welchem die einzelnen Länder nur unterge- 
ordnete Theile ausmachten, erfchien ihr aber das befohlene Mittel. 
Daß fie die Regierung dieſes heiligen roͤmiſchen Reiches der Chri- 
ftenheit zwifchen einem geiftlichen und einem weltlichen Haupte 
teilte, brachte hierin Teine wefentliche Aenberung. Der Zwed, 
nämlich die Pflegung eines gottgefälligen chriftlichen Lebens, war 
derfelbe auf den beiden Seiten des Gottesreiches, der geiftlichen 
und ber weltlichen, nur mit verfchieenen Formen und Mitteln. 

Das Jahrtauſend nach Zerftärung des römischen Reiches 


v. Mohl, Enchclopäbie. 12 
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war wiffenfchaftlih wenig thätig; daher denn auch bie Zahl 
der Schriften über philoſophiſches Staatzrecht aus der ganzen 
Zeit des Mittelalter eine gar geringe ift. Dennoch fehlt es 
nicht ganz an Darftcllung des Staatsgedankens; ja fic zerfallen 
fogar in mehrere wohl zu unterfcheidende Abtheilungen. 

Einmal nämlich begab fich, daß die eben angebeutete chrift- 
liche Lebenzanficht gerade von den Gebildeten Häufig nicht ge- 
theift wurde, indem dieſe das geringe Maß ihres Wiſſens aus 
den Schriften der antiken Völker fchöpften, damit aber auch eine 
heidniſche Lebenzphilofophie einfaugten. So entftanden- zwei im 
Grunde verfchiedene Behandlungen der allgemeinen Fragen über 
den Staat. Die eine war ber richtige Ausdruck der allgemeinen 
Volksanſicht, aljo eine chriftlich theokratiſche; die andere dagegen 
Schloß fih an die Philofophie der Alten, namentlih an bie 
ariftotelifche, fomweit fie diefelbe verftand, an. Letztere war zwar 
eine Pflanze aus anderem Himmelsſtriche und hatte nur ein 
Fränfliches Leben, da fie des gefunden Boden? einer lebendigen 
Volksanſchauung entbehrte; allein fie erfchten Teicht als die vor- 
nehmere, weil die gelehrte. Auf die Wirklichkeit Freilich hatte 
fie nicht den mindeften Einfluß. | 

Ein anderer Unterfchied beftand darin, daß innerhalb der 
hriftlichen Staatsauffaffung wieder ein fcharfer Zwieſpalt war. 
Wie ſchon im Xeben Streit zwifchen den Kaifern und ben 
Päpften, den Welfen und den Ghibellinen um bie Herrichaft 
war; und wie bier einerfeitd für den Papft, als den geiftlichen 
Statthalter Gottes auf Erden, das Recht der Oberherrichaft 
auch in weltlichen Angelegenheiten verlangt, auf der andern 
Seite für den Kaifer, ala den ebenfalls gotteingefegten Träger 
des weltlichen Schwertes, Unabhängigfeit in den Dingen dieſer 
Erde gefordert warb: fo farben beide Anfichten ihre Vertretung 
auch in Schriften. Es gab ein welfiſches und ein ghibel- 
liniſches philoſophiſches Staatzrecht. 
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Unter den Schriften des Mittelalter jind denn namentlich, 
folgende bezejchnende Beifpiele diefer drei Richtungen: 

EhHriftlich-theofratifch, mit Begünftignng des geiftlichen Ober- 
hauptes find: Thomaz von Aquino, (De rebus publieis 
et prineipum institutione;) und Iſidorus Iſolanus, 
(De regum principumque institutis.) 

Auf hriftlicher Grundanſchauung mit ghibellinifcher Ric): 
tung stehen 3. B.: Dante, (De monarchia;) Marfilius, 
(De translatione imperii;) PB. von a ndlo, (De imperio 
rOomano-germanico.) 

Bon den an die Griechen und Römer ſich Anfchließenden 
find vorzugöweife zu nennen: Egidiu Romanus, Engel- 
bertus Admontenſis, %. Patricius, vor Allen aber 
Mackhiavelli in feinen Abhandlungen über Living. 

Völlig mundgerecht für unfere wiffenfchaftlichen Beduͤrfniſſe 
und Formen find dieſe Theorien freilich erſt gemacht worden 
von J. 9. Majer, F. 8. Eichhorn und Stahl. 


II. Die neuere Zeit. 

Die ſcholaſtiſch-theokratiſche Philoſophie des Mittelalters 
wurde durch ein doppeltes Ereigniß zerſtoͤrt. Eines Theiles durch 
eine Umwandlung der Wiſſenſchaft, welche ihrerſeits wieder 
theils von dem allgemeinen Wiedererwachen der klaſſiſchen Bil- 
dung, theils von Bacon's neuer Methode der Unterſuchung ber: 
rührte ; anderen Theiles durch dic Iteformation, mit welcher die 
Lehre von dem Einen hriftlichen Weltſtaate unvereinbar war, und 
welche überhaupt zu verftändigem Prüfen auf allen geiftigen 
Gebieten den Anſtoß gab. Die Wirfung trat jedoch erſt lang- 
ſam ein, da zunächſt kirchliche Streitigkeiten die allgemeine Theil- 
nahme feffelten. 

Als Gründer einer neuen Staatgrechtöphilofophie trat Hugo 
Groting auf, welchen fein Bemühen, ein philofophifches Necht 
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für die gegenfeitigen Verhäftniffe der Völker zu finden, zu einer 
allgemeinen Unterfuhung der legten vernünftigen ‚Quellen des 
Rechtes überhaupt und des Staatsrechts insbeſondere führte. 
Er war es, welcher die rechtliche Entſtehung der Staaten auf 
einen allgemeinen Vertrag aller Theilnehmer gründete, und als 
Urſache ver Eingehung ſolcher Verträge lediglich das Bedürfniß 
eines geordneten Zufammenlebens annahm. Voͤllige Unbe- 
ſchränktheit des Einzelnen war ihm der urſprüngliche rechtliche 
Zuſtand; moͤglichſt geringe Beſchränkung auch im Staate For⸗ 
derung des Rechtes und der Zweckmäßigkeit. Unter den ver⸗ 
ſchiedenen Einrichtungen eined Staates Tieß er bie Wahl lediglich 
nach Gründen der Nütlichkeit. 

Diefer rationaliftifche Grundgedanke fand allfeitigen Anflang, 
bildete fich jedoch bei den verjchiedenen europäiſchen Völkern in 
abweichender Art weiter aus, je nachdem äußere Bedürfniffe 
und Erfahrungen oder die Eigenthümlichkeiten der geiftigen Auf: 
faffung Einfluß übten. 

Zuerft wurde bie neue Vertragstheorie vom Staate in 
England aufgefaßt und weiter durchgebildet. Hier legte der 
große Kampf der Stuarts gegen bie Volsfreiheit das Bedürfniß 
nahe, eine allgemeine Grundlage zur Vertheidigung der An: 
ftrebungen im Leben zu haben. Und zwar ftüßten fich ſowohl 
die Anhänger der Stuart? ald ihre Gegner auf dic Lchre von 
der Entftehung der Staatsgewalt durch freien Vertrag, An der 
Spike der Erfteren ftüßte Th. Hobbes (in feinen beiden 
Werfen: De cive, und Leviathan) die unbefchränfte Fülle der 
föniglichen Gewalt auf eine unmiderrufliche Webertragung, 
zu welcher bie Furcht vor allgemeiner Nechtlofigfeit dränge. 
Ihm gegenüber Teiteten die Verantwortlichfeit der oberften Ge— 
walt Locke und A. Sidney cbenfalld aus der Gründung 
dur) Vertrag ab. Die Revolution von 1688° enjchied zuerjt 
thatfächli den Sieg der Iebteren Auffaſſung; allmälig, 
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wenngleich langjam, wurde auch in der Wiflenfchaft die Lehre 
vom unbebingten Gehorſam in England verlaffen. Große Beiträge 
zu feiner Ausbildung hat das philoſophiſche Staasrecht fpäter 
in biefem Lande nicht erhalten. De Lolme führte in ge 
mäßigtem Sinne und als vwoifjenjchaftliche Grundlage der Ein- 
herrſchaft mit Volksvertretung die Lehre vom Rechtsſtaate mit 
franzöfticher Färbung weiter auß. Godwin und Bentham 
bildeten fie in republifanifchem Sinne durch; Burke machte bie 
Bedeutung der fürftlichen Gewalt und ber vornehmen Gefell- 
Ichaft3flafjen geltend; Bow yer (Commentaries on universal 
public law, 1854) jucht endlich ist die verftändige Grundlage 
mit einer pofitiv religiöfen zu verbinden. | 

Auch in Holland mußte fich die Lehre vom Rechtsſtaate 
gegen Vertheidiger der unbefchränkten und auf göttlicher Grün- 
dung ruhenden Regierungsgewalt burchlämpfen. Als Vertreter 
ber erjteren Anficht haben fi Th. Grasſswinkel und I. %. 
Horn einen Namen gemacht; ihnen gegenüber fteht vor Allem 
U. Huber (De jure civitatis,, 1705), namentlich dadurch 
auggezeichnet, daß er die Gründung des Staates durch Vertrag 
nicht blos auf die Furcht vor äußerer Gewaltigung, ſondern 
hauptfächlich auf das gefellichaftliche und fittliche Wefen des 
Menfchen ſtützt. Nachdem die großartige Ericheinung B. 
Spinoza's auf dem ftantsrechtlichen Gebiete ohne merklichen 
Einfluß vorübergegangen war, haben fich in viel fpäterer Zeit 
den Ter und De Wal im Geifte der deutſchen Rechtsphilo⸗ 
fophie der Vertragslehre wieder entſchieden zugewenbet. 

In Frankreich kam eine Ausbildung des philoſophiſchen 
Staatsrechtes erft durch Montes quie u und J. J. Ro uſſe au 
in wiſſenſchaftliche Bluthe. Der Erſte fette ſich allerdings in 
ſeinem weltberühmten Werte „über den Geiſt der Geſetze“ 
(1748, überarbeitet 1757) nicht blos eine rechtliche Theorie 
zum Ziele; allein er fügte den bisherigen Auffaffungen weſentlich 
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Neues bei. Theild machte er darauf aufmerffam, daß bie 
phyſiſche Beichaffenheit des Wohnortes von beftimmendem Ein: 
fluſſe auf die geiftigen Eigenfchaften der Voͤlker jet, jomit auch 
auf ihre ftaatlichen Beduͤrfniſſe und Leiſtungsfähigkeiten; theils 
juchte er für die verſchiedenen Staatsformen bie entfprechenbe 
Sinnesweife der Völker auf; theils endlich lehrte er die Staats⸗ 
gemalt fpalten und jebe ihrer Wirkungsarten, zum Schutze 
des Rechtes und der Freiheit, abgefonberten Perſonen übertragen. 
Auch war er ed, welcher die Verbindung einer Vollävertretung 
mit dem erblichen Königthunne ala die befte Form des neuzei⸗ 
tigen Staates anpried , und daburch zu ihrer Verbreitung mehr 
als irgend ein Anderer beitrug. — Rouſſeau dagegen (haupt: 
fächlich in feiner Schrift Du contrat social, 1752) führte die 
Lehre von der urfprünglichen Freiheit und Gleichheit der Menfchen 
und von der Gründung des Staates durch Vertrag mit Bered⸗ 
famkeit und anscheinend fcharfer Logik bis zu ihren Außerften 
Folgeſätzen durch. Ihm ift der Zweck des Staates das gleiche 
Mohl Aller, das Recht de Volles auf Freiheit aber unver: 
&ußerlih. — Die Wirkung beider Schriftfteller war eben fo 
tief als anhaltend, und fie zeigt fich namentlich jehr deutlich 
in ber zahlreichen Literatur, welche die große franzöfiiche 
Staatsummälzung gegen Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
hervorrief. Die Wortführer der gemäßigteren Anficht, wie 3. 2. 
Neder, Mounier, Malouet, jchloffen fich weſentlich an 
Montedquieu an; die Anhänger des völligen Umfturzes und 
der Republik dagegen an Roufjeau, fo namentlih Sieyes, 
Eondorcet, Target, Gudin. Unter dem Kaiferreiche war 
eine Entwidelung des philofophiichen Staatsrechtes aus äußeren 
Gründen nicht möglich; wohl aber brachte die Rückkehr der 
Bourbonen einen großen Aufichwung, und zwar nach zwei 
verfchiedenen Seiten hin. Einmal nämlich entftand eine wiffen- 
ſchaftlich weit ernftere, politiſch umftchtigere und namentlich in 
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der Lehre von ber Nolfzvertretung für das ganze Feſtland 
maßgebende Schule von Anhängern des Rechtsſtaates. So 
namentih 3. Conſtant, Roffi, Guizot u. Dann 
aber trat auch eine neue theokratiſche Auffaffung und eine heftige 
Defämpfung des neuzeitigen Staates auf, am beften vertreten 
durch de Maiftre, Bonald und Ballande. 

m Deutfhland knüpft fih die Behandlung des phi- 
Iofophifchen Staatsrechtes ganz unmitielbar an H. Grotius an. 
Pufendorf war der Erite, welcher deſſen Lehre auf den hohen 
Schulen” verfündete. Ihm folgte Thomaſius und fpäter 
Wolf; jämmtlic Anhänger ver Vertragstheorie und des Necht2- 
ſtaates, wenn jchon in etwas verjchiedener Anffafjung und 
Ausführung. Die formell befte Begründung aber, bie rein- 
lichjte Erörterung und die weiteſte Verbreitung erhielt dieſe 
Auffaffung vom Staate durh Kant (Metaphyſiſche Anfangs: 
gründe der Nechtölehre, 1798). Die Zahl der Schriftiteller 
beläuft jich allein in Deutfchland in die Hunderte, und unter 
biefen find viele berühmte und tüchtige Männer. So unter 
Anderen Hoffbauer, Bauer, Krug, Gros, Rotted, 
namentlih aber auch Martini, deſſen Lehrbuch, Jahrzehnte 
lang in Defterreich vom Staate geradezu anerkannt war. — 
Später hat fich allerdings größere Selbitftänbigfeit gezeigt und 
ed beftebt in Deutichland jebt eine weit größere Anzahl 
von rechtöphilofopifchen Schulen als in irgend einem andern 
Lande. Als vie beveudenteren derſelben erſcheinen die Her: 
bart’jche, die Kraufe’iche, jest vorzüglich vertreten durch 
H. Ahrens, endlich die Hegel’fche. Davon nicht zu reden, 
daß auch in Deutichland ein theils berechtigter, theils unbe: 
rechtigter Rückſchlag gegen die atomiftiiche MWereinzelung der 
Menfchen, gegen die Auffaflung des Staates ala einer bloßen 
Rechtzanftalt und gegen feine Begründung durch Vertrag ein: 
getreten if. Dies aber nach zwei Seiten bin. Einerfeitd haben 
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K. L. v. Haller und Jarke bie fürftliche Gewalt wieder 
auf ſelbſtſtändiges Recht zu ftellen verſucht; andererſeits wollen 
A. Müller, Stahl und Krauß der Staatögewalt einen gött- 
lichen Urſprung geben, freilich in wefentlich unter fich verſchiedener 
Meile. — Ein natürliches Berürfniß drängt daher gerade in 
Deutfchland und eben jet zu einer Staatsrechtsphiloſophie, 
welche ben verfchiebenen möglichen und berechtigten Auffaffungen 
vom Staate und feinen Zwecken gleichmäßig gerecht wird, das 
heißt eine jede derfelben in ihrer relativen Wahrheit, aber auch 
nur in diefer, anerfennt. Den beiten Verjuch diefer Art hat 
Bluntſchli gemacht, (Allgemeines Staatörecht, 2. Aufl., 1857.) 

Da in Ktalien von jeher die äußeren Zuftände einer freien 
Entwickelung der Lehre vom Staate wenig günftig waren, fo ift 
nicht ſowohl zu wundern, daß von dem begabten Volke hier nicht 
fo viel gefchah, wie in anderen Rändern, als vielmehr, daß 
noch jo Vieles geleiftet if. Freilich finden fich exit gegen ber 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts einſchlagende Schriften; feit 
diefer Zeit aber nicht wenige Die - Mehrzahl der Staliener 
befennt fich zu der Rechtsſtaatsphiloſophie, namentlich nach der 
Auffaffung Kant's, welche über Defterreich zu ihnen drang; 
und ed gehören hierher, außer dem fchon ältern Lampredi, 
namentlih Baroli, Rinalvini, Tolomei und Soria 
bi Crispan. Kine andere Anzahl folgt der Krauße'ſchen 
Lehre, namentlih Melhiorre, Ambrofoli und Bon: 
compagni. Ganz jelbititändig, höchſt gebanfenreich, aber 
auch von ungenießbarer Form find die Werte Romagnofi’s. 

Endlich find auch noch die Werke zu erwähnen, welche in 
ven Vereinigten Staaten von Nordamerika erichie- 
nen find. Daß hier bloß Anhänger des Rechtsſtaates find, 
bedarf nicht erſt der Bemerkung; folcher aber enthält diefe junge 
Literatur ſchon mehrere von bemerfenswerther Bedeutung. Ab⸗ 
gejehen von Denjenigen, welche fich die Vertheibigung der 
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Lostrennung von England zur Aufgabe geftellt hatten, (wie 
Panne, J. Adams und Livingftone,) find namentlich zu nennen 
die berühmten Verfaffer des Töberaliften; A. Hamilton, 
Kay und Madiſon; außerdem aber auch, mehr oder weniger, 
bie Außleger der pofitiven Geſetze des Landes, alſo Marfhal, 
Story, und vor allen der geiftreiche Vertheidiger des Südens 
und ber Sklaverei Calhoun. 


I) Die Geſchichte bes philoſophiſchen Stantsrechtes ift vielfach bearbeitet ; 
nachftehenbe Schriften geben, namentlih in ihrer Verbindung, eine reich 
baltige Meberfiht: Glafey, A. F., Gefchichte bes Rechts der Vernunft. 
Leipz, 1789. — Stahl, H. F., Geſchichte der Rechtsphiloſophie. 3. Aufl. 
Heibelberg, 1858. — Hinrichs, H F. M., Gefchichte ber Recht? = und 
Staatöprincipien feit ber Reformation. I—IU. Leipz., 1848-1852. — 
Fichte, 3. H., die philofophifche Lehre von Net, Staat und Sitte in 
Deutfchland, Frankreich und Englanb von ber Mitte bes 18. Jahrhunderts. 
Leipz, 1850. — Mohl, R., bie Geſchichte und Literatur ber Staatswiſſen⸗ 
haften. Bd. J. Erlangen, 1855. ©. 217 u. fi. — Borlänber, %, 
Geſchichte der philofophifchen Moral, Rechts: und Staatzlehre der Engländer 
unb Franzoſen. Marb., 1855. — Blakey, R., History of the political 
literature from the earliest times. I. U. Lond., 1855. — Febr, %., 
Entwidelung und Einfluß der politifchen Theorien. Insbr., 1855. 


$ 25. 
8. Bedeutung des philoſophiſchen Staatsrechts für Leben unb 
Wiſſenſchaft. 

Der im Leben ſtehende und wirkende Staat bedarf bei der 
Unvollkommenheit der menſchlichen Bildung eines poſitiven Rech⸗ 
tes, db. h. eines von einer anerkannten Auctorität ausgehenden, 
von Allen ohne Weiteres anerkannten und von der Gefammt- 
Gewalt gehandhabten Befehled. Die aus dem Wejen des Staates 
mittelft geregelten Denkens entwickelte Lehre, aljo das philo⸗ 
ſophiſche Staatsrecht, hat nun eine folche äußere Kraft 
nicht; fondern führt nur eine logifche, aber keine thatfächliche 
Rothwenbigkeit mit fih. Dennoch bat ein Syſtem jolcher rein 
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abjtracte Recht ift nicht das einzige Gefeß, unter welchem bie 
menfchlichen Lebensverhaͤltniſſe ftehen; und der Menſch muß 
ſich nur allzu Häufig mit relativ Gutem begnügen ?). 

Drüten? mag das philoſophiſche Recht nicht felten mit 
Nuten verwendet werben zur Auslegung zweifelhafter Stellen 
ber Geſetze. Wenn es fich nämlich davon handelt, den wahr: 
jcheinlichen Willen des Geſetzgebers zu erforjchen, und wenn 
weder fprachliche noch gefchichtliche Nothwendigkeit zu einer 
beitimmten Auslegung drängt: fo ift die Annahme, daß bie 
aus der Natur des concreten Nechtsinftituted ſtammende Be: 
ftimmung auch wirklich vom Gefeggeber gewollt worben’ fei, ver 
naturgemäße Weg zur richtigen Erfenntniß; und es befteht 
jogar zu biefer Auffaffung, bis zu etwa geführtem Gegenbeweife, 
eine Verpflichtung, weil folgerichtiges Denken und bewußte 
Abjicht beim Gefeßgeber vorausgefeßt werden müfjen. — Diele 
Benügung des philofophifchen Staatsrechtes tft namentlich in 
den neugeitlichen Rechtöftanten -von häufiger Anwendung, weil 
es bier ausgeſprochen und von allen Seiten anerkannt ift, daß 
der Staat in der Wirklichkeit die aus ſeinem innerften Weſen 
bervorgehenden Forderungen fo viel als möglich zu erfüllen 
habe. . 

Biertend endlich hat die Entwidelung von Rechtsfäten 
aus der Natur des Staates den Nupen, daß fie bad Recht 8— 
bewußtjein flärkt und entwidelt. Der Bürger erfährt auf 
biefe Weile, was an fich fein follte, und er bekommt einen 
höheren Maßſtab für feine Forderungen an ſich und Andere. 
Wenn ein folcher Geift die Maffe durchdringt, fo ift eine Ver⸗ 
fehlung des Staatszweckes durch gebanfenlofes Halten am Ser: 
vorgebrachten ober durch fchlechte Megierung weit ſchwieriger. 
In allen menſchlichen Verhältniffen tft wahr, daß „Willen 
Macht iſt.“ | 

Nicht erſt bemerkt braucht zu werben, daß alle biefe 
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nüglichen Anmenbungen bes philofophifchen Staatsrechtes durch: 
aus bedingt find durch das Aufftellen einer richtigen Xehre. 
Falſche Theorieen führen gerade zu entgegengeſetzten Ergebniffen. 
Namentlich deßhalb ift e8 denn auch von höchiter Bedeutung, 
daß die weſentliche Verjchiedenheit der Staatsgattungen und 
ihrer Arten begriffen wird, indem allerdings nicht? nach: 
theiliger für Benügung in der Wifjenfchaft und im Leben fein 
kann, als dad Durcheinanderwerfen verfchiedenartiger Begriffe 
und ihrer Folgerungen. 


1) Die nit. felten bei Männern bes pofitiven Wiſſens zu findenbe 
Mißachtung bes philofophifchen Rechtes rührt von mehreren in Beziehung 
auf jene Wiflenfchaft begangenen Fehlern, aber auch von Mißverftändnifien 
ber. — Einmal ift nicht zu läugnen, baß nicht felten die Natur und bie 
Bedeutung des philojophifchen Rechtes weit genug verfannt wird, um dem⸗ 
jelben eine unmittelbare Macht auf das poſitive Recht einräumen unb 
letzteres in einem Wiberfpruchsfalfe ſelbſt auf feinem eigenen Gebiete, nämlich 
bei der Anwenbung im Leben, zurüdfegen zu wollen. Hiergegen ſich auf: 
zulehnen bat ber Vertreter des pofitiven Rechtes alle Befugniß. Allein es 
geht aus einem ſolchen Mißbrauche nicht hervor, daß das philofophifche 
Recht in dem ihm gebührenben Kreife, nämlich in ber Belehrung darüber, 
welche Zmwangseinrichtungen im Staate als an ſich vernünftig geforbert 
werben Tünnen, unbefugt und unwahr if. — Ein zweiter Irrthum befteht 
barin,, bag man dem philofophifchen Rechte Mangel an Beſtimmtheit vor- 
wirft, und ibm befhalb Werth abfpridt. Natürlih kann, wo es fi 
lediglich von einer Darlegung ber aus dem Weſen einer Sache abzuleitenden 
Säge handelt, ein Eingehen in alle möglichen Einzelfragen nicht erwartet 
werden; auch laſſen fich Formen, Zahlbeftimmungen u. dgl. aus der inneren 
Natur eined Verhältniffes fehr felten ableiten. Allein es ift eben thöricht, 
dergleichen Befonberheiten und Zufälligfeiten vom philoſophiſchen Rechte zu 
erwarten, unb es Kann der Wiffenfchaft felbft nicht zum Vorwurfe gereichen, 
wen fie eine Frage unbeantwortet läßt, ‚welche gar nicht am fie hätte 
gerichtet werben follen. Wenn aber bie behauptete Unbeftimmtheit darin 
befteht,, daß Säge eines beſtimmten einzelnen Bearbeiters nicht klar gedacht 
ober nicht deutlich ausgeſprochen find, fo kann die ettwaige Unfähigkeit eines 
einzelnen Unberufenen fein verftändiger Vorwurf gegen bie Sache felbft fein. 
Es ift gar wohl möglid, die Sätze des philofophifchen Staatsrechtes mit 
voller logiſcher Schärfe auszubrüden; unb auch das pofitive Necht bat 
wahrlich viele Außleger, beren Antworten ohne Befriedigung laſſen. — 
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Eine dritte Quelle ber Mißachtung, unb vielleicht die reichlichfie berfelben, 
ift die große Meinungsverfchiebenheit ber Schriftfteller über philoſophiſches 
Stantöreht. Es wird einer Lehre jede Beachtung verweigert, über beren 
Inhalt ihre eigenen Bearbeiter im größten Wiberfpruche fein. Wem unter 
den Streitenben ober wenigſtens Abweichenden benn gefolgt werben könne 
und fole? Daß man feine Mahl zu treffen bat unter den verfchiebenen 
Auffaffungen, ift allerdings richtig; ebenfo kann nicht geläugnet werben, 
daß gar vieles Unrichtige und felbft gründlich Verkehrte über philofophifches 
Staatsrecht gefchrieben if. Allein einen Grund gegen die Wiflenfchaft an 
fi und gegen ihren richtigen Gebrauch kann biefe Berfchiedenartigfeit und 
theilweife Unrichtigkeit nicht abgeben. Der verftänbige Lejer bat das Wahre 
aufzufinden; unb er kann es auch. Wenn aber gebanfenlofe und nur 
flüchtig mit dem Gegenſtande fi Beichäftigenbe fich nicht zu helfen willen, 
fo ift dies nicht mehr unb nicht weniger, als in jeber allgemeinen Wiſſen⸗ 
ſchaft geſchieht. — Endlich fol nicht verhehlt werben, daß viertens, bie 
meiften Syſteme bes philofophiichen Staatsrechts infoferne eigene Schuld 
an einem gerechten Tadel tragen, als fie die Möglichkeit einer verfchiebenen 
vernünftigen Staatsauffaſſung nicht zugeben. Hierdurch werben fie, fo richtig 
fie die einzelnen von ihnen gewählten Staatsgedanken bearbeiten mögen, 
einfeitig und beziehungsmweife unrichtig. Doch ift hier nicht ſchwer zu helfen. 
Es braucht blos bie fälſchlich für unbebingt wahr ausgegebene Lehre als eine 
nur relativ richtige erfannt und gebraucht zu werben. 

2) Ein zum Minbeften unrichtiger Ausdruck ift e8 übrigens, wenn 
Shmitthenner, Zwölf Bücher, Bb. III, S. 12 fg., dem philofophifchen 
Staatsrechte bie Bebeutung beilegt, eine „fittlihe* Beurtheilung des con- 
creten Staates zu liefern. Wenn Recht und Sittlichfeit, wie doch ohne 
Zweifel fein muß, in ber Wiflenfchaft getrennt werden, und wenn das 
Staatsrecht die Grundfäge für bie rechtliche, die Staatsmoral die Grundſätze 
für die fittliche Seite bes Staatslebens liefert: fo ift Flar, daß das erftere 
nicht zu einem Urtheile über ragen bes letzteren beflimmt unb befugt if. 
Selbft angenommen, was bier bahin geftellt bleiben fol, daß ber Staat 
vorzugsweiſe eine „ethiſche“ Anftalt fei, fo muß buch das engere rechtliche 
Gebiet immer nad feinen eigenen Principien aufgefaßt werden. Damit 
wohl vereinbar ift die Anftellung einer fittlihen Beurtheilung; nur muß 
diefe, um ihrer eigenen Nichtigkeit willen unb damit der Rechtsordnung 
nicht Gewalt gefchehe durch Anwendung eines frembartigen Maaßſtabes, 
auf ihrer eigenen Grundlage ruhen. 


3) Wenn ſich Napoleon darüber beklagte, daß Frankreich durch die 
„Ideologen“ zu Grunde gerichtet worden ſei, fo iſt dies nur ſehr bedingt 
richtig, und beweiſt in jedem Falle nichts gegen die ächte Wiſſenſchaft. 
Allerdings iſt in keinem andern Lande der Welt eine ſo gründlich verkehrte 
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Anwendung vou rechtsphiloſophiſchen Sätzen gemacht worden; allein es ift, 
ganz abgefehen von allen den übrigen Urfachen, welche ben übeln Verlauf 
der großen ſtaatlichen Bewegungen verſchuldeten, mohl zu bebenfen, daß 
bie rechtsphiloſophiſchen Lehren, welche bier zur Anwendung gebracht wurben, 
fhon an ſich vielfah ganz unrichtig waren, und daß fie überbieß, wie fie 
nun waren, ohne Berüdfihtigung ber thatfächlichen Umftände mit Togifcher 
Starrheit zur Anwendung gebracht wurden. Wenn ein Haus, das gegen bie 
Grundſätze der Statik und ohne Beachtung des Untergrundes errichtet 
worben ift, einftürzt: fo trägt nicht die Wiflenfchaft die Schuld hiervon, 
fonbern gerade im Gegentheile bie Unkenntniß und verkehrte Anwendung 
berfelben. 


S 26. 

4. Grenzen gegen andere Gebiete geiftiger Thätigkeit. 

Außer der Grenzbeftimmung zwiſchen Staatzrecht einerſeits 
und Staatsfittenlehre und Politit andererſeits, ift auch noch 
gegenüber von anderen geiftigen Gebieten eine jcharfe Abgrenzung 
bed erjteren nothwendig, unb zwar iſt namentlich Sorge zu 
tragen, daß fich die rechtliche Auffaffung de Staates nicht 
verlaufe in das Necht andermweitiger menjchlicher Zuftänbe, 
welche dem Staate mehr oder weniger naheftehen. Es wäre 
dies nicht blos eine Störung formaler wifjenfchaftlicher Grenzen, 
jondern es müßte auch zu fachlich unrichtigen Sätzen führen, 
weil die verſchiedenen menjchlichen Lebenskreiſe, je nach ihren 
bejonderen Zwecken, verjchiedene Geſetze der Nothwendigkeit 
anerkennen. 

1. Unterfchieb vom Staats- und Rrivatredt. Im 
Allgemeinen ift hier bie Grenze Har gezogen, inbem feſtſteht, 
daß alle diejenigen Rechtsnormen und Anftalten, welche - die 
BVerhältniffe des Einzelnen und der Familie (ald ber 
nothwendigen Ergänzung der Perfönlichkeit) gegenüber von 
anderen Einzelnen und Familien regeln, Gegenjtand des. 
Privatrechted; dagegen bie Vorjchriften über die organifirte 
Finheit des Volkslebens und über die von ber Gefammtheit 
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die Nothwendigkeit einer Trennung der betreffenden Rechtsſyſteme 
mit fich; erleichtert fie aber auch. Früher war hier große 
Berwirrung und ein unlößbarer, weil ein unlogiicher, Streit 
über die Zutheilung. So 3. B. bei dem Rechte der Gemeinden, 
ber Zünfte, der Kirchen, bed Adels, welche alle bald dem 
Privat:, bald dem Staatörechte angefügt wurden, und fomit 
manchmal eine unnöthige doppelte, zu anderen Malen gar Feine 
Berückſichtigung fanden?), Die richtige Abtheilung zwifchen 
Staatsrecht und Geſellſchaftsrecht ift leicht zu finden, indem 
es nicht wohl zweifelhaft fein Tann, zu welchem von beiden 
Gebieten ein bejtimmter Lebenskreis gehört; ob er naͤmlich ein 
Theil des bewußten ftaatlichen Organismus, oder ob er ein 
naturwüchſiges Ergebniß eines menfchlichen Intereſſes ift. Doch 
ift auch Hier ein Zufammentreffen beider Gebiete in zwei Punkten 
bemerkbar. Einmal wird ber Staat in der Regel in der Rage 
fein, die volle Feiheit des einzelnen gefellfchaftlichen Kreiſes 
inſoweit befchränfen zu müffen, als zur Erhaltung der Einheit 
des Geſammtorganismus nöthig iſt. Ein folches Eingreifen 
fann denn aber im Gebieten und Berbieten, in Abwehr und 
in pofitiver Einrichtung beftehen. weiten? hat der Staat bei 
allen ober doch bei ben meiften gejellfchaftlichen Kreifen ergän- 
zenb und unterftügend aufzutreten, wo deven eigene Kräfte zur 
Erreihung des nüßlichen Zweckes nicht genügen. Hier findet 
leicht eine mannchfache Betheiligung bei den Cinrichtungen 
und Handlungen eines folchen Kreiſes Statt, und ſomit alfo auch 
ein Zufammentreffen von Nechten. In beiden Fällen muß die 
Grenze zwiſchen ven beiden Rechtsgebieten jo gezogen werben, 
daß jedem derfelben diejenigen Sätze und Lehren zufallen, in 
deſſen Wefen fie ihre oberfte Begründung finden. Alfo gehört 
3. B. eine etwaige Gefeßgebung über bie Organifation ber 
Zünfte, über deren Abſcheidung von einander, über politifche 
oder gerichtliche Vorrechte ihrer Mitglieder u. dgl. in das 
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beiden Beziehungen iſt nun zwar nicht unmöglich, aber fie ift 
wierig; und es muß in jedem einzelnen Falle immer unter- 
“t werden, ob ein concretes Nechtöverhältniß eine Folge ber 
ng im Staatsorganismus oder ber rein menjchlichen 
'miffe iſt. Aus praktiichen Gründen kann allerbings 
»mennte Behandlung beider Seiten: zwectmäßig fcheinen, 

Niſt es Sache der freien Wahl, welchem von beiden 
 sisgedieten bie Darftellung eingefügt werden will. 

das Privatfürftenrecht, die Rechte der Beamten, 

»u. ſ. w. — Endlich ſteht der Staat felbft info: 

rechtlichen Beziehungen, als er, zur Durchführung 

wien Veiftungen, im Befige von Eigenthum und 

at nutzbaren Rechten ift; mit anderen Worten, als Fiscus. 
Es wäre nun allerdingd nicht unmöglih und nicht grund- 
\üglich ungerecht, für dieſe Vermögensverhältniffe des Staates 
andere Grundfäge feftzuftellen, als für die gleichnamigen Eigen- 
thumsverhaͤltniſſe von Privaten; und es würde dann eine folche 
bejondere Gefeßgebung ohne Zweifel Logifch richtig in das 
Gebiet des Staatzrechtes fallen: allein es ift (freilich mit nicht 
unbeachtenäwerthen Ausnahmen im römifchen Mechte) für nüb- 
licher und anftändiger erachtet worden, ven Vermögen befitenden 
Staat den für die Privaten geltenden Grundſätze unterzuorbnen. 
Damit wird nun ein Theil der Rechtöfphäre des Staates in 
das Privatrecht gerückt und bie Grenze zwiſchen beiden ver- 
fchoben, was denn aber, wie gefagt, nicht in der Natur ber 
Sache liegt, fondern die Folge pofitiv rechtlicher Beſtimmungen 


iſt, welche in den einzelnen Staaten nach Belieben geordnet 


X 


ſein mögen ?). 


* 
„f 


2. Unterſchied von Staats recht und Gefellfgafts .. . 


recht. — Die Anerkennung der Gejellihaft, als eines eigen- . 


thümlichen, vom Staate einerſeits und von den Beziehungen ber 


Perſonlichkeit andererſeits verfchiebenen Lebenskreiſes bringt 
v. Nehl, Encyclopadie. 18 
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K. L. v. Haller und Jarke die fürftliche Gewalt wieber 
auf felbitftänbiges Recht zu ftellen verfucht; andererſeits wollen 
A. Müller, Stahl und Krauß der Staatögewalt einen gött⸗ 
lichen Urſprung geben, freilich in wefentlich unter fich verſchiedener 
Weile. — Ein natürliches Bebürfnig drängt daher gerade in 
Deutfchland und eben jegt zu einer Stantörechtöphilofophie, 
welche den verſchiedenen möglichen und berechtigten Auffaflungen 
vom Staate und feinen Zwecken gleichmäßig gerecht wird, ba 
heißt eine jede derſelben in ihrer relativen Wahrheit, aber auch 
nur in diefer, anerfennt. . Den beften Verſuch diefer Art hat 
Bluntſchli gemacht, (Allgemeine? Staatsrecht, 2. Aufl, 1857.) 
Da in Italien von jeher die äußeren Zuftände einer freien 
Entwidelung ber Lehre vom Staate wenig günftig waren, fo ift 
nicht ſowohl zu wundern, daß von dem.begabten Volke hier nicht 
fo viel gefchah, wie in anderen Ländern, als vielmehr, daß 
noch fo Vieles geleiftet ift. Freilich finden fich erft gegen ver 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts einſchlagende Schriften; feit 
biefer Zeit aber nicht wenige. Die Mehrzahl der Italiener 
befennt fich zu der Rechtsſtaatsphiloſophie, namentlich nach der 
Auffaflung Kant's, welche über Oefterreich zu_ ihnen brang ; 
und es gehören hierher, außer dem ſchon Ältern Lampredi, 
namentlih Baroli, Rinaldini, Tolomei und Soria 
bi Erißpan. Kine andere Anzahl folgt der Krauße'ſchen 
Lehre, namentlich Melhiorre, Ambrofolt und Bon: 
compagni. Ganz felbftitändig, hoͤchſt gebanfenreich, aber 
auch von. ungenießbarer Form find bie Werke Romagnoft’z. 
Endlich find auch noch die Werke zu erwähnen, welche in 
ven Bereinigten Staaten von Nordamerika erjchie- 
nen find. Daß bier bloß Anhänger des Nechtöftantes find, 
bedarf nicht erft der Bemerkung; folcher aber enthält biefe junge 
Literatur fchon mehrere von bemerfenswerther Bedeutung. Ab- 
gefehen von Denjenigen, welche ſich die Vertheidigung ver 
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Loztrennung von England zur Aufgabe geftellt hatten, (wie 
Panne, 3. Adams und Livingftone,) find namentlich zu nennen 
bie berühmten Verfaſſer des Foͤderaliſten: U. Hamilton, 
Kay und Mabifon; außerdem aber auch, mehr ober weniger, 
die Ausleger ber pofitiven Gefeße des Landes, alſo Marfhal, 
Story, und vor allen der geiftreiche Vertheidiger des Südens 
und der Sklaverei Calhoun. 


1) Die Geſchichte des philoſophiſchen Staatsrechtes ift vielfach bearbeitet ; 
nachſtehende Schriften geben, namentlich in ihrer Verbindung, eine reich: 
baltige Veberfiht: Glafey, A. F., Geſchichte des Rechts ber Vernunft. 
Leipz., 1789. — Stahl, H. F. Geſchichte der Rechtsphiloſophie. 3. Aufl. 
Heidelberg, 1853. — Hinrichs, H. F. M., Geſchichte ber Rechts- und 
Staatsprincipien ſeit der Reformation. I—IH. Leipz., 1848-1852. — 
Fichte, J. H., die philoſophiſche Lehre von Recht, Staat und Sitte in 
Deutſchland, Frankreich und England von der Mitte des 18. Jahrhunderts. 
Leipz, 1850. — Mohl, R., die Geſchichte und Literatur der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften. Bd. IL. Erlangen, 1855. ©. 217 u. fi. — Vorländer, F., 
Geſchichte der philofophifhen Moral, Rechts: und Staatslehre der Engländer 
und Franzojen. Marb., 1855. — Blakey, R., History of the political 
literature from the earliest times. I. I. Lond., 1855. — Fehr, 3., 
Entwidelung und Einfluß ber politifhen Theorien. Insbr., 1855. 


§ 25. 
8. Bedeutung. des philoſophiſchen Staatsrechts für Leben und 
Wiffenfäatt. 

Der im Leben ftehende und wirkende Staat bebarf bei der 
Unvollkommenheit der menfchlichen Bildung eines pofttiven Rech⸗ 
tes, d. h. eines von einer anerkannten Auctorität ausgehenden, 
von Allen ohne Weiteres anerkannten und von der Geſammt⸗ 
Gewalt gehandhabten Befehles. Die aus dem Weſen des Staates 
mittelſt geregelten Denkens entwickelte Lehre, alſo das philo⸗ 
ſophiſche Staatsrecht, hat nun eine ſolche äußere Kraft 
nicht; ſondern führt nur eine logiſche, aber keine thatfächliche 
Nothwendigkeit mit fi. Dennoch hat ein Syſtem ſolcher rein 
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aus der Vernunft entwicelten und wir auf ihre innere Wahr: 
heit geftügten Sätze nicht nur eine Wichtigkeit für die Willen: 
ſchaft; ſondern ſie ift auch won unmittelbarer Bedeutung für 
bag Leben, bei richtiger Anwendung und innerhalb beftimmter 
Schranken '). 

Wiſſenſchaftlich, d. h. zur allfeitigen Aufklärung des 
Menjchen über fich felbft und die Welt, ift daS phüofophifche 
Staatsrecht in doppelter Richtung bebeutfam. — Einmal ift e3 
immerhin von großem Intereſſe, zu wiflen, welche Zwangs⸗ 
verbinblichfeiten für den Menſchen aus feinem Leben in einer 
beftimmten Staatzgattung ſchon mit innerer Nothwendigfeit 
entſtehen; mit andern Worten, welche Bejchränfungen an Freiheit 
und Selbitbeftimmung ven Menfchen unvermeidlich treffen, weil 
er überhaupt nicht außerhalb des Staates Ieben kann, und ver 
jogar in beftimmten ftaatlichen Zuftänden je nach feiner Ge- 
fittigungsftufe leben fol. Die Vergleichung der Vortheile des 
ftaatlichen Zuſammenlebens mit den zu feiner Durchführung 
nöthigen Opfern ift immer ein fehr wichtiger Beitrag zum 
Begreifen des irrdiſchen Daſeins, fei ed nun, daß die Waag- 
ſchaale nad der einen oder der andern Seite ſich ſenke. — Zweitens 
gibt das philofophiiche Staatsrecht einen unentbehrlichen Beitrag 
zur Beurtheilung der concreten Auftänbe jedes Volke und zu 
jeder Zeit. Es gibt nämlich daſſelbe einen Maßftab an bie 
Hand, imwieferne in jebem einzelnen Falle der vorliegende 
Staatsgedanke vollftändig ausgeführt ift, und er namentlich bie 
berechtigten Forderungen ber Theilnehmer erfüllen kann; ferner. 
ob in der befondern Wirklichkeit nicht zwangsweiſe Lajten auf: 
gelegt find, welche ſich aus der Natur der Sache allein nicht 
rechtfertigen laſſen. Allerdings tft es möglih, daß auch noch 
andere unbefeitigbare Umftände von Einfluß waren auf bie 
Ausdehnung und Höhe der pofitiven Verpflichtung ; allein jeden⸗ 
falls ift eine Kenntniß des an fich Nothwendigen zur Beur⸗ 
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theilung erferberlih. ‚Tür Gerichte une Siatiſtik ift die 
Fefiftellung eines ſolchen Maßſtabes geradezu unerlälich. 

Bon noch vielfacherem Werthe ift das pbiloſophiſche Staat: 
recht für dad Leben — Pöllig verfehrt würe es freilich, 
einem, wenn auch noch fo richtigen, rechtsphileſephiſchen Sage 
eine Zwangskraft im einzelnen alle einzuräumen. och weit 
weniger kann davon tie Rebe fein, daß ein folder Eat einem 
unzweifelhaft poſitiven Geſetze vorgezogen werte; das publicirte 
Geſetz bleibt verbindlich für den Bürger, ſo lange es nicht auf 
ordnungsmäßigem Wege abgeändert iſt, (abgeſehen jetzt von 
den ſeltenen Ausnahmsfällen, welche etwa eine gewaltſame 
Auflehnung gegen die poſitive Auctorität rechtfertigen). Es 
liegt dies ſowohl im Begriffe des Rechts, als es von ber 
Staatstlugheit angerathen wird. Wohl aber iſt das philo⸗ 
ſophiſche Staatsrecht zu nachſtehenden Zwecken im Leben ver⸗ 
wendbar: 

Einmal kann ein vollftändiges Syſtem deſſelben zur 
Entdeckung von Lücken in einer beſtehenden Geſetzgebung 
hinführen, auch ehe ſich dieſer Mangel durch Nachtheile im 
Leben auf empfindliche Weiſe bemerklich gemacht hat. Wenn 
dieſe Einſicht in die Unwollkommenheit des Beſtehenden recht⸗ 
zeitig benützt wird, ſo mag dadurch manchem Leiden oder 
mancher Schwäche ganz vorgebeugt werben. 

Zweitens dient das philofophifche Recht zur fachlichen 
Kritik der beftehenden pofitiven Gefeßgebung, und gibt ſomit 
nicht nur Veranlaſſung zur Vornahme von Berbeflerungen, 
fondern felbft den Inhalt dieſer letztern 2). Daß dabei auch 
noch manche andere Verhältniffe zu erwägen find, fo 3. 8. 
gefchichtliche Begründung von Zuftänden, an welche fich vielfache 
Intereſſen oder theuer gewordene Gewohnheiten fnüpfen, unver: 
hältnigmäßiger Aufwand, auswärtige Beziehungen, Forderungen 
des Sittengeſetzes u. |. w. verfteht fich freilich von felbft. Das 
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fund thut, währen ver größte Theil der Aufgabe eined Staats: 
oberhaupted durch dazu bejtimmte Stellvertreter beſorgt wird, 
feien diefe nun Verſammlungen von Abgeoroneten ober oberfte 
"augübende Beamte. — In einer Theofratie mag die Gott: 
beit felbft theoretisch ald das Staatsoberhaupt angenommen 
fein, und dann auch ihren Willen durch Orakel, Inſpirationen 
u. |. w. mittheilen, wenn nicht gar in menfchlicher Gejtalt als 
Incarnation fichtbar fein; in ber Regel wird jeboch ein Statt⸗ 
halter die Stelle des Staatsoberhauptes Hier vollftändig ver: 
treten. 

Bon der höchften Bedeutung find natürlich die Beſtim— 
mungen über die Bezeichnung der Perfon des Staatsoberhauptes 
und über das ihr auf die Leitung der Staatzgefchäfte zuftchenbe 
Recht. Diefelben find aber ſehr verſchieden in den verfchiedenen 
Gattungen und Arten des Staated. Zum Theile find fie durch 
die bejondere Natur der einzelnen Staatzart ein für allemal 
gegeben; zum Theile aber fteht eine Wahl unter verjchiebenen 
Möglichkeiten offen. In dem letztern Falle find die den Aus- 
ſchlag gebenden Erwägungen großentheild politifcher Art, d. h. 
fie fließen aus Zweckmäßigkeitserwägungen, und es iſt daher 
auch ihre nähere Auseinanderfegung der Staatöfunft vorzube- 
halten. (S. diefelben unten, $ 94.) Die feitftehenden Beſtim⸗ 
rechtlicher Art find aber folgenbe: 

1. Perſönliche Befähigung. — In feiner einzigen 
Staatsgattung ift jedes. menfchliche Individuum zum alfeinigen 
oder getheilten Befige und zur Ausübung ber Staatsgewalt 
rechtlich befähigt. Unter allen Umftänden müflen bie zur 
Beſorgung ernſter Gejchäfte nothwendigen geiftigen und för: 
perlichen Eigenfchaften vorhanden fein; dann aber Fiegt auch, 
noch die Erfüllung befonberer Bebingungen in dem Weſen fehr 
vieler Staatsarten. Selbft in der Volksherrſchaft fteht ber 
Mitbeſitz der Staatsgewalt nur einer Minderzahl zu; und im 
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ben meiften Staaten find fogar nur ganz Wenige, vielleicht zu 
jeder Zeit immer nur Einer, vollftänbig befähigt. Wie immer 
aber die pofitiven und die negativen Beftimmungen geftellt fein 
mögen, niemald kann ein Mangel an denjelben burch noch fo 
bedeutende anderweitige Eigenschaften oder Verdienſte erfebt 
werden; und felbft wenn durch Irrthum oder Täufchung eine 
Befikergreifung bereits vor fich gegangen wäre, würde biejefbe 
wieber vernichtet durch Entdeckung der Wahrheit. Cbenfowenig 
tann durch eine Privatübereinkunft unter blos einem Theile 
der näher oder entfernter Berufenen die Ordnung des Anrechtes 
geändet ober der Mangel einer nothwendigen Eigenfchaft nach: 
gefehen werden. Einer folchen Abweichung müßte jeden Falles 
erit eine in gültiger Weife vorgenommene Abänderung des 
beftehenden Rechtes vorangehen. _ 

Die am Häufigften verlangten Eigenſcheten ſind denn aber 
nachſtehende: 

a) Abſtammung von beſtimmten Geſchlechtern. 
— Es läßt ſich keineswegs ſchon aus dem Weſen des 
Staates an ſich ableiten, daß nur Solche, welche einer 
beſtimmten Familie oder einem engeren Stamme angehoͤren, 
mit der Geſammtgewalt bekleidet ſein müſſen; auch gibt 
die Abkunft von einem ausgezeichneten oder wenigſtens 
mit der Leitung von Gejchäften betrauten Vorfahren nicht 
die mindeſte Sicherheit für eigene Befähigung. Abftammung 
von beftimmten Sefchlechtern ift daher Keine im gefammten 
Staatäleben ald nothwendig nachzumeilende Eigenſchaft. 
Dennoch tritt diefe Beftimmung wenigftend in einer großen 
Anzahl von Staaten in erfte Linie. Wenn nämlich auch 
nicht mit bem allgemeinften Begriffe vom. Staate verbunden, 
fo ift- fie. doch bei beftimmten einzelnen Arten wejentlich 
nothwendige Folge des befonberen Gedanken. So liegt 
eb’ denn namentlich ſchon im Begriffe der Patriarchie, ber 
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Ariftofratie und des Erbfönigthumd, und tft fomit hier 
eine rechtliche Nothwendigkeit, daß nur die Mitglieder 
bejtimmter Familien im Beſitze ober Mitbefite der Staats- 
gewalt fein koͤnnen; und auch in ber Xheofratie mag 
bafielbe nicht nur ohne Wiberfpruch mit dem Grundge⸗ 
danken, fondern, je nach dem Inhalte des Dogmas, ſogar 
in folgerichtigem Zuſammenhange feftgeftellt fein. In ben 
übrigen Staatsformen freilich ift die Abftammung entweber 
von Feiner rechtlichen Bedeutung, wie im haußherrlichen 
Stante, wo der Gutsbeſitz entfcheidet; oder fie ift fogar 
gerabezu außgefchloffen, wie im Wahlkönigthiune, in gewiffen 
Formen ber Theokratie und in den beiden Formen ber 
Volksherrſchaft. — Wo nun aber für bie Befiker oder 
Mitbefiger ver Gewalt biefe Bebingung geftellt ift, ba 
knüpfen fich auch folgerichtig manche weitere Beftimmungen 
an. Zunaͤchſt über die Ehen in ben berechtigten Ge: 
ichlechtern, fo daß von deren Einhaltung die Vererbung der 
Fähigkeit auf die Nachkommen abhängt. Es darf nichts 
ungewiß bleiben oder. mit dem Grundgebanfen im Wiber- 
fpruche fein. Ferner muß in denjenigen Staatzarten, 
welche nur Einen Inhaber der Staatögewalt Kennen, 
beftimmt fein, wer von ben fämmtlichen, zur Sinne: 
habung der Staatögewalt im Allgemeinen Befähigten der 
N & ch ft berechtigte ift; mit anderen Worten, es muß außer 
bem Erbfolgerecht auch die Erbfolge: Orbnung gesrbnet 
werben. Endlich ijt zu entfcheiden, ob etwa durch letzt⸗ 
willige Verordnung des Bejigenden, durch Annahme an 
Kindesitatt, durch freiwillige Abtretung die Regel geän: 
dert werben kann oder nicht; was Alles beſſer verneint 
wird. ' 

Körperliche und geiftige Fähigkeit zur Befor- 
gung von Gefhäften. — Ohne Zweifel ift es felbft 
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an den höchften menfchlichen Eigenfchaften nicht zu viel, 
wenn ed fi von einem außfchließlichen oder doc) 
wefentlich beftimmenden Einfluffe auf die Leitung eines 
Staates handelt. Dennoch, ift es nicht wohl möglich, einen 
pofttiven Nachweis folder ungewönlicher Befähigung von 
den nach dem concreten Staatsgedanken zur Inhabung ber 
Stantögewalt Berufenen zu verlangen. Theils würden 
hieraus unldö3bare Widerfprüche mit. den perfänlichen -Be- 
rechtigungen (3. B. durch Geburt) entftehen; theils Laffen 
fi Leine ficheren und von grobem Mißbrauche bewahr- 
ten Prüfungsmittel denken. Zuweilen möchte es fogar, 
wenn die Forderungen irgend hoch gefpannt wären, ganz 
an Befähigten und alfo Berechtigten fehlen, oder wenigſtens 
ber ganze Charakter einer Staatöform verkehrt werben. 
(Wie z. B. in einer Volksherrſchaft, wenn nur Einer ober 
ganz Wenige aus fänmtlichen Bürgern tauglich erfunden 
würden.) Man muß fich alfo mit negativen Forderungen 
begnügen, das heißt nur Diejenigen ausfchließen, welche 
unzweifelhaft ganz unfähig an Körper und Geift find. So 
weit muß aber gegangen werben; das Gegentheil wäre, 
und zwar in allen Staatzarten, geradezu wiberfinnig und 
fomit rechtlich unmöglich. Natürlich ſchließt übrigens die 
Feſtſtellung der allgemeinen Grundjäge eine Unterfuchung 
des Thatbeftandes im einzelnen ftreitigen Falle fo wenig 
aus, daß fte vielmehr vorausgejeßt werden muß. — Bon 
der größften Bebeutung ift natürlich bie ganze Frage in 
Staaten mit einem einzigen Oberhaupte, weil bier einer 
Seits die Perfönkichkeit von entfcheidendem Einfluſſe auf 
Wohl und Wehe des Ganzen, anderer Seit? bie Aus: 
ſchließung Unfähiger mit befonberen Schwierigfeiten ver: 
Kunden ift, da fich fo Leicht Leidenſchaften und Raͤnke ein: 
miſchen, auch manche Frage entfchieben werben muß, bei 
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Ariitofratie und des Erbkoͤnigthums, und tft fomit hier 
eine rechtliche Nothwenbigkeit, daB nur die Mitglieder 
beitimmter Familien im Befike oder Mitbefige der Staats⸗ 
gewalt fein Können; und auch in der Theofratie mag 
daffelde nicht nur ohne Widerfpruch mit dem Grundge⸗ 
danken, fondern, je nach dem Sinhalte des Dogmas, ſogar 
in folgerichtigem Zuſammenhange feftgeftellt fein. In den 
übrigen Staatöformen freilich ift die Abſtammung entweder 
von Feiner rechtlichen Bedeutung, wie im haußherrlichen 
State, wo ber Gutsbeſitz entfcheidet; oder fie ift fogar 
geradezu auögefchloffen, wie im Wahlkönigthume, in gewiffen 
Formen ber Theokratie und in ben beiden Formen ber 
Volksherrſchaft. — Wo nun aber für die Befiker oder 
Mitbefiter der Gewalt diefe Bebingung geftellt ift, ba. 
knüpfen fich auch folgerichtig manche weitere Beftimmungen 
an. » Zunächjt über bie Ehen in ben berechtigten Ge⸗ 
jchlechtern, jo daß von deren Einhaltung die Vererbung der 
Fähigkeit auf die Nachkommen abhängt. Es darf nicht? 
ungewiß bleiben oder. mit dem Grundgedanken im Wiber- 
fpruche fein. Ferner muß in denjenigen Staatdarten, 
welche nur Einen Inhaber der Staatögewalt kennen, 
beitimmt fein, wer von ben fänmtlichen, . zur Inne—⸗ 
babung der Staatsgewalt im Allgemeinen Befähigten ber 
N & ch ft berechtigte ift; mit anderen Worten, e8 muß außer 
dem Erbfolgerecht auch die Erbfolge: Orbnung geordnet 
werben. Endlich iſt zu entfcheiden, ob etwa durch letzt⸗ 
willige Verordnung des Befikenden, durch Annahme an 
Kindesftatt, durch freiwillige Abtretung bie Regel geän: 
dert werben kann oder nicht; was Alles beiler verneint 
wird. ' j 

Körperliche und geiftige Fähigkeit zur Beſor— 
gung von Geſchäften. — Ohne Zweifel ift es felbft 
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und kaum zu miffen in der Patriarchie und im klaſſiſchen 
Staate; dagegen hat fie rechtlich Feine Beziehung zu irgend 
einer andern Staatsart, namentlich nicht zu den verfchie- 
denen Formen bed Rechtsſtaates, deſſen vieljeitiger Zweck 
durch den Bekenner einer jeden Religion erreicht werden 
kann, fall er nur überhaupt auf ber entfprechenden Gen. 
ſittigungsſtufe fteht. 

2. Rechtliche Erwerbung. — Der bloſe Beſitz ge⸗ 
wiſſer Eigenſchaften reicht zum Beſitze oder Mitbeſitze der 
Staatsgewalt höchſtens in der Ariſtokratie und in der Demo— 
kratie aus, vorausgeſetzt daß auch hier nicht etwa nur eine be- 
ftimmte Zahl Berechtigter befteht, und nicht wenigſtens bie 
wirkliche Ausübung durch die Erfüllung, gewiffer Formen, 3.2. 
Leiftung eines Eides, Nachweis der Wehrhaftigkeit u. f. f. be 
dingt ift. In allen andern Fällen muß die Stantögewalt noch 
beſonders erworben : werden, um vechtlich im Beſitze zu fein. 
Dies aber fett Doppeltes voraus: nicht-rechtöwibriges Offenftehen 
der in Frage befindlichen Stelle, alfo Erledigung durch Tod, frei- 
willigen Rücktritt, gejeßliche Entfernung u. |. f.; zweiten? aber 
rechtmäßiger Uebergang gerade an ben Betheiligten, aljo nad) 
den Beitimmungen der Erbfolgeordnung bei erblichem Rechte, 
durch gejeliche Wahl oder Ernennung, durch rechtsgültige Er- 
werbung der Herrichaft in- einem Patrimonialftaate. — Eine 
Grwerbung, bei welcher diefe Bedingungen fehlen, ift Ujur: 
pation; eine folche gibt fein Recht, ſondern ift nur ein that- 
ſächliches Verhältnig, in der Mehrzahl der Fälle fogar ein 
Berbrechen ). Ob durch Ipätere Handlungen ver anfängliche 
Fehler geheilt werben fann, hängt davon ab, ob die im einzelnen 
alle erforderlichen Eigenfchaften von dem Betreffenden erworben 
werden koͤnnen, und ob der zum Beſitze eigentlich Berechtigte 
auf eine gültige Weife befeitigt iſt, überhaupt Fein näher DBe- 
rechtigter befteht. Meftauration ift der nach einer unrecht: 
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lichen Unterbrechung erfolgende Wiebereintritt des Berechtigten. 
Die Regierung eined unrechtmäßigen Zwiſchenherrſchers erzeugt 
zwar für biefen ſelbſt niemals Nechte; wohl aber fünnen für 
Tritte aus dem anfänglich blos thatfächlichen Zuſtande mannch— 
fache Rechtöverhältniffe entftehen, wenn ver eigentlich Berechtigte 
verftändigeriveife Feine Hoffnung auf Wiederlangung ſeines Be: 
ſitzes mehr hat. Die höchite Nothwendigkeit ift nämlich ort: 
dauer des Staates, und es ift nicht unerlaubt-fich zu Demjenigen 
in Verhältniffe zu fegen, welcher unter ven gegebenen Umſtänden 
dieſelbe allein gewährt. Auch kann Derjenige, welcher nicht im 
Stande ift den Schug der Staatögewalt zu gewähren, nicht 
verlangen, daß ihm die rechtlichen, Folgen dieſer ſchützenden 

Macht zu gute kommen. 

3. Dauer des Beſitzes der Staatsgewalt. — 
Die Staatsgewalt ſelbſt dauert ſo lange als der Staat; der 
Inhaber derſelben aber wechſelt, und zwar ſowohl durch Been⸗ 
digung des Lebens bed Berechtigten, als durch Aufhören der 
Berechtigung. In dem letzteren Falle iſt eine Beibehaltung 
der Stellung über die Dauer des Rechtes hinaus Uſurpation, 
und erzeugt alle. Folgen "einer ſolchen für den unberechtigt 
gewordenen Befiger und für Dritte. Die Gründe der Been- 
bigung find nachjtehenbe: 

a) ber Tod ded Inhabers; 

b) der Berluft der perjönlichen Befähigung zur Erwerbung 
und Bekleidung der Stelle des Staatöoberhauptes oder 
einer Mitaugübung der oberjten Gewalt; 

c) der Ablauf einer beftimmten Beſitzzeit, falls nur für biefe 
und nicht auf Lebenslang die Berechtigung erworben ift, 

- wie 3. B. bei einer nur zeitweifen Wahl ober bei einer 
Stellvertretung bis zur eigenen Befähigung eines Dritten; 

d) die völlige Umwandlung des Staates, falls dieſe eine 
veränderte Inhabung ber Staatögewalt in fich begreift 
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und kaum zu miffen in der Patriarchie und im klaſſiſchen 
Staate; dagegen hat fie rechtlich feine Beziehung zu irgend 
einer andern Staatsart, namentlich nicht zu den verfchie- 
benen Formen des Rechtsſtaates, deſſen vieljeitiger Zweck 
durch den Bekenner einer jeden Religion erreicht werden 
kann, falls er nur überhaupt auf der © entſprechenden Ge⸗. 
ſittigungsſtufe ſteht. 

2. Rechtliche Erwerbung. — Der bloſe Beſitz ge⸗ 
wiſſer Eigenſchaften reicht zum Beſitze oder Mitbeſitze der 
Staatsgewalt höchſtens in der Ariſtokratie und in der Demo: 
fratie aus, vorausgeſetzt daß auch hier nicht etwa nur eine be: 
ftimmte Zahl Berechtigter befteht, und nicht wenigftens bie 
wirkliche Augübung durch die Erfüllung, gewiffer Formen, 3. 2. 
Leiftung eines Cides, Nachweis der Wehrhaftigkeit u. f. f. be 
dingt iſt. In allen andern Fällen muß vie Staatögewalt noch 
beſonders erworben : werden, um rechtlich im Beſitze zu fein. 
Dies aber ſetzt Doppeltes voraus: nichtrechtäwibriges Offenftehen 
der in Frage befindlichen Stelle, alfo Erledigung durch Tod, frei: 
wilfigen Rücktritt, geſetzliche Entfernung u. |. f.; zweiten® aber 
rechtmäßiger Uebergang gerade an ben Betheiligten, aljo nach 
ven Beftimmungen der Erbfolgeordnung bei erblichem Rechte, 
durch gejetliche Wahl oder Ernennung, durch vechtägültige Er- 
werbung der Herrfchaft in- einem Patrimonialjtante. — Eine 
Erwerbung, bei welcher diefe Bedingungen fehlen, ift Ufur- 
. pation; eine folche gibt fein Necht, jondern ift nur ein that- 
fächliches Verhältnig, in der Mehrzahl der Fälle fogay ein 
Verbrechen ). Ob durch fpätere Handlungen der anfängliche 
Fehler geheilt werden fann, hängt davon ab, ob die im einzelnen 
Falle erforderlichen Eigenfchaften von dem Betreffenden erworben 
werben können, und ob der zum Beſitze eigentlich Berechtigte 
auf eine gültige Weife befeitigt iſt, überhaupt fein näher Be- 
rechtigter bejteht. Nejtauration ift der nach einer unrecht: 
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Staaten, deren Oberhaupt eine moraliſche Perſon iſt, die einzelnen 
phyſiſchen Perfonen, aus welchen biefelbe gebildet ift, als „Souveräne,“ 
ala Inhaber ber Staatsgewalt ober als StaatSoberhäupter zu bezeichnen, 
nur ber Collertioperfon kommt biefe Eigenfchaft fammt ihren Nechten zn. 
Allein nicht zu läugnen ift, daß jeber Einzelne, infoferne er als Beſtand⸗ 
theil der Gollectivperfon gedacht wirb und handelt, im Mitbefite der 
Staatögemwalt ift. Hiermit ift bie rechtliche Stellung und Verpflichtung ala 
Untertdan in allen übrigen Beziehungen fehr wohl vereinbar 

2) UNeber die perfünlichen NRechtöverhältniffe eines Staatsoberhauptes 
f. zunächſt die oben in $ 15, .Anm. 1, angeführte Literatur; fobann noch 
befonders: Maurenbreder, M., Die deutſchen regierenden Fürften und 
die Souveränität. Frankf., 1839. — Bluntſchli, Allgemeines Staats: 
recht, 86. I, ©. 335 fi. — Zachariä, H A., Deutfches Staatzrecht, 
Bd. I, ©. 284 u. fi. — Zöpfl, Staatöreht, 4. Aufl, ®b. I, S. 76 
u. fi. — Held, Syftem bed Verfafl.:Rechted, Bd. II, ©. 115 fg. 

3) Unter feinen Umftänden darf in einer tepräfentativen, Monarchie 

die Mitwirtung ber Ständeverfammlung bei ber Herftellung bes 
Beweiſes einer perfönlichen Unfähigkeit das zunächſt zum Throne Berufenen 
übergangen werben. Es gereicht ihrer Unterfuchung und Anerkennung eben 
fo fehr zum Schutze ber Rechte bes zu Entfernenben, alß zu ber Sickerftellung 
der Rechte bed eintretenden Stellvertreters. Ueberdieß hat das Volk ein 
Recht auf eine beftimmte Ueberzeugung , daß ber von ihm geforderte Gehorfam 
gegen den Stellvertreter auch wirflich rechtlich begrünbet fei. infeitige Er: 
Märungen von irgenb einer Seite: gewähren nicht biefelbe Gewißheit; und 
welche rechtliche Kraft Befchlüffe von Verfonen und Vereinigungen baben 
follen, denen fonft Feine Zuftänbigfeit in Staatdangelegenheiten zur Geite 
ſteht, (mie etwa eines Familienrathes,) ift ohnedem nicht einzufehen. Selbſt 
zu geheimen Situngen tft in einer fo wichtigen, jeber Unflarheit und Unge- 
wißheit möglichft zu entziehenden Angelegenheit nicht zu rathen. 
. 4) Ueber bie rechtliche Stellung eines Uſurpators unb eines Zwiſchen⸗ 
herrſchers ſ. folgende Schriften: Pfeiffer, B. W., Inwiefern find 
Regierungshandlungen eines Zwifchenherrfchers verbindlich? Kaſſel, 1818. 
— Shaumann, Die reiitlihen Verhältnifle bes legitimen Fürſten, bes 
Ufurpatord und des Volkes. Kaflel, 1820. — Stidel, %. F., Beitrag 
zu ber Lehre von den Handlungen eines Zwiſchenherrſchers. Gießen, 1826. 
— Zachariä, H. A. Ueber die Verpflichtungen reftaurirter Regierungen, 
in der Tüb. Zeitſchr. f. S.:W., Bd. X, S 79 fg. — Zöpfl, ©. 
Stants:Reht, Bd. II, S. 2 fg. — Bluntſchli, Allgem. Staatär., Bb. IL, 
©. 47 fg. | 

5) Tie Lehre von ber Verbindlichkeit der Negierungshandlungen 
ber Vorfahren ift fehr vielfach bearbeitet. Siehe bie Literatur barüber bei 
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und fie. auf vechtlich gültige Weife zu Stande gekom⸗ 

men ilt; 

e) die Entziehung der Staatsgewalt wegen Mißbrauches 
derſelben; 

f) der freiwillige Rücktritt, da ein Zwang zur Beibehaltung 
der Regierung weder aus Rechts- noch aus Klugheits⸗ 
gründen vertheidigbar iſt. Der Rücktritt kann jedoch nur 
vollſtaͤndig, unwiderruflich und ohne Bedingungen, welche 
die verfaſſungsmäßige Staatsgewalt beeinträchtigen wür⸗ 
den, geſchehen; 

g) die Vertreibung durch aͤußern Feind, ſobald jede vernünf⸗ 
tige Hoffnung auf Wiebererwerbung erloſchen ift. Auf 
Unmögliches gibt es Fein Recht und ber Staat kann ohne 
berechtigten Inhaber der Staatsgewalt nicht beftehen. 

4. Anertennung der Regentenhantlungen ber 
Borgänger — Durch den Wechlel der Perfon wirb bie 
Staatögewalt jelbft nicht geändert, und ihre Handlungen haben 
nicht deßhalb eine Gültigkeit, weil fie von einem beſtimmten 
Menschen vorgenommen find, fondern weil fie von dem vecht- 
fihen Inhaber auf formell untabelhafte Weife und innerhalb 
feiner Zuftändigfeit erfolgten. Somit hängt denn auch die 
Dauer ihrer rechtlichen Kraft nicht davon ab, ob ber fie Ver- 
anlaffende perſoͤnlich noch im Beſitze der Macht iſt, ſondern 
davon, ob aus fachlichen oder formellen Gründen eine Ver: 
änderung eintrat. Ein Nachfolger kann daher Regierung? 
bandlungen feiner Porgänger nur foweit aufheben, als er 
berechtigt ift, feine eigenen früheren Handlungen einfeitig zu 
ändern. Die Form der Regierung und die etwaige Zahl ver 
Theilnehmer an der Staatögewalt macht hier feinen Unter: _ 
ſchied, und vorftehende Säte gelten nicht bloß in einer Für: 
ſtenherrſchaft 9) 

1) Vollkommen begriff: und verſtandlos ift es allerdings, in denjenigen 
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Staaten, deren Oberhaupt eine moraliſche Perſon iſt, die einzelnen 
phyſiſchen Perſonen, aus welchen dieſelbe gebildet iſt, als „Souveräne,“ 
als Inhaber der Staatsgewalt oder als Staatsoberhäupter zu bezeichnen, 
nur der Collectivperſon kommt dieſe Eigenſchaft ſammt ihren Rechten zu. 
Allein nicht zu läugnen iſt, daß jeber Einzelne, inſoferne er als Beſtand⸗ 
theil der Collectivperſon gedacht wird und handelt, im Mitbefige ber 
Staatögewalt ift. Hiermit ift die rechtliche Stellung und Verpflichtung als 
Untertdan in allen übrigen Beziehungen fehr wohl vereinbar 

2) Ueber die perfünlichen Rechtsverhältniſſe eines Staatsoberhauptes 
f. zunächſt die oben in $ 16, Anm. 1, angeführte Literatur ; fobann noch 
befonders: Maurenbreder, R., Die deutſchen regierenden Fürften und 
die Souveränität. Frankf., 1839. — Bluntſchli, Allgemeines ‚Staats: 
recht, Bd. I, S. 335 fe — Zachariä, H A., Deutfches Staatsrecht, 
8b. I, ©. 284 u. fi. — Zöpfl, Staatäreht, 4. Aufl., ®b. I, ©. 76 
u. fi. — Held, Syſtem bes Verfaſſ.-Rechtes, Bd. II, ©. 115 fg. 

3) Unter feinen Umftänden barf in einer repräfentativen, Monarchie 
die Mitwirkung ber Ständeverfammlung bei ber Herftellung des 
Beweiſes einer perfünlichen Unfähigkeit dag zunächft zum Throne Berufenen 
übergangen werden. 3. gereicht ihrer Unterfuchung und Anerkennung eben 
jo fehr zum Schuge der Rechte des zu Entfernenben, als zu ber Sicherſtellung 
der Rechte bed eintretenden Stellvertreterd. Ueberdieß bat bag Volt ein 
Recht auf eine beftimmte Ueberzeugung, daß ber von ihm geforberte Gehorfam 
gegen ben Stellvertreter auch wirklich rechtlich begründet ſei. Einfeitige Er- 
Märungen von irgend einer Seite: gewähren nicht dieſelbe Gewißheit; und 
welche rechtliche Kraft Beichlüffe von Perfonen und Vereinigungen baben 
ſollen, denen fonft Feine Zuftändigfeit in Staatdangelegenheiten zur Seite 
ſteht, (wie etwa eines Familienrathes,) ift ohnedem nicht einzufehen, Selbft 
zu geheimen Sigungen iſt in einer fo wichtigen, jeber Unklarheit und Unge— 
wißheit möglichft zu entziehenden Angelegenheit nicht zu vathen. 

4) Ueber die rechtliche Stellung eines Uſurpators und eines Zwiſchen⸗ 
berriherd ſ. folgende Schriften: Pfeiffer, B. W., Inwiefern find 
Negierungshandlungen eines Zwiſchenherrſchers verbindlich? Kaffel, 1818. 
— Shaumann, Die rechtlichen Verhältniffe bes legitimen Fürften, des 
Ufurpators und bed Volles. Kaſſel, 1820. — Stidel, F. F. Beitrag 
zu ber Lehre von den Handlungen eines Zwiſchenherrſchers. Gießen, 1825. 
— Zahariä, H. U., Ueber die Verpflichtungen reftaurirter Regierungen, 
in ber Tüb. Zeitſchr. f. S.:W., Bd. IX, S 79 fg. — Zöpfl, ©. 
Staats⸗Recht, Bd. II, S. 2 fg. — Blunt ſchli, Allgem. Staatör., Bd. I, 
©. 47 fg. 

5) Die Lehre von der Verbindlichkeit ber Negierungshandlungen 
ber Vorfahren ift fehr vielfach bearbeitet. Siehe bie Literatur barüber bei 
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Zahariä, Deutſches Staatsrecht, 2. Aufl., Bb. I, ©. 368; beſon⸗ 
ders aber: Kamptz, A. H. von, Erörterungen ber Verbinblichfeit des 
weltlichen Reichsfürften aus ben Handlungen feiner Vorfahren. Neuftrelig, 
1800. — Eberts, Verſuch über die Verbindlichkeit der Handlungen eines 
Regenten für feinen Regierungsnachfolger. Landshut, 1819. — Reyſcher, 
in der Zeitſchr. f. deutich. R. Bd. II, ©. 68 u. fi. 


g 29. 
b. Bon ben Begierungs- (Hopheits-) Rechten. 


Das Staatsoberhaupt hat die Aufgabe, den Staat in allen 
einzelnen dazu geeigneten Fällen in Thätigfeit treten zu laſſen, 
das heit zu regieren. Natürlich ift fowohl der Umfang als 
bie Richtung ber Regierungsthätigkeit und der dazu erforder: 
lichen Rechte je nad dem Zwecke ber Stantögattungen ver- 
ſchieden; und folgerichtig müſſen auch bie einzelnen &inrich- 
tungen und Formen biernach verſchieden beftimmt fein. Allein, 
was innerhalb diefer Aufgabe Liegt, darf und joll, mittelbar 
oder unmittelbar, allein ober unter Theilnahme von Seiten der 
Unterthanen 2), von dem Staatoberhaupte geſchehen; und was 
außerhalb dieſes Zweckes ift oder gar mit demfelben im Wi- 
berfpruche fteht, muß unterbleiben. Die Trage über die Be: 
rechtigung und Verpflichtung im einzelnen alle tft zunächit 
nach den Geſetzen des beſtimmten Stante® zu entſcheiden; 
in Crmangelung folcher aber muß die Antwort aus. dem 
Weſen des Staates überhaupt und der bejondern Gattung 
und Art veffelben im Einzelnen abgeleitet werben. Der blofe 
Mangel einer ausdrücklichen Hervorhebung eine echtes iſt 
noch ein Grund, daffelbe ganz in Abrede zu ftellen; bie Ent- 
ſcheidung richtet ſich darnach, ob baffelbe ein nothwendiges 
Mittel zur Erreihung eines unzweifelhaften und verfaſſungs⸗ 
mäßigen Staatszweckes iſt )y. Wenn es ſich aber von ber 
Erhaltung und Rettung des Staates bei ploͤtzlich einbrechender 
Gefahr handelt, und keine Zeit oder Moͤglichkeit einer Abhülfe 

v. Nohl, Enayclopäbie. 14 
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hauptes bier fein mag, immer hat fich biefelbe in verſchie— 
denen Beziehungen und Einrichtungen zu äußern. Theils 
nämlich als bejtändige und allgemeine Beauffichtigung der 
AZuftände und Bebürfniffe des Volke, damit nicht? Nöthiges 
verfäumt werde und nicht? Gemeinjchädliches vor fich gehe. 
Theils als Sorge für gefegliche Normen, wenn in Beziehung 
auf die Hilfgleiftungen Rechte und Pflichten ber Bürger 
ausdrücklich und bleibend feitzuftellen, nothwenbige Formen 
für ihr Verhalten oder das der Behörden vorzujchreiben, un- 
erläßliche Bedingungen und beitimmte Verfahrenzarten an: 
zuordnen find. Theils als Beſtellung der verjchiedenen 
Arten von Behoͤrden, welche unter oberſter Leitung des 
StaatZoberhauptes, in feinem Auftrage und an feiner Statt, 
deßhalb aber und der Ordnung wegen in genau vorgezeich- 
neter Zuſtändigkeit und Verfahrensweiſe, die einzelnen 
alle der StaatZhülfe zu beforgen haben. Theils als eigene 
Entjheidung der wichtigften ftreitigen oder nichtitreitigen 
Faͤlle, welche der Entſcheidung von Beamten nicht überlaffen 
werden wollen; namentlich auch damit Einheit des Staats⸗ 
willend erhalten bleibe. Theils enblich als Beichaffung, 
Verwaltung und Anweifung der entfprechenden fachlichen 
Mittel zur Vollbringung aller diefer Aufgaben. — Auch 
hier mag Beſorgniß vor Mißbrauch oder Untüchtigkeit in 
einzelnen Beziehungen zu Beſchränkungen der alleinigen 
Ihätigfeit des StaatZoberhauptes führen, und können dann 
die Eingrängungen je nach den Formen ber concreten Ver: 
fafjung verſchieden formulirt fein; allein dieſelben find. 
auf diefem Gebiete der Staatsthätigkeit noch mehr, ala 
die bei der Mechtöpflege beliebten, bloße Ausnahmen und 
bie Beforgung ber Hülfgleiftung des Staates ift weſent⸗ 
lich in ben perfönlichen Willen des Stantsoberhauptes 
geſtellt. 
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2. In Beziehung auf die auswärtigen Verhältniſſe 
des Staates. 

Es iſt nicht bloß Grundſatz des poſitiven Völkerrechtes, 
ſondern es liegt in dem innerſten Weſen der Sache, daß der 
Staat in allen ſeinen Beziehungen zu anderen gleichzeitigen 
Staaten ausſchließlich durch ſein Oberhaupt vertreten iſt, und 
daß nur dieſes (natuͤrlich moͤglicherweiſe auch durch einen Beauf- 
tragten) vechtögültig für die Gefammtheit fordern, entfcheiden und 
handeln kann. Gegenüber von anderen Staaten nämlich erfcheint 
der Staat als eine Einheit; der Wille deſſelben kann nur durch 
bie phnfiiche oder moralische Perſon ausgefprochen und gehand- 
habt werben, welche an ber Spite fteht und über bie gefammte 
Macht deffelben gebietet, auch im Innern den Gehorfam gegen 
Berabredungen und Beichlüffe erzwingt. Jede felbftändige 
Thätigfeit von nur untergeordneten: und nur theilweifen Orga- 
nen würde zur Verwirrung führen und daß Ganze weber 
berechtigen noch verpflichten. Daher fteht dem Staatsober⸗ 
haupte hier zu: " 

a) die gefammte friedliche Vertretung bed Staates gegen 
Außen; alfo das active und paffive Geſandtſchaftsrecht, 
die Leitung von Verhandlungen mit fremden Staaten, ber 
Abſchluß von Verträgen mit denſelben, die Handhabung 
aller völferrechtlichen Verhältniffe im Innern des Landes, 
fowie die Vertretung ber einzelnen Bürger im Auslande. 
Nur in einigen Arten bed Rechtsſtaates Tann eine Mit: 
wirfung von Unterthänen bei den Verträgen überhaupt 
oder wenigftend bei denjenigen Gattungen und Bebingun- 
gen derfelben ftattfinden, welche in bie innere Gejehge- 
bung oder in das Geldweſen des Staates eingreifen. 

b) Die Schübung der Rechte des Staates durch die völfer- 
rechtlich geftalteten Gewaltmittel, alfo durch Retor⸗ 
ſionen, Repreſſalien ober Krieg. In Beziehung auf den 
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hauptes hier fein mag, immer hat fich biefelbe in verſchie⸗ 
denen Beziehungen und Einrichtungen zu Außen. Theils 
nämlich als beitändige und allgemeine Beauffichtigung ber 
AZuftände und Bebürfniffe des Volkes, damit nichts Nöthiges 
verfaumt werbe und nichts Gemeinjchädliches vor fich gebe. 
Theils als Sorge für gefeßliche Normen, wenn in Beziehung 
auf die Hilfgleiftungen Nechte und Pflichten ber Bürger 
ausdrücklich und bleibend fejtzuftellen, nothwenbige Formen 
für ihr Verhalten oder das der Behörden vorzuſchreiben, un- 
erläßliche Bedingungen und beftimmte Verfahrendarten an: 
zuordnen find. Theils als Beftellung ber verfchiebenen 
Arten von Behörden, welche unter oberjter Leitung des 
StaatZoberhauptes, in feinem Auftrage und an feiner Statt, 
deßhalb aber und der Ordnung wegen in genau vorgezeich- 
neter AZuftändigfeit und Verfahrensweiſe, die einzelnen 
Falle ver Staatshülfe zu beforgen haben. Theils als eigene 
Entſcheidung der wichtigften ftreitigen ober nichtftreitigen 
Fälle, welche der Entfcheidung von Beamten nicht überlaffen 
werben wollen; namentlich auch damit Einheit des Staats⸗ 
willen? erhalten bleibe. Theils endlich ala Beichaffung, 
Verwaltung .und Anweifung ber entfprechenden fachlichen 
Mittel zur Vollbringung aller diefer Aufgaben. — Auch 
bier mag Beſorgniß vor Mißbrauch oder Untüchtigkeit in 
einzelnen Beziehungen zu Beſchränkungen ber alleinigen 
Thaͤtigkeit des Staatsoberhauptes führen, und können dann 
bie Eingränzungen je nach den Formen ber concreten Ver: 
faffung verfchieden formulirt fein; allein biefelben find 
auf diefem Gebiete der Staatöthätigfeit noch mehr, ala 
die bei der Mechtöpflege beliebten, bloße Ausnahmen und 
die Beforgung der Hülfzleiftung des Staates ift wefent- 
Ih in ben perfönlichen Willen des Staatsoberhauptes 
geſtellt. 
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2. In Beziehung auf die auswärtigen Verhältniffe 
des Stante?. 

Es iſt nicht bloß Grundſatz des poſitiven Völkerrechtes, 
ſondern es liegt in dem innerſten Weſen der Sache, daß der 
Staat in allen ſeinen Beziehungen zu anderen gleichzeitigen 
Staaten ausſchließlich durch ſein Oberhaupt vertreten iſt, und 
daß nur dieſes (nafürlich möglicherweiſe auch durch einen Beauf- 
tragten) vechtögültig für die Gefammtheit fordern, entfcheiden und 
handeln kann. Gegenüber von anderen Staaten nämlich erfcheint 
der Staat ald eine Einheit; der Wille deſſelben Tann nur durch 
bie phyſiſche oder moralifche Perfon ausgefprochen und gehand- 
habt werden, welche an der Spike fteht und über bie gefammte 
Macht deſſelben gebietet, auch im Innern den Gehorfam gegen 
Berabrebungen und Beichlüffe erzwingt. Jede felbftändige 
Thätigfeit von nur untergeordneten. und nur theilmeifen Orga: 
nen würde zur Verwirrung führen und bad Ganze weber 
berechtigen noch "verpflichten. Daher fteht bem Staaisober⸗ 
haupte hier zu: 

a) die geſammte friedliche Vertretung des Staates gegen 

Außen; alfo das active und paffive Gefanbtfchaftsredht, 

die Leitung von Verhandlungen mit fremden Staaten, ber 

Abſchluß von Verträgen mit denſelben, die Hanbhabung 

aller völferrechtlichen Verhältniffe im Innern de Landes, 

fowie bie Vertretung ber einzelnen Bürger im Auslande. 

Nur in einigen Arten des Rechtsſtaates Tann eine Mit: 

wirfung von Unterthanen bei den Verträgen überhaupt 

oder wenigftend bei denjenigen Gattungen und Bebingun:- 
gen derfelben ftattfinden, welche in die innere Gejebge- 
bung oder in dad Geldweſen ded Staates eingreifen. 

b) Die Schützung der Rechte des Staates durch die völfer- 
rechtlich geftalteten Gewaltmittel, alfo durch Retor⸗ 
ſionen, Repreffalien oder Krieg, In Beziehung auf den 
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letzteren allerbings findet in denjenigen Staatsarten eine 

Mitwirkung der Unterthanen jtatt, in welchen dieſelben 

im Ganzen ober in ihren einzelnen Claſſen nur zu einer 

beſtimmten Dienftleiftung verbunden find, gu weiterem aljo 

‘ihre freiwillige Zuftimmung geben müffen. Es find diefeß 

aber theild die Patrimonialſtaaten, theils die freieren Arten 

des Rechisſtaates. 

3. Zur Ansführung ſämmtlicher Aufgaben des Staates 
iſt die Aufbringung und Verwendung entſprechender Mittel 
unerlaͤßlich. Auch fie iſt grunbfäglic dem Staatsoberhaupte 
überlaffen. Die zur Durchführung erforderlichen Mittel befte- 
ben aber hauptfächli in ber erforderlichen Anzahl und Art 
von untergeorbneten Beamten; in gewaffneter Macht; 
und in Geld oder But. 

a) Weber dag dem Staatöoberhaupte zuftehende Recht, Behbr⸗ 
ben zu beftimmen, biefelben mit ven nöthigen Beamten zu 
verjehen und Gefchäftzorbnung fo wie" Zuſtändigkeiſt feit- 
zuftellen ,- fiche, de Zufammenhange® wegen, unten, 
$. 33 und 34. 

b) Zu Erreihung der Staatszwecke iſt bewaffnete Macht 
in zwei wejentlich verſchiedenen Fällen nöthig: zur Ver⸗ 
theidigung gegen Angriff oder Unrecht auswärtiger Staa- 
ten; und zur Ueberwindung eines ungeſetzlichen Willend im 
Innern, welcher durch die Einwirkung von Behörden und 
durch Strafrechtäpftege nicht gebrochen werben kann. Die 
gewaffnete Macht ift der fchärfite Ausdruck der Staats⸗ 
gewalt; mit logiſcher Nothwendigkeit gebührt ihre Anwen⸗ 
bung, folglich aber auch bie Herftellung ihrer Schlagfer: 
tigkeit, dem Inhaber ber Staabsgewalt; und zwar ganz 
gleichgültig, aus welchen Beftanbtheilen dieſelbe befteht, ob 
and Land» oder Seemacht, aus ftehenden Truppen oder 
aus Bürgerwehr. Dabei macht theils bie militärifche 
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Brauchbarkeit der Truppen, theils die Sicherung des Staates 
und ber einzelnen Bürger gegen Gewaltthätigleit bewaff: 
neter Banden einen nnbebingten Gehorfam ber unter ven 
Waffen Stehenben gegen den Befehl des Stantäoberhauptes 
nöthig. Die Unterordnung der bewaffneten Macht unter 
einen von dem Staatsoberhaupte unabhängigen Befehl 
hätte entweder Zerrüttung der Staatdeinheit oder Unter: 
-werfung des nur noch fcheinbaren Staatshauptes unter 
den Feldherrn zur Folge; Ungehorfam des Heeres aber 

iſt die gefährlichfte aller Anarchieen, und ift ihr felbft der 
Mißbrauch des Gehorfams zur Durchführung ungejeß- 
licher Regierungshandlungen vorzuziehen 6). — Hiermit 
wohl vereinbar find Geſetze, und alfo, je nach der Staats⸗ 
art, Einwirkungen weiterer Factoren des Staatswillens in 
Betreff der Größe, Art und Zuſammenſetzung ber bewaff- 
neten Macht, ihrer Verpflegung, ber ordentlichen oder 
außerordentlichen Verwendung im Innern zur Aufrecht: 
erhaltung der Ordnung; ferner Beftimmungen über Mit: 
wirkung zu Erflärung von Krieg und Frieden. Nothwendig 
ift nur, daß bie vorhandene Macht zu Niemands Befehl 
jteht, als zu dem des Staatöoberhauptes, und daß fie nicht 
burch das Einreden Vieler und Nichtſachverftandiger un⸗ 
brauchbar gemacht werden kann. 

c) Theils bittere Erfahrungen von Ausſaugung und Ver⸗ 
fchwenbung, theild große Empfindlichkeit in Allen, was 
Beſttz und Eigenthum betrifft, Haben häufig eine größere 
Beichränktung der StantSoherhäupter binficätli der Auf: 
bringung und Verwenbung der Gelbmittel heroorgerufen, 
ala in anberen, vielleicht am ſich wichtigeren, Beziehungen 
für nöthig erachtet ward. Im ganzen Staatsgattungen 
und Arten, jo namentlih in ben hauspäterlichen und 
hausherrlichen Staaten und in ber Fürſtenherrſchaft mit 
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Ständen oder Vollsvertretung, kann das Stantäoberhaupt . 
weder über die Art noch über bie Größe ber Gelbleiftun: 
gen allein und nach Belieben beftimmen, jondern es 
ift die Zuftimmung ber Zahlenden ſelbſt in verfchtebe- 
nem Maße erforderlich. Dennoch bleiben mit Nothwen- 
digkeit dem Regenten auch in Beziehung auf die Wirth- 
ſchaft des Staates große Rechte. Abgefehen von der Be: 
Stimmung oder wenigjtend Mitbeſtimmung ber Leiftungen 
des Volkes, liegt ihm nämlich ob: die ganze Einrichtung 
für den richtigen Einzug der Beiträge von ben Einzelnen, 
die oberfte Leitung und Aufficht über die Verwaltung und 
Verrechnung des gejammten Staatseigenihumes, bie wirk⸗ 
liche Anordnung der Ausgaben. Falls die Bebürfniffe 
bed Staates ganz oder theilweile aus eigenem Grundbeſitze 
oder aus Gewerben beftritten werben, fteht dem Staats: 
oberhaupte auch noch die Leitung ber beftmöglichen Be⸗ 
wirthichaftung diefer Einkommensquellen zu. 

1) &8 iſt nicht richtig, wenn bie Rechte bed Stantäoberhauptes ohne 
Weitere als gleichbedeutend mit dem Inhalte der Stantögewalt angenommen 
und daher häufig nicht beſonders neben biefem betrachtet werden. In mehreren 
Staatägattungen und Staatsarten ift dem allerdings jo, und in keinem 
richtig organifirten Stante Tann dem Staatsoberhaupte bie Einwirkung auf 
irgend eine Aufgabe des Staates ganz entzogen fein: allein rechtlich und 
politifch möglich ift e8 immerkin, bag in beſtimmten Fällen die Anwendung 
ber Staatsgewalt nicht einfeitig und in jeber Beziehung von bem Staats: 
oberhaupte abhängt. Darin eben befteht ja bie größere oder Kleinere poli- 
tifche Freiheit, ob eine Theilnahme der Unterthanen bei gewifien wichtigen 
Staatshandlungen flattfindet, oder nicht. 

“ 2) Es iſt nicht blos kurzſichtig und thörigt, fondern gerabezu unrecht: 
lich, (weil ein Hinderniß für die Erreichung ber Staatszwede,) wenn einer 
aefehlichen Aufzählung der Rechte der Staatsgewalt und bed Oberhauptes 
insbefondere ausdrüdlih die Beſtimmung beigefügt iſt, daß ihm weitere 
Befugniſſe nicht zuftehen. Hier liegt offenbar die, gleich ſchlimme Alternative 
in einem nicht berüdfichtigten aber thatſächlich eintretenden Falle vor: daß 
entweder der naturgemäß zum Handeln Berufene, alfo im Zweifel das 
Staatsoberhaupt, das pofitive Geſeß übertreten und fich vielleicht großen 
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. Schwierigkeiten und: übler Verantwortung ausfeben muß, um einen Staats⸗ 
zweq nicht unerfüllt zu laſſen; oder daß Nothwendiges aus blos formellen 
Gründen unterbleibt. ine Aufzählung und Bertheilung der Nechte unter 
bie verfchiebenen Organe bed Staatswillens mag immerhin ftattfinden ; allein 
es muß die rechtliche Möglichkeit eines im Allgemeinen verfaffungsgemäßen 
Handelns offen bleiben, wen ber Geſetzgeber eine Beranlaffung überfehen 
hatte. 

3) Wohl zu unterfcheiden von bem Sabe, daß das Staatsoberhaupt 
ein in der logiſchen Folgerichtigkeit der geſetzlichen Beſtimmungen liegendes 
allein nicht ausdrücklich ausgeſprochenes Recht in Anſpruch zu nehmen habe, 
iſt die Lehre, daß ihm ein Nothrecht zuſtehe, welches bis zur vorübergehenden 
Hintanſetzung wirklich beſtehender Rechte gehe. Eine ſolche Dictatur beruht 
zwar auch auf dem Grundſatze, daß das zur Erreichung des Staatszweckes 
Nothwendige geſchehen dürfe und müſſe: allein fie hat eine ganz andere 
Richtung und Tragweite. Es iſt hier das Recht der Nothwehr. Man hat 
fi) nicht ſelten bemüht, wenigſtens ben Eintritt des Falles durch beſtimmte 
Formen feftzuftellen, damit unndthige Willführ vermieden werde, (fo 3. B. 
die Aufhebung der Habeas⸗Corpus⸗-Acte dur Parliamentzfchluß , die Be- 
ſchrünkung des Belagerungszuſtandes auf beſtimmte Fälle ober Friſten u. ſ. w.;) 
es ift aber einleuchtend , daß dieß eine Folgewidrigkeit und entweder ein 
fchädliches Hemmniß oder eine leere Warnung if. Wenn bie Noth auch 
bie Beſchränkung zu durchbrechen gebietet, fo muß es ebenfalls gefchehen 

und ift es ebenfalls gerechtfertigt. Pal. Zach ari aä., D. Staats-Recht, 
2. Aufl, 2d. I, ©. 119 1; ; Bluntſchli, lg. Staats-R., 2. Aufl., 
®b. II, ©. 108 fg. 


4) Unzweifelhaft hat die Erfahrung gelehrt, daß eine unmittelbare 
Leitung und Entſcheidung von ftreitigen Rechtsſachen durch die Staatsober: 
bäupter felbft manchen Nachtheilen unterliegt; und zwar gilt dies wenigſtens 
ebenfofeht von republifanifchen Oberbäuptern ald von monardifchen. Die 
Beftellung von. unabhängigen Richtern, b. h. alfo von ſolchen, welche lediglich 
nur nad) ihrer Einficht unb Weberzeugung von dem objectiven Stanbe bes 
Rechtes im einzelnen Falle zu verfahren befugt und verpflichtet find, ift 
daher allerdings fehr räthlidh. Aber die Befchränkung des Staatsoherhauptes 
in biefer Beziehung ift doch firenge als Ausnahme und fomit ein- 
ſchränkend zu erflären; unb es bleibt daher felbft ba, wo jene Einrichtung 
auf das gewiflenhaftefte eingehalten wirb, immerhin noch ein bebeutender 
Theil ber Rechtsordnung unter ben Inhaber ber Staatsgewalt geftellt. 
Rabinetsjuftiz iſt ba eine fchtwere Regentenſünde, wo fie grundgeſetzlich unter 
fagt ift; allein nur weil bieß und foweit dies ber Fall iſt. Es hat zu jeder 
Zeit Staaten gegeben, welche das eigene Nechtfprechen des Staatsoberhauptes 
sugelafien unb ſelbſt verlangt haben, und in biefen wird ber Regent gerabe 
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wegen einer großen perfünlichen Thätigfeit in biefer Beziehung gepriefen. 
So iſt e8 von jeher in ben patriarchalifchen Staaten geweſen; fo Kat fich 
bie fouveräne Bollsverfammlung in den claſſiſchen Staaten gewiſſe Fälle 
zur Entſcheidung vorbehalten; fo waren bie römifchen Imperatoren, die 
deutſchen Kaifer, ber heilige Lubiwig von Frankreich Richter in ihren Reichen; 
und auch jebt noch ift das franzöfiiche Staatsoberhaupt, wenigſtens bem 
Rechte nach, ber oberſte Richter in Sachen der Berwaltungsjuftiz. Die ganze 
Frage wird gewöhnlich nur von Einer Seite unterfucht; offenbar Tann 
aber auch bie Unabhängigkeit der Richter zu welt ausgedehnt und Aber: 
glauben mit ihr getrieben werben. Auch bie Gerichte dürfen Leinen Staat 
im Staate bilden. Vgl. einer Seits: Klüber, 3. L., Die Selbfiftänbig- 
feit des Richteramtes, Frankf., 1832; Pfeiffer, B. W., Die Selbfiflän- 
digkeit und Unabhängigkeit des Richteramtes. Bötting., 1851. Anderer 
Seits: van Lennep, J. F., De partibus, quas reges habuerint ha- 
beantque etiam nunc in administranda justitia. Amst.,1849; Zah araͤß, 
D. Staatd.:R., Bb. I, ©. 205 fg.; Bluntfchli, Allgem. Staator., 
Bo. II, ©. 91 fg. 

5) Beifpiele verfehrter Einrichtungen find nicht etwa bioB ie 
Lehenftante das Waffenrecht aller feiner Bafallen, ober das Beſehen 
von Krongroßfeldhern und von Haustruppen in Polen; ſondern fie 
kommen auch in unferer Zeit gar nicht felten vor, freilich immer mit 
ber Strafe auf dem Fuße. So z. B. bie Beflimmung ber franzöflfchen 
verfaflunggebenben Verfammlung, welche bie Verfügung über bie Netional⸗ 
gexde ber Regierung ganz entzog; fo bad Verlangen im 3. 1848, bie 
Heere auf bie Verfaffung zu beeidigen; fo bie Duldung von berathenben 
Elub2 im frangöfifchen Heere. Und ſchwerlich iſt bie im Sabre 1868 
vorgefommene Hervorrufung non Zuſchriften aller einzelnen Abtheilungen 
des franzöfifchen Heeres vereinbar mit ſtaatlichen und völferrechtlihen Auf: 
forderungen. 


$ 90. 
c. Bie Unnerentwortiidkeit und der hächſte KNechtsſchuh Des Mianie- 
sberhauptes. 

Ungzweifelhaft kann ein Inhaber der Staatsgewalt Fehler 
begehen in feiner Leitung ber Staatögefchäfte, ja ſelbſt ſchwere 
Rechtöverlegungen. 

Ebenfo unzweifelhaft ift, daß ſolche Handlungen fittlichen 
Tadel verbienen; und bei unerträglichen Migbräuchen mag ein 
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Recht zum Widerftande und feldft zur Entfernung de Tyran⸗ 
sen von der mißbrauchten Megterung eintreten. 

Eine rechtliche. Verantwortlichkeit des Staats; 
oberhauptes und eine Beftrafung desfelben wegen der von ihm 
begangenen Gejebeßverlegungen findet jedoch nicht ftatt. Theils 
wäre eine ſolche Verantworlichkeit ein Widerfpruch in fich. 
Verantwortlich kann man nur gegen einen Höheren fein; ein 
Staatsoberhaupt hat aber Niemand über Sich. Theile aber 
wäre eine Anorbnung hierzu nicht ausfuͤhrbar gegen den Weber: 
mächtigen; überdieß fchon der Verſuch höchſt gefährlich, weil 
er leicht zu noch weiterem Unrechte und zu gängzlichem Geſetzes⸗ 
umfturze anreizen, dadurch aber zu innerem Kampfe und viel⸗ 
leicht zur völligen Unterjochung führen würde. Hier ift nur 
die Wahl zwifchen zwei Uebeln; Unverantwortlichfeit und Straf: 
Lofigkeit ift aber das geringere ). — Diefer Sab gilt ſowohl 
von phyſiſchen ala von moralifchen Berfonen, welche im Be: 
fite der Staatsgewalt find. 

Die rechtlichen Folgen dieſes Verhältniffes find aber nad: 
ſtehende: 

Gegen einen ſchließlichen Ausſpruch des Staatsoberhauptes 
oder eine vollendete Handlung deſſelben findet eine Berufung 
nicht ſtatt. Dieſelbe iſt gültig, wenn fie innerhalb der Zuftän- 
digkeit, in den gefeglich vorgefchriebenen Formen und ohne 
Verlegung einer ausdrücklich verbietenden ober gebietenden 
Srundbeftimmung erfolgt ift, auch wenn fie offenbar unfittlich 
oder ſchaͤdlich wäre. In wieferne eine rechtäverleßende Regie⸗ 
rungshandlung von den zunächit dadurch Betroffenen zu achten 
ift, ergibt fi ans den Grundfägen über ven bloß verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gehorfam; jebenfalls find die Dagegen anzuwendenden 
Schußmittel bloße Thatfachen und feine formal gültigen Rechts⸗ 
handlungen. Es ift ein Zuftand ber Nothwehr und fein Prozek. 

Eine Wiederaufbebung einer jchäblichen ober rechtäwibrigen 
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Regentenhandlung ift allerbings eine ftttliche Pflicht ded Staats⸗ 
oberhauptes; es fteht jeboch zu deren Herbeiführung (bie eben 
angebeuteten höchiten Nothfälle abgerechnet) den Unterthanen 
fein anderes Mittel zu, als Herbeiführung einer befferen Ein- 
ficht und eined richtigeren Willend durch Bitten und Vorſtel⸗ 
ungen. Möglicherweife ift fogar die Wieberaufhebung nicht 
mehr möglich, wenn nämlich bereit? von Dritten Nechte daraus 
erworben worden find. In folchem Falle kann nur von Ent: 
ſchädigung die Rede fein; und auch dieſe ift nur bilfig, nicht 
aber ftrenge® Necht, foweit die in Frage ftehende Handlung 
formell gültig wer. 

Die Nichtverantwortlichkeit erſtreckt fich nicht weiter, als 
auf die Perfon des Staatsoberhauptes. Bei allen übrigen 
Staatötheilnehmern, und ftänden fie demfelben noch jo nahe, 
befteht weder die logifche Unmöglichkeit noch die politifche Be: 
denflichkeit einer Anklage und eines Nichterfpruches. Auch darf 
bie Erwägung nicht abhalten, daß ein mitſchuldiges Staatsober⸗ 
haupt ungeftraft bliebe, die übrigen Schuldigen Fännen immer: _ 
bin fir den ihnen zur Laſt fallenden Antheil an dem Unrechte 
zur Verantwortung gezogen werben, und bad Strafrecht ver- 
langt keineswegs, daß entweder jämmtliche Schuldige beftraft 
werben, oder alle jtraffrei ausgehen. — Die in den Repräfen- 
tativ-Verfaffungen ausgefprochene VBerantwortlichfeit der Miniſter 
ift aljo weder eine Eigenthümlichfeit dieſer Staatsgattung, noch 
eine, rechtlich tadelnswerthe, Unterfchiebung eine? Unfchuldigen 
für den nicht erreichbaren Schuldigen, ſelbſt nicht bloß eine 
politifche Warnungsmaßregel; fondern nur ein genauer feftge- 
ftellter Fall eined ganz allgemeinen Verhältnifies ?). 

Nicht zu verwechſeln mit der jtaatgrechtlichen Unverant- 
wortlichkeit ift der höhere Schuß, welcher dem Staats⸗ 
oberhaupte zukoͤmmt, und welcher fich darin äußert, daß Ver⸗ 
legungen der ftaatlichen Stellung beffelber mit abfolnt hoben 
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Strafen bedroht find, Vergehen gegen bie Perſoͤnlichkeit deſſel⸗ 
ben aber mit ftrengeren Strafen, ald wenn biefelben Hand⸗ 
[ungen gegen eine Privatperfon begangen worden wären. Es 
innen fogar Handlungen, welche vollfommen ftraflos find 
gegenüber von Unterthanen, zu Verbrechen erklärt fein, falls 
fie in Beziehung auf dad Stantöoberhaupt begangen werben. 
Hochverrath iſt die Antaftung der Regierungsrechte, wenn fie 
in einer Anmaßung berjelben von Seiten eines Unterthanen 
oder in der gewaltjamen Verhinderung des Staatsoberhauptes 
an der Ausübung feiner Rechte befteht. Ebenſo jeder Angriff 
auf Leib und Leben des Negenten und auf feine perjönfiche 
Freiheit. Majeftätäverbrechen aber ift eine Ehrenbeleidigung 
defjelben. — Die Rechtfertigung diefer Site und Einrichtun- 
gen liegt in Doppeltem. Einmal fteht nach der gefammten 
Auffaffung gewiſſer Staatögattungen dem Oberbaupte eine 
befonbere fittliche oder veligiöfe Würde und Bebeutung zu, 
deren Verlegung alſo auch ein befonbers ſchweres Vergehen ift. 
So 3. B. in ber Patriarchie, in welcher Kindeöpflicht gegen 
dad Stammeshaupt zu bewahren ift; in ber Theofratie, deren 
Oberhaupt wo nicht die verkörperte Gottheit ſelbſt doch jeden⸗ 
fall3 ein von ihr beſonders Begnadigter und dadurch Gehei- 
ligter iſt; nach den, feierlich unklaren, Anfchauungen Vieler 
auch der Yürft eines Nechtöftantes oder einer Hausherrſchaft, 
als welcher durch befondere göttliche Gnade zu diefer Stellung 
berufen fei. Zweiten? aber muß, und zwar burchaus in jeber 
Staatsgattung und Staatzform und auch bei ausſchließend 
verftändiger Anfchauung, dag Recht und die Perfon des Ober: 
hauptes aus Zweckmaͤßigkeitsgründen gegen Vergewaltigungen 
moͤglichſt geſichert werden. Je größer die Gefahr iſt, welcher 
ein Theilnehmer am Staate und gar ein Organ befjelben aus: 
geſetzt ift, deſto entjchievener muß auch der ihm gewährte 
Rechtsſchutz fein. Eine befondere Bebrohung findet aber bei 
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dem Stantsoberhaupte vor allen Anderen ftatt, weil er berufen 
ift, dem ungefeglichen Willen und- den ſelbſtiſchen Leidenfchaften 
überall entgegenzutreten, und er jomit ber Rache und dem Jah— 
zone ganz beſonders blosgeitelt wird. Auch kommt in Betracht, 
daß fich Ehrgeiz durch die Antaftung feiner Rechte Bahn zu 
zu brechen verjuchen könnte, dadurch aber dic Staatsorbnung 
ben bedenflichiten Gefahren ausgeſetzt wäre 9). 


1) Ganz in berfelben Weife faßt Bluntſchli, Allgem. Staatsr., 
Bd. I, ©. 69 fg. die Sache auf. — Im Uebrigen ift die Entfcheibung 
nicht immer auf dieſe Seite gefallen. Wenn nämlich auch bie Rechtsanficht 
ber Römer und ihre Neigung zu einem flarfen Megimente für bie Unver- 
antwortlichfeit war, fo fand das Gegentheil flatt im älteren beutfchen 
Staatsleben. In ben germanifhen Staaten war Verantwortlichkeit ber 
Fürſten vielfach anerlannıt, felbft die des deutſchen Kaifers von ben 
Kurfürften beanfprugt. Ob num minberer Mannesmuth ober größere 
ſtaatliche Einficht die Urfache fei, mag unentſchieden bleiben; unzweifelhaft 
iſt jeden Kalled, daß die allgemeine Anficht der neueven Zeit fich für die 
Unverantmwortlichfeit auafpricht; und nicht einverftanden kann man fich erflägen, 
wenn Bluntſchli, a. a. O., dieſes auf bie Fürſtenthümer befchränfen, bie 
republifanifchen Staatsoberhäupter aber einer Verantwortlichfeit unterwerfen 
wid. Allerdings enthalten bie neueren republikaniſchen Verfaſſungen Bor: 
föriften über Anklagen gegen bie gewählten Präfidenten, Gouverneure, 
Bundesräthe u. ſ. w. und über bie zu ihrer Aburtheilung beftinunten Gerichte; 
allein es handelt ſich hier gar nicht von Staatsoberhäuptern im rechtlichen 
Sinne des Wortes, fondern vielmehr von oberſten Beamten des eigentlichen 
Stantsoberhauptes,, nämlich des Volkes ſelbſt, welchen in letzier Inſtanz 
bie Staatsgewalt zufteht. Die Möglichleit unb Zweckmäßigkeit einer Ver⸗ 
antwortlicgleit von Beamten kann aber einem Zweifel unterliegen. — 
Wollten aber etwa bie Prozefle gegen Karl I. und gegen Ludwig XVL als 
Beweiſe einer Annahme und Geltendmachung von Verantwortlichkeit ange 
führt werben, fo ift zu behenken, daß biefe Verfahren Beine rechtsbegründeten 
Handlungen, ſondern vevolutionäre Thatfachen waren. Eben weil bie recht⸗ 
liche Ordnung der Dinge bei diefen Anklagen volftändig mißachtet und 
verfehrt warb, machen biefelben fo gewaltigen Eindruck unb bilben ſie 
bie Spike ber auf ben Umſturz alles beſtehenden Staatsrechtes gerichteten 
Beſtrebungen. 

2) Ueber Miniſter⸗Verantwortlichkeit ſ. unten, $ 59. 

3) Durch bie Behauptung einer allgemeinen rechtlichen Nothwendig⸗ 
feit ſirenger Veftrafung bed Hochverratha und ber Majeftähsverbredien 
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will natürlich bem Usıfinne und ber Barbarei, welche in Willkührherrſchaften 
und in Zeiten niedeigen Sklavenſinnes in biefen Beziehungen ſchon hervor⸗ 
getreten find, das Wort nicht geredet werben. Auch fol entwürbigenbe 
Beitrafung folcher Vergehen, wie 3.8. Iniefälliges Abbitten vor einem bloßen 
Bilde, nicht vertheidigt fein. 


831. 
d. Rechte und Pflichten der Unterthanen. 


Den Rechten des Stantöoberhauptes entiprechen natürlich 
die Verpflihtungen der Unterthanen volllommen, . 
beide Begriffe decken fich gegenſeitig. Wo immer alfo und wie- 
weit dad Stantäoberhaupt zu handeln und zu befehlen berechtigt 
ift, da haben die Unterthanen zu gehorchen; und zwar, je nach 
der Art des Falles, entweder durch einfaches Unterlaffen oder 
durch thätige Leiftung. Im alle des Ungehorjames wird bie 
Staatögewalt gegen fie angewendet, und erfolgt entweder eine 
der Schwere des Falles angemefjene Strafe oder ein unmtitel- 
barer Zwang durch Anwendung von Webergewalt ). Je größer 
und ausgebehnter die Zwecke einer. Staatögattung find, deſto 
weiter gehen auch die Verpflichtungen der StaatZangehörigen ; 
und es fteht die negative Freiheit im umgekehrten Verhältniſſe 
zur Gefittigung )). Aber ganz aus denſelben Gründen hört 
auch die Pflicht des Unterthanen mit ber Berechtigung bes 
Staates und feines Dberhauptes auf. Einem Befehle, zu deſſen 
Ertheilung kein Recht beſteht, ift offenbar Niemand Folgſamkeit 
ſchuldig. Auch dies find Eorrelate; und. ver Grundfaß des blos 
verfaffungsmähigen Gehorfames gilt durchaus in allen Staats: 
gattungen. Der einzige Unterfchteb zwifchen den Staaten tft 
hier nur der, daß dad Recht zu befehlen nach dem Weſen und 
ber Berfaffung des einen weiter geht, ober weniger ſcharf for⸗ 
mulirt iſt, als bei anderen. 

Ebenso ftehen natürlich den Verpflichtungen und Aufgaben 
des Staatsoberhauptes die Rechte der Unterthanen gegenüber ?). 
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Es find aber diefelben doppelter Art, je nachdem ven Unter: 
thanen als Folge des befonbern Wejend der Staatzart eine 
Mitwirkung bei der Ordnung und Leitung ber Öffentlichen Angele⸗ 
genheiten zufteht, oder ie Leiftungen ded Staates für ihre perfön- 
lichen und gefelligen Verhältniffe zwar zu verlangen aber dieſel⸗ 
ben paſſiv zu empfangen haben. Erſteres find bie polttifchen 
Rechte; im letzteren Falle beftchen ſtaaatsbürgerliche 
Rechte im engern Sinne. Beide zujammen werben wohl audh, 
freilich nicht beftinmmt genug, mit dem Namen ber verfafiungs- 
mäßigen ober der Grundrechte bezeichnet. StaatSbürgerliche 
Rechte ftehen in jeder Gattung und Art des Staates den 
Untertbanen zu; politifche Rechte find eine Zugabe in nur ein- 
zelnen Staaten. Beide aber find natürlich nicht zu verwechſeln 
mit privatrechtlichen Anſprüchen, welche ein Bürger etwa, in 
Folge befonderer Beziehungen zum Skaate, befigen mag, und 
welche mit dem Weſen und ber Allgemeinheit des gegenfeitigen 
Verhältniffes nicht? zu thun haben ®). 

1. Staatsbürgerliche Nechte im engern Sinne. 

Die Anfprüche, welche der einzelne Unterthan ſchon als 
Theilnehmer an der Staatöverbindung für feine Perfon zu machen 
berechtigt ift, find ihrem Inhalte nach ſehr verfchienen nach der 
Gattung, d. h. nach dem Zwecke, der Staaten. Im allgemeinen 
philojophiichen Staatzrechte können ſie nur formell ober ‚ihrer 
Richtung nach bezeichnet werben. 

a) Das Recht einer bleibenden Theilnahme am 
Staate. Der Staat ift cine notäwendige Anftalt zur Er: 
reichung bed Lebenszweckes; und zwar ift die Theilnahme ge 
rade an einem beftimmten Staate ein Bebürfniß für die concrete 
Gefittigung und für die äußeren Verhältniſſe ver Meiſten. 
Da nun nicht die Menſchen des Staates wegen, ſondern viel- 
mehr der Staat der Menſchen wegen vorhanden tft; da ferner _ 
bie Megierung bes Staates fi) den Umfang und bie Gegen: 
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ftände ihrer Thätigfeit nicht nach ihrem Belieben zu wählen, 
fondern vielmehr die thatjächlich vorhandenen anzuerkennen und 
zu. beforgen hat, jo befteht Fein Recht, Solche, welche auf recht: 
liche Weife Mitglieder des Staatsverbandes geworben find, aus 
demjelben zu verweifen, und fie gegen ihren Willen entweder 
einem bejtimmten anderen Staate zugutbeilen, oder zur Auf: 
juchung irgend einer neuen Verbindung zu zwingen. Mer 
einem Volke angehört, hat dad Recht in bemfelben zu leben 
und zu. fterben und die für dasſelbe beſtehenden Anjtalten mit 
zu genießen. . Somit Können denn namentlich Abtretungen von 
Gebietötheileg fammt ihren Bewohnern oder Austaufchungen 
folcher mit anderen Staaten blos mit der Zuſtimmung ber Be: 
theiligten gefchehen. Nur, wenn ein Staatsangehöriger eine 
mit dem Zwecke des concreten Staates und mit feinen Ein- 
richtungen durchaus unvereinbare Geſinnung thatfächlich und nadh- 
haltig erwieſen hat, mag eine Ausſcheidung desſelben zur Strafe 
und als Borbeugungsmaßregel rechtlich angeorbriet werben. Es 
jteht aber eine folche Verfügung der Todesſtrafe zunächft, weil 
fie ebenfall3 die ganze Lebenzbeftimmung ändert und alle bis- 
berigen Verbindungen des Zuſammenſeins abbridyt; - ihre An: 
ordnung muß daher im. einzelnen Falle durch analoge, wenn 
ſchon erwas ſchwächere, Gründe gerechtfertigt fein, wie fie bie 
Zuerkennung einer Lebenzberaubung erfordert. — Dagegen 
fteht dem Unterihanen ein Recht auf freiwillige Verlaſſung des 
Staates, alfo ein Auswanderungsrecht, unbevenflih zu. Ein 
Menſch, welcher in feinem bisherigen Staatöverbande feine 
wefentlichen Lebenszwecke nicht erreichen kann, hat- nicht nur 
die Befugniß jonbern fogar bie fittliche Pflicht, denjelben zu 
verlaffen und ſich einen geeigneteren zu juchen. Ob fein Weg: - 
zug die geiftigen und ‚fachlichen Kräfte des biöherigen Staates 
vermindert, ift gleichgültig, da nicht der Menjch ein Mittel für 
den Staat, fondern biefer ein Mittel für den Menſchen ift, 
v. Mohl, Enchclopäbie. 15 
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d) Der Anſpruch auf gerechtes und fchonended Verfahren 
ver Stantsbehörben in Beziehung auf Verhaftung, Hau? 
fuhung und Befchlagnahme von Briefen. Golde 
Befchränkungen der perfönlichen Freiheit find allerdings nicht 
ganz zu vermeiden, namentlich als Mittel zur Entdeckung und 
Beitrafung von Verbrechen; allein der Bürger kann mit Recht 
verlangen, daß ſie nur in den durch eine Staatsnothwendig⸗ 
feit gebotenen Fällen und in dem mit" der Crreichung des 
Zwecke vereinbarlichen mildeften Grabe vorgenommen werben. 
Deßhalb ift denn auch eine eigene gejetliche Feſtſtellung der zu 
einer Verhaftung u. ſ. w. berechfigenden Veranlafjungen und 
die Einräumung ſchützender Formen gegen einen Mißbrauch 
ber obrigkeitlichen Gewalt (Habeas⸗Corpus⸗Acte) wo nicht unbe: 
dingt nothwendig, fo doch hoͤchſt nuͤtzlich 

e) Das Recht auf Schub des Eigenthumes gegen 
wilffürliche und ungerechte Beeinträchtigungen von Seiten des 
Staates und feiner Behörden. Es ift faum ein Staat denkbar, 
in jedem Kalle fein irgend entwickelter, welcher wicht Beiträge 
aus dem Vermögen der Bürger verlangen müßte, als Mittel 
zu Erreichung feiner Aufgabe; allein dieß muß nad) Geſetz 
und Recht geſchehen, alfo nur nach allgemeinen Normen, mit 
jtrenger Einhaltung der Berhältnigmäßigkeit, unter Entſchädigung 
für außerordentliche, aus öffentlichen Gründen nicht zu ver- 
meidende Eingriffe in das Eigenthum nur Einzelner (Zwangs⸗ 
enteignung). 

f) Recht der Befchwerde wegen Nichterfüllung gerechter 
Anſprüche oder bei Erbuldung pofitiven Unrechtes. Das ganze 
Recht ded Staates iſt ſchließlich auf feine Förderung der menjch- 
lichen Lebenszwecke gegründet; und nur um dieſe zu erreichen 
lebt der Menſch im Staate. Nun ift allerdings Irrthum und 
lüdenhafte Erfüllung der Aufgabe möglich, in Folge der Un- 
vollkommenheit der menfchlichen Natur; aber eben wegen biefer 
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Möglichkeit muß audy ein Recht aufmerffam zu machen uud 
Befferung zu verlangen‘ für den Nichtbefriedigten beftehen. 
Daher denn die Verpflichtung des Staates, nicht blos ein 
Necht der Beſchwerde und Bitte einzuräumen, ſondern auch 
Anstalten zur Herbeiführung einer gründlichen Unterfuhung 
und, eintretenden Falles, einer Abftellung der Beſchwerden zu 
treffen. 

2. Politiſche Rechte der Unterthanen. 

Die Theilnahme der Unterthanen- an den Staattangelegen- 
heiten verhält fi zu ben verfchievenen Gattungen und Arten 
von Staaten auf ſehr verfchiedene Weife. In einigen berfelben, 
fo namentlich in der Theofrätie, in der unbefchränkten Fürften- 
berrichaft und auch wohl in der Ariſtokratie, tft eine Jolche-jelbft 
Schon dem Begriffe des concreten Zuſammenlebens zuwider. In 
anderen Gattungen und Arten dagegen liegt dieſe Thellnahme 
in dem befonderen Gedanken, und bildet wohl felbft deſſen Eigen: 
thümlichfeit. So in der Fürftenherrfchaft mit Ständen ober 
mit Vollävertretung. In dritten Staatarten mag eine folche 
Thellnahme beftehen oder auch nicht, ohne daß der befondere 
Begriff und Zweck durch. dad Vorhandenſein einer größeren 
oder Pleineren Mitwirkung der Bürger weſentlich ausgebilvet, 
oder er durch bie Abweſenheit berfelben beeinträchtigt wäre. 
Dies ift der Fall in den hausväterlichen "und haudherrlichen 
Staaten. \ 

Die Theilnahme der Unterthanen kann aber eine dreifache 
fein. — Einmal nämlich mag ihnen eine gefeliche Mitwirkung 
zu beftimmten Handlungen der Staatsgewalt zuftehen, ſei «2 
nun, daß fie das Mecht in ihrer Gefammtheit, oder daß fie es 
durch Stellvertreter oder Beauftragte auszuüben haben. Dies 
kann der Fall fein bei der Geſetzgebung, bei der Feititellung 
ber Einnahmen. und Ausgaben des Staates, bei auswärtigen 
Verträgen, bei Krieg und Frieden. — Zweitens ift eine Befugniß 
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denfbar, die Regierungshandlungen In irgend einer beitimmten 
Form zu überwachen und fich dadurch gegen Nachläßigfeit, üblen 
Willen oder Geſetzwidrigkeit zu ſchützen, wobei wieder die Be- 
zeichnung der zur Einjchreitung geeigneten Fälle entweder eine 
genau begrenzte fein oder ganz allgemein die Nechte und In— 
terefjen des Volkes begreifen Tann. — Dritten? endlich Tann 
eine ausſchließliche Beſorgung gewiffer Staatsgeſchäfte angeordnet 
fein, ſei es für die Gefammtheit der Unterthanen, fei es für 
einzelne Wbtheilungen derjelben oder allenfall3 für Stellver⸗ 
treter. So 3.2. bei gewifjen Theilen der Provinzialverwaltung, 
bei der Nechtöpflege (durch Gejchworene), beim Armenwefen, 
bei einzelnen Unterrichtsanftalten u. |. w. 

In welchen Beziehungen dieſe verfchiedenen Arten von 
Theilnahme Plat zu greifen haben, unterliegt nicht fowohl 
einer Entſcheidung des Rechtes ald der Staatsklugheit. Sehr 
viel hängt namentlich von dem Stande der Gefittigung des 
Volkes ab, ſowohl der allgemeinen als der ftantlichen in2be- 
fondere. Je höher bie erfte fteht, deſto umfafjendere Anfprüche 
an bie Leitung der Staatdangelegenheiten werden gemacht werben ; 
und je entwidelter bie letztere tft, deſto unbedenklicher mag ein 
Theil der öffentlichen Gefchäfte vom Volke felbft beforgt werben. 
Eine Hauptregel ift aber unter allen Umständen, daß jede Ver: 
änderung von beftehenden Rechten, fei e8 num durch neue Ge: 
ſetze fei e8 durch thatfächliches Gebaren , einer Mitwirkung der 
Betheiligten unterftellt werben muß. 

Die rechtlichen Folgerungen aus der Einräumung politischer 
Rechte find im Allgemeinen nachftehende: 

Bor Allem Tönnen folche Regierungshandlungen, welche 
ver Inhaber der Staatögewalt entweder nicht einfeitig oder gar 
nicht vornehmen fol, nur unter der Vorausſetzung der wirt: 
Lchen Ausübung des betreffenden Rechtes der Unterthanen 
rechtögültig zu Stande kommen. Cine Unterlaffung der Bei- 
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zchung ver Dürger hat alfo jedenfalls Ungüftigfeit des Ange— 
exdneten zur Folge, möglicherweife auch Verantwortlichkeit und 
Beftrafung der Schuldigen (mur nicht des Staatsoberhauptes 
ſelbſt) Ob in dringenden Nothfälten und bei einer Unmög- 
lichteit die gefeßliche Mitwirkung rechtzeitig zu. befhaffen ein 
vorläufige® eimfeitiges Vorgehen des StaatZoberhaupted und 
eine erft nachträgliche Gutheißung ber Berechtigten ftattfinben 
ann, hängt zunächft von pofitiven Beftimmungen ab; rechtlich 
erlaubt, und ſelbſt nothwendig, ift aber ein formell ungefeßliches 
Verfahren, wenn aus dem Einhalten ber Regel Gefahr für 
den Etaat jelbft entftünde. (S. oben, $ 29.) 

Ebenſo ift es Sache der pofitiven Geſetzgebung feftzuftellen, 
od der erfte Anſtoß zu gemeinfchaftlich vorzunehmenden Hand: 
lungen von der einen oder von der andern Seite zu gefchehen 
hat; füglic mag dabei nad) Zweckmaͤßigkeitsgründen verfahren 
werben. Im Allgemeinen ift wohl eine beiden Theilen zuftehenbe 
Berechtigung das Richtige. 

Die zur verftändigen Ausübung eines politifchen Rechtes 
nethiwendigen Bedingungen und vorbereitenden Handlungen 
müffen ben Berechtigten zuftehen, etwa unter Feſtſtellung folcher 
Formen und Grenzen, daß Störung der öffentlichen Ordnung, 
des regelmäßigen Ganges der Regierung und der dem Staats⸗ 
oberhaupte verbleibenden Rechte vermicden bleibt. Hierher ge: 
hören namentlich die Befugniffe der Berechtigten, fich zur vecht- 
zeitigen Vornahme ihrer Aufgaben zu verfammeln, Berftän- 
bigungen über beporftehende Wahlen zu treffen, ungeftörte Ver: 
bindung mit den bei einer beftimmten Handlung beſonders Bes 
tbeiligten zu pflegen, Mittheilungen an Gewaltgeber ober Inte: 
reffenten über Thätigkeit und Erfolg derſelben zu machen ®). 

Mm dem Begriffe des Rechtes der Mitwirkung liegt es 
ſchon felbft, daß die zu einer ſolchen Berufenen perſoͤnlich Feine 
Berantwortlichkeit oder Unbill wegen des Inhaltes ober ber 
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Form ihrer Thaͤhigkeit ausgeſetzt ſein können, vorausgeſetzt daß 
ſie ſich in den Schranken ihrer Zuſtändigkeit halten und nicht 
ihrerſeits die Rechte des Staatsoberhauptes und ſeiner Organe 
beeinträchtigen. Sache der Staatsklugheit iſt es, die Beſtim⸗ 
mungen über begründete Verantwortlichkeit ſo zu treffen, daß 
ſie nicht zu einer Einſchüchterung und thatfächlichen Aufhebung 
des freien Mitwirfungsrechtes mißbraucht werben Tünnen. 

Im Falle einer Nichtübereinftimmung zwifchen der Staats: 
gewalt und ben zur Mitwirkung berechtigten Beftanbtheilen des 
Volkes tritt zunächſt mit rechtlicher Nothwendigkeit eine Unter: 
lafjung der in Frage ftehenden Staatshandlungen ein. Die 
Einheit des Staatsorganismus ift jeboch nicht hergeftellt, noch 
den Bebürfniffen des Leben? Rechnung getragen, wenn nicht 
für die Fälle unaußgleichbarer Meinungsverſchiedenheit eine 
gejetsliche Entſcheidung angeordnet ift 9). 

Dazfelbe gilt von denjenigen Beftimmungen, in welchen 
den Unterthanen nur eine Controle bereit? gejchehener Regie: 
rungshandlungen zufteht, Falls fich ein entfchiebener Widerfpruch 
über den Rechtspunkt ergibt. Bis zu einer folchen höheren 
Entjcheibung oder in Ermangelung einer folchen, ift das ange: 
jochtene Recht der Regierung vollfommen eben jo gut, als das 
ber Widerſprechenden, und fie ift nicht fchulbig dem gegenthei- 
ligen Verlangen ſich zu fügen, blos weil es geftellt ift. 

Wie immer aber ein Streit zwifchen dem Staatoberhaupte 
und mitberechtigten Beftanbtheilen des Volkes geartet fein mag, 
in feinem alle fteht den zu einer Theilnahme Berechtigten 
bie Befugniß zu, folche Handlungen zur Wahrung ihrer Stellung 
vorzunehmen, welche mit dem Beſtehen des Staates unvereinbar 
find. Ein etwaiges Weberjchreiten von der einen Seite er- 
mächtigt nicht anderer Seit? zu einer Auflöfung des Staates 
und zur eigenen Nichterfüllung von Verpflichtungen. Daher 
benn namentlich eine zur Erzwingung von Rechtsſchutz von 
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Seite einer Stänbeverfammlung befchloffene allgemeinen Steuer: 
verweigerung ein durchaus unerlaubter Schritt if. Die Ber: 
ſammlung mag alle ihrf ungerechtfertigt erfcheinenden Ausgaben 
verweigern, ebenjo die ihr jchäblid, oder unrechtlich dünkenden 
Einnahmearten verwerfen; es fteht ihr ferner zu, Befchwerben 
und, vielleicht, gerichtliche Klagen gegen verfaflungswidrig han- 
ende untergeordnete Organe des Staatöwillen? vorzubringen : 
aber fie fann nicht dem Staate die geſammten zu feinem Beitande 
und zur Erfüllung feiner Rechtspflicht nothwendigen Mittel 
verweigern 19). 

Die nach Vorgängen in Nordamerika und in Frankreich 
vielfach unternommene Zufammenftellung ber ſtaatsbürgerlichen 
und politifchen Mechte in kurzen Sätzen, (Crflärungen ber 
Menfchen: und Bürgerrechte, Grundrechte u. |. w.,) iſt ein be 
denfliche Unternehmen, welches eine fehr richtige formelle Be 
handlung und eine verftändige Handhabung verlangt, wenn es 
nicht mannchfaches Uebel erzeugen ſoll. Auf der einen Seite 
mögen nämlich ſolche allgemeine Grundfäge allerdings einen 
Wendepunkt in der ganzen Staatärichtung bezeichnen und feft- 
ftellen, auch für die Gefegebung eine Norm zu baldiger Weiter: 
auzführung abgeben. Auf der andern Seite aber Tann leicht eine 
allzuweite Faſſung große Verlegenheiten für verjtändige Einzel- 
beftimmungen bereiten und, bis überhaupt eine Ausbildung erfolgt 
ift, Schwere Verwirrung in dem beftehenden Rechte und große 
Mipverftändniffe veranlaffen ?). ine gefetliche Verkündigung 
foldyer allgemeinfter Säte ift daher nur dann räthlich, wenn 
dadurch eine wefentliche Veränderung in dem Staate fcharf be: 
zeichnet und der Ausgangspunkt für eine neue Geſetzgebung 
bleibend feftgeftellt werden ſoll, überbieß eine baldige Entwicklung 
burch einzelne und unmittelbar ausführbare Gejege in Ausſicht 
fteht. Auch ift die überlegteſte Faſſung nach Inhalt und Form 
dringend nothwendig; und es bleibt wohl immer das räthlichite, 
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diefen kurzen Säben auddruͤcklich nur eine Verbindlichkeit für 
den Gefeßgeber zuzufchreiben, bis zu deren Erfüllung aber das 
beftehenbe Recht als fortdauernd zu erklären. 


1) Die Anwendung von Strafen wegen Ungehorfams der Unterthanen 
gegen bie Staatsgewalt ift das regelmäßige Mittel zur Erzwingung ber 
gefeglihen Ordnung. Sie ift im Allgemeinen genügend und weniger ver: 
legend für die Menfchenwürde als ein unmittelbarer phyſiſcher Zwang. 
Letzterer aber kann doch nothwendig fein, wo das zu befürdhtende Uebel nicht 
wieder gut zu machen wäre, oder wo der ganze Beftand ber Staatseinrich- 
tung auf dem Spiele fteht, endlich wo bie fsrechheit in ber Auflehnung 
gegen die Gelege allzu groß und von gefährlichen Beifpiele if. So alfo 
3. B. bei Feuer- und Waſſersnoth, bei offener Widerſetzlichkeit im Kleinen 
oder Großen, bei gemwaltfamer Störung der Ordnung oder einer gleidhar: 
tigen Bedrohung von Mechten, zur Aufrechterhaltung von Mafregeln gegen 
anftedende Krankheiten. 

2) Unzweifelhaft wird der Nomabe, der Vaſall in einem militärifchen 
Lehensſtaate oder ber Stadtbürger in einem hausherrlichen Staate weit 
weniger vom dffentlihen Wefen und für bafielbe in Anfprud genommen, 
al8 ber Bürger eines neuzeitigen Rechtsſtaates. Allein letztere Einrichtung 
leiftet auch ihren Angehörigen weit mehr. Man vergleiche die Zuflände eines 
Bebuinen oder eines Ritters im Mittelalter. mit denen eine? jebigen Fran⸗ 
zoſen, Engländers oder Deutſchen. 

3) Allgemeine Literatur über die ſtaatsbürgerlichen und politiſchen 
Rechte: mein Staats-R. des Könige. Württemberg, 2. Aufl., Bd. I, 
©. 323 fg. — Bogel, E., Darftellung ber Rechte und Verbindlichkeiten 
der Unterthanen. Lpz. 1841. — Ottow, Die Grundrechte bed deutichen 
Volkes. Yranff., 1849. — Schützenberger, F., Les lois de l’ordre 
social. Par., 1849, ®b. I, S. 202 fg. — Soria de Crispan, J., 
Philosophie de droit public. Brux., 1853, ®d. I und I. — Zadariä, 
D. Staatsrecht, Bd. I, ©. 398 fg. — Zöpfl, D. Staats-R., 2b. DI, 
©. 202 fg. — Held, Syſtem des Verf.-Rechtes, Bd. II, ©. 543 fg. — 
Bluntfhli, Allg. Staater., Bb. II, ©. 476 fg. 

4) Die häufige Bermifhung der ftantsbürgerlichen Rechte im engeren 
Sinne und ber politiihen Rechte der Unterthanen, wie fie nicht nur in ber 
Lehre, fondern auch häufig genug in ber Gefeßgebung, 3. 3. in Ber: 
faffungsurfunden, vorfümmt, ift nicht bloß eine theoretifche Verwirrung, 
fondern hat auch im Leben ſchädliche Folgen. Sie veranlaßt nämlich zweierlei 
Maflen von Rechten, welche gar wohl von einander getrennt fein können, 
als mit einandergehend in Verleihung und Berfagung zu behandeln. 

5) &8 beweift wohl ein großes ftantliches Selbſtgefühl, wenn nad 
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bem englifchen Staatsrechte bie allegiance des Bürgers, nach ruffifchen 
das Tintertbanenverbältnig vechtlich gar niemals aufhören kann, und wenn 
das franzdfifche Recht bei einer Auswanderung annimmt, daß fie avec 
esprit de’ retour geſchehe; und in biefer Beziehung nimmt fi) das in 
allen deutſchen Verfaflungen fo hochgeftellte Necht ber Auswanderung etwas 
kläglich aus: allein jene unldsbare Staatsleibeigenfchaft ift rechtlich nicht zu 
vertheidigen. Man mag bag Gefühl beneiden, welches bem Irrthume zu 
Grunde Tiegt; aber es follte eben dem Gefühle bes Einzelnen überlafien 
bleiben, ob er in feinem mädtigen und die Volkseigenthümlichkeit befrie: 
bigenden Baterlande bleiben kann unb will, oder nicht. 

6) Im Betreff der Sklaverei geht ber Rechtsanfpruch gegeniiber vom 
Stante nicht blos dahin, daß er felbit Leinen Unfreien in feinem Privat: 
befite habe ober ‘gar bie ganze Bevoͤlkerung in ein ſolches Verhältniß 
bringe; ſondern e8 wirb von ihm auch gefordert, daß er zwifchen Unter: 
thanen unter fich feinerlei Eigenthum an ber Perfon geſtatte. Zunächſt ift 
bieß allerdings eine privatrechtliche Frage; allein ba einer Seits einem Un: 
freien die vom Staate in Ausficht geftellten Vortheile nicht erreichbar find, 
anbererfeitö ber ganze Zuftand von Sflaverei, Leibeigenfchaft u. f. w. nur 
unter dem Schurke "der Staatsgeſetze beftehben Tann: fo ift e8 immerhin auch 
eing unmittelbar an bie Staatögewalt zu ftellende Forderung, db. b. alfo 
ein flantäbürgerliches Recht, dag er Feinerlei Unfreiheit bulde. Tie Gewäh— 
rung dieſes Nechtes ift fogar die erſte Pflicht, ba es Bedingung der Ver: 
folgung aller weiteren Lebenszwecke ift. — Allerdings iſt in ganzen Arten 
und Gattungen von Staaten, fo im Flaffifchen Stante, in ben orientalifchen 
Bewaltherrichaften und Theokratieen, in den flavifchen Rechtsſtaaten ber 
Gegenwart, ja felbft, zu ihrer ewigen Schmach, in ber repräfentativen 
Demokratie der Vereinigten Staaten Leibeigenjchaft und Sflaverei im groß: 
artigſten Maaße vorhanden geweſen und nod vorhanden: dennoch Tann bie 
Forderung ber Befeitigung als eine faft allgemeine geftellt werben. Bei 
feiner einzigen Staatsart, ben claſſiſchen Staat etiwa abgerechnet, bringt 
fhon ihr Weſen felbft die Sflaverei mit fih, fondern iſt überall nur eime 
zufällige Folge von Mangel an Gefittigung und von Eigennugen. 

7) Nicht erſt der Bemerkung bedarf es, daß Gedanken- und Gewiſſens⸗ 
freiheit zwar wohl ein Kleinod für die Bürger ber meiften Staatögattungen, 
dagegen grundfäßlich unverträglich mit ber Theofratie ift. Ob dieſe nun ge: 
nügenden Erſatz für die Verweigerung dieſes ſtaatsbürgerlichen Rechts gewährt 
durch die Sicherftellung des Glauben® und durch eine religiöfe Orbnung des 
ganzen Lebens, ift eine Stage, bei deren Beantwortung bie Meinungen 
weit auseinander gehen. 

8) Es if ſchwer zu fagen, ob bie Mitteldyen, durch welche nicht felten 
bie ſelbſiftaͤndige und überlegte Ausübumg von politifchen Rechten verhindert 
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werben will und jeden Falles verfümmert wird, unrechtlicher, armſeliger 
oder, ber badurch erzeugten Erbitterung und Abneigung wegen, unkluger 
find. Sie find ein Beweis von Mangel an Muth und Aufrichtigfeit, und 
helfen überdieß im ber Megel nicht einmal zum nächſten Zwecke. Cine 
Regierung , welche dergleichen anotdnet oder auch nur duldet, ſpricht fich 
ſelbſt ein entſetzliches Urtheil. 


9) Unläugbar iſt es eine große Unvolffommeneit in ben repräfenta- 
tiven Monarchieen, baß bei einer unheilbaren Meinungsverſchiedenheit zwi⸗ 
ſchen dem Staatsoberhaupte und den Unterthauen eine rechtlich gültige und 
eine verftänbige Entfcheibung nicht befteht. Mit bem einfachen Nichthan⸗ 
deln iſt natürlich in vielen Fällen nicht gedient; und ein einſeitiges Handeln 
kann doch auch nicht geſtattet ſein, wenn nicht der ganze Gedanke gegen⸗ 
ſeitiger Mitwirkung vbllig untergraben werden fol. ine dem Regenten 

geftattetete Auflöfung der wibrig geftimmten Verſammlung und die Anorb- 
nung neuer Wahlen iſt ein in ihren Folgen fehr unficheres, in manchen 
Zeiten ſchwer anmwendbared Mittel, unb findet überbied gegenüber von 
nicht gewählten Bertretem gar nicht flatt. Die beiden jet thatfächlich 
getroffenen Ausfünfte, nämlich der um jeden Preis zu erlangende Einfluß 
der Regierung auf die zur Mitwirkung berechtigte Berfammlung, ober aber 
das parlamentarifche Syftem, bieten zu jchiweren Bedenken Grund. (Erfteres 
bringt die ganze ftaatliche Sittlichkeit in Gefahr, und ift doch nicht zuver⸗ 
läffig ; Tebtered fest eine große und bauernbe Unterwerfung ber perfänlichen 
Fürftengewalt unter bie Mehrheit bed Volkes voraus und bat große 
Schwankungen in ber Leitung bed Staates im Gefolge. In einem garız 
vereinzelt fiehenben, völlig unabhängigen Staate mag bie Auffinbung einer 
allen Forderungen entfprechenden Einrichtung eine Unmöglichkeit fein; da⸗ 
gegen ift bei Meineren Stanten, welche zu einem über ihnen ftehenden 
Bundesſtaate vereinigt find, die Beftelung einer unparteiiſchen und mit 
genügenber Gewalt außgerüfteten Entſcheidungs-Behörde ohne Zweifel zu 
bewerfftelligen. Nicht bie innere Fehlerhaftigfeit bes Gedankens hat daher 
das völlige Scheitern des vom beutichen Bunbe befchloflenen Schiebögerichtes 
für die Streitigkeiten zwifchen Regierungen und Ständen herbeigeführt; 
fondern bie einfeitig den Regierungen überlafiene, fomit den Untertbanen 
feine Gewähr der Unparteilichfeit gebende Zufammenfeßung bed Gerichte. 
Bei alffeitigem aufrichtigem Willen Fönnte durch Beftellung eines tüchtigen 
Bundesgerichtes ein Vortheil gefchaffen werden, welcher manche Nachtheile 
ber Kleinftaaterei ausglieche. 

10) Ueber wenige Gegenſtände des Staatslebens herrfchen fo verwirrte 
Begriffe, wie über dad vermeintliche Necht ber Steuerverweigerung in ben 
neugeitigen Staaten mit Bollsvertretung. Nicht nur wird von ben Meiften 
daB Recht zu einer folden Verweigerung grundfäßlich angenommen, fonbern 
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baffelbe fogar als bie Hauptftübe und bag Hauptmittel des Syſtemes ber 
Volfsvertretung erklärt. Als thatfächlihen Beweis der Möglichkeit und 
Nüslichfeit aber pflegt man fih theils auf bie Weigerung mittelalterlicher 
Stände gegen außerorbentliche Verwilligungen, theils auf England zu berufen. 
Hier iſt nun vor Allem biefe letztere Berufung ganz unpaffend. Theils 
nämlich befteht in England das parlamentarifche Syſtem, während auf bem 
ganzen Feſtlande bie dualiftiihe Auffaffung ber Volksvertretung berrfcht, 
was berin zur Folge bat, daß bort nım einer im Unterliegen begriffenen 
Partei die Mittel zur Fortführung ihrer Herrfchaft entzogen, hier aber bie 
Regierung, ja der Staat felbft gelähmt würde. Theil? aber ift thatfächlich 
in England von einer Verweigerung ber gefammten Steuern feit einer feften 
Regelung der Verfaſſungsgrundſätze gar Teine Rede mehr; fondern höchſtens 
wird die Verweigerung irgend einer Fleinen Einnahme oder Ausgabe als 
Probe benügt, ob das Minifterium noch die Mehrheit im Unterhaufe habe. 
Und ebenfowenig ift bie Berufung auf bie Handlungsweiſe ber älteren 
Stände ſchlagend. In biefen hausherrlichen Staaten war und blieb bie 
Hauptfache der Staatdeinnahmen und Ausgaben ganz unberührt burch eine 
ſolche Verhandlung. Bei den Verweigerungen ber Stände handelte es fich 
bier nur von Anmuthung zu außerorbentlichen Leiftungen , zu beren Ex: 
fülung feine rechtliche Verpflichtung war. Uber auch abgefehen hiervon 
ift ber Gedanke, dem Staate alle Mittel zu feinem Beſtande und zur Erfüllung 
feiner Verbinblichfeiten zu verfagen und hierin einen Schub ber Vollksrechte 
zu erbliden, gerabezu mwiberfinnig, Wie kann von einem echte, bie 
beftimmteften Verpflichtungen des Staates nicht zu erfüllen, verftändigerweife 
geſprochen werben, und wie kann eine ſolche Auflöfung aller Dinge ein Rechts⸗ 
ſchutz fein? Auch vergefie man nicht, daß bie Stänbe nur mit der Staats: 
gewalt zufammen zu wirken, nicht aber zur unbedingten Unterwerfung 
berjelben durch Aushungerung berufen find. — Nicht zu verwechſeln natürlich 
mit einer ſolchen Steuerverweigerung aus politifchen Gründen ift ein Nicht: 
eingeben der Stände in einen größern ober Kleinen Theil des Finanzplanes, 
und das hieraus hervorgehende Verlangen berfelben, daß zmedmäßigere 
Befteuerungsvorfchläge gemacht werden mögen. Cine folde Meinungsver: 
ſchiedenheit hat eine ganz andere rechtliche Bedeutung und ift viel leichter 
zu Iöfen. . 

11) Bol. Schübenberger, a. a. O. — Die fchärffte, zum Theil 
freilich auch übertreibenbe, Kritik einer Erklärung von Menfchen: und Bür⸗ 
gerrehten hat Benthbam geliefert in ben beiden Schriften: The book of 
fallacies ; und Anarchical fallacies. &. Works, Bd. II, ©. 189 fg.; 
480 fg. Beide find auch von Dumont franzöfifch bearbeitet worben; ſ. die 
Brüßler Ausgabe der Oeuvres de J. Bentham, Bb. I. 
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d) Der Anſpruch auf gerechte: und jchonendes Verfahren 
der Stantöbehörden in Beziehung auf Verhaftung, Haus 
ſuchung und Beſchlagnahme von Briefen. Golce 
Befchräntungen der perfönlichen Freiheit find allerdings nicht 
ganz zu vermeiden, namentlich als Mittel zur Entdeckung und 
Beitrafung von Verbrechen; allein der Bürger kann mit Recht 
verlangen, daß fie nur in den durch eine Staatsnothwendig- 
feit gebotenen Fällen und in dem mit der Erreichung des 
Zweckes vereinbarlichen mildeften Grade vorgenommen werben. 
Deshalb ift denn auch eine eigene geſetzliche Feftftellung der zu 
einer Verhaftung u. ſ. w. berechfigenden Veranlaffungen und 
die Einräumung ſchützender Formen gegen einen Mißbrauch 
ver obrigfeitlichen Gewalt (Habeas⸗Corpus⸗Acte) wo nicht unbe: 
dingt nothwendig, fo doch höchft nuͤtzlich 

e) Dad Recht auf Schuß des Eigenthumes gegen 
willfürliche und ungerechte Beeinträchtigungen von Seiten bed 
Staates und feiner Behörden. Es ift faum ein Staat denkbar, 
in jedem Falle Fein irgend entwickelter, welcher nicht Beiträge 
aus dem Vermögen ber Bürger verlangen müßte, ala Mittel 
zu Erreichung feiner Aufgabe; allein dieß muß nach Gefek 
und Necht gejchehen, aljo nur nach allgemeinen Normen, mit 
ftrenger Einhaltung der Verhältnigmäßigkeit, unter Entfchäbigung 
für außerordentliche, aus öffentlichen Gründen nicht zu ver- 
meidende Eingriffe in dag Eigenthum nur Einzelner (Zwangs⸗ 
enteignung). 

f) Recht der Beſchwerd e wegen Nichterfüllung gerechter 
Anjprüche oder bei Erbuldung ‚pofitiven Unrechted. Das ganze 
Recht des Staates ift ſchließlich auf feine Förderung der menſch⸗ 
lichen Lebenszwecke gegründet; und nur um biefe zu erreichen 
lebt der Menſch im Staate. Nun ift allerdings Irrthum und 
lücenhafte Erfüllung der Aufgabe möglich, in Folge ver Un- 
vollfommenbeit der menfchlichen Natur; aber eben wegen biefer 


derſelben. Allein in den großen Staaten ber Neuzeit ift viele 
Einrichtung doch eben die einzige Möglichkeit einer Theilnahme 
ber Menge; und daß fie Allen Schuß gewähren kann, beweift 
bie Erfahrung. 

Die weſentlichſte Frage bei dem ganzen Berhältnifje ift: 
ob die Vertreter nach einem bindenden Mandate zu handeln 
haben; oder ob ihnen nur eine allgemeine gefetliche Zuftän- 
digkeit als Richtſchnur gegeben ift, innerhalb deren fie fich nach 
eigener Ueberzeugung bewegen? Vom Stanbpuncte des Rech⸗ 
tes aus ift allerdings wohl ein Manbat2-Verhältnig das natür- 
lichte; jeboch auch ein freierer Auftrag feine innere Unmoͤglich⸗ 
teit. Aug Zweckmaͤßigkeitsgründen muß dem Ichteren unbebingt 
der Borzug gegeben werden, indem bei feftitehenven Aufträgen 
ber. einzelnen Bevollmächtigten weder eine Uebereinſtimmung 
unter biefen ſelbſt Leicht möglich wäre, no) auch eine Verband: 
fung mit der Regierung Nutzen ſchaffen Könnte. Alle that 
fächlichen Berichtigungen oder befjere Gründe wären wirkungslos; 
eine noch fo fefte neue Weberzeugung der Vertreter hätte kei⸗ 
nerlei Wirkung; und eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
diefen und ber Regierung Lönnte nicht etwa durch gegenſeitiges 
Nachgeben ausgeglichen werden, ſondern müßte immer mit einem 
vollftändigen Scheitern .de8 Planes endigen, wenn fich nicht 
bad Staatsoberhaupt unbebingt fügen wollte. Allerdings ift 
bei jolcher Unabhängigkeit der Abgeorbneten eine ernftliche Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit zwilchen ihnen und ven Vertretenen möglich ; 
und es kann felbft eine abfichtliche Täufchung oder eine Selbſt⸗ 
täufchung der Wähler über die ftaatlichen Anfichten und über bie 
perfönlichen Zwecke des Gewählten ftattfinden. Allein dieß ift 
in fo ferne von geringer Bedeutung, ald dadurch bie Handlun⸗ 
gen des Vertreterd nicht ungültig werben, vielmehr feine im 
Namen und im allgemeinen Auftrage ber Vertretenen abgegebene 
Erklärungen verbindlich für diefe bleiben. Dem fittlichen und poli- 
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tiſchen Uebelftande ver Meinungsverſchiedenheit kann nach Ablauf 
der gefeßlichen Vertretungszeit durch eine neue Wahl abgeholfen 
werden, während die indeſſen auflaufenden Nachtheile reichlich 
durch die Vortheile der freien Stellung überwogen find. — 
Eine noihwendige Folge hiervon tft denn aber, daß es ven zur 
Abordnung eined Vertreterd Berechtigten nicht geftattet fein kann, 
demfelben während der Dauer feiner Dienftzeit einen fürmlichen 
Auftrag zu geben, ober ihn etwa zur vorzeitigen Niederlegung 
feiner Stelle aufzufordern. Auch Leßteres wäre nicht? Anderes, 
als ein miitelbarer Zwang. Und eben jo wenig entfpricht es 
dem Syfteme, wenn ver fich um eine Aborbnung Bewerbende zum 
Voraus ins Einzelne gehende Zuficherungen über ben Inhalt feiner 
fünftigen Erflärungen und über die Art feiner Handlungen gibt. 
Ein folches Verfprechen wäre zwar nicht rechtlich, wohl aber fittlich 
vollitändig bindend; und doch ebenfalld abgelegt vor näherer 
Kenntnig der Gründe Anderer, namentlich ber Regierung, 
häufig vor vollftändiger Belanntichaft mit ven Xhatfachen, 
endlich ohne Rückſicht auf die im Augenblide des einftigen 
Handelns obwaltenden Verhältniffe und Schwierigkeiten ?). 
Ueber dad Recht an der Beſtellung eined Vertreters An: 
theil zu nehmen, active3 Wahlrecht, entjcheivet die Beant⸗ 
wortung der Borfrage: ob man die Mitwirkung zu Staatsgefchäften 
aus dem Gefichtöpuncte eines dem einzelnen Befugten zufte- 
henden Rechte, oder ob man es als einen zu Erreichung all: 
gemeinen Nuten? dienenden Auftrag aufzufafien hat? — Im 
erften alle kann man fich der Folgerung nicht entziehen, daß 
jeder durch feine allgemeine Stellung bei den zu bejorgenden 
Geſchäften irgendwie perfönlich Betheiligte ohne alle weitere 
Berückſichtigung fonftiger Eigenichaften, falls nur Verfügungs- 
fähigkeit vorhanden tft, auch die Befugniß habe, zu ber Beftel- 
ung des gemeinjchaftlichen Stimmführerd mitzuwirten. Nur 
wird verlangt werben müfjen, daß das Recht der Betheiligung 
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bei der Ernennung im Verhältniffe der Betheiligung bei den 
zu vertretenden Intereſſen und Rechten abgeftuft ſei. Es wird 
alfo bei der Wahl der Vertreter allgemeiner Rechte auch das 
allgemeinfte Stimmrecht, zur Vertretung bejonderer Kategorieen 
von Rechten aber ein dem Umfange nach bejchränktes und ber 
Betheiligung nach abgeituftes Wahlrecht ftattfinden. — Bei der 
anderen Vorausſetzung dagegen muß ed nicht nur die haupt: 
jächlichfte, jondern fogar die einzige Rückſicht fein, zwar bie 
ſämmtlichen mit dem erforderlichen Verftändniffe der vorzuneh: 
menden Handlung außsgerüfteten Bürger, aber auch nur folche, 
zur Mitwirkung bei der Wahl aufzufinden. Alsdann ift eine 
beliebige Bezeichnung von wünjchenswerthen geiftigen ober ding: 
lichen Eigenfchaften, eine gänzliche Ausſchließung aller fittlich 
Unzwverläffigen oder intellectuell Unbrauchbaren, endlich wohl 
jelbft eine SHerbeiziehung perfönlich zwar nicht WBetheiligter, 
aber zur Vornahme einer tauglichen Wahl beſonders Geeigneter, 
folgerichtig und zweckmäßig. — Offenbar ift nun vie Iebtere 
Auffaffung die richtiger... Sie verfpricht einerjeit3 eine Be- 
rückſichtigung des allgemeinen Staatsgedankens und des geſamm⸗ 
ten Organismus, auf der anderen Seite aber eine möglichſt 
wirkſame Vertretung der beſonderen in Frage ſtehenden Rechte 
und Intereſſen; mit einem Worte: gute Wahlen. Bei der 
Ueberlaſſung der Ernennungen an die Berechtigten dagegen 
beſteht keinerlei Gewähr, daß dieſelben in der That ihre Auf- 
gabe richtig begreifen, und daß fie nicht in einem felbjtilchen, 
ftaatzfeindlichen Sinne vorgehen. Da ein Gefeß nur allges 
meine Borjchriften zu geben, nicht aber die Eigenfchaften einzelner 
beftimmter Menſchen zu beurtheilen vermag, fo kann natürlich bie 
Bezeichnung der zu Wahlen befonderd Befähigten nicht ander? 
als nach Kategorieen geſchehen. Wenn fich nun auch hierbei 
in einzelnen allen das thatjächliche Vorhandenfein der an 
genommenen Eigenfchaften nicht erwahren wird: jo ift. vieje 
v. Nohl, Eucyclopäbie, 16 
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unvermeidliche Folge der Unvollkommenheit menſchlicher Einxich⸗ 
tungen doch weit weniger nachtheilig, als wenn kurzweg und 
ganz im Allgemeinen von der Betheiligung bei einem Rechte 
auf eine ſittliche und geiſtige Befähigung zur Vornahme einer 
fchwierigen Handlung gejchloffen würde ®). 

Eben jo fallen die Beſtimmungen binfichtlich des paffiven 
Wahlrechtes, d. 5. hinfichtlic) der Berechtigung bie angetra- 
gene Vertretung gewiſſer Rechte und Intereſſen anzunehmen, 
verschieden aus, je nachdem die Gewählten ala ver Ausdruck des 
perfönlichen Anſpruches oder als bie Erkorenen der Einfich- 
tigen betrachtet werden. — Im erjten alle ift nur eine Wahl 
aus der Mitte der Vollberechtigten felbft folgerichtig. Die 
Inhaber eincd beftimmten Rechtes haben, in biefer Voraus⸗ 
feßung, einen gewiſſen Antheil an den Staatsgefchäften ; 
eine unmittelbare Ausübung durch Alle ift unthunlich, und 
muß auf einzelne im Namen Aller Handelnde beichräntt 
werden. Dieje Stellvertreter find alſo cin Ausſchuß der 
Berechtigten, und müſſen aus ihrer Mitte genommen fein. 
Mit anderen Worten: bier deckt fich das paſſive und ba? 
active Wahlrecht; und wie bie Befugniß zur Theilnahme 
überhaupt von dem Beſitze eined Rechtes abhängig gemacht ift, 
fo muß lebterer auch als genügende Sicherheit für bie zur: 
Handhabung ber fraglichen Stellung erforderliche Befähigung 
gelten. — Sit dagegen bie Wahl beſonders Befähigten übertra- 
gen, fo liegt die Bezeichnung ber zu Ernennenden je nach ihrer 
Tauglichkeit gleichfalls im weiteren Verfolge deſſelben Gedankens. 
Hier kann denn alfo ein weit ausgedehnteres und felbit ein nad) 
wefentlich verjchiebenen Eigenfchaften bemefjenes paflives Wahl- 
recht gar wohl jtattfinden. Je mehr man ſich bemüht hat, 
einſichtsvolle Wähler zu erhalten, deſto freiere Wahlen können 
ihnen überlafjen fein. — Daß - erbliches Recht zur Rechtsver⸗ 
tretung gegenüber von ber Regierung nur mit der erjteren 
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Anſicht vereinbar ift, verfteht fich von ſelbſt. Hier hat jie denn 
aber auch bei einem ungewöhnlich großen und in feiner Fort⸗ 
bauer erblich geficherten Maße von Rechtsbeſitz lediglich nicht? 
Auffallendes oder Widerſprechendes. Ebenſo may hier die Bes 
kleidung gewiſſer Aemter, mit welchen entjprechende echte 
verbunden find, als genügende Berechtigung und Befähigung 
betrachtet werden, 


1) Ueber das Weſen der Rechtsvertheidigung und der Zheilnahme an 
Staatdangelegenheiten durch Vertreter jehe man unter Anderen: (Thilo,) 
Bas ift Verfaffung und was Volförepräfentation? Breslau, 1855. — 
Sismonde de Sismondi, J. C., Etudes s. 1. constitutions des 
peuples libres. Brux., 1836. — Cherbuliez, A., Theorie des 
garanties constitutionelles. I. I. Paris, 1838. — Möhl, A., Ueber 
das Repräfentativfuftem. Mannh., 1840. — Witzleben, C. D. von, 
Die Grenzen der Vollärepräfentation in ber conftitutionellen Monarchie. 
Reipz., 1847. — Meine Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften. 
Bd. 1, ©. 265 u. ff. 

2) Unger, 3. W., Geſchichte der deutſchen Landftände I. II. Han- 
nover, 1844. — Guizot, F., Histoire des origines du gouvernement 
representatif. I. II. Brux., 1851. 

3) Bol. Dahlmann, Politif, 2. Aufl. ©. 164. 

4) Die Meinungsverfchiedenheit der Theoretifer über das richtige Wahl⸗ 
foftem und die Unzufriedenheit im Leben über die beftehenden Einrichtungen 
ftammen beide auß ber herrſchenden Unklarheit über den zu befolgenben 
Grundgebanfen. Wenn man zu gleicher Zeit bem Syſteme ber Berechtigung 
Rechnung trägt durch eine gleihmäßige Vertheilung der Wähler über das 
ganze Land, aber auch dem Syſteme ber Einſicht durch die. Vorſchrift won 
Eigenſchaften, welche mit dem Gefammtauftrage der Berfammlung in 
feinem fachlichen Zufammenhange ftehen, fondern nur wiinfchenswertbe 
geiftige Kräfte fichern follen: fo ift man in unlösbarem Widerſpruche mit 
fih ſelbſt. Kommt nun aber noch dazu, daß die Garantie der Wählereinſicht 
und ⸗Abſicht ausfchlieglich in VBermögensverhältnifien geſucht wird, fo fteigt 
nothwendig die Verwirrung im Syſteme und bie Unzufriedenheit auf beiden 
Seiten. Die ihr Recht Anrufenden find zum größern oder Heinen Theile 
außgefchlofien, und zwar durch ben verhaßteften aller Unterſchiede, den bes 
Vermögens; bie ihrer Tauglichkeit zur Bornahme guter Wahlen ih Bewußten 
aber verlangen, und mit Recht, bie Berüdfichtigung anderer Cigenfchaften, 
ala die bes Vermögens und ber bieraud zur Notb abzuleitenden beſſeren 
allgemeinen Bildung und erhaltenden Geſinnung. Nachbeilerungen im Ein: 
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zelnen, 3. B. bie Beifügung einzelner SKategorieen von fog. Kapacitäten, 
machen das Webel nur fchlimmer, weil die Folgewidrigfeiten immer zahl: 
reicher. Hier kann nur eine Flare Entſcheidung für das eine ober für das andere 
Syſtem helfen, wo dann freilich bei der Wahl bes Berechtigungsſyſtemes 
die Schwierigkeit einer richtigen, verhältnißmäßigen Zutheilung von 
Mahlrechten, bei dem Fähigkeitsſyſteme der Vorwurf willführlicher Heraus: 
ziehung und eine große Unbeliebtheit des Gedankens ſelbſt zu befiegen iſt. 
Durchaus folgerichtig in fich ift allerdings das Syſtem be3 allgemeinen 
Wahlrechtes; allein e3 geht von einer weſentlich falfchen Unterftellung aus, 
nämlich von ber thatfächlichen Gleichheit aller Nechte, während nur Gleich: 
beit der Rechtsfähigkeit beiteht. — Vorfchläge zu ebenfalls folgerichtigen, aber 
nach ber Größe und dem @egenftande der zu vertretenden‘ Rechte und 
Snterefien abgeftuften, Wahljyftemen find gemacht von: Winter, A., Die 
Bolfzvertretung in Deutſchlands Zukunft. Gött:, 1852; von bem unge: 
nannten Verfaſſer der Abhandlung: Das Repräfentativ Suftem, feine 
Mängel und deren Abhülfe, in ber D. Viertel-J.:Schr., 1862, Nr. 3; und von 
Bluntfhli, Allgem. Staatö-R., Bd. I, ©. 428 fg. — Sehr beachtens⸗ 
werthe Bemerfungen über die Nachtheile eines allgemeinen Stimmrechtes f. 
bei Sismondi, Etudes s. 1. constitutions des peuples libres. Brux., 
1836, ©. 37 fg. 


2. Berwaltungsted. 


g 33. 
8. Ueber Verwaltungsrecht im Allgemeinen. 


Wenn es Aufgabe der Verwaltung tft, den gefammten 
Inhalt der Verfaflung in allen einzelnen vorkommenden Fällen 
zur Geltung zu bringen; wenn fie zu biefem Zwecke vollftän- 
big verfaflungsgemäß und überbieß zweckmäßig und augreichend 
jein muß (j. oben, $ 10): fo zerfällt ihre Thätigkeit in zwei 
Hauptabtheilungen. 

Erſtens hat fie die Mittel aufzufinden, zu orbnen und 
bereit zu halten , um allen vorkommenden Fällen quantitativ 
und qualitativ gewachlen zu fein; mit anderen Worten, es 
müffen bie für die verfchiedenen Richtungen ihrer möglichen 
Thätigkeit erforderlichen Behörden beftellt, mit Amtsanweiſungen 
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verfehen und mit ben entfprechenden jachlichen Mitteln aus: 
gerüftet fein. 

Zweitens aber hat die Verwaltung wirklich zu handeln, 
wo und wie e8 fich gebührt. 

Die rechtlichen Folgen diefer Aufgabe Kind aber nad}: 
ſtehende: 

1. Die Zahl der Verwaltungsbehoörden ſowie 
ber einer jeden berjelben zugetheilten Perjonen muß jo groß 
fein, daß diefelben überhaupt im Stande find, die ihnen zufal- 
(enden Gefchäfte rechtzeitig und doch überlegt und grümbfich 
zu erledigen. Je gefittigter ein Volk ift, deſto größer und 
und verjchlebenartiger find auch die Anſprüche an Anftalten 
und Hülfen, welche nur durch vereinigte Kräfte befchafft werden 
fönnen. Allerdings mag die gefellfchaftliche und ftaatfiche Bil: 
bung eine? jolchen vorangejchrittenen Volfed die Richtung nad) 
einer immer freieren Entfaltung der Privatfraft und nament- 
lech nach der Befriedigung möglichit vieler Bedürfniſſe durch 

* freiwillige Vereinigung und außerftaatliche Organifation der 
Cinzelnfräfte (selfgovernment) nehmen, dadurch aber auch dem 
Staate manche Leiſtungen erfparen; allein theils tritt dieſe Rich 
tung keineswegs nothiwendig ein bei fteigender Gefittigung und 
bei einer aus ihr folgenden Steigerung der Unterftüßungsan- 
Iprüche, theils bleiben auch bei dem felbftthätigften Wolfe immer: 
hin Bebürfniffe, zu deren genügender Befriedigung die Kräfte ber 
Einzelnen nicht außreichen. Im allgemeinen ift alfo der Sag 
wahr, daß mit dem Steigen der Gefittigung auch die Anfor: 
berungen an den Staat ſich vermehren. Mit ihrem Steigen _ 
aber muß die Ausdehnung der Behörden ebenfall3 wachen ). — 
Eine Einrichtung der Behörden nach dem Grunbfaße der Ar- 
beitätheilung wird zur Förderung der Gejchäfte vorzungsweiſe 
beitragen. Nothwendig ift auch die Möglichkeit einer außer: 
orbentlichen Hülfe bei einem ungewöhnlichen Gejchäftganbrange. 
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2. Dagegen ift jeder Meberfluß an Stellen ober 
Berfonen verwerflih; und zwar nicht bloß ala ein Hemmniß 
rafcher Erledigung und ala eine Verſchwendung von geiftigen 
Kräften, endlich als eine Veranlaffung zum Vielregieren ; fon: 
dern namentlich uch als ein Unrecht gegen den fteuerpffichtigen 
Pürger. Miöglichite Einfachheit‘ der Formen, Vermeidung pe 
bantifcher und zweckloſer Controlen, endlich, wo es nur immer 
die Nechtzficherheit und das Bedürfniß allfeitiger Erwägung ge- 
stattet, Uebertragung der Gefchäfte an Einzelne anftatt an 
Kollegien, find die hauptſächlichſten Mittel zur Beſchränkung der 
Verwaltungsorgane auf den wirlichen Bedarf. 

3. Eine Verzögerung. der jchlieklichen Entſcheidung 
des Staates über die Zeit hinaus, welche eine gründtiche Bear: 
beitung und die Möglichkeit einer Berufung an höhere und 
daher voranzfichtlich einſichtsvollere und unparteiiſchere Behoͤr⸗ 
den erforbert, ift ebenfall3 ein Unrecht gegen bie Unterthanen. 
Daher denn gefordert werden muß, daß Verjichleppungen dürch 
den böfen Willen ber einen Partei vorgebeugt fei; daß bie 
Beamten ihre volle Kraft auf die Erledigung der vorliegenden 
Fälle verwenden; endlich daß gründliche, Häufige und unver: 
muthete Unterfuchungen durch Vorgefeßte Kenntnig vom Stanbe 
der Gefchäfte geben und das Auflaufen won Rückſtänden ver: 
hindern. ° | Ä 

4. Die Verpflichtung der Verwaltung zum Handeln ift 
eine verſchiedene, je nachdem ein Fall vorliegt, in welchem der 
Staat nur auf befonderes Anrufen des Betheiligten einzufchrei- 
ten hat, oder er fchon aus allgemeinen Gründen und ohne 
bejondere Aufforderung Eingelner thätig fein fol. Das Erftere 
findet ftatt theild in allen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, wo 
ein Richter nur ift, wo ein Kläger auftritt; theils in denjeni⸗ 
gen Fällen polizeilicher Unterftügung, in welchen der Zweck 
ber Staatdeinrichtung auch dann erreicht wird, wenn fie nicht 


» 


247 


mit Zwang allgemein durchgeführt ift, fonbern fie nur dem 
Einzelnen einer Nachhülfe Bebürftigen zur Verfügung geftellt 
zu fein braucht. Aus eigenem Antriebe dagegen hat ber Staat 
zu handeln einerjeit3 in der ganzen Präventivjuftiz, ſowie ba, 
wo die Beſtrafung einer Rechtäwibrigkeit die Aufgabe ift; 
andererfeitd wo die polizeiliche Unterftühung ein To allgemeines 
Bedürfniß ift, daß ihr unaufgeforverted Eintreten als überall 
und immer erwünjcht erachtet werben kann; drittens endlich 
überall, wo von der Aufrechterhaltung und Durchführung des 
Staatsorganismus, einzelner Verfaffungsbeftimmungen oder 
von ber Beichaffung der Staatsmittel die Rede ift 2). Sowohl 
ein unzeitiges und unverlangtes Handeln, als ein nachläffiges 
oder boswilliges Stillefiten der Verwaltung ift ein Unrecht, 
wenn das Gegentheil Pflicht war. 

5. Wenn der Unterthan durch ein ungerechtfertigtes Ein- 
fohreiten oder ein unrichtiges LUnterlaffen der Verwaltung in 
Schaden gelommen ift, jo ift er zu einer Entſchädigungs— 
forderung berechtigt. Ob die Klage zumächit gegen den 
fehlenden Beamten oder gegen den gefammten Staat zu richten 
fei, hängt davon ab, ob die fragliche Handlung nach geſetzlichen 
Borichriften felbitftändig von den Beamten vorzunehmen war, 
(wie namentlich gerichtliche Handlungen von einem Richter,) 
oder ob fie von einer zuftändigen höheren Gewalt, wenn auch 
nur im Allgemeinen, angeordnet wurde. Auch in dem erjteren 
Falle bat übrigens der Staat jubfidiartfch zu haften, wenn ber 
Beamte nicht zahlungsfähig ift, weil jeden Falles der Bürger 
durch den Staat genöthigt war, jich gerade an den beftimmten 
Beamten zu halten und defien Amtshandlung als eine Aeuße⸗ 
rung des Staatöwillend anzuerkennen. Von ſelbſt verjteht fich, 
daß nicht bloß Begehungen, fondern auch Unterlaffungen zu 
einer Entfchädigung berechtigen, wenn die Verlegung durch eine 


248 


richtige Ausübung des Auffichtrechtes von Seiten ber Staat: 
gewalt hätte verhütet werben fünnen 9). 

6. Die Wohlfeilheit der Staatöverwaltung it zwar 
nicht die oberjte Nücficht, vielmehr muß vor Allem der Zweck 
erreicht und das hierzu erforderliche Maß von Mitteln aufge: 
wendet werben; allein es ift allerdings vechtliche Pflicht gegen 
den Bürger, ihm nur bie umvermeiblichen Laſten aufzuladen. 
Somit muß Alles unterlaffen werden, was zu Erreichung ber 
Zwecke nicht nothwendig tft, beſtehe dieſes nun in überflüffigen 
Einrichtungen und Perfonen, oder in einer luxuriöſen Ausſtat⸗ 
tung der Verwaltung. Namentlic) find größere Beamtengehalte, 
ala nothwendig ift zur Gewinnung der enfprechenden geiftigen 
Kräfte oder zur Bewahrung ber Ehrlichkeit in Geldſachen, durch⸗ 
aus verwerflich 9). 


1) Es beweiſt ein völliges Verkennen der Aufgaben des jetzigen Staates, 
wenn zuweilen ber -Fleine Regierungdaufwand in früheren Zeitabſchnitten als 
Mufter aufgeftellt wird. Die Zeiten bed PBatrimonialftaates , welcher kaum 
etwas Nechtöpflege, und felbft biefe nur theilweife, ‚gewährte, von allen 
jegigen Einrichtungen der Präventiojuftiz und ber gefammten polizeilichen 
Thätigfeit aber gar nicht? wußte, 3. B. nicht? won Gefunbheitpoligei, von 
Staatsfürſorge für die Armuth, von öffentlichem Unterrichtsmefen jeder Art, 
von Staatzfammlungen für Kunft und Wiflenfhaft, von Poſten, Land: 
firaßen, Kanälen, Eifenbahnen, Telegraphen, — dieſe Zeiten find vorüber. 
Alfo kann auch von einer Beforgung einer Verwaltung durch einen Kanzler, 
wenige Räthe in ber Kanzlei oder von Haus aus, und einige Schreiber: 
knechte nicht mehr die Rede fein. Wer den Zwed will, muß aud bie 
Mittel wollen; wer bie Gefittigung genießen will, muß fie bezahlen. Voll⸗ 
fommen unverfländig ift e3 daher, wenn zuweilen Ständeverfammlungen 
eine Erweiterung der Verwaltungsmittel nicht bewilligen, trotzdem daß ber 
zu beforgenben Gegenftänbe bei vermehrter Bevölkerung oder neu entftandenen 
Richtungen ber Staatöthätigkeit weit mehr geworben find. Das einzige 
‚Mittel, bie immer fteigenden Forderungen an bie Staatsverwaltung und bie 
natürlich mit ihrer Gewährung gleichen Schritt haltende Vermehrung bet 
Stantsaußgaben zu befchränfen, iſt eigene Beforgung gemeinfchaftlicher Ange: 
legenheiten durch wohl organifirte Privatkraft, namentlich durch Belebung 
ber geſunden gefellihaftlichen Beftandtheile bed Volles. Ob aber biefe 
Beforgung gerade mohlfeiler zu ſtehen Tommt, ifi eine ganz anbere 
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Frage. Zunächft verſchwindet der Pollen nur aus ben Staat s rech⸗ 
nungen. 

2) Ganz falfh ift &&, den Satz, daß wo Fein Kläger fei, auch Fein 
Nichter beftehe, auf foldhe Zweige der Staatsthätigkeit zu übertragen, in 
welchen entweder aus allgemeinen Gründen bes öffentlichen Wohles, ober 
wegen allgemeiner Verbreitung bed individuellen Bedürfniſſes eine beftändige 
Thätigfeit ber Stantdorgane aus eigenem Antriebe nöthig if. Selbſt bei 
der Beflrafung von Mechtöverlegungen bebarf es nach richtiger Auffaffung 
des Strafrechtes, Teiner bejonderen Aufforberung des Verletzten; unb wo 
eine folche ausnahmsweiſe noch gefordert wird, wie 3. B. bei Ehrenver- 
letzung, Hausdiebſtahl, Ehebruch u. f. w., gefchieht es lediglich aus einer 
(ob richtigen) Schonung des Gefühls und nicht aus Grundſatz. 

8) Ueber biefe ebenſo wichtige als ſchwierige Frage |. Jacha riä, A. H., 
Deutſches Staatsrecht, Bd. II, S. 53 (und die zahlreiche angeführte Lite⸗ 
ratur;) Zöpfl, D. Staatsreht, Bd. I, ©. 793 fg. — Wenn Lebterer 
den Staat nicht haftbar erflärt für rechtswidrige Handlungen eine Richters, 
fo ift dies im Widerfpruche mit bem von ihm felbft für die Haftpflicht der 
Berwaltung angeführten Grunde, nämlich baß der Staat bie Einrichtung 
ber Behörden als die feinige anerkennt und die Bürger. nöthigt, fih bere 
felben und der von ihm beftellten Beamten zu bedienen. Dieß ift bei den 
Berichten eben fo gut der Fall, wie bei Verwaltungsämtern. Diefer Anficht 
ft auch 8. S. Zahariä, Vierzig Bücher, Bd. I, ©. 99. 

4) Eine Höchft verfehrte Sparſamkeit ift ein allzuniederer Anſatz ber 
Beamtengehalte, wenn weber ben gefteigerten Preifen der Lebensbedürfniſſe 
noch bem in andern Beichäftigungsarten zu gewinnenden Einkommen Red: 
nung getragen wird. Died Tann nur zu einer Verunfittlichung ber Beam: 
tenſchaft, (welche dem Wolfe viel theurer zu fiehen fommt, als genugfame 
rechtliche Gehalte) und zur Verfcheuchung ber Männer von Begabung und 
Selbftgefühl aus dem Staatsbienfte führen. Es entfpricht fogar der menſch⸗ 
lichen Natur, wenn einige höhere Gehalte, als fie bie firenge Nothwendig⸗ 
feit erforderte, ala Preije für ungewöhnliche Brauchbarkeit und Leiftung 
im Staatödienfte ausgefeßt werben. Obgleih nur Wenige fie erlangen 
fönnen, ftreben doch Ziele, fie durch befonderes Verbienft zu erreichen. Die 
Eine glänzende Stellung bed Lorblanzlerd von England treibt Hunderte 
von Advokaten zu angefrengtefter Arbeit. 


$ 34. 
b. Die Staatsbeamten. 


Bon felbft leuchtet ein, daß fogar in dem kleinſten Staate 
dad Staatsoberhaupt die Gefammtgewalt nicht felbft und nicht 
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alfein anwenden kann zur Erfüllung der Zwecke des Zuſam⸗ 
menlebend und zur Handhabung der hierzu bejtehenden und 
nothwendigen Rechte, fondern daß ihm hierzu eine den Leiſtun⸗ 
gen quantitativ, qualitativ und oͤrtlich entfprechende Anzahl von 
Organen zu Gebote ftehen muß, mit anderen Worten, daß 
Staats dien er verfchiedener Art nothwendig find ). Ebenſo 
iſt Mar, daß ſowohl die Ordnung und die Sicherung der Dienft- 
Yeiftung, als die Verpflichtung der Unterthanen zum Gehorjam 
gegen die Beruftragten der Staatsgewalt eine unzweifelhafte 
und audfchliepliche Bezeichnung Derjenigen verlangt, welche 
das Recht und die Obliegenheit zur Beſorguug beſtimmter Ge⸗ 
ſchäfte haben. 

Eine ſolche Einrichtung iſt natürlich der Grund und der 
Gegenſtand vielfacher Rechtsverhältniſſe. Zwar hat bie Ver⸗ 
ſchiedenheit der Staaten nicht unbedeutenden Einfluß auf letztere; 
doch laſſen ſich nachſtehende allgemein guttige Grundſaͤtze auf: 
ſtellen ): 

J. Recht der Ernennung 

Im MWefentlichen muß es dem Staatsoberhaupte zuftehen, 
Diejenigen zu bezeichnen, welche ala feine untergeordneten Ge- 
hülfen und unter feinen Befehlen die Regierungshandlungen 
beforgen. Die Organe des oberjten Inhaber? der Staats⸗ 
gewalt müfjen, wenn nicht innere Zerrüttung und vielfaches 
Hemmniß folgen fol, desfelben Geiſtes fein, wie er felbit. Der 
nöthige Gehorfam erfordert, daß dieſelben von ihm abhängig 
feien; endlich kann die Erkundung nach den Tauglichjten und 
die Befanntjchaft mit bereit3 erworbenen Berbienften am leich⸗ 
teften von Dem geſchehen, welcher an ber Spitze aller Gejchäfte 
fteht und von allem im Staate Vorgehenden Bericht erlangen 
kann. Daher ift denn allgemeine Pegel, daß die Beamten in 
ben verjchiedenen Zweigen des Staatöbienftes in Einherrfchaften 
vom Staatsoberhaupte ernannt, von regierenden moralifchen 
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Perfonen aber gewählt werden. — Die einzigen Ausnahmen 
find ‚folgende: 

1. In großen Staaten mögen untergeorbnete Aemter 
von näher gerückten höheren Behörden bejett werben, damit 
das Staatsoberhaupt nicht bebeutenderen Gefchäften dadurch 
entzogen werde, wohl auch zur Vermeidung von Verſchleppung. 
In ſehr ausgedehnten Reichen, oder wo ganze Provinzen ent- 
fernt von dem Mutterlande durch Statthalter regiert werben, 
muß dieſe Uebertragung der Ernennung biß zu hohen Poften 
heraufgehen. Ebenſo ift in Kriegszeiten dag Necht, Beförbe- 
rungen augenblicklich vorzunehmen, für den Befehlshaber eines 
entfernt von dem Staatsoberhaupte gegen den Feind ftehenden 
Heered wo nicht unerläßlich, doch wenigſtens höchſt väthlich, 
ſowohl zur Erweckung hoͤchſten Eifers, als zu beftänbiger 
Inſtandhaltung der Organiſation der Truppen 9). Ä 

2. Wo die Verwaltung eined Gejchäftes unter der allel- 
nigen Verantwortlichkeit des vorgeſetzten Beamten gejchieht, (tote 
3.3. bei einem Kafjenamte), ift es gerecht, diefem einen wefent- 
lichen Einfluß auf die Ernennung ber ihm untergeorbneten 
Gehüffen einzuräumen. 

3. Zuweilen mag auch bie Beſehung von Stellen den Un⸗ 
terthanen uͤberlaſſen ſein, entweder um einem demokratiſchen 
oder ariſtokratiſchen Beſtandtheile einige Rechnung zu tragen, 
oder im Vertrauen auf den Geift bejtimmter Klaſſen. Lebteres 
mag dann felbft in ganz unbeichräntten Yürftenberrichaften vor- 
fommen, wie 3. B. in Rußland bei den Adelswahlen 9). 

DO. Gewinnung ber Beamten. 

Die Beſetzung der einzelnen Stellen kann, ohne Rechts: 
beeinträchtigung, auf mehr ald Eine Weife gefchehen. 

1. Dur Reihedienft, jo alfo, daß die Verfehung 
beftimmter Gejchäfte nach einer beftimmten Reihenfolge unter 
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den Bürgern abwechſelt, und in dev Regel nur auf kürzere 
Zeit von jedem verjehen wird. 

2. Durch Zwangsauswahl, alfo durch Bezeichnung 
Einzelner, welche auch gegen ihren Willen, aber als vollſtäu⸗— 
dige rechtliche Pflicht, eine beftimmte Stelle auf beftimmte Zeit 
zu übernehmen haben. Natürlich dürfen auch in folchem Falle 
nur Taugliche ausgewählt werden, und möglicherweife ift es 
deßhalb nothwendig, und dann auch gerechtfertigt, die Bevöl— 
ferung in Abtheilungen zu bringen. 

3. Durch freien Vertrag mit dem Staate Ent: 
weder mag der Staat unter Anbietung gewiffer Vortheile und 
unter Feſtſtellung gewiffer Befähigungsbedingungen bazu auf: 
fordern; oder aber kann auch dad Anerbieten zur Uebernahme 
eined Amte3 von dem Bewerber ausgehen. Die Feftftellung 
allgemeiner gejeglicher Normen über Befähigungsbedingungen 
einerfeitd® und Xeiftungen des Staates anbererfeit? ändert an 
dem rechtlichen Verhältniffe einer freien Uebereinkunft im ein- 
zelnen Falle Tebiglich nicht? ab, fondern dient nur zur Abkür: 
zung und zur größeren Beftimmtheit ver Verhandlungen. Mög: 
licherweife fanıı das Anerbieten fowohl von der einen als von 
ber amberen Seite auf ganze Gattungen von Aemtern fich 
erftrecden, oder auch nur beftimmte einzelne Aemter betreffen °). 

4. Dur) Vertrag mit dem Inhaber der Stelle. 
Vorausgeſetzt, daß beſtimmte Aemter nach dem pofitiven Rechte 
eined Stanted als Gegenftand privatrechtlichen Beſitzes erklärt 
jind, und daß dem Inhaber eine Abtretung feines Cigenthumes 
an Dritte ebenfalls auf priwatrechtlichem Wege geftattet ift, (eine 
Einrichtung, gegen welche fich vom politifchen Standpuncte aus 
Biel einwenden laſſen mag, die aber feine rechtliche Unmöglich- 
feit enthält:) Fan die Erwerbung eines Amtes durch jegliche 
Art von Verträgen unter Privaten gefchehen. Sp namentlich 
dur, Kauf. Wenn hierbei der Staat eine Aufficht führt ober 
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gewiſſe Beringungen verichreikt, um icine Intereſſen möglichit 
zu wahren, jo ändert dieß nichis an der prüvatrechtlichen Natur 
des Geſchaͤftes 9) 

5. Durch Erbgang nach beſtimmtem Erbfolgerecht oder 
Erbfolgeordnung. Natürlich auch nur unter Vorausſctzung 
einer beitimmten geſetzlichen oder rechtlichen Verleihung eine? 
erblichen Rechtes. 

Tie Wahl unter viejen verſchiedenen Mitteln ift wefentlich 
eine Frage der Zweckmäßigkeit. Nom rechtlihen Standpuncte 
aus iſt nur foviel zu bemerken, daß zu einem Zwange feine 
Nothwendigkeit und ſomit auch fein Recht vorhanven ift, je 
lange die nöthige Anzahl Freiwilliger ohne allzugroße Opfer 
für den Staat zu gewinnen üt; ferner, daß die Unter: 
thanen ein fürmliches Recht auf eine tüchtige Bejorgung ver 
öffentlichen Geſchãfte baben, und daß fomit diejenigen Beſetzungs⸗ 
arten der öffentlichen Aemter, welche nicht einmal einen Verſuch 
zur Beihaffung der nöthigen Eigenjchaften machen, nicht bloß 
unzweckmäßig, jondern auch rechtlich verwerflich find; brittenz 
endlich, daß bei einer zwangsmäßigen außerordentlichen Weber: 
tragung, bei welcher nicht alle Berähigten gleichmäßig in An- 
fpru genommen werden, ben über ihren perfönlichen Antheil 
hinaus Beigezogenen eine Entfchädigung für ihre Zuvielleiftung 
gebührt 7). Unter Berüdfichtigung diefer Süße und bei Zu: 
rathehaltung der Nuͤtzlichkeitsrũckſichten ergeben ſich denn fol- 
gende Regeln: 

Eine Reihenfolge in der Auflegung von Dienftlet: 
ftungen ift an fich gerecht, une der Unterfchied des Vermögens 
namentlich ift fein Grund zu einer Ungleichheit. Die verfchie- 
dene Größe des Beſitzes rechtfertigt eine verhältnigmäßige 
Stufenfolge der fachlichen Leiftungen an den Staat, da biefer 
feinerfeitö in gleicher Verſchiedenheit dad Vermögen ſchützt und 
fördert; dagegen verhält fih der Staat zur Perſon der Bürger 
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auf gleiche Weile, und fo haben denn auch Alle gleichmäßig 
mit der Perſon einzuftehen, wo bieß überhaupt nöthig if. 
Es fällt jedoch in die Augen, daß der Mangel an Vorberei⸗ 
tung für die befondere Dienftleiftung, die geringe perfönliche 
Befähigung vieler der bloßen Reihe nad, Aufzuforbernder, end: 
lich der durch eine gleiche Vertheilung der Laft erzeugte häufige 
Wechſel der Dienftleiftenden nur bei ganz wenigen öffentlichen 
Geſchaͤften eine Verfehung nach Reihenfolge zuläßt; namentlich 
etwa bei einigen Sicherheitädienften, bei gewiflen einfachen Ge- 
Ichäften der Rechtspflege u. |. w. In allen anderen Fällen 
wäre eine Beſetzung öffentlicher Aemter nach der Reihenfolge 
nicht nur unzweckmäßig, ſondern jelbjt ein fürmliches Unrecht 
gegen die Unterthanen, deren Anfprüde an den Etaat auf 
ſolche Weife gar nicht befriedigt werden fünnen. 

Eine Zwangsauswahl hat, außer bebeutenben vecht- 
lichen Bedenken, namentlich) auch das gegen fich, daß bei allen 
Dienftleiftungen, welche eigene geiftige . oder fittliche Anjtren- 
gung von Seiten jeded einzelnen Augsführenden verlangen,- auf 
eine folche bei Gezwungenen nicht zu vechnen iſt. Es können 
alfo nur ſolche Sefchäfte durch Unfreiwillige beforgt werden, 
deren pünktliche Verſehung durch Aufficht und Strenge erzwun⸗ 
gen werden kann. Dies ift denn hauptſächlich der Fall 
bei gewöhnlichem Kriegs- oder Seedienſte; moͤglicherweiſe, 
namentlich wenn nur Gebildetere beigezogen werden, bei einigen 
Dienſtleiſtungen zu- örtlichen Rechts⸗ = oder Polizeizwecken, 
z. DB. zur Dienftleiftung ala Gefchworne, Sachverftändige 
und dgl. ®). 

Da nun Mebertragung der Staatögefchäfte in Erbrecht 
oder durch Brivatvertrag ſowohl wegen möglicher völliger 
Untauglichkeit, als aus vielen weiteren Zweckmäßigkeitsgründen 
außer Frage iſt: jo bleibt als Regel die Beſetzung der Aemter 
durch freien Vertrag. 
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DL Maßregeln zur Siderjtellung einer gu 
ten Beſetzung. 

Unpweifelhaft liegt eine möglichjt gute Beſetzung ver Staaid- 
amter im eigenen wahren Intereſſe des Regenten over der jonft 
zur Berleihung Berechtigten. Cine fitliche und rechtliche Pflicht 
ift fie ohnetem Schlechte Gründe verichiebener Art können 
jedoch, auch erfahrungsgemäk, Neigung zur Bevorzugung min- 
der Tauglicher erwecken ; daher fint dem folgende Beſtimmun⸗ 
gen, deren Zweit eine Nötigung zur Wahl des Beiten und 
jevenfall3 zur Entfernung Untauglicher ift, gerecht und zweck⸗ 
mäßig: 

1. Bezeichnung der zum Staatödienite unter allen Um⸗ 
fänden überhaupt Unfähigen; alfo namentlich der Weiber, 
der Entmündigten, der Berbredher, der Fremden (mit Borbe- 
halt der Befähigung durch Aufnahme in dad Gtantäbürger- 
recht). Ungerechtigkeit dagegen ift der Ausſchluß Solcher, welche 
ein Amt während einer beſtimmten Zeit bisher befleideten. 
Solche können leicht die einzig Tauglichen fein, und ein Ieben- 
biger öffentlicher Geiſt mag eine ftumpfe Gewohnheit unpafien- 
der Wicvererwählung befeitigei. 

2. Formelle Aufftelung des Grundfages, daß immer ber 
beziehungsweise Tüchtigfte zu nehmen ſei. AB Durch- 
führungsmittel aber bieten ſich dar: 

a) Befähigung cines jeden am ſich Tüchtigen zur Belleivung 
jede Amtes, ohne Rückſicht auf Stand und Geburt. 

b) Feitftellung von Prüfungen und Probezeiten; wobei eine 
geiegliche Aufzählung diejenigen Aemter bezeichnen muß, 
deren Belleivung durch eine beftimmte Art von Prüfungen 
bedingt ift 9). 

c) Begutachtung fünmtlicher Bewerber durch eine vorgeſetzte, 
wo möglich collegialiſche, Behörde; 

d) Nichtanerkennung bes Dienftalterd als Beförderungsgrund, 
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mit einziger Ausnahme folcher höherer oder beſſer bezahlter 

Stellen, welche feine andere Befähigung als die zum bis- 

her befleiveten niederen Amte außreichenden verlangen ; und 

auch hier nur, wenn alle übrigen Verhältniffe gleich find. 
e) Beſetzung der Stellen, erſt nach bereit3 eingetretener Er: 
ledigung, alfo Verbot aller Anwartfchaften. 

IV. Rechtliche Natur des Staatödienjtver: 
hältntife3. j 

Es ift.ein ganz verfehrter Scharfjinn, das Staatsdienſt⸗ 
verhältniß unter irgend eine der privatrechtlichen Vertragsarten 
bringen und darnach die rechtlichen Eigenfchaften befjelben be: 
meſſen zu wollen. Theils ift überhaupt von Vertrag bei allen 
Öffentlichen Dienften, welche der Reihenfolge nach oder durch 
Zwangsaushebung auferlegt find, gar feine Rede, und boch 
finden natürlich auch hier Nechtsfäge Anwendung. Theils ift 
jelbft da, wo wirklich ein Vertrag vorliegt, diefer fein privat: 
rechtliches, jondern ein dem. öffentlichen Rechte angehöriges 
Verhältniß eigenthümlicher Art, welched einfach nach den in ber 
Sache Tiegenden Grundfägen zu bemeffen und nach feinem Ge- 
genftande zu bezeichnen iſt. Die rechtlichen Folgerungen aus 
bem Stantöbienftverhättniffe find denn aber hauptjächlich nad: 
ſtehende: 

1. Verpflichtung zur vollſtändigen! Beſorgung des 
Dienſtes. Die Vollziehung der übertragenen und uͤbernom⸗ 
menen Aufgabe iſt gegenüber von den Unterthanen ein Recht, 
gegenüber vom Staatsoberhaupte eine Pflicht, und ſie kann 
daher keineswegs nach Belieben geleiſtet oder unterlaſſen wer⸗ 
den, ſondern muß vielmehr vollſtaͤndig, ſoweit eine geiſtige und 
koͤrperliche Moͤglichkeit vorliegt und es vom Staate "verlangt 
wird 19), geſchehen. Doch liegt es nicht in der allgemeinen 
Natur des Dienftverhältniffes, daß der Staat über die ganze 
Zeit eines öffentlichen Diener? verfügen kann, auch über die 
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Beſorgung bed beſonderen Dienftes deſſelben hinaus. Solches 
mag nur dann verlangt werden, wenn es im Vertrage zur 
ausdrücklichen Bedingung gemacht iſt, oder es ſich aus der be- 
ſonderen Natur eines zwangsweiſe übertragenen Dienſtes ergibt, 
3. 8. beim Kriegsdienſte. Ebenſo bringt die Uebernahme eines 
Amtes noch keineswegs die Verpflichtung mit ſich, jede ander- 
weitige Stelle und jeden andern vom Staate anzuweiſenden 
Aufenthaltsort anzunehmen. Diek kann nur etwa geforbert 
werben, wenn allgemeine Bebingungen einer Dienftpragmatif 
jedem Dienftverhältnifje zu Grunde liegen und biefe der Regie- 
rung ein folches Necht zufprecheni. | 

2. Gehorſam gegen die Dienftbefehle der Vorgeſetzten, 
welche dagegen die Verantwortlichkeit zu übernehmen haben. 
Nur bei Aufträgen, welche ein offenbares Verbrechen enthalten, 
ift Berechtigung zur Zurücdweifung — Eine eigenthümliche 
Ausnahme von diefer Verpflichtung zum Gehorfam in Dienft- 
fachen befteht in den Einherrichaften mit Volfsvertretung, indem 
bier die Befehle des Staatsoberhauptes der Gegenzeichnung \ 
eined Minifterd bebürfer, welche dann ihrerfeitö die wolle Ver- 
antwortlichleit dafür übernehmen. Für ſie ift nämlich Feine unbe- 
dingte Verpflichtung zur Uebernahme der Gegenzeichnung, fondern 
immer die Wahl zwischen biefer und der Niederlegung des Amtes. 

3. Berantwortlichfeit wegen Mißbrauch des 
Amtes, und zwar nach zwei Richtungen. — Einerſeits gegen: 
über von dem Staatöoberhaupte Das übertragene Amt 
darf nur zum Öffentlichen Nuben, nicht aber zum Privatvor: 
theile des Dieners, noch viel weniger zu Begehung von Rechts: 
wibrigleiten angewendet werben. Ebenſo iſt die möglichft voll- 
ftändige Vollziehung der ertheilten Aufgabe und die Vermeidung 
jeder Nachläffigkeit im Dienfte Rechtäpflicht. In beiden Fällen 
erfolgt Strafe nach den allgemeinen oder nad, befonberen Ge: 


feßen, und es ift dad Recht und die Pflicht des Staatsober⸗ 
v. Mohl, Encyclopadie. 17 
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richtige Ausübung des Auffichtärechtes von Seiten der Staats- 
gewalt hätte verhütet werben koͤnnen 9). 

6. Die Wohlfeilheit der Staatöverwaltung ift zwar 
acht die oberfte Nückjicht, vielmehr muß vor Allem der Zweck 
erreicht und das hierzu erforderliche Map von Mitteln aufge: 
wendet werden; allein es ift allerdings vechtliche Pflicht gegen 
den Bürger, ihm nur bie umvermeiblichen Laſten aufzulaben. 
Somit muß Alles unterlaffen werden, was zu Erreichung ber 
Zwecke nicht nothwenbig ift, beſtehe dieſes num in überflüffigen 
Einrichtungen und Perfonen, oder in einer Tururidjen Ausſtat⸗ 
tung der Verwaltung. Namentlich find größere Beamtengehalte, 
ala nothwendig ift zur Gewinnung der enfprechenden geiftigen 
Kräfte oder zur Bewahrung der Ehrlichkeit in Geldſachen, durch⸗ 
aus verwerflich 9). 


1) Es beweiſt ein volliges Verkennen der Aufgaben des jetzigen Staates, 
wenn zuweilen ber kleine Regierungsaufwand in früheren Zeitabſchnitten als 
Muſter aufgeſtellt wird. Die Zeiten des Patrimonialſtaates, welcher kaum 
etwas Rechtspflege, und ſelbſt dieſe nur theilweiſe, gewährte, von allen 
jetzigen Einrichtungen der Präventivjuftiz und der geſammten polizeilichen 
Thätigfeit aber gar nichts wußte, 3. B. nicht? von Gefunbheitspoligei, von 
Staatsfürſorge für die Armuth, von dffentlihem Unterrichtöwefen jeder Art, 
von Staatsfammlungen für Kunft und. Wiflenfchaft, von Poſten, Land: 
ftraßen, Kanälen, Eifenbahnen, Telegraphen, — diefe Zeiten find vorüber. 
Alfo kann auch von einer Beforgung einer Verwaltung durch einen Kanzler, 
wenige Näthe in ber Kanzlei oder von Haus aus, und einige Schreibers- 
nechte nicht mehr bie Rede fein. Wer den Zweck will, muß audh die 
Mittel wollen; wer die Gefittigung genießen will, muß fie bezahlen. Voll⸗ 
fommen unverfändig ift es daher, wenn zuweilen Stänbeverfjammlungen 
eine Erweiterung ber Verwaltungsmittel nicht bewilligen, trotdem daß ber 
zu beforgenden Gegenftänbe bei vermehrter Bevölkerung oder nen entftandenen 
Richtungen der Stantöthätigkeit weit mehr geworden find. Das einzige 
Mittel, die immer fteigenden Korberungen an die Staatsverwaltung und die 
natürlich mit ihrer Gewährung gleichen Schritt haltende Vermehrung bet 
Staatsausgaben zu befchränken, iſt eigene Beforgung gemeinfchaftlicher Ange: 
legenheiten durch wohl organifirte Privatfraft, namentlih durch Belebung 
ber gefunden gefellfchaftlichen Beſtandtheile des Volles. Ob aber biefe 
Beforgung gerade wohlfeiler zu ftehen fommt, ift eine ganz anbere 
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Frage. Zunächft verfchwindet der Poften nur aus ben Staat red; 
nungen. 

M Ganz falſch tft e8, den Sab, daß wo Fein Kläger fei, auch fein 
Richter beftehe, auf ſolche Zweige ber Stantsthätigfeit zu übertragen, in 
welchen entweder aus allgemeinen Gründen bes Öftentlihen Wohles, ober 
wegen allgemeiner Verbreitung des individuellen Bedürfniſſes eine beftändige 
Thätigfeit der Staatsorgane aus eigenem Antriebe nötbig if. Selbſt bei 
ber Beftrafung von Mechtöverlekungen bedarf es nach richtiger Auffaffung 
des Strafrechtes, Teiner befonberen Aufforderung des Berlegten; unb wo 
eine ſolche ausnahmsweiſe noch gefordert wird, wie z. B. bei Ehrenver- 
letzung, Haugbiebftahl, Ehebruch u. |. w., geſchieht es Tebiglih aus einer 
(06 richtigen?) Schonung bed Gefühls und nicht aus Grundſatz. 

3) Ueber biefe ebenfo wichtige als fchwierige Frage |. Zacha riä, A. H., 


Deutſches Staatsrecht, Bd. II, ©. 58 (und bie zahlreiche angeführte Lite: 


ratur;) Zöpfl, D. Staatsrehht, Bd. II, ©. 793 fg. — Wenn Lebterer 
ben Staat nicht haftbar erflärt für rechtswidrige Handlungen eineß Richters, 
fo ift die im Wibderfpruche mit bem von ihm felbft für die Haftpflicht der 
Berwaltung angeführten. Grunde, nämlich daß der Staat die Einrichtung 
ber Behörden als die feinige anerkennt -und bie Bürger nöthigt, ſich ber= 
felben und der von ihm beftellten Beamten zu bebienen. Dieß ift bei ben 
Gerichten eben fo gut ber Fall, wie bei Berwaltungsämtern. Diefer Anficht 
iſt auch K. S. Zahartd, Vierzig Bücher, Bd. I, S. 99. 

4) Eine höchſt verkehrte Sparſamkeit iſt ein allzuniederer Anſatz der 
Beamtengehalte, wenn weder den geſteigerten Preiſen der Lebensbedürfniſſe 
noch dem in andern Beſchäftigungsarten zu gewinnenden Einkommen Rech⸗ 
nung getragen wird. Dies kann nur zu einer Verunſittlichung der Beam⸗ 
tenſchaft, (welche dem Wolke viel theurer zu ſtehen kommt, als genugſame 
rechtliche Gehalte) und zur Verſcheuchung der Männer von Begabung und 
Selbſtgefühl aus dem Staatsdienſte führen. Es entſpricht ſogar ber menſch⸗ 
lichen Natur, wenn einige höhere Gehalte, als fie die ſtrenge Nothwendig⸗ 
feit erforderte, als Preife für ungewöhnliche Brauchbarkeit und Leiflung 
im Staatzdienfte außgefeßt werben. Obgleih nur Wenige fie erlangen 
fönnen, fireben doch Viele, fe durch befonderes Verdienft zu erreichen. Die 
Eine glänzende Stellung des Lorbfanzlers von England treibt Hunderte 
von Advokaten zu angeflrengtefter Arbeit. 


8 34. 
b. Die Staatsbeamten. 


Bon felbft leuchtet ein, daß fogar in dem kleinſten Staate 
bad Staatsoberhaupt die Gefammtgewalt nicht felbft und nicht 
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allein anwenden kann zur Erfüllung der Zwecke des Zuſam⸗ 
menlebend und zur Handhabung. der hierzu beſtehenden und 
nothwendigen Rechte, fondern daß ihm hierzu eine den Leiſtun⸗ 
gen quantitativ, qualitativ und örtlich entfprechende Anzahl von 
Organen zu Gebote ftehen muß, mit anderen Worten, daß 
Staats dien er verfchiebener Art nothwendig find ). Ebenfo 
iſt klar, daß ſowohl die Ordnung und die Sicherung der Dienſt⸗ 
leiſtung, als die Verpflichtung der Unterthanen zum Gehorſam 
gegen die Beauftragten der Staatsgewalt eine unzweifelhafte 
und ausſchließliche Bezeichnung Derjenigen verlangt, welche 
das Recht und die Obliegenheit zur Beſorgung beſtimmter Ge⸗ 
ſchäfte haben. 

Eine ſolche Einrichtung iſt natürlich der Grund und der 
Gegenſtand vielfacher Rechtsverhältniſſe. Zwar hat die Ver—⸗ 
ſchiedenheit der Staaten nicht unbedeutenden Einfluß auf letztere; 
doch laſſen ſich nachſtehende allgemein gültige Grundſaͤtze auf: 
jtellen ®): 

I. Recht der Ernennung 

Im Wefentlichen muß es dem Staatsoberhaupte zujtehen, 
Diejenigen zu bezeichnen, welche als feine untergeoroneten Ge- 
hülfen und unter feinen Befehlen die Regierungshandlungen 
beforgen. Die Organe des oberften Inhabers der Staat 
gewalt mrüffen, wenn nicht innere Serrüttung und vielfaches 
Hemmniß folgen fol, dezfelben Geiſtes fein, wie er felbft. Der 
nöthige Gehorfam erfordert, daß diefelben von ihm abhängig 
feien; endlich kann bie Erkundung nach den Tauglichiten und 
bie Befanntichaft mit bereit? erworbenen Verdienſten am leich- 
teften Yon Dem gefchehen; welcher an der Spite aller Gelchäfte 
ftcht und von allem im Staate Vorgehenden Bericht erlangen 
Tann. Daher ift denn allgemeine Regel, daß die Beamten in 
ben verſchiedenen Zweigen bed Staatzbienftes in Einherrichaften 
vom Staatsoberhaupte ernannt, von regierenden moraltichen 


261 


Befehle angemuthet werben Fönnte: fo wäre nicht nur Zwed und Mittel gleich 
nieberträchtig , fondern auch nicht einzufeben, was dadurch für das Syſtem 
der Regierungswillkür gewonnen ſein ſollte. Ein ehrlicher Mann gibt ſich 
auch in einem Privatdienſtwerhältnifſe zu einer Schlechtigkeit nicht ber, und 
ein Schurke verkauft ſich ebenfogut im Staatsdienſte an dad Unrecht. Bergl. 
Stahl, die Staatölehre, 3. Aufl, S. 308. — Im Uebrigen find bie im 
gegenwärtigen $ entwidelten Rechtsſätze, wiewohl billig und in ber großen 
Mehrzahl der Staaten anwendbar, mit Uebergehung der Befonberheiten bes 
Batrimonialftaates dargelegt. 

2) Ueber dad Staatöbienftverhältnig jehe man: Mofer, 2. 3. von, 
ber Herr und ber Diener. Frankf, 1759. — Seuffert, S. J. M., Bon 
dem Berhältnifie ded Staats und der Diener des Staats. Würzb., 1798. 
— Bon ber Bede, A. F., Bon Staatzämtern und Staatödienern. 
Heilbronn. 1797. — Gcheffner,) Gedanken und Meinungen über 
Manches im Dienſt. 14. Königsb., 1802-1821. — Gönner, N. I, 
Der Staatödienft. Landshut, 1808. — Brewern, ©. von, Das Ber: 
bältniß der Staatäverwaltungsbeamten im Staate. Leipz. u. Riga, 1835. 
— Heffter, A. ®,, Ueber die Rechtöverhältniffe ber Staatsdiener. (In 
befien Beitr. zum D. Staatd- und Zürftenreht, ©. 106 u. ff) — Meifter- 
lin, F., Die Berhältniffe der Staatödiener. Kaffel, 1838. — Schmit: 
tbenner, Zwölf Bücher, Bd. II, ©. 502 fg. — Seybold, F. von, 
Das Inftitut der Aemter. Münden, 1854. — Morgenftern, Menid, 
Bolfsleben und Staat, Bd. 1, ©. 175 fg. — Zahariä, H. A., Deutfches 
Staats und Bundesrecht. 2. Aufl. Bd. IL, S. 17 u. ff. — Bluntſchli, 
Allg. Staatsrecht. 2. Aufl, Bb. II, S. 115 fg. 

3) Sehr belehrend find die Klagen Wellington’3 (in der Sammlung 
feiner Dienfifchreiben), daß ihm, weil er feine Beförberungen vorzunehmen 
berechtigt ſei, ein Sauptmittel zur Einwirkung auf das Heer fehle — Wie 
viel zwedimäßiger waren bie Berechtigungen , welche dem franzöfifchen Ober: 
befehlähaber in ber Krim 1855 ertheilt waren! 

4) Die Ernennungen ber ſämmtlichen Komitatsbeamten durch ben Abel 
war der Harfte Beweis, wie mächtig das ariftofratifche Element in der alten 
ungarifchen Berfaflung war. Belannt ift aber auch, auf welchem niedern 
Standpunkte die Bnigliche Gewalt eben durch dieſe Abgetrenntheit ber Beam- 
ten ſtand. 

5) Es iſt ſchwer zu begreifen, warum Manche (fo jebt auch wieder 
Zachariã und Bluntfhli, a. a. ©.) ber Begründung des Staatsdienerver⸗ 
haltnifſes durch Vertrag fo fehr entgegen find. Die Thatſache, daß bie 
öffentlichen Dienfte durch Angebot einer: und Annahme anbererfeits in jedem 
einzelnen Falle zu Stande kommen, ift doch unläugbar; und ebenjo, daß 
eine ſolche Zuſtandebringung eines Mechtöverhältnifies ein Bertrag if. An 
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biefer rechtlichen Natur der Entftehung ändert ber Inhalt ber dem Beamten 
vom StaatSoberhaupte verliehenen Rechte, und namentlih die Frage, ob 
diefelben die Natur von Privilegien haben, durchaus nichts. Die Rechte 
gegenüber von ben Untertanen und die Pflichten gegen den Staat und 
deſſen Haupt werben durch den Umftand, daß der Träger dieſes Verbält: 
nifles daſſelbe vertragsmäßig übernahm, nicht im Mindeften geändert. Da 
die höhern Beamten notorifch nicht im Neihendienfte eingetreten find, noch 
mit Gewalt ausgehoben werben, jondern fie fi) um das Amt freiwillig 
melden und es ihnen aus freiem Entfchluffe übertragen wird, oder umge: 
fehrt, das Anerbieten an fie gefchieht und fie e8 ohne Zwang annehmen: 
fo liegen doch offenbar alle Erforbernifje eines Vertrages, und die feines 
andern Nechtöverhältniffes vor. Völlig abgefhmadt ift es freilich, dieſen 
Vertrag unter eine der Formen ber Innominatfontracte bes römifchen Mechteß, 
ober unter das Mandatsverhältniß, da8 precarium und die locatio con- 
ductio operarum zu zwängen. — © Schmitthenner, a. a. O. 

6) Nicht zu verwechfeln mit dem deutſchen Dienfthandel des 18. Jahr: 
hundert3, jener unglaublihen Schlechtigfeit und Anzeige von Fänlniß, 
ift das Syſtem, welches gewiffe Aemter als ein Privateigenthuum des jemwei: 
ligen Inhaber? betrachtet, und daher diefem (nicht dem Staate. oder bem 
Fürften) Abtretung durch Kauf geftattet. Unzweifelhaft ift diefe ganze Auf: 
faffung verkehrt und bat daſſelbe, wo nicht ungemifcht doch vorherrfchend, 
große Nachtheile. Allein es if ein Öffentlich anerkanntes vechtliches Ver⸗ 
hältniß und Fein Verbrechen. So 3. B. das Eigenthumsrecht an die Off: 
zieräftellen im englifchen Landheere; jo in Frankreich vor der Revolution 
das Privatrecht an viele Richterftellen, und auch jet noch an bie Stellen 
der Notare, ber Anwälte (avouds) und der Wechfelagenten. — Ueber bie 
Nachtheile einer ſolchen Einrichtung |. Bellet, V., Offices et officiers 
ministeriels. Par., 1850; zu vertheibigen fucht fie: Bataillard, Ch., 
Du droit de propriet et de transmission des offices ministeriels. 
Par., 1840. u 

7) Eine der fchreiendften Ungerechtigfeiten in unferem jegigen Staats: 
leben ift die geringe Entſchädigung, welche die zwangsmäßig in das Heer 
Fingereihten erhalten, nnd welche kaum über bie nothwendigſte Lebenser⸗ 
haltung während des Dienſtes hinausgeht. Freilich wäre mit einer wirklichen 
Entfhädigung für die Störung des ganzen Lebenszweckes oder mindeſtens 
für die Verfügung über die beiten Jugendjahre die Größe ber jetzigen 
ftehenden Heere unvereinbar. Ob aber deren Verminderung ein Unglüd wäre, 
ift billig die Frage. Ä 

8) Belege, daß auch höhere Aemter im Wege ber Zwangsüber⸗ 
tragung bejegt werden Finnen, find 3. ®. die Senatorenftellen in Hamburg, 
bie Sherifftellen in England u. f. w. 
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9) Die Stantäpräfungen find hier nur vom rechtlichen Stanbpunfte 
aufgefaht. Daß das Syſtem, wenn bie Forderungen der Ausbehnung oder 
ben Inhalte nad) übertrieben werben und ımverfländig find, auch großen 
Schaden anrichten kann, namentlich durch Verhinderung einer freieren allge: 
meinen menſchlichen Bilbung ; und daß Prüfungen überhaupt fein Mittel 
zur Erkundung jeglicher Art von guten Eigenfchaften find: ift freilich eine 
leidige Wahrheit, welche fich eben jegt aller Orten anſdrängt. Das Webel 
ift zum Theil fo groß geworben, daß man fi) gegen alle Prüfungen 
überhanpt erflären möchte, wären diefelben nicht einiger Schuß gegen 
Begünftigung unbrauchbarer Verwandter oder Hochgeborener. — Vgl. ben 
Auffab: Ueber Staatzdienftprüfungen, in der D. Viertel-J.“Schr., Nr. XVI, 
S. 79 fg; Morgenftern, Menſch, Volksleben und Staat, Bd. I, ©. 
391 fg. 

10) Die Auzübung des Amtes gejchieht im Auftrage des Staates unb 
zu befien Zweden und in Feiner Weife als ein Privatrecht des Dienerd und 
zu feinem Nutzen. Wenn alfo die höhere Staatögewalt von dem Beamten 
die gängzliche ober theilmeife Einftellung feiner Thätigfeit verlangt, fo mag 
dieß zu mißbilligen fein und vielleicht, je nad) der Verfaſſung des concreten 
Staates, zu Beſchwerden unb weiteren Rechtshandlungen eines zum Schutze 
ber Geſetze und geſetzlichen Einrichtungen Berechtigten (3. B. der Stände: 
verfammlung) Beranlaflung geben: aber der Beamte felbft hat feine Befug⸗ 
niß, troß des Verboteß weitere amtliche Handlungen vorzunehmen, und 
wären folche ohne Gültigkeit. Cine andere oben, ©. 260, beantwortete, 
Frage ift die über die Fortdauer der Anfprüche eines Beamten an Gehalt 
und Rang auch nach entzogenen Dienftauftrage. 

11) Gewöhnlih wird der volle gerichtliche Schug gegen willfürliche 
Entfernung aus dem Amte nur ben mit einer Nichterftelle Beauftragten 
gewährt, Verwaltungsbeamten dagegen nur eine geringere Gicherftellung in 
Ausficht geitellt, etwa Spruch einer oberfien collegialiichen Behörbe ober 
bel. In ganzen Ländern, 3. B. in Frankreich, ift nicht einmal davon bie 
Rebe, fondern bad Schidfal der Berwaltungsbeamten ganz in bie Willfür der 
Negierung gegeben. Hierzu ift burchaus fein Grund, vielmehr ber Mangel 
an einer Sicherftellung ber Verwaltung hoͤchſt nachtheilig. Daß bei ben 
Richtern noch ein weiterer Grund zum Schube im gewiflenhaft beforgten 
Amte kömmt, nämlich das Verlangen nad; einer unabhängigen Rechtspflege, 
iſt wahr; allein ſämmtliche andere Gründe für eine geficherte Stellung 
ſprechen auch für die Bewaltungsbeamten. Es barf kühn behauptet werden, 
daß die, wentgftend gewöhnliche, Sicherftellung ber Verwaltungsbeamten in 
Deutfchland ein, vielleicht nicht gehörig anerkanntes, Eorrectiv vielfach un: 
günftiger politifcher Zuftanbe ift; und fo lange Frankreich feine Berwaltungs- 
beamten ber Willkür Preis giebt, werben alle Bemühungen um willen: 
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fchaftliche Vorbereitung und um Integrität vergeblich fein, und wirb ſich über: 
dieß die Verwaltung als das gewiſſenlos gefügige Werkzeug jebed Gewaltherr⸗ 
ſchers erweifen. Die angebliche Nothwendigkeit einer volllommenen politiſchen 
Mebereinftimmung unter allen Organen bed Stante erfordert keineswegs 
eine Zerftörung der Grundlage einer guten Verwaltung, inbem auf offen: 
baren Ungehorfam nit Zug und Recht Entlaffung durch ein Strafurtheil 
folgt, bei entſchiedener Unverträglichfeit eined bedeutenden Mannes aber 
eine einfache Enthebung von ben Gefchäften unter Belaſſung ber rechtlichen 
Stellung ausreicht, und ficher im großen Ganzen das weit geringere 
Nebel if. 


8 35. 
ec. Bon der Verwaltung der Rechtspflege. 


Die Aufgabe des Staates, eine feſte Rechtsordnung ber- 
zuftellen und zu erhalten, ift nur dann erfüllt, wenn fowohl 
bie Vorbeugung von Rechtöftörungen al? die Wiederheritellung 
des geftörten Rechts in? Auge gefaßt und in beiden Beziehungen 
dad für menjchliche Kräfte Mögliche geleiftet if. Zu dem 
Zwecke ijt dann aber die Berücfichtigung der nachjtehenben 
Forderungen nothwenbig : 

1. Die Sorge für Abwehr erſt drohender Rechtäftörungen, 
Präventivjuftiz, — auch wohl, aber unpaffend, „Rechts: 
polizei” und zum Theil „freiwillige Gerichtöbarkeit” genannt 
— tft naturgemäß der erſte Theil der Leiftung. Es entjpricht 
bejjer der Idee einer feiten und allgemeinen Rechtsordnung und 
ift für die Betreffenden weit zuträglicher, wen Rechtsſtörungen 
gar nicht vorfommen, als wenn fie, vielleicht fpät und unvoll- 
kommen, voieber verbeffert werden. Die Borforge muß fich 
aber auf alle Arten von Mechten erſtrecken, welches immer bie 
Gegenftände und die Träger berfelben jeien, und ob es fich 
von einer gewaltfamen verbrecherichen Verlegung ober von einer 
unbegrünbeten Anzweiflung bed Rechtes handle. Mit andern 
Morten, die Präventivjuftiz hat ſowohl den Staat als bie 
Privaten zu [hüsen und hat ſowohl Verbrechen ald unbegründete 
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bürgerliche Rechtöftreitigkeiten zu verhindern. Die Grenze ihrer 
Aufgabe ift Iediglich einerſeits die Befchränktheit der menjchlichen 
geiftigen und Törperlichen Kraft überhaupt, andererſeits die dem 
Bürger zur Erreichung. feiner erlaubten Zwecke zuzugeftehende 
perjönliche Freiheit. Theils aus letzterem Grunde, theild weil 
eine Rechtäftörung durch bloße Abläugnung eines andererfeits 
behaupteten Anfpruches eine minder gefährliche Handlung ift, 
ala ein gewaltfamer Eingriff, find daher auch die Aufgaben ber 
vorbeugenden Rechtäpflege enger geſteckt in bürgerlichen als in 
Strafjachen. — Im Uebrigen verfteht ſich, daß diefem Theile 
ber Rechtäpflege nur diejenigen Einrichtungen und Handlungen 
des Staates zuzuzählen find, welche ausdrüdlich und aus— 
ſchließlich die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung zum 
Gegenftande haben. Allerdings hat jede Vorkehrung oder Ein- 
wirtung, welche eine größere Gefittigung erzeugt, auch eine 
erhöhte Achtung vor dem Rechte zur Folge. Und ebenfo wird 
eine ſtracke Wiederherſtellung bereit? geftörter Mechte für Viele 
ein Grund zu gänzlicher Unterlaffung einer Störung fein, weil 
ihnen eine ſolche anftatt eines Vortheiles nur Strafe ober 
wenigften Zurückweiſung und Unannehmlichkeiten bringt. -Alkein ” 
biefe guten Folgen treten doch nur nebenbei ein, und bie Me 
erzeugenben Staatzeinrichtungen haben zunächit und hauptfächlich.-" 
andere Zwecke, welchen gemäß fie auch einzurichten find. —** 
nur richtige Logik, ſondern auch Berüͤckſichtigung der ſachlichen 
Aufgaben erfordert daher ihre völlige Ausſcheidung aus dem 
Syſteme der Präventivjuftiz. 

Der felbftftändige Zweck und die eigenthümliche Beichaffen- 
heit der zur Abwehr von Unrecht beftimmten Staatseinrichtungen 
erfordert die Aufftellung eigener, nur für diefen Theil ber 
Stantsthätigkeit berechneter Grundſätze. Die wefentlichiten der: 
jelben find aber folgende: 

1. Keinerlei Gattung von möglichen Rechtsſtörungen iſt 
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grundfäglich ausgenommen von der Thätigkeit der Präventio: 
juftiz. Die bei ftrafbaren Handlungen, namentlich aber bei 
bürgerlichen Rechtzftreitigfeiten eiwa eintretenden Unterlaffungen 
von Vorbeugungsmaßregeln find Ausnahmen, welche nur aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit gemacht werden, und fomit auf 
bie Fälle von überwiegendem Nutzen der freien Willkür be: 
ſchraͤnkt werben müſſen. 

2. Nur Rechtsverletzungen ſind Gegenſtand der Präven- 
tivjuſtiz; nicht alſo auch Verletzungen von Intereſſen durch 
Dritte, unfittliche Handlungen, oder fchähliche Unternehmungen 
des Menfchen gegen fich felbft. 

3. Dagegen darf biefelbe ihre Thaͤtigkeit nicht verfagen, 
wenn eine unrechtliche Handlung zwar bereitö begonnen hat, aber 
vieleicht Fortfebung und Beendigung der Rechtsftörumg verhindert 
werben kann. Natürlich bleibt die Strafe fir den bereit? 
begangenen Theil des Unrechtes den Gerichten vorbehalten. 

4. Die Präventivjuftiz ift zum Handeln bereditigt, ſobald 
eine Wahrfcheinlichkeit vorhanden tft, daß die Rechtsordnung 
geftört werben will. Dieſe Wahrjcheinlichfeit muß, zur Ber: 
meidung von Willfür und. Mißgriffen, ſowohl eine objective 
ala eine ſubjektive fein, wobei in Iebterer Beziehung ganze 
Kategorieen von Perfonen unter ftehende Normen gebracht werben 
fönnen; aber die Grunbfäte über Beweis, fei ed im bürger- 
lichen fei es im ftrafrechtlichen Verfahren, finden keine An- 
wendung, da die Aufgabe ber Vorbeugung nicht ift, eine 
beitimmte Thatfache unter einen allgemeinen Grundſatz zu ftellen, 
wozu natürlich vor Allem erjt das Vorhandenſein der That: 
jache feftftehen muß; fondern vielmehr die Beurtheilung der 
Frage: ob eine fünftige, alfo eine noch gar nicht vorhandene 
Thatſache voraußfichtlich einzutreten drohe, aber noch verhindert 
werden Tünne? Jene Beweisgrunbfäge finb aber blos auf den 
Nachweis bereits vollendeter Thatfachen berechnet. 
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5. Der Etaat wartet nicht auf eine Klage, um einem 
bedrohtem Rechte feinen vorbeugenden Schub angedeiben zu 
(offen; viefmehr handelt er, ſobald ihm aus zureichenben 
Grüuden die Wahrfcheinfichkeit einer Finftigen Rechtäverlekung 
vorliegt. 

6. Je wichtiger das bedrohte Recht iſt, und je weniger 
ber bereit? Verletzte wieder in ben vorigen Stand verſetzt oder 
vollſtaͤndig entfchädigt werden kann, deſto fräftiger und. um: 
faffenver müfjen die Abmwendungsmaßregein fein. — Daſſelbe 
gilt von beſonders frechen oder ſehr häufigen Störungen. 

7. Beſchränkungen in der präventiven Thätigleit des Staates 
treten ein: 

a) Wenn fachliche und geiftige Unmöglichkeit oder auch nur 
große Unwahrfcheinlichkeit des Gelingend von Borbeugungs- 
maßregeln vorliegt. Nicht nur würde in foldhem alle die Kraft 
des Staates zwecklos verſchwendet, fondern auch fein Anfehen 
aefchwächt ; überdies die natürliche Freiheit ohne entgegenſtehenden 
Gewinn beſchrankt. 

d) Eine Staatshülfe unterbleibt, wo und ſoweit ber Ein⸗ 
zefne durch Anwendung eigener Kraft und Norficht und inner: 
halb ver geſetzlichen Ordnung fich felbft zu ſchützen vermag. 
Auch bei diefer Echutaufgabe darf und will ber Staat nicht 
an der Stelle des Einzelnen handeln und fo wenig deſſen fyrei- 
heit verfümmern als vie Pflichten deffelden auf fich nehmen; 
fondern er tritt nur ein, wo eine Geſammtkraft nöthig ift. 

e) Eine Beichränfung bereit beftehender Rechte Einzelner 
darf als Vorbeugungsmittel nur ba gebraucht werben, wo andere 
Mittel nicht außreichen, und we dad zu fchütende Recht dem 
bes Schutzes wegen zu beichränfenden an Bedeutung wenigften? 
gleichfteht. Ueberhaupt iſt die Anwendung unverhaltnißzmaßiger 
Mittel unerlaubt. 

d) Eine Entſchädigung für eine zugefügte Beſchränkung 





268 


ift zwar nicht dem zu Beſchützenden felbft, wohl aber Dritten, 
welche in der Durchführung der Schutzmittel in ihrem Beſitze 
gekraͤnkt werben, zu gewähren. 

D. Die wiederberftellende Rechtspflege zerfällt 
in zwei wefentlich verſchiedene Abtheilungen: in die bürger- 
liche Mechtöpflege (Civiljuftiz), und in die Strafrechtäpflege 
(Sriminaljuftiz). 

1. Die bürgerliche Rechtspflege hat die Aufgabe, 
alle Streitigkeiten unter StaatZangehörigen zu fchlichten, welche 
über das Vorhandenſein oder über die Grengen und Bedingungen 
eined Privatrechtes entftanden find, und Hat die Herftellung 
der gefeßlichen Rechtsordnung in dem befonderen alle zu be- 
wirten. Es muß babei immer auf dad Anrufen eine ber 
Betheiligten gewartet werben, weil bei einer freiwilligen Nach: 
giebigkeit des In Anfpruch Genommenen ober in feiner Forderung 
Zurückgewiefenen gar keine Nechtäftörung. vorliegt, indem es 
Jedem freifteht, feine Anfprüche nach Gutdunken zu befchränfen 
oder aufzugeben. — Die zur Schlichtung des Streited dienen- 
den Normen, find entweber die bejonderen für den concreten 
Fall getroffenen Verabredungen und rechtlich befugten einfeitigen 
Teftftellungen; oder aber. das allgemeine Recht des Landes 
(Geſetz oder Gewohnheit), wo jolches entweder in Ermangelung 
bejonderer Beftimmung zur Anwendung fümmt, oder wenn es 
folche grundfäglich ausſchließt. — Zwei Gattungen von Rechts⸗ 
ftreitigfeiten erfordern befondere Berücffichtigung. Einmal jolche, 
bei welchen die Rechtsordnung des Staates mit einem aus⸗ 
wärtigen Verhältnifje in Berührung fommt. Alſo wenn ein dem 
Staate Fremder an einen biefleitigen Unterthanen eine For⸗ 
berung Stellt; wenn ein im Staatägebiete gelegenes Gut Gegen- 
ftand des Streite unter Fremden tft; endlich wenn für eine 
unter der Herrfchaft eines fremben Geſetzes zu Stande gefom- 
mene Handlung bieffeit® Gültigkeit in Anspruch genommen 
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wird. Zweitens diejenigen Fälle, bei welchen ein Streit wegen 
angeblich verlegten Rechtes zwifchen einem Unterthan als folchen 
und dem Staate als befehlender Macht obwalte. Für bie 
erfigenannten Fälle (des internationalen Privatrechtes) bedarf 
es nicht ſowohl eigener Behörden ober eines bejonderen Ver⸗ 
fahren? , als vielmehr der Aufftelung ausreichender und ben 
Forderungen des Voͤlkerrechts gemäßer gefeglicher Bejtimmungen. 
In der andern Beziehung aber muß vor Allem beftimmt werben, 
ob die ftreitende Staatögewalt einfach als Partei vor bie ges 
wöhnlichen Gerichte zu treten hat, ober ob hier eigene Behörden, 
etwa unter Anwendung eine? befonderen Verfahren?, dag Urtheil 
fällen. Die legtere Einrichtung erfcheint, trog vielfachen Wi⸗ 
derfpruches, das Nichtige, ſowohl wenn die Stellung der Staats: 
gewalt zum Unterthanen, ald wenn bie hier nothwendige genaue 
Kenntniß der Verwaltungsgeſetze und Zwecke ind Auge gefaßt 
wird. _ | 
2. Die Strafrehtöpflege beruht auf der allgemeinen 
Ueberzeugung, daß einem Unterthanen ein entfprechendes Uebel 
zuzufügen fei, wenn er gegen ein ausdrückliches Gebot ober 
Verbot des Staates, alſo mit befonderem Ungehorfame und 
gewaltthätig ober hinterliftig, ein Recht der Gefammtheit oder 
Einzelner verleht habe. Diefe Weberzeugung wird allerdings 
von Verſchiedenen auf verſchiedene Weiſe rechtlich begründet ; 
und es ift auch nicht ohne wichtige Folgen, ob Abſchreckung, 
MWiebervergeltung, Vertheidigung ber Rechtsordnung, Wieder: 
ausföhnung mit derſelben, oder irgend eine andere Begründung 
des Strafrechtes angenommen wird: allein über bie Berechtigung 
zu einer Beitrafung und über die Nothwendigkeit berfelben ift 
vollfommene Uebereinftimmung. Ebenſo ift barüber bei Niemand 
ein Zweifel, daß eine Strafe nur da eintreten darf, wo ber 
Staat ausdrücklich bei einer Webertretung ein Webel -angebroht 
hat;.ferner, daß eine Strafe nur dann zuerfannt und voll: 
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zogen werben barf, wenn genügend nachgewielen ift, daß bie 
verbotene Handlung wirklich und daß jie von einer bejtimmten 
Perſon begangen wurde; endlich, daß der Thäter zurechnungs- 
fähig, auch nicht etwa in gerechter Nothwehr begriffen war. 
Die vom Gefeße anzudrohenden Strafübel müfjen verhältnig- 
mäßig, d. h. mit ber MWichtigfeit des verlegten Rechtes fteigend 
oder fallend fein; fie dürfen Leine zwedlofen, unberechenbaren 
und dad Gefühl enpörenden, aljo auch Dritte entfittlichenven 
Leiden zufügen; vielmehr follen fie ſowohl den Geftraften als 
Dritte, welche von der Sache Kunde erhalten, rechtlich zu 
befjern geeignet fein. | 

. 3. Beide Arten der wieberherftellenden Rechtspflege geben 
im Uebrigen noch zu folgenden Forderungen vom Rechtsſtand⸗ 
punkte aus Veranlaſſung: 

Bor Allem ift das Bedürfniß einer ſehr ausgedehnten 
Geſetzgebung einleuchten. Wenn auch Gewohnheitsrecht 
und vielleicht, je nach der Verfaſſung des Staates, autono— 
mifche Beſtimmungen in größerem over Heinerem Maße beftehen 
ſollten, fo verlangt doch ſowohl die Strafrechtöpflege eine aus⸗ 
führliche Feſtſtellung aller verbotenen Handlungen und ber barauf 
gejegten Strafen, alfo auch bie Regelung ber privatrechtlichen 
Verhältniffe ein wohlgeordnetes und höchft umfangreiched Syſtem 
von Regeln. In beiden Beziehungen machen bie Veränderungen 
in den Lebendeinrichtungen und in der Gefittigungsitufe der 
Völker von Zeit zu Zeit Umgeftaltungen nothwendig. Auch 
das Verfahren jowohl in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten als 
In Straffällen muß jtrenge durch Geſetz geregelt fein, damit 
nicht im einzelnen alle Streit und Verzögerung entftehe, Jeder 
die ihm zur Seite ftehenden Rechtögründe vorzubringen vermöge, 
und jede Willlür von Seiten der Rechtsbeamten des Staates 
unmöglich fei. 

Die Gründe, warum die zur Bejorgung der Rechtspflege 
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zu beftellenden Behörben hinfichtlich der Behanblung” und ber 
Entſcheidung bes einzelnen Falles unabhängig, d. 5. feinen 
Befehlen des Staatsoberhauptes oder eined Beamten beffelben 
ausgeſetzt fein dinfen, find bereit im Allgemeinen erörtert. 
(S. oben, $ 29, Anmerl. 4) ine nähere Beirachtung des 
Gegenſtandes führt denn nun aber noch zu nachjtehenden 
Säpen: 

Einer Seits iſt wohl zu bemerken, daß die zu Zwecken 
der Unabhängigkeit geforberte Ausnahmeltellung nur den Ge: 
richten, und auch diefen nur infoferne fie beſtimmte einzelne 
Rechtsfachen leiten und enifcheiven, zukommt. Es haben alſo, 
erſtens, die zur allgemeinen Beauffichtigung und Inganghaltung 
der Rechtspflege beftimmten Behörden, wie namentlich das 
Zuftizminiftertum und die Staatsanwaltichaft, keine ſolche 
Stellung in Anfpruch zu nehmen. Sodann find auch die rich: 
terlichen Behörden Hinfichtlih der ihnen etwa aufgetragenen 
anberweitigen Gefchäfte oder in Betreff des rein formellen 
Theile ihrer richterlichen Thätigleit von den Befehlen bes 
Staateberhauptes keineswegs ausgenonmnen. Sin folchen Be: 
ziehungen verhalten fie fich wie alle übrigen Staatöbeamten. 
Endlich ift fein zureichender Grund, der gefammten Präventiv- 
juftiz eine folche Unabhängigkeit einzuräumen. Allerdings dürfen 
auch ihre Gefchäfte, wo es fih von wohlerworbenen Rechten 
ber Bürger handelt, nur nach Vorſchrift ver Gefeke vor fich 
gehen, und können aud hier feine woillfürlichen allgemeinen 
oder befonderen Anordnungen der Regierungsgewalt Platz greifen; 
allein abgejehen hiervon muß der Staatögewalt, zur fihern 
Abwendung von Uebeln, die Erlaſſung von Befchlen und bie 
Anordnung von Bollzugämaßregeln zuftehen. 

Anderer Seits erfordert die Erreichung des Zweckes der 
gerichtlichen Unabhängigkeit, nämlich der Fernehaltung perfön- 
lichen Einfluffes der Staatsgewalt auf die einzelne Nechtzfache, 
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daß nicht bloß eine Ertheilung von Befehlen an den mit einem 
Proceſſe beichäftigten Richter unterſagt ift, fondern auch die 
Zuftändigfeit nicht willfürlich beftimmt werben kann, vielmehr 
ein für allemal gefehlich geregelt wird. Nur dann nämlich if 
e3 unmöglich gemacht, an der Stelle eined voraugfichlich ge⸗ 
wiffenhaften und Einflüfterungen unzugänglichen Richter einen 
gefügigeren aufzuftellen. Es muß aljo der Grunbfaß gelten, 
daß Niemand feinem natürlichen Richter entzogen werben 
darf, nämlich dem durch die Gerichtäorbnung des Staates ein 
für allemal für zuftändig über Perjon oder Gegenftand erflär: 
ten. Es findet alfo weder Verweifung an einen in.dem cons 
creten Proceſſe nicht zuftändigen Richter, noch gar bie Nieder: 
fegung eigener Auönahmegerichte für eine größere oder Kleinere 
Anzahl beftimmter Fälle ftatt. — Ausnahmen find nur gerecht- 
fertigt entweder durch einen genügenben Necufationdgrund ober 
in dringender Noth, wenn die Erhaltung des Staates vorüber⸗ 
gehend außerordentliche Maaßregeln, und namentlich auch eine 
ſchnellere und mit wenigeren technilchen Schwierigkeiten umgebene 
Rechtspflege erfordert ©). 

Endlich ift noch darauf aufmerffam zu machen, daß weil 
ſowohl die bürgerliche als die Strafrechtöpflege für die Aufrecht- 
erhaltung der Rechtsordnung im ganzen Umfange des Staats: 
gebieted und bei allen der Staatsgewalt bleibenb ober vorüber- 
gehend Unterworfenen zu forgen hat, Niemand ber Zutritt 
zum Richter verſchloſſen werben barf. Suche des Letz⸗ 
teren ift es, Verlangen zurückzuweiſen, welche nicht für bie 
Thätigfeit der Gerichte geeignet find; allein von einer fubjec- 
tiven Rechtlofigkeit kann bei Niemand die Rede fein, auch nicht 
bei dem Verbrecher oder dem Fremden. | 

1) Ueber Rechtspflege vom Stanbpunfte des Etaates ſ. Zachariä, 
Deutſches Staatsrecht, 2. Aufl, Bd. II, ©. 208 u. ff., und bie daſelbſt 


angeführte Literatur; namentlich aber Blu ntfhli, Allg. Staatsr., Ob. II, 
©. 198 fg. (bei welcher trefflichen Ausführung nur zu bebauern ift, daß 
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Handhabung der Rechtsordnung unb Gerichtverfahren als gleichbebeutend 
genommen, dadurch aber die ganze vorbeugende Rechtspflege ausgeſchlofſen 
it.) — Ueber die Präventivjuftiz ingbejondere f.: Pöhlmann, Syſtem 
der Staatäthätigfeit zum Schuge der Privatrecht. Baireuth, 1829; und 
mein Syſtem der Präventivjuſtiz. 2. Aufl, Tüb., 1848. 

2) Die Pröventivjuftiz hat allerdings immer noch um -ihre wiſſen⸗ 
Ihaftlihe Anerkennung zu ringen, indem fie, gegen alle richtige Logik und 
ohne Berüdfichtigung des weſentlich verfchiebenen Inhaltes, unter ganz 
anbere oberfte Grundſätze gebracht, gewöhnlich als ein Beftandtheil der 
Polizei, als die fogenannte Rechtspolizei, betrachtet und bebanbelt wird. 
Wenn es nun aber weber richtig if, daß bie Polizei grundfählich die Ab- 
wenbung Tünftiger Uebel zum Gegenflande bat; noch die fachlichen und 
formellen Grundſätze über die Aufrechterhaltung ber Rechtsordnung biefelben 
find, wie die über bie Förberung ber Intereſſen der Bürger; wenn es ferner 
für die Herftellung einer durchaus gemügenben und untabelhaften Rechtspflege 
nur förberli fein Tann, wenn die fänmtlichen- Aufgaben berjelben als ein 
Ganzes behandelt werben: fo ift es wahrlich Zeit, baß bie Abwendung 
kũnftiger Rechtsſtörung als eine Juſtiz- (wenn auch nicht Gerichts-) Sache 
anerkannt und nach Rechtsgrundſätzen behandelt wird. - 

3) Der Grundſatz, daß in Rechtsgeſchäften nah bloßer Wahrſchein⸗ 
lichkeit verfahren werben koönne und müſſe, widerſtreitet allerdings ber Auf: 
fafjung ber Rechtögelehrten ; dies aber nur darum, weil dieſe gewöhnlich 
Rechtöpflege und Richterſprüche für gleichbedeutend erachten. Wenn e3 aber 
Aufgabe des Staates ift, erft drohenden Rechtsſtörungen zum Voraus zu 
begegnen , unb wenn fir den Menſchen die Zufunft nur mehr ober weniger 
wahrſcheinlich, niemals aber gewiß if: fo muß man fi} eben in bie un: 
fiherere Grundlage bes Handelns ba fügen, wo eine Gewißheit nicht möglich 
if. Der Unterfchieb ift am Ende übrigens nicht einmal fo fehr groß, weil 
auch die wieberberftellende Rechtspflege gar Häufig genöthigt ift, auf den 
Grund größerer ober geringerer Wahrfcheinlichkeit zu banbeln, und dies 
fowohl in bürgerlihen als in Straffachen. 

4) Ueber das internationale Privatrecht und feine Literatur fiehe un⸗ 
ten, F 59. 

5) Während in Frankreich das Beſtehen einer eigenen Verwaltungs⸗ 
techtäpflege nicht nur theoretifh volltommen anerkannt ift, jonbern auch 
deren wiffenfchaftliche Bearbeitung dem Umfange und bem Wertbe nad 
den bedeutendſten Theil bes öffentlichen Rechts bildet: wirb in Deutfchland 
immer noch über die Zuläffigkeit des Begriffes geftritten unb gilt es bei 
Bielen faft für einen Verrath an Recht unb Gerechtigkeit, einen ſolchen 
Theil ber Nechtspflege anzuerkennen. Die natürlihe Folge diefer falſch 
angewenbeten Gewiſſenhaftigkeit ift aber nicht etwa ein größerer Rechtsſchutz, 

v. Mohl, Encyclopädie. 18 
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jondern entweder eine Meberlaflung der zwiſchen dem Untertbauen und bem 
Staate fireitigen Fälle an die gewöhnlichen Vermaltungsbehörden und an 
„deren weit ungebundenere Willfür, ober, beften Falles, cin Verfahren ohne 
wiſſenſchaftliche Durchbildung, ohne Berüchſſichtigung ber eigenthämlichen 
Verhältniſſe, fomit ohne Gewährleiftung für den Sieg bei Rechtes. — 
Die deutjche Literatur, im Wefentlichen eine polemifche, iſt benn aber nach- 
ftehende: Gegen bie Zuläffigkeit einer Verwaltungsrechtspflege find: 
Mittermaier, Archiv f. d. civil. Praxis, Bd. IV u Bd. XI. — 
Hofader, Jahrbücher, Bd. Iu. I. — Pfeiffer, Praftifche Ausführungen 
aus allen Theilen ber Rechtswiſſenſchaft, Bd. VU. — Miniger ode, Was 
ift Juftiz: und was Abminäftretivfahe? Darmſt. 1835. — Jordan, Art. 
Adminiftrativjuftiz in Weiske's Rechtslexikon, Bd. .— Kuhn, Das Weſen 
der deutſchen Adminiſtratrvjuſtiz. Dtesd, 1848. — Vertheidiger ber 
Verwaltungsrechtspflege dagegen find: (Köftlin,) Ueber Berwaltungsiuftiz. 
Stuttg., 1823. — Weiler, Meber Verwaltung unb Jußiz. Mannh., 
1826. — Pfizer, C. von, Ueber die Grenzen zwifchen Verwaltung und 
Civiljuſtiz. Stuttg, 1828. — Nachtrag dazu. Stuttg., 1833. — Funke, 
"Die Berwaltung in ihrem Verhältniſſe zur Juſtiz. Zwidau,. 1838. — 
Pöhlmannn, Das Mefen der abminifivativ contentiöfen Sachen. Wiürzb., 
1853. — Ueber bie höchſt zahlreiche franzöfifche Literatur |. meine Ge 
ſchichte und Kiteratur der St. W., Bd. II, ©. 193 fg. 
6) 8. Bluntſchli, a. a O., ©. 202 fo. 


§ 36. 
d. on der Palizeiverwaltung. 


Der Staat bat nicht bloß Rechtsordnung im Volke zu 
erhalten, fondern er fol auch unmittelbar dur Anwendung 
der Gefammtfraft die Leben833wecke ver Bürger, alſo ihre 
Intereſſen, möglichſt fördern. Der Umfang biefer Thätig- 
keit ift allerdings in den verfchiedenen Staaten ein fehr abwei⸗ 
chender, je. nach der Gefittigungdftufe des - betreffenden Volkes 
und nad) der Größe der dem Staate zu Gebote . ftehenden 
Mittel. Allein felbft in den unentwideltften Bollözuftänden 
und in ben einfachften Staatzgattungen Tann diefe Wirkſam⸗ 
keit nicht. ganz fehlen, und ihre Bedeutung fteht in geradem 
Verhältniffe zur geiftigen und fachlichen Entwickelung. 

- Die wiffenschaftliche Geſammtbezeichnung dieſer Thätigfeit 
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iſt Polizei). Die Regeln aber, welche der Staat auf bie- 
ſem weiten Felde feiner Thätigfeit zu befolgen hat, find dop⸗ 
pelter Art; einerfeit? Säge der Zweckmaäͤßigkeit, wie nämlic 
die gewünfchte einzelne Nachhülfe am ficheriten, am leichteſten 
unb am wohlfeilften zu bewerkſtelligen fei, andererſeits Rechts⸗ 
grundfäße, indem auch bei der Förderung der Intereſſen dem 
Rechte wenigftend nicht entgegengehandelt werden darf, wenn 
auch defjen Pflege nicht unmittelbar beabfichtigt ift. Die erftere 
Gattung der Regeln ift weſentlich pofitiven Inhaltes und bil- 
bet den bezeichnenden Theil der wiffenfchaftlichen Bearbeitung 
der Polizei; die Rechtäregeln dagegen ſind mehr negativ, indem 
fie nur lehren was zu vermeiben tft, und etwa nach beftimmter 
Seite bin die Grenzen der Staatsthaͤtigkeit fejtftellen ). — 
Nur die leteren können hier im Staatsrechte Berücfichtigung 
finden. | 

Der Staat hat die rechtliche Pflicht, polizeiliche Maßregeln 
zu treffen, beitehen dieſe nun aus bleibenden Einrichtungen oder 
aus einzelnen Handlungen, wenn ſich in Beziehung auf ein 
Intereſſe der Bürger nachitehende Umftände vereinigen: 

1. Rechtliche und gejegliche Erlaubtheit des 
Zweckes. Die Polizei bat, wie eben bemerkt, zwar nicht für 
die Rechtsordnung im Staate zu forgen; allein dennoch kann 
fie die Aufgabe nicht haben, den Bürger zu unterftüben, wenn 
fein Intereſſe dem Inhalte nach oder in der Ausführung unver- 
einbar mit dem Mechte wäre. Nicht nur würde der Staat 
durch eine ſolche Hülfe mit fich felbit in Widerſpruch gerathen, 
indem er einerfeit? daS Mecht förderte, andererſeits es ſelbſt 
ftörte; fondern es bleibt überhaupt die Aufrechthaltung ber 
Rechtsordnung die erfte Aufgabe des Staates, weil fie die Er- 
reihung aller übrigen ermöglicht. 

2. Sittlide Untadelhaftigfeit des Intereſſes und 
der zur Ausführung erforberlichen Mittel Die eigene Thätig- 

18 * 
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keit des Staates zur pofitiven Förderung der Sittlichleit des 
Volkes ift allerdings in den verjchievenen Staatsgattungen eine 
jehr verfchiedene, und ift in manchen berjelben, jo namentlich im 
Rechtsſtaate, eine folche vielleicht gar nicht vorhanden. Allein 
ſelbſt gegen die GSittlichkeit zu handeln oder bie Unſittlichkeit 
beim Volfe durch Anwendung der allgemeinen Kraft zu fördern, 
fann natürlich unter feinen Umſtänden fein Recht und feine 
Pflicht fein. Nicht weil er der Sittlichkeit feinpfelig tft, be⸗ 
ſchäftigt er fich mit ihr nicht; ſondern weil man (gleichgültig 
jet mit weldyer Richtigkeit) der Anficht ift, daß nur das 
eigene innere Wollen des Menſchen Sittlichkeit jei und Sitt- 
lichkeit erzeuge, dieſes Wollen aber vom Staate weder abhänge 
noch ausgehe. 

3. Unzweifelhafte und zwar allgemeinere Nützlichkeit 
des Zweckes. Daß nutzloſes Treiben nicht durch Verwendung 
der Staatskraft, alſo auf Koſten der einzelnen Bürger, gefoͤr⸗ 
dert werben dürfe, iſt ein Verlangen des geſunden Menjchen- 
verſtandes; doppelt aber jo, weil in der Regel die Forderungen 
an Staatshülfe umfafjender fein werden, als die dem Staate 
zu Gebote ftehenden Mittel, jomit die Förderung von nuk- 
Lojen Verlangen eine Unmöglichkeit der Unterftügung don nüß- 
lichen Sweden zur ficheren Folge hatte. — Die Forderung 
einer allgemeinen Nützlichkeit des zu unterſtützenden Zweckes 
iſt allerdings nicht im Weſen der Sache ſelbſt begründet; viel⸗ 
mehr iſt ein menſchlicher Lebenszweck deßhalb keineswegs uner⸗ 
laubt oder auch nur unwichtig, weil nur Einzelne ihn verfol- 
gen; und es wäre ficherlich jehr wünjchengwerth, wenn ber 
Staat im Stande wäre, auch ganz vereinzelte aber an fidh 
vernünftige Zwecke zu fördern. Allein die Unzureichenheit der 
Mittel nöthigt bier zu einer Beichränfung; und da es ohne 
Zweifel verftändiger und gerechter ift, das Bedürfniß Vieler 
dem Wunſche Weniger oder ganz Einzelner vorzuziehen, fo 


277 


kann über die Richtung, in welcher die Grenze zu ziehen ift, 
fein Zweifel obwalten. 

4. Unzureichen heit der Privatkraft. Der Staat 
bat nicht unmittelbar für die Erreichung fämmtlicher Lebens: 
zwecke aller feiner einzelnen Theilnehmer zu forgen, fondern nur 
Schuß und Hülfe da zu gewähren, wo bie Kräfte der Einzel- 
nen nicht ausreichen. Es ift ſowohl das Recht, als die Pflicht, 
und endlich der Nugen der Unterthanen, in Verfolgung ihrer 
Zwecke bis zu der Äußerften Grenze der ihnen ſelbſt zu Gebote 
ftehenden Mittel zu gehen; und zwar gilt dieß nicht etwa nur 
von’ dem vereinzelten Individuum, jondern die Selbftftändigfeit 
hat auch da einzutreten, wo Geſammtkräfte, ſei es von frei- 
willigen Beremen ſei es von gefellfchaftlichen Kreifen, die Mittel 
liefern. Jede Hülfethätigleit deB Staates in Fällen, wo Pri- 
vatkraͤfte ausgereicht hätten, ift einerjeitS eine Beeinträchtigung 
ber zur Bildung der Staatsgewalt und zur Lieferung der von 
ihr bendthigten Mittel verpflichteten Bürger, andererſeits ber 
natürlichen Freiheit der zunächit Betheiligten. Weberbieß wer- 
den in der Regel die letzteren ihre Bedürfniſſe und die Befrie- 
digungsmittel ſelbſt am beiten fennen, wird ferner ihre Thatkraft 
und Gejchicklicheit durch eigene Uebung gefteigert, und hat 
endlih die Gewährung einer unnöthigen Staatöhülfe einen 
Mangel an Mitteln zur Leiftung nöthiger Unterftühung zur 
Folge. Nur durch folgerichtigfte Feſthaltung biefer Grenzlinie 
zwifchen der Thätigfeit des Staates und der Privaten ift ftören- 
des und fachlich nachtheiliges Schwanken in Gefebgebung und 
Verwaltung zu vermeiden. — Bon höchfter Bebeutung für die 
polizetfiche Wirkſamkeit des Staates ift daher die fröhlichite 
Ausbildung des Vereinsweſens und eine fräftige Organifation 
der dazu geeigneten gefehfchaftlihen Kreiſe. Die mit Recht 
beklagte üibergroße polizeiliche Thätigkeit unferer Zeit ift zu 
einem nicht unbebeutenden Theile die nothwendige Folge ber 
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atomiſtiſchen Auflöfung des Volkslebens, welche die von dem 
Mittelalter fich losringende Gefittigung bezeichnet. Freilich zum 
Theile auch eine vermeibliche Folge ber Angſt des boöſen Ge- 
wiſſens vor allen Vereinsweſen und ber übergroßen Luft zu 
regieren. — Natürlich fteht e8 übrigen? dem Staate zu, poli⸗ 
zeilich zu handeln, wenn die Privatlräfte zwar wohl Einiges 
aber Ungenügendes zu Stande zu bringen vermöchten. Ebenſo 
hat der Staat das Ganze zu Übernehmen, wenn die Bethei⸗ 
ligten wohl einen Theil der fraglichen Waßregeln genügend 
beforgen koͤnnten, allein bie doch nicht zu entbehrende ergän- 
zende Stantshälfe nur bei vollftändigem Zufammenhange und 
Smeinandergreifen ihrer Einrichtungen das Gewünfchte zu lei⸗ 
ſten vermag. 

Im Wefen ver polizeilichen Unterſtützung des Staates 
liegt die freiwillige Benütung derfelben durch die Bürger; 
dennoch treten freilich auch viele Fälle ein, in welchen ver 
Staat Zwang eintreten läßt. Dieß tft namentlich in drei 
Faͤllen unvermeiblich. Vorerſt, wenn die Maßregel überhaupt 
ven beabfichligten Zweck nur erfüllen kann, falls fie ganz allge 
mein geachtet und durchgeführt ift. Zweiten, um bei einer 
som Staate getroffenen Einrichtung Ordnung und Weberficht 
zu erhalten; wo es denn immerhin’ dem Einzelnen freiftehen 
mag, von der ganzen Anſtalt Gebrauch zu machen oder nicht, 
er jeboch, wenn er fie in Anfpruch nimmt, fie in beftimmter 
MWeife gebrauchen muß. Drittens endlich zur Strafe, wenn 
ber Bürger eine Staatseinrichtung beeinträchtigen und ihren 
Nuten für Dritte verhindern würbe I) — Erft in zweiter 
Linie Steht die Frage, ob die Polizeibehörden des Staates zur 
Ausführung des Zwanges jelbit berechtigt find, ober ob fie bie 
Hülfe anderer Zweige der Stantöthätigfeit in Anſpruch zu 
nehmen haben. Im Allgemeinen kann an ber eigenen Zuftän- 
digkeit fein Zweifel fein, da bei einer richtigen Organifation 
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der Gtantöägewalt jeder Theil berfelben auch mit den Mitteln 
außgerüftet ift, fich zu erhalten und feine Zwecke zu erreichen. 
Es muß daher namentlich auch der Polizei das Mecht zuftehen, 
in ben erforderlichen Fällen den Gehorſam durch unmittelbare 
Nothigung der Widerfpenfligen zu erzwingen; und es ift auch, 
wenn der Zwang in Strafen beiteht, an fich keini Grund vorhan- 
ben, ben Polizeibehörden die Zuerkennung berfelben zu entzie- 
ben. Doch mag immerhin die Rückficht auf das bebächtigere 
Verfahren der Gerichte und auf. ihre größere Uebung in Er- 
wägung von Nechiäfäten zu ber Ausnahme bewegen, daß bei 
hochgehenben Strafen die Polizei nur als Klägerin auftritt, 
ein Gericht aber die Unterfuchung und Urtheildfällung über: 
nimmt ®). 

1) Der Begriff ber. Polizei ift allerdings einer der beftrittenften in den 
gefammten Staatswiſſenſchaften, jo zwar, daß eine eigene außgebehnte 
Literatur darüber befteht, und felbft bis auf die neueſte Zeit die Grundan⸗ 
fhauung ber Bearbeiter ſehr verfchieden if. Die Schuld bavon trägt 
theils Unklarheit über bad Weſen und über die Aufgaben des Staates im 
Allgemeinen , namentlich die Vermiſchung von verfchiedenen Staatögattungen ; 
theils unmifienfchaftliches Kleben an fehlerhaften pofitiven Einrichtungen und 
Geſetzen; theils enblih bie Unfähigkeit zur Togifchen Beherrihung einer 
großen Menge zwar fachlich und formell aber. doch nicht in ihrem legten 
Grunde verichiedener Stantsthätigleiten. Siehe hierüber mein Syſtem ber 
Polizeiwifſenſchaft, Bd. I, Einleitung. | 

2) In dem bier feftgehaltenen Sinne find die oberften Grunbfäße und 
bie einzelnen Anftalten der Siaatspolizei entwidelt in meinem eben an: 
geführten Werke : Die Bolizeiwifienfchaft nach den Grundfäken bes Rechts⸗ 
ſtaates. L II. 2. Auf. Tüb., 184. Daſelbſt auch ‚die Gefchichte und 
bie weitere Literatur ber Wiſſenſchaft. 

3) Beifpiele von gerechtfertigtem Zwange bei Polizeieinrichtung. — 
Wegen ber Nothwendigkeit einer allgemeinen Befolgung zum Behufe ber 
Erreihung bed Zwedes: bei ben Maßregeln gegen anſteckende Krankheiten; 
bei ben BVorfchriften zur Abwendung von Feuersgefahr; bei der Entfernung 
ſchädlicher Bewerbeeinrihtungen aus ber Nähe ber Wohnorte; bei dem Verbote 
®elb zu prägen u. ſ. w. — Wegen Erhaltung ber notwendigen Orbnung: 
bei der Einrichtung von Apothefen; bei Leihhäufern; Findelhäuſern; bei der 
Benükung ber Poften, ber Landftraßen ober Kanäle; beim Befuche üffent: 
Sicher Lehranftalten oder verjchiedenen Sammlungen des Staates. 
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4) Ein bezeichnendes Beifpiel von ber unergründlichen Begriffsver⸗ 
wirrung binfichtlich ber polizeilichen Thätigfeit des Staates ift bie Auffaffung 
ber Meiften, mit Einfluß der Gefeßgebungen, über bad Wefen und über 
bie Erlaubtheit der Polizeiftrafen. Während auf der einen Seite, voll- 
kommen finnlo3, die unbedeutenberen Rechtsverletzungen, 3. B. Fleine Dieb: 
ſtähle, Verbalinjurien u. dbgl., Pol iz e i vergehen genannt werden und beren 
Beitrafung den Polizeibehörden übertragen ifl: werben manche Fälle von 
Verletungen bloßer Polizeimaßregeln unter die Verbrechen gereibt, ja 
wird überhaupt ber Polizei bie Berechtigung ftreitig gemacht, in ihren eigenen 
Angelegenheiten Strafen zu erfennen. Letzteres geſchieht denn namentlich 
auch deßhalb, weil ſie nicht unbefangen ſei und in eigner Sache richten 
würde; wie wenn die Verpflichtung zur Aufrechterhaltung einer Staatsein⸗ 
eichtung ein perfönlicheß Intereffe der Beamten wäre und Unparteilichfeit 
auzfchlöffe, und wie wenn nicht auch die Gerichte ganz in demſelben Ber: 
bältniffe zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung flünben und fomit eben- 
falls, als betheiligt, Rechtsverletzungen nicht beftrafen dürften! 


$ 37. 


e. Vom Ariegsweſen. 


Die noch unvollkommene Geſittigung der Völker und ihrer 
Oberhäupter nöthigt alle Staaten, zur Vertheibigung gegen 
Augen nach Kräften gerüftet zu fein. Auch läßt die Möglich 
keit anögebehnter oder hartnädiger Auflehnungen gegen bie 
Staatägewalt im Innern die Bereithaltung einer bewaffneten 
Macht als Bedürfniß erſcheinen. Die Einrichtung diefes gewal- 
tigen und große Opfer erfordernden Mittels ift ein wichtiger 
Theil der Verwaltung, und auch bier die Einhaltung mancher 
Rechtsforderungen zu verlangen N), 

Wenn Vertheidigung ber Geſammtheit und ihres Orga: 
nismus nöthig ift, jo folgt mit logiſcher Nothwendigkeit, daß 
jeber Bürger die Verpflichtung bat, dazu beizutragen; und zwar 
ſowohl, wenn es verlangt wird, durch perfönliche Leiftungen, 
als durch Beifchaffung der Geldmittel. — Der perfönliche Dienst 
mag auf verjchiebene Weile eingerichtet fein. Vor Allem kann 
allgemeine Verpflichtung aller (verfteht ſich waffenfaͤhiger) Männer 
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ftattfinden; dieſer aber wieder in der Form eines Reihedien⸗ 
ſtes, als allgemeine Bürgerwehr, oder endlich durch Zwangs⸗ 
aushebung Einzelner; und es unterliegt feinem Zweifel, daß 
wen eine dieſer Leiftungsarten von den zuftändigen Factoren 
des Staatswillens ald die nothwendige oder auch nur ala die 
zwechmäßigite Form der Rüftung erfannt ift, fie von den ba- 
durch Betroffenen übernommen werben muß %). Doc ift eine 
Solche allgemeine Dienftpflicht nicht die einzige Möglichkeit, eine 
bewaffnete Macht zu bilden. Diefelbe läßt fi) auch durch 
Anwerbung einzelner Freiwilliger, welchen entiprechende Vor: 
theile in Ausſicht geftellt werden, zu Stande bringen; ober 
burch die Annahme fremder Miethtruppen in gejchloffener und 
eingeübter Organifation; endlich iſt noch die Bildung von 
Militärcolonieen oder die Ausſcheidung eigener Kriegerftämme 
denkbar. Vom Standpuncte des Rechtes ift feines dieſer Rü- 
ftungsmittel zu. beanſtanden, feines aber auch entſchieden zu 
bevorzugen; die Wahl unter denſelben, — falls fie überhaupt 
einer ‚allgemeinen Dienftpflicht der Bürger vorgezogen werben, 
— beziehungsweiſe eine geſchickte Verbindung, ift jomit Sache 
der Gefeßgebung. Dieje muß dann einerfeit? die Zweckmaͤßigkeit, 
d. h. die Gewinnung einer außreichenden bewaffneten Macht beach: 
ten; andererſeits das Necht des Buͤrgers, weder in perjönlichen 
noch in Gelbleiftungen über da3 Nothwendige hinaus in Anipruch 
genommen zu werben, fo-\wie die möglichfte Sicherftellung gegen 
Mißbrauch des Heeres zu verfaflungd: und gefeßwibrigen Un⸗ 
ternehmungen im Inlande %) berüdfichtigen. — Sodann aber 
handelt es ſich auch noch neben ber Beichaffung der Wann: 
fchaft, um bie übrigen Theile der Kriegarüftung, und ift bie 
Beibringung der Mittel hierzu Pflicht der Unterthanen. So 
alfo um Feſtungen, Waffenvorräthe, Kafernen, Sold u. |. m. 
Da die Aufgabe .eine dauernde ift, fo erfcheint natürlich auch 
bie Leiftung als eine regelmäßige. Wenn aber auch zur Ger: 
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ftellung der Waffenrüftung ausnahmsweiſe ein auferorbentlicher 
Eingriff in das Eigenthum des Einzelnen unvermeiblich ift, 
mag er ebenfalld vollzogen werben, unter Beobachtung der allge- 
meinen Vorfchriften für gejehliche Enteignung und gegen genü- 
gende Entſchädigung. So z.B. bei der Abtretung von Grund- 
ftücken zu Befeſtigungswerken, oder von kriegstauglichen Pferden. 

Den Grundſatz der Gleichheit vor dem Geſetze auch in 
diefen Dingen aufrecht zu erhalten, ift von der hoͤchſten Wech⸗ 
tigkeit, ba es fich von jo großen Laften und jo tief eingreifenden 
Opfern, ſelbſt der Perſönlichkeit, handelt. Und zwar gilt bie 
Forderung nicht etwa bloß von Geldabgaben und von ber per: 
fönlihen Verpflichtung zum Waffendienfte im Großen und 
Ganzen, fonbern auch von der Ordnung Innerhalb vefjelben 
und von manchen anderweitigen Anfprüchen, welche zu mili- 
tärifchen Zwecken geftellt zu werden pflegen. — Aus dieſem 
Geſichtspuncte ift namentlich die Bildung beſonders begünftig- 
ter und beſſer gehaltener Abtheilungen im Heere (Garden und 
dergleichen) auch rechtlich zu verwerfen, wenn eine ſolche Ein- 
richtung nur als Zierrath und Spielerei dient, und nicht zur 
Belohnung befonderer Tapferkeit und zur. Bildung eines zu⸗ 
verläffigen Rückhaltes. — Ferner muß, aus demfelben Rechts⸗ 
grunde, eine Einquartierung von Soldaten in den Häufern ber 
Bürger wo möglich vermieden, jedenfall aber eine wollftändige 
Entihädigung gewährt werben %). — Endlich mag zwar. unter 
Umftänden die Ausfchreibung von Lieferungen an Lebenzmitteln 
ober fonftigen Bebürfniffen, oder die Stellung von Pferden 
und Fuhrwerken zur Fortbringung von Heergeräthichaften nicht 
zu vermeiden fein: allein eine vollftändige Außgleichung muß 
ſchnell erfolgen. 

Bon größter Wichtigkeit Jowohl für das Necht ala für bie 
Brauchbarkeit des Heeres find die Beftimmungen über die Be: 
fehlshaberſtellen. Hier macht aber die Merfchichenheit ber 


Staatdgattungen und der Zufammenfekumg der Heere einen 
ſehr weſentlichen Unterfchied. Während ver Befehl in Lehen- 
ſtaaten den Bafallen je nach ihrer Abſtufung von Rechtäwegen 
und in Folge des Lehenvertrages gebührt; er in Ariftofratieen 
ein wejentliches Recht ber jüngeren Mitglieder der herrſchenden 
Geſchlechter ift; bei Miethtruppen vielleicht dem eine beftimmte 
Mannſchaftszahl Stellenden der Befehl über dieſelbe zufällt: 
muß bei einem and allen Mlafien der Bevoͤlkerung gebildeten 
Heere einzig die Brauchbarkeit und dag Verdienft zu den An- 
führerftellen befähigen. Eine Bevorzugung der Geburt ober 
eine ‚Beförderung von bloßen Günftlingen ift nicht nur ein 
großer Fehler, weil dabei der Sporn zu Auszeichnungen weg- 
genommen wird und Talent fowie Erfahrungen unbenüßt blei- 
ben, ſondern «3 ift auch ein ſchreiendes Unrecht. 


1) Ueber die bei der bewaffneten Macht des Staates zur Sprache 
kommenden Rechtsfragen, (fretläch zum heile vermifcht mit politifchen und 
technischen Erwägungen,) ſ. Stahl, Staatslehre, 3. Aufl., ©. 565 fg-; 
Morgenfiern, Menfh, Volksleben und Staat, Bd. I, ©. 412 fg.; 
Bluntfchli, Staats-R., 2. Aufl., Bd. I, ©. 162 fg. 

2) &8 iſt eine ganz unnöthige Ziererei unb Heuchelei, wern man bie 
Verpflichtung ber Bürger im Heere zu dienen als ein befonberes Ehren⸗ 
echt darzuftellen fuht. Daß Yührung ber Waffen gegen ben Wunſch 
ber Betreffenben weſentlich eine Verpflichtung ift, und zwar eine ſchwere, 
bleibt troß aller Schönteberei Jedem Kar, am meiften ben Betroffenen 
ſelbſt. Allein eine richtige Auffaflung des Verhältnifies fchabet der Durch⸗ 
führung des nothwendigen Opfers keineswegs. Im Gegentheil wirb ja 
durch Verkleidung der Berpflihtung in ein Recht bie erftere auf einen 
ganz falfchen Boden geftellt. 

3) Diefe lehztere Rüdficht ift es, welche bie Bildung einer bewaffneten 
Macht aus freiwillig angeworbenen Sölblingen,, namentlih aus Fremben, 
bedenklich erfcheinen läßt. Solche laffen fi natürlih, da fie Feine nähere 
Rückſicht haben als das Verhältniß zum befoldenden Dienſtherren, leichter 
zur Unterfügung von rechts⸗ und freibeitäfeinblichen Planen eines ehr: 


geigigen und gewaltibätigen Staatsoberhauptes verwenden. Doch Tann ſelbſt 


bier Leine allgemein gültige Verwerfung ausgeſprochen werben. Einen Be: 
weiß, daß Miethtruppen keineswegs mit Nothivendigkeit ein Mittel zur 
nmerdracung ber Freihen und ein Werkzeug in den Händen ber Gewalt: 
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herrſchaft find, fondern dag man fogar aus, übertriebener, Rückicht auf 
Recht und Freiheit der Bürger zu ihnen feine Zuflucht nimmt, hat England 
ſchon zu wiederholten Malen gegeben. Freilich iſt bier eine mächtige Ein- 
richtung zur Sicherung ber verfaffungsmäßigen Freiheit und ein Fräftiges 
Rechtsbewußtſein im ganzen Volke eine genügende Schutzwehr gegen jeglichen 
Mißbrauch. ES wird alfo immer darauf anfommen, ob bie allgemeine 
Geftaltung des flaatlihen Lebens eine ſolche Bildung bes Heered erträgt. 

4) Das englifche Geſetz, welches die Einquartirung von Soldaten in 
Bürgerhäufern unbedingt unterfagt, ift zwar aus ben gräulichen Mif- 
bräuchen, welche bie beiden lebten Stuarts in biefer Beziehung trieben, 
geſchichtlich wohl zu erflären; allein die nothwendigen Folgen einer Untere 
kringung marfchirender Truppen in Wirthshäuſern, nämlich große Koft: 
fpieligfeit und bedenkliche Erſchwerung der Beweglichkeit des Heeres, laſſen 
eine Mebertragung bed Grundſatzes auf andere Länder nicht als zweckmäßig 
erfcheinen. 


| $ 38. 
f. Von den auswärtigen Angelegenheiten. 


Die Aufgabe einer Regierung hinfichtlich der Verhältniffe 
zu anderen Staaten ift eine boppelte Zunächſt hat fie die 
Rechte und die ntereffen der Gelammtheit im Auslande zu 
zu wahren, dagegen aber auch die Pflichten verfelben gegen 
fremde Staaten zur Ausführung zu bringen. Zweiten? aber 
ift es auch ihre Pflicht, einer Seit? die Rechtäanjprüche und 
ven erlaubten Bortheil ihrer einzelnen Unterthanen zu vertreten 
und fie in deren Verfolgung zu unterftügen, wenn frembe 
Staaten denjelben nicht gerecht werden wollen und die eigenen 
Bemühungen der Privaten zur Gewinnung eine? richtigen Ver⸗ 
ftändniffeg nicht augreichen; anderer Seits die Einzelnen abzu⸗ 
halten, bie Rechte fremder Staten und deren Bürger vom dies— 
jeitigen Gebiete aus zu verlegen. Die Veranlaffung ber Thä- 
tigkeit iſt dabei, je nach der Veranlaffung, eine verfchiebene. 
In allgemeinen Angelegenheiten wird von Amtöwegen gehan- 
beit, fobald irgendwie fichere Kunde von ber Nothmenbigkeit 
eined Einſchreitens vorliegt. Unterftügung der Privaten wird 
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gewährt auf Anfuchen berjelben und nach genügendem Nach: 
weife ihre Rechtes. Eine Ueberwachung und Nöthigung der 
Einzelnen endlich erfolgt, jowohl wenn fremde Staaten Schuß 
verlangen und den Beweis liefern, als wenn bie eigene Auf- 
ſichtsführung Kenntniß von begangenen oder beabſichtigten 
Rechtsverletzungen bringt. 

Die Ausführung dieſer verſchiedenen Regierungsaufgaben 
findet allerdings in der Hauptſache gegenüber von fremden 
Staaten und im Auslande ſtatt, und gehoͤrt daher auch die 
Erörterung ihrer rechtlichen Seiten dem Voͤlkerrechte und nicht 
dem Staatörechte an. Dennoch fällt auch ein Theil berfelben 
in das Gebiet der inneren Berwaltung und ihres Rechtes. 
Einmal nämtich ift die Beftellung der Behörden zur Beforgung 
ber audwärtigen Angelegenheiten und die Ernennung der ein- 
zelnen dabei verwendeten Beamten lediglich Sache des inneren 
Rechtes, und nur in denjenigen Fällen, in welchen einzelne 
diefer Beamten in dad Ausland geſchickt werben und außer: 
halb des Staatögebieted amtliche Handlungen vorzunehmen 
haben, kommen völferrechtliche Beftimmungen und Gewohnheiten 
zur Anwendung. Sodann aber hat der Staat, beziehungsweiſe 
dad Staatsoberhaupt, auch gegenüber von den eigenen Unter: 
thanen vechtliche Verpflichtungen hinfichtlih der Berhältniffe 
zum Auslande zu erfüllen, deren Feſtſtellung und Einhaltung 
denn lediglich Gegenftand des inneren Landesrechted und deren 
Handhabung Theil der Verwaltung ift '). 

Was zuerft die zur Beforgung internationaler Gefchäfte 
beftimmten Behörden und Beamten betrifft, jo find bie- 
jelben theil® und hauptfächlich eigen? dazu bejtellt; theil3 aber 
haben auch die dem inneren Dienft zunächit gewibmeten Be⸗ 
hörden in manchen Fällen zu wirken. Von den Beamten ber 
erfteren Art ift der kleinere Theil im Inlande mit der Leitung 
und Zufammenfaffung der Gejchäfte beauftragt, der andere 
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Theil befindet ich in verſchiedenen völferrechtlichen Stellungen 
(als Gefandte, Confuln, Hülfsbeamte, Commiffäre u. ſ. w.) im 
Auslande, um bier im Namen und mit dem Gewichte des 
Staates die oben angebeuteten Aufgaben zu loͤſen. Es ift fein 
Grund vorhanden, in Beziehung auf diefe Beamten, ihre Er: 
nennung, ihre Dienftrechte ſowie Dienftverpflichtungen andere 
Grundfäge anzunehmen, als die überhaupt für die Stantöbiener 
beftehenden. Nur mag (freilich vielleicht nicht ganz zwechnäßig) 
bei Conſuln der Fall eintreten, daß fie dem Staate gar nicht 
als Unterthanen angehören und ſich auch durch Webernahme 
des beſtimmten Amtes nicht in dieſes Verhältniß begeben wol- 
Ien, ſondern in allen den übernonmenen Dienft nicht betreffen- 
den Beziehungen Angehörige ihres heimathlichen Staates und 
aller Geſetzen veffelben unterworfen bleiben. In Beziehung 
auf das Amt freilich ftehen fie unter den durch den beſonderen 
Dienftvertrag ober durch eine allgemeine Dienftpragmatif aus⸗ 
geiprochenen Rechtöpflichten. 

Als eine gegenüber von den Bürgern beftehende rechtliche 
Pflicht der Regierung kann aber bie genügende Vornahme nach: 
ftehenver, die auswärtigen Angelegenheiten betreffenden Hand⸗ 
lungen verlangt werben: 

Einziehung möglichft genauer und vollitändiger Nachrich- 
ten über ben. Stand der Rechte und Intereſſen des Staates 
und feiner Angehörigen im Auslande. Ganz begründet ift 
hierbei die Forderung, daß die im Auslande beftellten Agenten 
auch folche Verhältniffe ind Auge zu faſſen haben, welche zwar 
nicht unmittelbar den Staat als Macht over bie Regierung 
betreffen, allein deren Kenntniß für die geiftige Bildung ober 
für die Gewerbe und den Handel bes Landes von Nuben fein 
lnnen, — Demgemäß ift denn auch) die Auswahl biefer Beam- 
ten zu treffen. 

Nechtzeitige und Fräftige Eröffnung von Unterhand- 
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lungen mit fremden Staaten, wo eine Webereinfunft mit den: 
jelben zur Sicherung eines Rechtes oder zur Gewinnung eines 
Vortheiles nöthig iſt. Auch dürfen die betreffenden Behörden 
nicht außer Augen laſſen, baß der Staat nicht Jeiner felbft 
wegen bejteht, fondern zur Förderung ber Lebenszwecke feiner 
Angehörigen; fodann, daß eine Regierung der allgemeinen Ge- 
jittigung oder Wohlfahrt auch feine Macht vermehrt. 

Abſchluß von Verträgen oder, je nach der Beichaffen- 
heit de Falles, einfeitige Feftftellung von Grundſätzen, 
durch welche dag richtige Verhältnig zum Auslande bergeftellt 
und die höhere Aufgabe des Zuſammenlebens ver Völker beför- 
dert wird. — In wieferne die. Untertbanen, namentlich vermit- 
telft ihrer Vertreter, einen Antheil an der Abſchließung folcher 
Berträge und ber Feſtſtellung folcher Grundfäte haben, hängt 
von ber Verfaffung des einzelnen Staated ab. Die rechtliche 
Natur defielben im Verhältniffe zum Auslande wird übrigens 
jeden Falles durch die Art, wie der Staatswille im Innern 
zu Stande fümmt, nicht geändert. 

. Strengite Einhaltung der allgemeinen vechtlichen und ber 
durch beſondere Verabredung feitgeftellten Rechtsverpflich 
tungen gegen fremde Staaten, wobei namentlich zwei Gegen⸗ 
fände beſonders zu erwähnen find. Einmal, Sorge bafür, 
daß die diesfeitigen Unterthanen die Rechte Fremder, und zwar 
ſowohl ganzer Staaten als einzelner Angehöriger derfelben, 
nicht auf eine ftrafbare Weiſe verlegen. Zweitens, umfafjende 
Feſtſtellung berjenigen Rechtsſätze, welche der Staat, namentlich 
auch durch feine Gerichte, in denjenigen Fällen zur Anwen: 
bung bringt, in welchen feine Mithülfe zur Nechtöficherung 
Dritter nöthig. ift. 

1) Es ift ein offenbater Fehler, daß derjenige Theil ber Beforgung 


ausmwärtiger Angelegenheiten, welcher. im Innern bed Landes und durch 
innere Behörden gefchieht, oder welcher im Innern bes Landes zur Aus: 


288 


führung kommt, von ben Darftellungen des öffentlichen Rechtes ganz über- 
gangen wird, Die Syfteme bes Staatsrechtes fchieben die ganzen Erör- 
terungen bem Vbolkerrechte zu, welches feiner Seits fi), und zwar mit 
größerem Rechte, gar nicht darum befümmert, weil fie nicht internationalen 
fondern einfeitigen und inneren Rechtes fein. Nur bie verfaffungsmäßigen 
Rechte des Staatsoberhauptes in den auswärtigen Beziehungen und, vor: 
Tommenden "alles, bie gleichnamigen Mechte ber Stänbeverfammlungen 
werben etwa beſprochen. Damit ift aber ber Gegenftanb lange nicht 
erſchoͤpft. 


S 39. 
g. Von der Finanzverwaltung. 


Schon die Ausführung der Verfaſſung, noch mehr aber 
die Inſtandhaltung der biöher geſchilderten Verwaltungszweige 
erfordert einen fehr beträchtlichen Aufwand von materiellen 
Mitteln, aljo von Geld und Geldeswerth. Daß bdiejelben 
von dem Volle, welches den Staat bildet und deflen Vortheile 
genießt, beigefchaft werben müſſen, iſt eine logiſche Nothwendig⸗ 
fett. Wer den Zweck will muß auch die Mittel wollen. Und 
ebenjo unzweifelhaft ift, daß die rechtzeitige Betreibung, bie 
Bereithbaltung und Bewahrung, endlich die fachgemäße Ver: 
wendung bdiefer Mittel eine Aufgabe der Regierung ift 9). 
Möglicherweife mag in jolchen Staaten, deren Verfaffung einen 
Schuß der Unterthanen gegen Mißregierung erlaubt und ver 
langt, bei der Feſtſtellung von Einnahmen und Ausgaben und 
zur Ausübung einer Controle über die wirkliche Ausführung 
des Befchloffenen eine Theilnahme der Staatäbürger in irgend 
einer Weiſe ftattfinben; allein die Ausführung und jomit bie 
eigentliche Handhabung des ganzen Staatshaushaltes fteht immer 
ber Regierung zu, und bildet einen Haupttheil der Berwal- 
tung ). Eine grundfäßliche Ausnahme in dieſen allgemeinften 
Lehren macht nur der Patrimonialftaat, in welchem bie Beftrei- 
tung der Regierungskoſten in erfter Linie Sache des Staats⸗ 
oberhauptes ift,, und wo bie Unterthanen, wenigftens fo weit 
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e3 ſich von urfprünglicher rechtlicher Verpflichtung handelt, nur 
beftimmte Leiftungen und zwar an den Fürjten zu tragen haben ®). 

Die Beibringung der für die Staatsausgaben erforderlichen 
Mittel kann auf verſchiedene rechtlich gleich erlaubte Weiſe ge- 
fchehen. Die zwei hauptfächlichiten Syſteme "find aber: Aus: 
ſcheidung eines eigenen Staatsgutes aus dem geſammten Natio- 
nalvermögen, damit aus beffen Einfünften die Staatsbedürfniſſe 
beftritten werden; oder aber Einforberung von Beiträgen un: 
mittelbar aus dem Vermögen der Staatsbürger. Das Staats- 
gut Tann denn aber wieder aus verfchiedenen Arten von ei: 
träglichem Beſitze beftehen, namentlih aus Grumbeigenthum, 
aus Gewerben und aus Rapitalen; und bei ven beiden erſten 
Arten mag wieder entweder zufälliger, das heißt nach ven all- 
gemeinen Regeln des Privatrechtes erwerbbarer, Beſitz fein, ober 
aber ausſchließliches, nur dem Staate rechtlich mögliches Eigen- 
thum, Monopol oder Regal. Natürlich können beide Haupt: 
ſyſteme .auch verbunden werben, fo daß der aus einem unzu— 
veichenden Staatsgute nicht zu deckende Theil der Staatöhebürf- 
niffe von den Unterthanen zugefchoffen wird. 

Vom rechtlichen Standpunkte aus find beide Syſteme gleich 
unanfechtbar, und es ift daher nur eine Frage der Zweckmäßig— 
feit und der thatjächlichen Verhältniffe, ob und. wieweit das 
eine ober das andere ergriffen werben will und kann. Ebenſo 
find ſaͤmmtliche Arten des Staatsbeſitzes an fich rechtlich zuläßig. 
Selbft Monopole können, wenn fie nur dem Staate ein ent: 
fprechendes Einkommen gewähren, vertheidigt werben, obgleich 
fie alfervings vom Standpunkte der Zweckmäßigkeit und Klug: 
heit mehr als Einey Anfechtung ausgefegt find. Nur mag im 
Allgemeinen bemerkt fein, daß bei einer großen wirthfchaftlichen 
Ausbildung des Volkes dad Staatsgut, namentlich infoferne es 
aus Gewerben befteht, einen entjchieden höhern Ertrag geben 


wird, wenn es in die Hände Einzelner übergeht und von biefen 
v. Mohl, Encyclopädie. 19 


 .„ ſolchen Berhältuifien vefien 
zweckmaäßig iſt. Ebenſo mag 
dem Staate zuſtehendes Monopol 
daß ſein mittelbarer Nachtheil den 
x aberwiegt. Ob aber nicht auch dann 
Rer Beibehaltung nöthigen können, iſt 
: „ab den Berhältuiffen des concreten alles 
N tl. 
nud hinſichtlich der Aufbringung des Staats: 
x vechtliche Säge zu bemerken: 
st Sehuldig, die zur Erreichung der Staatszwecke 
x. Mittel beizubringen, allein dieſe Verpflichtung 
„nur auf dad wirklich Nothwendige. Weber 
bung von bloßen Liebhabereien, noch zur luxuriöſen 
Faunug der Öffentlichen Anftalten und Beamten, noch end⸗ 
sam au Unfittlichkeiten und Thorheiten des StaatZoberhauptes 
X Anderer hat es die Pflicht, Abzüge an feinem Vermögen 
au mache. — Zu dem Nothwendigen gehört übrigend — 
außer den rechtlichen Verbindlichkeiten — nicht 6108 die Sorge 
ſur die fachlichen Lebensgüter, ſondern auch, entiprechend ver 
Weſittigungsſtufe des Volles, die Förderung der geifligen 
Kildung 9). 

Eine nothwendige Ausgabe ift die ftandesmäßige 
Unterhaltung des Staatsoberhauptes. Selbſt in 
ſolchen Staaten, in welchen die Ausübung der Staatsgewalt 
einer moraliichen Perfon zufteht, Lönnen Ausgaben für biefen 
Zweck nöthig fein; jedenfall3 aber in allen einheitlich regierten 
Staaten. Lediglich ver Patrimonialftant macht bier grundſätzlich 
eine Ausnahme, ala in welchem die ganze Regierung ein Pri- 
vatrecht und eine Folge des Privatbefites eines großen eigenen 
Vermögens ift. — Auch dieje Ausgabe für das Staatsoberhaupt 
findet aber ihre Grenze in dem wirklich Nothwentigen. Und 
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Hinchtlich ver von ven Untertbanen zu leitenden Bei: 
träge if zu unterkkeinen zwiſchen dem Grtrage ver Scheit: 
rechte (Regalien) uns ven Steuern. De beiden üt aller: 
dings itrenge Gerchtigteit zu beobachten, und der etxrite Grunt: 
fa mu verbältnigmärige Gleichbeit der Beiträge in. (ine 
abfelute Gleichheit wäre, kei ter großen Verſchicdenbeit der 
Forderungen au: Regalien und ver fteuerburen Nermögen, weder 
thatfächlich möglich, noch wäre fie gerecht, vu tie Ztaatsanftalten 
von Verjchiedenen in ſehr verſchiedenem WMaakitak in An: 
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ſpruch genommen, auch der Neichere mehr gefchügt und er im 
Bedeutenderem gefördert wird.) Im Webrigen find die bei 
beiden Erträgnißarten zu befolgenden rechtlichen Grundſätze ver: 
ſchieden. — Die Hoheitsrechte, Negalten, bejtehen in Ein- 
nahmen, welche aus Veranlaffung der Ausübung eines Rechtes 
des Staatsoberhauptes verlangt werden. So 3.3. der Ertrag 
von Gelditrafen, von Taxen und Sporteln für Conceſſionen 
und Gnadenbezeugungen, die Sinnahme für Abtretung des 
Bergregald an Unterthanen u. |. w. Die Erhebung muß na= 
türlich auf einem Geſetze oder auf einem Gewohnbheitärechte be: 
ruhen, und darf nur nach den feftgeftellten Größenverhältnifien 
geichehen. Der Einzug zur Staatzfaffe aber kann feinem 
Zweifel unterliegen, auch wenn die Jahlungspflicht in unmittel- 
barem Zufammenhange mit einer Handlung des Staatsober 
hauptes fteht, da diefer nicht für feine Perſon, fondern 
als Negent eine foldye Handlung vornimmt. Der eigentliche 
Grund zu Forderungen diefer Art mag ein ſehr verjchtebener 
fein. Theild hängen fie mit gefchichtlichen Verhältnifien zufam: 
men, theild ſoll dadurch auch wohl mißbräuchliche Benützung 
der Staatdanftalten verhindert werben. Im UWebrigen ift es 
allerdings nicht zu billigen, wenn folche Regierungshbandlungen, 
auf welche der Unterthan ein fürmliches Recht hat, ihm erft 
noch beſonders verkauft werden; noch zu rechtfertigen, wenn 
an fich nachtheilige Maßregeln gegen eine Tare verwilligt werben, 
oder Überhaupt etwas des Geldes wegen gefchieht, was ohne 
eine jolche Einnahme aus Gründen des Öffentlichen Wohles 
unterblieben wäre. — Die Steuern werden unmittelbar aus 
dem Vermögen der Bürger umb lediglich auf den Grund Bin 
erhoben, daß er zur Erhaltung des Staates eventuell einzu- 
itehen bat. Ohne Zweifel entfpricht den Forderungen des 
Rechtes eine allgemeine Einfommenftener am meiften. Wenn 
aber dieſe ohne allzu große Schwierigkeiten nicht erhoben werben 
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fann, jo fteht eine Vermögenzfteuer vom Rechtsſtandpunkte aus 
ihr am nächjten. Nur unvolllommene und plumpe Nothbehelfe 
find die Belaftung einzelner Gattungen von Vermögen oder 
Einkommen oder gar die Befteuerung einzelner Handlungen, 
welche auf den Beſitz von Vermögen oder Einkommen fchliegen 
laſſen. Das auf den erjten Anblic durchaus gerecht erfcheinende . 
Syftem einer verhältnigmäßigen Bezahlung für jede Dienft- 
leiftung des Staated in der Form von Taren und Sporteln, 
hält wenigſtens als ausſchließendes und auf die Beifchaffung 
des geſammten Staatsaufwandes berechnete Syftem eine nähere 
Prüfung nit aus. Theils erforderte es unerträgliche Schrei- 
berei und Konttole; theils wäre es in der Wirklichkeit unge: 
vecht, weil Diejenigen, welche zufällig in unmittelbarer Berührung 
mit dem Staate fümen, 3. B. Rechtsſchutz von ihm verlangten, 
auch für alle Diejenigen bezahlen müßten, welche einen zwar 
nur indirekten allein vielleicht Höcht bedeutenden Nuten vom 
Beſtehen des Staates und feiner Anftalten Hätten 5). 

Die Befreiung von einer fonft allgemeinen Beitrags: 
pflicht ift mir da geredtfertigt, wo die ftradfe Durchführung - 
des Grundſatzes unbillig ober widerfinnig wäre; oder etwa 
als befondere Belohnung und zur Aufmunterung bei Unter: 
nehmungen von öffentlichem Nuten. Dagegen ift eine Steuer: 
befreiung ganzer Stände, als ſolcher, eine handgreifliche Unge- 
vechtigleit gegen Diejenigen, welche num neben ihrem richtigen 
Antheile auch noch den Ausfall von den Begünftigten über: 
nehmen müffen. Doppelt aber ift dem fo, wenn die Be— 
vorzugten den höheren Ständen angehören, welche ohnedem 
thatfächlid, den größten Nuten vom Staate haben. 

Da den Unterthanen nur die Verpflichtung obliegt, dag für 
Staatszwecke wirklich Nothwendige zu liefern, fo ergibt fich 
eine fparfame und ehrlidhe Verwaltung ber öffent: 
fihen Gelder, und überhaupt des Staatseigenthums, ala eine 
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Mechtöpflicht der Negierumg. Diefelbe ift aber namentlich in 
zwei Richtungen zu erfüllen. — Vorerſt muß für die möglichite 
Sparfamfeit bei ven Verwaltungskoſten, befonders 
bei dem Steuereinzuge, geforgt werben. Ohne Verwaltungs: 
foften ift freilich ver Staatshaughalt nicht zu betreiben, und es 
kann dabei fogar, wie im Privathaughalte, eine falſche Sparfam- 
feit ſtattfinden; allein es darf Doch nie vergeflen werben, daß 
diefe Koften immer ein Webel find, welches auf das kleinfte 
Maaß beichränft werden muß, und daß bie Steuerpflichtigen 
nur zur Erreichung der auch ihnen zu Gute fommenden Staats- 
zwecke Abzüge aus ihrem Vermögen zu dulden haben, nicht aber 
um Finanzbeamten, Steuerpächtern u. dgl. ein veichliches Ein- 
fommen zu verfchaffen. Jeder Einnahmezweig alfo, welcher 
nur eine verhältnigmäßig kleine reine Einnahme in die Staats: 
kaſſe liefert, iſt nicht blos unzweckmäßig, ſondern auch ungerecht. 
— Zweitens aber iſt zu bedenken, daß nur ſorgfältig be— 
wahrtes und redlich verwaltetes Staatsgeld wirklich 
feinen Zweck erfüllen, nämlich zu öffentlichen Ausgaben ver⸗ 
wendet werden kann, durch Betrug oder Diebſtahl euntfremdetes 
aber, oder durch Nachläßigkeit verſchleudertes den Beitrags: 
pflichtigen nutzlos abgenommen ift, von diefen fogar im Zweifel 
zum zweitenmale bezahlt werden muß, da die Staatäbepürfniffe 
ungedeckt Bleiben. Demnach iſt die ftrengfte Pünktlichkeit in der 
Aufbewahrung und die größte Sparſamkeit in ber Verwendung 
aller Staatzeinnahmen, und überhaupt des Staatsgutes, nicht 
6103 ein Vortheil für den Haushalt des Staates, ſondern eben- 
jofehr auch ftrenge Nechtöpflicht. Die Veruntreuung öffentlicher 
Gelder muß mit beſonders ftrengen Strafen bedacht werben, 
und ift die unnachfichtige Vollziehung diefer Gefeße Rechts- und 
Gewiſſenspflicht des Staatsoberhauptes. 
Es iſt nicht mehr als billig, daß die jeweil Lebenden 
auch die Ausgaben für die von ihnen ſelbſt angeordneten und 


ihnen zum Nuten gereidenten Staatseinrichtungen jelkit tragen: 
und jie jint nicht berechtigt, das, mas ſie ſelbſt zu leiſten bätten, 
jpüteren Geſchlechtern aufzubürten. So ergibt es jib denn 
als allgemeiner Ermklag, daßß die Aumabme von Staat 
ſchnlden rom Rectäftantpunfte aus zu verwerten iſt. Nur 
wenn ein ebenfall3 auf vie Nachkommen übergebenter Vortbeil 
von mindeſtens gleicher Bedeutung mittelft einer Schuld er. 
worben wirt, findet das Zerfahren feinen rechtlichen Anſtand 9. 
Wenn aber, wie fich dies allerdings beachen mag, eine uner- 
läßliche Ausgabe nicht aus den laufenten Ginnahmen beftritten 
werden kann, 3. B. ver Aufwand für cinen Bertheidigungätrieg, 
und jomit allerding3 eine Schuldenaufnahbme nicht zu vermeiden 
ift: muß wenigften? geforbert werten, daß dieſelbe in fe kurzer 
Zeit getilgt werde, daß die Handelnden felbft auch noch vie 
Folgen tragen. 


1) Eine wiſſenſchaftliche Behandlung des Staatsbausbaltes Tann, 
namentfich bei den Einnahmen, and Erörterungen vom Rechtsſtandpunkte 
aus nicht wohl vermeiden; baber denn die befleren Schriften diefer Gattung 
auch für das Verwaltungsrecht von Bedeutung find. Go denn namentlich das 
Hauptwerk, Rau's Finanzwiſſenſchaft, (3. Aufl, 1850.) Bon den Lehrern 
des Staatsrechtes ifl namentlib Bluntſchli, (Allgem. Staatsrecht, Bd. II, 
©. 369 fg.) auch bier bemerlenswerth durch Klarheit der Gedanken und 
richtiges Urtheil über das Ausfũhrbare; Stabl aber (Staatslehre, S. 576 fg.) 
durch geiſtreiche und kecke Scheingründe. ine eigene ausführliche Erörterung 
des geſammten Staatshaushaltes aus dem Geſichtspunkte des Rechtes ſcheint 
nicht zu beſtehen. 

2) Wenn in einzelnen Fällen ftändifche Korporationen nicht bloß die 
Verwilligung und bie Kontrole ber Staatsgelder haben, ſondern felkft eine 
eigene Finanzverwaltung führen, d. b. Einnahmen erheben und Staatsaus- 
gaben unmittelbar bezahlen: fo mag eine foldhe Cinrichtung in vorange: 
gangenen Erfahrungen von Mifbräuchen bed Staatsoberhaupted eine ge: 
ſchichtliche Erklärung finden, aber Billigung kann ihr nicht zu Theil werben, 
ba fie die Einheit der Staatsgewalt zerfplittert, die Stellung der Stände 
ganz verfehrt und leicht zur ben wiberwärtigften Streitigkeiten und zu neuen 
Mißbraͤuchen Veranlaffung gibt. Gar feinen Sinn bat aber eine folde 
Abweihung vom Grundfage, wenn Ständen nur bie Verwaltung eineß 
Teiles des Gtaatshanshaltes eingeräumt iſt, ohne daß fie eine ber zu 
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I. Bejonderes philoſophiſches Staatsrecht. 


S 40. 
1. Der patriarchaliſche Staat. 


Wenn ein Volk ſich dem Stammesleben noch nicht ent- 
wunben bat, jomit e8 weder eine vielfach gegliederte Gefellichaft, 
noch auch eine vorgefchrittene Entwickelung der wirthichaftlichen 
Verhältniffe befigt; wenn ferner das religiöfe Bedürfniß nicht 
jehr entwidelt ift: jo ift eine patriarchalifche Negierung 
das Naturgemäße?). 

Die Grundlage diefer Staatsgattung tft bie gemeinfchaft- 
liche Art und Lebenzauffaffung von Stammverwanbten, die 
Ausichlieplichkeit des Bebürfniffed mit folchen und als folche 
zufammenzuleben, und die hieraus folgende Freundlichkeit ber 
ber Gefinnungen und Einfachheit ver Forderungen. in jolches 
Bolt ift zufrieden, wenn die nothwendigiten Grunbfäße für 
friebliched räumliche Nebeneinanderleben feitftehen; wenn für 
eine Schlichtung etwaiger Streitigkeiten geforgt ift; und wenn 
endlich eine Einrichtung zur gemeinfchaftlichen Abwehr äußerer 
Feinde befteht. Zur Erreichung diefer Zwecke genügen denn 
aber wenige und einfache Beitimmungen. 3 wird bie ge: 
wünfchte Ordnung weniger durch Recht als durdy Sittengefch 
geleitet; und beftehen weniger ausdrückliche Verordnungen ala 
Gewohnheiten. 

Selbſt ſo einfache Einrichtungen bedürfen jedoch einer Re— 
gierung. In der Natur der Sache liegt es nun aber nicht 
gerade, daß dieſe Leitung einem Einzelnen, als dem anerkannten 
Haupte des Stammes und Staates, übertragen ſei; möglicher⸗ 
weiſe koͤnnte auch eine Verſammlung ſämmtlicher Familienväter, 
oder auch ein kleinerer Rath von Aelteſten über die gemeinſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten entſcheiden, die wenigen beſtehenden Ein- 
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veränderlichen Theil, von welchen jener alle unbedingt nothwendigen Aus⸗ 
gaben enthält, dieſer dagegen je nach den Umftänden und Möglichkeiten 
fteigt und fällt, ift daher gar nicht zu verwerfen. 

6) Eine geiftreiche Vertheidigung dev Lehre, welche nur Bezahlung für 
bie einzelne Tienflleiftung bed Staated anerkennt. liefert: Krehl, Beiträge 
zur Bildung der Steuerwiffenjchaft. Stuttg., 1819. Allein keine Wider: 
legung könnte die völlige Unaugführbarfeit jo Ichlagend nachweifen, als 
diefe aus ber Auseinanderſetzung ſelbſt erhellt. — Völlig unbegründet ift 
es aber, wenn Stahl, a. a. O., jede Steuerlehre, welche von ber Ber: 
pflihtung bes einzelnen Bürgerd zu einem Beitrage zu ben Staatszwecken 
ausgeht, in diefelbe Kategorie fekt, ihr vorwerfend, daß fie fälfchlich 
dad Verhältniß des Bürger? zum Staate ald eine Dienftmiethe, locatio 
operarum , auffajle; und wenn er dann feiner Seits bie Steuern als aus 
bem geſammten Socialvermögen des Staates, ehe der Erwerb in Privat- 
eigenthum übergebe, genommen und zu nehmend durftellt. Letztere Auf: 
faffung iſt ein ganz haltlofes Phantafiegebilde, welches Feine Prüfung 
aushält fei es vom rechtlichen, fei es vom volfswirthichaftlichen Stanb- 
punkte. Das Bollavermögen ift nur ein Aggregat alles Einzelnbefites, und 
Alles, was in irgend einer Steuerform an den Staat bezahlt wird, muß erft 
von dem Bezahlenden erworben worden, alfo fein Privateigenthum gewefen fein. 
Aber auch die Beſchuldigung einer atomiftifhen Auffaffung und eines Ver: 
fennend bed wahren Verhältniſſes des Menfchen zum Staate und im 
Staate ift hier Iebiglich nicht an ber Stelle. Es ift nicht von einer Affe: 
curanz für Schuß und nicht von Abonnement auf Staatäleiftungen bie 
Mebe, fondern von ber durch ben einfachen Menſchenverſtand gebotenen 
Berpflichtung des ganzen Volfez, die für feine einheitliche Organifation und 
deren von ihm gewollte Leiftungen fich als nöthig ergebenden Mittel auf- 
zubringen. Chen weil die Gefammtheit auf einer beftimmten Geſittigungs⸗ 
ftufe gemeinfchaftlihe Zwecke hat, muß fie aud bie Mittel aufbringen. 
Wenn aber das ihr ala Gefammtheit zuftehende Vermögen (Domänen, 
Regalien u. f. mw.) hierzu nicht augreicht, fo müſſen die Einzelnen, nach 
irgend einem gerechten Maßſtabe, das noch Fehlende zufchiegen. Cine andere 
Auffaffung und eine andere Forderung ſcheint in der That gegen bie Grund⸗ 
gefeße bes Denkens zu gehen. 

7) Ein Beifpiel von Staatsſchulden, welche man mit gutem Gewiffen 
aud auf fpätere Geſchlechter übergehen laſſen kann, geben bie für bie Er: 
bauung der Eifenbahnen‘ aufgenommenen Gelder. Freilich ift auch hier 
vorausgeſetzt, daß Feine fpätere Exfindung dieſes Verfehrämittel vor Rück— 
zahlung ber darauf verwendeten Summe unnüß machen werde. 
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Rechte fo wie der Wahl der Beitrafung. — Bon ftehenden 
untergeordneten Beamten tft, ſchon aus Mangel an einer ges 
nügenden Beichäftigung, nicht die Rede. Höchſtens mögen Unter: 
anführer im Kriege oder Aufſeher über einzelne bejtimmte ge: 
meinfchaftliche Anftalten oder Intereſſen beftehen. — Ebenſo ift 
faum ein Grund zu vegelimäßigen StaatZabgaben; wogegen denn 
freilich andererfeit3 der Staat außer einer formalen Orbnung 
des Zufammenlebeng nicht? Leiftet. Selbſt ein öffentliches Ein— 
fommen des Oberhauptes ift nicht nöthig. Derſelbe lebt, wie 
alle Anderen im Stamme, von feinem Vermögen, 3. B. feinen 
Heerden; und er Tebt wie bie Anderen. Fuͤr bie geringe Mühe 
des Regierens ift er reichlich belohnt durch dag größere An- 
fehen und vielleicht durch einen bedeutenderen Antheil an der 
Kriegsbeute oder den Gefchenfen von Fremden. | 

Mie dad Ganze rein naturwüchſig ift und auf Herfommen 
ruht, fo beiteht in einem folchen Staate auch faum eine fürm- 
fiche fehriftliche Geſetzgebung. Das Meifte ift Gewohnheitz: 
recht; und wenn je eine neue befondere Verabredung zu treffen 
ift, fo mag fie ebenfalld dem Gerächtniffe anvertraut bleiben. 
(Daher denn auch der naturgemäße Einfluß der Aelteſten bes 
Stammes.) Eine Ausnahme findet nur da ftatt, wo eine 
Religiondurkunde zu gleicher Zeit Beitimmungen über Recht 
und Staat enthält. 

Eine jo einfache und jo wenig fräftige Einrichtung ift na= 
türlich auch nur für die einfachiten Verhältnifje geeignet. Nicht 
nur können blos Feine Völker auf beſchränktem Gebiete durch 
eine fo geringe Gewalt in Ordnung und Zucht gehalten werben; 
jondern es verbietet auch ver Mangel an Mitteln die Schaffung 
von Einrichtungen zur Forderung irgend höherer Lebenszwecke 
oder zu einer Fräftigen Unterjtügung fachlicher Intereſſen. So: 
bald fich ein Volk über die niedrigfte Gefittigungsftufe erhebt, 
kann e8 mit dem hausväterlichen Staate und deffen Leiftungen 
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nicht mehr zufrieden fein. Am wenigften taugt dann aber bie 
Beibehaltung des Grundfates der Patriarchie, nämlich des na⸗ 
türlichen Anſehens und Rechtes des Familienhauptes, in Ver: 
bindung mit einer großen phufifchen Gewalt und mit ber 
Einrichtung einer Fünftlichen Verwaltung. Sm einem folchen 
Falle tritt Äußerfte und herabwürbigende Gewaltherrfchaft unter 
dem Vorwande und unter der Form des väterlichen Rechtes 
auf ?). 

1) Ueber die wiflenfchaftlich wenig bearbeitete Gattung des patriarcha: 
liſchen Staates |. Leo, H., Stubien zu einer Naturlehre des Staates. 
— GSchmittbenner, F., Zwölf Bücher vom Gtaatee Bd. II, 
©. 26, u. ff. 

2) Ein Beifpiel von ber großen Härte des auf wejentlich andere Ver⸗ 
hältniſſe übergetragenen Grundſatzes ber Patriarchie gewährt China. 


S dl. 
2. Die Patrimonialherrſchaft. 


Das Beftehen eines Patrimonialſtaates ift bedingt: 
einerſeits durch das Borhandenfein einer Macht, welche auf 
großem Befite, (etwa auch auf perjönlichen Cigenfchaften,) 
berubt, fomit an und für fich befteht, nicht durch Uebertragung 
Fünstlich gefchaffen ift und nicht erſt Durch Anerkennung Dritter 
Bedeutung erhält; andererſeits durch eine Lebendauffaflung, 
welche Befig und Erwerb, ſowie rechtliche Sicherung berjelben 
voranftellt, höhere Forderungen aber nicht macht. In dieſem 
Falle begibt es fich naturgemäß, daß die eines Schutzes ihrer 
Berfon und ihrer Habe Bebürftigen fi) um die Gewährung 
deſſelben an den Mächtigen wenden, oder von ihm ſeinerſeits 
angegangen werden, und fo durch Vertrag über gegenjeitige 
Leiftungen, oder durch ſtillſchweigende Webereinfunft und Ge: 
wohnheit das gewünfchte Verhältnig zu Stande kömmt. — 
Hierbei macht es denn aber feinen wejentlichen Lnterjchied, 
ob der in Frage ftehende Meächtige ein Einzelner oder eine 
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moralifche Perſon (3. B. eine Stadtgemeinde) iſt. Ebenſo ift eg 
keineswegs eine Nothiwendigkeit, daß ſämmtliche in das Schutz⸗ 
verhältnig Xretende den gleichen Rechtzuftand erhalten. Je 
nad) dem Grabe ihres Schugbebürfnifjeg und nach) ihrer Fähig⸗ 
keit zu Gegenleiftungen mögen vielmehr Cinzelne oder ganze 
Adtheilungen beſondere Rechte und Verpflichtungen haben !). 

Die Gefittigung eines Volkes, welchem diefe Staatsgattung 
paßt, mag ſchon eine etwas höhere fein, als die eines im 
einfachen Familienleben befangnen Stammes, namentlid) mag gar 
wohl ſchon Aderbau und Handwerk im Schube einer folchen 
Ordnung betrieben werben. Weniger freilich eignet fich ber 
Patrimonialftaat auch noch zur Befriedigung höherer geiftiger 
Bevürfniffe oder zur Förderung ſolcher Jachlicher Intereſſen, welche 
große und fojtbare Einrichtungen vorausfegen. Einerſeits würde 
es bei den beiberjeit3 genau bemefjenen Leiſtungen fowohl an 
Beibringung entfprechender Mittel von Seiten der Schubge- 
noffen, ald an der Verpflichtung von Seiten des Herrn fehlen ; 
andererſeits kann überhaupt cin höheres geiſtiges Leben nicht 
ftattfinden in einer folchen engen privatrechtlichen und privat: 
wirthichaftlihen Auffaffung, und in einer fo bruchſtückartigen 
und zufälligen Ordnung des Zuſammenlebens. 

Der Fürft übt in diefem Staate Feine blos übertragene: 
Macht aus, und bekleidet Feine ihm unter Bedingungen über: 
laffene Würde. Er ift nicht blos für die Zwecke des Vollkes 
vorhanden, und am wenigiten nur beffen erjter Beamter. BViel- 
mehr befittt er feine Macht aus eignem Rechte und als Brivat- 
eigenthum; und ebenfo find die Folgerungen und bie Verab- 
redungen fein perjönliches Necht, dag er zu feinem Nuten und 
nach feinem Belieben übt, fo lange er nicht gleich guten Nechten 
Dritter begegnet. Er ift nicht vom Volke erwählt und auf 
den Thron erhoben worden, jondern im Gegentheile hat er das 
Volt um ſich gefammelt und durch feinen Schuß gemeinheitlich 
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gegründet. — Die Erwerbung der fürftlichen Macht und ihrer 
fachlichen Grundlage erfolgt auf jegliche Weife, durch welche 
überhaupt Rechte und Eigentum erworben werben Tönnen: 
alſo durch Erbichaft, Kauf, Tauſch, Heirath, Occupation u. ſ. w. 
Namentlih mag Eroberung die Grundlage fein, wenn nur 
diejelbe fpäter in ein Recht verwandelt worden ift, fei es durch 
Anerkennung ded bisherigen Beſitzers, durch Verjährung ober 
wie immer. 

Die Regierung eines Patrimonialftaates ift im Wefentlichen 
Bejorgung der eigenen Angelegenheiten des Machthabers zu 
feinen Zwecken und mit feinen Mitteln. Die Beiorgung allge: 
meiner Angelegenheiten ift nur eine Folge ver befonderen Ver- 
hältniffe und Verabredungen, welche durch die Ausdehnung des 
Schutzes und der Gewalt über die Zugewendeten entitanden 
find. Eine Scheidung der Behörden für den Hofhalt und für 
die Privatgüter und der für den Staatsdienft beſtimmten findet 
daher hier nicht ſtatt; im Gegentheile find die ſämmtlichen Be: 
amten im perjönlichen Dienfte des Fürften und zur Bejorgung 
jeiner Angelegenheiten beitimmmt, in welcherlei Verbindung er 
fie ihmen auftragen mag. — Damit ift aber keineswegs gejagt, 
daß der Fürft im Verhältnifje zu feinen Vaſallen und Unter: 
thanen nach Willlür zu handeln berechtigt fei. Vielmehr find 
ganz dieſelben Verbindlichkeiten hier vorhanden, welche über: 
haupt den menjchlichen Verkehr regeln. Zunächft alſo müfjen 
Solche rechtliche Verbindlichkeiten jtrenge eingehalten werben, welche 
durch Verträge, einfeitige Feſtſtellung oder Gewohnheitsrecht 
zwilchen dem Fürſten und den Unterthanen entftanben find, fei 
e3 nun, daß fie die Gefammtheit umfaflen oder nur einzelne 
oder Abtheilungen betreffen). Sodann aber tft es fittliche und 
veligidfe Pflicht des Fürjten, feine Gewalt, auch wo er nicht 
förmlich rechtlich verpflichtet ift, und darüber hinaus, zum 
Wohfe jeiner Nebenmenfchen, zunächft aber ſeinen Schugbefohlnen, 
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nach beftem Wiffen und Gewiffen anzuwenden. Ein Madit- 
haber folcher Art, welcher nur bie fejtftehenden Rechtöverhält- 
niffe anerkennt und handhabt, gibt allerdings Teinen Grund zu 
rechtlicher Beſchwerde; allein er erfüllt durch diefe Tahle Be- 
ichränkung auf dag äußerlich Erzwingbare feine höheren Pflichten 
nicht, welche doch um jo größer find, als ihm bie Vorſehung 
beveutende Mittel Gutes zu thun zugewieſen bat. 

Unter diefen Umftänden ift denn die Stellung der Unter: 
thanen troß der wejentlich ſelbſtiſchen Stellung des Herrn durch⸗ 
aus feine rechtlofe; im Gegentheile mögen Allen oder wenigſtens 
Einzelnen fogar bedeutende Anſprüche an ben Fürften zuftehen. 
Aber diefe Rechte ftehen Tediglich auf einer pofitiven Grundlage, 
und es kann nicht? aus allgemeinen Säten und aus bem 
Weſen eines nach irgend einem Ideale geordneten Zuſammen⸗ 
lebend verlangt werden. Die zur Erreichung von Lebenszwecken 
über die feitgejtellten Xeiftungen des Fürften hinaus erforder: 
fichen Anstalten find von den Betreffenden durch Anwendung 
ihrer eigenen Kräfte zu bewerkftelligen; woran fie denn aber 
auch vom Fürjten in Feiner Weife gehindert werben dürfen. 
Leicht zu begreifen ift daher auch, daß fich gerade in Patrimo⸗ 
nialftanten die Organifation der Gejellichaft entwickelt. 

Es wiberjpricht dem Verhältniffe zwifchen bem urfprünglich 
Mächtigen und den unter Bedingungen in feinen Schug Eins 
getretenen nicht, — wenn es ſchon auch nicht unbedingt noth- 
wendig ift, — daß den Untertbanen, als den Schmwächeren, 
eigene Sicherleiftungen für die unverfürzte Gewährung ver 
ihnen. zuftehenden Rechte, ſowie zur Verhinderung einer unbe: 
fugten Ueberſpannung der von ihrer Seite fchuldigen Leiftungen 
zuftehen. Nur verfteht fich von felbit, dag durch eine folche 
Einrichtung dag Weſen der geficherten Nechte nicht verändert 
wird. Meder erhalten biefelben eine andere Grundlage, noch 
eine Ausdehnung über die urfprüngliche Abficht und Beftimmung 
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mung hinaus. — Diefe Gewährleiftungen können nun aber 
ſebr verfchiedener Art fein. ine fittliche Eicherung ſollen Eide, 
etwa beim Regierungsantritte, oder feierliche Erneuerungen der 
auzgeftellten Urkunden und dgl. geben. Durch Betellung eines 
Gerichtes Tann Klagen auf ftreng rechtlicher Grundlage abge: 
holfen werben, (wo dann freilich die Befugnig und die Macht zur 
Vollſtreckung des Urtheiles-fchwierig zu ordnen ift.) Endlich 
önnen Berfanmlungen, jei e8 der einzelnen Berechtigten ſei es 
von Stimmführern und Vertretern ganzer Gattungen, mit dem 
Rechte einer Bejchwerbeführung verichen fein, diefem aber Nach: 
druck geben dürfen durch Verweigerung orbentlicher oder außer: 
orventlicher Leiftungen. Es widerjtrebt ſogar dem Wefen diejer 
Etaatsgattung nicht, wenn zur volljtändigen Sicherung von 
Unterthanenrechten diefen eine Mitwirkung bei Regierungshand: 
lungen eingeräumt ift. Da die Regierung Privatrecht ift, fo 
mag der Beliger deſſelben Antheil an ihr nehmen laſſen, gleich: 
fam Dienjtbarkeiten einräumen, ohne daß aus allgemeinen ftaat- 
lichen Gründen eine Grenze hier nachgewiejen werben Tönnte 9). 
Aber cben fo gewiß können andererſeits die Berechtigten feine 
nicht ausdrücklich eingeräumte Befugniffe au allgemeinen ide- 
ellen Auffaffungen des Staatzlebend ableiten. Soweit Brief 
und Siegel geben, jo weit gcht auch ihr Recht; aber nicht ein 
Haar breit weiter. Und ebenfo ift die Bildung ihrer Berfamm- 
lungen theil3 nach den beitimmten Verabredungen, theils nad) 
der etwaigen Verſchiedenheit der zu vertretenden Rechte geregelt, 
nicht aber nach allgemeinen Gedanken von Rechtsgleichheit u. dgl. 

Die Ausdehnung der Verwaltung eines Patrimontalftaates 
hängt lediglich ab von den in jedem einzelnen Falle beftimmten 
gegenfeitigen Leiftungen. Allgemein gültige Sätze find in diefer 
Beziehung nicht zu bilden; doch mögen nachitehende ala im 
Durchſchnitt anwendbar betrachtet werden. — Einer häufigeren 
und ausgeführteren jchriftlichen Gefeßgebung no bier nicht? 
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im Wege. Im Gegentheil erfordert die unzweifelhafte Teit- 
itellung der Leiftungen von beiden Seiten, fowie die Ordnung 
der Sicherungsanftalten eine genaue Aufzeihnung; und an fie 
Ichließt fich denn von ſelbſt die gleiche Feſtſtellung der übrigen 
Rechte und Verhältniffe an. — Die Gerichtäbarkeit, und fomit 
die Errichtung und Bejegung von Gerichten, iſt zwar feine 
unbedingt nothwendige Aufgabe des Patrimonialftantes, indem 
möglichermweife die Unterthanen jelbft Einrichtungen zur Auf: 
rechterhaltung der Rechtsordnung unter fich treffen koͤnnen; 
allein - weitauß in den meiften Fällen wird allerdings gerabe 
bie Sicherjtellung des Nechtes die Hauptgrundlage des ganzen 
gemeinjchaftlichen Verhältniffes fein, und deßhalb die Beltellung 
ber hierzu nothwendigen Anftalten dem StaatZoberhaupte ob- 
Tiegen. Hiermit find dann aber Ausnahmzgerichte, befreite Ge- 
richtsbarkeit, Theilnahme der Stände an der Gerichtäbejekung 
u. f. w. gar wohl vereinbar. — Bon nur geringer Beben: 
tung pflegen die polizeilichen Anftalten in einem Patrimonial⸗ 
ſtaate zu fein. Die ganze Gefittigungsftufe, und namentlich 
auch der volfzwirthichaftliche Zuſtand, welche in diefer Staats: 
gattung ihre Befriedigung finden, erfordern eine größere Aus: 
dehnung folcher Hülfeleiftung noch nicht. Ueberdies find bie 
Beiträge der Unterthanen zu den allgemeinen Laften in ber 
Regel nicht von folcher Bedeutung, daß fie große Ausgaben ge: 
ftatteten. — Grundfäßlich follte der Staatshaushalt im Patri- 
montalftaate ein fehr einfacher fein, indem die von den Unter: 
thanen in Yolge der Aufnahme in das Schußverhältniß zu 
machenden Leiftungen in die Kaffe des Fürften fallen. und hier 
mit ber Hauptjache, dem Vermögen des Landesherrn ſelbſt, von 
benfelben Beamten und nach ben gleichen Grundſätzen verwaltet 
werden. Allein theils die zur Sicherftellung gegen Mipbräuche 
auch in wirthichaftlichen Dingen getroffenen Anftalten, theils 
bie den Unterthanen im Ganzen ober einzelnen Abtheilungen 
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derjelben unmittelbar verbleibenden Einrichtungen und Ausgaben 
bringen doch gewöhnlich eine weit verwickeltere Form der Haus⸗ 
haltung zumege. Es beitehen getrennt neben einander eine 
Finanzverwaltung bes Fürften und eine des Landes, nicht felten 
felbft nach Vermögensverwaltungen einzelner Stände; jebe mit 
verfchiedenen Einnahmen, Ausgaben, VBerrechnungen und viel: 
leicht Schulden. Die Verbindung zwijchen diefen verfchiedenen 
Haushaltungen findet aber theils durch Bezahlung beftimmter 
verabrebeter Summen von der einen an die andere, theild durch 
Zufammenlegung von beiden Seiten zu gemeinfchaftlichen Aus: 
gaben ſtatt. Von felbft veriteht ſich, daß Schulden des Fürften 
von den Unterthanen fo wenig zu tragen find, als umgefehrt 
die ihrigen von ihm. Nur wenn eine urfprüngliche oder nach: 
trägliche Uebernahme erfolgt, tritt eine Verbinplichkeit zur Be— 
zahlung einer urſprünglich fremden Verpflichtung ein, gegen 
welche dann nicht felten ftaatliche Rechte verfchtedener Art ein 
geräumt werden müflen®). — Auch die Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte ift hier nicht nach allgemeinen Grunbfäßen feftgeftellt, 
fondern beftimmt fich nach den befonderen Verabredungen bes 
Schutverhältniffes, und es mögen die Leiftungen der einzelnen 
Stände hier fehr verfchieden fein, ohne daß von einem Unrechte 
bie Rebe fein fünnte. Weitergehende Leiftungen an perjönlichen 
Dienfte und an Geld müffen freiwillig von ben Unterthanen 
übernommen werden, und es findet daher auch, foweit von außer: 
orventlichen Beiträgen die Rede ift, eine Mitberathung und 
Zuftimmung zum Kriege felbft ftatt. Aus eignen Mitteln, mit 
ben regelmäßig Verpflichteten oder mit Geworbenen mag da- 
gegen der Fürſt nach Belieben Krieg führen. 

Im Uebrigen find breierlei verſchiedene Formen des Pa— 
trimonialſtaates zu unterſcheiden: der haus herrliche Staat, 
bei welchem ein großer fürſtlicher Grundbeſitz den Mittelpunkt 
gibt; die militäriſche Lehensmonarchie, in welcher ein 
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Sroberer ein Land unter feine Getreuen vertheilte mit der 
Bedingung gegenfeitigen gewaffneten Schutzes; endlich eine herr- 
ſchende Stadtgemeinde, welche unterworfenen Landſchaften 
Schutz gewährt und befiehlt. Im letzteren Falle kann jede Art 
der Volksherrſchaft oder der Regierung bevorzugter Geſchlechter 
in der herrſchenden Gemeinde beſtehen, ohne daß hierdurch 
etwas Weſentliches im Verhältniſſe zu den Unterthanen geän— 
dert wäre. 


1) Unzweifelhaft das beſte Werk über das allgemeine Recht des Patri⸗ 
monialſtaates iſt Haller’s Reſtauration ber Staatswiſſenſchaften, und 
zwar in ihrer ganzen Ausdehnung, mit einziger Ausnahme ber Darſtellung 
ber geiftlihen Staaten. Der Orundfehler ded Ganzen, nämlich bie un: 
richtige Verallgemeinerung des Patrimonialprinciped auf alle Gattungen 
von Staaten, ift natürlih nicht von Bedeutung, wo es fih nur vom 
Batrimonialftaate handelt. — Bollgraff (Spfteme ber praftifchen Politik, 
Bd. III und IV) ſchadet einer richtigen Grundanficht über die Verſchiedenheit 
des antifen Staated und der Staaten der Neuzeit durch Webertreibungen und 
abentheuerliche Behauptungen, namentlich aber dadurch, daß er bie ſämmt⸗ 
lihen Fürftenthümer ber germanifch  jlawifchen Völfer bis zur Gegenwart 
nur als Patrimonialftaaten gelten laffen will, bamit aber grundfätlich Ver- 
ſchiedenes durcheinander wirft. — Die jehr ausführliche gejchichtliche Ent- 
widlung des MPatrimonialftaates bei Schmitthenner, Zmölf Bücher, 
3b. IH, ©. 26 fg. ift weder Mar in bem Grundgedanken, noch kann ber 
bargeftellte Hergang als ber wirflide unb die große babei aufgemenbete 
Gelehrſamkeit in Sprache und Alterthümern als eine wohl angebradhte an: 
erfannt werden. — Bluntfhli erwähnt, (Allgem. Staatsr., Bd. I, 
©. 339 fg.) nur des Lehenzftaates im europäiſchen Mittelalter. 

2) 68 ift eine fehr richtige Bemerfung von Bluntſchli, Allgem. 
Staats-R., Bd. I, ©. 347, baß ber Lehensſtaat (befler überhaupt der Patri- 
monialftaat) vorzugsweiſe Nech ts ftaat fei. Allein bie überwiegenbe Ge: 
wohnheit, den modernen Staat fo zu bezeichnen , — obgleich Rechtsordnung 
nur ber kleinere Theil feiner Thätigfeit iſt, — macht es nicht räthlidh, jenem 
dbiefe Benennung zu geben. 

3) Es ift eine merkwürdige Verfennung des eigenen Bortheiled und 
eine grobe Verwirrung ber Begriffe, wenn diejenige Partei, welche bie 
möglich geringfte Beſchränkung ber fürftlichen Nechte bei Volfsvertretung 
anftrebt und zu dem Ende ben Grundſatz, daß ber Fürft im weſentlichen 
Beige der Staatögewalt zu Bleiben babe, fogar zur gefeblichen Anerfennung 
gebracht hat, zn gleicher Zeit auch den Rechtsſtaat wieder in einen Batri- 
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monialftant zu verwandeln bemüht if. Gerade im PBatrimonialftaate findet 
weder grambfäglih noch thatjächlih eine foldhe genaue Beſchränkung der 
ſtändiſchen Rechte ftatt, vielmehr kann hier Mitregierung ber Unterthanen 
in jedem beliebigen Maße beftehen ohne Verlegung des Grundgedankens. 
Die Ausdehnung ſolcher Rechte ift lediglich eine thatfächliche Trage und eine 
Folge von Zufällen und äußeren Nothwenbdigfeiten. 

M Es entipricht [wohl dem Rechte ald dem Vortheile beider Theile, 
wenn im Patrimonialftaate die Wirthſchaft des Fürſten (oder der herrſchenden 
Gemeinde) unb bie bed Landes möglichft fcharf getrennt und bie Rechtstitel 
genau beftimmt und immer unzweifelhaft erhalten werden. Hier iſt 3. 8. 
auf eine Weberlaffung ber Tomänen de Zürften an das Land fo wenig 
ein Anspruch, als auf eine Einziehung des Eigenthums der Unterthanen 
von Seiten des Herrn. Und wenn bie Behandlung des Kammergutes als 
Staatzgut in einigen beutfchen Staaten fo heftigen Widerfpruch von Seiten 
der fürftlichen Inhaber gefunden bat und noch findet, fo wäre nicht ber 
mindefte Grund zum Zabel, würbe e3 fi von PBatrimonialftaaten banbeln. 
Es ift vielmehr bie folgewidrige Mifchung dieſer Staatzgattung mit bem 
neuzeitlichen Rechtsſtaate, ober ber unausführbare Verſuch, letzteren wieder 
umzuwanbeln in bie frühere Patrimonialherrſchaft, was Mipftimmung erregt 
und dad Gefühl der Unbaltbarkeit erweckt. — Daß übrigens bei einer rein 
durchgeführten Haushaltung eine Patrimonialftantes wunderlihe und un: 
zwedmäßige Verwaltunggeinrichtungen entftehen, darf nicht verwundern, 
muß vielmehr in ben Kauf genommen werden. So 3. B. herr: und 
landſchaftliche gemeinfchaftliche Schuldenzahlungs- Deputationen, dergleichen 
Schloßbau-Deputationen u. ſ. w. 


S 42. 
9. Die Theokratie. 


Nicht wenige Religionen lehren, daß das Leben ber Dten- 
ſchen von einer göttlihen Wacht unmittelbar geleitet werbe, 
und daß fich diefe namentlich much die Anorbnung und Leitung 
der ftaatlichen Zuftände vorbehalte. Bald ift diefe Fürſorge 
auf ein beftimmtes einzelnes Wolf beichränkt, welches dadurch ala 
Liebling der Gottheit erflärt ift; bald ſpricht eine Weltreligion 
dieß für Alle au. Wo der Glaube an eine folche Lehre maRge: 
bend ift für daß ganze Yeben eine Volfed, da erzeugt er denn auch 
einen entfprechenden Staat, welcher in feinem innerften Weſen, 
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und bamit auch in allen feinen Einrichtungen, wejentlich verfchte- 
den von anderen Organifationen des Zufammenlebenz ift '). 

Die rechtliche Begründung diefer Staatsgattung hat nicht 
die mindefte Schwierigkeit. Die Verpflichtung der Gläubigen, fich 
allen aus einem göttlichen Befehle folgenden Einrichtungen 
und Geſetzen zu unterwerfen, unterliegt natürlich weder Zweifel 
noch Bedingung; und ed mag auch den Vorfchriften, welcher 
Art fie fein mögen, mit Vertrauen und Freubigfeit gefolgt 
werben, ba fie von der höchiten Weisheit herrühren und nur 
zeitliched und ewiged Wohl der Menfchen bezwecken. Selbft 
anfcheinend jhäbliche Einrichtungen find ohne Kritik aufzuneh- 
men, da ihnen ein höherer verborgener oder entfernter Nutzen 
zuzufchreiben ift. Aber natürlich ift der volle Glaube an bie 
betreffende Religion unerläßliche Vorausſetzung. Wo diefer 
wankt, ift auch der ganze Staat in Zweifel geftellt; und wenn 
eine andere religiöfe Ueberzeugnng pofitiv eingetreten tft, hat 
auch der bisher geglaubte Staat weder Stun noch Berechtigung 
mehr. Im Webrigen ift der Inhalt der zur Grundlage die: 
nenben Religion von feiner wefentlichen Bedeutung. Auch irr— 
thümliche Lehren vermögen einen Staat zu gründen, falls nur 
überhaupt eine unntittelbare Eimvirfung der Gottheit auf menjch- 
liche Angelegenheiten mit ihrem Wefen vereinbar ift, und wenn 
und in jo ferne fie Glauben bei einem Volke finden 2). 

Ein Staat, welcher auf folche unmittelbare Anordnung 
ber Gottheit gegründet ift, und (nach dem Glauben feiner An- 
gehörigen) unter unmittelbarer Leitung einer göttlichen Macht 
fteht, ift eine Theokratie ). Die Annahme einer folchen 
Staatzgattung hat aber nicht nur für den religiöfen Glauben 
nichts Unmögliches, ſondern es Tann fich auch dag vernünftige 
Denken diefelbe aneignen, falls nur überhaupt eine unmittel- 
bare Einwirfung der Gottheit als eine ftttliche und logiſche 
Möglichkeit angenommen if. Da ein Syſtem von richtigen 
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Schlußfolgerungen auf diefer Grundlage errichtet werben Tann, 
fo gibt es auch ein philofophifches Staatsrecht der Theofratie. 

Die Glaubendlehre über die Art des göttlichen Eingreifeng 
in die ftantlichen Angelegenheiten und über die Mittheilung des 
göttlichen Willens, kann eine jehr verſchiedene fein, ohne daß 
hieraus ein wefentlicher Unterfchied für die rechtliche Natur 
des Staates entftünde. Ob eine Incarnation der Gottheit, 
oder eine Verfündung ihres Willend durch Infpiration, Orakel 
und Ausfluß eines heiligen Geiftes, oder ob enblich eine blei- 
bende Webertragung an eine gotterleuchtete und heilige Priefter: 
fchaft als die Form der göttlichen Regierung gelehrt und geglaubt 
wird, ift in Beziehung auf die Staatzleitung an ſich gleichgültig, 
ba in allen dieſen Fällen ver Iekte Grund des Rechtes und 
ber Hechtöpflicht in einem unzweifelhaften göttlichen Befehle 
befteht *). — Bon wejentlicherer Bedeutung ift dagegen - der 
Unterjchied, ob in einer Theokratie dag religiöfe und das welt: 
liche Leben als untrennbar verbunden und fich gegenjeitig voll- 
fommen durchdringend angenommen, danach denn auch fein 
Unterfchieb zwifchen Staat und Kirche autfgeftellt wird, ſondern 
nur Eine allgemeine Lebensordnung befteht, deren Haupt und 
Lenker ein regterender oberjter Prieſter ift; oder ob die Orbnung 
der irdifchen Angelegenheiten zwar immer nach dem unmittel- 
baren Befehle der Gottheit, aber doch als ein getrennter Orga⸗ 
nismus befteht, und neben ihr, aber nur für die religiöfen 
Dinge und für dad Leben über die Erde hinaus, als zweite 
Anftalt die Kirche eingerichtet ift, wo denn ein weltliche und 
ein religioͤſes Haupt neben einander befteht. Die eritere, offen- 
bar folgerichtigere, Auffaffung und Anordnung mag bie reine 
ober ungetheilte Theokratie genannt werben; die andere ift 
als dualiſtiſch zu bezeichnen. Beide Formen haben allerdings 
bie wichtigften Grundlagen mit einander gemein, allein bie 
Folgerungen im Einzelnen find verfchteden. 
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Zunächft von den in ſämmtlichen Glaubenzftaaten gleich⸗ 
mäßig beftehenden oberſten Principien. 

Sm jedem Staate diefer ganzen Gattung ift die Reli— 
gionglehre die Hauptſache. Diefelbe enthält nämlich nicht 
nur die Glaubensſätze über dag Verhältniß des einzelnen Men: 
fchen zu Gott und zu der Welt, die Vorfchriften über ben 
Cultus und über die Stellung und die geiftige Macht der 
Priefter, ferner etwa ſittliche Vorjchriften,; fondern auch die 
Rechtägrundlagen für den Staat, für die Regierungsbefugnifie 
des Staatsoberhauptes, enblih für die Einrichtung des Zu- 
fammenlebend. Die Erhaltung des allgemeinften und vollften 


. Glaubens an diefe Religionzlehre ift daher auch die wichtigfte 


Aufgabe des Staates. Unduldſamkeit gegen Ungläubige oder 
Andersgläubige iſt in ver Iheofratie Feine Härte und Rechts⸗ 
verleßung, ſondern lediglich Selbftvertheidigung des Staates. 
Ein Angriff anf einen Glaubensſatz ift nicht blos Gottloſigkeit, 
fondern zu gleicher Zeit Hochverrath. 

sn jeder Form ber Xheofratie ift ferner eine Einrichtung 
unentbehrlich, welche ald eine unmittelbare Einholung des 
Willend der Gottheit gilt und als folche geglaubt wird, 
weil felbft in einer noch jo ausführlichen Verfaffung und Gefet- 
gebung doc, unmöglich für alle im Laufe ber Zeit vorfommenden 
Fragen ſchon zum Voraus eine Antwort und für alle allmälig ent- 
jtehenden Bebürfniffe ſchon eine Befriedigung enthalten fein Tann. 
In welcher Form und unter welchen Borausfeßungen dieſe 
Einholung des gefeßgeberischen und oberſten verwaltenden Willens 
der Gottheit jtattfindet, ift rechtlich gleichgültig; nur verlangt 
der Zwe Zugänglichkeit zu jeder Zeit, und darf die Entfchei- 
bung feiner der regelmäßigen Leitung des Staates ferner 
ftehenden Gewalt anvertraut fein, damit fein Widerſpruch ent- 
ſtehe. Von felbft verjteht fich ein unbebingter Gchorfam aller 
Gläubigen gegen eine folche höchſte Entfcheidung; und eine 
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Theilnahme der Untertbanen wur Laicn an felden eberften 
Ausſprũchen des Staatswillens, ever gar ein Recht zur Kritik 
und zum Widerſpruche, it gerameır undenkbar. Höchſtens mag 
eine Tbeilnabme der Unteribanen am ter Eeſetzgebung unt 
Regierung in der tualittiiden Theoktratie bei denjenigen Be— 
ziehumgen jtattfinden, welche weientlich dem weltlichen Staate an: 
gebören und unter ver Leitung des weltlichen Oberbauptes ftchen. 

Za die Einheit und Die eitigfeit des Glaubens, welche 
für die Theokratie Lebensbedingung iſt, durch die ganze Biltung 
des Bolfed bedingt ift, jo mug in jeder Theokratie nicht nur 
vie gefanımte Erziebung ſondern auch vie Wiſſenſchaft 
und Literatur ausſchließlich und volljtäntig in den Händen 
der Priefterjchait fein Lehren, weld«, und wäre «3 auch erft 
in entfernterer Folge, nicht zufammenftimmen mit den Religiond- 
fagungen, können in bieler Staatsgattung feine Berechtigung oder 
auch nur Zuldung baben. Ramentlich ift eine jreie Erörterung 
der Wahrheit der Staatöreligion, eine ſubjektive Auslegung der 
heiligen Schriften und eine kritiſche Unterfuchung der gefchichtlichen 
Thatſachen in denſelben ganz außer Frage. Selbſt Wiflen- 
fchaften, welche jich mit entiernter liegenden Gegenjtänvden be- 
fchäftigen, türfen zu feinen Ergebniffen gelangen, welcde mit 
der firchlich beſtehenden Lehre unvereinbar find. Ein baraus 
entftehender fachlicher over intelleftuelfer Schaden kann dabei 
vom Stantpunfte des Staates nicht in- Betracht kommen; nur 
um vielen Preis erhält fich cine Theokratie auf die Dauer. 
Fängt ein Volf an, eine freie Bildung und cine ungefeflelte 
Forſchung nach Wahrheit höher anzufchlagen, als die Bewahrung 
feined Glauben? , dann ift eine Umwandlung ver biöherigen 
Staatsgattung in irgend eine andere nahe bei der Hand; freilich 
auch durchaus berechtigt, weil dann ber Glaubensſtaat der 
Lebensauffaffung und den daraus jich ergebenden Lebenszwecken 
nicht mehr entfpricht 9). 
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Gleichheit der Staatötheilnehmer vor dem Geſetze ift in 
ber Theofratie nicht möglich. Wenn auch ſämmtliche Laien, 
hoch oder nieder, in gleicher Unterordnung unter der geijtigen 
Gewalt in Religionzfachen ftehen, fo muß doch jedenfalls für 
die Priefter ein beſonderes Necht beitehen. Ihnen, als ben 
GSottgeweihten und der Gottheit Näherftehenden, gebühren Vor: 
rechte vor den Laien; namentlich koͤnnen fie ihren Gerichtäftand 
nur bei ihren eigenen Oberen haben. 

Bon höchiter Bedeutung für die Theokratie ift die Beftim- 
mung über die Erwerbung der Priefterwürde Es gibt 
aber nur zwei folgerichtige Erwerbungsarten: entweder Geburt 
aus einer erblichen Briefterfafte, oder Aufnahme burch eine 
heilige und unerlöfchliche Weihe. Im lebteren alle ift Che: 
Tofigfeit der Priefter unerläßlich, damit nicht Unhetlige von 
. Heiligen entftehe, und der Priefter nicht nähere DBerhältniffe 
habe, als die zu feinem Stande, der Kirche und dem Staate. 

Endlich noch gilt für jede Theofratie die Forderung, daß 
bie Priefterfchaft und überhaupt die ganze veligidfe Einrichtung 
wirthſchaftlich felbftftändig und von dem guten Willen der 
Laien unabhängig fei. Daher denn namentlich der Grundſatz 
ber Unantaftbarfeit und Unveräußerlichkeit alles Grundeigen- 
thumes ber Kirche. 

Die äußere Einrichtung einer Theofratie ift dagegen aller- 
dings ſehr verſchieden, - je nachdem biefelbe eine reine ober eine 
dualiſtiſche iſt. Natürlich ift die erftere Art weit leichter zu 
organifiren, als die verwiceltere Verbindung von Prieſter⸗ 
und Laien-NRegiment. 

In der reinen Theofratie fteht an ber Spige ber Ber: 
einigung von Staat und Kirche die Perfonififation ober ber 
Statthalter Gottes. Er ift der Leiter aller geiftlichen und welt- 
lichen Angelegenheiten; zu feiner Berathung und, wenn es 
nöthig fein follte, zu feiner Beichräntung fteht ihm -eine Ver⸗ 
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fammlung von Oberften der Priejterfchaft zur Seite. Unter 
ihm breitet fich eine wohlgeorbnete Hierarchie von SPrieftern 
über den ganzen Staat aus, zu gemeinfchaftlicher Beforgung 
der religiöfen Aufgaben und der verjchiebenen Staatsgefchäfte 
Als Verfaſſungsurkunde dienen die heiligen Schriften ; die Kirchen- 
gefege aber enthalten die weitere Ausführung. Paſſend werden 
bie Tempel zu Gerichtöhöfen und zu fonftigen öffentlichen Ge— 
Ihäften verwendet. Eine ſtrenge Ceremonialgefeggebung dringt 
bi3 in dag Innerſte des täglichen und häuslichen Leben, da- 
mit die ungetrennte Verbindung von Kirche und Staat, Re- 
ligion und Geje immer vor Augen bleibe und der Priefter 
alle Lebenzverhältniffe beherriche. — Nur die Ordnung ber 
bewaffneten Macht bietet bier eine‘ ernſte Schwierigkeit. Es 
ift zwar möglich, daß die Religion eine Triegerifche fei, und 
dann mögen die Priefter des Kriegsgottes auch in den Waffen 
geübt und die Anführer des Heeres fein; allein in ver Regel 
widerjtreitet das Weſen der religtöfen Lehre einer ſolchen Ein- 
richtung. Dann bleibt nur die für daß Veftehen der Verfaſ— 
fung gleich gefährliche Wahl ver Bildung eined eigenen zwar 
fehr bevorzugten aber doch untergeordneten Kriegerftammes, 
oder die Mebertragung der Vertheidigung an Miethtruppen und 
deren Anführer®). | 

Bei einer dualiftifchen Theokratie ift die Abtheilung 
der Gefchäfte zwilchen dem geiftlichen und dem weltlichen Ober: 
haupte die höchite Aufgabe, von deren glüdficher Löfung alles 
weitere Recht und das Schiefal des Staates abhängt. Im 
Allgemeinen iſt natürlich kein Zweifel darüber, daß dem geift- 
fichen Haupte die Leitung aller religtöfen Ungelegenheiten ges 
bührt; allein im Einzelnen entftehen darüber nothwendig Schwie- 
rigfeiten, was von ben blos mittelbaren Unterftügungdanftalten 
der Kirche überwieſen werden fol; und hauptfächlich ift es eine 
ſchwere Aufgabe, Einrichtungen zu treffen, welche die Weber: 
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im Wege. Im Gegentheil erfordert die unzweifelhafte Feſt⸗ 
ftellung der Leiftungen von beiden Seiten, fowie die Ordnung 
der Sicherungsanftalten eine genaue Aufzeichnung; und an fie 
jchließt fich denn von ſelbſt die gleiche Feſtſtellung der übrigen 
Rechte und Verhältniffe an. — Die Gerichtöbarfeit, und ſomit 
die Errichtung und Beſetzung von Gerichten, ift zwar feine 
unbedingt nothwendige Aufgabe des Patrimonialftantes, indem 
möglicherweife die Unterthanen jelbft Einrichtungen zur Auf- 
rechterhaltung der Rechtsordnung unter fich treffen koͤnnen; 
allein - weitaus in den meiften Jällen wird allerdings gerabe 
die Sicherftellung des Nechtes die Hauptgrundlage des ganzen 
gemeinjchaftlichen Verhältnifjes fein, und deßhalb die Beftellung 
ber hierzu nothwendigen Anjtalten dem Staatsoberhaupte ob- 
liegen. Hiermit find dann aber Ausnahmögerichte, befreite Ge- 
richtöbarkeit, Theilnahme der Stände an ber Gerichtöbejegung 
u. f. w. gar wohl vereinbar. — Bon nur geringer Beben: 
tung pflegen die polizeilichen Anftalten in einem PBatrimonial- 
ftaate zu fein. Die ganze Gefittigungsftufe, und namentlich 
auch der volfäwirthichaftliche Zuftand, welche in dieſer Staats⸗ 
gattung ihre Befriedigung finden, erforbern eine größere Aus: 
dehnung folcher Hülfeleiftung noch nicht. Ueberdies find die 
Beiträge der Unterthanen zu ben allgemeinen Xaften in ber 
Regel nicht von folcher Bebeutung, daß fie große Ausgaben ge: 
ftatteten. — Grundfäßlich follte der Staatshaushalt im Patri- 
montaljtaate ein fehr einfacher fein, indem die von den Unter: 
thanen in Yolge der Aufnahme in das Schutzverhältniß zu 
machenben Leiftungen in die Kaffe des Fürften fallen ,. und hier 
mit der Hauptfache, dem Vermögen bed Landesherrn ſelbſt, von 
denſelben Beamten und nach ven gleichen Grunbfägen verwaltet 
werben. Allein theils die zur Sicherftellung gegen Mipbräuche 
auch in wirtbfchaftlichen Dingen getroffenen Anftalten, theils 
die den Unterthanen im Ganzen ober einzelnen Abtheilungen 
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derfelben unmittelbar verbleibenden Einrichtungen und Ausgaben 
bringen doch gewöhnlich eine weit verwickeltere Yorm der Haus⸗ 
haltung zumwege. Es beitehen getrennt neben einandver eine 
Finanzverwaltung des Fürften und eine des Landes, nicht jelten 
jeldft nach Vermögensverwaltungen einzelner Stände; jede mit 
verfchiebenen Einnahmen, Ausgaben, Verrechnungen und viel- 
leicht Schulden. Die Verbindung zwilchen dieſen verjchiedenen 
Haushaltungen findet aber theild durch Bezahlung beſtimmter 
verabredeter Summen von der einen an vie andere, theils durch 
Zufammenlegung von beiden Seiten zu gemeinfchaftlichen Aus- 
gaben ftatt. Bon felbit verfteht ſich, daß Schulven des Fürjten 
von den Untertanen fo wenig zu tragen find, als umgekehrt 
die ihrigen von ihm. Nur wenn eine urfprüngliche ober nach: 
trägliche Uebernahme erfolgt, tritt eine Verbindlichkeit zur Be: 
zahlung einer urfprünglich fremden Verpflichtung ein, gegen 
welche dann nicht felten ftaatliche Rechte verjchiebener Art ein: 
geräumt werben müſſen ). — Auch bie Verpflichtung zum 
Kriegsdienſte ift hier nicht nach allgemeinen Grunbjägen feftgeftellt, 
fondern beſtimmt ſich nach den befonderen Verabredungen bes 
Schupverhältniffes, und es mögen die Leiftungen der einzelnen 
Stände bier fehr verfchieden fein, ohne daß von einem Unrechte 
die Rebe fein könnte. Weitergehende Keiftungen an perjönlichen 
Dienfte und an Geld müffen freiwillig von den Unterthanen 
übernommen werden, und e3 findet daher auch, foweit von außer: 
orventlichen Beiträgen die Rede ift, eine Meitberathung und 
Zuftimmung zum Kriege jelbft ftatt. Aus eignen Mitteln, mit 
ven regelmäßig DBerpflichteten oder mit Geworbenen mag da—⸗ 
gegen der Fürſt nach Belieben Krieg führen _ 

Im Uebrigen find breierlei verſchiedene Formen des Pa⸗ 
trimonialſtaates zu unterſcheiden: der haus herrliche Staat, 
bei welchem ein großer fürſtlicher Grundbeſitz den Mittelpunkt 
gibt; die militäriſche Lehensmonarchie, in welcher ein 

20 o 


308 


Eroberer ein Land unter feine Getreuen vertheilte mit der 
Bedingung gegenfeitigen gewaffneten Schutzes; endlich eine Herr: 
ſchen de Stadtgemeinde, welche untermorfenen Landfchaften 
Schub gewährt und befiehlt. Im letzteren Falle kann jede Art 
der Volksherrſchaft oder der Regierung bevorzugter Gejchlechter 
in der herrichenden Gemeinde beftehen, ohne daß hierdurch 
etwas Wefentliches im Verhältnifje zu den Unterthanen geän- 
dert wäre. 


1) Unzmweifelhaft das befte Werk über das allgemeine Recht des Patri⸗ 
monialftaates iſt Haller’3 Reſtauration ber Staatäwiffenfchaften, und 
zwar in ihrer ganzen Auzdehnung, mit einziger Ausnahme ber Darftellung 
ber geiftlichen Staaten. Der Grundfehler des Ganzen, nämlih die un: 
richtige Verallgemeinerung des Patrimonialprincipes auf alle Gattungen 
von Staaten, ift natürlich nicht von Bedeutung, wo es fi nur vom 
Batrimonialftaate handelt. — VBollgraff (Spfteme ber praftifchen Politik, 
Bd. III und IV) ſchadet einer richtigen Grundanficht über die Verſchiedenheit 
des antifen Staates unb ber Staaten der Neuzeit durch Uebertreibungen und 
abentheuerlihe Behauptungen, namentlich aber baburdh, daß er die ſämmt⸗ 
lichen Yürftenthümer ber germanifch :flamwifchen Völker bis zur Gegenwart 
nur ald PBatrimonialftaaten gelten laſſen will, bamit aber grunbjäglic Ver: 
ſchiedenes burcheinander wirft. — Die jehr ausführliche gejchichtliche Ent: 
widlung bed Patrimonialftaates bei Shmitthenner, Zmölf Bücher, 
Bd. III, ©. 26 fg. ift weder Mar in dem Grundgedanken, noch kann ber 
dargeftellte Hergang als der wirflide und die große dabei aufgemenbete 
Gelehrſamkeit in Sprache und Alterthiimern ala eine wohl angebrachte an- 
erfannt werden. — Bluntfhli erwähnt, (Allgem. Staater., Bd. I, 
S. 339 fg.) nur des Lehenzitaates im europäifchen Mittelalter. 

2) Es ift eine fehr richtige Bemerkung von Bluntſchli, Allgem. 
Staats-R., Bd. J, ©. 347, daß ber Lehenzftaat (befler überhaupt der Patri⸗ 
monialftaat) vorzugsweile Rech ts ſtaat fei. Allein die überwiegende Ge- 
wohnheit, den modernen Staat fo zu bezeichnen, — obgleich Rechtsordnung 
nur ber kleinere Theil feiner Thätigkeit iſt, — macht es nicht räthlid, jenem 
biefe Benennung zu geben. 

3) Es ift eine merfwürbige Verfennung des eigenen Vortheiled und 
eine grobe Verwirrung ber Begriffe, wenn biejenige Partei, welche bie 
möglich geringfte Beichränfung ber fürftlichen Nechte bei Volksvertretung 
anftrebt und zu bem Ende den Grundfaß, daß ber Fürft im welentlichen 
Beige der Staatsgewalt zu Bleiben habe, fogar zur gefeßlichen Anerkennung 
gebracht bat, zm gleicher Zeit auch ben Rechtsſtaat wieber in einen Patri⸗ 
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monialftaat zu verwandeln bemüht ifl. Gerade im Patrimonialftaate findet 
weder grundſätzlich noch thatſächlich eine folhe genaue Beſchränkung der 
ftändifchen Rechte ftatt, vielmehr kann hier Mitregierung der Lnterthanen 
in jedem beliebigen Maße beftehen ohne Verlegung des Grundgedankens. 
Die Ausdehnung ſolcher Rechte ift Tebiglidy eine thatfächliche Frage unb eine 
Folge von Zufällen und äußeren Nothwendigkeiten. | 

4) Es entipricht ſowohl dem Rechte als dem Vortheile beider Theile, 
wenn im Patrimonialftante die Wirthichaft des Fürften (oder der herrfchenben 
Gemeinde) unb bie ded Landes möglichft ſcharf getrennt und die Rechtstitel 
genau beftimmt und immer unzweifelhaft erhalten werden. Hier iſt 3. 8. 
auf eine Weberlafjung ber Domänen des Zürften an das Land fo wenig 
ein Anfprud, als auf eine Einziehung des Eigenthums der Unterthanen 
von Seiten des Herrn. Und wenn die Behandlung bed Kammergutes als 
Staatägut in einigen beutichen Staaten fo heftigen Widerfprud von Seiten 
der fürftliden Inhaber gefunden hat und nod findet, fo wäre nicht der 
minbefte Grund zum Tadel, würde es fi) von Patrimonialftaaten handeln. 
Es ift vielmehr die folgewidrige Miſchung diefer Staatsgattung mit dem 
neuzeitlichen Rechtsſtaate, ober der unausführbare Verfuch, letzteren wieber 
umzuwandeln in bie frühere Batrimonialherrichaft, was Mißſtimmung erregt 
und das Gefühl ber Unbaltbarkeit erweckt. — Daß übrigens bei einer rein 
durchgeführten Haushaltung eines Patrimonialftnates wunbderlihe und un- 
zwedmäßige Verwaltungseinrichtungen entftehen, darf nicht verwundern, 
muß vielmehr in den Kauf genommen werden. So 3. B. heir- und 
landſchaftliche gemeinfchaftlihe Schuldenzahlungs - Deputationen, dergleichen 
Schloßbau=-Deputationen u. f. w. 


S 42. 
3. Die Theokratie. 


Nicht wenige Religionen lehren, daß das Leben der Men: 
ſchen von einer göttlichen Macht unmittelbar geleitet werde, 
und daß fich diefe namentlich auch die Anordnung und Leitung 
der ftaatlichen Zuſtände vorbehalte. Bald ift dieſe Fürſorge 
auf ein beitimmtes einzelnes Volk beichränkt, welches dadurch al? 


Liebling der Gottheit erflärt ift; bald fpricht eine Weltreligton . - 
bieß für Alle aus. Wo der Glaube an eine folche Lehre maßge: 


bend ift für das ganze Leben eines Volfes, ba erzeugt er denn auch 


einen entfprechenden Staat, welcher in feinem innerften Weſen, 
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Plage oder in verfaſſungsmäßigen Verfammlungen und Ge: 
Ichäften zu; er hat Anfprudy an den Genuß aller Güter und 
Vortheile, welche dem Staate gehören; er kann vollftändigen 
Unterhalt vom Staate verlangen, wenn feine eignen Mittel 
nicht augreichen; em Schug im Auglande gebührt ihm als 
einem integrirenden Theile des Staated. Die härtefte Strafe 
nach der Xebenzberaubung ift Verbannung, als welche von 
allen Gewohnheiten und Zwecken des ganzen Dafeind aus— 
ſchließt. 

Der weſentliche Unterſchied zwiſchen dieſer Lebens- und 
Staatsauffaſſung und der aller neueren Völker fällt in die 
Augen. Bei den Alten dient der Einzelne dem Staate und 
findet in deſſen Wohl mittelbar auch die Befriedigung feiner 
Zwecke; bei den Neuen iſt der Staat für alle Einzelnen da, 
und er findet feinen Ruhm in dem Wohle der Bürger. Dort 
bejteht die Freiheit in_der Theilnahme an der Regierung, hier 
im möglichft wenig vegirt werden. Im antiken Staate find 
die Leiftungen ded Bürgers ein Ausleben feiner Perjönlichkeit, 
im neuzeitlichen eine Beſchränkung derſelben. Bei den Griechen 
und Römern war die Volksherrſchaft, bei uns tft fürftliche 
Negierung der richtigfte Ausdruck des Staatsgedankens ?). 

In ein folches feſtgeſchloſſenes und in fich durchaus einiges 
Ganzes fünnen Fremde feine Aufnahme erhalten. Wenn fie, 
aus Nüglichfeitägründen, geduldet werben, fo bilden fie eine 
vollfommen gejonderte Klaffe, welche von allem eigentlichen 
. Staatlichen Nechte ausgejchloffen ift, und deren Nachkommen 
erft, vielleicht nach mehrern Gefchlechtern, wenn ſie ſich voll- 
jtändig eingelebt haben, al3 Bürger aufgenommen werben fünnen. 
Daffelbe gilt von Unfreien und Treigelaffenen; und es tft ein 
Beweis von ſchon weit vorgefchrittener Zerjeßung und Fäulniß, 
wenn folche Schnell und in ganzen Maffen aufgenommen werben. 
— Haugfflaverei ift ein kaum vermeiblicher Zuftand in einem 
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jolchen Staate, damit der Bürger, während Anbere für ihn 
arbeiten, den Staatögefchäften und überhaupt dem öffentlichen 
Leben ſich widmen kann. 

Der möglichen Formen dieſer Staatsgattung find 
es brei. 

Eigentlich ift nur die reine Volksherrſchaft ganz 
folgerichtig, umd zwar in ber Weile, daß jeder Bürger um- 
mittelbar an den Staatsangelegenheiten Antheil nimmt, und 
feine Stimme dabei zählt. Nicht blos vereinbar damit, fon: 
dern die allein richtige Ausführung ift es freilich, wenn ver 
Stimmantheil eines Jeden nicht blos nach der Kopfzahl, ſondern 
nach feiner Bedeutung für dad Gemeinwejen und Gemeinleben 
bemeffen wird. Es mögen daher immerhin die Reicheren, welche 
mehr ftenern und koſtſpieligen Waffengattungen angehören, ein 
ausgiebigeres Stimmrecht befigen; oder können gefchichtlich aus⸗ 
gezeichnete Gefchlechter, deren Gewohnheiten und Haltung das 
Weſen des gemeinjchaftlichen Lebens bejtimmen, auch befonberz 
gehört werben. Bon einer bloßen Stellvertretung der geringeren 
Bürger kann jedoch Feine Rebe fein. Der ganze Gedanke ift 
unvereinbar mit diefer Staatdauffaffung und dem Verhältniffe 
des Einzelnen zu ber Gejammtheit; der Einfluß des perjönlich 
weniger Bebeutenden mag ein geringerer fein; aber fein Antheil 
am Staate ift unter allen Umftänden ein unmittelbarer. — 
Zur Vorbereitung der Gejchäfte einerſeits, namentlich zur Ver- 
Binderung unüberlegter oder factidfer Beichlüffe, und zur Aus: 
führung des Befchloffenen andererfeit? find natürlich Vorfeh- 
rungen erforberlich, welche die Ruhe und Handlungsfaͤhigkeit 
Weniger mit Gefahrlofigkeit für das Recht ver Gefammtheit 
verbinden. Diefe beftehen wefentlih in der Wahl eines klei⸗ 
neren Senates, welchen die Prüfung und vorläufige Billigung 
der Anträge an die Volksverſammlung, jo wie die Ueberwachung 


und Vollſtreckung zufteht; in der Beftellung von öffentlichen 
v. Mohl, Encyclopädie. 21 
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Rebnern, welche die Gründe und Gegengrünbe der Vorfchläge 
vor dem verfammelten Volke zu erörtern haben; in der, übrigens 
nur auf kurze Zeit und vielleicht jelbft durch bloſes Loos zu 
vollziehenden, Wahl der nöthigen Beamten; endlich in der Be: 
brohung mit Strafen für fchädliche Anträge an die Verfamm- 
lung. Zur Gewältigung außerorventlicher Gefahren mag noch 
eine Webertragung der gejammten Staatsmacht auf einzelne 
Wenige ftattfinden; aber nur auf furze Zeit und unter ftrenger 
Berantwortlichkeit; und ift jogar wohl ein Oſtracismus, alfo 
bie zeitweile Beſeitigung eines ‚durch feine hervorragende Per⸗ 
\önlichfeit und durch feine Verbdienfte der Gemeinfreiheit gefähr- 
lichen Bürgerd, unvermeidlich. 

Aber auch eine arijtofratifche Regierungsform ift ver- 
einbar mit dem Grundgedanken des klaſſiſchen Staates, jeboch 
allerding3 mitteljt einer etwas Fünftlicheren Auslegung. Wenn 
nämlich davon ausgegangen wird, daß Jeder nach feinen Fähig⸗ 
feiten zu dem Gefammtleben beizutragen habe, und baß ed das 
natürliche Recht und die vernünftige Pflicht der Beſten jet, zu 
regieren; wenn ferner als Erfahrungsſatz angenommen wird, 
daß höhere Eigenfchaften bei denjenigen Bürgern vorausgeſetzt 
werben können, welche in bejtimmten äußeren Stellungen ſich 
befinden, alfo entweder von geſchichtlich ausgezeichneten Ge: 
ſchlechtern abftammen, oder im Befige großen, namentlich an: 
geerbten Neichthumes find; wenn endlich der Mafje der Bürger 
ein Antheil an dem öffentlichen Leben, wenn auch nicht an 
ber Regierung, unverfümmert erhalten wird: fo läßt fich eine 
Uebertragung ber oberften Leitung an die vermuthlich Beſten 
zur Noth vereinigen mit der Aufrechterhaltung eines allgemeinen 
Gefammtlebend. Sa, es haben Männer von hervorragender gei: 
tiger Kraft und folche, welche unter den Nachtheilen einer 
Volksregierung zu leiden hatten, felbft im Alterthume die art- 
ſtokratiſche Negierungsweife für die vorzüglichite erklärt). Am 
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ſtaͤrkſten ift natürlich umter ſolchen Umftänden bie Ariftofratie 
da, wo fie fib mit dem Prieſterthume verbindet. — Gegen 
Mikbraud der Gewalt auf Koften der Menge jind immerhin 
Einrihtungen möglich und räthlich. So z. 3. die Beftellung 
von Volkstribunen, deren Zuftimmung zu den Geſetzen noth: 
wendig. ift. 

Am wenigiten paßt für ben klaſſiſchen Staat bie beftänbige 
Regierung eines Einzelnen, weil bier ein ftaatliches 
Gemeinleben "doch faum noch etwas Anderes als eine bloße 
Tihtung ift, und namentlich die Zwede und Snterefien des 
Einen, nicht aber die Bebürfniffe und Anfchauungen der Ge: 
fammtheit den Ausſchlag geben. Am leilichiten ift diefe Re— 

o gterunggart in der Form einer bloßen Magiftratur; allein auch 
jo muß fie gefürchtet und gehaßt fein, daher auch in der Regel 
Schnell wieder ein Ende finden ®). 


1) Ueber bag Weſen bes klaſſiſchen Staates ſ. Welder, 8. Th., 
Lebte Gründe, ©. 342 u. fi. — Vollgraff, 8., Antike Politit. Gießen, 
1828. — Hermann, 8. F., Griechiſche Staatsalterthümer 4. Aufl. 
Heibelb., 1855. — Plaß, Die Tyramnid. I. U. Bremen, 1852. — 
Bluntſchli, Allgem. Staatsrecht, Bd. I, ſchildert zwar bie brei verfchies 
denen Formen bed Haffifhen Staates in ihren Eigenthümlichkeiten, allein 
er faßt dieſe Staatsgattung nicht als ein Geſondertes, ſondern vertheilt 
ihre verfehiedenen Erfcheinungen nad dem fecunbären, blos formellen Ein: 
tbeilungsgrundbe der Zahl ber Regierenben. 

2) Eine große Verwirrung in theoretiſchen Sätzen und in Rathfchlägen 
für das Leben ift ſchon häufig dadurch entftanben, daß ber klaſſiſche Staat 
nicht unterfchieben wurde von bem Rechtsſtaate der Neuzeit, und fo Lehren 
und Erfahrungen des erfteren ohne Weitere ala anwendbar erachtet wurden 
für die Verhältniffe der Gegenwart. Daß bieß bei dem Erwaden der Bil: 
dung und Gelehrſamkeit nach bem Mittelalter geſchah, ift begreiflich, indem 
theils das Weſen be Rechtsſtaates ſich noch nicht deutlich entwidelt hatte, 
teils überhaupt das wenige vorhandene Wiſſen auf den Reſten ber griechifchen 
unb römijhen Gefittigung berußte. So konnte denn Bodinus in feinem 
großen Werfe über ben Staat durchweg von ben Anfichten ber Alten aus: 
geben; und ſelbſt Machiavelli lehnte feine Betrachtungen an den römi: 
ſchen Staat an. Allein ein Beweis von halber Bildung oder von Gebantens 
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lofigkeit iſt es, wenn ber Fehler auch jet noch gemacht wirb, wo Thatſachen 
und Begriffe viel Flarer vorliegen. Die Politik des Ariftoteles verliert ihren 
Werth als ein Meiſterſtück menſchlichen Scharffinng nicht, wenn ihr eine 
unmittelbare Bedeutung für unſer jegiged Leben nur da eingeräumt wird, 
wo fie die Forderungen und bie Folgen der allgemeinen menfchlichen Natur, 
alfo Unverändertes und Unveränderliches beſpricht, nicht aber in ber 
Frörterungen fpecififch griehifcher Staatsgedanken und Einrichtungen. 

3) Ueber die theils offene theilß verſteckte Bekämpfung ber Volksherr⸗ 
fchaft durch Sofrates und feine Schule ſ. meine Gefdichte und Literahır 
der Staatäwiflenichaften. 3b. I, ©. 71 u. ff. 

4) Wie fehr die Herrfhaft eine Einzelnen bem helleniſchen Geifte 
widerftrebte, mag ſchon ber Umftand beweifen, baß eine Tyrannis niemals 
über das zweite Geſchlecht hinaus aufrecht erhalten werden konnte. 


5 De Reötöktant. 


$ 44. 
a. Allgemeine Züge. 


Ganz auf den Boden der nüchternen Verſtändigkeit ftellt 
fich der Menfch, wenn er einerfeitd dem Leben auf der Erbe 
einen jelbitjtändigen und unmittelbaren Zweck beimißt, anderer: 
feit3 aber bie Entwicelung feiner ſämmtlichen Kräfte zunächſt 
als vereinzelte Perfönlichfeit und als rein individuelle Aufgabe 
zu erreichen ftrebt. Bei biefer Lebensauffaffung ſetzt er fich ein 
bewußtes und höheres Ziel, fucht dieſes aber weder in einer 
ausſchließlich religidfen Entwidelung, noch in einem volljtän- 
digen Aufgehen in einer größeren Gemeinſchaft; jondern vielmehr 
in einer möglichft allfeitigen Auslebung feines ganzen Wejen?. 

Dieje Begreifung des Dafeind auf der Erde bat großen 
Einfluß auf jede Ordnung des Zuſammenſeins von Menfchen. 
In eriter Linie fteht bei jolcher Auffaffung allerdings die ver: 
einzelte Perfönlichkett jelbjt und die Familie mit ihren erlaubt- 
egoiftifchen Zwecken, und mit dem Rechte und der Pflicht zur 
Verfolgung berfelben durch eigene Kräfte, ſoweit dieſe reichen. 
Aber natürlich ift auch hier dad Bedürfniß einer Verbindung 
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mit Anderen, namentlich einer gefellfchaftlichen Gliederung und 
eines einheitlichen Staates. Zu gejellfchaftlichen Kreiſen treten 
Diejenigen zufammen, welche ein ihnen allen gemeinjchaftliches 
Intereſſe einzeln nicht erreichen Fönnen und baher zu einer frei- 
willigen Verbindung zufamntentreten, oder auch ohne beitimmte 
bewußte Abficht durch gleiche Lage der Verhältniffe eine größere 
Gemeinfchaft bilden. Die Vereinzelung bleibt ſomit die Regel; 
ber gejellichaftliche Kreis 'aber ift eine Ergänzung aus Noth: 
wenbigfeit. Und ebenfo verhält es ſich um eine Stufe höher 
mit dem Staate. Nur die Unzureichenheit ver gefellichaftlichen 
Verbindungen, und das Bebürfnif einer Ordnung und Recht: 
erhaltung unter denfefben drängt zu einem allumfaffenden und 
einheitlichen Staate. Grundſatz bleibt auch hier, die Selbſt⸗ 
thätigkeit des Einzelnen und in zweiter Reihe die der gefell- 
tchaftlichen Kreiſe; beides jedoch wirb ergänzt und georbnet 
durch den einheitlichen Gebanfen und die Gefammtmacht des 
Staates. 

Es iſt aber die Aufgabe des letzteren eine doppelte. Er⸗ 
ſtens, Aufrechterhaltung der Rechtsordnung im ganzen Bereiche 
ber Staatäfraft, als ein Bebürfnig und ein Gut an fich und 
ala die Bedingung alles Weiteren. Zweiten? , die Unterftühung 
vernünftiger menfchlicher Zwecke, wo und infoweit die eigenen 
Mittel der einzelnen ober bereit zu fleineren freien ver- 
einigten, Betheiligten nicht augreichen. — Sierbei ift alfo weber 
von einem das ganze Leben durchbringenden frommen Glauben, 
noch von Höher ober nieberer gefpannten gemüthlichen Regungen 
die Nebe, fondern lediglich von einer Flaren und berechnenden 
Verftandesanficht. Das baburch entitehende Verhältniß ift ohne 
Zweifel wegen der Verbindung von Selbftbeftimmung und von 
kräftiger Unterftüßung zur Ausbildung aller dem Menſchen 
verlichenen Kräfte ein wefentlicher Fortichritt in der Entwicke⸗ 
lung des Menfchengefchlechtes; ob es aber deſſen hoͤchſte und 
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letzte Bollendung ift, wie Manche eitel wähnen, unterliegt 
nicht geringen Bedenken. Wenn aber diefer Staatdgattung ber 
Name Rechtsſtaat gegeben worden tft, fo ift bie Bezeichnung 
in mehr ala Einer Beziehung feine glückliche, namentlich Teine 
vollftändige; allein es fcheint doch beffer, bie weit verbreitete 
beizubalten, um feine Verwirrung zu veranlaſſen '). 

Das Zuftandefommen des Rechtäftantes mag allmählig und 
auf gefchichtlichem Wege erfolgen, wenn fich ein Volk von einer 
anderen Gefittigungäftufe, anfänglich vielleicht Tangjam und un- 
bewußt, zu der blog verftändigen Lebensauffaſſung entwidelt. 
Es ift aber ebenfowohl möglich, daß eine Gründung und Ein- 
richtung mit Haren Bewußtfein ber Beiheiligten und durch 
förmliche Verabredung unter denjelben zu Stande kümmt. — 
Eine beitimmte Regierungsform ift bei dieſer Staatzgattung 
nicht aus innerer Rothwendigfeit geboten ober aus äußeren 
Sründen allein möglich. Vielmehr mag jede Orbnung der 
Stantögewalt Anwendung erleiven, welche nur überhaupt bie 
vollftändige Erreichung ber oben bezeichneten beiden Haitptauf- 
gaben in Auzficht ſtellt. Namentlich ift die unmittelbare Theil⸗ 
nahme aller Genoffen an der Regierung nur eine Frage ber, 
Zwechnäßigfeit, und ihre Ausführung wefentlich bedingt theils 


Dur den Umfong dab Walt unb Gebieeh, Ihe duch ben. = 


Bildungdgrad der Menge. 

In allen Formen des Rechtsſtaates find jedoch, als un- 
mittelbare Folgerungen aus dem Grunbgebanfen , beftimmte Rechte 
ber einheitlichen Gewalt, und ebenfo gewiffe Anfprüche:.der 
einzelnen Theilnehmer und der thatfächlich beſtehenden geſell⸗ 
ſchaftlichen Kreiſe vorhanden 2). 

1. Die eigenthümlichen Rechte der Staatsgewalt 
ſind folgende: | 

Anſpruch auf gleihen verfajfungsmäßigen Gehor- 
Jam fänmtlicher Theifnehmer am Staate, fei es in ihrer per 
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fönlichen Eigenfchaft, fei ed als Mitglieder von Korporationen 
oder gefellichaftlichen Kreiſen. Da der Rechtsſtaat die Lebens⸗ 
zwecke aller feiner Bürger gleichmäßig zu fördern beabfichtigt, 
fo haben alle auch gleiche Verpflichtung gegen ihn, und eine 
Ausnahme oder Begünftigung Einzelner in Beziehung auf Lei⸗ 
ftung und Gehorfam ift unvereinbar mit dem Weſen dieſer 
Staatsgattung, überdieß eine Ungerechtigkeit, minbeftend eine 
unbilfige Ungleichheit, gegenüber von den zur vollen Verflich⸗ 
tung Angehaltenen. 

Berechtigung zur Vornahme aller Maßregeln, 
welche zur Erreihung des Staatszweckes erforderlich find. Für 
gewöhnlich find natürlich die regelmäßigen Vorſchriften und 
Formen der Berfaffung einzuhalten; allein in außerordentlichen 
Fallen muß auch ein Recht zu entjprechenden ungewöhnlichen 
Handlungen in Anſpruch genommen werben, ſelbſt wenn bie 
Geſetzgebung die Befugniß nicht ausdrücklich ausfpricht. Ein 
ſolches Recht ſteht allerdings, verftändigerweife, ber Regierung 
jedes Staates zu, welcher Gattung dieſe immer angehöre; allein 
im Rechtsſtaate iſt e8 bejonders hervorzuheben, ba einer Seit? 
verfelbe bei feiner weiten Aufgabe leichter in den Fall kommt, 
e3 zu gebrauchen, anderer Seit? die Vereinigung einer folchen 
außerorventlichen Befugniß mit den Verfaffungsformen mehrerer 
Arten des Rechtäftantes ſchwer zu bewerfitelligen ift. Die Auf: 
gabe des Staates ift hier nicht, wie im Patrimonialftaate, auf 
einzelne genau umgrenzte Fälle beſchränkt; und die Staats⸗ 
gewalt kann nicht, wie etwa in einer Theokratie, bie ihr feh- 
ende Macht von einer außer und über ihr ftehenden, in ihrer 
Berechtigung unanfechibaren Gewalt erhalten: fonberk han 
muß in der rein verftändigen, zur Umfaſſung bed ganzen 
menfchlichen Lebens beſtimmten und ein geſchloſſenes Ganzes 
bildenden Einrichtung fich einfach auf den logiſchen Say ſtützen, 
daß wer den Zweck will, auch die Mittel wollen muß; und «3 
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ift der Muth und die Einficht erforderlich, in Nothfällen bie 
nur für die gewöhnlichen Zuftände berechnenden Schranken 
durchbrechen au Yaffen. Hiermit ift, je nach ver befonbern Form 
eined Rechtsſtaates, immerhin im einzelnen Falle eine Berant- 
wortlichfeit vereinbar, welche die bejondere Dringlichkeit einer 
Hülfe und die Unzureichenheit der gewöhnlichen Mittel nach: 
zuweifen nöthigen kann. 

Entſcheidung darüber, ob bei dem einzelnen Anfprucde 
auf Unterftüßung ein Intereffe von hinveichender Wichtig- 
feit und Allgemeinheit vorliege, um eine Verwendung der Ge: 
fammtfraft zu rechtfertigen. Unzweifelhaft bat im Nechtsftante 
jeder Einzelne das Recht, die Förderung feiner fubjectiven Le⸗ 
benszwecke vom Staate zu verlangen. Allein ebenfo unzweifel- 
haft ift, daß die Möglichkeit dieſer Hilfe ihre Gränge findet 
in den dem Staate zu Gebote ftehenden Witten, und daß es 
vernünftig ift, in einem Colliſionsfalle dem allgemeineren Nutzen 
einen bejchränfteren vorzuziehen (©. oben, $ 36, ©. 276). 
Die Entſcheidung nun aber, welches Intereſſe ben Vorzug ver- 
diene, kann nicht der Schäung des einzelnen nach Förderung 
Begehrenden überlajfen fein, fondern muß dem Staatsoberhaupte 
als dem Vertreter des Ganzen und dem, welcher bie Meberficht 
über alle Bebürfniffe und Mittel hat, zuftehen, wenn nicht 
bie Verwirklichung der Staatszwecke und felbft der Beſtand des 
Staates der Selbitfucht, dem Cigenfinne, ber Unkenntniß Ein- 
zelner preiß gegeben fein fol. 

Recht des Staatsoberhauptes auf entſprechendes Cin- 
tommen aus dem Bolfvermögen, indem die betreffende phy⸗ 
fijche oder moralifche Perfon die Regierung nicht ala eine 
Privatfache und zu Erreichung perfönlicher Zwecke führt, fon- 
dern fie nur die Perfonification der Stantögewalt ift und bie 
Zwecke des Volles anzuftreben hat. — Nur in ber reinen 
Demokratie findet wohl, wenn auch nicht ftreng vechtlich ſo 
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doch aus überwiegenden Zweckmäßigkeitsgründen, eine Aus— 
nahme ftatt, weil jeder vwollberechtigte Bürger Mitglied der 
regierenden Volksverſammlung ift, und alfo ſchließlich jeder fich 
felbft bezahlen würde, oder, bei Vertheilung der Steuern nad) 
dem Vermögen, ber ärmere Bürger von dem reicheren unter: 
halten werben müßte, was mit der Gleichheit und der Gleich: 
berechtigung nach beiden Seiten hin ſchwer vereinbar wäre. 

2. Als allgemeine Rechte der Staatsgenoffen im 
Rechtsſtaate ergeben fich aber nachitehende Anſprüche 9): 

Borerft Gleichheit vor dem Geſetze, d. h. Berück⸗ 
fihtigung der Lebenszwecke Aller ohne Unterjchied auf perjön- 
liche Verhältniffe, und objektive Anmwenbung der allgemeinen 
Norm ohne Rüdficht auf Rang, Stand u. |. w. des Einzelnen. 
Zweitens, nicht nur Berechtigung zur Verfolgung jedes an und 
für fih erlaubten Lebenszweckes, fondern auch Unter: 
ftügung in ben dazu geeigneten Fällen. Als erlaubt aber ift 
anzuerkennen, was weder mit ungzweifelhaften Rechten Dritter 
im Widerfpruche it, noch die beftehende Staatzeinrichtung und 
die von dem Staate obliegende Erfüllung der allgemeinen Zwecke 
ftört. - Die einzigen gerechtfertigten Ausnahmen find folche Be- 
fchäftigungen, deren ungefährlicher Betrieb durch gewiſſe nicht 
näher aufzuweiſende Eigenſchaften bedingt ift; fobann, wielleicht 
Beichränfungen, welche bie Laſt ber öffentlichen Armenverjor: 
gung und dad Heranwachlen eined Proletariates nicht allzu 
groß werben laſſen. — Drittens, gleicher Anfprud, aller Be: 
fähigten auf Antheil an öffentlihen Gefchäften, fo 
weit eine folche nach der befonderen Art des Staates den Unter: 
thanen überhaupt zufteht, fei ed num als Bekleidung von Aemtern, 
als unmittelbares Stimmrecht, ober als aftive und paffive Betheilt- 
gung. bei einer Vertretung. Eine unerläßliche Bedingung bierbei 
ift jedoch die Befähigung, indem vernünftigerweife die Ausübung 
eined Rechte einem dazu nicht Befähigten nicht zuftehen Tann. 
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Es verfteht fih, daß die Befähigung theild durch perfönlichen 
Nachweis, theild aber, und zwar in ben meiften Fällen, durch 
bie Erfüllung gewiffer geleßlicher und allgemeiner Bedingungen 
geliefert wird. — Biertend, perjönliche Kreiheit, indem 
die Unterwerfung eines Staatsgenoſſen unter einen andern 
burch Sflaverei, LVeibeigenfchaft oder Hoͤrigkeit irgend einer 
Art jenem die Verfolgung feiner Lebenszwecke rechtlich nicht 
geftattet, wa3 im geraden Miderfpruche mit dem Grundgedanken 
des Rechtöftantes ift. — Fünftens, Freiheit ber Gedanken— 
&ußerung in jeder Form, ala welche ein ımentbehrliches 
Mittel ift zur allfeitigen geiftigen Ausbildung, auf welchen bie 
Bürger des Nechtäftantes einen unbeſchränkten Anspruch haben. 
Bon felbft verfteht ſich jedoch, daß durch Form und Inhalt 
einer Gebanfenäußerung keine Rechte verletzt werben dürfen, 
und daß hiergegen ſowohl Strafen ala vorbeugende Maßregeln 
vorzufehren find, leiztere foweit es ohne Beinträchtigung bes 
ganzen Anfpruches gefchehen kann. — Sechstens, freie Ne 
ligionsübung, foweit nicht den Mechte Eingelner oder der 
Gefammtheit dadurch Eintrag gethan oder die Verfaffung und 
der einheitliche Organigmus des Staates dadurch geftört wird. 
Ein Bürger, deffen religidfe Weberzeugungen unvereinbar find 
mit dem rechtlich beftehendert Staate, kann wegen biefer fub- 
jeltiven Auffaffung weder eine Veränderung bed der Geſammt⸗ 
beit pafjenden Staatsgedankens verlangen, noch ſtraflos unge- 
horſam fein. Ihm Bleibt nichts übrig, als den Staat zu ver: 
laſſen. Und auch ein ganzer religiöfer Verein (Kirche oder 
Secte), deifen Lehre oder äußere Einrichtung unvereinbar ift 
mit dem Gebanfen des Nechtöftante® oder mit ber Verfaſſung 
im concreten Falle, hat fo wenig ein Recht ich aufzubrängen, 
als irgend eine andere gefellichaftliche mit den Staatszwecken 
unvereinbare Geftaltung. Hat er fo großen Umfang und fo 
tiefen Einfluß, daß er eine feiner Auffaſſungen gemäßere 
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Staatögattung herbeizuführen im Stande -ift, jo mag er dafür 
auf geſetzlichem Wege wirken ;' bis dahin aber hat fich die Mtin- 
derzahl zu fügen, und ber fittliche Grund ber abweichenben 
Anficht giebt Feine Berechtigung zum Ungehorfam gegen das 
beftehende Geſetz N). — Siebentend, Recht der Ortsveraͤnde—⸗ 
rung. Der Bürger eined Rechtsſtaates gehört demfelben nicht 
blos an, infoferne er Mitglied einer beftimmten Genofjenfchaft 
ift, fondern er ift ein Theil des großen Ganzen, und das 
ganze Staatögebiet tft fein Vaterland. Wo er aljo innerhalb 
beffelben feine Zwecke am beiten erreichen Tann, mag er fi 
aufhalten. Hiermit find Beltimmungen über beſondere Be⸗ 
dingungen zur Erwerbung von Korporationgrechten und aug- 
nahmsweiſe Vorſchriften über gezwungene Cingrenzung ober 
Ausweifung von Verbächtigen und über Unterftügung Bebürf- 
tiger wohl vereinbar. — Achten endlich, die Befugniß zur Bil⸗ 
bung freiwilliger Vereine zu gemeinjchaftlicher Verfol⸗ 
gung erlaubter, d. h. nicht unrechtlicher und nicht gemeinſchäd⸗ 
licher Zwecke. Inwieferne auch ftaatliche Aufgaben durch folche 
Vereine erjtrebt werden dürfen, hängt von der Verfaſſungsart 
ab, Wo dad Volk grundfäglich von ber eigenen Theilnahme 
an ven öffentlichen Angelegenheiten ganz außgeichloffen ift, ba 
hätten freiwillige Vereine zur Erlangung eines ſolchen Ein- 
fluſſes Leinen erlaubten Zwed, und wären im Wiberfpruche 
mit dein Gedanken der Verfaſſung. Dagegen find fie an ber 
Stelle, wo und inwieweit fie die Augübung politifcher Nechte 
durch die Bürger vorbereiten und erleichtern. 

1) Die Literatur über bag philofphifche Staatsrecht bes Rechtsſtaates 
ift höchſt ausgebehnt, namentlich dephalb, weil von einer nur allzu großen 
Anzahl von Schriftftellern dag philofophifche Staatsrecht überhaupt nım auf 
biefer Grundlage anerkannt und bearbeitet ift. Die Mehrzahl aller neuern 
politifchen Schriften, und zwar fämmtlicher Cultuwölker, iſt vechtsftantlichen 
Inhaltes, auch wo ſich die Verfaffer biefer Richtung nicht bewußt find. Vgl. 
oben, F 24, S. 127; und, ausführlicher, meine Geſchichte und Literatur 
ber Staatöwiflenfchaften, Bd. I, ©. 215 u. fl. 
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2) Die fo zahlreichen neuen Berfaffungäurfunden haben zu einem 
wefentlichen Theile auch die Beftimmung, die Grundſätze über die allgemeinen 
Mechte des Staatsoberhauptes und der Bürger in Rechtsſtaate genau zu 
formuliren. Daß fie im Ganzen glüdlicher geweien find in richtiger Feſt⸗ 
ſtellung ber erfteren Gattung von Rechten, als hinſichtlich ber Unterthanenrechte, 
muß zugegeben werben; namentlich ift man unläugbar in Zeiten großer 
Aufregimg weiter in ber Einräumung von Yreibeitärechten gegangen, ala 
fi) mit einer Fräftigen Regierung und mit der Erhaltung der Orbnung im 
Staate verträgt. Doch folgt hieraus noch nicht, daß folhe Formulirungen 
ſtaatsbürgerlicher Rechte ganz zu unterlaffen feien; ſondern es iſt nur eine 
vorfichtige Faffung und eine richtige Behandlung nothwendig. Vergl. das 
hierüber in F 31, Seite 282, Geſagte. — Daſelbſt (Seite 234) auch bie 
Literatur über die ſtaatsbürgerlichen Rechte. 

3) Die Rechtöverhältniffe der Unterthanen, wie fie fi überhaupt in 
fämmtlihen Gattungen von Staaten aus dem Weſen der organifirten Ein- 
heit bes Volfdlebens ergeben, find oben, $ 31, Seite 229, erörtert. In 
jeder einzelnen Stantögattung treten jedoch, je nach ber befonberen Natur 
berfelben , eigenthümliche Mobificationen diefer Rechte ein. Eine genauere 
Bezeichnung dieſer letzteren ift namentlich im Rechtsſtaate angedeutet, theils 
wegen beffen unmittelbarer Bebeutung für bie Gegenwart, theils weil die 
Rechte der einzelnen Staatötheilnehmer in feiner andern Staatsgattung in 
gleichem Grabe ausgebildet und ausgedehnt find. 

4) Nichts mäg leichter zugegeben werben, als baf die Feſtſtellung eines 
richtigen Verhältniffes zwifchen Staat und Kirche thatfächlich eine fehr 
ſchwere Aufgabe ber Staatskunſt ift, namentlih in Beziehung auf die 
Tatholifche Kirche, bei beren ungebeurem Umfange, mächtiger Organifation, 
eben jo fchlauer ala zäher Meberlieferung , endlich unb bauptfächlic aber 
wegen ihrer wefentlich theofratifhen Richtung und Lehre. Dagegen ift bie 
Auffindung des richtigen rehtlihen Grundſatzes höchſt einfach, 
vorausgefeßt, daß man weder bem Staate gelegenheitlich ein ungebührliches 
Regiment in Firhlichen Angelegenheiten verichaffen, noch ben Beiftanb ber 
Kirche zur Nieberhaltung eines politifchen Aufftrebens bedienen will, was 
dann durch Weberantwortung wejentlicher Mechte des Staates und durch 
ungebührliche Gleichftellung ber Kirche mit dem Staate erfauft werben muß. 
Schlagende Beifpiele von Fehlern in beiben Richtungen bietet freilich, troß 
aller Erfahrung, felbft bie neuere Zeit. So auf ber einen Seite Preu⸗ 
fen; auf der anbern Defterreih und, wenn ſchon in geringerem Grabe, 
Frankreich. 
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S 45. 
b. Die einzelnen Arten des Rechtsſtaates. 


Der Zwei des Rechtsftaates hat keineswegs eine beftimmte 
Form der Regierung zur nothwendigen Folge; vielmehr Tann 
jede Geftaltung der Staatögewalt, welche eine Förderung der 
ſaͤmmtlichen menſchlichen Lebenszwecke erlaubt und in Auzficht 
ftellt, rechtlich ftattfinden. Nur eine Frage der Zweckmäßigkeit 
iſt es jomit, welche von ben verfchiedenen möglichen Formen 
den Vorzug verdiene, und es ift auch die Neihe der rechtlich 
möglichen Arten noch keineswegs als für immer abgejchloffen 
zu betrachten. 

Bis jet find drei verſchiedene Hauptarten von Einrich- 
tungen) aufgefunden worden, von welchen zwei wieder in 
Unterarteri zerfallen. Entweder nämlich fteht die Staatsgewalt 
den Volke, d. h. den jänmtlichen zur Ausübung politifcher 
Rechte nach den Gejegen des concreten Staates befähigten 
Staatbürgern, zu; mobei denn wieder der wichtige Unterfchieb 
ftattfindet, daß in der reinen Demokratie die Berechtigten in 
einer großen Berjammlung zujammentreten, zu Berathungen 
und Beichlußnahmen, in der Volksherrſchaft mit Vertretung 
dagegen bie Bürger zunächlt aus ihrer Mitte eine verhältniß: 
mäßig Heine Anzahl von Stellvertretern wählen, welchen fo: 
dann die Ausübung der dem Wolfe zuftehenden Rechte über: 
laſſen wird. — Ober aber fteht die höchite Gewalt einer klei⸗ 
neren Anzahl von ausſchließlich berechtigten Gejchlechtern zu, 
welche viefelbe gemeinfchaftlich führen. Der Grund dieſer Be⸗ 
rechtigung kann ein verfchiedener fein, 3. B. Abftammung von 
beftimmten Borältern, oder Beſitz einer bezeichneten Art und 
Größe von Vermögen; aber der Gedanke ber ausſchließlichen 
Bevorzugung ift immer derſelbe?). — Ober endlich ift der In⸗ 
haber der Staatsgewalt ein, fei ed durch Wahl jei ed durch 
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Erbrecht dazu bernfener Einzelner. Hierbei ift denn aber wieber 
eine dreifache Moͤglichkeit. Zunächſt kann das Staatsoberhaupt 
die Gewalt un umſchränkt befiken, d. b. ohne daß dem Ge- 
brauche derfelben äußere Schranken gejegt oder irgend Jemand 
Mitberechtigungen eingeräumt wären. Sobann ift eine Theile 
nahme der verjchiedenen Stände an beftimmten Regierungs⸗ 
rechten möglich, theild zur Schäbnng der Unterthanenrechte, 
theild zur Verſtärkung der Einficht und ber Kraft der Regie⸗ 
rung. Endlich mögen Vertreter ded ganzen Volkes 
die Befugniß haben, den Inhaber der Staatdgewalt von Aus- 
jchreitungen und Mißbräuchen abzuhalten, hierzu aber theils 
mit dem Rechte der Theilnahme an beitimmten Gefchäften, 
theils mit einem Klagerechte ausgerüſtet fein. 

Sp wichtig nun auch die Wahl unter den vwerjchtebenen 
möglichen Arten des Rechtsſtaates ift, fo werben doch bie recht- 
lichen Grundlagen ver ganzen Staatsgattung durch biefe Ver: 
fchtedenheit der Form der Staatgewalt nicht geändert. Na: 
mentlich gibt die unbejchränkte Handhabung berjelben der regie- 
renden Verſammlung Bevorzugter, oder einem Cinzelherrfcher 
keineswegs dad Necht, ganz nach ihrem Belieben zu verfahren 
und die allgemeinen Zwecke des Rechtsſtaates abzuändern ober 
zu verftümmeln., Der ganze Unterſchied beiteht nur darin, daß 
folche Staatöoberhäupter in der Auflaffung und Ausführung 
an Niemands Zuftiinmung oder Mitwirkung gebunden, jondern 
lediglich an die Achtung ded Rechtes durch fittliche und reli- 
giöfe Gründe gewieſen find. (Deöpotie ift eine ganz andere 
Staatögattung, nicht aber etwa nur eine hart angewenbete un⸗ 
“ befchräntte Einherrichaft im Rechtsſtaate). — Hiermit ift aber 
natürlich nicht gefagt, daß bie allgemeinen Gründe, welche ein 
Volk überhaupt zu einer Aenderung des Staates berechtigen, 
nicht auch ihre Anwendung finden auf die Wahl unter den 
verſchiedenen Unterarten des Rechtsſtaates. Da vielmehr bie 


Eigenthümlichkeit jeder diefer Formen von großer Wichtigkeit 
für die Erreichung der Zwecke des Volles im Rechtäftaate ift, 
je nach der concreten Gejittigungäftufe und nad) den äußern 
Umftänven, jo findet die Lehre von Verbeflerungen im Staate 
und nöthigenfalld3 von gewaltfamen Aenderungen (ſ. oben, $ 22) 
auch im Innern biefer einzelnen Staatsgattung ihre volle An⸗ 
wenbung. 

1) Ter Umſtand, daß auch ber klaſſiſche Staat bes Altertbums bie 
brei Formen ber Monardie, der Ariftofratie und der Demokratie Tannte, 
bat zu bem Irrthume beigetragen, als ob dieſe Dreitheilung bie überhaupt 
für alle Staaten gültige ſei. Es iſt aber vielmehr zufälig, daß auch bie 
Erreihung der Zwecke bed Rechtsſtaates mit diefen drei Formen vereinbar 
iſt; wie denn nicht nur bad Grundverhältniß derfelben zu dem beſondern 
Staatsgedanken ein wefentlih verfhiebenes von ben Verbältniffen im 
klaſſiſchen Staate ift, fondern auch die einzelnen Formen in beiden Staats- 
gattungen wejentlich abweichenber Art find. 

2) Tie Ariftofratie bat Feine Unterarten , indem eine Theilnahme des 
Volles an ber Regierung, alfo etwa eine repräfentative Ariftofratie, zwar 
nicht rechtlich unmöglich wäre, wohl aber aus Klugheitsgründen zu allen 
Zeiten unterlaffen worben ift. 


g 46. 
a. Die Volksherrſchaften. 


Die Vollöherrichaft, und zwar in ihren beiden Formen, 
beruht auf dem doppelten Sabe: daß es ein natürliches Recht 
jedes jelbititändigen und urtheilsfähigen Menſchen jei, feine 
eigenen Angelegenheiten felbft zu beforgen, und jomit dern auch 
dad Recht ber gefammten Bürger, die jtaatlichen Gefchäfte zu 
ordnen; ſodann, daß Immer bie Minberzahl ſich ber Mehrzahl 
bei Befchlüffen über gemeinfchaftliche echte und Intereſſen zu 
fügen habe). Durch den erften Sag wird bie Regierung eines 
Einzelnen oder Einzelner, ſei es nun aus eigenem oder aus 
fibertragenem Rechte, grunbjäglich anzgefchloffen. Der zweite 
Sab aber ift die wmerläßliche Bedingung der Orbnung und 





836 


Hanblungsfähigkeit bei jeder Vielheit von Perfonen. Eines be 
fonderen rechtlichen Beweiſes bebarf die Berechtigung aller per: 
ſoͤnlich Befähigten zur Theilnahme an den gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten bei ber rationaliftifchen und egoiftiich atomi⸗ 
ftifchen Lebensauffaffung, welche dem Rechtsſtaate zu Grunde 
liegt, allerdings nicht. Es iſt die gemeinfchaftliche Bejorgung 
zwar nicht die einzige vechtlich mögliche Art?), (und in biefer 
Beziehung wird nicht felten die demofratifche Anficht über die - 
Gebühr ausgedehnt;) allein es ift einleuchtend daß fie berechtigt 

ift, jobald keine höhere, vom Willen des einzelnen Menfchen 
unabhängige Macht ald Grundlage des Staates angenommen 
wird. , Nicht fo einfach ift eine rechtliche Begründung ber Herr- 
Ichaft der Mehrheit. So begreiflich fie nämlich auch dann ift, 
wenn ber Grundſatz durch allgemeine Zuftimmung für Fünftige 
Tale feftgejtellt ift: jo wenig verfteht fih an und für ſich, daß 
ein Menjc feine Lebenszwecke und jeine Weberzeugung von der 
beiten Durchführungsweiſe aufzugeben hat, weil Andere ver: 
ſchiedener Anficht find. Die einzige, aber freilich auch, durdh- 
ſchlagende, wirkliche Nechtfertigung: ift die praftifche Nothwen⸗ 
bigfeit der Sache. Wenn nicht der Staat in jebem Augenblicke 
augeinanderfallen ſoll, fo muß nach einer beftimmten und nach 
einer einheitlichen Norm gehandelt werben, auch wo Meinungs⸗ 
verichiedenheit beſteht. Da nun weber nach Necht, noch nach 
Billigfeit gefordert werden kann, daß bie Vielen ſich den We⸗ 
nigen fügen; auch. nicht anzunehmen tft, daß fich die Wahrheit 
vorzugsweiſe bei der Minderzahl befinde: fo bleibt nichts übrig, 
als die Anficht der Mehrzahl auszuführen. Daneben hat bie 
Minderzahl immer dag Recht, durch alle erlaubten Mittel bie 
Ueberzeugung für fich zu gewinnen und dadurch früher oder 
‚Ipäter die Mehrheit zu erlangen; auch mögen immerhin Ein- 
richtungen getroffen fein, welche die Minderzahl gegen Willfür 
und Unterbrüdung, wenigftend in beftimmten Beziehungen 
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und in bereit feftgeftelften Verhältniffen, zu fichern geeignet 
ſind 9). 

In jeder Volksherrſchaft find die Beftimmungen über die 
Erwerbung bed Bürgerrehtes, und fomit über bie 
Theilnahme an ben Staatsangelegenheiten, von ber höchften Be⸗ 
beutung, indem fie über die Eigenfchaften ver regierenden Ge⸗ 
walt entfcheiden. Hier ift denn einerſeits jede Ausſchließung 
felbftftändiger und zur Mitbeforgung ber allgemeinen Angelegen⸗ 
heiten intellectuell und fittlich befähtgter Staatsgenoſſen unzwei- 
felhaft em Unrecht. Andererſeits aber tft eben fo klar, daß Solche, 
bei welchen eine Unfähigkeit zur Bejorgung der Gejchäfte er- 
wiefenermaßen vorliegt, oder deren Verhältniffe vernünftiger: 
weile feine Selbftitändigfeit der Entſcheidung annehmen laffen, 
befeitigt werden müflen. Daher denn mit Necht Weiber und 
Kinder als geiftig unbefähigt, Verbrecher und tolle Verfchwender 
als fittlich unzuverläfiig, in Privatbienften Stehende, Hau2- 
fühne und der öffentlichen Armenunterftügung Verfallene ala 
unfelbftftändig außgefchloffen werben. Auch mag es wohl ge: 
rechtfertigt werden, wenn Fremde entweder gar nie oder beiten 
Falles erſt nach Tangjährigem Aufenthalte zur Theilnahme zu— 
gelaffen werben, weil bei ihnen eine verfchievene Grundan⸗ 
ſchauung in ftantlichen Fragen und eine ungenügende Kenntniß 
von Perfonen und Dingen mit Recht zn vermutben ſteht ®). 

Da ber Staat regiert werben muß, und da ed in ber 
Demokratie von höchitem Intereſſe ift, daß biefes in ver That 
nach dem Sinne der Mehrzahl des Volkes gejchehe: fo Tann 
füglich die Theilnahme des Einzelnen an ben öffentlichen Ge- 
Ihäften nicht bloß als Recht, ſondern ala Pflicht aufgefat, 
und fomit im Nothfalle erzwungen werben. 

Die in jeber der beiden Arten der Vollsherrſchaft befon- 
ber geltenden Sähe find nachftehende: 


I. Die reine (autofratifche) Demokratie. 
v. Mohl, Enchelopädie. 22 
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Sachen, und deren Weberlaffung an eigene felbftftändige Ge- 
richte ift im Höchften Grabe räthlich, da die ſämmtlichen Grüne, 
welche ſchon in Einherrichaften die Nichteinmifchung des Staats⸗ 
oberhauptes in die einzelne Mechtsfache als zweckmäßig erichei- 
nen laffen , in noch weit höherem Grabe bei einer Volfäregierung 
eintreten ©). 

Demgemäß bleibt denn für die regierende Volksverſamm⸗ 
fung: die Feitftellung der, anderwärt3 vorbereiteten, Gefeße 
jeder Art; die Beichlußfaffung über Krieg und Frieden, jowie 
über Verträge mit dem Auslande; die Anorbnung ber Ab: 
gaben und der perfönlichen Dienftleiftungen ber Bürger; bie 
Wahl der höheren Beamten; die Anklage (aber nicht daß Ur- 
theil) wegen Amtövergehen und Staatsverbrechen, ſowie anderer- 
feit3 die Zuerfennung von öffentlichen Belohnungen. — Sehr 
nothwendig ift die Feitftellung einer ftrengen und die Gefchäfte 
fördernden Verſammlungsordnung. Das Recht eine Stimme 
abzugeben in Staatsangelegenheiten ift nicht nothwendig gleich: 
bebeutend mit dem Rechte als Redner in der Verfammlung 
aufzutreten. Raͤthlich it ferner eine Berechtigung und Ver: 
pflichtung gewiller Beamter zur Einberufung außerorbentlicher 
Bolkäverfammlungen ; jowie das Beitehen einer gefeglichen Form 
zur Uebertragung außerordentlicher Berechtigungen an Einzelne 
in Fällen dringender Gefahr und großer Verwidlung. 

Bei der Betellung des Heineren Rathes oder Senates ift 
allerdingd die Berechtigung eine der Volksherrſchaft fremden 
Elementes jorgfältig zu vermeiden; bagegen ift es fehr zweck: 
mäßig, wenn berfelbe die beiten Staatgmänner der Republik 
. in fich begreift. Es wird alfo zwar Wahl vom Volke und aus 
dem Bolfe die einzige Art der Belebung fein, allein längerer 
und höherer Dienft in Staatzämtern, jo wie reifered Alter 


paſſend als Eintrittöbebingung vorgefchrieben fein. Häufige Neu⸗ 





wahlen haben bie Webereinftimmung ber ftaatlichen Richtung 
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zwifchen ber großen Berfammlung und dem Senate und bie 
Verbindung ber einzelnen Mitglieder der lebteren mit ihren 
Mitbürgern ficher zu ftellen. Daß die hauptfächlichften Beamten 
im Heineren Rathe figen, verfteht ich von ſelbſt. Im Mebrigen 
kann die Wahl aller Beamten immer nur auf eine beftimmte 
furze Zeit ftattfinden, damit biefelben nicht durch den Einfluß 
des Amtes ſich den Weg zu verfaſſungswidriger Gewalt bahnen. 
Die Beichäftigungen aller Bürger mit Staatsangelegenheiten 
und bie, wenigfteng regelmäßige, größere Einfachheit der Ein- 
richtungen und Verhältnifje in einer Volksherrſchaft vermindern 
bie Nachtheile einer ſolchen Beſetzung der Stellen. 

Bon ben ſtaatsbürgerlichen Rechten ift in einer 
Volksherrſchaft das Recht der freien Gedankenäußerung und das 
Recht zu Verfammlungen und Vereinen von bejonderem Werthe; 
ebenjo eine möglicht freie Gemeindeverfaſſung, theils als folge: 
richtige Anwendung des Gedankens der Volksherrſchaft, theils 
als unerläßliche Uebung in der Selbſtregierung. Dagegen 
laſſen ſich in dieſer Staatsgattung ſtrenge Sittengeſetze zur 
Aufrechterhaltung der Volkseigenthuͤmlichkeit, und ſelbſt tief 
einſchneidende Beſtimmungen zur Verhinderung ſowohl über- 
mäßigen Reichthums als unabhängig machender Armuth zur 
Erhaltung der Gleichheit unter den Buͤrgern rechtfertigen. 

D. Die Volksherrſchaft durch Vertretung (re 
präfentative Demokratie). 

Das Nichteintreten der oben angedeuteten fachlichen Be: 
dingungen einer reinen Volksherrſchaft mittelft allgemeiner Ver⸗ 
ſammlung, verbunden mit der Abneigung gegen eine Beherrichung 
burch einen Einzelnen ober durch Wenige, haben unter ben 
Völkern der Neuzeit den Gedanken erzeugt, fich zwar vollsthümlich 
aber doch nur mittelft Abgeordneter aus der Mitte 
ber Bürger zu regieren. In den meiften Fällen, doch nicht 
in allen und nicht nothwendig, kam hierzu noch die Weber: 
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zeugung von ber Nothwendigkeit der Gewaltentheilung zum ver: 
meintlichen Schute des Rechtes und der freiheit. Es ift ein= 
leuchtend, daß diefe Staatsform auch für die zahlreichiten 
Volker, dei ausgedehnten Gebiete, in jedem Klima und bei 
verwictelten und vielfachen Staatdaufgaben Anwendung erleidet. 
Die einzige thatſächliche Vorausſetzung, nicht ſowohl der Ein: 
führung al3 des Beſtandes und Gedeihens, ift das Vorhandenfein 
einer allgemein regen Theilnahme an den öffentlichen Ange: 
legendeiten. 

Das wichtigfte Gefeß in einer Volksherrſchaft durch Ver⸗ 
tretumg ift die Beftimmung über die Wahl der Vertreter. 

Da es in dem Begriffe einer Volksherrſchaft Tiegt, allen 
jelhftftändigen und nicht aus einem beſonderen Unfähigkeits⸗ 
grunde außgefchloffenen Bürgern Antheil an der Leitung des 
Staates zu geben; fo muß in ber vorliegenden Staatsform bie 
Betheiligung an den Wahlen der Vertreter als ein Recht und 
nicht als ein Auftrag betrachtet werden. Es kann fomit nicht etwa 
nur beſonders befähigten Bürgern dag aktive Wahlrecht einge: 
räumt fein; auch wiberfpricht ber in der Volfäherrichaft unbe- 
bingt geltende Grundſatz der Rechtsgleichheit einer Abtheilung 
ber Wähler nach Ständen, Intereſſen u. ſ. w. Etwaige Nach— 
theile einer fo weit ausgedehnten Betheiligung find als unver: 
meibliche Folgen der Verfaffungsart zu tragen”). Dagegen 
iſt es keineswegs dem Gedanken einer Volksregierung zuwider, 
wenn bie, natürlich hier doppelt nothwendige, Tüchtigkeit der 
Gewählten, durch Befchränkungen des Paſſivwahlrechtes gefichert 
werben will; aljo 3.8. durch mittelbare Wahlen oder durch Be: 
dingungen vorangegangener Dienftleiftungen und reiferen Alters. 
Auch beiteht kein rechtliches Hinderniß, die Vertreter des Bol: 
kes, wenn dieß für zweckmäßig erachtet werben follte, in ver: 
ſchiedene Abtheilungen mit abweichenden Rechten zu bringen, 
und biefe dann auch auf verjchiebene Weile wählen zu Iaffen. 


343 


Die Stellung der vertretenden Körperſchaft 
ift im Allgemeinen die einer allgemeinen Volksverſammlung, 
ba ihr die Rechte der Gefammtheit verfaffunggmäßig übertragen 
find. Doch bedarf ed nicht erft eines Beweiſes, daß fich das 
Volk auch, wenn und jo weit ed bie für nothwendig oder 
paſſend erachtet, einzelne Gegenftände feiner fchließlichen Ge- 
nehmigung ober Verwerfung (in Bezirföverfammlungen und 
mit Zufammenzählung aller abgegebenen Stimmen) vorbehalten 
Tann. Bei Beichlüffen über Verfaffungdfragen und gar über 
Berfaffungsänderungen ift ein folches Veto des gejammten 
Volkes ſelbſt als rechtlich nothwendig zu verlangen ®), — Am 
Uebrigen macht es allerdings in den Befugniffen und Geichäften 
ber Berfammlung einen großen Unterfchieb, ob bie Beſorgung 
ber Verwaltung einer von ber Verfammlung getrennten phy— 
ſiſchen oder moralifchen. Perſon anvertraut ift oder ob auch fie 
durch bie Körperfchaft geichieht ). — Im erfteren Falle be: 
ſchränkt fich der Auftrag der Verſämmlung auf bie Feſtſtellung 
ber allgemeinen Normen, alfo auf Geſetzgebung, Feſtſtellung 
der Abgaben und Dienjte, und auf Genehmigung der Staats⸗ 
verträge ; ſodann auf bie Ueberwachung der handelnden Regierung. 
Die zur Verwaltung beftimmte Perfon aber hat die Hand— 
babung der Staatögewalt, joweit dies zu dem Zwecke der 
Ausführung der Staatszwecke nothwendig if. Sie unter: 
jcheidet ich jeboch, namentlich in zwei Punkten, von einem aus 
eigenem Nechte Regierenden. Einmal jtehen ihr nur die beftimmt 
übertragenen Rechte und Gejchäfte zu, und fie kann, ſelbſt in 
dringenden Fällen, dieſe nicht aus der Natur der Staatdauf: 
gabe ergänzen, fonbern es ift Sache des Volkes, durch den 
Beſchluß einer Verfaffungsergänzung oder einer auperorbent- 
fichen Maßregel nachzubelfen. Zweitend aber ift fie verant- 
wortlich für die Ausübung ber ihr anvertrauten Gewalt; grund: 
ſätzlich dem gefammten Volke als dem rechtlichen Inhaber der 
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Staatsgewalt , nach pofitiven Beſtimmungen aber möglichermeife 
beſonders dazu Berechtigten, etwa der vertretenden Verſammlung 
oder einem Theile derſelben. — Iſt dagegen die Verfammlung 
der vom Volke gewählten Vertreter verfaffungsgemäß auch mit 
ber Leitung der Verwaltung beauftragt, jo erweitert jich der 
Kreis ihrer Thätigkeit ſehr bedeutend. Natürlich kann fie nur 
in ben woichtigeren Fällen ſelbſt die Anorbnungen treffen ; 
allein fie mag allerdings durch Ausſchüſſe aus ihrer Mitte 
oder nach Berichterftattung oberſter Beamten die Zügel ber 
Negierung führen. Eine nothwendige Folge der Einrichtung ift 
felbftredend bie beftänbige Anmefenheit der ganzen Verſamm— 
lung, indem zwar wohl Gejeßgebung und jelbft Augübung einer 
Ueberwachung von Zeit zu Zeit unterbrochen werben mag, nie- 
mals aber die oberjte Leitung der Verwaltung, welche in jedem 
Augenblide zum Handeln bereit fein muß. 

Die Beantwortung der Frage, ob eine von ber vertretenden 
Körperfchaft verfchiedene Regierung zu beftellen fei, ift nun aber 
aus Zweckmaͤßigkeitsgründen, nicht aber aus rechtlicher Noth⸗ 
wendigfeit zu geben, da jene Verſammlung wie eben bemerkt, 
deu Auftrag, die Verwaltung zu beforgen, von dem eigentlichen 
Inhaber der Staatögewalt immerhin erhalten Tann, und fie 
feinegwegd unbedingt unfähig zu feiner Erfüllung if. In 
Abrebe iſt freilich nicht zu ziehen, daß bie unzweifelhaft weit 
zweckmaͤßigere Einrichtung einer abgefonderten Verwaltungs: 
behörbe dem Weſen der Staatsart keineswegs wiberfpricht, viel- 
mehr diefelbe, wenn bejchlofien, nach allen Regeln der Ber: 
waltungspolitik durchgeführt werben mag. Ob dabei bie oberfte 
Leitung der Gejchäfte einem Einzelnen ober einigen Wenigen, 
alfo einem Directorium, überlaffen werden will, ift zwar feine 
unbedeutende, doch aber nur eine untergeorbnete Frage. In 
allen Fällen freilich müfjen die Betreffenden von dem Volke 
gewählt fein. 


345 


Die ſtaatsbürgerlichen Rechte ber Einzelnen erfor: 
bern in der repräfentativen Demofratie Teine eigenthümlichen 
Beftimmungen aus Grund ded befondern Staatsgedankens; nur 


verfteht ſich, daß fie auch im dieſer Volksherrſchaft möglichft 
weit ausgedehnt fein müljen. 


1) Weber Volläherrichaften fehe man: Gagern, Mefultate ber Sitten: 
geichichte. Bd. III. Die Demokratie. — Zahariä, Vierzig Bücher vom 
Staate, 2. Aufl, Bd. II, ©. 192 u. fl. — Brougham, Political phi- 
losophie, ®d. DI. — Billard, F., De l’organisation de la r&publique. 
Ed. 2, Par., 1848. — Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht, Bd. I, 
©. 265 u. ff. — Beſonders belehrend ift hier bag Stubium ber Gefeke 
concreter Beifpiele; fo 3. B. einer Seits der athenifchen Verfaffung (mie fie 
3 B. von Hermann und von Böoͤckh geſchildert ift) anderer Seitz 
das der Vereinigten Staaten von Nordamerika (in rechtlicher Beziehung am 
beften dargeftellt von Story, politiih aber von Tocqueville) 

2) Es iſt eine vollfommen verkehrte Auffaffung, die Volksherrſchaft als 
bie einzig vollftämbig gerechtfertigte Form des Mechtäftantes zu betrachten. 
Die Hauptfrage if offenbar die Erreihung ſämmtlicher Zwede ber ebenge: 
nannten Staatögattung, und bie Form ber Regierung iſt nur ein Mittel 
dazu. Falls alfo andere Regierungsformen ebenfalld zur Erreihung dieſer 
Zwecke dienen, find fie vollfländig eben fo berechtigt, und wenn etwa gar 
erwieſen werben koͤnnte, daß fie befier dazu "dienen, jo würden fie fogar 
berechtigter fein. — Ebenfo ift es ungegründet, daß die Volksherrſchaft 
allein des Menſchen würdig fei. Des vernünftigen Menfchen würdig iſt es, 
bie beften Mittel für feine Zwecke zu wählen, und nöthigenfalls ſelbſt auf 
eine Freiheit zu verzichten, wenn bieß bie Bebingung eined wichtigen Vor: 
theiles iſt. 

8) Die Begründung bes Entſcheidungsrechtes ber Mehrheit hat namentlich 
ben übertriebenen Freiheilsfreunden ber neueften Zeit viele Mühe gemacht, 
unb es find eben fo Fünftliche ala abfurde Beweisführungen vorgenommen 
worden. Diefe Verfuhe mußten mißglüden, weil dieſe Herrichaft in ber 
That fih nicht auf ein Necht ſtützt, fondern vielmehr eine Rechtsverletzung 
ift, fobald man nicht bie praftifche Nothwendigkeit als einem Rechtsgrund 
annimmt. Man vergl. 3. B. Fröbel, 3., Syftem ber focialen Politik, 
Bd. I, ©. 9 u. ff. 

4) Die Vereinigten Staaten bieten gegenwärtig ein merlwürdiges 
Beiſpiel dar von der Nothiwenbigkeit einer richtigen Begründung des Bür⸗ 
gerrechtes in einer Volksherrſchaft; und zwar biefed nach zwei Seiten zu 
gleicher Zeit Hin. Auf ber einen Seite nämlich bringt bie Berwechfelung 
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der augederenen Menſchenrechte mit ber Befähigung zu Staatsgeſchäften zu 
dem verkedrien Veſtreben, das aftive und folgerichtigerweiſe auch das paffine 
Wadlrecht Selb auf die Weiber auszudehnen. Auf der andern Seite bat 
Me oiſcudar zu Aurz gegriffene Aufnahme Eingewanderter in da3 volle 
Burgerreipt nad bio 5 Jahren zu ber großen Bewegung ber Knownothings 
geiubrt. So völlig verkehrt bie erſte Richtung ift, fo vollſtändig bereditigt 
it die zweite, (natürlich abgefehen von ungeſetzlichen Gewaltthätigkeiten und 
Rohheiten.) 

5) Bei ben jetzigen großen Forderungen der Völker an die Leiflungen 
des Staates, weldhe natürlich entſprechende Mittel voransfeßen, bie ihrer 
jeitg nur von einem größe Gebiete unb einer zahlreichen Bevöllerung 
geliefert werben können, ift die Bildung reiner Volksherrſchaften jett kaum 
noch in ganz einzelnen Ausnahmsfällen von vereinzelten Stäbten ober Hir- 
tenlandichaften möglich, je weiter daher ber demokratiſche Geiſt um ſich 
greift, defto größer muß auch die Verbreitung ber in ber Form ber Ber: 
tretung geordneten Volksherrſchaft werben, ba nur biefe bie Bedingung 
der Macht und der Selbſtregierung bed Volkes vereinigt. — Diefe Staats- 
form bat fidh denn auch fogleich ausgebildet, fobalb ſich in ben neuzeitigen 
größeren Staaten Abneigung gegen Einherrſchaft Bahn brach. So im 
Holland, namentli aber in England in dem Kampfe mit ben Stuarts, 
und in Amerifa bei der Befreiung von England. 


6) Anders freilih Ariftoteles, welcher in ber beſten Demofratie 
namentlich die Gerichtäbarfeit dem ganzen Volke übergeben wil. 

7) So richtig im Allgemeinen bie Anfiht if, baß die Befugniß an 
einer flaatlihen Wahl Antbeil zu nehmen, nidt vom Standpunkte bes 
perfönlichen Rechtes aufgefaßt, ſondern als ein Auftrag oder als ein Amt 
betrachtet werden muß: fo verhält fich dies doch anderd in ber Bolfäherr- 
haft durch Vertretung. In ber Volkäherfchaft geht man überhaupt von 
bem angebornen Rechte bes Einzelnen, an der Regierung Theil zu nehmen, 
aus. WIN ober kann num biefes Recht aus Äußeren Gründen nicht jelbft 
ausgeübt, fondern foll ed an einen Stellvertreter übertragen werben: jo bat 
ber Einzelne bei der Wahl feines Vertreters allerdings ein Recht und feinen 
Auftrag. Und wenn Bluntſchli, Allg. Staats-R., Bd. I, ©. 284 fg., 
auch in ber repräfentativen Demokratie ben verfchiedenen Beftandtheilen und 
Intereſſen im Volke, namentlich alfo bem Vermögen, ber Bildung, in 
Berufs: und Lebensweife, eine deren Verhältnig zum Ganzen gemäße Ver: 
tretung fihern will: fo find dieſe politifchen Nüdfichten ohne Zweifel an ſich 
ganz beachtenswerth, allein es kann ihnen in einer Volkswirthſchaft feine 
Geltung eingeräumt werben, ba fie den Grundgedanken ber Staatsform 
gerabezu wiberfprechen. Grfter Grundſatz bes Mechtes und ber Politik tft es, 
folgerichtig zu fein; und in Feiner Staatsform, welche fie auch fei, Armen 
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die Vorzüge aller übrigen, auch die im Grundſatze verfchiedenen mit einge: 
ſchloſſen, vereinigt ‘werben. — Vollkommen verkehrt und auf falfche Art 
geiftreih ift ed, wenn Zach ari ä, a. a. O., ©. 206, gar der Repräfen: 
tativ:Demofratie bie Abficht unterlegt, durch eine „Wahlariftofratie” die 
Demokratie zu mäßigen. Die Aufgabe ift ja nicht, dem wirklichen Willen 
bes rechtmäßigen Inhaber ber Staatsgewalt einen andern unterzufchteben, 
fondern vielmehr biefem mit möglichfter Sicherheit den wahren Ausdruck zu 
verfchaffen. Und daß die Häupter und Stimmführer der politifchen Mei: 
nungen immer nur weſentlich gemäßigter feien, als bie Maſſe, tft auch 
eine völlig willfünliche Annahme, welde den Thatfachen keineswegs ent: . 
ſpricht. 

8) Unzweifelhaft find ſolche unmittelbare Abſtimmungen des ganzen 
Volkes von mannchfachen Nachtheilen und Gefahren begleitet, (vergl. 
Bluntſchli, a. a O., ©. 280); allein auch hier müſſen die rechtlich 
nothwendigen Folgen des oberſten Grundſatzes getragen werden. — Die 
Bemerkung, daß in den Bereinigten Staaten Verfaſſungsabänderungen durch 
eigens gewählte zahlrreichere Verſammlungen beſchloſſen werben, iſt that: 
ſächlich keineswegs richtig. Solche „Conventionen“ bereiten allerdings die 
Abänderungsbeſchluüſſe vor; allein in der Regel behält ſich das Volk bie 
Schlußabſtimmung vor. So verwarf 3. B. im Jahre 1858 bag Volk von 
Maſſachuſetts die von der Convention vorbereiteten Verfaffungsänderungen. 
©. Krit. Zeitſchr. für auswärt. Rechtsw, Bd. XXVII, ©. 283 fg. 

9) Der Beifpiele von Beforgung der Regierungsgefchäfte durch bie 
vertretende Berfammlung felbft und ohne eine von ihr. verfchiebene Ber: 
waltung find allerdings felten; und, was noch ſchlimmer ift, fie find 
fämmtlih nur in Zeiten revolutionärer Aufregung und Unordnung, nicht 
aber als regelmäßige Einrichtung vorgelommen. So 3. B. in England 
unter bem Langen Parlamente, in Amerika (fo weit das Beifpiel paßt) 
währenb de3 Nevolutionskrieges beim Gongrefle, in Frankreich beim Natio: 
nalconvente. Es läßt fi) alfo aus biefen Vorgängen für die Theorie wenig 
entnehmen; und dies um jo weniger, als wenigſtens binfichtlich ber Keiden 
europäiſchen Vorkommniſſe die Gefchichte fich nur fehr ungenügend mit biefer 
Seite der Zuftände befchäftigt hat. Das Beifpiel der Vereinigten Staaten, 
welche mit Aufftellung einer gejonderten Regierung vorangegangen find, hat 
auch wohl eine Wiederholung des Verſuches, alle Geſchäfte Einer Verſamm⸗ 
fung zu übertragen, für künftig unmwahrfcheinlich gemacht, felbft für wenig 
geordnete Zuſtände. Wenigftens ift in Frankfurt im Jahre 1848 alsbald 
bie Beflellung einer von der Berfammlung verfchiedenen Regierung befchlofien 
"worben. 
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der angeborenen Menſchenrechte mit der Befähigung zu Stans” 
dem verfehrten Beſtreben, das aktive und folgerichtigermeife 
Wahlrecht felhft auf die Weiber auszudehnen. Auf der 

die offenbar zu kurz gegriffene Aufnahme Eingewar ? 


Bürgerrecht nach blos 5 Jahren zu der großen Bewe 8 
geführt. So völlig verkehrt bie erſte Richtung if 
iſt die zweite, (natürlich abgeſehen von ungejek" se: 
Robheiten.) dem 
5) Bei den jegigen großen Forderun⸗ anzu⸗ 
des Staates, welche natürlich entſpreche ; erhal: 
feitö nur von einem größern Gebie‘ 
geliefert werben können, ift bie Bil‘ ‚nberheit 
no in ganz einzelnen Ausnahw Der Beſitz 
tenlandſchaften möglih, je w Ag, weil offenbar 
greift, deſto größer muß au „ne Ernennung der Re 
tretung geordneten Volks! - 
der Macht und ber Self , ver Staatögewalt zuftünde, 
form hat ſich denn ar . legteren wären, und fomit bie 
größeren Staaten " „genthümliche Staatzart, fondern nur 
Holland , namenif' Nele ons s 
und in’ Amerife ‚ger zweckmäßig eingerichtete Form entweber 


6) Ande .. ar ber vepräfentativen Demokratie bildete. 
namentlih ratie ift ein Widerſpruch in ſich felbft "). 
DE auiven Rechte mag bie Erwerbung ber Gewalt von 
* "net Veinderzahl auf verjchiedene Weile vor fich gehen; 
Gr. Die Ariſtokratie im Syſteme des philofophifchen Staat: 
„.g eine Stelle einnehmen, jo muß ein zureichender Grund 
dieſe Bevorzugung: nachgewiefen werben können. In Ex: 
agelung einer unbedingten Togifchen Nothwendigkeit reicht 
neilich auch hier zu einem berechtigten Dafein eine entſchiedene 
tanglichfeit zur Erreichung des Zweckes des Rechtsſtaates aus. 
Auf den erſten Blick bieten fich zweierlei Gründe einer 
solchen Tauglichkeit beftimmter Weniger dar: ein entfchiebener 
thatfächlicher Einfluß auf bie Gefellichaft und das Voll; und 
der Befi ausgezeichneter Eigenfchaften zu einer guten Regierung. 
In dem erften Falle befikt nämlich bie regierende Minderheit 
bie Mittel, die aus ihrem Willen hervorgegangenen Staats: 
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gen ohne Widerſtand durchzuſetzen; im andern Falle 

zur Leitung der allgemeinen Angelegenheiten Be: 

Befte wollen und vollbringen. — Eine nähere 

‚Doch, daß der Belig großen Einfluffes an fich 

ſe Begründung eined ausſchließenden Regie⸗ 

“Jönlicher Einfluß der Inhaber der Staats⸗ 

erftellung von Ordnung und Gehorfam, 

rtheile in Ausſicht; er gibt jedoch 

‚ne den gerechten Forderungen des 

.ıgaweife. Im Gegentbeile ift eher 

„taated für die abgejonderten mit mate- 

Wzuſetzenden Zwecke der Minderzahl zu erwarten. 

„t haben große AIntereffen Anſpruch auf genügende 
actſichtigung im Staate, und es ift gute Politik für jede 
Regierungsgewalt, ſich wo möglich auf Einzelne oder Partheien 
zu ftüßen, welche einen großen Einfluß haben. Dieß ift jedoch 
keineswegs gleichbebeutend mit einer ausfchließlichen Ueberlaffung 
ber Staatögemwalt an Diejenigen, welche in der Lage find, mächtig 
auf ihre Umgebungen einzuwirfen, fei es nun durch ungewöhn- 
lichen Beſitz, ſei es durch eine geiftige Suprematie. Macht 
alſo ift Fein verftändiger Grund zur außsjchließlichen Ueber: 
tragung von weiterer Gewalt und zu ausfchließenden Rechten 
auf Beherrichung Dritter. — Anders allerding? der Beſitz 
ausgezeichneter Eigenfchaften zu guter Belorgung der Staats: 
gejchäftee Auch diefer Vorzug gibt zwar ftrenge genommen 
noch fein Recht; allein es ift wenigftend vernünftig, Denjenigen 
bie Beforgung ber gemeinjchaftlichen Angelegenheiten zu über- 
tragen, welche jie vorausſichtlich befjer als Andere beforgen 
werben. Auch mag ohne Anftand zugegeben werben, daß jolche 
befondere Tauglichkeit immer nur bei einer verhältnigmäßig 
unbebeutenden Minderheit vorhanden if. Wenn fich aljo ein 
ſicheres Mittel findet, die zur Regierung vorzugsweiſe taugliche 
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$ 47. 
B. Die Ariftofratie. 


Die Ariſtokratie ift diejenige Form des Rechtsſtaates, 
in welcher die Staatzgewalt von verhältnißmäßig We: 
nigen bejeffen und ausgeübt wird, und zwar aus eigenem 
Rechte. — Eine beftimmte Verhältnißzahl ift nicht anzu- 
“geben; nur müffen allerdings, wenn der Begriff aufrecht erhal: 
ten fein fol, die Regierenden in entjchiedener Minderheit 
gegenüber von der Gefammtmenge des Volkes jein. Der Beſitz 
ber Gewalt aus eignem Rechte aber ift nothwendig, weil offenbar 
Derjenige oder Diejenigen, welchen eine Ernennung der Re 
gierenden ımb eine Webertragung ber Staatsgewalt zujtünde, 
die eigentlichen Inhaber der Ichteren wären, und fomit bie 
Ariftofratie gar keine eigenthimliche Staatsart, jondern nur 
‚ eine mehr oder weniger zweckmäßig eingerichtete Form entweder 
der Monarchie oder der repräfentativen Demokratie bildete. 
Wahl-Ariftofratie ift ein Wiberfpruch in fich felbft N). 

Im pofitiven Rechte mag die Erwerbung der Gewalt von 
Seiten einer Minderzahl auf verfchiedene Weife vor fich geben; 
ſoll aber die Ariftofratie im Syfteme des philofophifchen Staats⸗ 
rechtes eine. Stelle einnehmen, jo muß ein zureichender Grund 
für dieſe Bevorzugung: nachgewiefen werben künnen. In Er: 
mangelung einer unbedingten logiſchen Nothwenbigfeit reicht 
freilich auch hier zu einem berechtigten Dafein eine entſchiedene 
Tauglichkeit zur Erreichung des Zweckes des Rechtsſtaates aus. 

Auf den erſten Blick bieten ſich zweierlei Gründe einer 
jolhen Tauglichkeit beftimmter Weniger dar: ein entfchievener 
thatfächliher Einfluß auf die Gefellichaft und das Bell; und 
der Befig ausgezeichneter Eigenfchaften zu einer guten Regierung. 
In dem erften Falle beſitzt nämlich die regierende Minderheit 
die Mittel, die aus ihrem Willen hervorgegangenen Staatö- 
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einrichtungen ohne Widerſtand durchzuſetzen; im andern Falle 
werden die zur Leitung der allgemeinen Angelegenheiten Be: 
fugten das DBefte wollen und vollbringen. — Eine nähere 
Prüfung zeigt jedoch, daß der Beſitz großen Einfluſſes an ſich 
nod) feine rationelle Begründung eined ausſchließenden Regie⸗ 
rungsrechtes iſt. Perſoͤnlicher Einfluß der Inhaber der Staats⸗ 
gewalt ftellt zwar die Herftellung von Orbnung und Gehorfam, 
alſo allerdings große Vortheile in Ausſicht; er gibt jedoch 
keineswegs Sicherheit für eine den gerechten Forderungen bed 
Volkes entfprechende Negierungsweile. Im Gegentheile ift eher 
eine Ausbeutung des Staates für die abgejonderten mit mate- 
rieller Macht durchzuſetzenden Zwecke der Minderzahl zu erwarten, 
Ungzweifelhaft haben große Intereſſen Anſpruch auf genügenbe 
Berückſichtigung im Staate, und es ift gute Politik für jebe 
Regierungsgewalt, fich wo möglich auf Einzelne oder Partheien 
zu ftüßen, welche einen großen Einfluß haben. Dieß ift jedoch 
keineswegs gleichbebeutend mit einer ausſchließlichen Ueberlaſſung 
ber Staatögewalt an Diejenigen, welche in der Tage find, mächtig 
auf ihre Umgebungen einzuwirfen, fei es nun durch ungewoͤhn⸗ 
lichen Beſitz, ſei es durch eine geiftige Suprematie. Macht 
alfo ift fein verftändiger Grund zur ausſchließlichen Ueber⸗ 
tragung von weiterer Gewalt und zu ausſchließenden echten 
auf Beherrihung Dritter. — Anders allerdingd der Beſitz 
ausgezeichneter Eigenfchaften zu guter Beſorgung der Staats: 
gefchäftee Auch diefer Vorzug gibt zwar ftrenge genommen 
noch fein Recht; allein es ift wenigftend vernünftig, Denjenigen 
bie Beforgung der gemeinichaftlichen Angelegenheiten zu über: 
tragen, welche fie vorausſichtlich beffer als Andere beforgen 
werden. Auch mag ohne Anftand zugegeben werben, daß ſolche 
befondere Tauglichkeit immer nur bei einer verhältnigmäßig 
unbebeutenden Minderheit vorhanden tft. Wenn fich alſo ein 
ficheres Mittel findet, die zur Regierung vorzugsweiſe taugliche 
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$ 47. 
B. Die Ariftofratie. 

Die Ariftofratie ift diejenige Form des Rechtsſtaates, 
in welcher die Staatögewalt von verhältnißmäßig We: 
nigen befeffen und ausgeübt wird, und zwar aus eigenem 
Rechte. — Eine beitimmte Verhältnißzahl ift nicht anzu⸗ 


“geben; nur müffen allerdings, wenn der Begriff aufrecht erhal: 


ten fein fol, die Regierenden in entſchiedener Minderheit 
gegenüber von ber Gefammtmenge des Volkes fein. Der Befik 
der Gewalt aus eignem Rechte aber ift nothwendig, weil offenbar 
Derjenige oder Diejenigen, welchen eine Ernennung ber Re 
gierenden und eine Webertragung ber Staatögewalt zuftünde, 
die eigentlichen Inhaber der letzteren wären, und fomit bie 
Ariftofratie gar Feine eigenthümliche Staatsart, fondern nur 
eine mehr oder weniger zweckmäßig eingerichtete Form entweder 
ber Monarchie oder der repräfentativen Demokratie bildete. 
MWahl-Ariftofratie ift ein Widerſpruch in ſich felbft 9). 

Im pofitiven Nechte mag die Erwerbung ber Gewalt von 
Seiten einer Minderzahl auf verjchiedene Weiſe vor fich gehen; 
ſoll aber die Nriftofratie im Syfteıne des philofophiichen Staatz- 
rechtes eine. Stelle einnehmen, fo muß cin zureichender Grund 
für dieſe Bevorzugung: nachgewiefen werden Fönnen. In Er: 
mangelung einer unbebingten Logifchen Nothwendigkeit reicht 
freilich auch hier zu einem berechtigten Dafein eine entſchiedene 
Tauglichkeit zur Erreichung des Zweckes des Rechtsſtaates aus. 

Auf den eriten Blick bieten fich zweierlei Gründe einer 
jolhen Tauglichkeit bejtimmter Weniger dar: ein entjchiedener 
thatfächlicher Einfluß auf die Gefellichaft und das Voll; und 
der Beſitz ausgezeichneter Eigenfchaften zu einer guten Regierung. 
In dem erften alle befitt nämlich bie regierende Minderheit 
bie Mittel, die aus ihrem Willen hervorgegangenen Staate: 
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möglicherweile die Abſtammung von bevorzugten Gefchlechtern 
und der Beſitz großen Vermögen? auch üble und namentlich 
einer guten Regierung ungünftige Eigenfchaften entwidelt ; jener 
vorzugäweife Hochmuth, ſelbſtſüchtiger Kaftengeift, Abneigung 
gegen ernſte Arbeit, diefer aber wibrigen Geldſtolz, banaufifche 
Sefinnung, Verweihlihung. Und jeden Falles ift einleuchtenn, 
daß bie auf bie eine oder bie andere Weile Ausgeſchiedenen 
nicht alle ftaatliche Nüchtigkeit des ganzen Volkes in fich be- 
greifen und jomit ihre Alleinberechtigung bag gemeine Weſen 
brauchbarer Kräfte beraubt; ferner, daß die völlige Aug- 
ſchließung der Mehrheit bei Vielen, und zwar bei den Kräftigften 
und Ehrgeizigften am meijten, Neid und Haß erzeugen fann. 

Die Frage ift alfo: ob die in Auzficht zu nehmende Re⸗ 
gierungg- Tüchtigleit als fo bedeutend, ihr thatfächliches Ein- 
treten al? jo ficher, und ihr Vorwiegen über die ungünftigen 
Umstände ald jo entfchieven angenommen werben kann, baß bie 
Uchetragung der Staatögewalt als vernünftig begründet erſcheint? 
— Diefe Frage ift hinfichtlich einer Vermögenzariftofratie zu 
verneinen. Die guten Eigenjchaften einer folchen find weber 
von entjcheidendem Belange noch hinreichend zuläffig; und bie 
nur möglichen jo wie bie jeden Falles zu erwartenden Nach: 
theile fo beträchtlich, daß fich die Gründung einer Regierung 
auf fie nicht rechtfertigen läßt. Mehr fpricht für die Geburts: 
ariftofratie, da ihre fpecififchen Eigenfchaften eine unmittel- 
bare Beziehung zur Handhabung von Staatögefchäften haben, 
ihre vermuthlichen Fehler weniger nachtheilig erfcheinen, ihre 
Ausſchließlichkeit durch Aufnahme einzelner hervorragender Kräfte 
außerhalb ihres Kreiſes nützlich gebrochen werben Tann, und fie 
ſogar, erfahrungsgemäß, geringeren Widerwillen erweckt, als bie 
Bevorzugung großen Reichthums. Reicht died nun auch nicht 
hin, um ber Wriftofratie eine ganz unanfechtbare rationelle 
Begründung zu geben, jo vechtfertigt es doc) wohl, wenn biefe 
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Staatsform nicht ganz aus Philofophie des Rechtsſtaates ver: 
wiefen wird. | 

Ihre Zulaffung nun aber angenommen, fo erfordern nad} 
ſtehende einzelne Säte eine nähere Betrachtung. 

Unzweifelhaft die wichtigfte Beftimmung in einer Ariftofratie 
ift die Beftimmung der Geſchlechter, welchen das 
Necht zur Regierung zuftehen fol. Nicht nur darf über dieſe 
Berechtigten an fich fein Zweifel obwalten, fondern es muß 
auch genaue Beitimmung über die Familienrechte, namentlich 
über dag Eherecht, getroffen fein. — Eine unbebingte Abge- 
jchloffenheit der Zahl der regierungsbefugten Gefchlechter ift 
nicht nur keine rechtliche Nothwendigkeit, ſondern fie ift ſogar 
ein großer politiicher Fehler, weil fie dem Verdienſte und Ehr⸗ 
geize Feine gejegliche Bahn eröffnet, und weil fie außgeftorbene 
Familien zu erjegen nicht geftattet. Cine, wenngleich jeltene, 
Eröffnung des „Goldenen Buches“ muß daher möglich fein, und 
eine entfprechende gejeliche Einrichtung dafür beitehen. 

In dem Gedanken der Ariftofratie ift fein Grund aufzu- 
finden, welcher eine Verſchiedenheit der Berechtigung 
im Schooße derſelben ausſchloͤſſe. Vielmehr ift, wenn thatläch- 
fich bei einem Theile der Gefchlechter ein minderer Anſpruch auf 
Bevorzugung vorliegt, ‘auch eine nur theilweife Einräumung 
von Rechten angezeigt”). — Ebenjo verträgt es fich mit dem 
Weſen der Einrichtung gar wohl, und muß jogar aus Zweck— 
mäßigkeitägründen gefordert werben, daß perſönlich Unbe: 
fähigte ausgefchloffen find; ja, daß alle auf ven Zutritt zu 
Staatögejhäften Anſpruch machende Mitglieder geſetzliche Beweiſe 
ihrer Brauchbarkeit liefern und, wielleicht, eine beftimmte Dienft- 
Laufbahn in untergeorbneter Stelle erſt burchlaufen müfjen, ehe 
ſie in die regierende Körperfchaft aufgenommen werben). 

Je nach der Zahl der Berechtigten mag in einer Ariſto⸗ 
kratie entweder die Gejammtheit berjelben in Einer Berfammlung 





'363 


die Regierung führen; ober aber Tann ed nothwenbig werben, 
eine Eintheilung in einen großen und in ein engeren 
Rath zu machen. In dieſem alle fällt dem Iebteren bie Bor- 
bereitung ber Gefchäfte, die Ueberwachung und die höchite Ver: 
waltung , vielleicht die Beſorgung der geheim zu haltenden 
Angelegenheiten zu; der vollen Verſammlung aber die Gefeß- 
gebung,, die Beichlußnahme in, befonders "wichtigen Faͤllen des 
inneren und des äußeren Staatslebens, enblich wohl auch bie 
Aemterbefegung. 

Theils die Mebung in Staatsgefchäften, theild die Noth- 
wenbigfeit einer politifchen Zuverläffigkeit erforbert die Befegung 
aller irgend wichtigen Aemter im Staate durch Mitglieber 
ber Gefchlechter; kkuges Mißtrauen gegen die eigenen Genoffen 
aber macht einen häufigen Wechfel in den Stellen räthlich®). 
Falls es für zwedmäßig erachtet wird, zum Vorſitze in ber 
regierenden Berfammlung und etwa an die Spite ber Ver⸗ 
waltungsbehörben einen einzelnen Mann bleibend zu jtellen, jo 
kann die doch nur ein formeller Vorzug fein, eine fichtbare 
Berfonififation der Staatsgewalt; alle wirklichen Regierungs- 
rechte müffen den Verfammlungen der gefammten Berechtigten 
vorbehalten bleiben. Am wenigften verträgt fich die Erblichkeit 
einer folchen Stellung mit der Sicherheit ber Geſchlechter⸗ 
herrſchaft. 

Abgeſehen von ver ſtaatlichen Stellung und alſo im Privat⸗ 
leben ift das einzelne Mitglied der Ariftolratie Unterthan 
und den Geſetzen Gehorjam ſchuldig. Bevorzugungen auch im 
Privatrechte find allerdings nicht unverträgficdh mit den oberften 
Grundfägen ; allein ebenfo wenig auch die Auflegung befonderer 
Beſchränkungen oder Verbindlichkeiten, falls dieſe aus allge- 
meinen Gründen zur Erhaltung des Anſehens oder der Sicher⸗ 
heit der Ariſtokratie für nothwendig erachtet werden ®). 

Zu eigenthünlichen Grundfäten hinfichtlich der Rechtsver⸗ 


v. Mohl, Cucydopadic. 28 
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Staatsform nicht ganz aus Philofophie des Rechtsſtaates ver- 
wiefen wird. Ä | 

Ihre Zulaffung nun aber angenommen, fo erfordern nad 
ſtehende einzelne Sätze eine nähere Betrachtung. 

Ungweifelhaft die wichtigfte Beftimmung in einer Ariſtokratie 
ift die Beftimmung der Geſchlechter, welchen dag 
Necht zur Regierung zuftehen fol. Nicht nur darf über dieſe 
Berechtigten an fich ein Zweifel obwalten, ſondern e8 muß 
aud) genaue Beitimmung über die Familienrechte, namentlich 
über das Cherecht, getroffen jein. — Eine unbebingte Abge⸗ 
ichloffenheit der Zahl der regierungsbefugten Gefchlechter ift 
nicht nur Leine rechtliche Nothwendigkeit, ſondern fie ift jogar 
ein großer politifcher Fehler, weil fie dem Verdienſte und Ehr⸗ 
geize Feine gejegliche Bahn eröffnet, und weil fie ausgeſtorbene 
Familien zu erjegen nicht geftattet. Cine, wenngleich feltene, 
Eröffnung des „Goldenen Buches” muß daher möglich fein, und 
eine entfprechende geſetzliche Einrichtung dafür beitehen. 

Sn dem Gedanken der Ariftofratie ift fein Grund aufzu- 
finden, welcher eine Berfchiedenheit der Berehtigung 
im Schooße derſelben ausſchlöſſe. Vielmehr ift, wenn thatjäch- 
fich bei einem Theile der Gefchlechter ein minderer Anſpruch auf 
Bevorzugung vorliegt, auch eine nur theilweife Einräumung 
von Rechten angezeigt ?). — Ebenſo verträgt es ſich mit dem 
Mefen der Einrichtung gar wohl, und muß fogar aus Zweck⸗ 
mäßigfeitögründen gefordert werben, daß perſönlich Unbe— 
fähigte ausgeſchloſſen find; ja, daß alle auf ven Zutritt zu 
Staatsgeſchäften Anſpruch machende Meitglieder gejetliche Beweiſe 
ihrer Brauchbarkfeit liefern und, vielleicht, eine beftimmte Dienft- 
laufbahn in untergeoroneter Stelle erft burchlaufen müſſen, ehe 
fie in die vegierende Körperfchaft aufgenommen werben S). 

Je nach der Zahl der Berechtigten mag in einer Ariſto⸗ 
kratie entweder die Gejammtheit derfelben in Einer VBerfammlung 
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Iheinafene au Staxtögeichkiten umb große perfünliche Nechts⸗ 
gar wobl Hand in fand geben Finnen. 

6) Kenn bie Geſchichte zeigt, daß eine reine Ariſtokratie eine der 
ſeſteſlen und austuuerntiien Staatäjermen if, fc zeigt fie ebenſo unzweifel: 
haft, da cine Riſchung von Ariſtolratie und VDemolratie zur Urſache von 
fortbauernden inneren Unruhen wit. Man iche Rom, bie italienijchen 
Stadie bes Mittelalters, ſelbſt viele der deutſchen Reichäftätte. Auch wenn 
bie Zheilnabme ber Demokratie in der Form einer vwertretenten Verſamm⸗ 
kung fattfände, würbe bad Ergebniß fein anderes fein. 

5 48. 
y. Lie Monardieen. 

Der Beſitz der gefammten Staatsgewalt eines Rechtsſtaates 
turch ein einzelnes menfchliches Individuum, und fomit die 
Aufgabe deffelben, die zahlloſen und fchwierigen Anwendungen zu 
den Sweden biefer Staatsgattung anzuorbnen und zu leiten, 
fcheint allen Forderungen der Vernunft zu widerſprechen, ſowohl 
wenn man dad Maß der menjchlichen Fähigkeiten, al wenn 
man die Möglichkeit einer volljtändigen Unbrauchbarfeit des 
Berechtigten, oder endlih da Recht und die Würde aller 
übrigen Stoatstheilnehmer ind Auge faßt. Die Geſchichte zeigt 
jedoch nicht nur, daß bie meiften, ſondern daß namentlich auch 
bie größten und gebilvetiten Völker dieſe Regierungsform haben, 
fondern auch, daß fie im Ganzen befiere Ergebnifle Tiefert, als 
bie übrigen anfcheinend vernünftigen Einrichtungen. Ein ge 
nauered Nachdenken läht aber die Gründe cinjehen. 

Das Häufige Beſtehen der Einherrfchaft im Rechtsſtaate 
erflärt fich leicht daran, daß es thatfächlich gar manche mögliche 
Ausgangspunkte für diefe Form der Regierung gibt. Der 
Beſitz der oberjten Gewalt kann nämlich geſchichtlich anges 
bahnt fein durch die bereit3 bedeutende Stellung eines Indivi⸗ 
duums in einer anderen Staatsgattung, wenn jich biefe in einen 
Rechtöftant verwandeln will; ober fie mag bie Folge des Glanzes 
und der Leiftungen einer großen Perfönlichkeit fein, welche nach 
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übereinftimmenver Anerkennung hoch über Allen fteht und Jeg⸗ 
liches beffer vermag ala Andere; ferner ift auch bei Völkern, 
welche zu einem Rechtsſtaate reif find, die Thatfache des Beſitzes 
einer großen Macht ſchon oft hinreichender Grund zu wider: 
ſpruchsloſer Unterwerfung und zur Erwartung von Schuß und 
Hülfe geweien; endlich mag ein klares Bewußtſein ber Vortheile 
ber Einherrfchaft zu Freiwilliger Einführung derfelben bewegen. — 
Was aber die Gründe der wenigſtens vergleihung?- 
mäßigen Vorzüglichkeit der Leiftungen betrifft, jo 
beftehen fie in ber bier obwaltenden ſtarken Zufammenfaffung 
der Staatögewalt; in der Einheit und Stetigfeit der von einem 
Einzelnen ausgehenden Negierungsplane; in ver möglichen 
Schnelligkeit der Entfchliegung und des Befehl! ; in ber Fähig— 
keit zu einer Ortöveränberung und einer perjönlichen Anweſenheit 
des Staatsoberhauptes, da wo diefe noth thut; endlich in ber 
über die Intereſſen und Leidenschaften der Einzelnen und 
ber Parteieen emporragenden Stellung des Fürſten. Aller: 
dings ift die Einrichtung eine gewagte, indem das Schickſal des 
Staates und des Volkes auf eine einzelne Perfönlichkeit geftelft 
ift, feine der möglichen Bezeichnungen diefer Perfon aber eine 
Sicherheit gewährt, dar diefelbe in Gefinnung, Verftand und 
Thatkraft wirklich die nöthige Höhe habe; und weil fogar in 
der eigenthümlichen Stellung eines folchen Herricherd nur zu 
viele Gründe befonderer Verberbniß liegen. Allein hieraus folgt 
keineswegs die vernünftige Nothwendigkeit einer Verwerfung 
bed ganzen Gedankens, fonbern nur bie Zweckmäßigkeit der 
Aufſuchung von Einrichtungen, welche die ſchwachen Seiten zu 
verbeffern geeignet find ohne die eigenthümlichen Vortheile zu 
zeritören ?). 

Es beſteht eine doppelte rechtliche Weöglichkeit zur Er: 
werbung der Fürſtenwürde im Rechtsſtaate. Entweder 
Wahl durdh Solche, welchen im einzelnen Staate das Recht 
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biezu zufteht; oder Erbgang nach beftimmten Grundfäßen. 
Die Entjcheidung zwiſchen dieſen beiden Arten den Thron zu 
bejegen iſt allerdings von der höchſten Wichtigkeit für das 
Schickſal von Volk und Staat; allein fie ift nicht ſowohl aus 
Rechts⸗, denn aus Zwechmäßigkeitögründen zu treffen, und baher 
auch ihre Erwägung der Staatskunſt zuzuweiſen. (S. unten, 
$ 94.) Auf dem Standpunkte des Rechtes find nur wenige 
Sätze hervorzuheben. 

In Fürſtenthümern, welche nach dem Grundſatze der Er b⸗ 
lichkeit beſetzt werden, iſt die genaueſte, jeden Zweifel und 
jeden ungerechtfertigten Anſpruch unmöglich machende Bezeich- 
nung der mit einem Erbrechte Verſehenen das oberſte und das 
wichtigſte Staatsgeſetz. Daſſelbe hat denn aber nicht blos die 
Bedingungen der Berechtigung überhaupt feſtzuſtellen, ſondern 
mit eben jo großer Unzweifelhaftigfeit die Reihenfolge des An- 
Ipruches unter den im Allgemeinen Berechtigten. Es muß alfo 
fowohl dag Erbfolgerecht als die Erbfolgeorpnung, umd 
zwar leßtere unter allen überhaupt möglichen Vorausſetzungen ?), 
geregelt werben, jo daß in jedem Augenblide jowohl die Frage, 
wer überhaupt einen Anſpruch auf die Regierung zu machen 
hat, ala die, wer von ben Berechtigten it gerade der Nächſt⸗ 
berechtigte ift, klar entichieven vorliegt. Zu dem Ende finb 
Beitimmungen zu treffen: über das Erbrecht der Weiber; über 
die Ehen in der fürftlichen Yamilie.?); über die Geftaltung 
oder Unmöglichkeit von Adoptionen; über die einen Ausſchluß 
nach fich ziehenden perfönlichen Mängel; über ben Fall bes 
Ausſterbens aller geſetzlich Berechtigten. 

Im Falle einer Wahl: Monarchie dagegen muß dag 
aktive und palfive Wahlrecht, die Form der Vornahme, endlich 
die Verweſung des Reiches während der Erledigung georbnet 
fein. Im Weſen des Nechtöftaates im Allgemeinen oder feiner 
monarchifchen Form insbeſondere, ferner in dem Gedanken bie 
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Regierung durch Wahl zu übertragen, Liegen feine Gründe an 
fi, gerade dieſe oder jene Form des Verfahrens, ober eine 
beftimmte Ausdehnung und Beſchränkung der activen und ber 
paſſiven Rechte vorzufchreiben ; eine richtige Ordnung der ſchwie⸗ 
rigen Angelegenheit ift lediglich Sache ber Staatöflugheit. Doch 
mag ſchon aus NRechtögründen verlangt werben, daß nur bie 
Befähigung zur Vornahme einer richtigen Wahl und bie zur 
Führung einer tüchtigen Regierung einen Anfprud) gebe, und 
daß alfo von einem allgemeinen Rechte des Volles zur Vor- 
nahme der Wahl und von einer rechtlichen Fähigkeit eines jeden 
Bürgers, gewählt zu werben, feine Rede fei. Auch liegt es 
Ion in dem rechtlichen Verbältniffe des Einzelnen zur Ber- 
faffung und in den zu einer Abänderung derfelben vorgefchriebenen 
Formen, dab Verabredungen zwiſchen Wählern und einem 
Bewerber über Beichränkung feiner Negierungsrechte, Gewährung 
ungefehlicher Begünftigungen, Aufhebung mißliebiger Gefeke 
von Teinerlei Verbindlichkeit find und feinen begründeten Anspruch 
geben können. 

Erfahrungsgemäß find drei Arten ber Einherrfchaft im 
Rechtsſtaate vorhanden. Diejelben finden aber fänmtlich auch 
im philofophifchen Staatsrechte eine Stelle, indem ihre Eigen- 
thümlichleiten auf verftändigen Gründen beruhen. Die eine 
berückfichtigt nämlich vor Allem bie Vortheile ber einheitlichen 
Gewalt, während bie beiden andern den Beforgniflen vor Miß⸗ 
brauch und Unfähigkett Rechnung tragen ®), 

1. Inder unbefhränften Einherrſchaft (abfoluten 
Monarchie) fteht dem Regenten die ganze Staatsgewalt ohne 
alle äußere Beſchraäͤnkung und ohne alle Theilnahme ver Inter: 
thanen zu. Allerdings fol er dieſelbe lediglich zur Voll: 
ziehung ber Zwecke bed Rechtsſtaates gebrauchen, namentlich 
jedeß Unrechtes und jeber Willkür fich enthalten; auch gilt ber 
Grundſatz des blos verfaflungsmäßigen Gehorſames ber Unter: 
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thanen wellfemmen Aucm die Cinbaltung jener Nufgabe if 
nur dem eigenen Nocheiuctibie mut dem Gemifien des Fürſſen 
übertragen: um für die ndure mr rubiage Amvendung des den 
Untertbanen zuitedenden Sideritanderechtes ift feine Norm 
gegeben. LTieke Regierungsterm ſichert jemit im vollſten Mabe 
die free Verwendung ter Geſammtkraft zu en em Staats: 
oberbaupte als nũtzlich und neibwentig ericeinenden Zwecken; 
ailein jie gie feinerlei Gewabrleiftung dafür, daß nur öffent⸗ 
liche Zwecke rom ibm verfolgt werten, und ſie läßt bie 
Möglichkeit eifen, daß ciner Scits dic gerechten Forderungen 
der Bürger nicht erfüllt, anderer Seits tiefe aber mit Laſten 
ũberbũrdet oder in ihren Rechten gefräntt werben. 

Die Frage, ob in der unbeichräntten Sinherrichaft eine 
Perjaflungs - Urkunde cder eine Anzahl von Grundgeſetzen mög- 
lich over mäglich fei, ift eine ziemlich müfige. Nichts hindert 
allerdings die Bezeichnung einzelner Geſetze wit folchen Ramen ; 
auch iſt es mit dem Weſen ter Staatsform vereinbar , denfelben 
eine beſondere Bedeutung beizulegen , eine vorzugsweiſe ftrenge 
Einhaltung derfelden auch von Seiten des Staatzoberhauptes 
zu verlangen, und jie von ihm, etwa bei der Krönung, ver: 
fprechen zu laffen: allein ein beſonderer Nugen wird dadurch 
faum erreicht. Weder ijt durch vie Berftärkung ber fittlichen 
Pflicht die wirlliche Beachtung gefichert, noch auch nur ber 
unbeichränfte Gefeßgeber gehindert, Aenderungen, Zujäge oder 
auch völlige Zurücknahmen anzuoronen. 

In ähnlicher Weife verhält es ſich denn auch mit ber 
gewöhnlichen Geſetzgebung. Unzweifelhaft it es Pflicht des 
Stantöoberhauptes, dahin zu wirken, daß dieſelbe genügend 
dem Umfange nach und möglichft gut in Form und Inhalt jei. 
Auch ift es wohl möglih, Einrichtungen zu treffen, welche eine 
gute Vorbereitung und Ausarbeitung herbeizuführen geeignet 
find, etwa vorgängige Anhörung eines Rathes und dergl. 
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Allein ſchließlich bildet doch eben der ausgeſprochene Wille des 
FZürften felbft die befehlenve Norm. — Natürlich Tann übrigens 
auch bier Gehorfam nur verlangt werden, wenn der Befehl 
unzweifelhaft und wenn er ben zur Befolgung Berpflichteten 
eröffnet ift. Es find aljo über bie Form der Gefebgebung und 
über die Art der Bekanntmachung feftitehende Regeln notb- 
wendig; und wenn jich der Fürft dabei Bedingungen auflegt, 
z. 2. die Einhaltung gewifler Formen der Befehle, jo hat eine 
Verſaͤumniß derſelben formelle Ungültigfeit im einzelnen alle 
zur Folge. 

Die öffentlichen Beamten find keine Privatdiener des Fürften, 
fondern deſſen untergeordnete Gchülfen bei der Staatsleitung; 
allein ſelbſtverſtaͤndlich haben fie in Staatögefchäften feinen von 
feinem Befehle unabhängigen Willen und kein Recht zu cinem 
endgültigen Widerfpruche, ſondern es tft ihre Pflicht, den Auf- 
trag des unbejchränkten Oberhauptes auszuführen. Cine andere 
ftantsrechtliche Verantwortlichkeit, als die gegen den Fürften, 
bejteht für fie nicht. Nur eine Unabhängigkeit der Gerichte ift 
auch hier an der Stelle; ja hier boppelt nothwenbig. 

Die Rechte der Unterthanen find übrigen? die allgemein 
im Rechtsſtaate beftehenden; nur koͤnnen fie keinerlei politifches 
Recht in Anſpruch nehmen, welches mittelbar ober unmittelbar 
eine Theilnahme an der Megierung oder eine Beichränkung bes 
fürftlichen Willens gewähren würbe 5). 

2. Die durh Stände befhränfte Monarchie. 
Da weder ſittliche Gründe, noch bie Furcht vor thatfädh- 
lichem Wiberftand erfahrungsgemäß den Inhaber der Staats⸗ 
gewalt immer abhalten von Mißbrauch verfelben, und fomit 
Rechte ſowohl als Intereſſen der Unterthanen durch ven Megenten 
felbft Noth leiden Können: fo Liegt der Gedanke nahe, dadurch 
Schuß zu gewähren, daß ven Unterthanen jelbft ein regelmäßiger 
Einfluß auf die Regierung eingeräumt werde. Diefer kann nun 
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zunächit in einem Rechte zu Beichwerben und nöthigenfall3 
zu förmlichen Klagen beftehen; wird aber zweckmäßigerweiſe in 
beftimmten Fällen aud) auf eine Mitwirfung bei Regierungs- 
handlungen ausgedehnt. Weil nämlich in manchen und gerabe 
in den wichtigften Fällen, fo z. B. bei der Gefebgebung, im 
Staatshaushalte, bei Verträgen mit Auswärtigen u. f. w., die 
Wiedergutmachung eines bereit? zugefügten Unrechte® ober 
Schadens durch eine fpätere Beſchwerde ſchwer und fogar un⸗ 
möglich ift, jo ericheint eine vorbeugende Maßregel als weit 
vorzüglicher. Eine folche ift denn aber in einer Beiheiligung 
der Unterthanen ſelbſt zu finden, weil mit Recht angenommen 
werden barf, daß fie mit Willen zu ihrer eigenen Beichädigung 
nicht zuftimmen werben, Unkunde der Verhältniffe und falfche 
Beurtheilung berjelben aber durch Auswahl tüchtiger Männer 
und durch zwedmäßige Verhandlung befeitigt werben kann. 
Allerdings verliert dad StaatZoberhaupt durch eine folche Ein⸗ 
richtung an Selbitftänbigkeit und an Macht zur Durchjeßung 
feiner Auffaffungen; allein es gewinnt dagegen reichlich an 
Berminderung feiner fittlichen Berantwortlichkeit, an Beruhigung 
der öffentlichen Meinung und an wünjchenswerthem Zuftande 
ber Angelegenheiten). — Dieje Einwirkung ber Unterthanen 
fann denn nun aber auf verfchiedene Weiſe organifirt fein. 
Eine diefer Arten, welche auch in ihren Grundzügen vielfache 
gejchichtliche Anwendung gefunden hat, beruht auf den Grund⸗ 
gedanken, den beabfichtigten Cinfluß auf die Regierungshanb: 
lungen je immer bvenjenigen Abtheilungen des Volles einzu: 
räumen, deren Rechte und Intereſſen zumächft in Trage ftehen. 
Es wird alſo das Boll in feine gejellichaftliche Maſſen oder 
in Stände zerlegt und dieſen je in den fie betreffenden Ange: 
legenheiten Aufficht, Klagerecht und ausnahmsweiſe Mitwirkung 
eingeräumt. Bei ganz allgemeinen, d. h. die Geſammtheit des 
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Volkes betreffenden, Fällen können dann auch alle Stände zu⸗ 
fammen wirken ?),. ' 
- Hierbei ift dann aber hauptfächlich auf dreierlei zu fehen. 
Borerft darauf, ‚wer die berechtigten Klaſſen fein 
jollen, und wer den Willen derfelben auszuſprechen 
bat. — Berftänbigermeife läßt fich der erfte Punkt nicht von 
vornherein bejtimmen, fondern es ift auf die concreten Ver⸗ 
hältniffe jedes einzelnen Staates Nüdficht zu nehmen. Die 
gefchichtliche Ausbildung der Gejellfehaft muß zur Grundlage 
dienen, und die Erreichung des Zweckes verlangt ebenjo auf 
der einen Geite, daß neu eniftehende, mit eigenthümlichen 
Nechten und Intereſſen verjehene gejelfichaftliche Klaſſen be- 
rückſichtigt, als andererſeits, daß ſolche Stände, welche im 
Laufe der Zeit ihre Bedeutung verloren haben, ausgeſchieden 
werben. Aus dieſen Gründen iſt denn namentlich die, in 
- früheren gefchichtlichen Zuftänden allerding? begründet gemejene, 
Eintheilung des Volkes in Geiftlichfeit, Adel und Städte Teined- 
wegs eine unveränderliche, oder auch nur eine thatfächlich jet 
noch genügende. Je ausgebildeter dag Neben eines Volles ift, 
deſto zahlreichere Abtheilungen werben fich unterfcheiden laſſen. 
— Die Geltendmachung ber Nechte des einzelnen Standes aber 
kann aus leicht begreiflichen Gründen nur felten durch bie 
Gelammtheit aller feiner Mitglieder unmittelbar ftattfinden ; 
fondern es müflen berechtigte Stimmführer beftellt werben, 
welche ſowohl gegenüber der Regierung als Bevollmächtigte 
ihrer Genofjen auftreten, als dieſe letzteren felbft durch ihre 
Handlungen verpflichten. In vielen Fällen, namentlich) bei 
nicht förmlich organifirten und zahlreichen geſellſchaftlichen Klaſſen, 
wirb die Einrichtung eigend dazu beftimmter Wahlen da natür: 
liche und richtige Mittel fein. Wo jedoch ein Staub ohnedem 
Schon zur Beforgung feiner Angelegenheiten berechtigte Vorfteher 
und Organe hat, find diefe ohne Zweifel auch gegenüber von 
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Stimmführer mag an ſich auf verfchievene Weiſe gefchehen; 
fo dur Wahl nach der Kopfzahl und in gleichmäßigen geo— 
graphifchen Wahlbezirken, oder durch erbliche Webertragung an 
beftimmte Gefchlechter , ſelbſt durch Ernennung des Fürften u. |. w.; 
allein logiſch richtig und zu gleicher Zeit ftaatlich zweckmäßig 
ift nur eine folche Bezeichnung, welche Sicherheit gewährt für 
thätige Ausübung de Auftrage® und für wirkliche Weberein- 
ftimmung mit der allgemeinen Anfchauung des Volle. Dies 
ift denn aber doch nur wefentlich der Fall bei einer von Zeit 
zu Zeit fich wiederholenden Wahl. Die Thellnahme an diefer 
muß einerfeitö jo weit ausgedehnt fein, daß fie wirklich ein 
Ausdruck der allgemeinen Stimmung iſt; andererſeits iſt es 
geradezu unverftändig die Theilnahme daran auf Solche aus: 
zudehnen, welchen vorauzfichtlich die. Einficht oder der Wille 
zur Vornahme einer guten Wahl abgeht. Nicht aus dem Ge- 
fichtäpunfte eine? allgemeinen Bürger: oder gar Menfchenrechtes, 
fonbern aus dem eines wichtigen ftaatlichen Auftrages an bie 
dazu Befähigten ift hier die Wahl aufzufafjen !9). 

Die Berechtigung des ganzen Volkes in feiner Einheit 
gegenüber von ber Regierung erforvert folgerichtig die Bildung 
nur Einer Berfammlung von Vertretern; und wenn 
etwa zur Gewinnung eines vollitändigen Ausdruckes aller 
in Folgesvorhandenen Auffaffungen und Kräfte noch eine andere 
Bezeihnung von Vertretern neben den allgemeinen Wahlen 
nach Kopfzahl für nöthig erachtet fein follte, jo wäre aud) 
deren Eintritt .in die gemeinichaftliche Verfammlung das zu: 
nächft Richtige. Nur aus überwiegenden Gründen der Zwed- 
 mäßigfeit kann daher eine Abtheilung in mehrere Verſamm⸗ 
lungen gutgeheißen werben; und wenn benn auch folche Gründe, 
namentlich in ber mehrfachen Berathung und in ber gegen: 
feitigen Maäßigung, aufzufinden find, jo bleibt doch die "Ein: 
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richtung immerhin von zweifelhaften Rechte und kann leicht zu 
einer Verfälſchung der Volksſtimme führen. 

Das oben, bei der durch Stände beichränkten Monarchie, 
hinſichtlich des Beſchwerderechtes und der Mitwirfung 
Bemerkte findet bei einer allgemeinen Volksvertretung ebenfalls 
Anwendung. Auch bier ift die Theilnahme an Regierungshand⸗ 
lungen nur Ausnahme; grundfäglich bleibt die ganze Staats⸗ 
gewalt und deren Anwendung dem Fürften, und ift im Zweifel 
eine Regierungdhandlung derer vorläufigen Zuftimmung ber 
Bollövertretung nicht bebürftig, wohl aber nachträglich einer 
Beſchwerde oder Klage ausgeſetzt. Es bedarf alſo in ber reprä- 
fentativen Monarchie ebenfalld einer genaueren Bezeichnung ber 
Negierungähandlungen, bei welchen die Vollävertretung dag 
Recht der Mitwirkung in Anſpruch zu nehmen hat; nur ver- 
ſteht es fich von jelbft, daß dieſe Beſtimmungen ganze Katego⸗ 
vieen begreifen koͤnnen, und daß alsdann die Verfammlung 
in jeden einzelnen logiſch unter derer Begriff kommende Fälle 
zuſtändig iſt. 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Sicherſtellung der 
Volksvertreter gegen Störungen in ber Ausübung ihres 
Auftrages, fei es nun, daß eine folche durch Einfchüchterung 
und Beeinträchtigung beſonders thätiger oder mißliebiger Mit- 
glieder, oder durch eine Verhinderung des Zufammentgittes ber 
ganzen Verfammlung von der Regierung verfucht werben möchte, 
Mag etwa auch in eriterer Beziehung in einem Lande mit feft- 
gewurzeltem Rechts-⸗ und Freiheitäftine und mit unerſchütter⸗ 
licher Selbitftändigkeit der Gerichte auf befondere Einrichtungen 
verzichtet werden koͤnnen, jo muß in weniger rechtöfeiten Zu⸗ 
jtänden eine unbebingte Unantaftbarkeit der Volksvertreter wegen 
Anträgen und Abſtimmungen in ber Verfammlung und ein 
Schutz gegen hinterliftige und ftörende Anlagen wegen angeb⸗ 
licher Privatvergehen feitgeftellt fein!) Gegen Unterlafjungen 
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ber Einberufung ber ganzen Berfammlung und gegen vorzeitige 
Auflöfungen derfelben fügt aber, außer der gefeglichen Seft- 
ftellung einer regelmäßigen Einberufungsfiift, die Verwilligung 
ber Staatfeinnahmen und Ausgaben auf eine nur mäßige Zeit, 
alfo eine Maaßregel, welche ohnedem ſchon durch die Unmög- 
Ticheit einer Vorausſicht auf lange Zeit geboten ift !2). 

Hoͤchſt wünjchenswerth wäre eine Anftalt, durch welche 
ein ernftliches Zerwuͤrfniß zwilchen Regierung und Volksver⸗ 
tretern und die daraus hervorgehende Stodung in den Staats: 
gefchäften mit Einficht und Unparteilichfeit gefchlichtet werben 
fönnte. Da nun aber höchſtens in einem Staatenbunde für 
bie halb ſouverainen Gliederſtaaten deffelben, nicht aber auch 
für ganz unabhängige umd vereinzelt ſtehende Staaten eine 
höhere Macht diefer Art aufzufinden ift: fo bleibt zunächſt nur 
das unfichere und ungenügende Mittel einer Auflöfung und 
Neuwahl der Volksvertretung als gefeglicher Verſuch zur Wieber- 
beritellung ber Einhelligfeit. — Durch allfeitige Anerkennung 
und aufrichtige Handhabung des parlamentarifchen Sy- 
ftemes, nämlich der Wahl de Miniſteriums im Sinne ber 
Mehrheit der Volksvertretung, wird freilich thatfächlich das 
Eintreten unlöglicher Berwirrungen zum größten heile ver: 
hindert. Aber dieſes Syftem läßt fich nicht durch Geſetz be 
fehlen, ſondern feßt ein ftaatlich fehr durchgebildetes Volk und 
namentlich große, feite und genau formulirte Parteien voraus; 
ferner die Einwilligung des Fürften, feine perfönlichen An 
fichten den politifchen Nothwenbigfeiten zu unterorbiten und 
von feinem Einfluffe auf die Staatangelegenheiten Vieles an 
feine oberften Näthe abzugeben. Beide Vorausſetzungen find 
aber der theuer erfaufte Preis langen und entichieben durch- 
gekaͤmpften Staatlichen Ringens, und laſſen ſich nicht durch bloße 
Beichlüffe oder durch das Verlangen Einzelner verwirklichen 19). 

1) Literatur über die Monardie: Bollgraff, Syſteme ber Politik, 
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richtung immerhin von zweifelhaften Rechte und kann Leicht zu 
einer Verfaͤlſchung der Volksſtimme führen. 

Das oben, bei der durch Stände beichränkten Monarchie, 
binfichtlich de8 Beſchwerderechtes und dr Mitwirfung 
Bemerkte findet bei einer allgemeinen Bolfävertretung ebenfalls 
Anwendung. Auch hier ift die Theilnahme an Regierungshand- 
[ungen nur Ausnahme; grundſaͤtzlich bleibt die ganze Staats⸗ 
gewalt und deren Anwendung dem Fürften, und ift im Zweifel 
eine Regierungshandlung derer vorläufigen Zuftimmung der 
Bollövertretung nicht bebürftig, wohl aber nachträglich einer 
Beſchwerde oder lage ausgeſetzt. Es bebarf aljo in der reprä- 
jentativen Monarchie ebenfalls einer genaueren Bezeichnung ber 
Negierungshandlungen, bei welchen die Volksvertretung da? 
Recht der Mitwirkung in Anſpruch zu nehmen hat; nur ver 
ſteht es fich von jelbit, daß diefe Beftimmungen ganze Katego: 
vieen begreifen koͤnnen, und daß alsdann die Verfammlung 
in jeden einzelnen logifch unter derer Begriff kommende Fälle 
zuſtändig iſt. 

Bon beſonderer Bedeutung iſt die Siherftellung ber 
Volksvertreter gegen Störungen in der Augübung ihres 
Auftrages, fei es nun, baß eine folche durch Einfchüchterung 
und Beeinträchtigung beſonders thäfiger oder mißliebiger Mit- 
glieder, oder durch eine Verhinderung des Zufammentgitted ber 
ganzen Verſammlung von der Regierung verfucht werben möchte. 
Mag etwa auch in erfterer Beziehung in einem Lande mit feft- 
gewurzeltem Rechts: und Freiheitsſinne und mit unerjchütter 
licher Selbftitänbigfeit der Gerichte auf befondere Einrichtungen 
verzichtet werden können, jo muß in weniger rechtsfeſten Zu: 
jtänden eine unbebingte Unantaftbarkeit der Volksvertreter wegen 
Anträgen und Abjtimmungen in ber Verfammlung und ein 
Schuß gegen hinterliftige und ftörende Anlagen wegen angeb⸗ 
licher Privatvergehen feftgeftellt fein !). Gegen Unterlafjungen 
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gewöhnlich für gleichbebeutend genommen unb mit Aufrechterhaltung aber 
gar Wiedereinführung der fogenannten Feudalſtände, während fie vielmehr, 
richtig aufgefaßt, eine Bekämpfung ber falfchen Maßregel iſt, bie ver: 
ſchwundene Organifation der germanifchen Geſellſchaft an die Stelle der 
Wirklichkeit zu fegen. Als der Gipfelpunkt biefed verkehrten und in feiner 
practifchen Anwendung für Fürft und Volk gleich verderblichen Unweſens 
mag bezeichnet werden: Zimmermann, ©, Tie Vortrefflichfeit ber 
conftitutionellien Monarchie für England und deren Unbrauchbarfeit für bie 
Länder ded europätfchen Continentes. Hannov., 1853. — NRichtigere und 
namentlih einen allgemeinen Standpunkt einnehmenbe Crörterungen bes 
Syſtemes find: Liebe, Der Grundadel und bie neuen Berfaffungen. 
geipz., 1844. — Stahl, Staatölehre, 3. Aufl., ©. 365 u. ff. — Das 
Repräfentatiofgftem , feine Mängel und feine Heilmittel. In d. Viert.Jahr⸗ 
Schrift, 1852, Nr. 3. — Winter, A, Die Volksvertretung in Deutſch⸗ 
lands Zufunft, Gött. 1852. 

8) Ueber Stantögerichtähöfe ‚und beren Zufammenfegung f. unten, 
S 97. 

9) Die Literatur Über die conftitutionelle Monarchie ift außerordentlich 


zahlreich, und zwar ift ſowohl ber Grundgebanfe ſelbſt, ala bie weitere 


Entwidlung deſſelben in ben Einzelheiten des Staatsorganismus von ben 
verſchiedenſten Standpunkten aus und von Schriftftellern aller gefittigten 
Völker bearbeitet worden. Siehe eine Zufammenftellung und Beurthei- 
lung in meiner Geſchichte und Literatur der St.:W., Bd. I, ©. 267 
bis 820, 

10) Es ift ein Beweiß von Schwäche ded Denken, wenn man nicht 
zu unterfcheiben vermag zwiſchen ber in ber Demokratie jedem felbftftändigen 
Bürger zuftehenden Antbeile an den Wahlen und dem nur an Taugliche zu 
gebenden Wahlauftrage in ber repräfentativen Monarchie. Im erften Falle 
muß man fidy die Folgen des allgemeinen Stimmrechtes, welche fie auch 
fein, gefallen laſſen, weil dieſes Recht wefentlich im Gedanken ber ganzen 
Staatsart wurzelt; biefe Nachtheile aber ohne Noth in die Volksvertretung 
ber Einberrfchaft überzutragen, ift finnlos. Hier Tann ber Bürger nur 
verlangen, baß fein Recht gegen Regierungsmißbraud bewahrt, und daß 
die hierzu tauglichfte Art der Vertretung gewählt werbe ; nicht aber, daß er 
zu einer flaatlicden Handlung zugezogen fei, auch wenn er zu ihrer richtigen 
Vollbringung perfönlih unfähig if, und er alfo ben Zweck durch feine 
Mitwirtung in Gefahr ſetzen würbe. 

11) Ueber ben befonberen Schub ber Mitglieber von Ständeverfamm: 
lungen |. (Qappenberg) Die Privilegien ber Barlamentsmitglieder. Ham: 
burg, 1848. Der berühmte Gefchichtäforicher vergißt jeboch bei feiner 
Bekämpfung folcher Vorrechte, daß nicht jedes Lanb eine Unabhängigfeit 

v. Rohl, Encyelopäbie, 24 
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ber Gerichte, eine umwiberftehliche Öffentliche Meinung unb einen burchge: 
bildeten politifchen Sinn hat, wie England. 

12) Unter den Mitteln zur ununterbrochenen Wirffamfeit einer Volks⸗ 
vertretung ift bie Beftellung von Ausſchüſſen nicht ausgeführt, obgleich 
diefe allerdings den Zwiſchenraum zwifchen einer Verfammlung und ber 
andern ausfüllen, und ſich vom rechtlichen Standpunfte aus lediglich nichts 
gegen fie einwenben läßt. Allein man kann bei ihnen, laut ber Lehre 
ber Geſchichte, der Alternative nicht entgehen, entweber nur geringen un- 
mittelbaren Einfluß auf bie Regierungshandlungen einzuräumen, damit aber 
die Ausſchüſſe ziemlich nutzlos zu machen, ober aber ihnen einc bebeutende 
Stellung zu geben, welche fie dann allmälich gebrauchen, um ſich an bie 
Stelle der wahren Volfävertretung zu ſetzen, was ſchließlich das Verkommen 
ber ganzen Anftalt zur Folge hat. Letzteres war ber Hergang in gar vielen 
beutfchen Ländern. 

13) Weber das parlamentarifche und das dualiftiiche Syften der Volks⸗ 
vertretung in ber Ginherrihaft |. meine Geſchichte und Literatur der 
Staats-W. Bd. I, ©. 188 u. ff. 


$ 49. 
6. Defpotie. 


Die Despotie, Zwangsherrſchaft, ift diejenige Staats⸗ 
gattung, in welcher die gefammte Staatsgewalt in den Händen 
eine? Einzelnen ruht, diefem aber Feine außer feiner eigenen 
Willkür liegende Aufgabe geftellt ift, und wo jomit dag Staats⸗ 
oberhaupt bloß Rechte und Feine Pflichten, das gefammte Bolt 
aber nur Pflichten und feine Rechte hat. 

Die Despotie ift deingemäß weder zu verwechjeln mit uns - 
befchränkten Königthume, noch mit Tyrannei. — Allerdings 
find dem abfoluten Monarchen ebenfall® äußere Schranken in 
der Ausübung der Staatsgewalt nicht gezogen; allein er hat 
dieſe Gewalt lediglich zur Erfüllung der Zwecke derjenigen 
Staatsgattung anzuwenden, welcher das concrete Volk ange: 
hört, Diefes hat ein Recht hierauf, (wenn ſchon Fein gehörig 
geſchütztes;,) und die Richtung ſowohl ald die Art der Regie: 
rung tft eine Pflicht für den Fürsten, (wenn gleich Feine Bor: 
tehrungen bejtehen zu regelmäßiger‘ Erzwingung Ir Erfüllung.) 
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Der Despot dagegen hat grundfäglich für feinen Lebenszweck 
des Volkes zu forgen; fein augenblicklicher Wille ift für ihn 
und für Andere der einzige Gegenſtand des organifirten Zu- 
fammenlebend. — Tyrannei dagegen ift jede ungercechte Gewalt: 
ausũbung. Sie ift Fein normaler und grundfäßlicher Zuftand, 
wie die Deöpotie, fondern vielmehr immer die Verlegung eines 
folhen. Dem tyranniſch Behandelten ſtehen Geſetze und Rechte 
zu, allein fie werben thatfächlich verlegt; während in der Des- 
potie gar fein Geſetz und fein Necht beftcht, als das des Herr- 
ſchers. Tyranniſche Regierung kann bei ungünftiger Geftaltung 
der Verhältniffe und bei rechtswidrigem Willen einflußreicher 
Perſonen in jeder Staatsgattung und Staatsform vorübergehend 
vorkommen, felbft in der Demokratie; die Dezpotie ift eine be- 
ftimmte Form des ftaatlichen Dafeind. Ein Despot kann uns 
zweifelhaft in jedem Augenblicke herb und ungerecht und jomit 
tyranniſch handeln, allein es ift auch ein gerechtes und ſelbſt 
mildes Verfahren von feiner Seite möglich, ohne daß deßhalb 
bad Weſen feiner Stellung und der Staatdart fi änderte). 

Despotieen haben, laut Ausweis der Gefchichte, zu allen 
Zeiten beftanden; und faſt ſcheint es fogar, als ob diefe, einem 
geftttigten Wolfe allerdings unbegreiflihe und unerträgliche, 
Staatdart gewiffen Himmelsſtrichen und Menſchenracen an: 
gemeflen fei. Im andern Fällen ift fittlich ganz zu Grunde 
gerichteten oder von Barbaren unterjochten Völkern ein folcher 
Zuſtand auferlegt worden?). Wie dem nun aber auch fein 
mag, und wie immer fich die Erjcheinung erklären läßt: jeden 
Falles fordert eine vollftändige wiſſenſchaftliche Behandlung des 
Staates die Erörterung auch diefer Gattung deſſelben; und un— 
zweifelhaft haben nicht nur die gefchichtlichen Disciplinen den 
Beſtand und die Entwicklung der Thatjachen darzulegen, jondern 
auch die dogmatiichen Wiffenjchaften das Weſen der beſondern 


Geftaltung zu erörtern und bie daraus fich ergebenden Schluß— 
24 ® 
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folgerungen zu ziehen. Am lohnendſten ift babei offenbar bie 
Aufgabe der Staatzfittenlehre, indem ihr in erfter Linie ob⸗ 
liegt, das Unvernünftige und Unerlaubte einer folchen Lebens⸗ 
auffaffung nachzuweiſen und auf Befeitigung des ganzen Zu: 
ftande3 zu bringen; fie aber auch noch eventuell dadurch Nutzen 
ftiften fann, daß fie dem Despoten, während des Beſtandes 
ber Zwangäherrichaft, eine wohlthätige Anwendung feiner unge: 
meflenen Gewalt als Gewifjenspflicht empfiehlt. Weniger erfreu- 
fich ift Schon, was der Staatskunft zufällt. Zwar mag es immer 
den Falten Scharffinn reizen, die Mittel anzugeben, durch welche 
die rein ſubjektive Gewaltherrichaft eines Einzelnen feit be 
gründet und gegen innere und äußere Feinde geſchützt werben 
fann; und es zeigt ein meltberühmtes Beifpiel, daß hier felbit 
ein wiſſenſchaftliches Meiſterwerk geliefert werden mag °); allein 
es widerfpricht doch eine folche Linterfuchung dem fittlichen Ge- 
bote, und ſie erjcheint dem natürlichen Gefühle als ein fluch— 
würdiger Mißbrauch von Willen und Nachdenken. Weniger 
haſſenswerth weil weniger gefährlich, aber auch geiftig in weit 
geringerem Maaße anfprechend ift endlich die Bearbeitung ber 
Dezpotie vom Standpunkte des philoſophiſchen Staatsrechtes. 
Daſſelbe hat allerdings nicht die Aufgabe, die rechtliche Seite 
idealer Staatzzuftände zu entwideln, vielmehr wirb nur von 
ihm verlangt, daß es die Rechtsſätze aufitelle, welche fich 
aus dem Begriffe und dem Weſen ver verjchievenen Staats⸗ 
formen ergeben, und in jo ferne ift aud) die Dezpotie ein mög- 
lichermweife von ihm zu beſprechender Gegenftand. Aber nicht 
nur ift ein Zuſtand unbebingter Berechtigung auf ber einen, 
und abjoluten Mangels an Nechtzforderungen auf der andern 
Seite ein magerer Stoff für wiflenfchaftliche Erörterungen ; 
jondern hanptjächlich ift es widrig, fich mit einer fo tief ftehenden 
und verächtlichen Lebensanſchauung zu beichäftigen. Doch ver- 
jteht fich von felbjt, daß auch hier die richtige Behandlung nicht 
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in einer DVerfchleierung und Fünftlichen Abwendung der mit Io: 
gifcher Nothwendigkeit fich ergebenden Folgerungen, fondern 
vielmehr in deren Auffindung und Nachweifung befteht. 

So fteht denn an der Spite der Grundfaß, daß die Wil- 
lenzäußerung des Staat2oberhauptes verbindliche 
Norm, alfo Geſetz, ift, fobald fie auögefprochen warb und fo 
lange fie aufrecht erhaften werben will. Weber ift eine be- 
ftimmte Form der Mittheilung oder Befanntmachung nothwendig, 
noch kann der inhalt, jo ungerecht oder verberblich er fein mag, 
als ein Grund ber Ungültigkeit geltend gemacht werben. Zwar 
mögen auch hier beſtimmte Anorbnungen al3 bleibende Vor—⸗ 
Schriften angefehen werben und befannt gemacht feyn; und es 
ift fogar möglich, einzelnen derfelben eine bejondere Bebeutung 
als Grundgefegen beizumefjen: allein auch folche find nicht nur 
im einzelmen Falle einer Verlekung durch einen befonberen 
Befehl ausgeſetzt, fondern fie Fünnen in jedem Augenblicke 
durch eine neue Anordnung des StaatZoberhauptes zurückge⸗ 
nommen oder geändert werden. So lange die Gefeße und ihre 
verfchiedenen Arten bejtehen, gelten auch in ver Despotie ſowohl 
für Beamte als für Unterthanen Regeln über ihr gegenfeitiges 
Berhältniß, ihre Auslegung und Anwendung; aber e8 ift feine 
Sicherheit ihres Beſtandes, und die Erlaubniß der zur Geltend- 
machung im einzelnen alle Tann nach ‚Belieben genommen 
werden. — Die einzige Gattung von Vorfchriften, welche der 
Willführ des Staatsoberhauptes entgegen geftellt fein mögen, find 
Religionsgeſetze. Nicht nur ift deren Beſtand feinem Belieben 
entzogen ; jonbern es ift auch gefährlich für ihn, fie bei einzelnen 
Gelegenheiten zu mißachten. In ihnen allein mag ſich aljo ein, 
freilich nicht dem Staat zu verdankender, Schuß finben 9). 

Die Beamten find die perfönlichen Diener und Begün- 
ftigten des Herrſchers; einen andern Willen und Auftrag, als 
die blinde Vollfireddung feiner Befehle haben fie nicht. Bon 
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Folgerungen zu ziehen. Am lohnenditen ift dabei offenbar bie 
Aufgabe der Staatzfittenlehre, indem ihr in erſter Linie ob⸗ 
liegt, dad Unvernünftige und Unerlaubte einer folchen Lebens: 
auffafjung nachzumeilen und auf Bejeitigung ded ganzen Zu: 
Standes zu dringen; fie aber auch noch eventuell dadurch Nutzen 
ftiften fann, daß fie dem Deöpoten, während des Beſtandes 
ber Zmangäherrichaft, eine wohlthätige Anwendung feiner unge- 
mefjenen Gewalt ala Gewifjenzpflicht empfiehlt. Weniger erfreu- 
(ich ift fchon, was der Staatskunſt zufällt. Zwar mag es immer 
den Falten Scharfjinn reizen, die Mittel anzugeben, durch welche 
die rein ſubjektive Gewaltherrichaft eines Einzelnen feſt be- 
gründet und gegen innere und äußere Feinde gefchügt werden 
kann; und es zeigt ein weltberühmtes Beifpiel, daß hier felbft 
ein wiſſenſchaftliches Meifterwerf geliefert werden mag); allein 
es wiberfpricht doch eine ſolche Unterſuchung dem fittlichen Ge- 
bote, und fie erfcheint dem natürlichen Gefühle als ein fluch— 
würbiger Mißbrauch von Willen und Nachdenken. Weniger 
haſſenswerth weil weniger gefährlich, aber auch geiftig in weit 
geringerem Maaße anfprechend ijt endlich bie Bearbeitung ber 
Despotie vom Standpunkte des philofophifchen Staatsrechtes. 
Daſſelbe Hat allerdings nicht die Aufgabe, die rechtliche Seite 
tbealer Staatzzuftände zu entwideln, vielmehr wird nur von 
ihm verlangt, daß es die Rechtsſätze aufftelle, welche fich 
aus dem Begriffe und dem Weſen der verjchievenen Staats⸗ 
formen ergeben, und in jo ferne ift auch die Despotie ein mög- 
licherweife von ihm zu beiprechender Gegenftand. Aber nicht 
nur iſt ein Zuſtand unbebingter Berechtigung auf ber einen, 
und abjoluten Mangels an Nechtsforderungen auf der andern 
Seite ein magerer Stoff für wifjenfchaftliche Erörterungen ; 
jondern hauptjächlich ift es wibrig, fich mit einer fo tief ſtehenden 
und verächtlichen Lebensanſchauung zu beichäftigen. Doch ver: 
jteht ich von ſelbſt, daß auch hier die richtige Behandlung nicht 
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tung einer zur Nieberhaltung jeder Widerſetzlichkeit vollkommen 
genügenden bewaffneten Meacht ift daher die wichtigfte Aufgabe 
ber Staatsgewalt. Das Heer mag, je nad) den gejchichtlichen 
und gejellichaftlichen Berhältniffen bes einzelnen Staates, aus 
ben Ablömmlingen des erobernden Stammes, aus Miethtruppen 
oder aus zwangsweiſe Ausgehobenen beſtehen; jeden Falles haben 
die Unterthanen alles zu leiften, was zur Erhaltung und Zu- 
friedenftellung derſelben für nöthig erachtet wird. 

Bon Rechten der Unterthanen ift fchon begrifflich 
feine Rede. In jedem Augenblide Tann dad Staat3oberhaupt 
und jeder feiner Diener, jo weit ein folcher die Befugniß dazu 
erhalten hat, über Leib und Leben, Ehre und Gut ver- 
fügen. Ob Einrichtungen zur Anbringung von Beichwerben 
und Bitten beftehen, tft Sache der Willfür und Gnade; jeden 
Falles ift eine. Sufpenfivfraft für eingelegte Rechtsmittel nicht 
im Geifte der Deſpotie. Was etwa zur Förderung von In⸗ 
terrefjen der Unterthanen gejchieht, 3. B. für Unterrichtszwecke, 
Verkehrsfoͤrderung, Öffentliche Gefundheitöpflege u. ſ. w., ift lediglich 
Geſchmack und Sache ver Gnade, fei es nun daß Eitelfeit, 
Liebhaberei oder natürlich fittliches Pflichtgefühl die Anorbnung 
veranlaffen mag. — Falls das Staatsoberhaupt es für nützlich 
erachtet, mögen immerhin VBerfammlungen von Unterthanen ein- 
berufen werben, fei es zur Berathung des Herrſchers ſelbſt, ſei 
es, Srtlich, um untergeorbneten Beamten mit Rath und That 
zur Hand zu fein; allein von einem jelbftjtändigen Rechte zur 
Mitwirkung, von einer Verhinderung des nicht für gerecht oder 
bienlich Erachteten ift Feine Rebe. Auch in diefem Verhältniffe 
bleibt der mittelbar oder unmittelbar geltend gemachte Wille 
des Oberhauptes die einzige gültige Norm und das einzige 
Recht. 

1) Die Literatur über den beöpotifchen Staat ift nicht zahlreich; am 
wenigften ift ber Gegenſtand auf bem Standpunkte bed philofophifchen 
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Erfüllung gejeßlicher Bedingungen zu Bekleidung eines Amtes 
ift fo wenig die Rede, ald von einem Rechte auf vaffelbe; bie 
Ernennung Steht lediglich in dem Belieben. ded Herrn; ebenfo 
die Erlaffung oder Verſetzung auf eine andere Stelle. Abtbei- 
lung nach Gefchäftsgegenftänden ift natürlich auch hier erfor: 
derlich; doch erjcheint Vereinigung von bürgerlicher und mili- 
tärifcher Amtögewalt durch alle Stufen der Verwaltung al 
das beſte Mittel zur ftradejten Handhabung des Gehorſams. 
Derantwortlichfeit von Beamten findet nur ftatt gegenüber vom 
Staatsoberhaupte; folgerichtigermweile in dem von ihm jedesmal 
beliebten Maaße und mit den von ihm ausgeſprochenen Folgen. 
Falls ver Despot die Handhabung feiner Gewalt ganz oder 
theilweife an einen einzigen Günftling (Wefir) übertragen will, 
jo fteht ihm dieß nach Belieben frei, und ebenjo das Ausmaaß 
ber einem jolchen überlafjenen Rechte. Se weiter dieſe Stell- 
vertretung geht, deſto ungeftörter mag ſich der Herr felbjt dem 
Genuſſe und dem Müſſiggange überlaffen. Doc, verfteht fich 
von felbft, das auch gegenüber von einem folchen Träger ber 
Gewalt dem Etaat3oberhaupte Abſetzung und Beltrafung oder 
gelegentlicheg eigene? Handeln völlig frei fteht®), — Unab- 
hängigfeit der Gerichte befteht nicht, indem fowohl in Straf- 
als in bürgerlichen Sachen der Auzipruh bed Staatsober⸗ 
haupted formales Recht ift, wenn und wie er erfolgt. Auch 
Untergeorbneten mag ein folches Recht willkürlicher Rechts⸗ 
Iprechung in beliebiger Ausdehnung und Abftufung übertragen 
fein. Hiermit find übrigens felbft volfsthümliche Formen ber 
Rechtspflege in den gewöhnlichen Tällen wohl vereinbar. Es 
find dieß Angelegenheiten, bei welchen ber Herrſcher perjönlich 
nicht interefirt ift. 

Das einzige Regierungsmittel der Dezpotie ift phyſiſche 
Gewalt, und Furcht der einzige Beweggrund für die Unter: 
thanen, Gehorfam zu leiften. Die Ordnung und Getreuerhal- 


b. Pofitives Stantsredt. 


S 50. 
1. Begriff, Zweck und Arten bes pofitiven Staatsrechtes. 


Nicht blos die aus dem Weſen des Siaates und aus den 
verſchiedenen möglichen Auffafjungen des Grundgedankens mittelft 
logiſcher Schlußfolgerungen abzuleitenden NRecht3fäte Taffen eine 
wiflenjchaftliche Behandlung zu und erforvern eine folche; ſondern 
es ift dies auch der Fall binfichtlich derjenigen Normen, welche 
in einem beftimmten einzelnen Staate zur Regelung 
beffelben von einer zujtändigen Nuctorität auöge- 
iprochen find. Für die Orbnung des wirklichen Leben? genügen 
die Säbe des philojophiichen Stantsrechtes nicht. Theils find 
fie nicht immer zweifellos; theils fteigen fie nicht in alle Ein- 
zelheiten ber täglichen Vorfälle herab; theils und hauptfächlich 
aber haben fie nur eine logiſche Wahrheit, aber keine zwingende 
äußere Gewalt. Es bebarf aljo eines beftimmt ausgefprochenen, 
ausführlichen und äußerlich gültigen Rechtes. Auch dieſes Tann 
und muß denn aber willenfchaftlich bearbeitet werben, d. h. es 
find deſſen oberjte Grundſätze und leitende Regeln aufzufinden, 
die Folgeſätze aus benjelben zu ziehen, und ift das Ganze in 
eine ſyſtematiſche Ordnung zu bringen. Eine folche Behandlung 
ergibt denn aber eine eigene Abtheilung der Staatöwiflenfchaften, 
bad pofitive Staatsrecht, welches folglich ift: bie ſyſte⸗ 
matifche Darftellung fännntlicher das innere Leben eines, einiger 
oder aller in der Mirklichkeit beftehenden Staaten ordnen⸗ 
ben, von einer zuftänbigen Auctorität ausgehenden Rechtsſaͤtze. 
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Die Beichäftigung mit ben pofitiven Staatzrechte mag in 
ſehr verfchievenem Umfange gefchehen; entweber nämlich nur 
fo, daß dag öffentliche Recht eines einzelnen beftimmten Staates 
wifjenichaftlich vargejtellt wird, oder aber in umfafjenderer Weife, 
und zwar in Tester Vollendung als Darjtellung des gejammten 
pofitiven Staatsrechtes, fo weit von demſelben überhaupt ge- 
nügende gejchichtliche Kenntnig vorhanden if. Das pofitive 
Staatsrecht ift aljo ein allgemeines oder cin befondere3; 
jened aber wieder in jehr verfchiedener Ausdehnung, je nach: 
bem eine größere oder Kleinere Anzahl von Staaten gemein: 
Schaftlich berücfichtigt ift. Won felbft verfteht fich, daß eine 
Sleichartigfeit unter folchen Staaten vorhanden jein muß, 
welche eine gemeinjchaftliche Darftellung erhalten follen, Jet nun 
dieſe Verwandtſchaft eine gefchichtliche und nationale, ober eine 
innere auf gleicher Lebensauffaſſung beruhende ). Nicht ſowohl 
im Wejen der beiden Darftellungsweifen, als vielmehr in ben 
Bebürniffen für das Leben und in den äußeren Darſtellungs⸗ 
möglichkeiten Tiegt e3 aber, wenn bad Recht eine? einzelnen 
Staated weit ausführlicher erörtert zu werben pflegt, als dies 
bei den Zujammenfafjungen einer größern Anzahl gejchieht. 

Daß die ſämmtlichen Sätze eined pofitiven Rechtes zu 
behandeln find, alfo nicht blos folche, welche die Verfaffung 
beiveffen, ſondern auch die bie Verwaltung ordnenden, iſt durch 
ben Begriff eines wiflenfchaftlichen Syitemed geboten. Wenn 
etwa auch einzelne Abtheilungen der Ießteren durch eigene Gat- 
tungsnamen bezeichnet werden, wie 3. B. Polizeirecht, Finanz- 
recht u. dgl., jo treten fie dadurch aus ihrer Verbindung mit 
bem Ganzen und aus ihrer Ingifchen Unterorbnung unter das⸗ 
ſelbe nicht heraus ?). Aufgabe einer gefchieften Bearbeitung ift 
es, bei untergeorbneterem nicht in allzu große Einzelheiten ein: 
zugehen, (falls nicht gerade die Darftellung ver letzteren bie 
Aufgabe einer monographifchen Arbeit ift.) 
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Auch die im pofttiven Staatsrechte zu behandelnden Rechts⸗ 
jäbe betreffen fünmtlih dag innere Leben der Staaten. In⸗ 
foferne fie die Verhältniffe von. Staat zu Staat regeln, find 
fic Gegenjtand des Völferrechted. Nur wenn eine Norm auf 
der Grenze zwifchen beiden Gebieten Liegt, alfo zwar das Ver⸗ 
hältnig zu fremden Staaten betrifft, aber innerhalb der eigenen 
Grenzen ihre Ausführung findet und fomit einen heil des 
eigenen Staatsorganismus ausmacht, (3. B. eine Beitimmung 
über die bei Ratificationen von völferrechtlichen Verträgen ein- 
zuhaltenden Formen, oder eine Feſtſtellung über dag fogenannte 
internationale Brivatrecht:) mag fie, je nach dem Bedürfniſſe, 
auch in den Kreiß des Staatsrechtes gezogen werben. 

Die zuftändige Auctorität, welche Rechtsſätze für 
das innere Staatsleben aufftellen darf, ift nach der Gattung 
bes einzelnen Staate jehr verfchieven; bie entjcheibende Trage 
ift, ob fie im bejtimmten einzelnen Falle ala Quelle der Rechts⸗ 
bildung und Gefebgebung anerkannt if. Es mag aljo mit 
gleicher Gültigkeit für da pofitive Recht und ala gleich fichere 
Grundlage für eine wifjenfchaftliche Bearbeitung beflelben der 
Befehl ausgehen von Gott jelbjt oder einem von ihm geſetzten 
Statthalter; von dem gefammten Bolfe; von einem aus eigenem 
Rechte und mit felbftjtändiger Macht regierenden Fürsten u. ſ. w. 
Je nach der Verfaſſung ift vielleicht die Zuſtimmung mehrerer 
Factoren nothwendig. Keinem Zweifel unterliegt babei, daß 
auch im Staatörechte Gewohnheitsrecht gültig fein kann, ſobald 
nur bie in der betreffenden Staatsart zur Bildung eines Rechts⸗ 
ſatzes regelmäßige beauftragte Autorität die allgemeine Weber: 
jeugung von der Nothwendigkeit eines Satzes ausdrücklich ober 
ſtillſchweigend theilt. 

Zweck ber wiffenichafttichen Bearbeitung eines pofitiven 
Staatsrechtes iſt bie Auffindung und Begründung derjenigen 
Maßregeln, durch welche die allgemeine Aufgabe des concreten 
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Staates, fomit feine Gattung und feine Art, feitgeftellt tft, 
welche die Befugniffe und Pflichten der Staatsgewalt einerjeit? 
und die Unterthanen andererfeit? ordnen, welche endlich fich an 
ben Organismus und an die Formen der Behörden Tnüpfen. 
Die Aufgabe ift alfo nicht erfchöpft, wenn nur diejenigen Säße 
aufgeführt und behandelt werden, welche außbrüdlich in einem 
Geſetze enthalten find; fondern es müſſen vielmehr einerſeits 
bie leitenden Grundfäge aus den vielleicht zunächſt nur Einzel: 
ned und Untergeordneted beftimmenden pofitiwen Normen aus: 
gezogen, und anbererjeit3 bie weiteren Folgerungen aus den 
ausdrücklich aufgeftellten Säben entwicelt werden. Namentlich 
ift im Falle einer Unklarheit das Geſetz richtig auszulegen, und 
im Falle eine inneren Widerſpruches diefer darzulegen und 
möglichft zu befeitigen. ine Lücke in dem pofitiven Rechte ift 
anzuzeigen und, bis zur Ausfüllung, anzugeben, wie vorkom⸗ 
menden Falles eine Entſcheidung nach Analogie, alſo nach dem 
muthmaßlichen folgerichtigen Willen des Geſetzgebers gefunden 
werben kann. Kritik des beftehenden Rechtes ift Feine wejentliche 
Aufgabe; aber da fie zum richtigen Verſtändniſſe und zur Be: 
richtigung etwaiger Fehler des Beſtehenden dient, erſcheint fie 
als nübliche Zugabe, vorausgeſetzt, daß der wirkliche Beſtand 
des Rechtes nicht nach blofen Wünfchen verbreht und abgeän- 
dert, ſondern er vor Allem in feiner Wahrheit dargelegt und 
daran erjt Urtheil und Verbeſſerungsvorſchlag geknüpft wird. 

Der Nugen einer tüchtigen wifjenfchaftlichen Darftellung 
eined pofitiven Öffentlichen Rechtes ift eben fo vieljeitig al? 
groß. Für die Angehörigen des betreffenden Landes felbft gibt fie 
eine fichere und georbnete Belehrung über ihre Rechte und Pflic)- 
ten hinſichtlich des ftaatlichen Zuſammenlebens; und bieß zwar für 
alle Arten von Theilnehmern, alfo für das Staatsoberhaupt felbft, 
für die verfchtedenen ihm untergeordneten Beamten und Organe, 
für die Unterthanen im Ganzen und für beren einzelne Klaſſen, 
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endlich, vorfommenben alles, für die zur Vertretung der Unter⸗ 
thanenrechte beitimmten Corporationen und einzelnen Berfonen. 
Jedem wird mitgetheilt, was er zu leiften und was er zu for: 
bern bat; jelbft für fchwierige und jeltene Fälle mögen bie 
entjcheidenden Grundfäte zum voraus aufgefucht und bereit 
gehalten werden; die ganze rechtliche Folgerung aus einem 
Verhaͤltniſſe liegt vor Augen. Allerbing hindert auch die befte 
wifjenjchaftliche Bearbeitung gelegentliche Webertretungen von 
Geſetz und Recht nicht, indem bloße Lehre üblen Willen, Lei⸗ 
denſchaft, Irrthum und Unwiſſenheit nicht zu verhindern ver: 
mag; allein fie erſchwert immerhin bie Begehung von ungejeb- 
lichen Handlungen oder die Unterlafjung von rechtlichen Pflichten, 
theils durch Aufklärung ver zunächſt Betheiligten, hauptfächlich 
aber durch die Verbreitung eines Flaren Rechtsbewußtſeins in der 
ganzen Menge, welches die ſicherſte Stütze des gefetzlichen Zuſtandes 
iſt. Die Kenntniß des Nechtes fremder Staaten dagegen müßt 
(abgefehen von etwaigen Fällen unmittelbaren Gebrauches) durch 
bie von ihr heroorgerufene Vergleihung mit den eigenen 
Zuftänden. Diefe werden deutlicher, jet es daß das Fremde 
im MWejentlichen übereinftinnme, fei es daß es abweidhe. 

Sehr ſchwer ift &, in einer Enchflopädie der geſammten 
Staatswifjenichaften dem pofitiven Staatörechte eine geeignete 
Behandlung angebeiben zu laſſen. Selbjt für ein Werk von 
ſehr beträchtlichem Umfange ift ber Stoff überwältigend um⸗ 
fangreich, wenn eine Reihenfolge von Darftellungen des Rechtes 
aller beveutenderen und merhwürbigeren Staaten beabfichtigt 
wird. Und es kommt noch dazu einer Seitz die große Schwie⸗ 
rigfeit, um nicht zu fagen Unmöglichkeit, für ben Darfteller, in 
fo vielen verjchiedenen Rechtsſyſtemen genügend bemandert zu 
fein, anderer Seit3 das Bedenken, ob nicht die Leſer vor einer 
fo großen Zahl von pofitiven Nechtsfägen, bei welden Wider: 
holung unvermeidlich und die nur zum geringften Theile durch 
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unmittelbare Anwenbbarfeit näher gerückt find, erſchreckt und 
ermüdet zurücktreten werben. In einem gebrängteren encyklo⸗ 
paͤdiſchen Werke dagegen ift an die Aufnahme von ausführ- 
ficheren Entwicklungen der einzelnen Rechtsſyſteme gar nicht zu 
denken; jelbft nicht, wenn von jeder Gattung ober Art auch 
nur ein einzelner Staat als Beilpiel herausgegriffen werben 
wollte ine bloße ffizzenhafte Aufzählung aber hat yar 
feinen Sinn und Nutzen; erft durch die jcharfe und umfichtige 
Entwicklung im Einzelnen wird im pofitiven Staatzrechte 
wiffenfchaftlih und für das Leben Vortheil gefchafft; eine folche 
ift aber im engen Raume unmöglich. — Unter diefen Umftänden 
muß denn in jedem einzelnen alle dem Wiſſen und der Ge- 
ſchicklichkeit des Verfaſſers eines umfaffenden encyklopädiſchen 
Werkes die richtige Auswahl und die belehrende Darſtellung 
einer Anzahl von poſitiven Staatsrechten anheimgeſtellt werden; 
für kürzere Schriften aber bleibt kqum ein anderer verſtändiger 
Ausweg offen, als ſich lediglich zu befchränfen auf eine Nach- 
weifung der relativen Bebeutung dieſes Theile der ftaatlichen 
Digeiplinen, auf eine Erörterung ber richtigen Behandlungsweiſe 
und etwa einen Fingerzeig über die Literatur, Alles mit völliger 
Uebergehung ber einzelnen Staaten und ihres Rechtes. Mit 
anderen Worten, ed Tann fich hier nur davon handeln, bie 
Stellung der beftimmten Wiſſenſchaft im Gefammtgebiete zu 
bezeichnen, nicht aber davon, ihren Inhalt ins Kleine gezeichnet 
aufzumweifen. eben Falles wird im Nachftehenden nur auf 
dieſe Weife verfahren 9). 

1) Beifpiele der verfchiedenen möglichen Bearbeitungsarten des allge 
meinen pofitiven Staatsrechtes find namentlich nachftehende: — Erſtens, 
Aufammenfaffungen national verbunbener Staaten ; alfo das gemeine beutfche 
Kerritorialftantsrecht, ober Darftellungen auß bem Staatsrechte fänmtlicher 
Schweizerfantone,, ber norbamerilanifchen in ber Union befindlichen Staaten, 


allgemeines Recht der hellenifchen Staaten. — Zweitens Zufammenftellungen 
nad ber inneren Einheit bed Staatsgedanfens; wie 3. ®. allgemeines 
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conſtitutionelles Staatsrecht, gemeinfchaftliches Necht ber Theofratieen u. ſ. f. 
— Drittend, Gemeinfhaft der geographifchen Lage; allgemeines pofitiveg 
Staatsrecht der europäifchen Staaten. — Vierten?, Zufammenfaffung nad 
ber Zeit; Staatsrecht des Mittelalter , ber Reformationszeit u. dgl. 

2) Nur bei völlig unflarem Denken ift e8 möglich, neben das Staats: 
recht oder gar neben das Verwaltungsrecht als coorbinirte Wiflenfchaften 
noch ein Polizeirecht, Armenrecht, Kameralrecht u. bgl. zu fiellen. 

3) Es ift gerabezu unbegreiflich, wie in ben Encyflopädieen der St.:W. 
das pofitive Staatörecht behandelt zu werden pflegt. Gewöhnlich ift e8, ohne 
Zweifel im Gefühle der Schwierigkeit einer brauchbaren Behandlung, ganz 
übergangen; wo es aber berüdjichtigt wird, find in der Regel nur ein- 
zelne Formen des Staates berüdfichtigt, diefe dann aber wohl in enblofer 
Wiederholung ganz gleichartiger Beſtimmungen. So 3. B. eine Reihenfolge 
von Rechtsſyſtemen conftitutioneller Staaten. Ausgezeichnet in biefer Be⸗ 
ziehung ift nur Lord Brougham's Political philosophy, welche vor: 
trefflihe Schilberungen verfchiebener ftaatsrechtlicher Zuftände liefert. 


S 5l. 
2. Methode der Bearbeitung. 


Das in einem oder in’mehreren Staaten gültige pofitive 
Staatsrecht laͤßt fich in dreierlei verſchiedenen Weifen wifjen- 
Ichaftlih behandeln, nämlih: 1. dogmatiſch; 2. geſchichtlich; 
3. vergleichend. | | 

1. Eine dogmatiſche Darftellung gibt ein vollftänbiges 
Syſtem der in einem feitgeftellten Augenblicke (gewöhnlich in 
ber Gegenwart) beftehenden und gültigen Rechtsſätze nach ihrem 
gleichzeitigen Inhalte und Umfange Es find aljo vor Allem 
die leitenden Grundſaͤtze aufzuftellen, fei es nun daß biefelben 
vom Geſetzgeber ausdrücklich außgefprochen wurben, ſei es daß 
fie fih aus ver wifjenfchaftlichen Unterfuchung ergeben. Ihnen 
werben bie näheren Beitinnmungen über einzelne Xheile des 
ftantlichen Lebens angereiht, welche ihrerſeits aus der Geichichte, 
aus dem Wortlaute der Gefeße, aus nachweisbarem Gewohn⸗ 
heitärechte, endlich aus dem Geifte des Syſtemes richtig 
ausgelegt werben. Weberall müfjen die Yolgefäße logiſch ent⸗ 
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wickelt, die Zweifel, Widerſprüche und Lücken gehörigen Ortes 
erwähnt und nach Thunlichkeit befeitigt werben. Der richtig 
geſtellte Stoff iſt ſodann nad) der Verſchiedenheit der Gegen- 
jtände ſachgemäß einzutheilen; es muß vom Allgemeinen zum 
Bejonderen, vom Sabe zu den Folgerungen fortgefchritten 
werden. Zum Beweife der Nichtigkeit des Angeführten und zur 
Erleichterung näheren Nachſchlagens find die Belege der ein- 
zelnen Behauptungen genau zu geben; eine Anführung litera- 
riſcher Hülfgmittel und Gewährsmänner tft wenigſtens nützlich. 
— Durchweg iſt aljo Hier die Abjicht, das im Augenblide der 
Darftellung Gültige in feinem ganzen Umfange zu lehren; und 
natürlich ift es Pflicht und Ehrenfache, nur die objective Wahr: 
heit, dieſe aber ganz zu geben, ohne verfälichende Begünftigung 
irgend eines Faktors des Staatslebens ober einer eigenen poli- 
tiſchen Abficht. Gefchichtliche Mittheilungen werben nur gemacht, 
wo und ſoweit diejelben unentbehrlich find zum Verſtändniſſe 
eines neueſten Rechtszuſtandes. 

2. Die geſchichtliche Behandlung beſteht in einer Er⸗ 
zählung der allmäligen Entwickelung des gegenwärtig gültigen 
Rechtsſyſtemes. Wo möglich muß dieſelbe mit den erſten über: 
haupt vorhandenen Nachrichten von dem in Frage ftehenden 
Staate, alfo mit den gefchichtlichen Anfängen des Volles und 
jeines einheitlichen Organismus, beginnen und ununterbrochen 
bis zur Gegenwart herablaufen ; jedenfall und wenigftens aber 
von ber letzten wejentlichen Umgeftaltung des jeigen Staates 
ausgehen und, nach Erläuterung ber Beſtandtheile dieſes Aus: 
gangzzuftandes, auf die eben angeführte Weiſe bis zur Gegen- 
wert fortjchreiten. Hierbei find denn nicht nur bie Haupt⸗ 
grundzüge der ganzen Verſaſſung, ſondern auch alle einzelnen 
ftaatsrechtlichen Inſtitute ins Auge zu faffen. Die Kunft und 
ber Nutzen einer richtigen geichichtlichen Behandlung befteht 
weſentlich in einer Verbindung der Einzelheiten zum Ganzen 
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und in einer Erläuterung jener durch dieſes. Wo eine wefent- 
liche Aenderung im Grundgedanken des Staates oder in den 
Formen feiner Verfaffung eingetreten ift, muß ein Abfchnitt 
gemacht und der Gegenfat bed Frühern zu ber neuen Geftaltung 
erläutert werden. Bon der allgemeinen Gefchichte des Landes 
und Volkes, fowie won ber perfönlichen Gefchichte der Regenten 
darf nur ſoviel aufgenommen werden, al zum Verftändniffe der 
ftantsrechtlichen Handlungen und Zuftände unentbehrlich ift; in 
ber Hauptjache wird Kenntniß dieſer Seite der Gefchichte voraus: 
geſetzt. Von privatrecjtlichen Gegenjtänden können nur diejenigen 
Berücfichtigung finden, welche untrennbar mit dem öffentlichen 
echte verbunden find oder zur Erläuterung eines Punktes 
veffelben dienen !). Der legte Abſchnitt einer ſolchen Rechts— 
gefchichte ift natürlich eine gebrängte Darftellung des jet Be— 
ftehenden. — Auffuhung und Entſcheidung von Streitfragen 
und Ziehung von Folgerungen ift hier nur dann an ber Stelle, 
wenn dergleichen ins Leben getreten ift und zu Thatfachen Ver⸗ 
anlaffung gegeben hat. Dagegen erjcheint es nöthig, auch jolche 
Rechtzanftalten zu entwideln, welche ſpäter wieder ganz ver: 
ſchwunden find, da diefelben zu ihrer Zeit einen ergänzenden 
Beitandtheil des Mechtes ausmachten. Großes Miffen und 
gefunder gejchichtlicher Sinn find die Hauptbebingungen einer 
guten gefchichtlichen Leiftung , während rechtswiſſenſchaftliche 
Durchbildung und ſcharfe Logik als Haupterforderniffe einer 
dogmatiſchen Darſtellung hervortreten. 

3. Vergleichende Darſtellung. Weniger zur Ber: 
ftändnig der Cinzelheiten eines Rechtsganzen, ala zu einer 
allgemeinen Weberficht theilg über die allgemeine Stellung einef 
Staatzeinrichtung zu bem ſtaatlichen Leben überhaupt, theilz 
über den relativen Werth der einzelnen Beltimmungen des 
eoncreten Rechts dient eine Nebeneinanberftellung bed Rechtes 


verfchtedener Staaten. Hier ift denn ſowohl vs Gemeinfame 
v Mohl, Enchclopäbie. 
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als das Verjchievenartige hervorzuheben , Berftändnig und Beur- 
theilung aber durch Gegenrüberftellung zu’ ermitteln. Eine Ver⸗ 
gleihung diefer Art kann übrigens, wenn fie wirklich ihren 
Zwed erreichen, naͤmlich das beftehende Recht des beftimmten 
Staates Tennen Iehren fol, nur mit verwandten Zuftänden 
und Rechtsſyſtemen vorgenommen werden. Eine Zufammen- 
jtelung mit ganz Fremdartigem gibt zwar wohl ftark in bie 
Augen fallende Gegenfähe, bietet aber Teinerlei Anleitung zur 
Erläuterung des dieſſeits beſtehenden Rechtes, zur Ausfüllung 
feiner Lücken, zur Kritit der einzelnen Sätze und Inſtitute. 
Eine richtige Vergleihung kann aber jowohl gleichzeitige als 
gleichartige Staaten umfafjen; und es ift an fich fowohl eine 
Nebeneinanderftelung verfchiedener ftofflicher Entwidlungen als 
verfchiedener Syſteme denkbar. Die Form der Darftellung 
mag entweder tabellarifch oder nach beftimmter Reihenfolge 
ber Gegenftände angelegt fein; Auslegung jchwieriger Stellen 
und Weiterführung der Lehre ift natürlich hier nicht die 
Aufgabe. 

Jede diefer drei Behandlungsarten bat ihren eigenthüm- 
lichen Werth, welcher durch feine ber beiden andern erjeßt 
werben fann. 

Eine tüchtige dogmatiſche Darftellung fett ſowohl bag 
Staatsoberhaupt ala die Unterthanen ins Klare über ihre Rechte 
und über ihre Pflichten im Staate; gibt den Beamten und den 
Bolksvertretern Anleitung zur richtigen Auffaffung ihrer Auf- 
gaben und zeichnet ihr Handeln im einzelnen alle vor; belehrt 
ben Gefeßgeber über den Stand der Rechtsentwickelung, über 
deren Lücken und Widerſprüche, jo wie über die Folgerungen, 
welche die Wiſſenſchaft aus feinen Beſtimmungen ziehen muß, 
weilt ihm alſo das Feld und die Richtung neuer Thätigleit an. 
Dadurch, dag die Streitfragen auf eine umfichlige und rein- 
wiſſenſchaftliche Weiſe befprochen und entjchieden find, wird bei 
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gutem Glauben Zank vermieden und eine richtige Behandlung 
des einzelnen vorkommenden Falles vorbereitet. Begruͤndete 
Ausstellungen und an rechter Stelle angebrachte Wünfche machen 
aufmerffam und bahnen Verbefferungen an. Ein Werk dieſer 
Art ift alfo eine Stütze des Rechtes, eine Veranlaffung zu 
Befferem, und ein bequemes Hülfgmittel bei den Vorkommniſſen 
de täglichen Xebend. — Dagegen befteht hier freilich auch bie 
Gefahr, daß eine falfche aber den Schein der Wahrheit tragende 
Darftellung unrichtige Auslegungen begünftige, unbegrünbete 
Forderungen hervorrufe oder wenigſtens unterjtüße, bisher 
Geficherted zweifelhaft mache, und überhaupt an bie Stelle des 
wirklich beftehenden Rechtes eine nur fubfective Auffaffung ober 
gar Abficht fete. Jedenfalls ift der Vortheil für Kritik, Ver: 
befferung und Zukunft größer, als für Pietãt und Erhaltung 
bes Beftehenden. 

Der bezeichnende und in der That hoͤchſt bedeutende Nuten 
einer guten vechtögefchichtlichen Darftellung ift das wahre Ver: 
ſtaͤndniß des concreten Rechts. Man wird durch Kenntniß des 
wirklichen Herganges bewahrt vor falſchen Vorausſetzungen, 
wie fich folhe aus Unwiffenheit in der Gefchichte oder aus ber 
Anwendung frembartiger und an fich falſcher Syſteme Teicht 
ergeben. Durch die Erzählung früherer Verfuche und Fehler 
wird gewarnt vor faljchen Schritten, namentlich vor Belebungs⸗ 
verfuchen bereit? verſtorbener Anſtalten. in gejchichtlicher 
Sinn bewahrt vor Sprüngen in Vernderungen. — Als nad 
theilig dagegen ergibt fih, daß eine ſolche Behandlungsweiſe 
bed Rechtes mehr für das Wiſſen als für die richtige und 
fichere Behandlung des Lebens leiftet; daß Teicht eine Verwechs⸗ 
lung von gejchichtlich richtiger Darftellung mit theoretifcher und 
praftifcher Loͤblichkeit entfteht; daß der Blick mehr rückwärts, 
als auf Verbeflerung und Vorfchreiten gerichtet wird. Die 
Rechtsgeſchichte ift eine nothmwendige Vorkenntniß für den Staats- 
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mann und für ben Gelehrten; aber für den Bürger und für 
den gewöhnlichen Beamten bat fie geringen Werth, und auch 
jene dürfen nicht mit ihr abichließen. 

Die vergleichende Darftellung endlich ift weder für bag 
praftifche Leben noch für die Wifjenfchaft gründlich genug oder 
zu unmittelbarer Verwendung brauchbar; wohl aber Tiefert fie 
Stoff zum Nachdenken und lehrt fremde gute Einrichtungen 
fennen. Nur allzu häufig freilich begibt ſich, daß fie in tabel- 
farifche Geiftlofigfeit oder nutzlos wieberholende Breite ausartet. 
Nimmermehr kann fie den Hauptitamm ver literarifchen Bear: 
beitung eines öffentlichen Rechtes bilden, fondern nur eine 
gelegentliche mehr ober weniger nüßliche Beigabe. 

1) Es darf wohl bei aller Anerkennung der großen Leiftungen eines 
Eichhorn und feiner Schule, die Frage aufgerworfen werben, ob bie jetzt in 
Deutſchland ganz allgemein gewordene Darftellung der gefammten, ſowohl 
das Privat: ala das öffentliche Recht umfaflenden, Rechtsgeſchichte ein Bor: 
theil für das richtige Verſtändniß der beiden Haupttheile bes vaterländifchen 
Rechtes iſt? Unzweifelhaft ift nämlich der Stoff hierdurch für bie Zeit, den 
Fleiß und bag Gebächtnig der Meiften zu groß geworden; auch ift dag Zu- 
ſammenſuchen des je zu einem Haupttbeile Gehörigen wenigſtens für ben 
Anfänger eine fchwierige Aufgabe. So gewiß daher einzelne Hauptwerke, 
welche organifch das gefammte Rechtsleben umfaflen und die Gefchichte dieſes 
Organismus geben, als Grundlage und vollflänbige Belehrung höchſt dan⸗ 
kenswerth ja unerläßlich find; und fo ungmeifelhaft auch bie Bearbeitung 
bes öffentlichen Rechtes noch ala unvollkommen anzujehen ift, fo lange es 
ber Literatur eined Volled noch an einer allgemeinen rechtögefchichtlichen 
Darſtellung fehlt: fo darf doch nicht die ganze Wiffenfchaft in einer folchen 
aufgehen. Namentlich in Deutfchland wäre ed wohl an der Zeit, daß auch 
wieder abgefonderte rechtögefchichtlihe Erzählungen für Staat3- und für 
Privatrecht gegeben würden. Es mag des Guten auch zu viel gefchehen. In 
Stanfreih und England findet dag Gegentbeil ſtatt. 


$ 32. 
$. Quellen und Huͤlfsmittel. 


Das pofitive Staatsredht nimmt feinen Stoff aus ver: 
ſchiedenen Quellen. 
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1. Aus dem gefhriebenen Rechte, d.h. aus den von 
einer zujtändigen geſetzgebenden Gewalt erlaffenen und in ge- 
höriger Weiſe bekannt gemachten Vorſchriften. Wenn aud 
nicht in allen Staaten, fo doch in den meiften, und wenn nicht 
immer mit berfelben Bezeichnung, theilen fich die gefchriebenen 
Gefege in die Kategorieen der Grund: oder Verfaſſungsgeſetze, 
ver einfachen Gefege, enblidy der Verordnungen und Erlaſſe. 
Man fehe über diefe Eintheilung, ihre Bedeutung und ihre 
Folgen oben, $ 20, ©. 138. 

2. Aus dem Gewohnheitsrechte, d. h. denjenigen 
Rechtsſätzen, welche die Geſammtheit der Staatstheilnehmer, 
oder auch wohl eine beſtimmte Gattung derſelben, als ver: 
bindlich für Sich anerkennen, obgleich biefelben nicht von 
einer förmlich beftellten gefeßlichen Gewalt ausgegangen und 
befannt gemacht find. Es ift alfo das allgemeine Rechtsbe⸗ 
wußtfein, beftätigt und nachgewiefen durch wirkliche Uebung, 
welches den Grund ber Verbindlichkeit enthält, und feinem Be- 
theiligten geftattet, von der beitimmten Anficht abzumeichen. 
Auch im Öffentlichen Rechte find ſolche Nechtögewohnheiten üb: 
ih, und hier ſogar vorzugsweiſe nothwendig, indem es nicht 
zu allen Zeiten gelingt oder für räthlich erachtet wird, fchrift- 
fiche Geſetze über ſtaatsrechtliche Fragen zu erlaffen, dieſe aber 
boch einer feften Beantwortung bebürfen. Da nur bei Zuftim- 
mung aller Betheiligten ein Gewohnheitsrecht entſteht, fo Tenchet 
ein, daß die Gültigkeit eine dem öffentlichen Rechte angehd- 
rigen Satzes dieſer Art durch die, ausdrückliche oder ftillfchwei- 
gende, Zuftimmung des Staatsoberhauptes bedingt iſt. Wo 
Solche fehlt, ift daS allgemeine Rechtsbewußtſein wefentlich mangel- 
haft; und überdied würde, falls die Gewohnheit der Einwilli- 
gung des Staatsoberhauptes entbehren Lönnte, dieſes letztere 
mögficherweife gegen feinen entjchievenen Willen zur Anerken⸗ 
nung und wohl jelbft zur Ausführung von Grundfägen und 
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Einrichtungen genöthigt fein, was ſchon gegen den Begriff feiner 
Stellung ift. Dagegen ift kein Grund einzufchen, warum ein 
aufrichtigerweife zu Stande gekommenes Gewohnheitsrecht nicht 
ebenſowohl ein beſtehendes, gebietendes oder verbietendes, Geſetz 
ſollte beſeitigen können, als es über eine noch nicht geordnete 
Frage Beſtimmungen zu geben vermag. In dem einen wie in 
dem andern Falle iſt die allgemeine Ueberzeugung von der recht⸗ 
lichen Nothwendigkeit einer beſtimmten Ordnung vorhanden, und 
iſt ſie der Grund einer Verpflichtung!). 

3. Aus der Analogie. Da angenommen werden muß, 
daß der Gefebgeber folgerichtig denkt und in Webereinftüunmung 
mit. fich felbft will, jo ift auch der Schluß gerechtfertigt, daß 
er über einen Punkt, den zu ordnen er thatjächlich unterlaflen 
bat, nach Anleitung der in weſentlich verwandten Fällen von 
ihm ſelbſt angewendeten Grundſätze entjchieven haben würde, 
wenn er Veranlaſſung gehabt hätte, fich über ihn auszuſprechen. 
An einem folhem Falle wird. alfo zwar nur ein vermutheter 
Wille des Gejeßgeberd anerkannt und zur Anwendung gebracht, 
allein mit logijcher innerer Berechtigung; und es gilt dieſelbe 
Schlußfolge gleichmäßig vom Urheber eines fchriftlichen Geſetzes 
wie von den Begründern eines Gewohnheitsrechtes. Auch bei 
ven letteren muß und kann ein mit fich einiges Denen voraus: 
gejeßt werben; nur iſt allerdingd wohl zuweilen der Beweis, 
von welchen oberjten Grundfägen ein Gewohnheitsreicht aus⸗ 
gehe, ſchwieriger zu führen. — Natürlich kann übrigens eine 
Vermuthung nur dann aufgeftellt werden, wenn ein ausdrücklich 
außgefprochener Sag nicht vorhanden ift, und nur in Beziehung 
auf ſolche Gegenftände, welche in ihren wejentlichen Cigen- 
haften denen ähnlich find, deren Recht auf fie angewendet 
werben fol. Gerade die Vermuthung eines logiſch wichtigen 
Denken? und gleichmäßigen Wollen? muß ja zu der Annahme 
führen, daß der Geſetzgeber einen wejentlich verfchievenen Fall 
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endlich, vorfommenden Falles, für die zur Vertretung der Unter: 
thanenrechte beftimmten Corporationen und einzelnen Perjonen. 
jedem wirb mitgetheilt, was er zu leiften und was er zu for: 
bern bat; jelbjt für ſchwierige und jeltene Fälle mögen die 
entfcheidenden Grundſätze zum voraus aufgefucht und bereit 
gehalten werben; bie ganze rechtliche Folgerung aus einem 
Verhältniffe liegt vor Augen. Allerdings hindert auch die bejte 
wifjenfchaftliche Bearbeitung gelegentliche Webertretungen von 
Geſetz und Recht nicht, indem bloße Lehre üblen Willen, Lei- 
denſchaft, Irrthum und Unwifjenheit nicht zu verhindern ver: 
mag; allein fie erjchwert immerhin die Begehung von ungefet- 
lichen Handlungen ober die Unterlaffung von rechtlichen Pflichten, 
theils duch Aufklärung der zunächſt Betheiligten, hauptfächlich 
aber durch die Verbreitung eines Flaren Rechtsbewußtſeins in ber 
ganzen Menge, welches die ficherfte Stütze des geſetzlichen Zuftanbes 
iſt. Die Kenntnig de Rechtes fremder Staaten dagegen müßt 
(abgejehen von etwaigen Fällen unmittelbaren Gebrauches) durch 
bie von ihr hervorgerufene Vergleihung mit ben eigenen 
Zuftänden. Diefe werden deutlicher, fjei es daß das Fremde 
im MWefentlichen übereinftinnme, ſei e8 daß es abweiche. 

Sehr ſchwer ift &, in einer Encyklopädie der geſammten 
Staatswiffenfchaften dem pofitiven Staatsrechte eine geeignete 
Behandlung angebeiben zu laſſen. Selbſt für ein Werk von 
ſehr beträchtlichem Umfange ift ver Stoff überwältigend um⸗ 
fangreich, wenn eine Reihenfolge von Darjtellungen des Rechtes 
aller bebeutenderen und merfwürbigeren Staaten beabfichtigt 
wird. Und es fommt noch dazu einer Seit die große Schwie⸗ 
rigfeit, um nicht zu fagen Unmöglichkeit, für den Darfteller, in 
fo vielen verfchiedenen Rechtsſyſtemen genügend bewandert zu 
fein, anderer Seit? das Bedenken, ob nicht die Leſer vor einer 
fo großen Zahl von pofitiven Rechtsſätzen, bei welchen Wider: 
holung unvermeidlich und die nur zum geringiten Theile durch 
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unmittelbare Anwendbarkeit näher gerückt find, erſchreckt und 
ermüdet zurüctreten werden. In einem gebrängteren encyklo⸗ 
päbifchen Werke dagegen ift an die Aufnahme von ausführ- 
ficheren Entwidlungen der einzelnen Rechtsſyſteme gar nicht zu 
denken; felbft nicht, werm von jeder Gattung ober Art auch 
nur ein einzelner Etaat als Beiſpiel herausgegriffen werben 
wollte. ine bloße ffizzenhafte Aufzählung aber hat gar 
feinen Sinn und Nuten; erft durch die fcharfe und umfichtige 
Entwiclung im Einzelnen wird im pofitiven Staatsrechte 
wiflenfchaftlih und für das Leben Vortheil gefchafft; eine ſolche 
it aber im engen Raume unmöglich. — Unter diefen Umftänden 
muß denn in jedem einzelnen Falle dem Willen und ver Ge- 
ſchicklichkeit des Verfaſſers eines umfafjenden encyklopäbifchen 
Werkes die richtige Auswahl und bie belehrende Darftellung 
einer Anzahl von pofitiven Staatsrechten anheimgeftellt werben ; 
für fürzere Schriften aber bleibt kqum ein anderer verftändiger 
Ausweg offen, als fich lediglich zu beſchränken auf eine Nach- 
weifung der relativen Bedeutung biefes Theile® ver ftantfichen 
Dizciplinen, auf eine Erörterung ber richtigen Behandlungsweiſe 
und etwa einen Fingerzeig über die Literatur, Alle mit völliger 
Mebergehung der einzelnen Staaten und ihres Rechtes. Mit 
anderen Worten, es Tann fich hier nur davon handeln, bie 
Stellung der beftimmten Wiſſenſchaft im Gefammtgebiete zu 
bezeichnen, nicht aber davon, ihren Inhalt ind Kleine gezeichnet 
aufzumweifen. Jeden Falles wird im Nachftehenden nur auf 
dieſe Weiſe verfahren ?). 

1) Beifpiele der verfchiedenen möglichen Bearbeitungsarten bes allge: 
meinen pofitiven Staatörechtes find namentlich nachftehende: — Erſtens, 
Zufammenfaffungen national verbundener Staaten ; alfo das gemeine beutfche 
Territorialftantsrecht,, oder Darftellungen aus dem Staatsrechte ſaͤmmtlicher 
Schweizerkantone, der norbamerifanifchen in ber Union befindlichen Staaten, 


allgemeines Recht der hellenifchen Staaten. — Zweitens Zufammenftellungen 
nach ber inneren Cinheit des Staatsgedankens; wie 3. B. allgemeines 
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conftitutionelles Staatsrecht, gemeinichaftliches Recht ber Theofratieen u. f. f. 
— Drittens, Gemeinſchaft der geographiichen Lage; allgemeines pofitives 
Staatörecht der europäifchen Staaten. — Viertens, Zufammenfaffung nad 
ber Zeit; Staatsrecht bed Mittelalters, der Reformationszeit u. bgl. 

2) Nur bei völlig unflarem Denken ift e8 möglich, neben das Staats: 
echt oder gar neben das Verwaltungsrecht als coorbinirte Wiffenfchaften 
noch ein Polizeirecht, Armenrecht, Kameralrecht u. bel. zu ftellen. 

3) Es ift geradezu unbegreiflich, wie in ben Encyflopädieen ber St.:W. 
das pofitive Staatsrecht behandelt zu werben pflegt. Gewöhnlich ift es, ohne 
Zweifel im Gefühle dev Schwierigkeit einer brauchbaren Behandlung, ganz 
übergangen; wo es aber berüdfichtigt wird, find in ber Regel nur ein- 
zelne Formen be Staates berüdfichtigt, diefe dann aber wohl in enblofer 
Wiederholung ganz gleichartiger Beilimmungen. So 3. 8. eine Reihenfolge 
von Rechtsſyſtemen conftitutioneller Staaten. Ausgezeichnet in biefer Be⸗ 
ziehung ift nur Lord Brougbam’ Political philosophy, welche vor: 
treffliche Schilderungen verfchiebener flaatsrechtlicher Zuſtände liefert. 


$ 51. 
2. Methode der Bearbeitung. 

Das in einem oder in’mehreren Staaten gültige pofitive 
Staatsrecht laͤßt ſich in vreierlei verſchiedenen Weiſen wiffen- 
ſchaftlich behandeln, nämlich: 1. dogmatiſch; 2. geſchichtlich; 
3. vergleichend. 

1. Eine dogmatiſche Darſtellung gibt ein vollſtändiges 
Syſtem der in einem feftgeftellten Augenblicke (gewöhnlich in 
ber Gegenwart) beftehenden und gültigen Nechtsfäte nach ihrem 
gleichzeitigen Inhalte und Umfange Es find alſo vor Allen 
die leitenden Grundſaͤtze aufzuftellen, ſei es nun daß biefelben 
vom Geſetzgeber ausdrücklich ausgefprochen wurden, jet es daß 
fie ſich aus der wifjenfchaftlichen Unterfuchung ergeben. Ihnen 
werben die näheren Beitimmungen über einzelne Theile des 
ftantlichen Lebens angereiht, welche ihrerſeits aus der Gejchichte, 
aus dem Wortlaute der Gefete, au? nachweisbarem Gewohn⸗ 
heitörechte, endlih aus dem Geifte des Syſtemes richtig 
außgelegt werden. Ueberall müfjen bie Folgefäge logiſch ent- 
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Leipzig, 18982 — 1848. (Umfaflend; gute Meberfeßungen; un⸗ 
vollendet abgebrochen.) — Dufau,DuvergieretGuadet, 
Collection des constitutions. I—IV. Paris, 1821—30. — 
Schubert, %. W., Die VBerfaffungsurfunden und Grund- 
gejege. I. II. Königsb., 1848 u. 1850. (Befte Bearbeitung, 
aber nicht vollendet.) — Rauch, A., Parlamentariſches Tafchen- 
bu. I—VO. Grlang., 1848 u. ff. 16. (Umfaffenve aber 
jchlechte Sammlung der neueren Grunbgefeße.) 

Nur beftimmte Staatengruppen berüdfichtigen folgende 
Sammlungen: 1. Die norbamerilanifchen Freiftaaten befiten 
eine große Anzahl von Schriften, welche die Verfaffungsurtun- 
ben der Union und der einzelnen Staaten enthalten. So 
3. 8. The Constitutions of the U. S. Philad., 1791. — 
Bigelow, J. R, The Americans own book, or Constitu- 
tions etc. Ed. 2. Newyork, 1848. ine vergleichende Zu- 
fammenftellung aber gibt: Smith, Comparative view of the 
Constitutions. Ed. 2. 1812. — Die Verfaffungen ber 
ſchweizeriſchen Kantone geben: (Uſter i,) Handbuch des ſchwei⸗ 
zeriſchen Staatsrechts. 2. Aufl. Aarau, 1821. — Snell, L., 
Handbuch des ſchweizeriſchen Staatsrechts. J. IL Zürich, 1839 
und 1844. (Enthält jchr gute Erläuterungen gefchichtlicher, 
ftatiftiicher und Titerariicher Art.) — Die deutſchen Berfaf- 
funggurfunden gibt am beiten: Zachariä, H A., Die 
deutſchen PVerfafiungsgefete der Gegenwart. Gött., 1855. 
Erſte Fortſetzung. Gött., 1858 (ſehr vollftändig.) — Eine 
inftematifche Zufanmnenftellung aber Liefert: Zangen, ©. 2. 
von, Die Verfaſſungsgeſetze denticher Staaten. I-III. Darmſt., 
1828—36. 

2. Bearbeitungen. Es fehlt bis jebt an einem Werke, 
welches auch nur in annähernder Vollftändigleit und Braud;- 
barkeit das pofitive öffentliche Necht einer Anzahl der wichtigften 
Staaten varftellte. Noch am meiften nähert fich einer Loͤſung 
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der Aufgabe das ſchon Öfter genannte Werk von Lord Brougham, 
Political philosophy. Eine fehr ungenügende tabellarifche 
Darjtellung gibt Bifinger, J. C. Vergleichende Darftellung 
ber StaatZverfaflungen. Wien, 1818. Nicht tief eingehend, 
allein einige beachtenswerthe Staaten darftellend ift Eifen- 
hart, H., Die gegenwärtige Staatöwelt. Bd. I. Lpz., 1856. 

H. Unter den wiſſenſchaftlichen Bearbeitungen des Nechtes 
einzelner Staaten find wieber die rechtögefchichtlichen Werte 


von den bogmatifchen zu unterfcheiben. 


1. Rechtsgeſchichtliche Werke. — Die Bearbeitung 
von Staatzalterihümern und die Erforfchung des gefchichtlichen 
Uriprunges einzelner öffentlicher Einrichtungen ift zu allen 
Zeiten Gegenjtand wifjenfchaftlicher Thätigkeit gewejen. Zum. 
Beweife dienen die berühmten Werke von Pfefinger (Vi- 
triarius illustratus), Datt (De pace publica), oder von 
Spelman (namentlich fein Glossarium), Mador (Baronia 
Anglica und Gefchihte der Exchequer; von Du Tillet 
(Recueil de lois francaises), Limnäus (Notitia regni 
Franciae). Erſt in neuerer Zeit jedoch ift die ganze Ent: 
widelung der Staat: und Recht3einrichtungen ber wichtigften 
Völker mit klarem Bewußtſein des Zweckes, in umfaſſender 
Vollſtändigkeit und mit geſchichtlicher Kunſt geſchrieben worden. 
Nachdem nämlich in Deutſchland Pütter in ber „Hiſtoriſchen 
Entwidelung der Staativerfafjung” den Weg, wenn auch nur 
theilweife, gezeigt hatte, erreichte Eichhorn in feiner Deutfchen 
Staats- und Rechtägejchichte das Ziel: auf bewundernswerthe 
Weile. Neben ihm gab J. Grimm auch für das Staatörecht 
Beiträge mit unerreichter Gelehrfamkeit. Sie haben eine große 
Schule gebildet, welche felbftftändige Werke von bleibendem 
Werthe Tieferte und. weit über bie Gränzen Deutſchland's 
hinaus von Eifluß auf die Wiffenfchaft iſt. Für Deutichland 
gehören hierher die Arbeiten von Zöpfl, Walter, Waig, 


Gengler u A. a Franukreich hatten fchen vor ber Revo— 
Intion Viele und nicht ohne Erfolg, allem ſellen mit reim 
wifienfchaftficher Atficht vie Verfaffungsgeſchichte ihres Vater⸗ 
lanpes bearbeitet; zulegt Aräufein von Lezardiere mit großer 
Gelehrſamkeit. Einen neuen Anſteß und ungleich höheren Auf- 
ſchvung gaben fpäter Thierrn und Guizot (viefer namentlich 
in ber Histoire de la eivilisation en France.) Endlich if 
der Gegenſtand in benticher Art und mit beuticher Rechts⸗ 
gelehrjamfeit von Klimratb, vn Warnkönig md Stein, 
ſodann von Echäffner bearbeitet worden Für England iſt 
die angelfächjiiche Zeit bearbeitet worven von Turner, Phil⸗ 
lip3, Palgrave und, ganz vortrefflih, von Kemble; vie 
normannifche Zeit von Philipps, Thierrp; die Sefammt- 
heit aber hauptfächli von Millar, von Zappenberg unb 
Pauli und vor Allen von Hallam in feinen beiben vor: 
trefflihen Werfen der Gefchichte des Mittelalter und ver Ber- 
faffungsgefchichte von England. Die flanderiiche Rechtägeichichte 
hat Warnkönig zuerft aus der Duelle dargeſtellt. Endlich 
verdienen noch die ſtaats⸗ und rechtögefchichtlichen Arbeiten von 
Schweizern über ihr Vaterland alle Anerkennung, jo namentlich 
bie von Bluntſchli über Züurih, von Blumer über bie 
fümmtlihen Heineren Demofratieen, von Segeffer über 
Luzern. — Die Zahl der ftaat2gefchichtlichen Monographieen, 
vorab der deutfchen, ift kaum überjchaubar. 

2. Syftematifche Werke. . 

a. Hausherrliche Staaten. — Die einzelnen deutſchen 
Territorien waren zwar feine völlig unabhängigen Staaten, 
und es fpielt daher auch auch in der Darſtellung ihres öffent- 
lichen Rechtes die Beziehung zu Kaifer und Reich eine beven- 
tende Rolle; dennoch mögen die höchit zahlreichen Arbeiten über 
diefelben immerhin als bezeichnende Beifpiele von Syftemen der 
Patrimonialregierung gelten. So z. B. Vieles, was 2. 9. 
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Mofer in feinem großen Werke über allgemeines beutfches 
Staatsrecht und in zahlreichen Monographieen dargeftellt hat; 
dann aber namentlich Wei e’3 ſächſiſches Staatsrecht, Breyer’z 
Elementa j. p. Wirtembergici; Hagemeifter'3 mecklen⸗ 
burgifches Staatsrecht. Außerdem find auch die Schriften über 
ungarische Staatzrecht hier von Bebeutung, fo 3. B. von 
Rojenmann, Guftermann, vor Allem aber von Eziraty 
(Conspectus j. p. regni Hungariae). 

b. Theofatieen. — Leider find zuverläffige und wiffen- 
ſchaftlich tüchtige ſyſtematiſche Darftellungen des Nechtes von 
XTheofratieen nicht häufig; doch beitehen gute Arbeiten über ven 
jüdischen Priefterftant von Michaelis, (Mofaifches Recht,) 
Hüllmann u. U: von der Verwaltung des Chalifates gibt 
Hammer Nachricht; und die Grundfäße des chriftlichen heiligen 
Römischen Reiches im Mittelalter find fogar vielfach erörtert 
worden, am ‚gelehrteften von Pütter, am geiftreichiten von 
Majer (die beiden höchiten Würden des H. R. Rs.). 

c. Der klaſſiſche Staat. — Die Bearbeitung der 
griechiſchen und roͤmiſchen Staatzzuftände war fchon dadurch 
geboten, daß unfere Gefittigung zu einem wetentlichen Theile 
auf der Riteratur dieſer Völker rubt, bei ven Römern überdies 
durch der Bedeutung ihres bürgerlichen Rechtes für und. So 
fehlt e8 denn auch keineswegs an vortrefflichen Schriften über 
biefe Staatsgattung. Das griechifche Staatsrecht tft erläutert 
durch Shömann, K.F. Herrmann, Göttling, Wachs— 
mutb; in einzelnen Theilen von DO. Müller, Böckh und 
Plaß. Das römilche Staatzrecht aber kennen wir durch 
Heineccius, Hugo, vor Allem aber durch Niebuhr? 
unfterbliched Werk, und was dann die Neueren, wie Huſchke 
(Servius Tullius), Hopfgarten, Mommſen, Beder 
u. 4. dazu gethan. 

d. Demofratieen des Rechtsſtaates. — Bon ein- 
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Gengler u. A. In Frankreich hatten fehon vor ber Revo: 
lution Viele und nicht ohne Erfolg, allein felten mit rein 
wiffenfchaftlicher Abficht die Verfaffungsgefchichte ihres Vater: 
landes bearbeitet; zuletzt Fräulein von Lezardière mit großer 
Gelehrfamteit. Einen neuen Anftoß und ungleich höheren Auf- 
Schwung gaben fpäter Thierry und Guizot (diefer namentlich 
in ver Histoire de la civilisation en France.) Endlich ift 
der Gegenftand in deutſcher Art und mit beutfcher Rechts: 
gelehrfamfeit von Klimrath, von Warnkönig und Stein, 
fodann von Schäffner bearbeitet worden. Für England ift 
bie angelfächlifche Zeit bearbeitet worden von Turner, Phil- 
Lip, Palgrave und, ganz vortrefflih, von Kemble; vie 
normannifche Zeit von Philipps, Thierry; die Gefammt- 
heit aber hauptfächlich von Millar, von Lappenberg und 
Pauli und vor Allen von Hallam in feinen beiden vor- 
trefflichen Werfen der Gefchichte des Mittelalter? und ber Ver: 
faffungsgefchichte von England, Die flanderifche Rechtsgeſchichte 
bat Warnkönig zuerft aus der Quelle dargeftellt. Endlich 
verdienen noch die ftaatd- und rvechtögefchichtlichen Arbeiten von 
Schweizern über ihr Vaterland alle Anerfennung, jo namentlich 
die von Bluntſchli über Zürich, von Blumer über bie 
fämmtlichen Tleineren Demofratieen, von Segeffer über 
Luzern. — Die Zahl der ftaatägefchichtlichen Monographieen, 
vorab der deutfchen, iſt kaum überfchaubar. 

2. Syftematifche Werke. - 

a. Hausherrliche Staaten. — Die einzelnen deutfchen 
Territorien waren zwar feine völlig unabhängigen Staaten, 
und ed fpielt daher auch auch in der Darftellung ihres öffent- 
lichen Rechtes die Beziehung zu Katjer und Reich eine bebeu- 
tende Rolle; dennoch mögen die höchft zahlreichen Arbeiten über 
biefelben immerhin als bezeichnende Beiſpiele von Syftemen der 
Patrimsnialregierung gelten. So 5. B. Vieles, was J. J. 
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von Bearbeitungen biefer Verfaffungsart find die von Perez 
Valiente über Spanien; von Liberatore und Biandini 
über Neapel und Sicilien; von Schlegel über Dänemark, 
Auch mögen, troß des theilweilen Vorhandenſeins unmächtiger 
Provinzialftände, die jümmtlichen Bearbeitungen bed früheren 
franzöfiichen Staatsrechtes hierher gezählt werden, von welchen 
(abgefehen von den, zum Theile vortrefflichen, monographifchen 
Arbeiten) befonderd Fleury und Guizot zu nennen find. 
Ebenfo, und zwar unter gleicher Nichtberücfichtigung der nur 
dem Namen nach beftehenden Stände, die Schriften über öfter: 
veichifches . Staatsrecht, welche freilich größtentheild blos das 
Verwaltungsrecht betreffen. So die zahlreichen und außführ: 
lichen Werke von Graf Barth-Barthenheim, Schopf, 
Engelmayer u. |. w.; aud ber jüngften Zeit aber bie, 
an Geift, Methode und ſtaatswiſſenſchaftlichem Geſichtskreiſe 
unendlich höher ftehenden, Werke von Stubenraud und 
Czoͤrnig. 

g. Einherrſchaften mit Volksvertretung. — 
Die Zahl der ſyſtematiſchen Bearbeitungen dieſer Art von 
öffentlichem Rechte iſt höchſt zahlreich, und unter denſelben 
manche meiſterhafte Leiſtungen. Das engliſche Staatsrecht be⸗ 
handeln die, zum Theil weltberühmten Werke von Blackſtone 
(zuerſt 1765, eine 21fte Ausgabe vom Jahr 1844, ungerechnet 
viele Auszüge, Commentare und Bearbeitungen für Amerika,) 
Stephen, Brougham, Homersham Eor und Bowyer. 
Von Frankreich handeln unter Anderen Paillet und Lafer: 
riöre; namentlich aber ift hier die ebenfo umfangreiche ala aus⸗ 
gezeichnete Riteratur des Verwaltungsrechtes zu bemerken; welche 
in einer nirgendwo anders auch nur entfernt erreichten Weiſe 
bie leitenden Grundfäte feſtſetzt, die Folgerungen fcharfjinnig 
und nach allen Seiten bin zieht, das rechtliche Verfahren in 
ftreitigen Fällen vorzeichnet. Hier glänzen denn die Namen 
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fachen Volksherrſchaften der Neuzeit find wohl nur die Rechte 
der deutſchen freien Städte und einzelner Schweizerfantone 
bearbeitet, bald mehr bald weniger außreichenb und willen: 
ſchaftlich. So namentlich die Darjtellungen des Hamburger 
Staatsrechtes von Bued und von Weftphalen; von ber 
Schweiz aber bie kürzeren Darftellungen bei Simmler und in 
Meifters eidgenoͤſſiſchem Staatzrecht ; ausführlicher in Snell’% 
Handbuch und in den betreffenden Bänden des „Gemaͤldes ber 
Schweiz." Eine fehr anfprechende Monographie über Zug 
bat Renaud bearbeitet. — Deſto außgiebiger tft die Literatur 
über die repräfentative Demokratie. Zwar find die hauptfäch- 
lichten Werke diefer Gattung Darftellungen von Bundesein⸗ 
richtungen, nämlich der Schweiz und der Vereinigten Staaten 
von Norbamerifa. Dies ändert aber deßhalb im Wejentlichen 
nicht, weil auch die Bundeseinrichtungen nach demſelben Grund- 
gedanken organifirt find, wie einzeln ftehende Staaten diefer Art. 
Sp koͤnnen denn die Schriften von Bluntſchli und Stett- 
ter über die Schweiz, namentlich aber die von R. Mohl, 
Rawle, Kent, Waller und vor a. U. von Story für 
die. ganze Staatsgattung benügt werden. Das Iebtgenannte 
Werk ift eine Zierde der gefammten Literatur des Staats⸗ 
rechtes. 

e. Ariſtokratieen. — Am bezeichnendſten für dieſe 
Staatsart ſind ohne allen Zweifel die Darſtellungen des vene⸗ 
tianiſchen Staates, von welchen denn namentlich Contarini 
(De magistratibus et rep. Venetorum), Maier (Beſchreibung 
von Venedig), und Curti (Me&moires sur la Rép. de Venice) 
ausführliche Mittheilungen enthalten. Auch ift e8 wohl erlaubt 
bie Bearbeitungen des polnischen Staatsrechtes hierher zu zählen, 
3. B. alfo die Schriften von Chewalkowski, Lengnid 
und Weifenhorft. 

f. Unbeſchränkte Einherrfhaften. — Beifpiele 
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von Bearbeitungen dieſer Verfaffungsart find die von Perez 
Baliente über Spanien; von Liberatore und Bianchini 
über Neapel und Sicilien; von Schlegel über Dänemarf, 
Auch mögen, troß des theilweifen Vorhandenfeind unmächtiger 
Provinzialftände, die jümmtlichen Bearbeitungen des früheren 
franzoͤſiſchen Staatsrechtes hierher gezählt werben, von welchen 
(abgefehen von den, zum Theile vortrefflichen, monographifchen 
Arbeiten) befonder® Fleury und Guizot zu nennen find. 
Ebenſo, und zwar unter gleicher Nichtberückfichtigung der nur 
bem Namen nad) beftehenden Stände, die Schriften über öfter- 
reichifches . Staatsrecht, welche freilich größtentheil® blos bag 
Verwaltungsrecht betreffen. So die zahlreichen und außführ- 
lichen Werke von Graf Barth-Barthenheim, Schopf, 
Engelmayer u. |. w.; aus der jüngjten Zeit aber die, 
an Geift, Methode und ſtaatswiſſenſchaftlichem Geſichtskreiſe 
unendlich höher ftehenden, Werke von Stubenrauch und 
Czornig. 

g. Einherrſchaften mit Volksvertretung. — 
Die Zahl der ſyſtematiſchen Bearbeitungen dieſer Art von 
öffentlichem Rechte iſt hoͤchſt zahlreich, und unter denſelben 
manche meiſterhafte Leiſtungen. Das engliſche Staatsrecht be⸗ 
handeln die, zum Theil weltberühmten Werke von Blackſtone 
(zuerſt 1765, eine 21fte Ausgabe vom Jahr 1844, ungerechnet 
viele Auszüge, Commentare und Bearbeitungen für Amerika) 
Stephen, Brougham, Homershbam Cor und Bowyer. 
Von Frankreich handeln unter Anderen PBaillet und Lafer: 
riöre; namentlich aber ift hier die ebenfo umfangreiche als aus: 
gezeichnete Literatur des Verwaltungsrechtes zu bemerken, welche 
in einer nirgendiwo ander? auch nur entfernt erreichten Weiſe 
die leitenden Grundfähe feitfegt, die Folgerungen jcharfjinnig 
und nach allen Seiten hin zieht, das rechtliche Verfahren in 
ftreitigen Fallen vorzeichnet. Hier glänzen denn die Namen 
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von Eormenin, Deygerando, Dufour, Macarel u. 
v. A. ine Bearbeitung des allen beutichen Staaten gemein: 
famen pofitiven Nechtes, namentlich alfo auch deö in der großen 
Mehrzahl verjelben geltenden Rechtes ver Volksvertretung, ift 
fehr häufig und in berühmt gewordenen Werfen mitgetheilt. 
So von Klüber, Jordan, Zöpfl, Zachariä, Help. 
Bon einzelnen deutichen Staaten aber find bearbeitet worden: 
Preußen von Simon, Jakobſon und (trefflih) von Rönne; 
Bayern von von Cucumus, Moy und namentih Pozl; 
Sachſen (ungenügend und unvollendet) von Bülau und 
Milhaufer; Württemberg von R. Mohl; Kurheffen (wenig 
Which) von F. Murhard; Großherzogthum Heſſen von 
Weiß; Sachen Weimar von Schweizer. Außerdem beftehen 
in allen dieſen Staaten noch hoͤchſt zahlreiche Monographieen, 
namentlich auch über Verwaltungsrecht. 


1) Den deutlichften Begriff von dem unermeßlichen Umfange, welchen 
die Literatur eines pofitiven Staatzrechtes bei längerem Beſtande des Staates 
und bei einer bie fchriftftellerifche Thätigkeit begünſtigenden Gefittigungs- 
richtung des Volles erreichen Tann, gibt bag beutfche Stantsrecht: Schon 
zu Zeiten bes Reiches füllten die, kaum zumeilen mit Tritifchen Bemerkungen 
begleiteten, Titel ber vorhandenen Schriften bedeutenbe und felbft wieder 
bänbereihe Werke; und bie Zahl der feitbern erfchienenen Bearbeitungen ift 
verhältnipmäßig eben fo groß. Weber bie ältere Literatur fehe man 3. B. 
mehrere Schriften von 3. J. Mofer (Bibliotheca juris publici, 3 Bde. 
Neueſte Geſchichte ber d. Staatsrechtslehre; Neueſte Bibliothek des allg. d. 
St.-R.'s.) Hoffmann, namentlich aber von Pütter (Literatur des d. 
Staatsrechtes, 3 Bde.) und von deſſen Fortſetzer Klüber (Literatur.) Die 
neueren Werke füllt aber ein bedeutender Theil der ſeitdem erſchienenen 
rechtswiſſenſchaftlichen Literatur-Verzeichniffe von Erſch, Schletter und 
Walther. — Nicht geringer iſt die Zahl ber Schriften über das fran- 
zöſiſche Staatsrecht, wie ſich ſchon aus den, keineswegs volftändigen, Auf: 
zeichnungen in Le Long, Bibliothöque historique ober in dem von 
Dupin vervollftändigten Berzeichniffe in Camus, Lettres sur la profession 
d’avocat ergibt. 

2) Es mag ununterfucht bleiben, aus welchem Grunde im pofitiven 
Stantsrechte die in andern Fächern reichlich verfuchte Gefchichte der wiſſen⸗ 
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ſchaftlichen Bearbeitung und Titerarifchen Thätigleit fo ſelten unternommen 
wird; Thatſache if, daß Schriften dieſer Art in ber Literatur ber meiften 
Cultur⸗Völker vergeblich gefuccht werden. Nichts biefer Art befteht z. 8. in 
Frankreih, England, Stalin. Nur in Deutfchland bat fih das Bedürfniß 
ober bie Liebhaberei an ſolchem Willen thätiger gezeigt. Mofer, namentlich 
aber Pütter (in ben oben, Anm. }, angegebenen Schriften) haben für 
das Ältere deutſche Staatsrecht Bebeutendes geleiftet; eine Herabführung des 
von ihnen Begonnenen bis zur Gegenwart ift verfudht in meiner Ge 
ſchichte und Literatur ber St.-W., Bd. V. In eben dieſem Werke babe ich 
benn auch, ſoweit Hülfsmittel und Raum es geftatteten, ähnliche Arbeiten 
unternommen für das pofitive Staatörecht ber Vereinigten Staaten von 
Kordamerifa, ber Schweiz, Englands und Frankreichs. 


v. Mohl, Enchclopäbie. 26 


B. Bölkerrecht. 
1. Philofophifdeo Yölkerredt. 


“ $ 54. 
1. Begriff bei abilofoppifcgen Voͤlkerrechtes. 


Das Nebeneinanderſein verſchiedener Staaten in Raum 
und Zeit erzeugt das Bedürfniß einer Rechtsordnung für ihr 
gegenſeitiges Verhältniß. Schon das tägliche Zuſammenleben 
verſchiedener Staaten erfordert eine rechtliche Regelung, damit 
nicht die mannchfachen Beruührungen, in welchen fie ſowohl mit 
Sefammtheiten als mit einzelnen Theilnehmern kommen, zu 
beftändigen Streitigkeiten, damit aber in Ermangelung emer 
gemeinschaftlichen höhern Gewalt zur Sclöfthülfe und fomit zu 
einem allgemeinen Zuftande der Gewalt und ber Herrichaft des 
Stärkeren führen. Außerdem muß aber dag rechtliche Zuſam— 
menfein der coerijtirenden Staaten aud noch ans bem höheren 
Geſichtspunkte betrachtet werben, daß eine friedliche und gegen- 
feitig freundliche Haltung deſſelben die Bedingung einer höheren 
allgemeinen Ausbildung der Menfchen ift. Viele erlaubte Zwecke 
Einzelner und ganzer Völker. können innerhalb ver engen Grenzen 
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des befondern Staates nicht erreicht werben, fonbern erfordern 
eine freiere Bervegung auch auswärts und ein Zuſammenwirken 
von Kräften verjchiedener Nationalität. Je verbreiteter und 
inniger ein jolcher außerftaatlicher Verkehr iſt, deſto näher kömmt 
er dem Ideale des menſchlichen Gefammtlebend ). Daß aber 
ein folches weiteres Augleben nur unter dem Schuße einer eben 
fo weit verbreiteten und anerkannten Rechtsordnung möglich ift, 
bedarf ebenjowenig eines Beweiſes, ald daß biefe Ordnung auf 
allgemeinen innerlich wahren Grunbfägen beruhen muß. 

Eine volljtändige Erfüllung diefer Forderungen wäre vor: 
handen, wenn die Rechtsordnung unter den Staaten fich mit 
allgemeiner Anerfennung über die ganze Erde verbreitete; und 
es ift auch denkbar, daß bei immer weiter fortfchreitender und 
fich ausbreitender Gefittigung derſelben Art eine folche allge: 
meine Weltrechtäorbnung in Fünftigen Jahrhunderten Meöglich- 
feit und Bebürfniß wird. Zunächſt aber iſt die Entwickelung 
des menfchlichen Geſchlechtes jo weit noch nicht vorgefchritten, 
und es iſt daher nicht nur dem nächſten praftifchen Bebürfnifie 
Genüge geleiftet, fondern überhaupt. alles vernünftig Mögliche 
geichehen, wenn eine gemeinfchaftliche Rechtsordnung je für die: 
jenigen Staatengruppen feitgeftellt wird, deren Gefittigung eine 
wefentlich gleiche ift, welche alfo biefelben Grundanſchauungen 
von Recht und GSittlichkeit und biefelben Außerlichen Forbes 
rungen haben. Größeres und Weiteres bleibt der Zukuuft über: 
laſſen, fowie die Gegenwart bereit Groͤßeres und Weiteres 
leiftet,, al3 die Vergangenheit es vermochte und wollte?). 

Zunächſt ift alfo bei der Rechtsordnung unter den Staaten 
unmer nur von der Negelung des Zuſammenlebens der Völker 
von europäiſcher Gefittigung bie Rede; und zwar nicht etwa 
6108, wo es fich von pofitiven Feitftellungen handelt, jondern eben- 

7ſogut bei Aufftellung allgemein vernünftiger Nechtöfäge. Auch die. 
letzteren find nur dann ein gemeinſchaftliches Bedürfniß, und 
" 26 * 
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haben nur dann eine allgemeine Anerkennung zu verlangen, 
wenn ſie Mittel zur Erreihung einer wejentlich gleichen Lebens: 
aufgabe find. Für Völker von ganz anderen Grundanfchauungen 
find fie weber verftändlich noch cin Mittel zu einem Zwecke, 
jomit auch nicht verbindlich. Einer Ausbreitung des europäifchen 
Voͤlkerrechtes muß rine Außbreitung ber enropäifchen Gefittigung 
porangehen ®). j 

Die gemeinfchaftliche Rechtsordnung unter den dazu ge: 
eigneten Staaten kann ebenjogut, wie die Rechtsordnung inner: 
halb des einzelnen Staates, von einem doppelten Gefichtöpunkte 
aufgefaßt und auf einer boppelten Grundlage entwidelt werden. 
Einmal nämlidy jo, wie fi) die Forderungen aus dem Ge— 
jichtspunfte der allgemeinen Vernunftmäßigkeit ergeben, ſoweit 
fie an ſich wahr und innerlich find; dann aber auch als eine 
geordnete Zujammenftellung der ausdrücklich verabrebeten Grund- 
jäge oder überhaupt auf einer äußeren Auctorität berußenden 
Regeln. 

Die Gefammtheit der auf erfterer Grundlage beruhenden 
Sätze iſt das philofophiiche Völkerrecht); feine Stelle unter 
den Staatöwiflenfchaften aber nimmt ed ein, wenn es logiſch 
richtig begründet und ſyſtematiſch entwickelt if. Eine Gültigkeit 
im Leben hat ed natürlich nur infoferne in Anſpruch zu nehmen, 
ala dieje überhaupt wifjenjchaftlich begründeten, aber von feiner 
äußeren Auctorität aufgenöthigten Säte zukömmt. 3 Ichrt 
aljo dad, auf dem Boden der europäifchen Gefittigung, an fi 
Wahre; ſteckt für die zuftändigen Gewalten des wirflichen Le⸗ 
bend ein ideales Ziel auf; dient zur Kritik des Beſtehenden 
vom allgemeinen menjchlichen Etanbpunfte; und mag endlich 
als die Richtſchuur der Vernunft auch zur unmittelbaren An: 
wendung dienen, wenn ed an pojitiver Norm fehlt. 


1) Es ift wo nicht eine falfche, fo doch jedenfalls eine fehr zweifelhafte 
und beftreitbare Auffaffung, wenn Mehrere — fo namentlih Zallati und 
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Laurent — als lebte Aufgabe ber menfchlichen Entwidelung die Gründung 
eines allgemeinen Weltitnates und fomit eines das gefammte Menfchenge- 
ſchlecht umfaflenden einheitlichen Organismus aufftellen. Man kann das 
Gefeß der Harmonie auch wefentlich anders auffaflen, nämlid) als weſent⸗ 
lichen Einklang getrennt bleibender Vielheiten. Jedenfalls iſt die Erreichung 
eines ſolchen Zieles im höchſten Grade zweifelhaft und in die Ferne gerückt, 
und bedarf es zunächſt und noch auf lange einer wiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
lage für die rechtsphiloſophiſche Auffaſſung der jetzt beſtehenden und nach 
aller Wahrſcheinlichkeit noch während ungezählter Generationen allein mög- 
licher Verhältniſſe. Das richtige letzte Ziel des philoſophiſchen Völkerrechtes 
iſt ſomit kein Weltſtaatsrecht, ſondern ein Weltſtaatenrecht. Vgl. meine 
Anzeige von Laurent, Histoire du droit des gens, in ber Zeitſchr. für 
Rechtsw. bed Ausl. Bd. XXIV, ©. 313 fg. 


2) Nichts bat der wahren wiffenfchaftlichen Entwidelung bes philofo: 
phiſchen Völkerrechtes fo ſehr gefehabet als bie, freilich ſchon von Grotius 
veranlaßte namentlich aber von der Kant'ſchen Schule feitgehaltene und 
ausgebildete, Annahme, daß baffelbe nicht? Anderes fei, als eine Anwendung 
bei Site bes philofophifchen Privatrechtes auf unabhängige moralifche 
Perſonen. Nicht nur ift fhon äußerlich die Anwendung ber für phuyfifche 
Individuen und für ihr Verhältniß zu ihres Gleichen gültigen Rechtsſätze 
auf moralifhe Perfonen theild ganz unmöglih wegen Mangelö an ent- 
Iprechenden Verhältniſſen, theils wenigftens höchſt gezwungen und fchief; 
fondern bie Hauptfache iſt, daß auf biefe Weife bie befonbere Aufgabe ber 
Rechtsordnung unter Staaten, nämlich die Annäherung an eine Weltrechts⸗ 
ordnung, gar nicht einmal ind Auge gefaßt wird. Es fehlt fomit an ber 
richtigen Grundlage der gemeinfamen Rechtsverbindlichfeit und an ber Ver: 
folgung des eigenthümlichen Zieles. Mit Einem Worte, ein ſolches philo⸗ 
fophifches Völferrecht ift Teer, Hohl und falfch zu gleicher Zeit. Hierin Tiegt 
benn auch der Grund, warum bie wiffenjchaftliche Bearbeitung des philo⸗ 
ſophiſchen Wölferrechtes fo Tange vollfommen im Stoden war. 


8) Die Annahme verfchiebener und auf weſentlich abweichender Grund: 
Inge ruhender Lehren bes Völkerrechtes, des philofophifchen ſowohl als des 
pofitiven , beruht auf benfelben Gründen, weldde eine Annahme verſchiedener 
unb doch gleichberechtigter Syſteme des philoſophiſchen Staatsrechted verlangen, 
nämlich auf der Anerkennung ber Berechtigung verfchiebener rechtlicher Lebens⸗ 
auffaffungen und baraus ſtammender Gefittigungsarten. Sie fteht und fällt 
alfo mit diefer letzteren. Siehe oben, $ 14, Seite 97. 

4) Strenge genommen ift allerdings der Ausbrud „Völferreht” nicht 
ganz richtig, indem nicht bie Völker, fondern ihre organiſchen Einheiten, 
die Staaten, bie bier in Frage ftehenben Rechtsſubjecte find. Es ift aber doch 
bie Begeihnung beizubehalten, weil bie Worte „Staatenret” und „Staats: 
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recht” burch ihren allzu nahen Gleichlaut leicht Verwechslung veranlaffen. 
Das jet häufig angewendete Wort „internationales Recht“ ift ein frem⸗ 
beö, und außerdem berfelben Ausftellung auögefeßt, wie der Ausdruck 
„Völkerrecht.“ 


g 55. 
2. Geſchichte des philoſophiſchen Voͤlkerrechtes. 


Aus dem Vorſtehenden erhellt, daß jedes Voͤlkerrecht zwei 
Bedingungen vorausſetzt: das thatſächliche Vorhandenſein ver— 
ſchiedener, unabhängiger, unter keiner höhern gemeinſchaftlichen 
Gewalt ſtehender Staaten; und das allfeitige Anerkenntniß der 
Berechtigung zum beſonderen Beſtehen und zur Verfolgung ge: 
wifjer Lebenszwecke. Da in der curopäifchen Staatengruppe 
biefe beiden Bedingungen nicht zu allen Zeiten vollftändig vor- 
handen waren, jo erflärt fich denn auch, daß die Entwidelung 
der Wiffenichaft des philojophifchen Voͤlkerrechtes eine verhält⸗ 
nißmäßig ſehr fpäte war. 

Es find drei!) verſchiedene tZeitabſchnitte wohl zu unter⸗ 
ſcheiden. 

Sm klaſſiſchen Alterthume find kaum entfernte An- 
Hänge und Anfänge vorhanden, weil bie Gefittigung nicht jo 
weit vorgefchritten war, um in dem Fremden einen vollftändig 
und gleihmäßig Berechtigten zu erkennen, Cine Nechtzauffaf- 
fung, welche den Fremden und den Feind mit demjelben Worte 
bezeichnete (hostis), und welche alle nicht zu der eigenen Na: 
tionalität gehörigen Stämme ala rechtloſe Barbaren betrachtete, 
war Feine Grundlage für ein Völferredt. Wenn daher auch, 
wie nicht zu läugnen ift, einige billige und menfchliche Rück: 
fichten in einzelnen Beziehungen unter den Staaten des Alter: 
thumeß ftattfanden , wie 3. B. hinfichtlich ber Herolde, Geſandten, 
des Gaftrechte u. |. w.; und wenn bei beftimmten Völkern 
jogar von einzelnen völferrechtlichen Einrichtungen vie Rede ift, 
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wie 3. B. bei. ven Hellenen von den Amphiktyonen, ben ge 
“ meinfchaftlichen Heiligthlimern und Spielen, bei den Römern 
aber von einem priefterlichen Collegium feciale und einem jus 
feciale: jo beruhten jene Grundfäße nur auf unflaren Ge: 
fühlen, welche nicht auf Grundſätze zurückgeführt und nicht in 
Solgerungen entwicelt wurden, diefe Uebungen dagegen auf 
vereingelter und grundfaßlofer Sitte. Weberbied bezogen fich 
alle diefe Anklänge an ein Völkerrecht lediglich nur auf bie 
Kriegzart. Bon einer Wifjenfchaft des Völferrechtes überhaupt 
und von einem philojophiichen Völkerrechte ingbefonbere war gar 
feine Rede; und felbft die jo meilterhaft und fein ausgebildete 
römische Rechtswiſſenſchaft fannte nicht einmal ven Begriff, wie 
fih aus ber bekannten Eintheilung des Rechtes in jus naturale, 
jus gentium und jus civile ergibt, von welchen das jus gentium 
nicht? weniger al3 ein Völferrecht in unferem Sinne, fondern 
nur die Gefammtheit der bei verjchievenen Völkern zufällig gleich- 
mäßig geltenden Rechtsſätze jeglicher, namentlich auch privat- 
rechtlicher, Art ift. Im Alterthume alfo ift der Urfprung der 
wiſſenſchaftlichen Bearbeitung bes philofophijchen Voͤlkerrechtes 
nicht zu ſuchen ?). 

Ebenfowenig Tann er aber im Mittelalter gefunden 
werben, nur freilich hier aus einem ganz andern Grunde Der 
Begriff eines Völkerrechtes beftand nämlich auch jeßt nicht; allein 
nicht deßhalb, weil ein europäiſches Volt dem andern feine 
vollftändige Berechtigung bes Dafeind und überhaupt kein Recht 
zugeftanden hätte, fonbern vielmehr, weil nach ber großartigen 
Weltanfchauung diefer Zeit die gefammte Chriftenheit nur ein 
einziges Gottesreich bildete, an deſſen Spige ber Papft und 
der Kaifer ftanden, und in welchem bie einzelnen National- 
ſtaaten nur ald untergeorbnete Provinzen ihren Platz fanden. 
Hier mochte denn nun wohl die hriftliche Sittenlehre gemein- 
fchaftliche Worfchriften auch über das Verhalten zu fremben 
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riftlichen Staaten geben, auch dad canonifche Recht einzelne 
Vorſchriften für Fürften und ganze Völker enthalten: allein dies 
gab doch nur die Grundlage für eine Staatsmoral oder für 
eine kirchliche Pilicht, nicht aber für ein Völkerrecht, dem es 
Schon an der unerläßlichen Vorausſetzung, nämlich dem that- 
fächlichen Vorhandenſein völlig unabhängiger und von einander 
getrennter Staaten fehlte. Allerdingd war im wirklichen Leben 
von der feften Gliederung bes heiligen römischen Reiche? und 
von einem bethätigten Gehorſame feiner Gliederſtaaten unter 
das gemeinjchaftliche weltliche Haupt nicht viel zu fehen. Da 
aber die ganze Wiffenichaft auf der großen Fiction beruhte, fo 
konnten von ihr die thatfächlichen Abweichungen wohl getabelt, 
nicht aber zu einem Lehrſyſteme verarbeitet werden’). Auch die 
allgemeine ritterliche Kriegsfitte war Tein Ausgangapunft für 
das Völkerrecht, da fie nicht blos zwiſchen Staat und Staat 
gelibt wurde, fondern auch im Staate bei jeder Privatfehde, 
und ſomit ein bejonderes Verhältnig zwijchen Staat und Staat 
nicht hervortreten Tieß, noch ordnete. Daß aber das Verhältnik 
zu den nichichriftlichen,, namentlich den muhamebanifchen Staaten, 
ebenfall3 nicht auf den Begriff und die Nothwendigkeit eines 
Voͤlkerrechtes führte, Tag in der Nichtanerkennung der Berechti- 
gung von Heiden. Mit ſolchen war man wohl in unverjöhn- 
lichem Kriege, nicht aber auf der Grundlage gemeinfchaftlicher 
Erjtrebung höherer Lebenszwecke 9). 

So waren benn erſt in der neueren Zeit bie Bebingungen 
einer wiſſenſchaftlichen Bildung des Voͤllerrechtes gegeben. Durch 
bie Reformation zerfiel das einheitliche chriftliche Reich auch dem 
Gedanken noch, und jo machte fich die Nothwendigfeit eines 
Rechtes unter den unabhängigen und gleichitehenden Staaten 
immer fühlbarer. Zunächit freilich ſtand die Nechtsphilofophie 
noch nicht auf der Stufe, um eine unantaftbare Begründung 
und eine tabelloje Entwidelung zu Stande zu bringen. Die 
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Anlehnung an das römische Necht Eonnte nur zur Verdunke⸗ 
Tung der Aufgabe und zu falfcher Methode führen ®). Erſt 
Hugo Grotius war «&, welcher biefe Schwierigkeit zu 
befiegen verftand. Gebrängt durch das Bebürfniß, für bie ganz 
verwilberten internationalen Zuftände feiner Zeit und namentlich 
für die ohne Recht und Sinn unternommenen Kriege eine 
rechtliche Norm aufzufinden, entwarf er fein großes Werk über 
das Necht des Krieg und Friedens; um feine Sätze aber auf 
eine unerfchütterlihe Grundlage zu ftellen, ſchickte er dem 
eigentlich völerrechtlihen Syfteme eine allgemeine Rechtsphi— 
loſophie voraus. Sein Grundgebanfe war, die Eäge des 
natuͤrlichen Privatrechte3 anzuwenden auf die Verhäftniffe unter 
den Staaten; als Beweismittel aber brauchte er in bunter 
Miſchung ſowohl geſchichtliche Thatſachen als ‚allgemeine recht: 
liche Argumentation ©). 

Bon ihm ab hat das phifofophifche Völkerrecht eine wifjen- 
ſchaftliche Bearbeitung behalten, und ift diefelbe von Zeit zu 
Zeit verbeffert worden. Es gingen nämlich zwei verſchiedene 
Richtungen von Grotius aus. Die eine hielt fich mehr an bie 
Thatfahen und an das pofitive Recht unter den Staaten, wie 
ſich diefes allmälig ausbildete; die andere aber, von welcher 
zunächft hier die Rede ift, bemühte fich das Ideal des Rechts⸗ 
verhaͤltniſſes unter den Voͤllern immer ficherer zu begründen 
und wiſſenſchaftlich volllommen zu entwideln. Es laſſen fi 
aber, abgefehen von ben unmittelbaren Nachfolgern und Aus— 
legern des Grotius, hauptfächlich drei verſchiedene Richtungen 
hierbei unterſcheiden. 

Den erften beveutenden Schritt zur Vervollkommnung that 
der berühmte deutſche Philofoph Chriſtian Wolf; (mie 
denn überhaupt bie ganze weitere Entwidelung des yhilofe 
phiſchen Völferrechtes Deutſchen zu banken ift.) Sein großes 
Verbienft ift, daß er neben das Prineip ber Freiheit im Pülter- 
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verfehre d. h. ver Unabhängigkeit und ber gleichen Berechtigung 
berfelben , die Forderung der Ordnung, von ihm civitas maxima 
genannt, fegte, und baburdh, wenn auch zunächit noch Fein 
letztes ftoffliches Ziel, fo doch eine zwingende Beſchraͤnkung 
und eine Form aufjtellte. Unglücklich freilich war feine Methode, 
nämlich eine Art von mathematischer Beweisführung. — Diefe 
Lehre Wolf's hat fehr lange bie Wifjenfchaft beherrfcht, und ift 
ſelbſt jet noch vielfach benüßt; doch nicht unmittelbar in feinem 
eigenen Werke, fondern in ber leichteren und geſchmackvolleren, 
auch durch die franzöfiiche Sprache verbreiteteren Bearbeitung 
des Schweizer Vattel. 

Wenigſtens für Deutfchland wurde dann aber gegen das 
Ende ded 18. Jahrhundert? die Wolf'ſche Schule verdrängt 
buch Kant und die große Anzahl feiner Anhänger. Dice 
neue Bearbeitung war jedoch für dag Völkerrecht nur infoferne 
eine Verbefferung, ala eine jchärfere Beſtimmung des Rechts⸗ 
begriffes zu Grunde gelegt ward, und vor Allem die Ent- 
wicelung in einer richtigern rvechtäwiffenfchaftlichen Weife vor 
fih ging. Ein Rüdichritt ſogar Hinter Wolf wurde in bem 
wichtigen Punkte gemacht, daß man bie befondere Eigenthüm: 
Tichfeit des Völkerlebens und die Nothwendigkeit einer Aufftellung 
eigener rechtlicher Grundſätze für daſſelbe nicht erfannte, fondern 
einfach zu der Anwendung des natürlichen Privatrechtes auf bie 
Berhältniffe zwifchen Staat und Staat zurückkehrte. Die innere 
Falſchheit diefer Auffaffung trägt denn auch die Schuld, daß 
bie zahlreichen Schriften diefer Schule die Wiſſenſchaft des 
philofophifchen Völferrechted nur wenig gefördert haben und 
das Gefühl des Leeren, Erzwungenen und Unvollftändigen 
Yinterlaffen. | 

Erit in den lebten Jahren ift durch eine richtige Material- 
kritik ein bebeutender weiterer Schritt gefchehen 7). Durch den 
älteren Gagern, Fallati, namentlih aber Kaltenborn 
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und Laurent ift das Bebürfniß einer allgemeinen Weltrechte⸗ 
ordnung erwiefen und bie daraus hervorgehenbe eigenthümliche 
Aufgabe des philofophiichen Wölferrechtes begründet und ent- 
wickelt worden. Diefe neue Schule ift allerdings noch in ihrem 
Beginne, allein fie ift ohne Zweifel die Lehre der Zukunft. 

1) Ein -Zurüdgehen in ber Geſchichte bes philofophifchen Völkerrechtes 
hinter die Hellenen und Römer, und alfo namentlich auf bie frühern afiatifchen 
Kultumöller, mag zwar eine fchöne Aufgabe für gelehrte Forfhungen, und 
das Ergebniß derfelben ein merfwürdiger Beitrag zur Gefchichte der Gefittigung 
bes Menfchengefchlechtes fein: allein zur Gefchichte unſeres europäifchen 
philofophifchen Völferrechtes trägt es nicht? bei. Die ganze Lebendauffaffung 
biefer Völker ift eine fo wefentlich verfchiedene von der. unfrigen, und ihre 
geiftige Entwicklung bat fo geringen unmittelbaren Einfluß auf den jegigen 
Europäer’ gehabt, namentlich auf deren völferrechtliche Anfhauung, daß dag 
Ganze etwas Yrembartiged und Unzufammenhängendes bleibt. Damit ift 
natürlich dem gelehrten Werthe der Schriften ober Abfchnitte von Laurent, 
Müller-Jochmus, Hälſchner uichts benommen. 

2) Ueber das Völkerrecht der Hellenen und Römer iſt namentlich das 
Werk von Laurent, Bd. II u. II, fowie Müller-Jochmus und 
Oſenbrüggen (De jure belli et pacis Romanorum) nachzuſehen. Weber 
bie Eintheilung der römifchen Nechtögelehrten aber in jus naturale, jus 
gentium unb jus civile fiehe Dirffen im Rheiniſchen Muſeum für 
Jurisprudenz. Bd. I; Puchta, Gewohnheitsrecht, Bd. I, ©. 24 u. fg.; 
Voigt, Die Lehre vom jus naturale, rectum et bonum und jus gen- 
tium ber Römer. Leipz., 1856. 

3) Wenn Aegidi (in der Erlanger theolog. Zeitfhr., Bd. XXXIV, 
©. 143) bie Weltaufhauung des Mittelalters „das Völkerrecht des heiligen 
römischen Rechtes“ nennt: fo enthält biefer geiftreiche Ausdruck doch einen 
Wiberfpruc in fih. Völkerrecht in einem Reiche kann nicht beftehen, 
wenigftend nicht in ber Wiſſenſchaft. 

4) Ueber die völlkerrechtlichen Anfichten des Mittelalters fehe man 
Ward, R., Enquiry into the foundation and history of the law 
of nations in Europe. I. II. London, 1795; Pütter, 8. Th., Bei: 
träge zur Völkerrechtsgeſchichte. Leipz., 1847. 

5) Die erften unvollfommenen Berfuche des neuzeitigen Völlerrechtes 
find bauptfächlich von Olden torp (1539), Henning (1550), Winkler 
(1615). Am meiften benüst hat Grotius jeboch wohl bad Werk von Al: 
bericus ®entilis (De jure belli, 1588). — Vollſtändige Nachrichten 
über dieſen Theil ber Literatur gibt: Kaltenborn, K. von, Tie Bor: 
läufer des Hugo Grotius. Leipz., 1848. 
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6) Hugo Grotius (Hugh de Groot) war geboren in Delft im Jahr 
1583. Sein weltberühmtes Werk fchrieb er als Berbannter in Frankreich 
im Sahre 1624. Lebensbefchreibungen beffelben in großer Anzahl f. bei 
Dmpteda, Literatur bes WVölferrechtes, Bd. I, S. 179 u. ff.; ein fpäteres 
Merk diefer Art bat Luden verfaßt. — Tie unmittelbaren Nachfolger und 
Commentatoren von H. Grotius find namentlich Pufendorf, Thomaſuis, 
Gundling, Gocceji, Achenwall. 

7) Merkwürdig ift, daß Hegel das philofophifche Völkerrecht gänzlich 
unberüdfichtigt gelaffen und ſomit auf daffelbe weber feine Methode noch 
feine Auffaffung bes Rechtes angewendet hat. Das Verfäumniß ift nad: 
geholt durch die, im nächſten $ zu nennende, Abhandlung von Fallati; 
ob ganz im Sinne bed Meiſters, fteht freilich dahin. ‘ 


$ 56. 
8. Kiteratur des philoſophiſchen Voͤlkerrechtes. 


In weit größerer Ausdehnung und mit beveutenderem 
Erfolge, als in den meiften übrigen Staatswiſſenſchaften, ift 
bie Literatur-Gefchichte des Wölkerrechteß bearbeitet, fei es nun, 
daß der noch nicht ungemwältigbar angewachfene Stoff zu einer 
Beichäftigung reizte, ſei ed, daß die wifjenfchaftliche Begründung 
ber Digciplin eine genaue Ueberſchau und Sichtung der ver- 
ſchiedenen Auffaſſungen väthlich erfcheinen ließ. Leicht iſt es 
alſo, eine genügende Kenntniß von dem, im Verhältniſſe zu 
dem noch kurzem Beſtande der Wiſſenſchaft beträchtlichen, Beſtande 
der vorhandenen Schriften zu erlangen. 

1. Ueber die Geſchichte des philoſophiſchen Völker: 
rechte find vor Allem nachzuſehen: Ompteta, H. L. von, 
Literatur des Voͤlkerrechts. I. II. Regensburg, 1785; Hin: 
richs, H. F. W., Geſchichte des Natur- und Völferrechtes. 
I—IN. Leipz., 1848 u. fg., (freilich kaum lesbar;) Kal: 
-tenborn, in ber vorftehend angeführten Schrift über bie 
Vorläufer des H. Grotius; Wheaton, H., Histoire du 
Droit des Gens. Leipz., 1841, und Später weitere Auflagen, 
(mit unerquidlicher Vermengung von politiicher Gefchichte und 
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Literatur, ſowie von pofitivem und philofophifchem Voͤlkerrechte;) 
endlih meine Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften, 
8b. I, ©. 337 u. fg. 

2. Dieneuefte Entwidelung des Staatsrechtes 
ift vorbereitet und. ala nothwendig nachgewiejen hauptfächlich in 
folgenden Schriften: Gagern, H. C. von, Kritif des Voͤlker⸗ 
rechtes. Leipz., 1840, (geiftreiche aber unſyſtematiſche Erör- 
terungen) ; Yallati, %., Genejiß der Völfergejellichaft, in der 
Tübinger Ztſchr. für St.:W. Bd. I, (auf Hegel'ſcher Grund- 
lage, aber in felbftftändiger Weiterführung von großartiger 
Auffoffung, doch wohl im Testen Ziele verfehlt;) Kalten: 
born, 8. von, Kritil des Voͤlkerrechtes. Leipz., 1847, (un: 
zweifelhaft dem gründlichiten und verjtändigften Werke dieſer 
Art, und dem DBeginne eined neuen Abjchnittes der Wif- 
ſenſchaft.) 

3. Der Syſtematik des Volkerrechtes, alſo ber 
inneren und äußeren Anordnung und die Abrundung des zu 
einem vollftändigen Lehrgebäube gehörigen Stoffes, hat Bul- 
merincg (Syftematit bes V.-R's. Bb. I, Dorp., 1858) ein 
ausführliches und von großer Sad: und Bücherkenntniß zeu- 
gendes Werk gewidmet. Zunächſt handelt es fich allerdings 
von der richtigen Orbnung des pofitiven Völferrechtes; allein 
ba die Gründe für die Beantwortung der fragen, was im 
Voͤlkerrechte zu befprechen fei, und unter welchen leitenden 
Geſichtspunkten fo wie in welcher Reihenfolge dieß zu gefchehen 
habe, in ihrer tieferen Begründung immer auf dad Weſen der 
Aufgabe an fi) und den Grundgedanken bez ganzen Verhält- 
niſſes führen, fo kommt die Unterfuchung auch weſentlich ber 
philofophifchen Seite des Voͤlkerrechtes zu Gute. 

4. Syftematifche Werke über das philofophifche Staats⸗ 
recht beftehen in großer Anzahl; es genügt jedoch, ba nament- 
fich die zur Kant'ſchen Schule gehörigen Schriften fehr große 
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Aehnlichleit mit einander haben, von jeber Richtung nur bie 
beroorragenbften zu nennen. 

Die Grundlage des gefammten philofophifchen Voͤlkerrechtes 
ift, wie bereit3 bemerkt, dad Werd von Hugo Grotiuß: 
De jure belli et pacis libri tres, erjte Ausgabe Paris, 
1625. 4. Daſſelbe hat jo häufige Auflagen erhalten, als wohl 
irgend ein anderes neuere® Buch; ſchon Ompteta zählt 45 
Ausgaben ber Inteinifchen Urſchrift. Ebenſo ift es in alle 
febende Sprachen überſetzt; zulegt noch, mit einem Commentar, 
1855 von Whewell in Cambridge ind Englifche '). 

Das völferrechtliche Syſtem von Wolf bildet einen Theil 
ſeines großen Werkes über das philofophifche Recht. Der aus: 
führliche Titel, welcher zu gleicher Zeit Bericht erftattet über 
bie Richtung der Arbeit, lautet: Ch. de Wolf, Jus gentium, 
methodo scientifica pertractatum, in quo jus gentium 
naturale ab eo, quod voluntarii, pacticii et consuetudinarii 
est, accurate distinguitur. — Die jpätere Bearbeitung, 
welche das in jeder Beziehung, mit einziger Ausnahme der 
Form, weit beffere Grundwerk vollfommen verdrängt und eine, 
an ſich kaum verdiente, Weltberühmtheit erlangt hat, führt den 
Titel: E. de Vattel, Droit des Gens, ou principes de 
la loi naturelle, appliqu6s etc. Die erfte Auflage erfchien 
im Sabre 1778; feit der Zeit ift es jehr häufig neu heraus- 
gegeben und in die meiſten lebenden Sprachen. überjeßt worden, 
und noch immer geht in Europa und Amerika die weitere Ber- 
breitung fort. Vergl. hierüber meine Geigiätt ber St.⸗W. 
u.a. 0, ©. 386 u. fg. 

Bon der Kant'ſchen Schule möchten namentlich folgende 
Schriften zu nennen fein. Unter den Deutſchen: Zachariäͤ, 
K. S., Bierzig Bücher vom Staate, Bd. V; von den Stalienern 
Baroli, P., Diritto naturale privato et public. I—V. 
Crem., 1837; Tolomei, G., Corso di Diritto naturale. 
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I—-IIL Padua, 1848; unter den Franzoſen: Rayneval, 
G. de, Institutions de Droit de la Nature et des Gens. 
Ed. 2. L IL Paris, 1832; unter den Portugiefen: Pin- 
heiro-Ferreira, S., Cours de Droit interne et externe. 
I. IL Par., 18%. Im lettern Werke ift der Atomismus der 
Kant'ſchen Rechts: und Staatsanfchauung auf die Spige getrieben 
und zu gleicher Zeit das Völkerrecht von einem radical poli- 
tischen Standpunkte aufgefaht 2). 

Die neue Auffaffung der Wifjenfchaft erwartet noch eine 
foftematifhe Ausführung der Grumbfäße, welche in ihrer allge- 
meinen Berechtigung nachgewiejen find. 

1) Als die beften Ausgaben von H. Grotiuß gelten bie bei Bleau in 
Amfterdam' erfchienenen, namentlich bie vom Jahre 1646; ſodann bie Aus⸗ 
gaben cum notis Gronovü et Barbeyracii, Amft., 1720 u. 1735. (Rad: 
gebrudt in Leipzig, 1758.) 

2) Ausführliche Nachrichten über bie neuere Literatur des philofophifchen 


Staatsrechtes fiehe in meiner oben angeführten Geſchichte ber Staats: 
wiftenfchaften, Bd. I. 


S 57. 
4. Die Grundgedanken des philofophifchen Voͤlkerrechts. 


Sämmtliche Rechtäverhältnifie zwijchen unabhängigen Staa- 

ten find, infoferne diefe ber europäiichen Gefittigung angehören, 
Folgerungen aus drei Sagen, deren eigene Richtigkeit kaum 
eines Beweiſes bedarf. 

1. Grundſatz der Souverainität oder unabhängigen 
Perſoͤnlichkeit des einzelnen Staates. Jeder thatſächlich abge⸗ 
ſonderte und zu einem organiſchen Ganzen abgeſchloſſene Staat 
hat ſein eigenes Daſein, welches der Ausdruck der allgemeinen 
Lebensanſchauung ſeines Volkes iſt oder wenigſtens ſein ſoll. 
Die aus dieſem beſonderen Daſein hervorgehenden eigenen Zwecke 
verfolgt er mit feinen eigenen Mitteln. Ueber bie Zuläſſigkeit, 
weil Bernünftigfeit, feiner Zwecke und feiner Mittel bat er 
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nur ſelbſt zu entfcheiden; ein Dritter, ſei diefer ein Einzelner 
oder eine Körperfchaft, ift nicht berechtigt, ihm Anfchauungen 
aufzubrängen, welche ihm fremd find, oder ihn zu Handlungen 
zu nöthigen, welche mit feinen Lebendauffaffungen im Wider⸗ 
ſpruche ftehen ). Ob Nicht-Genofjen feine Art zu fein billigen, 
ift ganz gleichgültig, da Die Berechtigung diefer Lebensgeſtaltung 
lediglich auf der eigenen inneren Wahrheit, und nicht auf der 
zufälligen Billigung Anderer beruht; ebenfo ſteht ihm die freie 
Anwendung aller ihm nothwendig fcheinenden Mittel zu, fo 
fange deren Beitand oder Handhabung nicht mit den gleichen 
Nechten Dritter in Widerſpruch koͤmmt. Mit anderen Worten, 
jeder felbftftändige Staat ift im Zuftande negativer Freiheit 
‚gegenüber von allen andern Staaten, hat aber auch die gleiche 
Freiheit dieſer zu achten. | 

2. Grundfaß der Verkehrsnothwendigkeit. So— 
wohl die einzelnen Menjchen und gefellichaftlichen Kreife, wie 
die Staaten als Ganzes, können nicht felten ihre Zwecke durch 
ein außfchlieglich innerhalb der Grenzen ihres Gebietes gehal- 
tenes Leben nicht erreichen, ſondern fie müffen zu ihrer volljtändigen 
Außlebung mit fremden Menfchen und Dingen, und hinſichtlich 
der erfteren jowohl mit einzelnen als mit ganzen Staaten, in 
Verbindungen treten. — Was nämlich die Staaten betrifft, fo 
haben fie fich beſonders mit anderen Staaten zu verftändigen 
über die Grenzen gemeinjchaftlicher Nechte, damit nicht aus ber 
Ungewißheit Hader und Unrecht entftehe; fie Können veranlaft 
fein zur Verabredung gemeinfchaftlicher nüglicher Einrichtungen, 
deren Wirkungen entweber über bie eigenen Grenzen binaus- 
gehen, oder zu deren Anlage und Unterhaltung der einzelne 
Staat zu ſchwach wäre; fie mögen fi) mit fremden Staaten 
zu gemeinfamen Schugmaßregeln verbinden, wenn fie von dem⸗ 
jelben Feinde bebroht find; fie werben enblich nicht jelten eine 
ihrer Angehörigen ich gegenüber von einem anbern Staate 
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anzunehmen haben, wenn jener fein Recht oder feinen erlaubten 
Vortheil nicht mit eigener Kraft zu erreichen oder zu jchügen 
vermag. Außerdem kommt ein Staat zu einzelnen Bürgern 
fremder Staaten in ein rechtliches Verhältnig, wenn biefelben 
das biegfeitige Gebiet betreten oder innerhalb befielben wirkſame 
Handlungen vornehmen. Auch ift dieſes möglich in Beziehung 
auf gejelljchaftliche Kreife, welche theild auswärts, theild dies⸗ 
ſeits Genofien, Einrichtungen und Intereſſen haben. — Die 
einzelnen Staatsgenoſſen (und gefellichaftlichen Kreife) treten 
aber jowohl mit fremden Staaten als mit ben einzelnen Ange: 
hörigen mannchfach in Verbindung Mit den Staaten felbit, 
infoferne fie daS Gebiet derjelben bejuchen zur Verfolgung ihrer 
perjönlichen Zwecke, hier nun aber für die Dauer ihres Aufent- 
haltes unter ber Öffentlichen Gewalt und unter ben Geſetzen 
ftehen; ſodann Hinfichtlich folcher Handlungen, welche irgenbwie 
in dem fremden Gebiete in die Erjcheinung gelangen oder dort 
eine Regung oder Hülfe erfordern. Mit fremden Einzelnen 
oder gejellichaftlichen Kreifen aber kommen fie in Berührung, 
infoferne die Erreichung irgend eines menschlichen Zweckes eine 
Mitwirkung derſelben erfordert, oder diefelben auch ohne ihr 
Zuthun durch eine Handlung diezfeitiger Bürger in ihren 
Rechten oder Intereſſen thatjächlich berührt werden. Es ilt 
faum ein menjchlicher Lebenszweck zu benfen, ob er nun bie 
Perfon, dag Vermögen, die geiftigen oder die leiblichen Ber: 
bältnifje beireffe, welcher nicht zu folchen Verhältniffen im 
Auglande Veranlaſſung geben könnte. — Offenbar wäre es 
nun eine Verhinderung der Erreichung erlaubter Lebenszwecke, 
wenn fich ein Staat gegen alle Fremde volltommen abjchließen, 
mit denfelben nicht nur felbft Feinerlei Verbindungen eingehen, 
fondern ihnen auch Leine Betreibung ihrer Angelegenheiten in 
feinem Gebiete grundfäßlich geftatten wollte Ein jolcher ganz 
abgefperrter Staat würde nicht nur feinem eigenen Volfe im 
v. Mohl, Encyclopäpie. 27 
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Ganzen und im Einzelnen einen Theil der möglichen Förderung 
ber Lebenszwecke vorenthalten, ja fie fogar pofitiv an der cigenen 
Verfolgung derjelben hindern; fondern er würde auch andern 
Staaten und deren Bürgern denſelben Nachtheil zufügen. 
Anftatt dad Seinige nad Kräften zur beiten Erreichung ber 
Menſchheitszwecke beizutragen, wäre er cin offenbares Hinderniß. 
Daher Liegt die Verpflichtung Har vor, daß ein Staat mit 
fremden Staaten und deren Angehörigen in gegenfeitigen Ver⸗ 
kehr felbft zu treten und den Verkehr anderer zu geftatten hat. 
Nur unter zwei Vorausſetzungen findet eine Ausnahme von 
biefer Verpflichtung ſtatt. Einmal wo und infoweit der Staat 
felbft oder feine Angehörigen durd einen folchen Verkehr in 
ihrem Rechte und erlaubten Vortheile verlegt würden. Zweiten 
aber, wo nach der Gefittigungaftufe ober wenigſtens nach ber 
concreten Handlungsweiſe eines fremden Staates ein Verkehr 
auf gegenfeitig gleicher Grundlage nicht ſtattfinden kann ?). 

3. Grundſatz der Ordnung in der Gemeinſchaft. 
Das Zuſammenleben in Raum und Zeit und der gegenſeitige 
Verkehr bedürfen aber einer rechtlichen Regelung. Einerſeits 
muß die Souverainetät mit den aus ihr fließenden Anſprüchen 
und Folgerungen gegenſeitig anerkannt ſein. Andererſeits ſind 
die Bedingungen und die Formen des Verkehres ſowohl der 
Geſammtheiten als der Einzelnen, ſowie die rechtlichen Grenzen 
deſſelben feſtzuſtellen. Ohne eine ſolche Ordnung würde häufiger 
Streit, Selbſthulfe und vielfache Störung der Lebensaufgaben 
nicht vermieden werden können. Die Mittel zu dieſer Ordnung 
aber ſind: Anerkennung einer Weltrechtsordnung; beſondere 
Verträge; Geſandtſchaften; Mittel zur Schlichtung von Zwiſtig⸗ 
keiten, z. B. Schiedsgerichte; endlich Zwangsmittel, alſo Re— 
torſion und Krieg. Selbſt im letztern Falle aber ift eine recht: 
liche Ordnung dieſes thatfächlichen Vertheidigungsmittels noth: 
wendig, damit Barbarei und unnöthige Leiden verntieden werben. 
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Das letzte Ziel der Verkehrsordnung unter den Staaten bleibt 
immer ein ungejtörtes Nechtsverhaͤltniß , mit anderen Worten 
ter ewige Frieden. 

Wenn benn aber unzweifelhaft die einzige richtige Syſtematik 
einer Wiſſenſchaft diejenige Eintheilung und Neihenfolge des 
Stoffes ift, welche aus dem Weſen der Sache ſelbſt und aus 
der zu erfüllenden Aufgabe entfpringt: fo folgt auch, daß eine 
zuerft getrennte Behandlung dann aber jchliegliche Verbindung 
ver drei bisher befprochenen oberjten Grundſätze die formelle 
Ordnung ded Voͤlkerrechtes zu bilden hat ?). 


1) Ein Zwang gegen Dritte, daß bieffeitig für erfprießlich und richtig 
Erachtete ebenfalls anzuerfermen und auszuüben, mag fich vielleicht in kirch⸗ 
lichen Dingen vertheibigen Iaffen, jedoch felbft hier nur unter gewiflen reli- 
gibſen Vorausfegungen, welche keineswegs von Jedermann zugegeben wer: 
ben; unter feiner Vorausſetzung aber im ftaatlichen und rechtlichen Leben. 
So lange bie eigene freie Lebenzentwidelung von Fremden nicht gehemmt 
ober bedroht ift, haben wir fein Hecht, ihnen unfere Lebensauffaflung auf: 
zubringen. — Ebenſo ift die Kleinheit eines Staatsvereines fein Grund zu 
einer Verminderung feiner Selbftftänbigfeit. Falls er und feine Angehö- 
rigen mit ſchwachen Mitteln zur Erreihung der Staatözwede zufrieden find, 
ift die Bedingung eines eigenen flaatlihen Daſeins erfüllt, und fteht die 
Souverainetät auch einer Tolchen Pleinen Verbindung rechtlich feft. 

2) Die Verpflichtung zur Unterhaltung und Geftattung eines geord⸗ 
neten Verkehres zu erlaubten Zwecken ift weder in der Auffaffung des Völ⸗ 
ferrechtes von Hugo Grotius, noch in ber von Kant enthalten. Höchſtens 
bricht das dunkle Gefühl einer folchen Nothwendigfeit durch ben atomiftifchen 
Egoismus, welcher die Souverainetät ald die einzige rechtliche Grundlage 
ber Bölferverhältniffe Tennt, unvillfürlich und folgewidrig durch, wie 3. B. 
bei der Forderung des passagium innoxium. Erſt mit ber Anerkennung 
einer allgemeinen Verkehrsberechtigung unb Verpflichtung wird nun aber 
wirffi das Völkerrecht zu einem Beförberungsmittel der Menfchheitsaufgabe, 
und verliert fich ber letzte Reſt bes Barbarenthumes, welches nur ben eigenen 
Staat und hoöchſtens die Stammesgenofien als berechtigt erfannte, und ein 
commercium mit denſelben zuließ. Nur eine freie Anerfenmung be Grund: 
ſatzes aber macht auch eine Ausbildung befielben in allen feinen Folgerungen 
möglich, und bringt dadurch endlich Ordnung und rechtswiſſenſchaftliche Schärfe 
in eine ganze Anzahl von Lehren, welche Bisher nur einem unbeflimmten 
Sefühle ober einer grundbfaglofen Gewohnheit anheimgefallen waren. Es iſt 
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daher unzweifelhaft bie Aufnahme dieſes Grundſatzes die wichtigfte Verbeſ⸗ 
ferung,, welche bie Wifjenfchaft bes philoſophiſchen Völkerrechtes feit ihrer 
Gründung erhalten hat. 

3) E38 bebarf Feines Beweiſes, wie vollfommen unlogifch ober, weil 
für die Eigenthümlichfeit bes Völlerrechtes gar nicht berechnet, unbrauchbar 
bie gewöhnlichen Eintheilungen der Bölferrecitölehre find. Die Eintheilung 
in Recht des Friedens und Recht des Krieges ift ſchon deßhalb zu verwerfen, 
weil fie dag gefammte Recht und eine ber möglichen Folgen bes Unrechtes 
als auf gleicher Stufe ftehend und das Verhältniß mit gleicher Berechtigung 
theilend barftellt. Sie ift aber auch unlogifch, indem fie einerfeitö gar feinen 
Ordnungsgrund für die einzelnen rechtlichen Zuftänbe und Fragen enthält, 
anbererfeitd ben Krieg fäljhlih Aald einzige Folge des Unrechtes barftellt. 
Eine Eintheilung der völkerrechtlichen Lehren nad) den Kategorieen irgend 
eined Civilrechtes ift bandgreiflich falfch, weil hier ganz frembartige Ge— 
ſichtspunkte eine fachlich unrichtige Auffaffung und ein formell unflares 
Durcheinanderwerfen zur Folge haben. Wie weit enblich eine blog regifter- 
mäßige Aufzählung von Rechten und Verbindlichfeiten von jeder wiflenfchaft: 
lichen Beherrſchung des Stoffes ift, und wie wenig es bei einer folchen Be: 
handlung möglich ift, den inneren Zufammenbang der Säte und ihre ſich 
gegenfeitig bedingende Wahrheit nachzumeifen, bebarf nicht erft eines Beweifes. 
Vergl. Kaltenborn, Kritif bes Völferrechtes, ©. 273 u. fg. und Bul- 
merincg, Syſtematik bes Völkerrechtes. Dorpat, 1858. 


5. Die einzelnen Lehren. 
S 58. 


a. Die Souveränität. 


Das felbftherrliche Dafein eine Staates begreift eine 
Reihe von Rechten in fich, deren vollftändige Anerfennung und 
Achtung von anderen Staaten gefordert und im Notbfalle 
erzwungen werden darf. 

1) Das Recht auf ein eigenes ſtaatliches Dafein, 
d. h. das Recht ala ein beſonderer und unabhängiger Staat 
zu beftehen. Weder die Vereinigung einer Anzahl von Men— 
Ichen zu einem eigenen Staate, noch die Trennung ber bißher 
in einem Staate verbunden Gewejenen und die Bildung mehrerer 
Staaten aus der bigherigen Einheit darf von Fremden bean- 
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jtandet werden. Das Eine und dag Andere ift lediglich nach 
Grundſätzen des inneren Staatsrechtes zu beurtheilen und 
unterliegt der Entfcheidung Dritter niht. Sobald ein Staat 
thatfächlich befteht, ift er auch, eben weil er befteht, in feiner 
‚ganzen Berechtigung von den übrigen Staaten anzuerkennen 
und als ebenbürtig zu behandeln. Die, eine neue Geftaltung 
etwa beftreitenden, Anfprüche bisher Berechtigter heben bie 
Thatfache des felbftftändigen Dafeins und bie rechtlichen Fol- 
gerungen aus bemfelben für die übrigen Staaten nicht auf!). 

2) Das Recht, die den concreten Volkszwecken und ber 
Bildungsſtufe entfprechende Regierungsform zu wählen. 
Die Verfaflung eines jeden Staates ift lediglich feine Ange- 
legenheit; und ebenjo ift die Frage, ob eine Veränderung mit 
rechtlicher Gültigkeit vor fich gegangen fei, nur nach ben 
Grundfägen des pofitiven und beziehungsweife allgemeinen 
Etaatsrechtes zu unterjcheiden, jomit unter allen Umftänden 
nur von den Staatötheilnehmern jelbft. Der einzige Fall einer 
Berechtigung zur Einfprache gegen die inneren Einrichtungen 
eines fremden Staates ift, wenn fich aus benfelben entweder 
die Abficht oder jedenfalls bie thatfächliche Folgerung einer 
Rechtöverlegung Dritter und die Unmöglichfeit eined geordneten 
Nebeneinanderbeftehend ergiebt. Aber aud dann ift in erfter 
Linie nur die Befeitigung folcher antifoeialer Grundſätze oder 
Einrichtungen zu verlangen ®). 

3) Dad Recht auf ungeftörten Gebraud ber 
Kräfte innerhalb und außerhalb des eigenen Gebietes, natür- 
fh in den Schranken des Rechtes. Kein Staat darf durch 
Fremde verhindert werben, in feinem Innern die ihm beliebigen 
Einrichtungen zur Entwickelung geiftiger, phyſiſcher nnd wirth: 
ſchaftlicher Kräfte, oder zu feiner Vertheidigung und zur Ver: 
ftärkung feiner öffentlichen Gewalt zu treffen. Ebenſo fteht es 
jedem Staate frei, die ihm zu Gebote ftehenden Gelegenheiten 
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zur Ausdehnung feine® Handelns und feiner Schifffahrt zu 
benüben oder Kolonieen in herrenlofen Ländern anzulegen. Zu 
jolchen Zwecken fteht es ihm auch frei, feine Gefete über Ge- 
werbthätigfeit, Ein- und Ausfuhr nach feinen Bebürfniffen zu 
ordnen, vorausgeſetzt, daß er die allgemeine Verpflichtung zur 
Förderung des Verkehres unter ven Menſchen beachtet. 

4) Das Recht, mit anderen Staaten in Berbindung 
zu treten, fei es zur Verſtärkung ber eigenen Sicherheit, fei 
es zur Erreichung von Vortheilen; nur darf natürlich die 
Verabredung nicht gegen das Necht und gegen bie Unabhängig- 
feit Dritter gerichtet fein. Selbſt das Aufgeben eines größeren 
oder Meineren Theiles der eigenen jtaatZrechtlichen und völfer- 
rechtlichen Souverainität zum Behufe de Eintrittes in einen 
größern Staatenbund oder Bundesftaat fteht völferrechtlich jedem 
Staate frei, indem Dritte Fein Necht darauf haben, Heine und 
unmächtige, weil vereinzelte, Nachbarn zu haben. 

5) Das Recht auf Ehre und Äußere Achtung. 
Nicht nur ift der Staat eine Vereinigung von inzelnen und 
ift jomit eine Verlegung feiner Ehre eine Beleidigung jedes 
Genoſſen, und ſchon deßhalb ein Unrecht; ſondern er ift auch, in 
feiner Einheit und als jelbitjtändig betrachtet, eine Geſittigungs⸗ 
anftalt, welche ihre® Zweckes wegen Anerkennung und Achtung 
verlangt. Dieje Anerkennung hat fich aber namentlich zu äußern 
gegenüber von dem Staatoberhaupte, als der Perfonifitation 
des Ganzen. GSelbjtverftändig ift freilich, daß ber einzelne 
Staat, fei ed nun wegen eines angeblich höhern Zweckes feines 
ganzen Dafeind ſei es wegen einer jelbftgegebenen befonberen 
Würde ſeines Hauptes, Feine ungewöhnlichen Ehrenrechte in 
Anspruch nehmen kann. In feinem Innern mag er nach Be 
lieben feine Selbftihägung durch Formen und burch materielle 
Sapımgen ausbrüden; aber gegenüber von anderen Staaten, 
welche ganz bafjelbe Recht für ihre Zwede und Formen haben, 
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fteht er auf gleichem Boden. Größere Rückſicht auf Mäch— 
tigere ift Sache der Klugheit und Schieflichkeit, nicht aber des 
Rechtes. 

6) Das Recht auf Bergrößerung, ſoweit dies ohne 
Verletzung Anderer geſchehen kann. Die dadurch entſtehende 
größere Macht iſt für andere Staaten nur ein Grund zu Vor: 
fiht und etwa zu fchüßenden Vorkehrungen, aber weder ein 
Rechtsgrund zu einer Verhinderung ded an fih Crlaubten, 
noch eine Befugniß zu einer ungerechten Vergrößerung ber eigenen, 
Macht ?). 


1) So gewiß einem Staate weder zugemuthet werben kann noch e3 
ihm zufteht,, den empörten Beftandtheil eines anderen Staates ſogleich als 
felbftftändig anzuerkennen, auf die Gefahr hin ba derfelbe alsbald wieber 
von ber rechtmäßigen Obrigkeit untertvorfen werde: ebenfowenig Tann er 
verhindert fein, einen thatfächlich- beftehenden und vorausſichtlich feine Un- 
abbängigfeit nachhaltig bewahrenden Staat anzuertennen, weil etwa eine 
frühere Regierung ihre Anfprüde auf Gehorfam noch nicht aufgegeben hat. 
Die Streitigkeiten über dieſe Nechtöfragen find von ben zunächft Betheiligten 
allein zu erledigen; für Dritte ift bie Thatfache eines felbftftändigen und 
wahrfcheinlich geficherten Daſeins die einzige Rüdficht. Daher ift benn auch 
die Einziehung eines Verkehres mit folden neuen Staaten weder eine Ab- 
läugnung des etwaigen Rechtes einer früheren Regierung, noch eine Be: 
leidigung derſelben; vielmehr kann im Gegentheile ein thatfächlich felbft: 
fändiger Staat fih für verlegt erachten, wenn er von anderen Staaten 
wegen eines von ihm nicht anerkannten Anſpruches innerer flaatZrechtlicher 
Art nicht anerkannt werden will. ine fo ſpäte völkerrechtliche Anerkennung, 
wie fie 3. B. der Schweiz erft im weitphäliichen Frieden, ober Holland zu 
derfelben Zeit zu Theil wurde, iſt nicht nur lächerlich, fonbern unrecht. 

2) Meber dad Recht der Staaten zu einer Einmifhung in bie inneren 
Angelegenpeiten eined anberen Stanted (Intervention) haben die Anfichten 
noch in ber neueften Zeit mehrfach und entſchieden gewechfelt, freilich nicht 
fowohl aus Rechts⸗ als aus politiſchen Gründen. Während die heilige 
Allianz dag Recht einer Intervention in Anſpruch nahm, ift bei ben fpäteren 
wieberholten Umgeftaltungen Frankreichs und ben Folgen berfelben die Nicht: 
intervention faft eben fo allgemein und noch weit ängftlicher verlangt worben. 
Auch die Literatur ift getheilt. Während wenigftend Ginzelne bie Inter⸗ 
vention vertheibigen, fo 3.8. Kamp, Erörterung bed Mechted ber Mächte 
in bie Berfaffung eines einzelnen Staates fi einzumifchen. Berl., 1821, 
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und Battur, Trait& de droit politique, Par., 1823, ®b. II, ©. 296 fg.: 
wird biefelbe von ben Meiften entjchieden verworfen, fo namentlid von 
Vattel, Liv. II, Ch. 54; Kant, Zum ewigen Frieden, ©. 11; Mar- 
tens, Precis du droit des gens, &d.3. ©. 77; Heiberg, Das Recht 
ber Nichtintervention. Leipz., 1842; Rotted, H. von, Daß Recht ber 
Einmiſchung. Freiburg, 18455 Wheaton, Elemens du droit inter- 
national, &d. 2, 8b. I, S. 77 fg.; Heffter, Völkerrecht, G 44; Rotted, 
‚8. von, und Scheidler, Art. Intervention im Staatslexikon, 2. Aufl. 
Die außerordentliche Folgewibrigkeit bes wirflihen Staatslebend in dieſem 
Punkte gibt Beifpiele für jede mögliche Meinung, lann aber freilich die 
Lehre ſelbſt nicht beeinträchtigen. 

3) Der berühmte Mittelpunkt der europäiſchen Politik, das Gleich⸗ 
gewicht, mag fi auf Erwägung bed Vortheiles ſtühen; allein ein Recht, 
anbere Staaten an Vergrößerungen zu hindern oder wenigftend eine gleiche 
eigene Vergrößerung zu verlangen, ift fiherlih nur in bem Falle vorhanden, 
wenn jene frembe Vergrößerung eine unabmwenbbare Gefähr für die Sicherheit 
anderer Staaten if. Und auch daun muß die ausgleichende eigene Vergröße⸗ 
rung an fich gerechtfertigt fein, weil eine ungerechte Bedrohung von Seiten 
eines Fremden nicht zur Begehung eines eigenen Unrecht gegen einen Dritten 
befugt. — Sehr zahlreich ift bie Literatur über das europäifche Gleichgewicht, 
freilich zum großen Theile mehr Betrachtungen und Vorfchläge” aus dem 
Standpunkte der Politif, als aus bem des Wölferrechtes enthaltend. ©. 
biejelbe verzeichnet bei Ompteba, Literatur des V. R's, Bb. II, ©. 485 fg.; 
Kamptz, Neue Kiteratur, ©. 97 fa; Klüber, Völferreht, Ausg. von 
Morftadt, F 42, Anmerf. a). 


S 59. 
b. Die Uebung des Verkehres. 


Au dem Rechte, den zu ber eigenen Ausbildung und 
Auslebung nöthigen und mit gegründeten Anfprüchen Dritter 
vereinbaren Verkehr zu pflegen, und aus der Verpflichtung einen 
folchen zu geftatten, ergeben fich nachfolgende Säge): 

1) Ein Staat, welcher fich gegen friedlichen und geord- 
neten Verkehr mit andern Staaten vollftändig und grund: 
ſätzlich abſchließt, und zu dem Ende den Eintritt aller 
Angehöriger fremder Staaten in fein Gebiet und ven Verkehr 
feiner Unterthanen mit Auswärtigen verbietet oder thatfächlich 
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unmöglich macht, ſtellt jich ganz außerhalb des gemeinfchaft- 
lichen Rechtsbodens. Cr läugnet die gemeinfchaftliche Aufgabe 
der Staaten zur möglichiten Förderung der allgemeinen Ge- 
fittigung, und er hindert Andere, ſoviel an ihm ift, ihre 
Lebenzzwede zu erfüllen. Es ift daher fein Unrecht, ihn mit 
Gewalt zur Aufgebung einer folchen Vereinzelung zu zwingen ; 
und jedenfall3 kann er nicht verlangen, daß im MWebrigen bie 
Regeln des Völferrechtes, foweit ihm biefelben nützlich und 
bequem find, auf ihn angewenbet mwerden?). — Nicht hierher 
zu zählen ift jedoch der Fall, wenn ein Staat den Verkehr mit 
beftimmten fremden Völkern vorzugsweiſe begünftigt und biefen 
deßhalb _pofitive Vorrechte einräumt. Die übrigen Tönnen 
hierüber nur dann fich beflagen, wenn ihnen die Rechte verfagt 
werden, welche ſich aus den allgemeinen Grundſätzen über 
Zulaſſung ergeben. Die Schwierigkeiten einer ungleichen Mit⸗ 
werbung müffen fie zu überwinden ſuchen. Daß Retorfion 
zur Befeitigung einer jolchen Verſchiedenheit der Verkehrsrechte 
angewendet werben kann, verfteht fich freilich won felbft. 

2) Nicht blos als ein Beweis von Achtung, jondern als 
ein förmliches Recht kann verlangt werden, daß eine Regierung 
amtlihe Mittheilungen annehme, welche ihr von anderen 
Staaten gemacht werben wollen, indem nur unter biefer Voraus⸗ 
feßung eine gegenfeitige Augeinanverfegung der Wünſche und 
Anfprüche möglich ift, durch die Abweiſung einer Mittheilung 
aber man fich in die Unmöglichkeit verjeßt, begangened Unrecht 
auch nur in Erfahrung zu bringen. Ciner förmlichen Ab— 
ſchließung gleich zu erachten ift natürlich das Beftehen auf Ver⸗ 
kehrsformen, welche mit der Gleichberechtigung anderer Staaten 
nicht vereinbar oder ehroerlekend für viefelben find °). Nicht 
einbegriffen dagegen in die Verpflichtung einer Zugänglichkeit ift: 

a. Die Annahme einer Geſandtſchaft. Mündliche 
oder fchriftliche Verhandlung an Ort und Stelle mit einem 
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befonder8 dazu Abgeordneten ift kein unumgänglich nothiwen- 
diges Mittel zur Kenntnignahme und Verftändigung; es ift 
alfo Fein Necht vorhanden, weiter als ungeftörte fchriftliche 
Mittheilung zu verlangen. Am wenigften kann bie Annahme 
einer ftehenden Geſandtſchaft oder gar einer. beftimmten Perfon 
ala Gefandten für eine allgemeine Rechtspflicht erklärt werben. 
° b. Der Verkehr untergeordneter Behörden mit 
fremden Staaten. Nur dad Staatsoberhaupt ſelbſt vertritt 
den Staat gegen Außen; nur an ihn aljo oder an die von 
ihm ausdrücklich dazu Beltellten kann eine Eröffnung von einer 
fremden Regierung gemacht oder .gar ein Verlangen gejtellt 
werben. Die Verhandlung eines fremden Staatsoberhauptes 
mit einem biefjeitigen Untergeordneten ift eine grobe Verlegung, 
weil fie die Nichtanerfennung des übergangenen Staatsober⸗ 
hauptes in fich begreift. Der Verkchr eine Untergeorbneten 
mit einem Untergeorbneten dagegen tft jedenfalls nutzlos, weil 
ihnen doc) beiderſeits die Befugniß abgeht, eine Verpflichtung 
für ihren Staat zu übernehmen oder zu erwerben; fie könnte 
aber auch leicht eine Mißachtung und eine Störung ber fremben 
Staatsordnung fein. 

3) Seder Staat hat die Verpflichtung, ſich zu einer be 
ftimmten Regelung der Grenzen mit ven Nachbarftaaten 
zu vereinigen, indem eine ſolche die erfte Bedingung eines 
friedlichen Nebeneinanberfeing und eines geordneten Verkehres iſt. 

4) Leder Staat hat die Verpflichtung, einen ihm unfchäb: 
lichen Verkehr fremder Staaten und ihrer Angehörigen auch in 
feinem Gebiete zu geftatten und Hierzu einen geordneten Ge⸗ 
braud der Land» und Wafferwege und ber fonftigen 
BVerfehrsanftalten einzuräumen. Zu dem Ende find fremde zur 
Betreibung aller an fich rechtlich erlaubter Zwecke in das 
Gebiet zuzulaffen, und ift ihnen ber erforderliche Aufenthalt zu 
geftatten. Daß Tie keine Nechte in Anfpruch nehmen Tünnen, 
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welche der Einheimiſche ſelbſt nicht genießt, verſteht fi von 
jelbft; es ift vielmehr dem Staate freigeftellt, ihnen ſolche 
Beichränkungen aufzulegen, welde das Wohl der eigenen 
Unterihanen oder die ungejtörte Erreihung der Staatözwede 
verlangt. Eo kann 3. DB. den Fremden Einkauf und Ausfuhr 
von Lebensmittel verboten werden, wenn Mangel im Lande 
ift und man die Maßregel für zweckmäßig zur Grhaltung ver 
nothwendigen Lebensbebürfniffe erachtet; oder e8 mag die Aus⸗ 
fuhr von Kriegäbebürfniffen verboten werden, wenn der Staat 
ſelbſt rüſtet. Der Staat mag feinem Bürger den Betrieb 
beftimmter Gewerbe vorbehalten, wenn er überhaupt einer 
unbebingten Beichäftigungsfreiheit nicht hulbigt, fondern ſchon 
unter feinen eigenen Angehörigen Beſchränkung ver zu felbft- 
ftändigem Gewerbbetriebe Berechtigten, 3. B. durch Zunftein⸗ 
richtungen, Conceſſionsſyſteme u. ſ. w., für nöthig erachtet. 
Jedenfalls hat der Ausländer während feines ganzen Aufent- 
halte innerhalb der Landesgrenzen ſich den Geſetzen im Allge- 
meinen und in Beziehung auf den befonderen Zweck feines 
Aufenthaltes zu unterwerfen; er ift in ven Beziehungen bes 
Privatrechtes und des Verkehres zeitweiler Unterthan und 
hat die allgemeine Ordnung bes Landes zu achten. Auf Ent- - 
fchuldigung wegen Unfenniniß ver Geſetze hat cr feinen Anſpruch; 
e3 war feine Sache, fi mit tenfelben befanmt zu machen. 
Vollkommen bercchtigt ift auch der Etaat, von dem einzelnen 
Fremden, weldher Zulaflung verlaugt, Ausweis über die Chren- 
baftigfeit feiner Perfon und über die Erlaubiheit ſeines Aufent- 
haltszweckes zu verlangen, Solche aber gänzlich zurückzuweiſen 
oder wicber zu entfernen, deren vorgängiged Leben neue Recht3- 
verfegungen oder fonftige Nachtheile erwarten läßt, welche cinen 
dieſſeits micht erlaubten Zweck verfolgen, over welche bereits feit 
ihrem Gintritt über die Grenzen Gefchedverlegungen begangen 
haben °). 





428 


4) Achnlich verhält es fich mit der bloßen Durchreife 
ber Angehörigen fremder Staaten und mit ber Durdfuhr 
ihrer Waaren. Beides ift grunpfäßlich zu geftatten; und 
namentlich darf einem rücdwärtsliegenden Staate der Bezug ter 
ihm nothwendigen Lebensmittel und der Rohftoffe für feine Ge- 
werbe nicht unterfagt werden. Nur haben fich natürlich auch 
blos bdurchreifende Fremde während ihres Aufenthaltes im Lande 
nicht nur den örtlichen Rechts- und Polizeigefegen zu unter: 
werfen und find binfichtlich ihrer innerhalb des Gebietes 
begangenen Handlungen nach bieffeitigen Geſetzen zu beurheilen; 
jondern fie haben auch in Beziehung auf die Durchfuhr ihrer 
Waaren und auf die Benützung der Verkehrswege und Mittel 
die beftehenden Anordnungen zu befolgen und etwa verlangte 
billige Entſchädigung für den Gebrauch zu leiſten. Eine Gleich 
ftellung mit den eigenen Untertjanen | des Staates Fünnen fie 
rechtlich nicht verlangen. 


V Bon ben zahlreichen Schriften über das völferrechtliche Verkehrsrecht 
find namentlich folgende zu bemerken: Hanker, H., bie Rechte und Frei⸗ 
beiten bes Handels der Völker, nad) dem Völkerrecht unb ber Moral. Hambg., 
1782. — Steck, Essais s. divers sujets relatifs au commerce et à 
la navigation. Berl., 1794. — Reimarus, J. R. H., Le commerce. 
Amst. et Par., 1808. — Zadhariä, K. S., Vierzig Bücher, Bd. V, 
S. 240 fg. (Allerdings auf bie falſche Grundlage eines „Weltbürgerrecht3“ 
geftellt.) — Masse, Le droit commercial dans ses rapports avec le 
droit des gens. I—-IV. Par., 1844. 

2) Die grunbfägliche Abſchließung China’® und Japan's gegen alle 
Fremde ift ein Beweis von Barbarenthum unb bie in neueften Zeiten ver: 
fuchte und zum Theil gelungene Nöthigungen berfelben zu einem freieren 
Verkehre if nicht nur wegen ihrer wirtbfchaftlichen Folgen ein Gewinn, fon- 
bern kann vom Rechtsſtandpunkte auß vertheidigt werben. Allerdings haben 
bie genannten aflatifchen Staaten dad Recht, ihre inneren Einrichtungen 
nad) ihrem Belieben unb Bebürfniffe zu treffen; aber fie haben nicht das 
Recht, ben von ihnen bewohnten Theil ber Erbe für bie Verfolgung ber 
Lebenszwecke anderer Völfer ganz unzugänglic zu mädchen. Derſelbe Tadel 
trifft freilich bie früheren europäifchen Kolonialgefeße, namentlich bie jpanifchen. 

3) Die in einigen halbbarbarifchen aftatifhen Staaten von fremben 
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Gefandten verlangten Gäremonien,, wie 3.8. der chineſiſche Kotu, find Bei- 
fpiele von Verkehrsformen, welche einer völligen Abfchliegung gleichfommen, 
indem von Bertretern unabhängiger Staaten als Bebingung der Zulaflung 
und des Eintretens in amtlichen Verkehr Ehrenbezeugungen verlangt werben, 
welche auf ein Unterordnungsverhältniß hinweiſen. 

4) Kein verſtändiger Menſch wird unnöthige und widerſinnige Paßplacke⸗ 
reien anrathen oder auch nur vertheibigen. Ebenſo if eine volllommene 
Wilfführ in ber Zurüdweifung oder Wiederentfernung Fremder aus bem 
Staatögebiete nicht nur gehäffig, fondern gerabezu völkerrechtswidrig. Es 
muß bier nad) beftimmten Srundfägen gehandelt werben und eine Nicht 
zulaffung oder Ausweifung nur in genau bezeichneten Fällen erweisbarer 
Gefährlichkeit für die eigene Rechtsordnung oder die Verfolgung ber eigenen 
Stmatözwede ftattfinden Finnen. Allein man bat fi) boch bier aud vor 
Uebertreibungen nach ber andern Seite bin zu hüthen, und darf ber Staat nicht, 
in übergroßer Sorge für bie Wũnſche Fremder, in die Unmöglichfeit verſetzt 
werben , feine eigene Sicherheit zu wahren unb den Anfprücen feiner eigenen 
Untertbanen auf Schuß ihrer Rechte und Interefien zu entipreden. Wenn 
alfo 3. B. die englifche und amerifanifche Geſetzgebung jedem Fremden ohne 
Unterſchied ben Zutritt in bad Land geftattet, fo daß ber Regierung fein 
Recht zur Abhaltung oder Wiederentfernung zufleht, fo ift dies fein Grund 
zur Aufitellung eines gleichlautenben allgemeinen Satzes im Völlerrechte, 
vielmehr ift jenes befondere Berhalten in breifacher Beziehung ein Fehler. 
Einmal wirb dadurch ein Schub ber eigenen Bürger gegen gefährliche Fremde 
unmöglid gemacht, jomit zu Gunflen Solder, welche zu feinem Anſpruche 
an den Staat berechtigt find, eine Pflicht gegen das eigene Volk unb Lanb 
nicht erfüllt. Zweitens aber entfagt der Staat ohne Grund und Roth einem 
Vertheibigungsmittel, befien er felbft zur Wahrung feiner Rechte leicht fehr 
bebürftig fein fonnte Endlich wird England und Amerila durch dieſe un- 
bebingte Selbfiverpflichtung zur Aufnahme Fremder in bie Unmöglichkeit 
verfebt, ben von einem gefittigten Staate mit Recht zu verlangenden Bei- 
trag zu einer Weltrechtsordnung zu leiſten. Tie Abneigung der Engländer 
gegen eine Alienbill beruht auf achtungswerthem Grunde, it aber ein Miß 
verfländnig und wirb zu meit getrieben. Tie von fremden Staaten häufig 
geführten Beſchwerden find zum großen Theile gerechtfertigt, und bie im ber 
Hinweifung auf die Lanbeögefehgebung beftehende angebliche Entichulbigung 
if durchaus nichtig Tarin eben beftcht ber Vorwurf, daß bie Landesgeſetz⸗ 
gebung mit ben Forderungen bed Vollerrechtes nicht übereinfimmmt. Bol 
meine Revifion ber vdllerrechtlichen Lehre vom Afyle, in der Tüb. Jeitſcht. 
für Staatsw. 1853, ©. 461 fg. 
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c. Ordnung der Gemeinſchaſt. 


S 60. 
a Grundſätze. 


Die "Herftellung eines ' rechtlichen Zuſammenlebens unter 
europäiſch gejittigten Völkern ift durch die Befolgung nachſtehender 
Grundſaͤtze bedingt: u 

I) Jeder Staat ift verpflichtet, in feinem Verhalten zu 
andern cyeriftirenden Staaten in allen Fällen nah Rechts- 
grundfäsen zu verfahren, nicht aber nad Eigennuben und 
gewaltthätig. Mit andern Worten, er bat dag Beſtehen eines 
Völterrechted und die allgemein verpflichtende Kraft veffelben 
anzuerfennen. 

2) Der Staat hat nicht blog in den von ihm unmittelbar 
ausgehenden Handlungen die Mechte anderer Staaten zu achten, 
ſondern er bat auch die Verpflichtung, feine Unterthanen 
von Verletzungen frember Staaten und ihrer Angehörigen abzu= 
halten; hierzu denn aber theild die entſprechenden gefeßlichen 
Normen, fo weit es nothwendig ift mit Strafandrohung, an: 
zuorbnen, theild in den dazu geeigneten Fallen thatjächliche Ver- 
hinderung eintreten zu laffen. Nur wenn er beweilen kann, 
baß er Alles, was in feinem Rechte und in feiner Macht lag, 
zum Schuße der Fremben gethan hat, ift er frei von Vorwürfen 
wegen Fahrläffigkeit oder gar Mitſchuld. Auszuliefern an einen 
beleidigten Staat zur Beltrafung durch denfelben hat übrigens 
der Staat feine eigenen Unterthanen nicht, fondern nur durd) 
die eigenen Gerichte die eigenen Gefege gegen fie anzuwenden. 

8) Die Berpflihtung, zur Aufrehterhaltung der 
allgemeinen Rechtsordnung beizutragen, legt jedem 
Staate eine doppelte Aufgabe auf. Einmal bat er die Regeln 
feftzuftellen, nach welchen die zwilchen „Fremden und Ein- 
heimischen entftandenen Rechtsverhältniſſe zu beurtheilen und zu 
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entſcheiden ſind. Zweitens muß er ſeine ſtrafende Gerechtigkeit 
wirken laſſen, wo es einer Thätigfeit derſelben zur Wieder⸗ 
herſtellung eines verletzten fremden Rechtes bedarf. — In erſter 
Beziehung iſt auf eine gerechte Weiſe zu beſtimmen, welche 
rechtliche Wirkungen fremdländiſchen Formen der Rechtsgeſchäfte 
einzuräumen ſeien, ob und wie weit die nach fremdem Geſetze 
entſtandenen Statusrechte dieſſeits anerkannt werden, nach 
welchem Rechte im Auslande abgeſchloſſene Geſchäfte oder im 
Inlande mit Ausländern entſtandene Verhältniſſe ſachlich zu 
beurtheilen ſind, welche Zwangskraft einem fremden gerichtlichen 
Urtheile dieſſeits zukömmt u. |. w. — Eine Forderung an die 
ſtrafrechtliche Thätigkeit des Staates ober wenigftend an eine 
Beihülfe zu frembftaatlicher Thätigkeit ift dagegen in folchen 
Fällen vorhanden, wenn zwar der dieffeitige Staat und feine 
Bürger nicht verlegt worden find, auch die fragliche Hanblımg 
von einem Augländer ober im Außlande begangen wurde, der 
zunädhit betheiligte Staat aber in thatjächlicher Unmöglichkeit 
zur Herjtellung der Rechtsordnung ſich befindet, während dieſſeits 
eine Einwirkung auf den Schuldigen möglich if. Daher find 

a. fremde Flüchtige an den Staat außzuliefern, gegen 
deſſen Gefeße fie fich im ſchwerer Weiſe vergangen haben, 
fobald ihre Schuld nachgewiefen oder wenigjtend überwiegend 
wahrſcheinlich gemacht iſt, auch nad den Einrichtungen bed 
betreffenden fremden Staates eine gerechte und menjchliche Be: 
handlung erwartet werben Tann. Ausnahmen beitehen aljo 
nicht nur gegenüber von barbariichen Staaten überhaupt, fondern 
namentlich auch bei angeblich politifhen Verbrechern, als bei 
welchen das Unrecht der Unterliegenden feinegwegd immer un- 
zweifelhaft ift, auch nicht immer auf Teidenjchaftlofe Gerechtigkeit 
gezählt werben fann. 

b. Eigene Unterthanen, welche im Auslande ein Ver⸗ 
brechen begangen, der Beitrafung defjelben aber ſich durch 
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Rücktehr in die Heimath entzogen haben, find nach ben dies⸗ 
feitigen Gefegen zu beitrafen, ſobald dies verlangt und die Schuld 
der Angeklagten nachgewiejen wird N). 

4) Streitigkeiten zwifchen fremden Etaaten, bei welchen 
dieffeitige Nechte oder Intereſſen nicht betheiligt find, find von 
den Betheiligten felbjt zu erledigen und haben ſich Dritte nicht 
in diefelben zu miſchen. Jeder Staat bat alfo das Recht 
und die Pflicht der Neutralität bei fremden Kriegen, und 
zwar für ſich und für feine Unterthanen. Während des Streites 
unter ven Fremden bleibt der Neutrale in feinen bißherigen 
Verhaͤltniſſen zu beiden Theilen, und es darf ihm aus ber 
Fortjeßung feiner freundfchaftlichen Beziehungen zu beiben fein 
Vorwurf gemacht werden, noch ein Nachtheil zugehen, wogegen 
er aber auch feinerfeit3 fich jeder, ſelbſt blos mittelbaren, Be- 
günftigung eines der GStreitenden forgfältig zu enthalten hat. 
Eine Ausnahme von der Neutralitätöpflicht tritt jedoch bei 
jolhen Handlungen ein, welche zwar zunächft den Staat nod) 
nicht felbjt verlegt haben, allein eine gemeingefährliche Ver⸗ 
letzung des BVölkerrechtes enthalten. So 3. B. bei Anftrebung 
einer allgemeinen Herrichaft, bei allgemeiner Aufftellung rechts⸗ 
wibriger Grundfäße, bei Verlegung eines Gefandten u. dgl. ). 

5) Alle auf einem bejondern Rechtstitel beruhende Ver: 
pflihtungen gegen einen fremden Staat find ftrenge 
einzuhalten. So alfo zunächft die aus einem förmlichen Ver⸗ 
trage herrühtenden; ſodann aber auch die nur gleichfam in 
einem Vertrage begründet find, (3. B. Rückerſtattung einer Zah: 
lung, deren Zweck wegfiel;) endlich die aus einer rechtswidrigen 
Handlung (ex delicto) folgenden, wo Entfchädigung und Ent- 
ſchuldigung zu leiften ift. 

6) Zur Verfolgung der Rechte und ber Intereſſen gegen: 
über von anderen Staaten beftehen: ſowohl friedliche Mittel, 
als für den Nothfall gewalt ſame. Die letzteren können im 
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Bölferrechte nicht entbehrt werben, da über unabhängigen Staaten 
fein Nichter befteht, fie ſomit im Falle einer Verlegung oder 
Bedrohung fich alsbald im Zuſtande der Nothwehr befinden. 
Natürlich dürfen aber die gewaltſamen Mittel erſt dann ange: 
wendet werden, wenn die friedlichen zu Feiner Abhülfe geführt 
haben oder thatfächlich nicht anwendbar find Auch im Falle 
ihrer Anwendung aber find nicht nur die allgemeinen Forderungen 
ber Menſchlichkeit möglichit zu beachten, fonbern es tritt auch 
der Gegner nicht überhaupt in einen Zuftand der Rechtsloſig— 
feit. Somit bleiben alle Rechtäverhältnifje zwiſchen den Strei: 
tenden, welche nicht Gegenjtand des Haders find, noch zum 
Behufe der Durchführung von Gewaltmaßregeln unterbrochen 
werden müflen, fortwährend beftehen 3). 

7. 83 ift die fittliche und die rechtliche Pflicht aller 
Staaten, ſolchen allgemeinen Maßregeln zuguftimmen, welche 
eine Schlichtung von internationalen Nechtftreitigfeiten in 
gerechter, einfichtiger und erfolgreicher Weife in Ausſicht ftellen. 
Ewiger Friede bfeibt daß letzte Ziel des Verhaltens der 
Staaten zu einander, wenn ſchon daſſelbe thatjächlich noch weit 
entfernt iſt ®). 

1) Es ift allerdings der Wiffenfchaft, trog vielfacher und ernftlicher 
Bemühungen, noch nicht gelungen, die Grundfäge über bie Mitwirfung ber 
Staaten zu einer allgemeinen Weltrechtäorbnung zweifello8 und mit allge: 
meiner Zuftimmung feftzuftellen. Vielmehr laufen, auch nod in neuefter 
Zeit, die Anfichten über dag, was bier Rechtens fei, weit auseinander. Es 
ift jedoch zu hoffen, daß die große Thätigfeit, welche eben jebt in dieſem 
eben jo wichtigen als anfprechenden Rechtstheile herrſcht, allmählig zu einer 
Vereinigung führen wirb, nur muß freilich zu dieſem Zwecke ein höherer, 
nämlid ein völferrechtlicher, Standpunkt eingenommen und bie-Entfcheibung 
nicht aus denjenigen Regeln gezogen werben, welche beim Widerſpruche 
verfchiebener Nechte eined und bdefielben Staates zur Anwendung kommen. — 
Die Literatur über das |. g. internationale Privatrecht tft höchſt 
zahlreih und zerfällt in zwei durch eimen weiten Zeitraum getrennte Hälften. 
Bon ben älteren Werken find namenttih bie von Boullenoiß, Byn: 


kershoek, Dumoulin (Molinius), Hertiuß, Huber, Roden— 
v. Mohl, Encyelopädie. 283 
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burg und ®. Voet zu bemerfen; von neuen dagegen die von Story, 
Burge, & G. Wächter, Fölix und Maffe. Die ftrafrechtliche Seite 
der Frage ift vom Standpunfte bed Völkerrechtes aus bearbeitet von Berner, 
R. Mohl und Bulmerincg. Neber ba8 Ganze aber f. meine Ge 
fhichte der Stantsw., Bd. I, ©. 441 u. fg. 

2) Ueber Neutralität f. namentlid: Galiani, F., Dei doveri dei prin- 
cipi guerregianti verso i neutrali. Nap., 1781. (Deutſch von Gäfar, 
1790). — Sambaber, Ueber Rechte und VBerbinblichkeiten neutraler Na: 
tionen. Würzb., 1791. — Sodann die befreffenden Abfchnitte in den Sy⸗ 
ftemen des Völkerrechts von J. J. Mofer, (Verſuche, Bd. X), Marteng, 
Klüber, Wheaton, Ofe Manning, Hefitr. 

3) Die Frage, ob ein Krieg alle Verträge zwifchen feindlichen Mächten 
aufhebe, und wenn, ob für immer oder nur für die Dauer bes Krieges, ift 
Gegenftand großer Meinungsverichiedenheit, und zwar nicht blos in ber 
Wiſſenſchaft. Eine unbebingte Bejahung beruht offenbar in letztem Grunde 
auf dem unrichtigen und ſelbſt völig barbarifchen Gedanken ber völ- 
ligen Rechtloſigkeit des Feindes. Ohne richtige Unterſcheidung ber verfchie: 
denen Gegenftände ber Verträge ift die Frage gar nicht beantwortbar; mit 
Anwendung einer ſolchen Unterfcheibung aber jehr leicht. 

4) Ueber den vielfach, aber in ber Regel mehr mit gutem Willen als 
mit ſcharfem Denken beiprochenen ewigen Frieden, und über bie, namentlich 
in jüngfter Zeit fehr zahlreiche Literatur deſſelben |. meine Geſchichte der 
Staatöw., Bd. I, ©. 438 u. fg. 


ß. Die friedlichen Mittel. 


g 61. 
as. Geſandtſchaften. 


Die erfte Nothwendigkeit zur Heritellung und Erhaltung 
eines rechtlichen Verhältniffeg zwiſchen Staaten ift eine gegen: 
feitige Verftändigung über Forderungen und Gegenforberungen, 
beren Gründe u. ſ. w. Solche Verftändigungen aber werben, 
wo nicht nothwendigerweile jo doch am zwedmäßigften, durch 
mündlichen Verkehr bewerkſtelligt. Da nun die Staatöober: 
häupter jelbft nur ausnahmsweiſe perjönlich zuſammenkommen 
und verhandeln Fönnen, jo ift die Abordnung von Bevollmäch- 
tigten, alfo von Gefandten, eined der häufigften und unent- 
„ behrlichiten völferrechtlichen Vorkommniſſe ). 
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Sefandter ift wejentlich ein vom Staatöoberhaupte 
» von Staatögefchäften an dag Oberhaupt eines 
-abgeorbneter Benollmächtigter. Er bat fich, 
wohl über feine Vollmacht im Allgemeinen 

ag zur Beforgung des befondern Gejchäftes 
Handlungen haben für den ihn abfen- 

*, fowie für den Staat nur injoweit 


. 2 ‘ch Auftrag hatte oder wenigſtens 


‚Ang nachträglich anerkannt wurde, 

st Bevollmächtigung übertragen will, 

He; und nach Grundfäßen bes philoſophiſchen 
veſteht auch Fein rechtlicher Unterſchied unter ben 

„en je nach ihrem fonftigen Range im vaterländifchen 
„taatöbienfte oder nach dem Gegenftande ihres Auftrages. 
Die einzige Frage ift, ob fie wirklich und gehörig bevollmächt find. 

Da nur das StaatZoberhaupt den Staat gegenüber von 
Außen vertritt, jo kann ein Gefandter auch nur von ihm ab- 
georbnet werden, und Tann eine Gefandtichaft nur an ein 
Staatsoberhaupt gerichtet fein. Untergeordnete Staatsbeamte 
wie hoch immer ihre Stelle fein mag, haben weber aftives noch 
paſſwes Geſandtſchaftsrecht; höchſtens mag, durch eine aus- 
drückliche Erklaͤrung, dem Staathalter einer getrennten und 
weit entlegenen Provinz oder Kolonie ein ſolches Recht im 
Bereiche feiner Amtsthaͤtigkeit eingeräumt fein ?). 

Die Annahme einer Geſandtſchaft ift. nicht unbedingte 
Rechtspflicht, da möglicherweife Mittheilungen und Berftän: 
digungen auch noch auf andere Weiſe erfolgen können; nur 
üt freilich in der Regel die Ablehnung ein Beweis von ent- 
ſchiedener perjönlicher Ungunft oder von geringer Neigung zur 
Ordnung ber Verhältniffe. Noch weniger befteht eine Ver— 
bindlichkeit, mit einer beftimmten Perſon als Gefandten zu 
verfehren; und wenn auch Fein Necht in Anfpruch nenommen 
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burg und P. Voet zu bemerfen; von neuen dagegen bie von Story, 
Burge, C. G. Wächter, zölir und Maffe. Die ftrafrechtliche Seite 
ber Frage ift vom Standpunkte bes Völferrechtes aus bearbeitet von Berner, 
R. Mohl und Bulmerincag. Weber bad Ganze aber f. meine Ge 
jchichte der Stantsw., Bd. I, ©. 441 u. fg. 

2) Ueber Neutralität ſ. namentlih: Galiani, F., Dei doveri dei prin- 
cipi guerregianti verso i neutrali. Nap., 1781. (Deutſch von Gäfar, 
1790). — Sambaber, Ueber Rechte unb Verbinblichfeiten neutraler Na: 
tionen. Würzb., 1791. — Sodann bie betreffenden Abfchnitte in den Sy: 
ftemen des Völkerrechts von 3. I. Mofer, Gerſuche, Bd. X), Martens, 
Klüber, Wheaton, Ofe Manning, Heffter. 

3) Die Frage, ob ein Krieg alle Verträge zwifchen feindlichen Mächten 
aufhebe, und wenn, ob für immer oder nur für die Dauer bes Krieges, ift 
Gegenſtand großer Meinungsverſchiedenheit, und zwar nicht bloß in ber 
Wiſſenſchaft. Cine unbebingte Bejahung beruht offenbar in letztem Grunde 
auf dem unrichtigen und felbft völlig barbarifchen Gebanfen ber völ: 
ligen Rechtlofigleit des Feindes. Ohne richtige Unterſcheidung ber verichie- 
denen Gegenftände ber Verträge ift die Frage gar nicht beantwortbar; mit 
Anwendung einer joldhen Unterfcheidung aber ſehr leicht. 

4) Ueber ben vielfach, aber in ber Regel mehr mit gutem Willen als 
mit ſcharfem Denken befprochenen ewigen Frieden, und über bie, namentlich 
in jüngfter Zeit fehr zahlreiche Literatur deſſelben |. meine Geſchichte ber 
Staatsw., Bb. I, S. 438 u. fg. 


8. Die friedliden Mittel. 


Ss 6 
as. Gefandtfchaften. 


Die erite Nothwendigkeit zur Herftellung und Erhaltung 
eines rechtlichen Verhältnifjeg zwilchen Staaten ift eine gegen: 
feitige Verftändigung über Forderungen und Gegenforberungen, 
deren Gründe u. ſ. w. Solche Verftändigungen aber werben, 
wo nicht nothwendigerweile jo doch am zwedmäßigften, durch 
mündlichen Verkehr bewerkſtelligt. Da nun die Staatäober: 
häupter felbft nur ausnahmsweiſe perjönlich zufammenfommen 
und verhandeln können, jo ift die Aborbnung von Bevollmaͤch⸗ 
tigten, alfo von Gefandten, eines der häufigiten und unent: 
„ beprlichiten völkerrechtlichen Vorkommniſſe). 


435 


Ein Gefandter ift wejentlih ein vom Staatsoberhaupte 
zur Beforgung von Staatsgejchäften an das Oberhaupt eines 
andern Staates -abgeorbneter Bevollmächtigter. Er bat fich, 
ſelbſtverſtändlich, ſowohl über feine Vollmacht im Allgemeinen 
ala über feinen Auftrag zur Beforgung des befondern Gefchäftes 
auszuweiſen, und feine Handlungen haben für den ihn abfen- 
denden Regenten perſoͤnlich, jowie für den Staat nur infomeit 
Verbindlichkeit, als er wirklich Auftrag hatte oder wenigſtens 
feine freiwillige Gejchäftswaltung nachträglich anerkannt wurde, 
Wem ein Staat eine ſolche Bevollmächtigung übertragen will, 
ift feine eigene Sache; und nach Grundſätzen des philoſophiſchen 
Voͤlkerrechtes beſteht auch Fein rechtlicher Unterfchieb unter ven 
Geſandten je nach ihrem fonftigen Range im vaterländifchen 
StaatZbienfte oder nach dem Gegenftande ihres Auftrages, 
Die einzige Frage ift, ob fie wirklich und gehörig bevollmächt find. 

Da nur das Staatoberhaupt den Staat gegenüber von 
Außen vertritt, fo kann ein Gejandter auch nur von ihm ab- 
georbnet werden, und kann eine Gefandtichaft nur an ein 
Staatsoberhaupt gerichtet fein. Untergeordnete Staatsbeamte 
wie hoch immer ihre Stelle fein mag, haben weber aftives noch 
paſſiwes Geſandtſchaftsrecht; hoͤchſtens mag, durch eine auß- 
drückliche Erklärung, dem Staathalter einer getrennten und 
weit entlegenen Provinz ober Kolonie ein folche® echt im 
Bereiche feiner Amtsthätigkeit eingeräumt fein ?). 

Die Annahme einer Gefandtfchaft ift nicht unbedingte 
Rechtspflicht, da möglicherweile Mittheilungen und Verftän: 
digungen auch noch auf anbere Weile erfolgen fönnen; nur 
ift freilich in der Regel die Ablehnung ein Beweis von ent: 
ſchiedener perfönlicher Ungunft oder von geringer Neigung zur 
Ordnung der Verhältniffe. Noch weniger beiteht eine er: 
bindlichkeit, mit einer beftimmten Perfon als Gefandten zu 
verfehren; und wenn auch kein Recht in Anſpruch genommen 
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befonber8 dazu Abgeordneten ift fein unumgängfich nothwen- 
diges Mittel zur Kenntnignahme und Verftändigung; es ift 
alfo kein Recht vorhanden, weiter al3 ungeftörte fchriftliche 
Mittheilung zu verlangen. Am wenigiten Tann die Annahme 
einer ftehenden Geſandtſchaft oder gar einer. beftimmten Perfon 
als Gefandten für eine allgemeine Rechtspflicht erflärt werben. 
° b. Der Verkehr untergeorpneter Behörden mit 
fremden Staaten. Nur dad Staatsoberhaupt felbft vertritt 
den Staat gegen Außen; nur an ihn alfo oder an bie von 
ihm augdrüdlich dazu Beitellten kann eine Eröffnung von einer 
fremden Regierung gemacht oder .gar ein Verlangen geftellt 
werden. Die Verhandlung eined fremden Staatsoberhauptes 
mit einem bieffeitigen Untergeordneten ift eine grobe Verlegung, 
weil fie die Nichtanerfennung des übergangenen Staatsober⸗ 
hauptes in fich begreift. Der Verkehr eine Untergeorpneten 
mit einem Untergeordneten dagegen ift jedenfalls nutzlos, weil 
ihnen doch beiberfeit? die Befugniß abgeht, eine Verpflichtung 
für ihren Staat zu übernehmen oder zu erwerben; fie Lönnte 
aber auch Teicht eine Mikachtung und eine Störung der fremden 
Staatsordnung fein. 

3) Jeder Staat bat die Verpflichtung, fich zu einer be- 
jtimmten Regelung ber Grenzen mit ven Nachbarftaaten 
zu vereinigen, indem eine folche bie erfte Bebingung cine? 
friedlichen Nebeneinanderfeing und eines geordneten Verkehres ift. 

4) Jeder Staat hat die Verpflichtung, einen ihm unfchäb- 
lichen Verkehr fremder Staaten und ihrer Angehörigen auch in 
feinem Gebiete zu geftatten und hierzu einen georbneten Ge: 
brauch der Land: und Wafferwege und der jonftigen 
Berfehrsanftalten einzuräumen. Zu dem Ende find Fremde zur 
Betreibung aller an fich rechtlich erlaubter Zwecke in das 
Gebiet zuzulaffen, und ift ihnen ber erforderliche Aufenthalt zu 
geſtatten. Daß fie feine Rechte in Anſpruch nehmen koͤnnen, 
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welche der Einheimiſche ſelbſt nicht genießt, verfteht fich von 
ſelbſt; es ift vielmehr dem Staate freigeftellt, ihnen folche 
Beichränkungen aufzulegen, welche das Wohl der eigenen 
Unterthanen oder die ungeltörte Erreichung ber Staatszwecke 
verlangt. So kann z. B. den Fremden Einkauf und Ausfuhr 
von Lebensmitteln verboten werben, wenn Mangel im Lane 
ift und man die Maßregel für zweckmäßig zur Erhaltung der 
nothwendigen Lebenzbebürfnifie erachtet; oder es mag die Aus⸗ 
fuhr von Kriegsbedürfniſſen verboten werben, wenn ber Staat 
ſelbſt vüftet. Der Staat mag feinem Bürger den Betrieb 
beitimmter Gewerbe vorbehalten, wenn er überhaupt einer 
unbedingten Befchäftigungsfreiheit nicht huldigt, fondern ſchon 
unter feinen eigenen Angehörigen Beichränfung der zu felbit- 
ftändigem Gewerbbetriebe Berechtigten, 3. B. durch Zunftein- 
richtungen, Conceſſionsſyſteme u. ſ. w., für nöthig erachtet. 
Jedenfalls Hat der Ausländer während feines ganzen Aufent- 
haltes innerhalb der Landesgrenzen ſich den Gefeten im Allge- 
meinen und in Beziehung auf den befonderen Zweck feines 
Aufenthaltes zu unterwerfen; er ift in den Beziehungen be? 
Privatrechteg und des Verkehres zeitweiler Unterthan und 
hat die allgemeine Ordnung des Landes zu achten. Auf Ent- - 
ſchuldigung wegen Unkenniniß der Geſetze hat cr keinen Anſpruch; 
es war feine Sache, fich mit denſelben befannt zu machen. 
Vollkommen bercchtigt ift auch der Staat, von dem einzelnen 
Fremden, welcher Zulaflung verlangt, Ausweis über die Ehren: 
haftigkeit feiner Perfon und über die Erlaubtheit feines Aufent: 
haltszweckes zu verlangen, Solche aber gänzlich zurückzuweiſen 
oder wicder zu entfernen, deren vorgängiges Leben neue Recht3- 
verlegungen ober fonftige Nachtheile erwarten läßt, welche einen 
dieffeit3 nicht erlaubten Zweck verfolgen, oder welche bereits feit 
ihrem Eintritt über die Grenzen Geſetzesverletzungen begangeit 
haben ®). 
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müſſen bispofitionzfähig fein; es darf Fein wmejentlicher Irr⸗ 
thum über Sachen oder Perjonen ftattfinben; Tein Betrug des 
einen Bertragenden gegen den andern; feine unmittelbare 
Nöthigung zum Eingehen, welche einen freien Entichluß un— 
möglich machte. An einen Vertrag, welchem die nöthigen Be: 
dingungen der Gültigkeit fehlen, find natürlich beide Bartheien 
nicht gebunden; es bleiben aber bie früheren Anſprüche in 
ihrer vollen Gültigkeit, und überdieß fteht dem durch frembe 
Schuld bei der Nichtzuftandebringung Verlegten ein Anfpruch 
auf Echadenerfa zu. — Im Einzelnen mag noch Folgendes 
benterft fein: 

Fine die rechtliche Gültigkeit des Vertrages anfechtende 
Nöthigung ift da nicht vorhanden, wo bie Nichteingehung 
zwar wohl vorauzfichtlich einen Nachtheil zur Folge hätte, die 
Zuſtimmung jedoch nicht phyſiſch erzwungen, ſondern zwiſchen 
ihr und dem Nachtheile die freie Wahl gelaſſen wird). 

Der Gegenftand eines Staatsvertrages kann jeder 
beliebige Punkt des öffentlichen Lebens fein, alfo ſowohl bie 
Ordnung von Rechten als die von Intereſſen, und mag eben⸗ 
ſogut das ganze VBerhältnig zweier Staaten zu einander, als 
nur ganz einzelne Punkte betreffen. Ferner tft jede Art von 
Vertrag, durch welche überhaupt von einer moraliſchen Perfon 
ein Necht eingeräumt und erworben werden kann, völkerrechtlich 
zuläſſig. Alſo z. 2. Kauf-, Schenkungs-, Leihe:, Tauſch-, 
Darlehensverträge u. ſ. w. Auch hindert nichts, einem Vertrage 
zwiſchen zwei Staaten aufſchiebende oder wiederaufhebende Be⸗ 
dingungen, ferner Nebenverabredungen zur Verſtärkung der 
Vollziehungsverpflichtung beizufügen; etwa bie Leiſtung feier— 
licher Verſprechen, Uebergabe von Pfändern, Verabredung von 
Conventionalſtrafen. 

Die durch einen Vertrag verabredete Leiſtung muß an ſich 
rechtlich möglich fein; und es erhält ein Staatsoberhaupt 
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namentlich durch ein in einem Vertrage gegebenes Verſprechen 
fein Recht zur Begehung einer Handlung, welche ihm an und 
für fi) nach der Verfaffung des Staates nicht zufteht. Sein 
eigener einfeitiger Wille vermag dieſe nicht zu ändern, und ber 
Inhaber einer fremden Staatsgewalt hat gar Feine Zuftän- 
bigfeit noch Einräumungsbefugniß. So ift alfo nach Grund— 
ſätzen des philoſophiſchen Völferrechtes namentlich ein Offenfiv- 
bündniß rechtlich ungültig, d. h. ein Vertrag zu gemeinfchaftlicher 
kriegeriſcher Bekämpfung eines Dritten, wobei der Zweck nicht 
blos Vertheidigung des eigenen Rechtes, fondern cin freiwilliger 
und felbitftändiger Angriff auf deſſen Dafein oder Selbitftän- 
digfeit wäre. Ebenſo ein Vertrag auf gemeinfchaftlichen Wiver: 
Stand gegen eine gerechte Forderung eines britten Staates. 
Ferner kann ein Staatöoberhaupt durch einen Vertrag mit 
einem Auswärtigen Fein Recht zur Nichtberüchiichtigung eines 
verfafjungsmäßigen Meitwirkungsrechte® der Stände oder zur 
Befeitigung eines Nechtes der Unterthanen erwerben ®). 

Die Dauer der völferrechtlichen Verträge ift nicht an 
die Perfon der abfchließenden Stantsoberhäupter gebunden, 
welche nicht als Individuen, fondern als Träger der fort 
dauernden Staatgewalt gehandelt, und nicht ihren eigenen 
Willen, fondern den des ganzen Staate gebunden haben. 
Weder der Tod eines der abſchließenden Regenten, noch ſelbſt 
eine in einem der vertragenten Staaten vorgefallene Ber: 
faffungsveränderung hebt die Gültigkeit der für den Staat 
gefchloffenen Verträge auf; ſondern es gehen die daraus ent- 
ftandenen Rechte und Verbindfichkeiten auch auf den Nachfolger 
oder auf die neue Negierung über, wie immer fie entjtanden 
fein mag. Dagegen ift es möglich, einen Vertrag nur auf 
eine beftimmte Zeit abzufchlicken, wo denn, fall feine vecht3- 
zeitige Verlängerung erfolgt, die ganze Verabredung mit Ablauf 
der Friſt erlifcht und dag urfprüngliche Verhältniß, wie es vor 
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dem Vertrage war, vollftändig wieder eintritt. Aus innern 
Gründen hört die Gültigkeit eine auf unbeftimmte Zeit abge: 
ſchloſſenen und urfprünglich rechtäfräftig gewefenen Vertrages 
nur dann auf, wenn eine thatfächliche oder rechtliche Unmög- 
lichkeit der Weiterleiftung eintritt; wobei aber Doppeltes zu 
bemerfen if. Einmal ift c3 keinem der Contrahenten geitattet, 
durch eine eigene freiwillige Handlung fi in die rechtliche 
Unmöglichkeit einer Weiterleiftung zu verjegen. Zweitens aber 
it als eine thatfächliche Unmöglichkeit zu erachten, wenn bie 
MWeiterleiftung mit dem Fortbeftehen des Etaates in Bezichung 
auf Unabhängigkeit, Erreihung feiner allgemeinen Zwecke oder 
Erhaltung der unentbehrlichen Mittel unvereinbar wäre 3). 


1) Die Staatöverträge find zwar, namentlich in früheren Zeiten, viel- 
fach Gegenſtand von Bearbeitungen geweſen, (f. Ompteba, Bd. II, ©. 
588 fg.; Rampe, ©. 270 fg.;) auch bildet ihre Erörterung, felbftver- 
ſtändlich, einen weſentlichen Theil der allgemeinen Sufteme bed Völfer- 
rechtes: allein es gebricht doch bis jeßt an einer gründlichen und erfchöpfenden 
monograpbifchen Behandlung. 

2) Die befonbere Ratififation ber Staatöverträge durch bie beiberfeitigen 
Staatsoberhäupter, ift allerdings nach pofitinem europätfchem Völlerrechte 
unerläßlih, auch wenn eine ganz -allgemeine und unbedingte Vollmacht 
zur Abjchliegung ertheilt war. Das philoſophiſche Völkerrecht Tennt jedoch 
eine fo weitgehende Nothwendigkeit nicht, ba offenbar ein rechtlicher Grund 
nicht vorhanden ift, welcher eine Bevollmächtigung auf bie Unterbandlung 
befchräntte, die Abſchließung aber ausſchloſſe. Es ift Sache des Auftrag 
Gebenden, die Gränzen feiner Vollmacht nach Umftänden und allgemeinen 
Klugbeitzregeln zu beftimmen; allein rechtlich mag er unzweifelhaft Auftrag 
bis zum völligen Abfchluffe ertheilen. Am wenigſten fann eingeräumt werben, 
daß bei einer Natiflfation ein unbebingt gegebene® Verſprechen nach @ut: 
dünken zurüdgezogen werden fünne. 

8) Bei der Anwendung bes Satzes, daß ein erzwungener Vertrag un: 
gültig fei, muß mit großer Vorfiht und offener Rechtlichkeit verfahren 
werben, wenn nicht namentlich die Gültigkeit aller Friedensſchlüſſe, fomit 
gerade der wichtigſten aller Verträge, in Frage geftellt fein fol. Ein Friedens: 
ſchluß mag ungültig fein, wenn das befiegte Staatsoberhaupt perfönlic in 
ben Händen des Gegners war und hier mit phufifcher Gewalt ober Drohung 
perfönlicher Gefahr zum Abſchluſſe genöthigt wurde. Allein die bloße 
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Unmöglichfeit , den Krieg weiter fortzuſetzen, ift fein Grund zur fpätern Nicht- 
haltung des Vertrages, indem hier die volle freie Wahl zwiſchen den Folgen 
eined weiteren unmächtigen Widerftandes und ber Gewinnung des Friedens 
mittelft beftimmter Opfer offen ftanb. 

4) Ganz mit Recht wird von den Stänbeverfammlungen beutfcher 
Bundesſtaaten ben Negierungen befiritten, daß fie fih burh ein Bunbes- 
gefeß, d. 5. burch einen von ihnen felbft und zwar einfeitig gefchloffenen 
Vertrag, von der Einhaltung einer Verfaffungsbeftimmung befreien Tünnen. 
Aber diefe Beweisführung ift nur infoweit richtig, als es fi von neuen 
d. 5. nicht ſchon in den Grundgefegen des Bundes enthaltenen Berab: 
rebungen handelt. Wo ein Bundesgeſetz nur eine richtige Yolgerung aus 
den Berfafjungen aller einzelnen Staaten erzeugt und bem Rechte nach vor: 
angehenden Grunbgefegen ift, ift berfelbe Fein neuer Vertrag, ſondern nur 
bie erlaubte und fomit für alle Angehörigen eines bdeutfchen Staates ver: 
binbliche Folgerung aus einem gültigen Vertrage. Durch bie Zugeftehung 
eines Grundſatzes gibt man allerdings nicht jeden andern beliebigen Grundſatz 
auch zu, wohl aber bie ſämmtlich Iogifch richtigen Folgeſätze. | 

5) Die Dauer der Staatöverträge ift Gegenftanb vielfältigen Streites 
und einer jehr zahlreichen Literatur. Es beftehen mehr als 80 eigene 
Schriften über diefe Frage; f. Omptedba und Kamp, Literatur, und 
Dreſch, L., Ueber bie Dauer ber Volföverträge. Landshut, 1808. Die 
Meinungen geben durch bie ganze Reihe ber Möglichkeiten von der An: 
nahme einer Befreiung von der eingegangenen Verpflichtung wegen einfachen 
Nachtheiles bis zur ftarrften Behauptung unverbrüdlicher Einhaltung des 
gegebenen Wortes, auch wo augenblidlicher Untergang bie Folge wäre. 
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cc. Gidderungsmaafregein. 

Nicht blos bei vertraggmäßigen Zuficherungen, fondern 
überhaupt bei allen Mechtöverhältniffen zwifchen Staat und 
Staat fanır ein Zweifel in den aufrichtigen Willen zur Ein- 
haltung des beftehenden Rechtes obwalten, fei es nun blog von 
Seiten eined ber Betheiligten, fei es gegenfeitig. Es iſt daher 
ein natürlicher und ein rechtlich durchaus unanfechtbarer Gedanke, 
durch befondere Vorkehrungen den ſchwachen Willen zu befeltigen 
oder bie Verlegung thatfächlich fehtwieriger zu machen. Solche 
Vorkehrungen können theils, wie bereit3 bemerkt, durch Neben- 
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beftimmungen der Verträge felbft angeorbnet fein, theils aber. 
jelbftftändig, wohl ſelbſt von Dritten, ergriffen werden. Nicht 
blos die üblichften, fondern vorausfichtlich auch die wirkſamſten 
Mittel diefer Art find nachjtehende: 

1. Die Uebernahme einer Garantie durch einen in 
der Hauptjache unbetheiligten Etaat!). Allerdings nicht ein: 
feitig und unaufgefordert, wohl aber mit Zuſtimmung ber 
zunächft Betheiligten, kann ein Dritter die Erklärung abgeben, 
für die vollſtändige Aufrechterhaltung eines beftimmten Rechts⸗ 
verhältniffes in der Art einftehen zu wollen, daß er fich Jelbft, 
im Nothfalle mit feiner ganzen Macht, gegen denjenigen ber 
unmittelbar Betheiligten , welcher die ihm zufallende Berpflich- 
tung nicht erfülle, wenden und ihn, fei es allein ſei es mit 
den zunächit Verletzten gemeinfchaftlich, zur vollftändigen Er: 
füllung feiner Verpflichtung nöthigen werde. In folchem Falle 
jteht dem Garanten ein Recht zur Beurtheilung der gegenfeitigen 
Handlungen der Betheiligten zu, und fomit allerdings auch die 
eigene Entfcheidung darüber, ob ber Fall einer Einjchreitung 
eingetreten fei. Weber andere VBerhältniffe der Betheiligten, als 
die ausdrücklich als Gegenstand der Garantie erklärt find, ftcht dem 
Dazwifchentretenden Feinerlet Einmifchung zu. — Zu bemerken ift 
hierbei noch, daß cine Garantie auch in Beziehung auf innere 
Staatsrechtliche Verhältniſſe eines beftimmten Staates übernon- 
men werden kann; fo z. B. in Betreff der Aufrechterhaltung 
einer Verfaſſung, der Beobachtung einer Amneſtie, der Gewäh⸗ 
rung von Religionsfreiheit u. dgl. Hierdurch entfteht alfo nur 
ein Verhältniß zwifchen zwei Staaten und zwar in Beziehung 
auf ein Verhältniß, welches an und für ſich und abgefehen von 
dem bejonderen Bertrage, der Einwirkung fremder Staaten 
ganz entzogen ift. Eine jolche Garantie fichert nicht ein Necht3: 
verhältniß zwifchen Staat und Staat, fondern zwiſchen Staats⸗ 
oberhaupt und Unterthanen. Die UWebernahme kann nur 
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ftattfinden, wenn jämmtliche verfaffunggmäßige Faktoren des 
Staatswillend ihre Zuftimmung gegeben haben. 

2. Die Beitellung von Unterpfändern Die Ueber: 
gabe von werthvollen Sachen an den zu einer Leiſtung Berech- 
tigten mit der Befugniß, diejelben bis zur völligen Erfüllung 
feiner Forderung in Beſitz zu behalten, ift ein jehr geeignetes 
Mittel die Einhaltung und wo möglich die Befchleunigung der 
Zeiftung zu jichern, weil erjt dann .die volle Verfügung über 
das eigene Gut zurückkehrt. Doppelt groß ift die Sicherheitz- 
leiftung,, wenn der von dem Fordernden eingenommene Befik 
militärtfche Vortheile gegenüber dem zur Leiftung Verpflichteten 
gewährt, diefer alfo im äußerſten Falle um fo leichter mit 
Waffengewalt zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit angehalten 
werden kann. Die rechtliche Dauer des Beftted eined Unter: 
pfandes erſtreckt ſich bis zur vollitändig erfolgten Leiſtung ber 
in Frage ſtehenden Verbindlichkeit; auf die Erzwingung ander⸗ 
weitiger Rechtsverhaͤltniſſe darf ſie nicht ausgedehnt werben. 
Eine blos theilweiſe Erfüllung der Verpflichtung berechtigt zu 
einer entſprechend theilweiſen Zurückforderung des Pfandgegen⸗ 
ſtandes nur in dem Falle, wenn hierüber ausdrücklich etwas 
verabredet iſt. Im Uebrigen kann eine Verpfändung nur im 
Wege des Vertrages zwiſchen dem Verpflichteten und dem Be: 
vechtigten zu Stande kommen, nicht aber etwa durch ein ein- 
ſeitiges Zugreifen des Berechtigten; wenigftend jo lange es fic) 
von friedlichen Mitteln und nicht von Selbjthülfe handelt. 

3. Die Stellung von Geißeln. Wenn Berfonen von 
Einfluß und an deren unbefchädigtem Dafein dem Staate und 
feinem Oberhaupte viel gelegen fein muß, einem andern Staate 
in Gemwahrfam übergeben werden bis zur Crfüllung einer 
beftimmten Verbindlichkeit, fo mag hierin eine große fittliche 
Nöthigung zur moͤglichſt vollftändigen und fchleunigen Erfüllung 
der Leiftung liegen. In foldyen Falle hat der zur Forderung 
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Berechtigte die Befugniß, die Geißeln nach feinem Gutdünken 
in engem Gewahrlam an dem ihm dazu tauglich fcheinenden 
Drte zu halten, und zwar bis zu vollftändiger Leiftung der 
Verpflichtung; eine Mißhandlung oder gar Töbtung der Geikeln 
fteht ihm jedoch nicht zu, ſelbſt bei offenbar böswilliger Nicht: 
leiftung des Verjprochenen. Bei der Unficherheit de Mittels 
einerfeit3 und der Härte deffelben für Unſchuldige andererjeit? 
wird übrigens dies Mittel im friedlichen Völferverfehre wenig 
angewendet; eher noch nad) außgebrochenem Kriege zur Sicher: 
ftellung beftimmter Forderungen oder zur Bewahrung gegen 
Hinterlift. 

1) Die im Mittelalter häufig vorlommenbe Nebernahme der Garan- 
tieen durch große Vaſallen ift mit ben jebigen Auffaffungen bed Verhält⸗ 
nifjes zwiſchen Staatsoberhaupt und Unterthan ganz unvereinbar. Eine 
Garantie und den daraus möglicherweife folgenden Zwang gegen das Staats: 
oberhaupt Tann jegt nur noch ein frember Staat übernehmen, da ed Na: 


fallen, welche bie Macht zu einer Nöthigung bed Landesherren und im 
Kriegsrecht gegen benfelben hätten, im neuzeitlichen Staate nicht mehr gibt. 


$ 64. 
dd. Schiedorichter und Bermittier. 


Wenn Streitigkeiten zwijchen zwei Staaten durch die unter 
ihnen ſelbſt gepflogenen Verhandlungen nicht gejchlichtet werden 
fönnen, und boch von beiden Geiten der Wunfch zu einer 
friedlichen Beilegung bejteht: fo ift immer noch dag Mittel 
einer für beide Theile freundlich gefinnten und auf Vermeidung 
eine? gewaltfamen Zuftandes gerichteten Cinmifchung dritter 
Staaten möglich. Die Benügung einer folchen Möglichkeit ift 
aber nicht blos fittliche Pflicht ver Streitenden, damit thunlichit 
Uebel vermieden werde; jonbern fie ift Jogar eine Forderung 
des Rechtes, da zur Selbfthülfe nur gefchritten werben darf, 
wenn jedes friedliche Rechtsmittel nutzlos erichöpft ift. — Im 
Uebrigen kann diefe Einmiſchung Dritter doppelter Art fein. 
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Eine Bermitielung tritt da ein, wo ein dritter bei 
bem Etreite unbetheiligter Staat ſich anbietet, die Streitpuntte 
in einer für beide Theile gleich wohlwollenden Gefinnung mit 
denjelben zu befprechen und einen Ausgleichungsvorſchlag zu 
machen. Da von einem felbjtftändigen Rechte der Einmifchung 
in fremde Angelegenheiten nicht die Rede ift, jo kann das ganze 
Verfahren nur mit freiwilliger Zuftimmung aller Theile vor 
ich gehen; und wenn der Berjöhnungsverfuch nicht gelingt, jo 
tritt der Vermittler wieber in feine unbetheiligte Stellung zurüd. 
Eine bewaffnete Bermittelung mit der Folge, daß fich der 
Vermittler gegen denjenigen der Streitenden , welcher durch feine, 
Hartnädigkeit die Schuld des Scheidend trägt, mit Waffen: 
gewalt wendet, ift nach allgemeinen Grundfäben nur in dem 
Falle gerechtfertigt ,; wenn der Vermittler bei Fortvauer des 
Streites felbft gegen feinen Willen in derfelben gezogen werden 
oder ſonſt Beeinträchtigungen erleiden würde). 

Ein noch wirkſameres Mittel zur Beilegung völferrecht- 
licher Streitigkeiten ift die Wahl eined Schiedsrichters, 
welcher nach Anhörung beider Theile einen förmlichen Spruch 
über die Nechtöfrage ertheilt. Das intreten eine folchen 
Urtheiles Tann auf doppelte Weife herbeigeführt werben. — 
Entweder nämlich haben beitimmte Staaten überhaupt für 
ben Eintritt von Streitigkeiten bie Unterwerfung unter einen 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch verabredet. In diefem Falle ift 
der Aufruf des Schiedsrichters, die Führung der Sache vor 
ihm und die Befolgung feines Spruches einfache Vertragspflicht ; 
und böchftend mag darüber Zweifel und Streit entftehen, ob 
der Streitfall zu einer beftimmten Gattung von Meinungsver: 
ſchiedenheiten gehöre, wenn nämlich nicht für alle und jede, 
fondern nur für beftimmte Arten von Streitigkeiten Unterwerfung 
unter ein Schievögericht verabrebet ift. — Ober aber wird ohne 
vorgängige allgemeine Verabredung und jomit blos für einen 





448 


einzelnen bereit? ausgebrochenen Streit die Vorlegung des 
Rechtspunktes an einen Schiedsrichter verabredet, wo ſich denn 
die Zuſtändigkeit des letzteren und eine Verbindlichkeit ſeinen 
Spruch anzuerkennen ſtrenge auf den einzelnen verabredeten 
Fall beſchränkt. — Da die Uebernahme des Schiedsrichteramtes 
dem darum angegangenen Staate Beſchwerde verurſacht, und 
er ſogar moͤglicherweiſe ſelbſt dadurch in Streitigkeiten verwickelt 
werden kann: ſo iſt die Uebernahme eines Schiedsgerichtes in 
den freien Willen des dazu Aufgeforderten geſtellt. Nur iſt 
natürlich eine Thaätigkeit im einzelnen Falle Verpflichtung, wenn 
bad Amt für eine ganze Gattung von Streitigkeiten ein für 
allemal übernommen: ift. 

Bei einem Vermittelungsverſuche finden beſtimmte Formen 
des Verfahrens nicht ſtatt; vielmehr iſt es hier lediglich der 
Klugheit des Vermittlers anheimgeſtellt, auf welche Weiſe er 
ſeinen Ausgleichungsvorſchlag den beiden ſtreitenden Theilen 
am leichteſten eingänglich zu machen glaubt. Dagegen ſind an 
ein ſchiedsgerichtliches Verfahren weſentliche rechtliche Forderungen 
zu ſtellen. Es müſſen hier vor dem Spruche beide Theile mit 
ihren Vorbringen und den Beweiſen für dieſelben gehört werben; 
eine unheilbare Unfähigfeit des Schiedsrichters, 3. B. wegen 
eigener Betheiligung, vernichtet deffen Zuftändigfeit; ein auf 
nachweisbare Täujchungen geſtützter Ausſpruch ift unverbindlid) 
für den Benachtheiligten; eben jo der Spruch eines nachweisbar 
beftochenen oder fonftwie unchrlichen Richters; endlich hat ein 
ben verabreveten Zuſtändigkeitskreis des Schiedsgerichtes über: 
jchreitendes Verfahren defjelben feine vwerpflichtende Kraft für 
bie Parteien. Der Echiebgrichter hat zur ordnungsmäßigen 
Leitung des Verfahren? und zur Gewinnung einer eigenen 
rechtlichen Anficht die Befugniß, prozeßleitende Decrete und Bes 
weisinterlocute zu erlaſſen; freilich ohne daß er eine obrigfeit- 
liche Gewalt zu beanfpruchen hätte und eine Nichtbefolgung von 
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Seiten eines der Streitenden eine andere Folge hätte, als eine 
Unterbrechung des ganzen Verfahren. Für die wirkliche Aus- 
führung des gefällten Urtheiles zu ſorgen, iſt weder die Pflicht 
noch das Recht des Schiebgrichterd, falls nicht ſolches aus⸗ 
drücklich verabredet wurde. An ſich hat der ſchiedsrichterliche 
ESpruch lediglich die rechtliche Bedeutung eines Vergleiches unter 
den Streitenden; er iſt alſo endgültig und feiner weitern Be⸗ 
rufung fähig, aber er iſt kein Befehl einer über den Parteien 
ftehenden Macht. 

Eine immer weitergehende und allmälig zur allgemeinen 
Zwangsgewohnheit werdende Benützung von Schiebögerichten ift 
ohne Zweifel ala ber nächite große Fortſchritt zu rechtlicher 
Ordnung ber internationalen Verhältniffe zu betrachten. Der: 
jelbe kann jeboch. nur durch Ausbildung der allgemeinen 
Geſittigung, nicht aber durch eine Zwangömaßregel bewerf- 
ftelligt werben. 


I) Ueber Vermittlung |. vornämlich: Bielefeld, Institutions po- 
litiques, Bd. II, &. 152 fg. — Heinichen, Weber Vermittlungen. In 
der Minerva, Oct. 1813, ©. 1 fg. — Steck, Essais sur plusitres ma- 
tieres, ©. 3 fg. 

2) ®gl. Haldimand, A. G. S., de modo componendi contro- 
versias inter aequales. Ludg. Bat., 1738. 4. 


y. Die gewaltfamen Mittel. 


g 65. 
aa. Retorfion. 


Der Staat ift zur Vertheidigung feiner Rechte befugt; 
wenn daher fänmtliche friebliche Mittel vergeblich verjucht find, 
jo befindet er fich, in Ermangelung einer höheren gemein- 
ſchaftlichen Gewalt, im Zuftande der Nothwehr. In dieſem 
Falle mag er fich denn auch gewaltfamer Wittel zur Verthei⸗ 


digung ſeines Nechtes bebienen, wobei nur die Forderung zu 
v. Mohl, Encgclopäbie, 29 
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teilen ift, daß biefelben nicht über das erlaubte Ziel hinaus- 
gehen und ihrerſeits felbftftändige und umnöthige, ſomit nicht 
erlaubte NRechtöverlegungen werden. 

Das gelinbefte dieſer thatfächlichen Schutmittel .ift bie 
Anwendung von Retorſion. 3 befteht aber diefelbe darin, 
daß der Staat gegenüber von einem andern Staate, welcher 
feine Rechte verlegt hat, unfreundliche und den Intereſſen des⸗ 
jelben nachtheilige- Maßregeln ergreift. Der Zweck folchen 
Verfahrens ift ein doppelter. Theils foll der Gegner auf 
die widrigen Folgen eines unbilligen ober geradezu ungerechten 
Benehmens aufmerkfam gamacht, dadurch aber zur Zurücknahme 
feiner befchwerenden Handlungen veranlaßt werben. “Theil? 
aber ſucht man injoferne eine befjere Stellung gegen ihn ein- 
zunehmen, als ihm die Zurücnahme der neuen Maßregel als 
Gegenleiftung für die Wiederaufhebung ver von ihm ausgehen- 
den Berleßung in Ausficht geftellt wird. Die Retorfion 
erfcheint als gerechtfertigt, infoferne fie wirklich die Wieder: 
herſtellung der gejtörten Verhältnifie bewerfitelligen kann; allein 
das Lob der Sicherheit gebührt ihr nicht, weil möglicherweile 
ein trogiger Gegner ſelbſt noch mehr gereizt und zu neuen 
mipliebigen Handlungen veranlaßt werben Tann. 

‚Der Gegenstand einer Retgrjion fanı jegliches 
internationale Verhältniß jein und braucht mit den vom Gegner 
zuerjt vorgenommenen Störungen jachli nicht zuſammenzu⸗ 
‚hängen. Der Staat kann alſo, wenn er dieſes zweckmäßig 
findet, auf einem ganz andern Felde, als wo er angegriffen iſt, 
retorquiren )Y. Unter allen Umftänden aber darf eine Retorſion 
fein förmliches Unrecht wider den Gegner enthalten, jondern 
nur in einer ihm wibrigen und .nachtheiligen Maßregel beftehen. 
Die Erbuldung eines Unrechtes befugt zwar zur Beweilung 
eines Unwillens, zur Zurückziehung einer bisher erzeigten 
Gunſt und zur Anwendung eines unmittelbaren Zwanges in 
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Vertheidigung bed verlegten Rechte, aber nicht zur Zufügung 
eines ſelbſtſtändigen Unrechtes. — Ob die Regierung eine Re- 
torfiongmaßregel in eigner Machtvollkommenheit anordnen kann, 
oder ob fie hierzu der Mitwirkung anderer Faktoren des Staats⸗ 
willen®, 3. B. der Stänveverfammlung, bedarf, hängt von bem 
fachlichen Inhalte der Anoronung ab, und es fällt die Beur- 
theilung hierüber lediglich dem Staatsrechte anheim ?). 

Mefentlich verjchieden von ber Retorfion ift die Repref- 
falie, welche wejentlich in der Zufügung eines Unrechtes wegen 
zuerft erfittener Beeinträchtigung befteht 9). Obgleich fowohl 
ber Zweck ald die Wirkung einer folchen Maßregel die gleichen, 
wie die einer Retorſion find, fo fann doch, aus den eben 
angeführten Gründen, das philoſophiſche Völferrecht die Zufüigung 
eines bewußten und felbftitändigen Unrechtes nicht billigen. 
Daß das pofitive europätfche Voͤlkerrecht Repreſſalien nicht ver- 
wirft, ändert in biefer Auffaffung nichts; vielmehr muß bie 
Forderung geftellt werben, daß dieje Hebung als ein Reſt unge- 
füttigter Rachſucht aufgegeben werde. 


1) Beifpiele von Retorfionen find: Auflegung eines hohen Differenzial: 
zolles auf die Waaren bes Gegners, falls er zuerft einem bieffeitigen Ge⸗ 
werbeintereſſe unbillig zu nahe getreten ift; die Zurücknahme freiwillig 
eingeräumter und nicht durch Vertrag geficherter Beporrechtungen ber Ange: 
hörigen des fremden Staates in biefleitigem Gebiete; bie Auffünbigung von 
Verträgen zu gemeinfchaftlicher Befhaffung von Vortheilen, beren größere 
Hälfte dem Gegner zu Gute kömmt; eine Schifffahrtsafte im Falle ber Er: 
ſchwerung bed dieſſeitigen Handels mit ben Kolonieen bed Gegners u. ſ. w. 

2) Nur durch ein Geſetz, alfo mit Zuſtimmung ber Stände, Tann 
unter Anderem eine retorguirende Zollerhöhung ober bie Aufhebung einer 
Begünftigung ber Fremden in ber Prozeßordnung erfolgen; dagegen mag 
bie Regierung auch in einem Tonftitutionellen Staate einfeitig vorgehen bei 
der Gntziehung bed Crequatur für Conſuln, bei ber Verweigerung einer 
längeren Benützung bieffeitiger Anftalten durch ben fremden Staat ober feine 
Angebdrigen, bei ber Aufhebung eine Vorrechtes, welches lediglich Fremden 
zugute kam, deren Mechtömächter die diefleitigen Lanbftände nicht find. 


3) NReprefinlien werben geübt, wenn wegen einer ungerechten Hinrich- 
2) * 
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tung eines biefleitigen Angehörigen unfchulbige Bürger bed fremben Staates 
biefleitö ebenfalls hingerichtet werben; wenn eine ungerechtfertigte Wegnahme 
dieſſeitigen Eigenthums durch den fremben Staat das Eigenthum feiner 
Bürger im bieffeitigen Gebiete zerftört oder demfelben definitiv entzogen 
wird; wenn als Wiebervergeltung für eine in diplomatifchen Verhältniffen 
erzeugte Ungunft ein rechtögültig beftehender und vom Gegner nicht ver: 
letzter Vertrag einfeitig gebrochen wird. 


S 66. 
bb. Abbrechen ber Berbindung. 


Die beftändige Verbindung zweier Staaten durch Gefanbt- 
ichaften und fonftigen regelmäßigen Verkehr iſt theils ein Zeichen 
guten Vernehmens, theild gereicht e3 ‚beiden Staaten zum Bor: 
theile in mancherlei Beziehungen. Ein völliges Abbrechen diefer 
Verbindung tft daher ein zuläffige® Mittel, um einen ver- 
letzenden Gegner , auf welchen andere geringere Mafregeln feinen 
Eindrud machten, zur Bejinnung zu bringen. Cinerjeit3 wird 
dadurch ein ftarked Gefühl ber Verlegung und ber Entichluß, 
fich Unrecht nicht weiter gefallen zu laffen, ausgedrückt, dadurch 
aber möglicherweie eine Verbeſſerung des gegnerifchen Beneh— 
mens hervorgerufen. Sodann aber kann der au dem Auf: 
hören jedes geordneten freundlichen Verkehres entſtehende Nachtheil 
eine VBeranlaffung zu einer Wiederannäherung geben, damit ber 
frühere vortheifhafte Zuſtand wieder zurüdkehre N. 

Die Abbrechung des Verkehres darf, wenn fie nicht ſelbſt 
in NRechtöverlegung außarten fol, nicht außgebehnt werben 
auf Verweigerung folcher Reiftungen , welche entweder allgemeine 
Rechtspflicht oder durch beitimmte Verträge feitgeftellt find; 
jondern e3 Tann in biefen Beziehungen mur infoferne der 
Gegner beeinträchtigt werben, als alle Erleichterungen wegfallen, 
welche durch den regelmäßigen Verkehr dem zu einer Leiftung 
Berechtigten zugeben. Dagegen ift die Verweigerung jeber nicht 
vechtlih zu fordernden Gefälligfeit, fei es für den Staat fei 
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es für Einzelne, eine erlaubte und nothwenbige Folge einer 
jochen unfreundlichen Stellung. Daß dabei der ſich abwendende 
Staat ebenfalls Nachtheile erleidet, Liegt in der Natur ber 
Sache, ift aber Fein entjcheidender Grund zur Unterlaffung, 
wenn die Erlangung größerer Vortheile mit Wahrfcheinlichkeit 
von der Ergreifung ded Mittel erwartet werben Tann. 

Die Anordnung der in Frage ftehenden Maßregel ift 
lediglich Sache des Staatsoberhauptes; und es bedarf daſſelbe, 
auch in Staaten mit Volksvertretung, feiner Zuftimmung zu 
einem folchen Schritte, da die Annüpfung und Unterhaltung 
ber Verbindungen mit dem Auglande ganz ihm anheimfällt, und 
bie übrigen Factoren des Staatswillens, felbft in jenen Staaten, 
beren Verfaſſungen bier ben Volksrechten die weiteften Ein- 
räumungen machen, erjt ba mitzuwirken anfangen, wo es 
ih von der Feſtſtellung einer Verbindlichkeit für den Staat 
oder deſſen Angehörige handelt, aljo zur Genehmigung von 
Verträgen ober zur Erlaffung der durd Verabredung mit 
Fremden nothwendig geworbenen Gefeße. 

1) Die Einführung dieſes gewaltfamen Schutzmittels im pofitiven 
europäifchen Völkerrechte ift als ein Zeichen weiter fortfchreitenber Ge⸗ 
fittigung zu begrüßen, indem in Fällen, welde früher zu einer unmit⸗ 
telbaren Eröffnung von Feindfeligfeiten geführt hätten, jegt doch noch ein 
letzter Zwiſchenverſuch zur Wieberherftellung eined allen Theilen nüßlichen 
Verhältnifies gemacht wird. Die Wiſſenſchaft Hat übrigens bis jet bem 
ganzen Verhältniffe ihre Aufmerffamkeit nod nicht zugewenbet. Selbſt in 
ben Syſtemen bes BVölferrechtes, findet fich feine Erörterung über das Ab: 


brechen ber diplomatifchen Verbältniffe, als über einen beftimmten völfer: 
rechtlichen Zuftanb. 


g 67. 
co. Rrieg. 


Menn alle frieblichen fowie bie weniger eingreifenben 
gewaltfamen Mittel vergeblich angewendet worden find, oder went 
ver Staat unmittelbar mit Gewalt überzogen wird: fo bleibt 


454 


zur Vertheidigung des Rechtes fchliehlich nichts übrig als 
Krieg, d. h. Abwehr des Unrechtes mit bewaffneter Hand. 
Ter Staat ift in foldem Falle in der Lage eines in Nothmehr 
befindlichen und zur Eelbftvertheibigung zu Crgreifung ver 
äußerften Mittel genöthigten, alfo auch berechtigten, Indivi⸗ 
buums !), Tas Mittel des Krieges ift allerdings ein unficheres, 
weil keineswegs mit Nothwendigfeit der Eieg auf Eeiten be 
Rechtes ift; er ift ein gewagtes Mittel, weil im alle des 
Unterliegen? nicht nur die beabfichtigte Abwehr des Unrechtes 
nicht erreicht, ſondern leicht noch eine weitere und vielleicht 
größere Verlegung an Recht und Intereſſen zugefügt "wird; 
er ift endlich ein Weittel, welches jelbjt im beiten alle mit 
den ſchmerzlichſten Opfern erkauft wird und unzähliges menſch⸗ 
liches Elend unvermeidlih im Gefolge führt: allein er ift in 
der That die „ultima ratio regum,“ und er ift unvermeib- 
ih, wenn nicht fchießlich jede Recht der Gewaltthat blos⸗ 
geftellt fein ſoll ). | 

Daß ein Krieg nur zur Vertheibigung des Rechtes und 
zwar nur nach Erichöpfung aller andern Mittel geführt werden 
barf; daß cr ferner nur bei- einer entſprechenden Größe des 
zu ſchützenden Rechtes vernünftiger: und fittlichermweife zu unter: 
nehmen ift; endlich daß er, ber mit ben Kräften des ganzen 
Staated und mit den mannchfachſten Leiden des ganzen Volles 
und einzelner Bürger unternommen wird, ebenfall3 nur wegen 
allgemeiner jtaatlicher Nechte und nicht etwa aus perjönlichen 
Gründen der Staatsoberhäupter zu‘ führen ift: Tiegt in ber 
Natur der ganzen Maßregel und ihrer fchweren Folgen. Ein 
ohne Nothwendigkeit unternommener Krieg ift ein ebenſo großes 
Unrecht gegen bad eigene als gegen das feindliche Voll. Nur 
ein Vertheidigungskrieg (im rechtlichen, nicht im ftrategifchen 
Sinne genommen) tft rechtlich erlaubt. 

Die förmliche Ankündigung eines beabfichtigten Krieges 
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iſt Rechtspflicht, weil möglicherweile der Gegner durch biefen 
Beweis des jebt zur Ausführung kommenden ernftlichen Willens 
noch im lebten Augenblicke von feinem Unrechte zurüdtreten, 
daburch aber den ganzen Krieg und alle für denfelben zu bringen 
den Opfer erfparen kann ?). 

Da der einzige erlaubte und vernünftige Zweck des Krieges 
Bertheivigung des bedrohten Rechtes ift: jo ift auch die er- 
laubte Dauer des Kriege durch die Erreichung dieſes 
Zwedes bedingt. Wenn aljo bie Rechtöficherung vollftändig 
erreicht ift, muß Frieden geſchloſſen werden; und eine Weiter- 
führung des Krieges, fei es nun aus Rache fei ed zur Ge- 
winnung von Bortheilen, auf welche fein Rechtsanſpruch beiteht, 
wäre eine felbftftändige und ſchwere Rechtsverletzung. Nur 
verfteht ſich von ſelbſt, daß in der Rechtsſicherung nicht blos 
die Abtreibung des Angriffe im gegenwärtigen Falle begriffen 
ift, ſondern auch die Erwerbung einer Sicherftellung gegen 
fpätere Wiederholung unrechtlichen Gebarens, fowie die Er: 
langung einer vollftändigen Entjchädigung für die Koften und 
Uebel des durch gegnerilches Unrecht aufgenöthigten Krieges. — 
Auch die Fortſetzung eines Krieges ift ein Unrecht, wenn durch 
die Erfahrung die Unmöglichkeit der Erreichung des Zweckes 
erwiefen ift, alſo die Hoffnung auf eine wirkſame Beſiegung 
des Gegner? aufgegeben werden muß. Daß in ſolchem Falle 
der Streitpuntt nicht erledigt ift, macht injoferne feinen Unter⸗ 
ſchied, ald er erwiejenermaßen auf dieſe Weiſe nicht erledigt 
werden kann. 

Das Weſen bed Krieges beiteht in ber Belämpfung und 
in der Bernichtung der Vertheidigungsmittel des Gegner durch 
Anwendung von Waffengewalt. Was alſo hierzu dient, ift 
erlaubt ; und jede Beſchädigung be Friedens welche — 
Brechung ſeines Widerſtandes nichts beiträgt, tft ungerechtfer⸗ 
tigt und unter Umſtänden, namentlich gegen Wehrloſe und 
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Schuldlofe begangen, eine Barbare. Das philofophifche Völ⸗ 
terrecht kennt infoferne Feine unerlaubte Art der Kriegführung, 
ala es die Anwendung jeder Art von Waffen und jede Weiſe 
des Angriffes gejtattet, welche den Wiberftand des Feindes zu 
brechen, alfo namentlich feine Vertheidiger und feine Berthei- 
digungsmittel unſchädlich zu machen geeignet ift. Herkommen 
und ritterlihe Sitte find Feine Rechtsverbindlichfeit, wo e8 zum 
Arußerften gekommen ift. Dagegen aber verbietet das natürliche 
Recht allerdings bie Anwendung folcher Kampfarten oder über: 
haupt Behandlungen des Feindes, welche zwar Einzelnen 
schweren Schaden zufügen, allein auf die Macht zum ferneren 
Widerſtande und auf den Willen zum Nachgeben von feinem 
Einfluffe find. 

Bemächtigung oder Zerftörung des Eigenthumes von ein- 
zelnen Bürgern de feinplichen Staates ift nur dann geftattet, 
wenn dies zu Sweden ber Kriegführung nützlich iſt, wenn 
alfo entweder dadurch die Waffenfähigfeit des Feindes beein- 
trächtigt oder die eigene Führung des Kriegs erleichtert und 
gefichert wird. So können denn aljo unzweifelhaft Gebäude zu 
Kriegszwecken zerftört, die zur Ernährung des feindlichen Heeres 
dienenden Lebensmittel weggenommen ober vernichtet, die zur 
Erhaltung der eigenen Streitmacht cerforverlichen Gegenftände 
benügt und im Nothfalle angeeiguet werben %). Man mag 
ſelbſt, als äußerſte Maßregel, zu einer allgemeinen Verheerung 
eined Landſtriches fchreiten, wenn dieſelbe wirklich das einzige 
Mittel zur Crreichung eines bedeutenden Friegerifchen Zweckes 
it, z. B. zur Dedung eines Ruͤckzuges oder zur Vertreibung des 
Feinde? aus einer feiten Stellung durch Entziehung ver noth⸗ 
wendigen Lebensmittel. Aber durchaus unerlaubt, weil von 
feinem Einfluffe auf den Gang des Krieges, ift die Vernich⸗ 
tung oder Verftümmelung öffentlicher zu frieblichem Gebraudye 
bienender Gebäude, Denkmale, Sammlungen u. |. w.; ebenfo 
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die Wegnahme oder Zerjtörung von Privateigenthum, welches 
zur Ernährung des Krieges nicht dienen kann, oder beffen 
Vernichtung die Widerftandäfraft des Feindes nicht mindert 9). 

Die Toͤdtung bewaffneter Feinde ift unvermeidlich, folange 
biefelben im Widerſtande verharren. Allein fie muß aus 
Gründen des Rechtes und der Menfchlichfeit befchränkt werben 
auf die unvermeiblichen Fälle. Es ift alſo nicht nur unerlaubt, 
Feinde, welche zur Nieverlegung der Waffen und zur Aufgebung 
jeder fernern Theilnahme am Kriege bereit find, zu töten; 
jondern ed müflen auch in denjenigen Fällen, in welchen eine 
Nieverlegung der Waffen auf eine geeignete Vorftellung bin 
erwartet werben fann, der Bekämpfung immer erft Auffor: 
derungen‘ zur Ergebung vorangehen. So 3. B. vor der Be- 
lagerung und namentlich vor ber Erftürmung einer Feftung ; 
ferner an eine vollkommen eingefchloffene Abtheilung auf freiem 
Felde. Ebenſo ift zur Erhaltung des Lebens von Gefangenen 
und von verwundeten Feinden möglichfte Sorgfalt zu tragen. 
Gefangene namentlich dürfen in Sicherheit gebracht und während 
ber Dauer bed ganzen Kriege in Gewahrjam gehalten, nicht 
aber mißhandelt ober geſundheitszerſtörenden Entbehrungen aus⸗ 
geſetzt werden 8). 

Der Zuſtand von Feindſeligkeit zwifchen zwei Staaten 
bebt bie gegenfeitige Rechtsfähigkeit und die Verpflichtung 
zur gegenfeitigen Einhaltung des Rechtes nicht auf, ſoweit es 
fih nicht von der Bekämpfung felbit und ben dazu nothwen⸗ 
bigen Mitteln handelt. Daher bleibt auch während ver Dauer 
eines Krieges die Meöglichkeit, bindende Verträge mit dem 
Feinde zu fchließen, und die Verpflichtung , biejelben zu halten. 
Ja es ift fogar eine befonders ängftliche Einhaltung jolcher 
Berabredungen nothwendig, weil nur unter diefer Vorausſetzung 
auf eine MWilligkeit des Gegner? zur Eingehung gerechnet werden 
tann, gerabe aber foldhe während ber Dauer eine Kriegeö 
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geichloffene Verträge zur Verminderung ber Uebel veffelben und 
zur Anbahnung des Frieden? bdienlich und nothwendig find. 
Sp namentlich Waffenftillftandgverträge, Verabredung von De⸗ 
marfationzlinien, Verträge über Auswechfelung von Gefangenen 
u. dgl. Weber die Berechtigung zum Abfchluß eines folchen 
Vertrages entfcheidet die Art deſſelben. Dazjenige Organ des 
Staatswillens, welches zur Vornahme der Hanblungen, deren 
Arten durdy Vertrag geregelt werben follen, berechtigt tft, bat 
auch dad Recht, diefen Vertrag zu fchliepen. So alfo kann 
ein ſelbſtſtändiger militärifcher Befehlöhaber mit dem ihm gegen- 
überjtehenden Feinde jeden Vertrag fchließen, welcher ſich auf 
ihre gegenfeitigen kriegeriſchen Handlungen bezieht, z. B. Capi⸗ 
tulationen, Örtliche Waffenftillftände u. dgl.; allein er barf nicht 
über den Bereich feines Befehle hinausgehen, fei e8 in räumt: 
licher Beziehung oder Hinfichtlich folcher Perſonen, welche ihm 
nicht untergeorbnet find, fei es im rechtlicher Hinficht, indem 
er Angelegenheiten orbnete, welche mit der Kriegsführung nichts 
zu thun haben, oder gar ohne Auftrag vom Staatsoberhaupte über 
bie Weiterführung bes Krieges überhaupt entfchiede. Je nad) 
ben Inhalte eines Vertrages mit dem Feinde kann aljo mög- 
Yicherweife eine Genehmigung eines Höheren ober des Staats: 
oberhauptes ſelbſt nöthig fein. Ehtenhaftigkeit und Klugheit 
fordern, dem Feinde Nachricht von etwaigen bejonberen Be: 
hänfungen des Vertragsrechtes eines Befehlshabers zu geben, 
bamit nicht der in Folge einer fpäteren Verweigerung etwa 
entftehende Nachteil einer Hinterlift und einem Mißbrauche 
de3 Vertrauens zugefchrieben werde. 

Der legte Zwed des Krieges ift Wiederherftellung bes 
Nechte® und alſo des Friedens. Es dürfen daher bie frieg- 
führenden Staaten die Möglichkeit nicht abſchneiden, zu dieſem 
Ziele zu gelangen. %olglich darf nicht erflärt werben, daß 
teinerlei Verbindung mit dem Feinde ftatthaben, keinerlei Mit⸗ 
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theilung von bemfelben angenommen werben werde, ober daß 
der Krieg, ohne alle Rüdficht auf etwaige Beilegungsvorſchläge, 
bis zu völliger Vernichtung des Gegners werde geführt werben. 
Vielmehr ift es eine wölßerrechtliche Verbindlichkeit, die Meittel 
zu einer Ausſöhnung offen zu laſſen und Mitteilungen von 
dem Feinde anzunehmen; natürlich unter Vorbehalt aller noth— 
wendigen Borfichtämaßregeln gegen etwaigen Mißbrauch oder 
gegen Meberliftung. | 

1) Erörterungen über das Kriegsrecht bilben einen großen Theil ber 
Literatur bed Völferrechtes, wie benn bie wifjenfchaftliche Bearbeitung bed 
Veßteren gerabe mit dieſem Gegenſtande begonnen hat, und fie felbft bis in bie 
neuefte Zeit, freilich in fafcher Auffaſſung, oft genug in bie zwei Hälften bes 
Friedens und Kriegs-Rechtes zerfällt. Außer ben betrefienben Abtheilungen 
in allen Syſtemen und- faft unzähligen Erörterungen einzelner Fragen, 
(og. Ompteda, Bd. II, ©. 614 fg. und Kamptz, ©. 817 fg.) find 
namentlid folgende ausführliche Befonderwerfe vorhanden: Albericus 
Gentilis, De juri belli, zuerſt Oxon, 1588, 4. — Rod, J. G. F., 
Guropäifches Land: und. Seekriegsrecht. Erl. 1778. 

2) Tie Literatur über die Unrechtlichfeit und Widerfinnigfeit des Krieges 
ift durch bie Bemühungen ber Tzriedenzgefellfchaften fehr vermehrt worden. 
Man ann einem großen Theile der Schifberungen von bem burdh ben 
Krieg erzeugten Elende und von ben ungeheuren Koften nicht nur ber Kriege 
ſelbſt, fonbern ſchon der regelmäßigen Bereithaltung für einen ſolchen, nämlich 
ber ſtehenden Heere, vollftändig zuftimmen; allein es ift bamit nicht das 
Minbefte gewonnen zur Befeitigung ber Kriege, folange nicht eine voll- 
ſtändige Unmöglichfeit der Rechtöverlegung eines Staates durch einen anderen, 
oder eine höhere richtenbe Gewalt über alle Staaten gegeben if. An Beibes 
aber ift zunächft nicht zu denken, und jo muß noch für unbeftimmte 
Zeit bad Kriegsrecht einen leibigen aber unentbehrlichen Theil felbft bes 
pbilofophifchen Völkerrechtes bilben. 

3) Die Ankündigung eines Kriege wirb häufig als Ehrenſache be⸗ 
trachtet, damit fich ber Feind nicht über einen unvorhergejehenen Ueberfall 
beichweren Fünne. Es mag bahingeitellt bleiben, inmwieferne eine foldde Be: 
nachrichtigung ritterliche Pflicht ift; eine rechtliche Verbinblichfeit, ben Feind 
erft zu warnen, bamit er fih in ber Feſthaltung des begangenen Unrechtes 
gehörig verftärken möge, befteht ficher nicht. Eine folde kann nur aus ber 
Möglichkeit eines Nutzens der letzten Drohung abgeleitet werben. Im Uebrigen 
ift bie Sache von geringer praftifcher Bebeutung, da Kriege jebt nicht mehr 
aus dem Stegreife geführt werben können. 
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4) Es ift vielleicht richtige Klugheitsrückſicht, wenn ein in feinbliches 
Gebiet eingebrungenes Heer feine Bebürfniffe nicht wegnimmt, fonbern be- 
zahlt; Mechtspflicht ift e2 nicht. Wenn ein Staat zur Bertheibigung 
feines Daſeins ober feiner Rechte zur Ergreifung ber Waffen genöthigt 
wurde, fo kann er fih bie Führung be Krieges auf Koften bes unge- 
rechten Gegners nach Möglichkeit erleichtern. Falls bie Ausfchreibung von 
Lieferungen im feinblichen Lande eine Ungleichheit ber Laft für bie bortigen 
Bürger veranlaßt, fo ift e8 Sache ihrer Regierung, nad) wieberhergeftelltem 
Frieden eine Ausgleihung auch dieſes Theiles ber Kriegskoſten zu veran- 
ftalten, nicht aber Aufgabe bes eingefallenen Heeres, fi nach ben Steuer: 
tollen des Feindes und nur im Verhältniſſe bes beſetzten Landestheiles 
zum ganzen Reiche zu ernähren. 

5) Die Wegnahme des Eigenthumes feindlicher Bürger auf ber See, 
ſowie die Beſchlagnahme ſolchen Eigenthumes, welches ſich bei Ausbruch der 
Feindſeligkeiten im dieſſeitigen Gebiete befindet, kann lediglich aus dem 
Geſichtspunkte einer Ueberwälzung der Kriegskoſten auf ben Feind ver: 
theidigt werben. Freilich gehörte zu einer vollftändigen Rechtfertigung bes 
Verfahrens, ba ein Erſatz folcher Verlufte durch den eigenen Staat des Be: 
[hädigten Sitte wäre. Da nun aber dem nicht fo ift, fo läßt fih auch bie 
Wegnahme nur foweit rechtfertigen, als überhaupt bie Verwendung feind- 
lichen Privateigenthums zu Kriegözweden gerechtfertigt ift, d. h. alfo, wenn 
es zur Ausführung militärifcher Operationen erforderlich oder zur Ernährung 
und Augrüftung bed Heeres unmittelbar dienlich ift. in entſchiedener Schritt 
zu böberer Gefittigung in völferrechtlihen Dingen, weil eine Schonung Un⸗ 
ſchuldiger, würbe es fein, wenn einft eine alfeitige Verzichtleifung auf 
biefe Art von Selbfthülfe ftattfände. 


6) Eine unverzeihliche und zu gleicher Zeit, bei benr vielfachen Wechſel 
bes Kriegsglückes, unbegreifliche Robert ift die nur allzu häufige fchlechte 
Behandlung von Kriegögefangenen während ber Verbringung an einen 
Sicherheitäort. Der enttwaffnete Feind darf natürlich von Wieberergreifen 
ber Waffen und von ber Rückkehr zu feinem Heere mit Gemalt abgehalten 
werben; allein eine menſchliche und feine Geſundheit nicht gefährbende Be 
handlung ift folgewibrig, wenn ihm bad Leben im Kampfe geſchenkt wurbe. 
Der Bortheil bed Grundſatzes kommt beiben ftreitenben Theilen gleich 
mäßig zu. | 





2. Poſitives eurspäildes Välkerregt. 


g 68. 
1. Beſtand und Duellen beffelben. 


Wie im immern Staatsleben eine blos pbiloſophiſche Ent: 
wickelung von Rechtzjügen nicht genügt, ie iſt ſie auch, und 
zwar ganz aus denſelben Gründen, für bie jidere Ordnung 
des Rechtes zwilchen Staat und Etaat nicht ausreichend. Auch 
bier bedarf es allgemein anerkannter und von einer zuftändigen 
Anctorität ausgehender und aufrecht erbaltener Sätze). Tod 
ift allerdings infoferne ein weſentlicher Unterjchied zwiſchen biefen 
beiten Arten von pofitivem öffentlichen Recht, ald das Staats: 
recht von einer unzweifelhaft zuftändigen, genau umgrenzten 
und mit den nothwendigen Ausführungsmitteln genügend wers 
jehenen höheren Gewalt ausgeht ; das pofitive Völkerrecht dagegen, 
in Ermangelung einer über den unabhängigen Staaten ſtehenden 
geſetzgebenden Gewalt, nur auf ber freiwilligen Anerkennung 
ber Staaten beruben fann, und auch eine genügenne Macht 
zur Turhführung im Falle einer Verlegung keineswegs immer 
vorhanden ift. 

Cine Folge hiervon ift denn, daß, namentlich im Falle 
blos ftillfchweigender Zuftimmung, das thatjächliche Vorhanten- 
fein oder mindeftend der Umfang der Gültigkeit eines pofitiven 
völferrechtlichen Satzes zweifelhaft fein mag. Auch ift erklärlich, 
daß fich die pofitiven Entſcheidungen nicht gleichmäßig über 
alle Theile der äußeren Staatenverhältniffe erſtrecken, fon: 
bern offenbare und empfindliche Lücken beftchen, beren Aus: 
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fülhıng erft von einer günftigen Gelegenheit und von einem 
Meiterjchreiten der allgemeinen Gefittigung abhängt. Es ift 
fomit nicht nur ein wifjenfchaftlicher Fehler, fondern auch ein 
für das bürgerliche Leben bedenkliches Unternehmen, wenn das 
Syſtem eines pofitiven Voͤlkerrechtes nicht auf bie nachweisbar 
vorhandenen Thatfachen beſchraͤnkt, ſondern nach einem Iogifchen 
Ideale ausgeführt und in feinen mangelhaften Theilen mit 
willtürlichen Behauptungen oder mit blos philofophifch rechtlichen 
Sätzen ergänzt wird. 

Auch das für die Staaten europätfcher Gefittigung ?) ge- 
genwärtig geltende ypofitive Völkerrecht ſteht vollflommen auf 
diefen Grundlagen. Es find, dem Bebürfniffe gemäß, politive 
Sätze über daS gegenfeitige rechtliche Verhalten diefer Staaten 
in größerem Umfange vorhanden; allein fie beruhen ſämmtlich 
nicht auf einer gejeßgebenden Gewalt, jondern nur auf auß- 
drücklichem ober ftillichweigendem Uebereinkommen einer größeren 
oder Eleineren Anzahl von Staaten, fie find alſo hinfichtlich 
ihres Beſtands und Umfanges einzeln nachzuweiſen, und keines⸗ 
weg? volljtändig erjchöpfend. Ein entſchiedener Mißgriff ift es, 
wenn ein Sab über feine gerechtfertigte Tragweite hinaus ver: 
allgemeinert,, alfo namentlich eine für einen beftimmten einzelnen 
Fall getroffene Verabredung als eine allgemeine und bleibende, 
eine von einigen wenigen Staaten ausgeſprochene Anerkennung 
als eine für alle gültige außgegeben wird. 

Die Quellen des pofitiven europätfchen Völlerrechtes find 
bemgemäß doppelter Art: 

1. Ausdrückliche Ver träg e zwilchen europäilchen Staa: 
ten. Diefelben zerfallen wieder in zwei Gattungen won we— 
ſentlich verfchiedener Bereutung für das Necht; nämlich in 
allgemeine, welche bie jämmtilihen europäilchen Staaten 
binden, weil fie fämmtlich, mittelbar oder unmittelbar, an den⸗ 
jelben Antheil genommen und fie anerkannt haben; und 
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beiondere, welche nur zwilchen einer größern oder geringern 
Anzahl von Meinen Staaten zu Stande gekommen find. Die 
Zahl der erjteren iſt nicht jo bedeutend °); deſto größer, ja 
völlig unzählbar, ift dagegen die Menge ber bejonberen Ver⸗ 
träge. Ihre Bedeutung für ein allgemeines europäifches 
Völkerrecht beruht hauptjächlih auf dem Umftande, daß fie, 
obgleich, völlig unabhängig von einander zu Stande gefommen, 
doch über viele Punkte weſentlich Gleichartiges feftzuftellen, 
welche Webereinftimmung denn auf eine gemeinfchaftliche, durch 
die Thatſache nachweisbare Grundanficht vom Voͤlkerrechte 
hinweiſt. 

2. Gewohnheitsrecht. Auch abgeſehen von den in 
ausdrücklichen Vertraͤgen ſchriftlich feſtgeſtellten Sätzen iſt eine 
ganz bedeutende Anzahl von Rechtsſätzen unter den europäiſchen 
Staaten in Uebung, und zwar nicht blos als freiwillige gegen⸗ 
ſeitige Einräumungen und internationale Hoͤflichkeit, ſondern 
anerkannt als formliche Rechtspflicht eines jeden geſittigten 
Staats. Das Daſein eines Gewohnheitsrechtes iſt natürlich in 
jedem einzelnen Falle zu erweiſen, was denn geſchehen mag 
theils durch Aufzeigung einer thatſächlich beſtändigen Befolgung, 
theils aber auch durch den Nachweis ausdrücklicher Behauptung 
ihrer Gültigkeit von Seiten maßgebender Staaten. Ihre Ber: 
bindung unter einander und mit ben vertraggmäßig feitgeftell- 
ten Sätzen zu einem Ganzen ift eine fchwierige, aber Feine 
unmögliche Aufgabe. 


1) Das Beftehen eines pofitiven eucopäifchen Völkerrechtes ift allerdings 
ſchon Häufig in Zweifel gezogen worden; allein bie Gründe find in ber That 
ſehr ſchwach. Wenn nämlich der Mangel an ausreichenden fchriftlichen Be: 
fimmungen ala Grund ber Abläugnung dienen fol, fo beruht dieſes auf 
einem bandgreiflihen Verkennen ber Natur bes Mechtes überhaupt. Daß 
nicht blos gefchriebenes Geſetz Rechtsquelle iſt, braucht doch nicht erſt er- 
wieſen zu werden. Nicht ſchlagender iſt die Einwendung, daß die vorhan⸗ 
denen Quellen zur Bildung eines vollſtändigen Syſtemes nicht ausreichen. 
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füllung erft von einer günftigen Gelegenheit und von einem 
Meiterichreiten der allgemeinen Gefittigung abhängt. Es iſt 
ſomit nicht nur ein wiffenfchaftlicher Fehler, ſondern aud ein 
für daS bürgerliche Leben bedenkliche Unternehmen, wenn das 
Syſtem eines pofitiven Voͤlkerrechtes nicht auf die nachweisbar 
vorhandenen Thatfachen befehräntt, ſondern nach einem logiſchen 
Ideale ausgeführt und in feinen mangelhaften Theilen mit 
willtürlichen Behauptungen ober mit blos philofophifch rechtlichen 
Sätzen ergänzt wird. 

Auch das für die Staaten europätfcher Gefittigung ?) ges 
genwärtig geltende pofitive Völkerrecht fteht vollfommen auf 
biefen Grundlagen. Es find, dem Bebürfniffe gemäß, pofitive 
Sätze über das gegenfeitige rechtliche Verhalten dieſer Etaaten 
in größerem Umfange vorhanden; allein fie beruhen ſämmtlich 
nicht auf einer gefeßgebenven Gewalt, ſondern nur auf aus 
drücklichem oder ſtillſchweigendem Uebereinkommen einer größeren 
oder Fleineren Anzahl von Staaten, fie find alfo hinfichtlich 
ihres Beſtands und Umfanges einzeln nachzuweiſen, und keines⸗ 
wegs vollitändig erichöpfend. Ein entfchievener Mißgriff ift es, 
wenn ein Sat über feine gerechtfertigte Tragweite hinaus ver- 
allgemeinert, alſo namentlich eine für einen beftimmten einzelnen 
Tall getroffene Verabredung als eine allgemeine und bleibende, 
eine von einigen wenigen Staaten ausgeſprochene Anertennung 
als eine für alle gültige ausgegeben wird. 

Die Quellen des pofitiven europäischen Völferrechtes find 
demgemäß doppelter Art: 

1. Ausdrückliche Verträge zwiſchen europäiſchen Staa- 
ten. Diefelben zerfallen wieder in zwei Gattungen von we— 
ſentlich verfchiedener Bebeutung für das Recht; nämlich in 
allgemeine, welde die jämmtlichen europäiſchen Staaten 
binden, weil fie ſämmtlich, mittelbar oder unmittelbar, an den⸗ 
jelben Antheil genommen und jie anerfanmt haben; und 
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befondere, welche nur zwifchen einer größern oder geringern 
Anzahl von kleinern Staaten zu Stande gekommen find. Die 
Zahl ver eriteren ift nicht jo bedeutend °); deſto größer, ja 
völlig unzählbar, ift dagegen bie Menge der bejonveren Ber: 
träge. Ihre Bedeutung für ein allgemeines europätfches 
Völkerrecht beruht Hauptjächlid auf dem Umſtande, daß. fie, 
obgleich völlig unabhängig von einander zu Stande gefommen, 
boch über viele Punkte weſentlich Gleichartiges feitzuftellen, 
welche Webereinftimmung denn auf eine gemeinfchaftliche, durch 
bie XThatfache nachweisbare Grundanficht vom Voͤlkerrechte 
binweift. 

2. Gewohnheitsrecht. Auch abgejehen von den in 
ausdrücklichen Verträgen: fchriftlich feſtgeſtellten Sätzen ift eine 
‚ganz bedeutende Anzahl von Nechtsjägen unter den europäifchen 
Staaten in Hebung, und zwar nicht blos als ‚freiwillige gegen- 
feitige. Einräumungen und internationale Höflichkeit, ſondern 
anerfannt ala fürmliche Nechtöpflicht eines jeden gefittigten 
Staats. Das Dafein eines Gewohnheitsrechtes ift natürlich in 
jedem einzelnen alle zu erweiſen, was denn gefchehen mag 
theils durch Aufzeigung einer thatfächlich bejtändigen Befolgung, 
theil3 aber auch durch den Nachweis außbrüclicher Behauptung 
ihrer Gültigkeit von Seiten maßgebender Staaten. Ihre Ber: 
bindung unter einander und mit den vertragsmäßig feſtgeſtell⸗ 
ten Säben zu einem Ganzen ift eine jchwierige, aber feine 
unmögliche Aufgabe. Ä 


1) Das Beſtehen eines pofitiven europäifchen Völkerrechtes ift allerbings 
fhon häufig in Zweifel gezogen worden; allein die Gründe. find in ber That 
jehr ſchwach. Wenn nämlich der Mangel an ausreichenden fchriftlichen Be: 
flimmungen ald Grund ber Abläugnung. dienen fol, fo beruht dieſes auf 
einem bandgreiflihen Verkennen der Natur bed Rechtes überhaupt. Daß 
nicht blos gefchriebenes Geſetz Rechtsquelle iſt, braucht doch nicht erſt er: 
wieſen zu werden. Nicht ſchlagender iſt die Einwendung, daß die vorhan⸗ 
denen Quellen zur Bildung eines vollſtändigen Syſtemes nicht ausreichen. 
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Dies iſt richtig, und eine ungebührliche Verallgemeinerung ober fonftige 
ungerechtfertigte Ausbehnung des vorhandenen pofitiven Rechtes ift ein nicht 
ftreng genug zu rügender Fehler; allein damit ift die richtige Aufftelung 
und Anwendung bed Rechtsſtoffes, jo weit er geht, fehr wohl vereinbar. 
Wenn aber endlich gar bem pofitiven Völkerrechte deßhalb das Daſein be- 
ftritten werben will, weil feine Säge nicht erzwingbar feien, (wie Pucht a, 
Gewohnheitäreht, und Wippermann, Beiträge zum Staatörechte, will,) 
fo it theil die Behauptung an fi nicht richtig, indem eine Etziwingung 
durch bie Kraft eine einzelnen oder mehrerer Staaten allerdings möglich ift, 
theils findet eine offenbare, aber kaum verzeihliche, Verwechſelung zwifchen er: 
zwingbar bem Gebanfen nach und thatſächlich erzwingbar im einzelnen alle 
bier ftatt. Nur Erzwingbarfeit im erfteren Sinne ift aber ein Merkmal 
bed Nechtsbegriffes; thatfächlih und aus zufälligen Gründen nicht erzwingbar 
fann jedes, auch das anerfanntefte und pofitivfte Necht fein. — Die Frage 
über das Beftehen eines pofitiven europäifchen Völkerrechtes ift, abgefehen 
von den einſchlagenden Stellen der Syfteme, erörtert in folgenden Schriften: 
Martend, ©. %. von, Bon ber Eriftenz eines pofitiven europäifchen 
Völlerrechtes. Göttingen, 1784. — PBütter, K. Th., Beitrage zur Völfer: 
rechtsgeſchichte u. ſ. w. Leipz., 1848. — Kaltenborn, 8. von, Kritik 
des Völkerrechtes, ©. 169 u. fg. 

2) Unter den Staaten europäifcher Gefittigung find in Beziehung auf 
das Völferrecht immer auch die amerifanifhen Staaten zu verftehen, unb 
zwar nicht bloß wegen des allgemeinen Charakters ihrer Bildung überhaupt 
und ihrer Rechtsanſchauung insbefondere, fondern namentlid auch deßhalb, 
weil fie dag europäifche WVölferrecht bei ihrer Entftehung als unabhängige 
Staaten ausdrücklich als auch für fie bindend anerfannt haben. Tas Näm: 
liche wird wohl feiner. Zeit der Fall fein bei den in Auftralien und andern 
Welttheilen fich vorbereitenden Staaten europäifcher Gefittigung. Cine andere 
Trage ift freilich bie, ob nicht fachliche Veränderungen im pofitiven Völker 
rechte durch dieſe Theilnahme ber neuen Staaten allmälig eintreten werben. 
Wenigſtens bie Nordamerifaner fcheinen entfchiedene Luft hierzu zu haben. 


3) Beiſpiele von Verträgen, welche alle europäifchen Völker formell 
binden, find die Wiener Eongreßafte vom Sabre 1815 und bie Yachener 
Verabredung über bie Rangklaſſen ber dipfomatifhen Agenten. Der 
Sache nad allgemein verbindlich waren aber 3. B. ber weltphälifche 
Frieden, der Frieden von Utrecht. Wenigftend eine große Anzahl von 
Staaten verpflichtete fich bei ben beiben Seeneutrafitäten, bei ber heiligen 
Allianz. Endlich ift ein allgenieiner Völkerrechtsſatz über bie Unerlaubtheit 
bes Sklavenhandels zwar nicht durch einen einzelnen Vertrag, aber durch 
ne ganz auf derſelben Grundlage ruhende Einzelverträge zu Stande ge: 

mmen. 
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$ 69. 
2. Gedichte und Kiteratur. 


Bei der erften wilfenfchaftlichen Bildung des Völferrechtes 
durch Hugo Grotiud war philofophifches und poſitives 
Völkerrecht nicht fogleich getrennt, und es diente das letztere 
bauptjächlich,, Freilich Fäljchlich, als thatfächlicher Beleg für bie 
Richtigkeit vechtsphilojophifcher Säbe. Dennoch Täpt fich von 
Grotius an eine Reihe von Schriftftellern verfolgen, welche das 
pofitive Völkerrecht, mehr oder weniger bewußt und mehr oder 
weniger ausfchlieplich, behandelten, jo 3. B. Zouch (Zuhäus) 
1650, S. Rachel, 16765 Tertor, 1680. Auch wurden 
einzelne Gegenftände von dieſem Standpunkte aus bejonvers bear: 
beitet, jo namentlich 3. B. das Gefandtenrecht von Wicque: 
fort. Das eigentliche Verdienſt einer fcharfen Abſonderung 
des lediglich auf pofitiven Satungen beruhenden Rechtes vom 
philoſophiſchen ſowie einer umfaſſenden ſyſtematiſchen Bearbeitung 
bes erſteren gebührt jedoch J. J. Moſer. Schon als jüngerer 
Mann hatte er einige, zunächſt wenig beachtete, kleinere Handbücher 
verfaßt; dann aber machte er in hohem Alter zwei ſehr umfaſſende 
Werke bekannt; ſeinen „Verſuch eines neueſten europäiſchen 
Voͤlkerrechtes,“ 12 Bände, 1777 — 1780, und feine „Bei⸗ 
träge zum neueften europäijchen Völkerrecht,” 8 Bänve, 1778 
bis 17801). 

Diefe Grundlage ließ freilich In wifjenfchaftlicher Beziehung, 
und zwar jowohl was den höhern geichichtlichen Zufammenbang 
der XThatfachen, als was bie jcharfe Formulirung der daraus 
abgeleiteten Grunbfäße betrifft, zunächft noch Vieles zu wünfchen 
übrig; auf ihr wurde jeboch bald rüftig weiter gebaut, und bie 
noch zu ftellenden Forderungen fanden allmählig Erfüllung. 
Zunächft waren es deutſche Staatögelehrte, welche fich Verdienſte 


im pofitiven Völferrechte erwarben, wie bejonber® ©. %. von 
v Mohl, Eneyclopaͤdie. 80 
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Martens und Klüber; ſpäter nahmen auch andere - Völker 
lebendigen Antheil an der weiteren Ausbildung, fo daß ist nicht 
nur von der Alleinherrichaft ver Erfteren auf biefem Felde keine 
Rede mehr ift, fondern fie jogar allmählig nachftehen. Die 
Zahl jowohl der Syſteme ala der Bearbeitungen einzelner 
Theile und Fragen ift eine jehr beträchtliche geworben, und es 
ift diefer Zweig der Rechtswiſſenſchaft mehr als irgend ein 
anderer eine Weltliteratur, weil nur das pofitive Völkerrecht 
für alle Eulturvölfer eine gemeinfchaftliche unmittelbare Geltung 
bat. Die bis in die jüngfte Gegenwart reichende Thätigkeit 
läßt mit Sicherheit auch auf noch fernere Ausbildung und 
VBervollftändigung zählen ?). 

Eine wefentfich verfchiedene Behandlung des Stoffes und 
ſomit etwa eine Reihenfolge von Schulen ift Bis jebt nicht 
zu unterfcheiven. Die, allerdingd vorhandenen, Verſchieden⸗ 
heiten der einzelnen Werke beruhen auf der Eigenthümlichkeit 
der Verfaffer und find von untergeordneter Bebeutung. Zur 
Gewinnung einer Meberficht ift daher eine Abtheilung nach ven 
Gegenftänden der Bearbeitung und gelegentlich nach der Natio⸗ 
nalität der Verfaffer zweckmaͤßig. 

Die Geſchichte des pofitiven Tölkerrechtes ift mannchfach 
bearbeitet, und: zwar jowohl bie Geſchichte der- Äußeren Er⸗ 
ſcheinungen als bie ber Bearbeitungen berfelben. Vielleicht 
wäre eine fchärfere Trennung ber polttifchen und der Literar⸗ 
gejchichte zwechmäßig, obgleich allerdings nicht zu läugnen ift, 
daß Thatfachen und Lehren hier vielfach in Wechſelwirkung 
ftehen. Als Hauptwerfe in diefer Beziehung find aber namentlich 
folgende zu merken. Der Engländer R. Ward gibt in feiner 
(bereit? oben, $ 55, angeführten) Enquiry into the history 
of the law of nations in Europe, I. H. Lond., 1795, 
eine kurze Gefchichte des Wölferrechtes im Alterthume und eine 
ausführlichere des Mittelalters. Der Amerikaner H. Wheaton 
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entwidelt in feiner Histoire du progrès du droit des gens 
en Europe (zuerft franzöfifch erfchienen in Leipzig 1841, fpäter 
in wiederholten franzöfifchen und englifchen Auflagen) ſowohl 
bie Gefchichte der völferrechtlich wichtigen Ereigniffe vom weſt⸗ 
phaͤliſchen Frieden 618 zum Wiener Congrefie, als den Verlauf 
ber wiffenjchaftlichen Bearbeitung in dieſer Zeit. Bor Allem 
aber hat der Belgier F. Laurent in einer Histoire du droit 
des gens (Gent, jeit 1850, bis jebt 5 Bde.) ein Werk von 
ber ftaunendwertheiten Gelehrſamkeit und VBollftändigfeit geliefert, 
welches freilich bis jet nur dad Morgenland, das klaſſiſche 
Altertum und den Anfang des Mittelalterd umfaßt, in biefer 
Ausdehnung aber die Handlungen der Staaten und bie Reiftungen 
der Schriftfteller in gleicher Vortrefflichkeit befpricht. 

Die Zahl der Syfteme in allen Spradhen und von 
Schriftſtellern der verjchiedenen Völker ift ſehr beträchtlich. — 
Unter den Deutihen hat Marten? (in feinem Precis du 
droit de gens, zuerjt 1788,) fi) den Ruhm mufterhafter 
Klarheit und Beſtimmtheit in den Grundſätzen unb richtiger 
Methode in der Behandlung des geichichtlichen Stoffes erworben, 
dadurch aber feinem Werke während faft zweier Menfchenalter 
eine Herrichaft über Europa hinaus verſchafft. Später hat 
Klüber (Droit des gens moderne, 1819; deutſch: Euro: 
päifches Völkerrecht, 1821) feine große Literaturfenninig auch 
in diefem Fache bewährt, namentlich aber A. W. Heffter 
(Das enropäifche Völkerrecht der Gegenwart, zuerft 1844) ein 
durch rechtäwiffenfchaftliche Schärfe und gründliche Erwägung 
auggezeichneted Handbuch geliefert. — Unter den Englänbern 
haben fich in rafcher Meihenfolge Manche neuefter Zeit ausge⸗ 
zeichnet. So namentlih Ole Wanning (Commentaries, 
1839) dur vorzügliche Behandlung der handelsrechtlichen 
ragen; R. Wildman, (Institutes, 1850,) durch Anführung 
vieler rechtlich bedeutender Fälle und Beurtbeilung berfelben 
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nad) engliſcher Rechtsauffaſſung; R. Bhillimore, (Commen- 
taries, 1854,) durch vortreffliche juriftiiche Methode, Acht 
wiffenschaftlichen Sinn und große Gelehrſamkeit. — Amerika 
kann bereit zwei tüchtige ſyſtematiſche Arbeiten aufweilen. 
Kent hat feinem berühmten großen Werke über dad amerika- 
nifche Necht eine zwar gebrängte aber böchit ftoffreiche und 
trefflich behandelte Weberficht über das politive Völkerrecht ein⸗ 
verleibt ; und der bereitS genannte Gefandte Wheaton 
bat in einem außführlichen und im Ganzen jehr beachtenswerthen 
Syſteme (Elements, zuerſt englifch 1836, ſeitdem wieberholt 
in franzöfifchen und englifchen neuen Auflagen,) den Stoff 
mit europäifcher Gelehrfamteit aber vom amerikanischen Stanb- 
punkte dargeftellt. — Bon Spaniern haben jih 3. M. de 
Pando, (Elementos, 1843,) durch ein tüchtige® und aus⸗ 
führliches Syftem, E. de yerrater, (Codigo, 1846), und A. 
Riquelme (Elementos, 1849,) wenigftend durch mannchfache 
tüchtige Einzelheiten ihrer Arbeiten ausgezeichnet. — In Ruß- 
land, welches in jüngfter Zeit die Pflege ber Völferrechtöwifien- 
ſchaft ſehr begünftigt, hat Kapuftin eine von ber gründ⸗ 
lichften Kenntniß des Gegenftandes zeugenbe Ueberſicht begonnen. 
— Gelbft von dem Sübamerifaner A. Bello, (Principios, 
1840,) ift ein ganz brauchbares Handbuch vorhanden. — Daß 
Frankreich gar feine nennenswerthe fyftematifche Darftellung 
der pojitiven völferrechtlichen Verhältniffe, welche es im Leben 
jo vortrefflih zu handhaben weiß, geliefert hat, ift in ver That 
ſchwer begreiflich. 

Unter den Gegenftänden des pofitiven Voͤlkerrechtes, welche 
monograpbijch vorzugsweife bearbeitet find, zeichnen fich 
namentlich nachitehende aus: 

Die Rechtöverhältnifie ver biplomatifhen Agenten find 
der Gegenſtand vielfacher Eroͤrterungen; namentlich werden die 

RR Confuln einer großen Menge von Schriſten beſprochen. Das Recht 
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und bie Gefchäfte der Gefandten find vor Allem erörtert von 
Wicquefort, A. de, L’ambassadeur et ses fonctions. A la 
Haye, 1680; % J. Mofer, Berfuh, Bb. IH und IV, und 
Verſuche, Bd. HI und IV; Marten, 8. von, (Guide 
diplomatique, 4. Aufl, 1857); ; Graf Garden, (Traite de 
diplomatie, 1833); und A. Miruss, (Gefanbticaftärecht, 
1847); von dem Erfteren mit der meiften Sachkenntniß, von 
dem Letzteren mit großer Ausführlichkeit. Unter den Werfen 
über das Confulatwefen zeichnen fich aber namentlich A. von 
Miltik, (Manuel des Consuls, 1837,) durch ſtaunenswerthe 
Bolftändigfeit und Gelehrſamkeit, H. B Oppenheim, 
(Lehrbuch, 1854,) durch den Verſuch eines allgemeinen pofitiven 
Eonjulatrechtes aus. 

Die außerordentlich wichtigen eechtsberhältmiſſe des See⸗ 
handels in Krieg und Frieden ſind in einer großen Menge 
von Schriften und zum Theil vortrefflich bearbeitet. Von 
Franzoſen haben namentlich Th. Ortolan (Règles interna- 
tionales, zuerft 1845,) und ©. Maſſé, (Droit commercial, 
1844), unter den Deutihen 9. Miruss, (Seercht, 
1838,) und 8. von Kaltenborn, (Seeredht, 1851,) den 
Gegenftanb in feinem ganzen Umfange vargeftellt. Die Trage 
über den Handel der Neutralen in Krtegszeiten, ein 
feit der Mitte des 18. Jahrhundert? nicht blos für die Literatur, 
fondern auch für das Verhalten der Staaten im Leben unbe- 
rechenbar wichtiger Gegenftand, ift gefchichtlich, cafuiftiich und 
doctrinell in einer ganzen Bibliothek erörtert. Glücklicherweiſe 
hat fteigende Gefittigung den früher mit fo wüthendem gegen: 
feitigem Eifer geführten Streit über bie Unantaftbarfeit feind- 
fichen Gutes in neutralen Schiffen und über die rechtlich erlaubte 
Ausdehnung einer Seeblofade zum großen Theile gefchlichtet. 
Es legt hiervon die jüngfte Literatur bereit? Zeugniß ab; von 
Seiten englifcher Schriftfteller freilich nicht ohne Widerwillen. 
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Endlich ift noch der reichen Literatur für dag inter na⸗ 
tionale Privatrecht zu gebenken, welche wenigftend zur 
guten Hälfte fich mit den pofitiven Beltimmungen ber Staaten 
beichäftigt. S. über biefelbe oben, $ 60. 

Selbftverftändlih find die Sammlungen von völ— 
kerrechtlichen Verträgen nicht nur-ftoffliche Grundlagen, 
für jede wiffenfchaftliche Bearbeitung des pofitiven internatio- 
nalen Rechte, jondern auch unentbehrliche Hülfsmittel für den 
im Leben thätigen Staatsmann. Deßhalb ift denn auch die Zahl 
biefer Zufamenftellungen fehr bedeutend, und es befinben ſich unter 
denſelben hochſt umfangreiche Werke. Sie zerfallen in zwei 
Gattungen: in allgemeine Bertragsfammlungen, welche bie 
völferrechtlichen Verträge einer größeren Anzahl von Staaten 
und während eines größeren Zeitabfchnittes umfafjen, und in 
bejondere, welche nur die von einem einzelnen Staate ab- 
gejchloffenen oder. die auf cinen bejtimmten Gegenjtand fich 
beziehenden Vereinbarungen enthalten. — Für bie erſtere Ab⸗ 
theilung bleibt Du Mont’ großes Corps universel diplo- 
matique, (Amſterdam, 1726 u. fg. mit ber Fortſetzung von 
Barbeyrac und Roufjet, 13 Theile in Fol) für alle 
Zeiten eine trefflihe Grundlage. Ergänzungen bis in die 
neuefte Zeit herunter geben aber Wend (Codex juris gen- 
tium, 1781,) und namentih Martens, (Recueil des 
traites, zuerſt 1790, in verjchiedenen Auflagen und von ver: 
jchiedenen Fortſetzern weiter geführt biß zur Gegenwart). Eine 
Auswahl haben getroffen K. von Marten? und %. von 
Cuſſſy, (Recueil manuel,) %. W. Ghillany, (Diploma- 
tiſches Handbuch, 1854). — Von den befonderen Vertragsſamm⸗ 
lungen verdienen aber namentlich theild wegen ber Wichtigkeit 
der betreffenden Staaten, theils wegen ber Vollftänbigfeit der 
Mittheilung eine bejondere Erwähnung: die Sammlungen ber 
englifchen Staatöverträge von Rymer (3. Aufl. 1739,) und 
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von 2. Her tslet, (1827 fg., blos Handelsverträge enthaltend); 
die franzöfilchen Handlungs» und Schifffahrlöverträge von 
A. von. Hauterive und F. von Cuſſy (vom weftphäli- 
ſchen Frieden an, 1833 u. fg); die vortreffliche ſpaniſche 
Sammlung von Abreu und Capmany, (1740 u. fg.) 
und deren Kortjeßung von Del Cantillo (1843); die amt- 
liche Sammlung der Verträge des Haufed Savoyen, bear: 
beitet. von Datta (1836 fg.); die fehr vollftändigen Samm- 
lungen ber Verträge der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
von. Elliot, (1834) und von Minot (1844); endlich bie 
neuelten? begonnene Sammlung ber dfterreichifchen Verträge 
von Neumann (1855). 

1) Ueber die Verbienfte Moſſer's un das pofitive Völkerrecht ſ. meine 
Geſchichte der Staatsw., Bd. II, ©. 412 u. fg. Es gibt wohl fein zweites 
Beifpiel in. ber Gefchichte der Wiffenfchaften, daß ein achtzigjähriger Mann 
no bie Grundlage einer neuen Wiflenfchaft in folder Ausdehnung legte. 

2) Die Literaturgefhichte und Bibliographie bes Völferrechtes ift reichlicher 
bedacht als bie ber meiften Staatöwiffenichaften. Man fehe: Ompteda, 
D. 2. H von, Literatur des Völkerrechts. I. IL Regensburg, 1785. — 
Kamp, K. A. von, Neue Fiteratur bed Völkerrechts. Berl., 1817. (Fort: 
fegung von Ompteda's Werl.) — Mohl, R., Die neue Literatur des 
Bolkerrechts, in ber «Geſchichte und Literatur der St.W.» Bd. I, S. 885 


bis 470. — Twiss, T., Two introductory lectures on international 
Law. Lond., 1856. 


8. Einzelne Lehren. 


g 70. 
& Gebiet und Eigenthumsrecht der Staaten. 


Das europäilche Völkerrecht ftellt eine Reihe von Grund: 
lägen über dad-Gebiet ber Staaten auf, welche ſich aus 
allgemeinen Rechtöbegriffen nicht ableiten laſſen, aber auf be: 
ftimmtelter Gewohnheit beruhen. 

Vor Allem ift zu bemerken, daß bad Gebiet eined Staates 
nicht blos aus Land-, fondern auch aus Waflergebiet beitehen 
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fann. Letzteres zerfällt wieder in das Eigenthums⸗ und Sou⸗ 
veränitätärecht an Grenzflüffen und Landjeen, und in Eigen: 
thum an Theilen des Meeres. — Bei Grenzflüffen und Land⸗ 
feen geht das Hoheitörecht der anliegenden Uferftanten bis in 
die Mitte des Waſſers, falls feine andere Linie ausdrücklich 
verabrebet iſt. Letzteres iſt aber bei Flüſſen jehr häufig ber 
Fall, infoferne ver fog. Thalweg, d. h. ver natürlich tieffte Rinnſal 
bes Fluſſes, welchen abwärts ſegelnde Schiffe folgen, ala 
Grenze feitgeftellt zu werden pflegt. — Dad Meer dagegen 
ift zwar in feinen offenen Theilen keiner Beftbergreifung durch 
einen einzelnen Staat rechtlich fähig, und früher hierauf etwa 
erhobene Antprüche find jebt allgemein ala unzuläffig erkannt. 
Dagegen werben folgende befondere Meeresfſtrecken zum Gebiete 
der betreffenden Staaten gerechnet: 1. der längs der ganzen 
Küfte ſich erſtreckende Streifen de Meeres!); 2. ein rings vom 
Gebiete deffelben Staates eingefchloffened Meer, deſſen Zufahrt 
von Uferfeſtungswerken aus vertheibigt werben kann; 3. Meer⸗ 
engen, beren beibe Ufer demſelben Staate gehören und beren’ 
Durkhfahrt vom Ufer aus beherricht wird d).. — Auf folchem 
Waſſergebiete ſteht dem. befigenden Staate die ganze Yülle ber 
Hoheitärechte zu, wie auf einem Landgebietee So benn: aus- 
ſchließende Gericht3barkeit in Civil- und Straffachen; Erhebung 
von Abgaben von Fremden und ihren Waaren, unter Umftänden 
jelbft bei bloßer Durdyahrt; dag Recht der Auzfchließung 
fremder Kriegäfchiffe und Anfpruch auf volljtändige Neutralität 
bei einem Seekriege britter Mächte; Fiſcherei mit Ausſchluß 
der Fremden; Recht auf Anerkennung ber Herrichaft burch 
ſymboliſches Cäremoniell beim Schiffsgruße u. dgl. 

In völterrechtlicher Bebeutung tft Staatzeigenthum, 
jomit vom Staate gegen jebe fremde Beeinträchtigung vertretbar, 
Alles was innerhalb der Grenzen liegt. Es befteht alfo das⸗ 
jelbe: 1. aus den Staatöbomänen; 2. aus ber Gefammtheit 
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bes Privatgrunbbefißed; 3. aus dem herrenlofen Gute inner- 
halb der Grenzen. Quidquid est in territorio est de 
territorio. 

Bon eigentlichen Beſtimmungen über die Erwerbung von 
Staatsgebiet find namentlich bie Grundſätze über Occupation 
herrenlojer Länder zu bemerken. ine ſolche Befitergreifung 
ift ein allgemein anzuerkennender Erwerbötitel, und kann nicht 
blos bei einem etwa neuentdeckten Lande, fonbern auch. bei einem 
längit befannten aber von feiner völferrechtlich anerkannten 
Macht befeffenen Gebiete ftattfinden. Nur ala privatberech- 
tigte, nicht aber als völkerrechtlich anzuerkennende Eigen⸗ 
thümer werben hierbei (freilich nicht eben zur Ehre ber euro⸗ 
päifchen Gefittigung) fogenannte wilde oder barbarifche Voͤl⸗ 
ferftämme betrachtet 9). Zu einer, völferrechtliche Anfprüche 
begründenven, Beligergreifung gehört jedoch, daß auf dem 
Lande ſelbſt irgend cin Hoheitsakt, 3. B. Aufftelung bez 
Wappen? oder einer Flagge, vollzogen und bamit bie fürm- 
liche Erklärung einer Befigergreifung verbunden worben tft. 

Befiterwerbung buch Verjährung findet nach bem 
europäifchen Voͤlkerrechte nicht ftatt. 

1) Ter Grundſatz, daß das Meer längs der Küfte zum Staatögebiete 
gehört, ift allgemein anerfannt, aber die Ausbehnung biefes Gebietstheiles 
ſtreitig. Bon ben früher beiweitem größeren Anfprüchen ift man ſchon 
feit längerer Zeit ziemlich allgemein zu ber Beichränfung auf benjenigen 
Meeresftrich zurüdgefommen, welcher vom Ufer aus mit Kanonen beftrichen 
werben Tann. Doch macht 3. B. England viel weiter gehende Rechte noch 
jest geltend. 

2) Weit beftrittener find die Grundſätze über das Eigenthumsrecht an 
ringsum vom Gtaatdgebiete eingefchloffenen Meeren und an Meerengen. 
Gewöhnlich beftehen hierüber befondere Verträge, und allgemein anerkannt 
ift, daß die Durchfahrt durch eine Meerenge, welche zwei offene Dieere ver: 
bindet, nicht unterfagt oder mit Bedingungen beſchwert werben barf. Eine 1XFr 
eigenthümliche Ausnahme bildete das däniſche Recht auf den Sundzol. ex.“ Y -Wn 

3) Die Nichtanerkennung bes Eigenthumsrechtes Wilber an ihr Land N 
iR fon In unzähligen Fällen durch Befipergreifung ganzer Infeln, Länder 
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und ſelbſt halber Welttheile, ſowie durch Grenzregelungen ohne alle Theil 
nahme ber urfprünglichen Bewohner bethätigt worben, unb ift unzweifelhaft 
bie Quelle ſchreienden Unrechtes gegen bie ſchwächeren Ureinwohner unb ber 
allmäligen aber fiheren Ausrottung berjelben gewefen. Inwieferne durch 
folge Gewalithätigkeiten die Ausdehnung ber europälfchen Gefittigung und 
Mace bewerffielligt, dadurch aber eine große Yörberung ber Menſchheits⸗ 
zwecke angebahnt worden iſt, mag verſchieden beurtheilt werden; eine voll⸗ 
ſtandige Rechtfertigung der Beraubung und des Gewaltmißbrauches iſt jeboch 
ſchwerlich damit zu begründen. 


g 7TI. 
b. die Unabhängigkeit der Staaten. 


Nach europäischen Völferrechte genügt die bloße Thatfoche 
eined jelbititändigen Beftehend nicht, um einem Lande unb 
feinen Bewohnern die Stellung und das Recht eines unab- 
hängigen Staates zu verfchaffen. Vielmehr muß ein neuer 
Staat von ven biöher bereitö beftanbenen anerfannt fein, 
wenn er Anfpruch auf Gleichberechtigung, namentlich auf active® 
und paſſives Gefanbtichaftsrecht, auf Vertragäreht und auf 
rechtmaͤßige Kriegführung, machen will. Diefe Anerlennung 
wird oft lange verzögert von Seiten folcher Staaten, welche 
aus Rechts- oder Bortheildgründen die Entftehung des neuen 
Staates nicht gerne jehen, und es ift die Verweigerung zwar 
wohl ein Grund zum Abbrechen jeved Verkehres und zur Be 
zeigung des Mißvergnügend durch unfreundlihe Maßregeln, 
nicht aber zu einem Kriege. Bei empörten Provinzen ober 
Kolonieen erfolgt . die Anerkennung von Seiten der meilten 
Staaten erff dann, wenn bie frühere Regierung in die Los: 
trennung und ‚felbftjtändige Geftaltung gewilligt hat. Eine 
frühere Anerkennung iſt von Seiten ber noch Anfprüche 
machenden alten Regierung nicht felten als eine Kriegsurſache 
behandelt worben "). 

Ebenſo abweichend von den Grundſätzen des philoſophiſchen 
Völkerrechtes find die Aufſtellungen des poſitiven europäiſchen 
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Rechtes Hinfichtlich ber einem Staate zuftehenden AUsdehnung 
feines Gebietes und feiner Macht. Das Syſtem 
des Gleichgewichtes iſt hiernach nicht blos ein politischer Wunſch 
und ein vortheilhafter Zuſtand, ſondern ein förmliches Rechts⸗ 
verhaͤltniß, deſſen Aufrechterhaltung jeder andere Staat ver⸗ 
langen und im Nothfalle erzwingen kann, und deſſen Verletzung 
ſogar ein Rechtsgrund zu einer allgemeinen Verbindung der 
übrigen Staaten gegen die einſeitig vorgehende Macht abgibt. — 
Es ſind bei dieſem Syſteme früher nur die Beſitzungen in Europa 
ſelbſt und in deſſen nächſter Nähe in Betrachtung gekommen, 
Srwerbungen in andern Welttheilen dagegen der Luft und 
Gelegenheit des "Einzelnen freigeftellt geblieben. Ein ähn- 
liches, aber allerdings noch in der erſten Entwidelung begriffenes, 
Syſtem bildet ſich jeboch allmälig in Amerika, wo wenigſtens von 
Seiten der Vereinigten Staaten bie Erwerbung neuer Be: 
figungen von Seiten europäilcher Staaten als unerlaubt be- 
bauptet wird ?). | 

Hinfichtlich deg Cãremoniells und ver Ehrenrechte 
erfennt das pofitive Völferrecht eine Gleichheit unter ſämmt⸗ 
lichen Staaten nicht an; vielmehr findet eime bejtimmte Rang⸗ 
verſchiedenheit ftatt. Diefelbe ift allerdings weſentlich auf bie 
Thatfache der Macht gegründet, allein fie hängt doch auch von 
dem verfchiebenen Titel der StaatZoberhäupter und von dem 
Alter defjelben ab. Die Haupteintheilung ift die in Staaten 
Töniglihen Ranges und in jolche, welchen dieſer nicht gebührt. 
Zu den erften gehören alle Monarchieen von den Kaiſerthümern 
bis zu den Großherzogthümern; auch ift bie Gleichberechti⸗ 
gung mächtigen Republifen niemals verfagt worden. — Nicht 
zu verwechfeln übrigens mit biefen Rangbejtimmungen ift die 
Eintheilung in Großmächte und in Staaten zweiten, britten 
u. |. w. Ranges, welche nur ein thatfächliches Machtverhältnig, 
nicht aber einen beftimmten Rang mit daran gefnüpften for: 
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malen Rechten bezeichnet. — Streitigkeiten über bie Präcedenz 
haben den Frieden von Europa fehon fehr ernftlich bebroht, und 
wenn auch in neuerer Zeit viefelben möglichht umgangen wer- 
den, fo find doch die Anfprüche keineswegs rechtlich aufgegeben, 
fondern e3 wird nur von ihnen durch gemeinfame Webereinkunft 
und ohne rechtliche Kolgerung Umgang genommen). — Eine 
Folge diefer Rangverhältniffe ift denn auch, daß es einem 
Staate zwar wohl freifteht, in feinen innern Beziehungen und 
amtlichen Formen fi nach Belieben Titel und Cäremoniell- 
anfprüche beizufegen, eine Aenverung des Herfömmlichen aber 
im Verfehre mit dem Außlande nur mit beffen Zuftimmung 
ſtattfindet 9). 

Die Grundfäte über dad Einmiſchungsrecht eines 
"Staates in die inneren Angelegenheiten eines ‚anderen, nament: 
lich in feine Verfaffung, haben im europäifchen Staatenleben 
bie größten Schwankungen erlitten, und find keineswegs als 
ſchließlich Feitgeftellt zu betrachten. Am weiteften in den Ein- 
mifchungzanfprüchen ging die heilige Allianz, Daß aber auch 
auf anderer Grundlage und in anderer Richtung ſehr weitgehenbe 
Ansprüche an eine bejtimmte Geftaltung eines Staates erhoben 
werden koͤnnen, beweilen die gemeinfchaftlichen Forberungen 
ber großen chriftlichen Mächte auf eine völlige Umgeftaltung 
ber Verfaffung des türkischen Reiches (im Jahr 1856). — 
Eingriffe in die bloße Verwaltung eines fremden Staates wer- 
ben unbedingt als rechtäwibrig betrachtet; und es mag nur im 
einzelnen alle wegen einer vermeintlichen Rechtsverletzung durch 
bie Behörden eine andern Staates Abhilfe und vielleicht Ent- 
ſchaͤdigung verlangt werden. 


1) Nur die Vereinigten Staaten von Nordamerika halten ſich hinfichilich 
ber Anerkennung neuer Staaten unbedingt an bie Thatfache bed ſelbſtſtän⸗ 
bigen Beftehend und verzichten ausbrüdlich auf jede Unterſuchung des 
Rechtsgrundes. 


* 
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2) Der Keim eines amerifanifchen Gleichgewichts: und Ausſchließungs⸗ 
ſyſtemes ift die fogenannte Monroe doctrine Es unterliegt wohl feinem 
Zweifel, daß bei fleigender Macht des Stuatenbundes der Anſpruch auf 
Beichränfung ber europälfchen Mächte ſich nicht begnügen wirb mit 
Verhinderung neuer Erwerbungen, fondern daß auch daß Aufhören des 
Beſitzes von Rolonieen in Amerifa und in beffen nächiten Umgebungen als 
ein mit Gewalt aufrecht zu erhaltender Grundſatz wird außgefprochen werben. 
America for the Americans. 

8) Die große Wichtigkeit, welche in früherer Zeit den Rangverhältniſſen 
unter ben europäiſchen Staaten und dem ganzen bamit zufammenbängenben 
Gäremonialweien beigelegt wurde, ift pfychologifch fehr merkwürdig. Eine 
böchft zahlreiche und in die größten Sinzelnbeiten und Feinheiten eingehenbe 
Literatur beweiſt bie Ausdehnung der Beichäftigung mit dem Gegenftanbe 
unb bie Bebeutung , welche man bemfelben im Leben zufchrieb. S. biefelbe 
bei Ompteba und Kamptz. ine Ueberficht über die wejentlichen Tragen 
gibt Günther, Völkerrecht in Friedenszeiten. Altenb., 1787, Bd. I, 
&. 199 u. fg. Den neueften Zuſtand enthält Mosheim, F. A., ueber 
den Rang ber europäiſchen Mächte. Sulzbach, 1819. 

4) So gebraucht z. B. England vielfach in feinem inneren amtlichen 
Sprachgebraude die Bezeichnung »imperiale, ohne daß es bie Kaiferwürde 
gegenüber von bem Auslande in Anſpruch nähme oder von biefem frei 
willig erhielte. 


.$ 72. 
c. Das Geſandtſchaftsrecht. 


Das pofitive Völkerrecht hat die Verhältniffe und Anſprüche 
ver Geſandten in großer Ausführlichfeit ausgearbeitet und 
Mancherlei beftimmt, was aus allgemeinen DBernunftgrund: 
fäben nicht abzuleiten ift!). 

Bor Allem find drei wefentlich verfchievene Gattungen 
biplomatischer Agenten zu unterfcheiben. 

1. Sejandte, d. h. Beamte, welche zur Bejorgung 
der politifchen und ber rechtlichen Angelegenheiten zwiſchen 
Staat und Staat an eine außwärtige Regierung gejendet wer⸗ 
ben, fei es zur Erlebigung einer beftimmten einzelnen Ange⸗ 
legenheit ſei es für fämmtliche zwiſchen beiden Regierungen 
zu verhandelnden Geſchäfte. Dieſelben zerfallen wieder in 
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vier verfchtebene Rangklaſſen, welche jedoch nicht Hin: 
fichtlich der eigentlich vwölferrechtlichen Stellung, jondern nur 
in Beziehung auf Ehrenrechte und Cäremoniell abgejtuft find. 
Es find nämlid: 

a. Botfhafter ober Ambaffadeure Nach früherer 
Auffaſſung nicht bloß zur Beforgung der Staatsgejchäfte, 
fondern auch zur Vertretung der Perfon ded Staatsober⸗ 
hauptes beſtimmt; jeßt aber nur noch durch befonbere, 
ſowohl gegenüber von dem beſchickten Hofe, als tm Ber- 
fehre mit anderen Geſandten in Anfpruch zu nehinende 
Ehrenrechte andgezeichnet. 

b. Außerordentlihe Gefandte und bevollmäd- 
tigte Minifter; die gewöhnlichen Häupter der Ge- 
fanbtichaften von größeren Staaten an Regierungen 
wenigftend ähnlichen Range. Die Bezeichnung „außer: 
ordentlich” hat Längst aufgehört etwas anderes als ein Titel 
zu fein. Die ihnen zuftehenvden Chrenrechte find immer 
noch groß, doch ftehen fie hierin entfchieven den Botichaf- 
tern nad). 

c. Noch tiefer in diefen Beziehungen ftehen die Minifter- 
refidenten, eine durch den Aachener Congreß im Jahre 
1818 eingejchobene Klaffe, zu weniger Toftfpieliger Ber- 
treitung von und bei kleineren Staaten. 

d. Gefhäftsträger, zwar berechtigt zur Beforgung aller 
amtlichen Angelegenheiten, allein mit geringen Etiquette⸗ 
anfprüchen; in großen Staaten nicht bei dem Staatöober- 
baupte jelbft, fondern nur bei dem Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten beglaubigt. Die Stelle kann eine bleibende 
fein, aber auch nur in einem vorübergehenden Auftrage 
beftehen,, welcher während ber Erlebigung einer Gefanbt- 
jchaft oder der perfönlichen Abwefenheit de Geſandten 
einem untergeordneten Beamten eriheilt ift. 


\ [ve ee TE 
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Der völlerrechtliche Schuß, die Berechtigung zur Vornahme 
jeder Gattung von Gefchäften und bie Vertretung der ſchickenden 
Regierung fowie ihrer Unterthanen ift bei allen Arten von 
Geſandten gleich; und ebenjo find bie Handlungen der verfchie: 
benen Arten von Gefandten vor dem Rechte gleichbebeutend, 
e3 jei die Erwerbung von Anſprüchen oder die Uebernahme 
von Verbindlichletten in Trage. Nicht jeber Staat hat jedoch 
das Necht, jede ihm beliebige Art von Gefandten zu ſchicken, 
jondern Fleinere Staaten müfjen ſich mit ben untergeorbneten 
Rangftufen begnügen; immer aber wird gegenfeitige Beſchickung 
mit Gefandten gleichen Ranges verlangt. 

Nebenperfonen bei Geſandtſchaften, welche zwar nicht bag 
Recht felöftftändiger Gefchäftsführung für ihre Megierung, wohl 
aber einen Anspruch auf völferrechtlichen perfönlichen Schuß 
haben, find: Gefanbtichaftsräthe, Secretäre, Offiziere, Attachés; 
wohl auch Dolmetfcher, Kaplane u. f. f. 

2. Conſuln, d. 5. Beamte zur Wahrung der Handels: 
ſowie Schifffahrtsrechte und-Intereſſen in einem fremden Lande. 
Mit der Beſorgung allgemeiner politifcher oder überhaupt anderer 
ala den Verkehr der einzelnen Unterthanen betreffenden Gefchäfte 
find fie grundfäglich nicht beauftragt; doch finden Ausnahmen 
ftatt, theils in Abweſenheit jeder Art von Gefandtichaft und 
in befonderem Auftrage, theild aber in ber Levante, d. h. 
gegenüber von muhamebanischen Staaten und von ven höheren 
örtlichen Beamten berfelben. Namentlich werben Conſuln nicht 
jelten verwendet, wenn bie noch nicht vollftändig geordneten 
völkerrechtlichen Verhältniffe, z. B. die noch nicht förmlich 
erfolgte Anerkennung eine® neuen Staates, die Abjendung 
einer förmlichen Geſandtſchaft nicht ‚geftatten. Ein Staat kann 
Conſuln nicht nur neben feiner Gefandtichaft, ſondern ſogar 
eine größere Anzahl derfelben an verjchiebenen Orten bes fremden 
Landes beftellen; häufig find fie nicht einmal eigentliche Beamte 
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be beftellenden Staates oder auch nur deſſen Unterthanen, ſon⸗ 
bern Kaufleute des Landes, in welchem Confulatgefchäfte zu 
beforgen find. Sie haben feine Beglaubigung bei dem fremden 
StaatZoberhaupte, müflen aber von diefem anerkannt fein, (das 
Exequatur erhalten,) und es kann ihnen auch die Befugnik 
wieder einjeitig von ber Landesregierung entzogen werden, wenn 
dieſe Urjache hat, mit ihnen unzufrieden zu fein. Bo fie nicht, 
die Stelle von Gejandten vertreten, haben fie auch die völfer- 
rechtliche Unabhängigkeit nicht in Anfpruch zu nehmen. — Im 
Uebrigen gibt es drei Claſſen von Confuln: 

a. Generalconfuln, Leiter des ganzen Conſulatweſens 
in einem größeren Bezirke; (hoch auch wohl bios Titel.) 

b. Conſuln, beitimmt zur Beforgung der Gefchäfte an 
einem bejtimmten Handelsplatze; dem Generalconjul unter- 
geordnet, wo ein folcher beſteht. 

c. Eonfularagenten und VBiceconfuln, einem ein- 
fachen Eonjul zugetheilt oder an einem für den Beftellenden 
weniger wichtigen Plabe ?). 

3. Außergewöhnliche diplomatiſche Agenten, 
d. h. Perſonen, welche zur Beſorgung von Gejchäften mit einem 
fremden Staate beauftragt find, ohne jedoch förmlich ala Ge- 
fandte oder Conſuln bejtellt und anerkannt zu fein. Se es 
daß eine Miffion geheim gehalten werden will, fei es daß nur 
ein beſtimmtes Gefchäft von einem bejonderd dazu geeigneten 
Manne bejorgt werden ſoll, fei es enblich, daß die Beſtellung 
einer förmlichen Gefandtfchaft als überflüjfig ericheint; kurz 
aus verfchtedenen Gründen mag ein Auftrag ertheilt werben, 
deſſen Webernahme weder den vollen völferrechtlichen Schuß, 
noch Anſpruch auf Ehrenrechte, noch endlich eine Befugniß zur 
Beſorgung irgendwelcher anderer Gefchäfte verleiht. Fälle biefer 
Art find: 
a. die fogenannten Negociateurs sans qualite, 
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d. h. im Geheimen und ohne fürmliche Beglaubigung zur 
Beforgung politiicher Angelegenheiten abgejenbete Berfonen ; 
möglicherweife weder Beamte noch auch nur Unterthanen 
der fie bejtellenden Regierung, zuweilen ſelbſt Frauen. 

b. ECommiffarien, zur Belorgung eines einzelnen, na- 
mentlich beſondere technifche Kenntniffe erfordernden, Ge: 
Ichäftes in einem fremden Staate beauftragte Beamte. Sie 
haben fih mit ihrem Auftrage, commissorium , auszu⸗ 
weifen, aus welchem denn auch der Umfang ihrer Berech- 
tigung, 3. B. ob bis zur Abſchließung eines Vertrages 
gehend, ihr Verhältniß zu ber Geſandtſchaft ihres Staates 
u. ſ. w,, fich ergibt. 

c. Agenten, zunächſt zur Bejorgung der Privatangelegen- 
heiten des Staatsoberhauptes an einem fremden Orte be- 
ftimmt , dann aber wohl auch, in Ermangelung. regelmäßiger 
diplomatiſcher Vertretung gelegentlich zu Stantögefchäften 
gebraucht. In letzterem Falle find fie mit cinem Empfeh— 
lungsſchreiben (lettre de provision) zu verfehen. 

Das pofitive Völkerrecht erkennt das Recht eines jeden 
Staates, diplomatifche Agenten jeder Art anzunehmen ober 
zurüdzuweifen, fowie dad Recht, deren Sendung auch 
wider ihren Willen aufzuheben, in vollem Umfange an. Ebenfo 
koͤnnen beitimmte Perfonen verbeten werben. Doch ift eine be- 
hutſame Ausübung biefed echtes nicht nur eine Forberung 
ver Klugheit, fonbern auch Gewohnheit; die Wegfchaffung einer 
fremben Geſandtſchaft tft ein beinahe feindfeliger Schritt, welcher 
auch in der Negel der Eröffnung eines Krieges kurz vorangeht. 

Nah Gewohnheitsrecht find fowohl zum Beginne einer 
Geſandtſchaft, als bei dem freundlichen Aufhören einer jolchen 
gewiffe Formen und Urkunden unerläßlih. Der neue 
Gefandte erhält, namentlich wenn er mit ber allgemeinen Be⸗ 
jorgung der Geichäfte beauftragt ift, ein allgemeines Beglau- 


v. Mohl, Enchclopäbie. 81 
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bigungsſchreiben (Crebitiv), welches er in mehr ober weniger 
feierlicher Audienz zu übergeben hat; die zu einem Congreſſe, 
Bundestage oder zur Erledigung eined einzelnen beftimmten 
Geſchäftes abgeoroneten Gefandten werben mit einer Vollmacht 
verfehen. Strenge genommen beginnt bie Gejanbtichaft ſowie 
ber volle Genuß ber gefandtichaftlichen Rechte erſt mit ber 
Entgegennahme diejer Urkunden. — Beim Aufhören einer. Ge: 
fandtfchaft wird ein Abberufungzfchreiben übergeben und erhält 
ber bisherige Gefandte ein Recreditiv von dem befchictten Staats⸗ 
oberhaupte. — Bei Conſuln finden nur Ernennungsbecrete, bei 
Sommiffarien blos Vollmachten ftatt?). 

Sämmtliche zu den Gefandten im weiteren Sinne gehoͤ— 
rigen Berfonen (nicht aber auch Conſuln und biplomatijche 
Agenten ohne Geſandteneigenſchaft) haben Unantaftbarkeit ihrer 
Perfon und vollftändige Unabhängigkeit von der befchickten Re⸗ 
gierung in großem Maße in Anfpruch zu nehmen. — Die- 
Unverleglidhfeit der Perſon eines Gefanbten findet nicht 
blos in Beziehung auf Handlungen jtatt, welche von ber be: 
ſchickten Regierung ausgehen möchten, ſondern auch gegenüber 
von den einzelnen Unterthanen, welche wegen Verlegung eines 
Gefandten ftrenge zu betrafen find. Auch die fämmtlichen 
Untergeorbneten eines Gefanbten , feine Familie und feine Diener: 
Ihaft genießen biefen völferrechtlichen Schuß. Weniger gewif- 
ſenhaft ift die europäilche Gewohnheit, nicht eben zu ihrer Ehre, 
binfichtlich des fchriftlichen Verkchres der Gefandten. — Die 
Befreiung von jeder Botmäßigkeit gegen den beſchickten Staat 
die ſ. g. Erteritorialität der Geſandten, geht nach pofi- 
tivem Voͤlkerrechte fehr weit, und begreift namentlich folgende 
Rechte in fich: 

gänzliche Befreiung von jeder Gerichtsbarkeit, fei es 
in bürgerlichen fei e8 in Staatsſachen. Selbft wegen einer 
während ber Dauer der Geſandtſchaft begangenen Handlung 
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Tann ein Gefanbter nur bei feinen einheimifchen Gerichten be⸗ 
langt, und mag hoͤchſtens feine Abberufung verlangt werben; 
Freiheit ded Gottesdienſtes innerhalb ber gejandt- 


ſchaftlichen Wohnung; 

Befreiung von allen Abgaben an den Staat, ſowie von 
Einhaltung der Poltzeianordnungen , falls nicht deren ausnahmsloſe 
Befolgung in der Natur der Sache Tiegt, wie z. B. bei gewiſſen 
Vorſchriſten der Gejundheitd-, der Feuer⸗-, der Reinlichkeits⸗ 
polizei; 2 

Aſylrecht, d. h. Unbetretbarkeit der Wohnung bes Ge- 
ſandten zur Vornahme von Verhaftungen oder fonjtigen ge: 
richtlichen und polizeilichen Handlungen, es müßte denn mit 
Zuftimmung des Gefandten gefchehen. Auch Unterthanen des 
befchictten Staates werben im Gebiete des Gefanbten durch 


dieſes Recht gefchüßt 9). 


1) Ueber die Literatur bes Geſandſchaftsrechtes |. oben, 6.69, S. 469, 
und meine Geſchichte der St.:W., Bb. I, ©. 408 ıu fg. 

2) Das Confulatwefen hat ſowohi hinſichtlich der Zahl der Conſulate | 
als in Betreff der Verwendung von Konfuln zu eigentlich diplomatifchen 
Gefhäften in neuerer Zeit eine immer fleigende Bebeutung erhalten, na- 
mentlich ſeitdem bie Abſendung bejoldeter Conſuln bäufiger geworben ift. 
63 ift baher auch bie rechtliche Lehre über biefen Gegenfland in einem 
Vebergange begriffen, und es werben fi wohl mit ber Zeit beftimmtere 
Unterfheibungen der verfchiebenen Arten von Conſuln und ihrer Rechte aus⸗ 
büben; wie benn fchon jebt die gewöhnlichen Handelsconſuln, die Con⸗ 
fuln in ber Levante und bie abgeſchickten befoldeten Conſuln mit wefentlich 
diplomatischen Aufträgen nicht viel mehr als den Namen gemeinfchaftlich 
haben, und namentlich die beiben letten Gattungen ben Gefandten fehr nahe 
fommen. - 

8) Weber bas bis ins Kleinliche ausgebildete Cäremonial- unb Form: 
weſen bes gefandtfchaftlichen Verkehres |. namentlich das oben, 369, ange: 
führte Werk von 8. von Martens. Viel Belehrendes enthält au Kölle, 
3. , Betrachtungen über Diplomatie Stutig. u. Tüb., 1838. 

4) Hinſichtlich der in ber Grteriorialität begriffenen Rechte fanb in 
früheren Zeiten noch größere Strenge und weitere Ausdehnung flatt, als 
dies jet verlangt und bewilligt wird, Namentlich ift von einem unbe: 
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bingten Aſylrechte, ober gar einem Quartierrechte, nit mehr bie Rebe, 
wenigftens nicht wenn offenbarer Mißbrauch ftatt fand, und bei befonders brin- 
genben Fällen. Auch bie Befreiung von Abgaben bat werigftend binfichtlich 
der zollfreien Einfuhr von Gegenſtänden zum Gebrauche der Befandtfchaften in 
Kolge argen Mißbrauches beinahe überall bebeutende Beichränfungen erlitten, 
und ift jet gewöhnlich entweber auf eine gewifle Zeit oder auf eine be- 
flimmte Zollſumme beichtänft. 


6 73. 
d. Bes Ariegereqhl. 

Der eigenthümlichen Beſtimmungen des europäifchen Voͤl⸗ 
Terrechted über das Recht Krieg zu führen umb über das bei 
einem folchen zu beobachtende Verhalten find verhältnikmäßig 
nicht viele noch bedeutende!). 

Auch hier gilt ver Grundfaß, daß nur eine vehtmäßige- 
Regierung zur Kriegführung befugt iſt. Von nicht aner- 
Tannten Gewalten angeorbriete Feindſeligkeit gelten als Ber: 
brechen und werben an den Theilnehmern beftraft. Ebenfo 
gilt der Grundfag im Allgemeinen, daß nur die nach ben 
Geſetzen ihres Staates zur Waffenführung Berufenen An- 
theil an kriegeriſchen Handlungen nehmen dürfen, ebenfall® bei 
Strafe als Anführer oder Räuber behandelt zu werben. Doch be- 
ftehen bier zwei Ausnahmen, von welchen bie eine Löblich, die 
andere dagegen ſehr verwerflich iſt. 

Einmal nämlich ift gewohnheitsrechtlich anerkannt, daß 
eine entgegenftehende bewaffnete Truppe als regelmäßiger und 
völferrechtlich zu behanbelter Feind zu betrachten ift, ſobald 
dieſelbe eine förmliche militärifche Organifation angenommen 
hat und ihrerfeit® ben Krieg auf herfömmliche Weife führt. 
Natürlich ift mit diefer Anerkennung der Gemwaffneten als ehren- 
werther Feinde keineswegs auch eine rechtliche Anerfennung ihrer 
Sache oder eine Straflofigfeit der ben Gewaltzuftand hervor: 
rufenden und leitenden Perſonen ausgeſprochen ?). 
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Sehr zu tadeln dagegen ift bie, zwar in ben neueften 
Fällen europäischer Kriege thatjächlich nicht ausgeübte aber 
grundjäßlich noch keineswegs aufgegebene, Theilnahme von Pri- 
vatperjonen am Seekriege auf eigene Fauft und als Gewinn: 
unternehmen. Allerderdings erfordert die Ausübung der Ka— 
perei die Ausftellung eined Kaperbriefes für jedes einzelne 
dazu beftimmte Schiff von Seiten einer rechtmäßigen Kriegs: 
macht; allein folche Briefe werden nicht blos an Einheimische 
und Frembe gegeben, fomit auch an Solche, welche in feiner 
Art und Weife bei der Sache betheiligt find; fondern es wird 
auch der ganze Gedanke einer erlaubten Kriegführung, nämlich, 
der Befiegung bed Gegners durch Staatskräfte, verlaffen, in- 
foferne der Angriff hier lediglich aus dem Gefichtöpunfte des 
Gewinnes von dem fich- Freiwillig dazu Meldenden geführt wird. 
Ueberdies artet diefer Privatfeefrieg ſehr Leicht in Gewaltthat 
und Graufamkeit aus, ſo daß zur Seeräuberei kaum . noch ein 
weiterer Schritt ift?). 

Beim Ausbruche eines Krieges find nach pofitivem 
Voͤlkerrechte Maßregeln Sitte, welche nicht mit Nothwendigkeit 
aus dem Weſen ded Zuſtandes folgen. So namentlich die 
Abberufung aller Unterthanen aus Civil: und Militärbienften 
des jetzt feindlichen Staates, und zwar bei fehweren Strafen; 
die Zurückberufung felbjt der in feiner Verbindung mit ber 
feindlichen Regierung ftehenven, in beren Gebiet fi biäher 
aufhaltenden dieſſeitigen Bürger; bie Unterbrechung jedes Ver⸗ 
kehres, Gefchäftes, felbft Briefwechſels mit Perfonen innerhalb 
der feindlichen Grenzen, ebenfalls bei leichteren ober ſchweren 
Strafen ; endlich wohl auch die Beichlagnahme des ben Unter: 
thanen der feindlichen Macht zuftehenden, im bieffeitigen Ge⸗ 
biete befindlichen Privateigenthumes, bald mit mehr bald mit 
weniger Strenge, in ber Regel wenigitend der Schiffe und ihrer 
Ladungen. Nachficht in allen diefen Dingen wird als ein frei- 
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williger Beweis milder Gefinnung, nicht aber als Pflicht be 
trachtet. 

Hinfichtlich des Berfahreng gegen bewaffnete Feinde 
verlangt das pofitive Völkerrecht einige Milderung des allge- 
meinen Grunbfages, daß fie mit Lift ober Gewalt vertheibi- 
gungsunfähig gemacht, alfo gefangen genommen, verwundet und 
getöbtet werben bürfen. Es ift nämlich gewohnheitsrechtlich 
nicht erlaubt: einen Preis auf den Kopf eines rechtmäßigen 
Gegners zu feßen; Meuchelmorb gegen Feinde zu üben ; Brunnen 
und Lebensmittel zu vergiften, ober Gefangene mit anſteckenden 
Krankheiten zurüdzufenden; vergiftete oder nutzlos graufame 
Waffen zu gebrauchen. In allen diefen Fällen find nicht nur 
Repreſſalien geftattet, jondern es wird namentlich auch Todes⸗ 
ſtrafe gegen die auf folche verbotene Weile Kriegführenden ver- 
hängt. — Eine Tödtung des Feindes tft nicht gejtattet, wenn 
berjelbe zur Niederlegung der Waffen bereit ift und um fein 
Leben bittet, vorausgeſetzt daß ein folcher fich vorher keiner 
völferrechtäwibrigen Handlung felbft fchuldig gemacht hat, und 
daß Bewachung von Gefangenen mit ber eigenen Sicherheit 
vereinbar ift. Zu dem Ende müffen. belagerte Zeitungen vor 
dem Sturme zur Ergebung aufgefordert und muß die bebingungs- 
loſe Anerbietung zur Gefangengebung angenommen werben. 

Die Perſon unbewaffneterUnterthanen bes Feindeg, 
jelbft der fogenamnten Nichtftreitenden beim Heere, darf nicht 
muthwillig und abjichtlich verlegt werben; namentlich iſt Ver⸗ 
wundung oder Töbtung von Wehrlofen und Gewalt an rauen 
gegen dad Völlerrecht.” Eine traurige Ausnahme macht freilich 
die Behandlung auch der nichtkriegeriichen Einwohner einer mit 
Sturm genommenen Stabt. 

Hinſichtlich des Eigenthum es des Feindes gelten nach⸗ 
ſtehende beſondere Grundſäatze: 

Das bewegliche Eigenthum des feindlichen Staates 
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ſelbſt ift nach firengem Nechte gute Beute ded Siegers. Wenn 
dieſes Recht nicht in feiner vollen Strenge ausgeübt wird im 
Beziehung auf Gegenftände, welche nicht zur Kriegführung 
bienen, jo tft dies freiwillige Sthonung. Doch gilt muthwillige 
Zerftörung, namentlich wenn es Werke der Sefittigung betrifft, 
ala roher Mißbrauch der Gewalt, während allerdings bie 
Wegführung ald Siegeszeichen geftattet ift. — Das bewegliche 
Eigenthum von friedlichen Brivatperfonen fol grunbfäklich 
nicht beichäbigt oder weggenommen werben; doch fteht es einem 
in Feindes Land ftehenden Heere zu, feine Bebürfnifje durd) 
Auflegung von unentgeltlichen Lieferungen zu decken. Cbenfo 
ift es einem in Feindes Land ftehenden Sieger geftattet, bie 
von ihn befegten Gebietätheile vorläufig zu eigenem Vortheile 
zu verwalten und namentlich die Steuern für die Kriegskaſſe 
einzuziehen. — Bewegliche Habe von feindlichen Militärper- 
fonen iſt im alle ihrer Gefangennehmung ober fonftigen Be- 
mächtigung Beute des Siegerd, wenn nicht ausdrücklich eine 
Ausnahme durch einen Vertrag bebingt if. Zu bemerken ift 
dabei, daß eine folche Beute durch vierundzwanzigjtündigen 
Beſitz rechtlich in Eigenthum übergeht, fo daß es, nach Ablauf 
biefer Zeit zurüderobert, von dem frühern Eigenthümer dem 
neueſten Befiger nicht abverlangt werben Tann. 
Unbewegliches Eigenthum des Feindes geht für ben- 
ſelben durch die bloße Thatfache ber zeitweifen Befitergreifung 
nicht verloren. Privateigenthum dieſer Art bleibt in feinem 
Mechtötitel durch einen feindlichen Einfall ganz unangetaftet; 
und nur infoferne kriegeriſche Maßregeln eine augenblidliche 
Beſetzung und Benuͤtzung erfordern, mag es vorübergehend be- 
einträchtigt werben; in biefem Falle ift auch gaͤnzliche Umwand⸗ 
lung und felbft Zerftörung beflelben nicht unerlaubt, auch eine 
Entfchäbigung dafür nicht üblih. Daflelbe gilt von Staat3- 
eigenthum im engeren Sinne. Das voͤlkerrechtliche Eigen 
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thum des Staates dagegen, d. h. der ausſchließende Anſpruch 
auf ein Gebiet, kann in Folge eined Kriegs verloren gehen, 
jedoch rechtlich erjt durch die förmliche Abtretung im Friedens⸗ 
ſchluſſe. Bis dahin ift der Beſitz nur thatfächlich. 

Eigenthümliche Grundfäge gelten in Beziehung auf Schiffe 
und auf die Ladung berfelben. Nicht nur die Kriegsſchiffe 
des Staates, fondern auch Handelsſchiffe, welche feindlichen 
Privatperfonen angehören, find im Falle der Wegnahme gute 
Beute, und zwar gleichgültig, ob bie Wegnahme durch Staats⸗ 
Ihiffe, durch Kaper oder vom Ufer aus crfolgt. Webergang 
in das Eigenthum des Wegnehmenden erfolgt jeboch erft, wenn 
Schiff oder Ladung in Sicherheit gebracht tft, wozu denn aber 
auch das Verbringen in den Schuß einer Flotte gehört. Eine 
Ipätere Wiedernahme bringt dag Schiff dem füheren Eigen- 
thümer unter folgenden Modalitäten zurüd: wenn bie Wieber- 
nahme duch ein Kriegzfchiff des Staates in den eriten 24 Stun- 
den nad der Wegnahme erfolgt, unentgeltlich, nach Ablauf 
biefer Frift gegen Vergütung eines Werththeiles; wenn ein 
Kaper die Reprije macht, in den erjten 24 Stunden gegen Er- 
legung der Hälfte des Werthes, nach dieſer Zeit gar nicht. — 
Uebrigend genügt bei Privatichiffen die bloße . Thatjache ber 
MWegnahme nicht zur Erwerbung des Eigenthumes, ſondern 
ein weggenommenesd Schiff diefer Art muß vor ein Prifengericht 
gebracht und von diefem dem Wegnehmenden zugeiprochen 
werben ®). | 

Die während ber Dauer eined Krieged vorkommenden 
Berträge zwilchen den Kriegführenden haben nach pofitivem 
Bölkerrechte nachjtehende Eigenthümlichkeiten: 

Der zu einer Mittheilung an ben Feind Abgefenbete 
hat ſich demſelben offen, bei Tag und ohne Verkleidung zu 
nähern, widrigenfalls er als Spion behandelt werben Tann. 
Bor Beichädigung durd Waffen hat er ſich durch Anwendung 
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beftimmter Zeichen, zur See namentlich durch Aufſteckung der 
Parlamentärsflagge, zu ſchützen. ine Verlegung deſſelben bet 
vollitändiger Einhaltung der Vorfichtsregeln ift ein Verbrechen 
gegen das Völkerrecht; es fteht jedoch jedem Kriegführenven 
fret, den Ort, die Zahl: und die Form feindlicher Annäherungen 
nach feinem Belieben beſonders zu bejtimmen und davon Nach- 
achtung zu verlangen. Im alle einer Hebertretung der allge 
meinen oder der befonberen Regeln findet Anwendung von 
Waffen rechtlicher Weiſe ftatt. 

Waffenftillitände koöͤnnen entweder ganz örtlich fein, 
oder einen größern Kriegsſchauplatz umfafjen, ober endlich bie 
ganze Kriegführung zwiſchen den’ ftreitenden Mächten einftellen. 
Eine Berechtigung zum Abfchluffe der beiden erften Arten fteht 
dem an Ort und Stelle befindliche höchiten militärifchen 
Befehlähaber zu. Abſchluß eines unzweckmäßigen Vertrages 
biefer Art mag den Fehlenden gegenüber von feiner eigenen 
Regierung verantwortli machen, allein der Feind erwirbt 
jedenfalls ein Recht auf Einhaltung der Verabredung. Allge⸗ 
meine Einftellungen fänmtlicher Feindſeligkeiten dagegen find, 
weil fie auch eine große politifche Tragweite haben, ber Ge- 
nehmigung der beiberjeitigen StaatZoberhäupter untertworfen. 

Zur Abſchließung von Rapitulationen find regelmäßig 
bie an Ort und Stelle den oberiten Befehl Führenden berechtigt, 
und es bedarf zu ihrer rechtlichen Verbindlichkeit Teiner Geneh- 
migung der Staatöregierung, wenn ſich die Bebingungen nicht 
über die militärifchen Verhältniffe und etwa über bie unmittel- 
bare Behandlung der Einwohner einer belagerten Feſtung hinaus 
erſtrecken. Außergewöhnliche Befchränfungen des Befehlenden in 
biefem Rechte und die daraus folgende Nothwenbigkeit einer 
Ratifikation find dem Feinde vor dem Abſchluſſe des Vertrages 
zur Nachachtung mitzutheilen ®). 

1) Wenn bie enropäifchen Völler auch noch nicht fo weit in ber Ge 





490 


fittigung gebiehen find, daß fie fich bes ebenfo unficheren als rohen Mit- 
tels bes Krieges ganz enthalten: fo ift doch gegenüber von ben Sitten bes 
Alterthums und felbft bes Mittelalters ſchon in manchen Beziehungen eine 
entfchiebene Milderung und Menfchlichleit eingetreten. Namentlich gebt eine 
entfchiedene Richtung dahin, ben Krieg für die dem Heere nicht angehörigen 
Bürger weniger nadhtheilig zu machen. Bon einer VBerwirfung ber Freiheit 
und bed ganzen Eigenthums ber Einwohner eines eroberten feindlichen Be: 
zirkes ober gar von Außrottung ber ganzen Bevölkerung ift feine Rede 
mehr. Auch Berheerungen bes feindlichen Gebietes find nur noch aus mi- 
Yitärifchen Zweden erlaubt und jede muthwillige Beſchädigung biefer Art 
gilt als eine völkerrechtswidrige Barbarei. Der einzige Reft’ alter Unfitte ift 
bie Wegnahme feinblicher Handelsfchiffe unb ihrer Rabungen. — Selbſt bie 
Forderung eines Xöfegeldes von einem gefangenen Feinde hat ganz aufge . 
hört, und ed findet jebt entweder gegenfeitiger Austaufch während bes 
Krieged ober wenigſtens beiberfeitige unentgeltliche Entlaſſung aller Gefan- 
genen beim Friedensſchluſſe ftatt. — Mögen dieſe Milderungen be Kriegs⸗ 
rechtes die Vorboten immer weitergehender Menſchlichkeit fein! 

2) Der früher aufgeftellte Grundfag, dag nur Uniformirte als 
regelrechte Feinde behandelt werben, bat feit ben amerifanifchen und fran⸗ 
zöſiſchen Revolutionskriegen nicht aufrecht erhalten werben können, indem 
bie Mittel diefer Staaten zur herkömmlichen Ausrüftung und Befleibung 
ber von ihnen aufgebotenen großen Maſſen nicht außreichten, diefe aber doch 
Beſtandtheile ber gefetlichen Kriegsmacht ware. Da jedoch bie Beſchrän⸗ 
fung ber Kriegsübel auf dad möglichft enge Maß durch bie Befeitigung aller 
Freibeuterſchaaren und durch die Fernhaltung der dem Heere nicht regel: 
mäßig angehörigen Bevdlferung des Landes bebingt ift: fo dürfen auch jetzt 
noch Diejenigen mit aller Strenge behandelt werben, welde bie Waffen 
gegen einen in bad Land eingefallenen Feind ergreifen, ohne zu ber ge- 
feglih angeordneten unb vom Staate anerkannten Kriegsmacht zu gehören. 

3) Glücklicherweiſe find nicht nur in ben legten europäifchen Kriegen 
feine Kaperbriefe mehr ausgeftellt worden, fonbern es bildet auch bie gegen: 
feitige Verzichtung auf biefes Kriegsmittel einen Theil des Parifer Friedens 
von 1856. Allein ba wegen ber Weigerung ber Vereinigten Staaten, biefer 
Verabrebung beizutreten, biefe unfelige Art von Geefrieg boch noch keines⸗ 
wegs al3 ganz aufgegeben betrachtet werben kann, fo ift auch jet noch bie 
Literatur über biefen Gegenſtand zu beachten. Eigene Monographien barüber 
find; Martens, G. F. de, Essai conc. les armateurs. Goetting., 
1795. — Berg van Midbelburgb, F. E., Verbanbeling over be 
affhaffing var be kaappaahrt. Utr., 1828. — Wurm, C. %., in Rot: 
tecks und Welderd Staatslerikon, Art. Brife. 

4) Das Nähere über die Wegnahme, bie Wiebernahme und bie ge 
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richtliche Verurtheilung von Schifjen ift in ben Werken über das Seerecht 
nachzuſehen. 

5) Mehrere Beiſpiele von bitteren Klagen und von lange nachdauerndem 
Haſſe wegen nicht eingebaltener Kapitulationen , und zwar namentlich wegen 
Verweigerung ber Ratififation nach bereit? begonnener Vollziehung ber Weber: 
gabe, zeigen, wie äußerſt forgfällig in ſolchen Fällen verfahren werben muß. 
Und es ift auch einleuchtend, daß bie Folgen einer Ueberfchreitung ber Be: 
fugniß zum Abſchluſſe einer Kapitulation nicht den ber gewöhnlichen Regel 
vertrauendben Feind, ſondern das eigene Heer und zunächſt ben fidh ver: 
fehlenden Befehlshaber treffen müfjen. 


$ 74. 
G. Die Verbündeten. 


Es ift wohl nicht loͤblich, daß nach dem beftehenben Ge- 
wohnheitzrechte bei den Bündniffen zum Behufe gemein- ' 
ſchaftlicher Kriegführung Meancherlei zugelaffen wird, was ber 
Natur der Sache nicht entjpricht. 

So ift es denn nach pofitivem Völferrechte nicht anerlaubt, 
daß Staaten, welche bei einem Streitpunkte unmittelbar gar 
nicht betheiligt ſind, ſich doch an einen der Kriegführenden 
anſchließen und ebenfalls in das Feld rücken. 

Es iſt ferner nach dieſem Rechte nicht verboten, auch 
Offenſivallianzen zu ſchließen, und zwar ſogar allgemeine, 
d. h. in jedem alle eines von dem Verbündeten befchlofjenen 
Angriffäfrieges geltende, ala befonvere, nur auf den gemein- 
ſchaftlichen Angriff eines beftimmten Staates berechnete. Ein 
folder Angriff mag die Einmifchung weiterer Staaten auch auf 
der anderen Seite veranlaffen; aber er gilt nicht als eine 
grundfägliche Verlegung des Voͤlkerrechtes. 

Dagegen mag man fi) wohl mit ber Eigenthitmlichkeit 
einverftanden erklären, daß nach beitehenden Anfichten der Ver⸗ 
bündete eined Feindes nicht unter allen Umftänben als über: 
haupt im Kriege begriffen betrachtet und demgemäß auch 
in jeber Beziehung ala Feind behandelt. wird. Wenn nämlich 
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ein Staat nur in folge eines allgemeinen und nicht auf den 
vorliegenden Fall beſonders gerichteten Bündniſſes ſich dem in 
einen Krieg geratheten Verbündeten anjchließt, dabei aber feine 
Mitwirkung ftrenge auf das verabredete Maß von Truppen oder 
Geldleiſtungen befchränkt, ohne anderweitige feindfelige Schritte 
zu thun: jo fteht dem Gegner die Wahl zu, ob er nur bie 
wirklich gegen ihn fechtenden Truppen eines ſolchen Verbündeten 
feindlih behandeln, im Uebrigen aber friebliche Verhältnifie 
fortdauern laffen will; oder ob er (wozu er allerdings voll- 
tommen berechtigt ift) die Xheilnahme am Kriege ala eimen 
Grund zu allgemeinen Feinpfeligfeiten zu betrachten geneigt ift. 
Im eriteren Falle werben bie Kriegsübel auf das möglichſt 
enge Feld bejchränkt ?). 

1) Beifpiele folder nur theilweifen SKriegführung gegen Alliirte gab 
u. a. Rußland im Jahre 1812, wo es Preußen und -Defterrreih nur fo 
weit als im Kriege mit fich begriffen betrachtete, als in Erfüllung früherer 
allgemeiner Verträge diefer Staaten mit Frankreich eine beftimmte Anzahl 
ihrer Truppen Beftanbtheile bed großen Einfalls-Heeres bildeten. Vollen 
Krieg bat dieſelbe Macht dagegen, und wohl vollflommen mit Recht, an 


Sardinien erflärt, als dieſes im Jahre 1855 mit England unb Frankreich 
ein Bündniß nach bereits ausgebrochenem Kriege ſchloß. 


8 75. 
f. Das Retcht der Neutralen. 


Mannchfach find die Eigenthümlichteiten, welche das poft- 
tive Völkerrecht in der Lehre über die Neutralität britter 
Staaten während der Dauer eines Krieges darbietet; und fei- 
neswegs mögen fämmtliche Abweichungen von. ben einfachen 
Sägen des philofophifchen Rechtes als gerecht und billig geprie- 
fen werben. Vielmehr iſt auf diefem Gebiete Mißbrauch ber 
Gewalt und Selbftfucht lange grell hervorgetreten. 

Schon dad Recht und die Verpfliätung zur 
Neutralität im Allgemeinen ift nicht jo beftimmt, wie es 
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fein ſollte. Zwar fteht es auch nach pofitivem europälfchen 
Voͤlkerrechte jedem unabhängigen und nicht etwa durch befondere 
Kriegsbündniſſe verpflichteten Staate zu, bei einem Kriege zwifchen 
Dritten neutral zu bleiben; allein eine rechtliche Verpflichtung, ſich 
ber Theilnahme an fremden Händeln zu enthalten , befteht grund: 
fätzlich nicht. Hierüber entſcheidet lediglich der Vortheil und die 
Klugheit des einzelnen Staates, Wer Theilnahme an einem 
ihm dem urfprünglichen Gegenſtande des Streites nach freinden, 
Kriege für angemefjen findet, hat natürlich die thatfächlichen Folgen 
zu tragen; aber eine vom europälichen Völkerrechte verbotene 
Handlung begeht er durch feine Einmifchung nicht. — Eine ' 
bemerfendwerthe Ausnahme biervon ift, daß einzelne Staaten 
unbebingt und zu einer bejtändigen Neutralität durch allge 
meine europätlche Beitimmungen verpflichtet find; jo namentlich 
die Schweiz und Belgien, früher Kralau. Auch ift es eigen- 
thümlich, daß einzelne Provinzen der Friegführenden Macht, 
natürlich in Folge bejonderer Verabredung zwiſchen den Krieg: 
führenden, neutral bleiben Lönnen; wie 3. B. im Kriege 
von 1733 die öfterreichifchen Niederlande für neutral erklärt 
waren. 

Was nun aber bie einzelnen Rechte und die Pflich— 
ten ber Neutralen betrifft, fo beftehen allerdings im Allge⸗ 
meinen feine Beſtimmungen, welche fich nicht jchon aus ber 
Natur der Sache ergäben. Es wirb auch nach pofitivem Rechte 
verlangt, daß ein neutraler Staat keinem der beiden Krieg- 
führenden irgendwelchen Vorſchub bei feinen Eriegerifchen Unter: 
nehmungen leifte, dagegen ihm denn auch bie Fortdauer jeber 
freundlichen Beziehung nach beiden Seiten bin gejtattet!). 
Unter keinen Umftänden darf ein neutraler Staat in feinem 
Gebiete, oder mit Benügung beffelben, Triegerifche Maßregeln 
von der einen ober von der anderen Seite zugeben; und es ift 
eine gegen feinen Willen vorgenommene Handlung Iegterer Art 
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eine jo ſchwere Verlekung feiner Rechte, daß er augenblicklich 
Krieg deßhalb an den feine Unabhängigkeit verlekenden Staat 
erflären kann, und er fogar, wenn feine Berhältniffe es irgend 
erlauben, durch feine Ehre zu diefem Schritte genöthigt ift?). 
— Dagegen bietet dad ganze Verhältnig des Handels der 
Neutralen zur See große Schwierigfeiten dar. Hier find 
nämlich die Intereſſen der großen kriegführenden Seemäcdhte in 
entfchtedenem Wiberfpruche mit denen ber gewöhnlich neutral 
bleibenden Handeläftaaten, und zwar in einer ganzen Reihe 
von Fällen; und e3 find daher auch die wölferrechtlichen Auf- 
ftellungen über das zu beobachtende Verhalten fehr verfchieben 
je nachdem fie von einer Seite ausgehen”), auch hat ihre 
Durchführung ſehr gewechfelt, je nachdem die Seemächte, vorab 
England, in der Lage waren, ihren Bortheil durchzuführen, 
oder fie ſich des guten Willens der Neutralen durch Nachgiebig- 
feit von ihrer Seite zu verfichern hatten. Erfreulich ift übrigen? 
allerdings, daß fich neuerer Zeit auch hier das pofitive Völker: 
recht den Forderungen der Humanität fichtbar nähert; wie 
namentlich das Vorgehen in dem rufjiichen Kriege von 1854 
u. f. beweift, wo ſelbſt England, wenn auch noch nicht grund: 
ſätzlichh und für immer, fo doch thatſächlich und für jett, in 
ben Hauptpunften den von ihm früher entjchieden bejtrittenen 
Forderungen der Neutralen nachgab®). 

Die wejentlichiten Punkte, um welche es ſich bier handelt, 
find aber nchftehende: j 

Keinem Zweifel unterliegt, daß neutrale Schiffe auch 
während eines Seekrieges die Hafen der friegführenden Mächte 
bejuchen und Waaren ein- und ausführen bürfen; jeboch iſt 
eben fo allgemein und im Grundſatze zugegeben, daß Krieg: 
contrebande Fein Gegenftand ver Einfuhr fein darf. Hier: 
unter verjteht man alle Gegenftänbe, welche der Keriegführung 
zu Lande und zur See dienen; allein nicht beſtimmt erledigt ift 
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die Trage, welcherlei Waaren hierher zu rechnen fein? Wenn 
nämlich auch fein Streit ift über bie fogenannten unmittelbaren 
Kriegäbebürfuifle, alfo Waffen aller Art, Pferde- Rüftungen, 
Krieggichiffe, Pferde, Pulver und Geſchoß: fo ift über die blos 
mittelbaren Kriegäbebürmifie, als da find Schiffbaumaterialien, 
Rohftoffe zur Verfertigung von Waffen und Pulver, Stein: 
kohlen, endlich Xebengmittel, die Meinung verfchieden; und 
auch in dem neueften alle find hier die Forderungen der Neu: 
tralen keineswegs volljtändig anerkannt worden. 

Ebenfalls dem Grundfaße nach unzweifelhaft ift der Saß, 
daß Neutrale einen blofirten Seehafen oder Küftenftrich 
nicht bejuchen dürfen. Allein großer Streit war lange barüber, 
unter welchen Vorausſetzungen eine Blokade vorhanden fei, und 
ed find namentlicy drei weſentlich verſchiedene Grundfäße auf: 
geftellt worden. Ein engfter, allein allerdings jet allgemein 
verlaffener, Begriff ver Blokade erkennt eine foldhe nur ta an, 
wo ein Schiff unmittelbar beim Einlaufen einer Beſchießung 
von Schiffen, welche vor dem Hafen liegen, ober von Strand: 
batterieen aus zu beftehen hätte. Nach einer zweiten Aufitellung 
ift eine Blokade ſchon dann vorhanden, wen ein anſegelndes 
Schiff offenbar Gefahr Läuft, von kreuzenden Kriegsfchiffen 
angehalten zu werben. Am weitelten ging bie von England 
und Frankreich lange geübte Blofade auf dem Papier, db. h. 
bie von einer kriegführenden Macht außgegangene Erklärung, 


daß eine beftimmte friebliche Küfte, möglicherweife ba ganze ‘' 


tedliche Land, im Blofadezuftande fei, und zwar dieſes ohne 
Ruͤckſicht darauf, ob thatfächlich eine entſprechende Seemacht 
zur wirflichen Durchführung der Blokade vorhanden war ober 
nicht. Es fcheint jedoch nach den Vorgängen bed legten See⸗ 
krieges, daß fich auch bie großen Seemächte zu ber Einräumung 
entichloffen haben, eine Blokade zwar durch Erflärung ber: 
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zuftellen, bie$ aber nur zu thun, wo und fo lange eine ber 
Durchführung entfprechende Seemacht wirklich abgefendet ift. 

Ein dritter Streitpunft ift die, namentlich in Beziehung 
auf den Kolonialhanbel fehr wichtige, Frage, ob die Neutralen 
während der Dauer ded Kriege eine Art von Handel 
mit einer der Friegführenden Mächte treiben bürfen, welcher 
ihnen in Friedenszeiten nach den Gejegen dieſes Staates nicht 
zufteht? Hier jcheinen allerdingd die Seemächte bei ihrer 
Verneinung der Trage dad volle Recht auf ihrer Seite zu 
haben. | 

Noch wichtiger aber, als alles bisherige, ift die Beant- 
wortung ber Frage: ob frei Schiff frei Gut made? und 
unfrei Schiff unfrei Gut? Mit andern Worten: ob 
bie in einem neutralen Schiffe befindlichen Waaren eine Feinde 
weggenommen werben bürfen, oder ob ſie vielmehr, ala auf 
neutralem Boden gelegen, nicht anzutaften jeien? ſodann: ob bie 
Waare eined Neutralen, welche auf einem feindlichen Schiffe 
gefunden werde, mit dieſem zur guten Priſe werbe, ober ob 
fie, als Eigenthum eines Befreundeten, freizugeben jei? ft 
auch dic letztere Frage, weil jelten ein Neutraler Waaren 
auf Schiffen einer Friegführenden Nation verfendet, nicht von 
großer practiicher Bedeutung, jo ift dies um fo mehr ber Fall 
in Beziehung auf bie erftere Frage, und zwar nach zwei Seiten 
bin. Einmal, weil deren Bejahung auch einer fchmächeren 
Seemacht wenigfteng einen Theil ihres Ausfuhrhandels während 
ber Dauer bed Krieges erhält; fobann weil diefelbe den Neu- 
tralen einen großen Gewinn dur Frachtbandel in Ausficht 
ftellt. Die älteften Secgefege, namentlich das Consolato del 
mar, leugneten, daß frei Schiff frei Gut mache; und während 
Ipäter die Neutralen die Kreiheit mit größtem Eifer vertheidigten, 
hielten die großen Mächte, namentlih England, das Necht 
zur Wegnahme feinvlicher Waaren von neutralen Schiffen 
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ebenjo beitimmt aufrecht. In dem jüngften Kriege der Meft- 
mächte mit Rußland dagegen haben auch fie die freiheit, zunächit 
für diefen Krieg fpäter als Grundſatz, anerkannt. 

Ein letzter Streitpuntt ift endlich noch der, ob Handels⸗ 
fchiffe, welche unter” dem Schuge eine? Kriegsſchiffes ihres 
Staates, unter Convoi, fegeln, von den Kriegsſchiffen ver 
friegführenvden Mächte angehalten und in Beziehung auf den 
Inhalt ihrer Ladungen unterfucht werben bürfen, oder ob das 
Wort des convoiirenden Befehlshaber als genügender Beweis 
eined rechtlich erlaubten Inhalte angenommen werden müffe? 
Diefe Frage, welche zu blutigem Zufammenftoße mit Neutralen 
geführt hat, verliert freilich ihren Werth großentheild, wenn 
der Grundſatz, daß frei Schiff frei Gut mache, beftehen 
bleibt. 

Die Verlegung ber Grundfäße hinfichtlich deS den Neutralen . 
zuftehenden Handelsrechtes wird von Seiten der dadurch benadh- 
theiligten Triegführenden Macht mit Confiscation von Schiff 
und Ladung beitraft, wenn der Fehlende auf der That ertappt 
wird. Doch kann diefe Strafe nur in Folge des Vrtheiles 
eine? Admiralitätögerichtes eintreten, befjen Verfahren, wenigftenz 
im Wefentlichen, eine gleichtautende europäifche Gewohnheit 
feſtſtellt 9). 


1) Wenn das Recht und die Pflicht der Neutralen gegenüber von ben 
friegführenben Mächten auch wohl bahin formulirt wird, daß der Neutrale 
beiden Friegführenden Theilen gleiche Begünftigungen einräumen müſſe: fo 
iſt dies infoferne nicht richtig, als der Neutrale grunbfäglich gar feine Be: 
günſtigung des Krieges vornehmen fol, thatſächlich aber überdies eine volls 
fommen gleiche Begünftigung beider Parteien, theild der geographifchen Lage 
berfelben , theils der Verfchiebenheit ihrer Bebürfniffe wegen, kaum je möglich 
if. Ein Neutraler wird fich daher fehr leicht Unannehmlichkeiten ausſetzen, 
wenn er ber einen Macht, welche. beffer bedarf, Kriegäbegünftigungen that- 
ſächlich angedeihen läßt, ber andern aber, welche der Lage ber Sache nad 
feinen Gebrauch bavon machen kann, nur mit Worten diefelbe Unterftügung 
anbietet. 

v. Mohl, Encnclopäbie. 82 
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2) Ein weltgefchichtliches Beiſpiel rücſichtsloſer Verlegung eines neu⸗ 
tralen Gebietes ift der Zug eines franzöfifchen Heeres durch dad preußifche 
Franken im öfterreihifhen Kriege von 1805; und wohl allgemein wirb es 
ala ein unentfhuldbarer Mangel an Selbftachtung unb als ber verberblichfte 
politifche Fehler betrachtet, daß Preußen bie Beleidigung nicht alsbald durch 
eine Kriegserklärung erwiderte. 

8) Die Literatur über den Seehandel der Neutralen iſt auherordentlich 
zahlreich. Nicht nur bildet die Beſprechung des Gegenſtandes einen Haupt⸗ 
inhalt aller Syſteme des poſitiven Völkerrechtes, ſondern es beſtehen auch 
ſehr viele Monographieen. Von den letzteren vertheidigt die ſtrengen An⸗ 
ſichten Englands am beſten Jenkinson, Ch. (nachmals Lord Liverpool) 
Discourse on the conduct of Great Britain in respect to neutral na- 
tions during the present war. Lond., 1757. Bon ben Schriften für 
die Rechte der Neutralen find namentlih zu erwähnen: Hübner, M., 
De la saisie des bätimens nentres etc. & la Haye, 1759. — Totze, 
La libert& de la navigation. Lond. et. Amst., 1780. — Büſch, J. G., 
Ueber bad Beſtreben der Völker, einander in ihrem Seehandel recht web zu 
tbun. Hamburg, 1800. — Jouffroy, Le droit des gens maritime. 
Par., 1806. — (Biedermann,) Manuel diplomatique sur le dernier 
&tat de la controverse concernant les droits des neutres. Leipz., 1814. 
Hautefeuille, L. B., Des droits et des devoirs de nations neutres 
en temps de guerre maritime. I—IV. Par., 1848. Die Gefchichte bes 
ganzen Verhältniffes aber hat, wennſchon mit fihtbarer Hinneigung zu ben 
älteren englifchen Anfichten, entwidelt: Reddie, J., Researches in ma- 
ritime international law. I. I. Edingb., 1844. 

4) Ten neueften Zuftanb biefer Lehre entwidelt eine Reihe von Schriften, 
welche während bed engliſch ruffifchen Krieges erfchienen find, namentlich 
von Lod, Hofad, Thomfon, Hazlitt und Node Das Nähere 

f. in meiner Gefdichte der St.W., Bd. 1, ©. 424 u. fg. 

5) Ueber das Verfahren ber Prifengerihte und über bie von ben- 
felben zur Anwenbung kommenden Grunbfäße gibt fehr belehrende Aus⸗ 
funft: Jakobſen, 5. J., Seerecht des Kriegd und Friedens. Altona, 
1815. — Derfelbe. Handbuch über das praktifche Seerecht ber Engländer 
und Franzoſen. I. IL Hamburg, 1808. 
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3. 
Staats - Sittenlehre. 


S 76. 
1. Begriff und Nothwendigkeit der StaatsSittenlehre. 


Die Pategorifchen Forderungen, welche zum Behufe einer 
grundfäglichen Aufftellung und Durchführung der Staatsein⸗ 
richtungen an ſämmtliche Staatögenoffen geftellt werben, find 
— wie bereit3 oben, $ 9, ©. 49, ausgeführt ift, — boppelter 
Art. Die eine, bisher befprochene, Gattung betrifft die Her- 
ftelung der äußeren Ordnung und läßt fich auch durch Äußere 
Mittel erzwingen; die andere dagegen verlangt einen vernünf: 
tigen Willen von jedem Eingehen in Beziehung auf das Zu: 
ſammenleben, und ihre Erfüllung hängt lediglich von dem 
Einfluffe der Betreffenden ab. Die Forderungen der erfteren 
Art find bie des Rechtes, und zwar bie bed. philojophifchen, 
infoferne fie nur aus einer logiſchen Nothwendigfeit hervorgehen, 
ober de pofitiven, wenn fie durch eine zuftändige Auctorität 
als Befehle ausgefprochen find; die der zweiten Art aber find 
bie der Sittlichfeit, und fie beruhen ausſchließlich auf dem 
Gewiſſen des Menſchen. 

Das Verhältniß der beiden Syſteme von Forderungen zu 
einander liegt klar vor. — Hinſichtlich des Gegenſtandes 


ſowohl, als des Umfanges der beabſichtigten Wirkſamkeit 


ſtehen fie völlig gleich. Beide beziehen ſich auf das einheitlich 
92 * 


500 


georbnete Zufammenleben der Menjchen im Staate, und zwar 
in deſſen fämmlichen Verhältniffen und Formen. Demnach ift 
bad innere und dad äußere Leben ded Staates, die Verfafjung 
eben fo gut als die Verwaltung, nach den Forderungen des 
Rechtes und nach denen ber Sittlidhfeit zu ordnen und zu hand⸗ 
haben; auch finden beide gleichmäßig ihre Anwendung auf 
fämmtliche Gattungen und Arten von Staaten. Wenn einmal 
eine beftimmte Form bed Zufammenlebend aus der allgemeinen 
Gefittigung eined Volkes hervorgegangen ift, fo tft biefelbe 
nicht nur äußerlich zu ordnen, logiſch auszubilden und in allen 
Beziehungen aufrecht zu erhalten, jondern es befteht auch bie 
fittliche Pflicht für ſaͤmmtliche Theilnehmer, dad unter biefen 
gegebenen Umſtänden Vernünftige zu wollen und zu vollbringen. 
Das Gewiffen verlangt, daß die naturgemäße und aljo berech- 
tigte und felbft nothwendige Geftaltung de Zuſammenlebens 
mit freiem Willen und mit Anwendung aller verfügbaren Kräfte 
vollitändig, ehrlih und moͤglichſt nützlich durchgeführt werde, 
— Eine wejentliche Verſchiedenheit zwiſchen Staatsrecht und 
Staatsmoral findet dagegen infoferne ftatt, ala das erftere 
lediglich die äußere Orbnung, jo weit dieſe durch finnliche, im 
Nothfalle erzwingbare Mittel durchgeſetzt werben kann, berzu- 
ſtellen bat, die Sittlichkeit dagegen über diefe, freilich vor Allem 
nothwendige aber body durch die Unvollfommenheit der menfchlichen 
Kräfte enger gegogene Grundlage hinausgeht. Theils verlangt 
fie für die erzwingbaren Keiftungen auch noch eigenen guten 
Willen der Vetheiligten; theils forbert fie felbft die Vornahme 
ſolcher Handlungen, welche rein vernünftig aber nicht erzwing- 
bar find, fei es nun, weil die Nothwendigkeit ihres Eintres 
tens oder wenigftend ihr Maaß wefentlich von der fubjectiven 
Beurtheilung des Einzelnen abhängt und fomit eine all- 
gemeine und gleihförmig zu handhabende Regel nicht aufgeftellt 
werben kann, fei es, weil bie Handlung Anftrengungen und 
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Opfer vorausſetzt, welche über bie gemeine, für Alle gültige Regel 
binauzgehen und deren Auferlegung alfo von Seiten ber Staats- 
gewalt die Gleichheit des Rechtes nicht geftattet. Und zwar verlangt 
das Sittengefet hierbei von dem Stantögenoffen Doppeltes: 

einmal, daß er felbjt das völlig Bernunfigemäße an: 
ftrebe und fich dabei von feiner finnlichen Natur weber zurück⸗— 
halten noch über bie richtigen Grenzen treiben laſſe; 

zweiten®, daß er die Zwecke Anderer achte wie bie ſeini⸗ 
gen, und fie vorkommenden alles foͤrdere, ſoweit feine Kräfte 
gehen ‚und nicht eigene mindeſtens gleich wichtige Zwecke ihn in 
Anfpruch nehmen ). 

Bon einem grundfäglichen Widerfpruche zwifchen 
ben Forderungen ded Rechtes und ber Sittlichkeit kann unter 
biefen Umftänden nicht die Rebe fein; und wenn auch ohne 
Zweifel dad Recht manche Beſtimmung trifft, welche fich nicht 
ſchon mit logiſcher Nothwendigleit aus den Gefegen der reinen 
Bernünftigfeit ableiten läßt, jondern mit einem gewiflen Grade 
von Willfür eine zweifelhafte Frage entfcheidet, jo ift doch auch 
ein jolcher Theil der Rechtsordnung der Sittlichleit an fich 
keineswegs zuwider, von ihr vielmehr als ein Theil der uner- 
läglichen äußeren Orbnung zu achten und zu fördern. — Doch 
ift allerdings in Einem alle ein Zufammenftoß möglich. Wenn 
nämlich das pofitive echt, gebietend ober verbietend, eine 
Regel aufitellt oder eine Einrichtung anorbnet, welche unver 
einbar ift mit rein vernünftigem Wollen und Handeln, fo 
wiberjpricht einer Seit? das Gewiſſen eines jeben mit bem 
verfehlten Befehle in Berührung Kommenden einer Bollziehung 
beflelben, und bebroht doch das Recht den Ungehorfam mit 
Strafe oder anderen Nachtbeilen. Die Erwägung daß das 
Nicht hier auf falſchem Wege fei, hilft nicht aus ber Klemme. 
Einmal befteht es, und ift auch bereit fein Gebot mit Gewalt 
burchaufeßen ; ſodann ift die Aufrechterhaltung der Rechtsord⸗ 
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nung eine jo nothwendige Vorbedingung auch bes gefitteten 
Lebens, daß eine Anerkennung berjelben immer auch eine bebeu- 
tende fittliche Pflicht if. Der letztere Grund entfcheibet. Es 
muß der Fall als eine Colliſion fittlicher Pflichten aufgefaßt 
und jomit der Erfüllung ber bebeutenderen ber: Vorzug gege- 
ben werben. Welche berjelben höher anzufchlagen fei, läßt fih 
immer nur im einzelnen alle entfcheiden. Im Zweifel wird 
aber bie Befolgung der Rechtsnorm vorgehen; nicht ala folche, 
ſondern weil die Aufrechterhaltung ber gefammten Rechtsord⸗ 
nung, wie fie bejteht, von Hoher Bedeutung für das ver- 
nünftige Zulammenleben der Menfchen tft. Sollte jedoch in 
einzelnen Fällen die Gewiffenzforberung eine unter Teinen Um- 
ftänden zurüdauftellende fein, jo hat ber Betreffende ihr zu 
folgen und bie daraus fich ergebenden Nachtheile, namentlich 
alfo auch die vom Rechte angebrohten Strafen, als unvermeib- 
fiche Webel über fich ergeben zu laſſen. Sittliche Pflicht ber 
Staatdgewalt ift e8 denn freilich auch, dem Wiberfehren joldy’ 
unglücklichen Widerſpruches durch fchleunige Aenberung des 
pofitiven Rechtes vorzubeugen, unter Umständen auch in dem 
bereit3 thatfächlich vorliegenden Falle der Gewiſſenstreue durch 
Begnadigung zu Hülfe zu kommen. 

Ucher dad Verhältnig der Sittlichkeit und der Staats- 
fittenlehre zur Politik, ſ. unten, $ 84. 

Kaum erſt eines Beweiſes follte es bebürfen, daß auch die 
Wiſſenſchaft vom Staate den Standpunkt der Sittlichfeit 
nicht vernachläffigen darf. Nicht nur wirb burch eine regel- 
gerechte Entwidelung der fittlichen Staatzpflichten das Bewußt⸗ 
fein derſelben gejtärkt, ihr Anhalt klarer gemacht, und dadurch 
zu ihrer häufigeren und beſſeren Befolgung Veranlaffung ge- 
geben ?); ſondern e3 ift diefe Beachtung auch ein theoretifches 
Bedürfniß. Nur dann nämlid, find alle möglichen Seiten des 
Lebens der Menfchen im Staate erörtert, und die Geſetze biefer 
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verfchiedenen Auffaffungen burch Gegenfat und wechfelfeitiges 
Eingreifen erläutert, wenn auch bie rein vernünftige Auffaffung 
dargelegt und neben dad Erzwingbare auch dag nır Wün- 
ſchenswerthe gejtellt ijt. So gewiß zu einem vollendeten Syfteme 
ber Staatöwiffenfchaft außer bem Fahlen Rechte auch die Lehre der 
Klugheit, die Politik, gehört: ebenſo fihher muß die Moral in ihren 
Forderungen gehört werden?) Es ift alſo weder ein Beweis 
von wiſſenſchaftlicher Umficht, noch von allgemeiner menfchlicher 
Geftttigung, daß bie Staat? Sittenlehre, die ſchon im Leben 


- geringere Berüdfichtigung findet ald das Recht und die Klug⸗ 


beit, von der Theorie vollftändig vernachläffigt zu fein pflegt; 
noch ift es eine Entſchuldigung oder ein genügenber Erſatz, 
wenn die rein philofophijchen und die theologiſchen Moraliyfteme 
auch die Pflichten des Menfchen im Staate beachten ®). 


1) Folgende Beifpiele mögen die Verfchiebenheit des Rechtes und ber 
Sittlichleit in Beziehung auf das Staatsleben zeigen. Unzweifelhaft giebt 
das Recht einem conftitutionellen Monarchen die Initiative bei Gefeben und 
das Beto bei Anträgen ber Stände; und es kann vom Rechts-Standpunkte 
aus nicht? eingewendet werden, wenn bie Sjnitiative häufig und läſtig 
oder aber auch allzu fpärlich gebraucht wird, während die Ausübung bes 
Beto gegenüber von bloßen Bitten (ohne ſtrenges Recht) gar Feine rechtliche 
Grenze bat. Dagegen verlangt bie Sittenlehre eine gewiffenhafte Benützung 
dieſer fürftlichen Befugniſſe; alfo eine bereitwillige und wohlüberlegte An- 
wendung ber Snitiative in allen yällen, in welchen durch ein neues Geſetz 
etwas Gutes geftiftel werden kann, und eine Verzichtung auf bag Veto, wo 
eine Bitte vernünftig und billig if. ine entgegengefeßte Handlungsweiſe, 
bei welcher Eigenſinn, Eigennuten, Trägheit, Rachſucht u. ſ. w. ber Be- 
weggrund zur Ausübung des Rechtes wäre, iſt zwar nicht unrecht, aber 
höchſt unfittlih. — Das Recht hat ferner vom Bürger nicht? zu verlangen, 
als daß er die geſetzlichen Verbote achte und bie gefeblichen Leiftungen er: 
fülle; die Moral aber verlangt von ihm noch, je nad) ben Umftänten , frei: 
willige Förderung bes allgemeinen Beften, Muth zur Befeitigung von Ge⸗ 
fahren ımb zu Belämpfung von Unfug, ungezwungene Opfer in Zeiten ber 
Noth und Gefahr. — Ein Stantsbeamter endlich, welcher nur bie in feinem 
Dienftvertrage verabrebete Thätigfeit entwidelt, welcher ben Staat nicht be: 
trägt und fi vom Untertfanen nicht beftechen läßt, erfüllt allerdings feine 
Mechtapflicht, iſt aber Dabei doch nur ein gemeiner Mietbling, wenn er 
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nicht alle feine Kräfte anftrengt, um fo vieles und fo gutes zu leiften, als 
er überhaupt vermag. Seine Sittlichkeit fängt ba erft an, wo bag Recht 
aufhört. — Und fo noch bei unzähligen meitern Gegenfäben ober Ergän- 
zungen, wo überall das natürliche Gefühl mit ber blofen Rechtserfüllung 
nicht zufrieden ift, weil es erachtet, daß nicht die volle Schuldigfeit gethan 
fei, und es body feine Hülfe und Begründung feiner Forderung findet, wenn 
ihm ber Unterfchied zwifchen Recht und Eittlichfeit nicht klar vorliegt. 


2) Es würde wenig Menfchentenntniß verrathen, wenn von einer häu⸗ 
figeren und beſſeren Bearbeitung der Staatd:Sittenlehre ein fehr großer Ein: 
fluß auf die allgemeine Handlungsweiſe der Dienfhen im Staate erwartet 
werben wollte; allein unzweifelhaft trägt e3 doch zu bem vorberrfchend 
felbftiichen Gebaren fo Vieler bei, daß niemald von weitergehenden For: 
berungen an den Bürger, den Beamten, ben Bolfsvertreter, den Fürften 
die Mede ift, als mozu fie nach firengem Nechte gezwungen werden Tönnen. 
Der ohnedem fo oft mißverfiandene und falſch angewenbete Begriff bes 
Rechts ſtaates gibt eine Veranlaffung weiter, nicht mehr zu thun, als 
mas das äußere Geſetz verlangt, während biefe® doch nur das Wenigſte, 
nicht aber das Höchfte befiehlt. | 

3) Bon einer eigenen Literatur ber Staatd-Sittenlehre ift bis jett nicht 
bie Rede. In den Syſtemen ber Staatöwifienichaften ift die Stantömoral, 
freilich unbegreiflih genug, ausnahmslos ganz übergangen. Ebenfowenig 
befteht eine befondere Monographie über biefelbe. Die philoſophiſchen und 
theologifhen Syſteme ber Ethik behandeln allerdings auch die Pflichten bes 
Menſchen im Staate und gegen ben Staat; allein theils finb für dieſe 
Schriften bie Beziehungen zum Staate bo nur ein untergeorbneter Ab: 
fhnitt der Anwendung, daher häufig ftofflih ehr knapp gehalten; theil® 
aber ift, in ber Regel, bie Bearbeitung nicht von ber Art, daß fie 
ben Bebürfniflen des Staatögelehrten entfpräde. Die den Berfaflern zu Ge- 
bote ftehenden Kenntniſſe von Staatsleben pflegen doch nur äußerlich und 
bruchſtücklich zu fein, und laſſen daher eine vollftändige und ganz richtige 
Auffafiung der Fragen nicht zu. Nicht felten ift die Methode und Dar: 
ftellungsweife techniſch ſchwerfällig, und fogar nur unter Vorausfegung bes 
Studiums eined ganzen philoſophiſchen Syſtemes überhaupt verftändlich. 
Die theologifchen Bearbeitungen ruhen auf einer jeden Falle nur für chrift- 
liche Staaten brauchbaren Orunblage, und haben leicht eine Neigung zu 
gemüthlicder erbaulicher Betrachtung, anftatt ſcharfer wiffenfchaftlicher Feſt⸗ 
ftellung. Davon gar nicht zu reden, daß faf immer, welder Gattung 
biefe Syſteme angehören mögen, die Grängen gegen Staatsrecht und gegen 
Politik nicht eingehalten find, zum Theile grunbfäglih. — Zu den gut ge 
meinten aber mehr erbaulichen als wiflenfchaftlichen Darftellungen gehören 
Mos heim's (Millers) Sittenlehre ber H. Schrift, Bb. IX, Gött, 
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1770, &. 1-—343;5 und Reinhard’ Syſtem ber chriſtlichen Moral, 
4. Aufl., 2b. IT, ©. 541—604. Auch Hirſcher, Chrifllihe Moral, 
5. Xufl., 3b. IT, ©. 693—743 , neigt fich biefer Auffaffung zu; abge: - 
feben bavon, daß das Machtliche zu ſehr vorwaltet. Lediglich ein Syſtem 
des philoſophiſchen Staatsrechtes liefert: Wirth, 3. U., Syſtem ber ſpe⸗ 
culativen Ethik. Heilbr., 1841, Bd. II, ©. 167—390. Zu techniſch phi⸗ 
loſophiſch gehalten ift ber Abfchnitt in G. Hartenftein’d Grunbbegriffen 
ber ethifchen Wiflenfchaften. Lpz., 1844, ©. 234—294, und 487—574. 
Zwar anerfennenswerthe, aber jehr Furze und zum Theil ganz fragmentari: 
fhe Bemerkungen find enthalten in 3. G. Ficht e's Syſteme ber Sitten: 
lehre (1798), ©. 305—335; in Schleiermaders Entwurf eiued Sy: 
ſtems der Sittenlehre (herausg. von U. Schweizer,) S. 274—290; unb in 
Marheineckes Syftem ber tbeologifchen Moral, S. 5350555. So bleibt 
denn eigentlich nur M. Roth e's Theologifche Ethik, Bb. IT, 2, ©. 840 
bi8 1009, wo fich denn allerdings Fülle bes Stoffes, Wiſſenſchaftlichkeit 
ber Behandlung und befonnener Freimuth zu einem trefflichen Ganzen ver: 
binden. Nur ftimmt leider bie grumbfäßliche Vermifchung von Moral und 
Politik mit der in gegenwärtiger Darftellung feftgehaltener Trennung ber 
verfchiedenen Geſetze für das praktifche Leben ber Menfchen nicht überein. 


$ 77. 
2. Die oberften Grundfäge der Staats Sittenlehre. 


Auch das fittliche Leben ift nach bewußten Grunbfäßen, 
und nicht blos nach Gefühlen einzurichten. Doppelt jo im 
Staate, wo e3 in Berührung fümmt mit dem Rechte und mit 
ber Klugheit, welche beibe beftimmten Regeln folgen und unklare 
Gefühlzeinwirkungen entweder gar nicht beachten, ober durch 
diefelben in Verwirrung gebracht werben würben. Auch ift nur 
bei der Aufitellung beftimmter Grunbfäge eine wifjenfchaftliche 
Bearbeitung möglich. 

Es find nun aber zwei wejentlich verfchiedene Verhältnifie, 
für deren ſittliches Gebaren Grundſätze aufgeftellt werben 
müffen. — Zuerſt für den Staat jelbft, ala Gejammtheit 
und Einrichtung. Es tft zwar eine falfhe Auffaflung, den 
Staat lediglich als eine fittliche Anſtalt zu betrachten, und fo: 
mit allen und jeden in die Ericheinung tretenden Staaten eine: 
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und biefelbe fittliche Aufgabe, und zwar dann folgerichtig Feine 
andere, als die Erjtrebung ber höchiten für den Menfchen über- 
haupt erreichbaren inneren VBernunftmäßigkeit zuzuweiſen. Der 
Staat ift vielmehr eine durch die Unzureichenheit der übrigen 
einfacheren Verbindungen unter den Menfchen hervorgerufenes 
Erzeugniß des Bebürfniffes, und fein Wefen jo wie feine Auf- 
gabe ergibt fich mit logiſcher Nothwendigkeit aus ben, zu ver- 
fchtevenen Zeiten und bei verfchievdenen Völkern wefentlich ver- 
ſchiedenen, Zuftänden der Cultur. Hieraus folgt denn auch, 
vom Standpunkte der Sittlichkeit aus, eine eigene Aufgabe 
für jede Stantdgattung, und ſelbſt für jede Unterart derfelben, 
welche eben darin befteht, ven in feiner Kigenthümlichkeit auf- 
gefaßten beſonderen Staatszwed mit freiem Willen und mit 
Anftrengung aller Kräfte durchzuführen und ihn bis zu feiner 
ideellen Volkommenheit zu heben. Reine Vernunftmäßigfeit ift 
nicht da vorhanden, wo etwas erftrebt wird, was unter den 
gegebenen Umftänden nicht möglich ift und von den Betreffenden 
nicht gewollt werden kann, fonbern da, wo das an fich erlaubte 
Vorhandene redlich und mit Aufopferung finnlicher und felbftifcher 
Bortheile gewollt wird. So aljo, wie die Verfchiebenheit ber 
Staaten eine Verſchiedenheit der oberften Rechtsgrundfätze er- 
zeugt, jo verlangt fie auch eine derfelben entfprechende Eigen- 
thümlichkeit der ftttlichen Forderungen. — Das zweite jtaatliche 
Verhaͤltniß, für welches fittliche Grundfäge aufgeftellt werben 
müffen, ift dad Benehmen des einzelnen Staatstheil- 
nehmer im gemeinfchaftlichen Leben und in feiner Beziehung 
zu dem Staate und beffen Organen und Einrichtungen. Die 
. allgemeine Verpflichtung, vernünftig zu wollen und zu handeln 
und aus freiem Willen das irgend mögliche Suträgliche zu 
fördern , kann keinen: Zweifel unterliegen ; in ftofflicher Beziehung 
gehen aber die Korberungen bier ſehr auseinander, einer Seits 
je nach der perfönlichen Stellung des Einzelnen zum Staate, 


507 


anderer Seit? aber je nach der Gattung und Art im Staate 
jelbft. 

Diefer Verſchiedenheit ver Beziehungen unerachtet laſſen 
fich doch wenigftend einige ganz allgemeine Sätze aufftellen, 
welche ben fittlichen Forderungen an dad Staatsleben ala oberfte 
Anhaltspunkte dienen. Welchen befondern Zweck nämlich auch 
ein bejtimmter Staat verfolge, bleibt er doch unter allen Umftän- 
den eine einheitliche Einrichtung zur Förderung gemeinfchaftlicher 
Lebenszwecke eines Volles; und wie abweichend auch, je nach 
ben Aufgaben und Formen der verjchievenen Staatsgattungen 
und Arten die Verhältniffe der einzelnen Genoffen fein mögen, 
immer find fie doch, fei es einflußreiche und herrſchende fei es 
bienende, Mitglieder ver Einheit. — Was nun aber 

I, zunächft die für das fittliche Verhalten ver Staaten 
ſel bſt aufzufindenden Grundſätze betrifft, jo ift offenbar 

1. Grundlage für. eine vernünftige Geftaltung der Ein- 
richtungen und gleichlaufende Richtung des Handeln die un- 
verrüdte Feflhaltung des Satzes, daß der Staat nicht zur 
Befriedigung der Wünfche und Intereſſen nur Einzelner, ſon⸗ 
dern zur Förderung der aus ber conereten Gefittigung des 
gefammten Volkes ſich ergebenden Lebendzwede 
befteht, fo ferne dieſe einer Unterftügung durch eine einheitliche 
Macht und Ordnung bebürfen. Je nad der nothwenbigen 
oder freigewählten Staatöform koͤnnen einzelne Perjonen oder 
ganze Stände bevorzugt fein; allein es dürfen diefe Ausnahms⸗ 
ftellungen nicht zur Hauptſache gemacht werben, ſondern es muß 
der Zweck ber Geſammtheit in dem freien Willen ber Staatö- 
gewalten allem vorgehen und rückhaltlos verfolgt werden. Die 
Behauptung: «l’etat, c’est moi» ift nicht nur eine logiſche 
und eine thatfächliche Unwahrheit, fondern eine grobe Unjitt- 
lichkeit, von wen und wo immer fie aufgeftellt werben mag. 

2. Nicht nur vereinbar hiermit, fondern jogar nur 
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eine weitere Ausführung befjelben Grundſatzes ift bie For⸗ 
derung, daß die befonderen Gedanken jeder Staat 
gattung und Staatsform in feinem innerften Weſen begriffen 
und in alfen Beziehungen durchgeführt werben fol. Ein Wieber- 
fpruch einzelner Sinrichtungen mit dem Principe, rühre er aus 
Geiftesträgheit oder aus Selbftjucht, ftört nothwendig die be- 
ftehenden und befugten Lebenszwecke einer größeren ober kleineren 
Anzahl, beeinträcht für fie den aus dem Staate zu ziehenden 
Nutzen, ift fomit unbillig gegen fie und unfittlich. 

3. So gewiß es fittliche Pflicht if, die befteheride Staats⸗ 
einrichtung mit allen erlaubten Mitteln und mit freiem Willen 
aufrecht zu erhalten, jo lange biefelbe ber Lebenzrichtung des 
Volkes im Ganzen entfpricht: ebenfo gewiß ift es orberung 
ber Sittlichfeit, die zu jenem Zwecke verliehenen Mittel nicht 
länger zu gebrauchen, wenn bie veränderte Gefittigung auch 
eine andere Staataufgabe nothwendig macht. In dem eben 
angegebenen Falle ift Aenderung der Berfaffung da? 
einzige Vernünftige, und alſo Gewiſſenspflicht. Natürlich tft 
es denn auch fittliche Pflicht eines jeden Urtheilsfähigen, und 
namentlich der Einflußreichen,, fi von dem wahren Verhalten 
der Thatfachen bejtmöglich zu überzeugen und babei etwaigen 
perjönlichen Intereſſen Leinen Spielraum zu laffen. 

4. Die Anerkennung ber vernünftigen Zwecke Dritter 
und deren freiwillige und aufrichtige Förderung, wo eine ſolche 
wünfchenswerth ift und ohne Zurüuͤckſetzung eigener gleich wich- 
tiger Zwecke gefchehen kann, ift unzweifelhafte Forderung be? 
Sittengejeßed. Died findet denn auch Anwendung im Ver- 
bältniffe von Staat zu Staat. | 

H. Hinſichtlich des rein vernünftigen Verhaltens Ein- 
zelner im Staate find aber nachſtehende allgemeine, fomit 
von etwaigen bejonberen Stellungen und Verhalmiſ en abſehende, 
Sätze aufzuſtellen: 
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1. Jeder Menſch Hat den Staat, in welchem er im 
Weſentlichen feinen concreten vernünftigen Lebenszweck erreichen 
Tann und durch die Gefammteinrichtung geförbert findet, nicht 
nur anzuerkennen und unangetaftet zu laſſen, fondern er foll 
auch benjelben pofitiv achten und ihn, wo ihm dieſes nöthig 
ericheint, mit Wort und That fördern und vertheidigen. 
Dagegen darf niemand fich einem Staate anfchließen, in welchem 
er jeinen vernünftigen Lebenszweck nicht zu erreichen vermag. 
Entweder muß er einen folchen, wenigftens relativ unfittlichen, 
Staat durch erfaubte Mittel zu ändern fuchen; oder aber er 
bat venjelben zu verlaffen. Nur Letzteres fteht ihm frei, wenn 
die überwiegende Mehrzahl der Bürger ihre vernünftigen Zwecke 
im Staate, wie er itzt iſt, erreichen zu koͤnnen überzeugt ift. 

2. ever hat die Befugnik und die Pflicht, die ihm zu: 
ftehenden Rechte foweit geltend zu machen, als dies zur Er- 
reichung feiner vernünftigen Zwecke nöthig if. Die Zwecke 
Anderer braucht er nicht über die eigenen zu jtellen,, falls fie 
nicht von entjchieden größerer Bedeutung find; ja er ift felbft 
fittlich dazu nicht befugt. Dagegen geben die vernünftigen 
Zwecke der Geſammtheit, ober wenigſtens Vieler, den Zwecken 
nur Einzelner vor; und wo gar bie Durchführung eines 
Anfpruches für den Berechtigten nicht nothwendig, für Andere 
bagegen nachtheilig ift, muß fie jeden Falles unterlaffen werben !). 

3. Jede Rechtöverpflichtung gegen Dritte ift pünktlichit, 
d. b. gutwillig, rechtzeitig, und ohne Beläftigung 
des Berechtigen, einzuhalten. Eine feite Rechtsordnung 
ift Grundbedingung ber Erreichung aller Lebenszwecke; ihre 
Achtung und Förderung daher auch wichtige fittliche Pflicht. 
Auch wenn ein Necht nicht die ganze vernünftige Forderung 
erfüllt, iſt es zu achten fo lange es befteht, und nur durch 
erlaubte Mittel kann auf defjen Verbefferung Hingewirkt werben. 
Ausnahmsweiſe ift jedoch die Verlegung einer Rechtsforderung 
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furtfich erlaubt, wenn ihre Erfüllung unvereinbar wäre mit ber 
Erreichung eines geiftig ober fachlich entſchieden höher ftehenden 
menfchlichen Zweckes; nur muß natürlich von dem Uebertre⸗ 
tenden die Folge der Verlegung, 3. B. Strafe, getragen werben ?). 

4. Das allgemein Nüglihe ift dem Befonderen, 
bad Wichtige bem Unbedeutenden vorzuziehen, wo immer 
eine Wahl ift. Im Zweifel aber ift es Pflicht, dasjenige zu 
unternehmen, wozu man bie meifte Befähigung bat, und wo 
man alfo am ficherften Nugen zu bewirken im Stande ift; nicht 
aber etwa dad Angenehmere oder Glängenbere. 

5. Endlich noch find die Gebote des Sittengeſetzes nicht 
blo3 auf den Inhalt ber Handlungen, ſondern auch Hinfichtlich 
ver Vollziehungsweiſe einzubalten. Auch bei letzterer 
kann eine unnöthige, und ſomit unfittliche, Beeinträchtigung 
Dritter ftattfinden, 3. B. durch Verzögerung, Unfreunblichkeit, 
Rückſichtsloſigkeit u. ſ. w. 


1) Bei einer Eollifion von eigenen und von fremden Zweden, wo fo: 
mit die Pflicht eintreten kann bie geringeren perfönlichen Zwecke ben ent: 
ſchieden wichtigeren fremben nachzuftellen, ift kein äußerer Maßftab zur ge: 
genfeitigen Schägung biefer Zwede anwenbbar. Hier enticheibet nur bie 
eigene aufrichtige Weberzeugung, welche aus ber allfeitigen Ueberlegung ber 
concreten Verbältniffe hervorgeht und fomit keiner allgemeinen Regel unter: 
worfen werben kann. Auch macht bie äußere Lage ber Dinge einen großen 
Unterfchied. Wenn 3. B. bie Erhaltung ber Familie bie ganze Kraft und 
Zeit eine? Mannes verlangt, oder wenn er buch die Betreibung einer 
nüglichen Kunft oder Wiſſenſchaft volftändig in Anſpruch genommen ift: 
fo ift er fittlih volllommen befugt, in gewöhnlichen Zeiten ber Be 
forgung von Öffentlichen Gefchäften fich zu entziehen. Allein ander, wenn 
entweber in bejonberer Gefahr der Staat aller Kräfte bebarf, welche über- 
baupt verfügbar find‘, ober wenn ein wichtiger Zweck nur durch die Wirk: 
famfeit eines dazu vorzugsweiſe Befähigten erreicht werben mag. 

2) Wohl zu unterfcheiben von ber Frage, in welchen Fällen ein Rechts⸗ 
gebot aus rehtlichen Gründen und firaflod unbeachtet gelaflen werben 
kann, 3. B. in Fällen von Nothwehr, wegen phyſiſcher Unmöglichkeit ber 
Leiftung oder wegen eines von einer höheren Auctorität ausgehenden Be: 
fehles , ift die Frage: ob unb warn ein rechtliches Gebot des Stanted aus 
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fittligen Gründen verlegt werden bürfe, unb dann auch folle? Daß 
dieh jeben Falles nur felten geſchehen barf, ift allerdings fon dadurch ber 
gründet, baß bie reditlihe Ordnung bed Staates die Grundlage und Bor: 
Bebingung der Erreichung menfälicher Lebenszwece if, und dap ein großer 
Theil ihres Nuhens in ber Zuverläffigkeit ihrer Aufrechterhaltung beſteht. 
Allein damit ift nicht bewieſen, daß es nicht wenigfieng einzelne Berhältnifie 
geben fann, in melden es fittliche Pflicht ift, ein geſetzliches Gebot wiſſent⸗ 
Ti, und willentfich zu verlegen, weil beflen Volftredung entfgieben unver- 
nünftige Folgen hätte und großen unmittelbaren Schaden brächte. Unzweis 
felhaft ift die in einem folchen Falle obwaltende Eollition der Pflichten einer 
ber ſchwierigſten, und es muß verlangt werben, daß nicht blos mit Rein- 
heit des Gefühles und ber Abſicht, ſondern aud mit möglichfter Umſicht und 
ESadifenntniß verfahren werde. Die für Berlepung des Gefehes angebrohte 
Strafe kann übrigens fein Entſcheidungsgrund für die Beachtung bed Ge: 
ſebes fein; vielmehr muß ihre Erſtehung, auch wenn ihr mit Gicherheit 
entgegen gefehen werben kann, ald eine der Erfüllung der ſittlichen Pflicht 
gu dringendes weiteres Opfer betrachtet werben, und ’e8 erhöht noch bie Aus- 
ſicht auf fle das fitiliche Werdienft ded Entfejluffes. Im wie ferne e& dann 
anderer Seits für die Staatsgewalt ſittliche Pflicht fein kann, die rechtlich 
verdiente Strafe durch Begnabigung zu befeitigen, ift eine zweite, ebenfalls 
ſchwierige Frage. 


$ 78. 
8. Die Methode. 

Folgerichtig mit der Behandlung des philoſophiſchen Staats- 
rechtes und in Ucbereinftimmung mit ven fo eben, $ 76 und 
77, erdrterten Anfichten über die einer jeden Gattung und Art 
der Staaten eigenthümlichen fittlichen Grundfäge, wäre wohl 
die Darftellung der Staatsfittenlchre zu zerlegen in fo viele 
einzelne in ſich abgeſchloſſene Erörterungen, ald es ſolche Be: 
fonderheiten gibt. Da jedoch einer Seitd die Wiſſenſchaft bis 
ist zu einer ſolchen Durcharbeitung des Stoffes noch nicht 
gelangt ift!), anderer Seits die Nebeneinanderftellung ber durch 
die Verſchiedenheit der Staaten hervorgerufenen Lehren auch 
ihre unzweifelhaften Vortheile darbietet: jo fcheint es für bie 
durch eine Encyflopädie beabfichtigten Ueberſchau zu genügen, 
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wenn in Beziehung auf hauptjächlichite ftaatliche Beslefungen bie _ 
Anwendung bed Sittengeſetzes nachgewiefen , dabei benn aber 
auch bie bei den verjchievenen Staatsformen fich ergebenden 
Eigenthümlichteiten bejonderd hervorgehoben werben. 

Hierbei ift es wohl am Plage zu bemerken, daß bei einer 
zweifelhaften unb vielleicht von der Theorie noch nicht bearbei- 
teten Frage der Staatsfittenlehre namentlich zwei Regeln im 
Auge zu behalten find: 

1) Vor Allem ift das befondere Weſen des concreten 
Staates , alfo feine Gattung und Form, ſcharf aufzufaflen, damit 
die Hanblungsweife über deren fittliche Nothwendigkeit man 
mit ſich zu Rathe geht, auch wirklich im Einflange mit den 
allgemeinen Aufgaben und dem rings um beobachteten Verhalten 
ſei. Es ift nicht bloß möglich einen frembartigen Rechtsſatz 
ftörend in eine für ihn nicht paſſende Staatdart hineinzutragen ; 
fondern dieß kann eben fo gut auch bei fittlichen Normen ge- 
fchehen, und ift dann nicht minder verkehrt. 

2) Selbjt wenn der zum Handeln DBerufene für feine 
Perfon auf einer andern Gefittigung fteht, als das übrige 
Bolf, une ihm fomit die dem letztern entfprechende und von 
ihm aufrecht erhaltene Staatdart nicht genügt: jo hat er doch 
in allen vorfommenden Fällen bag für die beſte Durchführung 
der beſtehenden Einrichtungen taugliche Verfahren einzuhalten 
und diefe mit freien Willen fo wie nach beiten Kräften zu 
fördern. Einerſeits Fönnen nur auf diefem Wege die VBortheile 
gewonnen werden, welche in der, vielleicht unvolllommenen, Ge- 
ftaltung des Zuſammenlebens möglich find. Andern Theiles ift 
dann erft ber Beweis, daß das Volk fich zu einer andern An⸗ 
Ichauung vom Staatszwecke zu erheben und die nöthigen Aen- 
derungen vorzunehmen habe, jchlagend zu führen, wenn das 
Beftehende mit beftem Wiffen und Gewiffen vollzogen wurbe 
und es dennoch in feinen Erfolgen nicht genügt. — Mit einer 
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ſolchen Anerkennung bed Thatfächlichen tft immerhin das Necht 
und die fittliche Pflicht einer theoretichen Aufklärung über 
Beſſeres, jowie die entſchiedene Abweifung durchaus unvernünf- 
tiger, alſo unbedingt unfittlicher, Handlungsweifen im einzelnen 
Falle wohl vereinbar. Bu 


1) Die Verfchiebenheit ber Staaten und bie daraus ſich ergebende Mannd;: 
faltigkeit des fittlichen Verhaltens ift — fo weit meine Kenntniß ber betref- 
fendenden Literatur geht — nirgends auch nur mit einem Worte in ben 
Spftemen ber Sittenlehre berücfichtigt. In ben auf philofophifcher Grund⸗ 
lage errichteten erflärt fich dies unfchwer, indem hier das in daS betreffende 
allgemeine Syſtem pafiende deal bed Staates ausſchließlich berückſichtigt 
wird. Weniger Grunb baben bie theologifchen Lehrgebäube der Moral, da 
ber hriftliche Charakter des Staates, welchen fie allerdings vorausfegen und 
verlangen, fi gar wohl mit verfchiebenen Auffaffungen de Zuſammen⸗ 
lebens verträgt. Am meiften nähert ſfich noch Hartenftein, Grund— 
begriffe ber ethiſchen Wiflenichaften, ©. 580 fg., einer Anerfennung ber ver: 
ſchiedenen Staatsaufgaben; doch kommt es auch bier nicht zur Karen Ein- 
fiht und zu einer beftimmten TForberung. 

2) Diefe Auffaffung wird vielleicht Widerfpruch erfahren, weil das Ge- 
wiffen immer unb überall baffelbe fei, ſomit auch immer nur biefelben 
Forberungen ftellen könne. Dem ift allerdings fo unter gleichen äußeren 
Bedingungen; allein eben fo richtig iſt, daß unter verfchiebenen Voraus⸗ 
fegungen und zu verfchiedenen Zwecken auch verſchiedenes Handeln Gewiſſens⸗ 
pfliht wird. So ift e8 3. B. im modernen Rechtsſtaate fittliche Pflicht, 
Gedanken: und Gewiſſensfreiheit zu fördern; ficher aber nicht in einer Theo: 
fratie. In einer Patriarchie iſt es fittliche Forderung an den Bürger, das 
Oberhaupt mit Findlicher Ehrfurcht zu betrachten; dazu ift in einem Patri⸗ 
monialftaate fein Grund, alfo auch Feine Pflicht. Der klaſſiſche Staat 
verlangt auch von bem freien Willen feiner Theilnehmer ein jo weit gehendes 
Aufgehen des Einzellebens in dem Wohle der Gefammtheit, wie es in feiner 
anderen Staatsgattung fittlihe Aufgabe iſt. In einer abjoluten Monarchie 
haben nicht nur bie Kehren über bie fittlichen Pflichten eines Wählerd und 
eined Abgeorbneten gar feine Stelle, fondern es ift überhaupt daB ganze 
vernünftige Verhalten zu einem Befehle des Inhabers der Staatögewalt in 
einer Einherrſchaft mit Volfävertretung und in einem unbefchränkten Yürften: 
thume weſentlich verfchieben. 


v. Mohl, Enchclopäbie. 88 
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4. Das Sittengeſet im innern Staatsleben. 


g§ 79, 
a. die ſittliche Aufgabe der Verfaſſang. 


Die Verfaſſung eines Staates iſt weder eine Bewahranſtalt 
für Alterthümer noch ein Erziehungsmittel, ſondern die Grund⸗ 
lage des Zuſammenlebens, wie ſolches aus dem concreten Ge⸗ 
ſittigungsſtande des Volkes in der Gegenwart entſpringt. Wenn 
nun unzweifelhaft verſchiedene Geſittigungsſtuſen der Voͤlker 
beſtehen, ſo iſt es eine Forderung der Vernunft, die Verfaſſung 
der jemaligen thatfächlich erreichten Stufe anzupaſſen, und es 
darf namentlich die Anficht von ber größern Vorzüglichfeit einer 
andern Lebensanſchauung nicht dazu verführen, die biefer lek- 
teren entfprechenden Einrichtungen auch einem dazu nicht geeig- 
neten Zuftande aufzubrängen. Mit anderen Worten, es tft 
nicht blos Forderung bes Rechtes und der Klugheit, fondern 
auch der reinen Sittlicdhfeit, nach ber relativen und nicht nach 
der abſoluten Güte einer Verfaffung zu ftreben HY. 

Demgemäß find vom fittlichen Standpunkte aus an bie 
Verfaſſung eines Staates nachfichende Forderungen zu ftellen: 

1. Diefelbe muß fo eingerichtet fein, daß ber gejammte 
fittliche Inhalt des beftehenden Lebenszweckes fih im Staate 
entwideln Tann und von bemfelben, foweit dies nöthig ift 
unterjtüßt und gefördert wird. Ausnahmen zu Ungunften 
einzelner Volksklaſſen oder erlaubter Xebensrichtungen find 
unfittlich 2). 

2. Unvernünftige einzelne Einrichtungen find uns 
erlaubt, theils an ſich, theils weil fie die volle Entwickelung 
de vernünftigen und alſo allein fittlichen Staatszweckes 
ſtoͤren ). 

3. Einräumungen von Rechten über das Bedürfniß 
hinaus, ſei es daß allgemeine Staatszwecke ſei es daß ein- 
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zelne an fich Erlaubte Lebenseinrichtungen überflüffig geförbert 
werben, find unfittlich, weil dadurch Dritten unnöthige Be: 
fhränfungen und Verpflichtungen auferlegt werben, jomit 
bie Entwidelung ihrer Perjönlichkeit ohne Nothwendigkeit ge- 
ſtbrt iſt ). 

4. Eine Verfaſſung welche gar keinen vernünftigen 
Lebenszweck des Volles anerkennt oder vorauzjcht, (wie 3. B. 
bie Despotie,) jondern daſſelbe lediglich als Mittel für fremde 
Zwecke behandelt, ift unheilbar unfittlich. 

5. Jede Verfaffung mag unbeanjtanbet Maßregeln treffen, 
welche ihre Aufrechterhaltung und Entwicklung ficher zu ftellen 
geeignet find; allein fie darf auch nicht unterlaffen, einen ge- 
jeglichen und nicht unnötbig erjchwerten Weg zu beitimmen für 
eine etwaige frühere oder jpätere Ausdehnung des Le: 
benszweckes des Volles, alſo auch für Verfaffungsän- 
derungen °). 


1) Wenn Rothe, Ethik, Vb. III, S. 900 u. fg., verlangt, daß bie 
Berfaffung eined jeben Staated „bie Realifirung ber vollendeten fittlichen 
Gemeinichaft" anzuftreben habe, jo vermag man bem nicht beizuftimmen, 
indem bie Aufgabe der Sittlichfeit nicht darin befteht, etwas unter gegebenen 
Umftänden Unerreichbares zu wollen, fonbern vielmehr dag unter ben vor: 
bandenen Umftänben Vernünftigfte. In wie ferne der Gang ber Gefchichte 
nachweift, daß bie Völker eine entfchiedene Richtung auf bie Verwirklichung 
bes fittlichen Zweded nehmen, mag babin geftellt bleiben ; jeden Falles haben 
fie diefes Ziel, und zwar in fehr verjchlebenen Abftufungen, noch nicht er: 
reiht, und bie für ihr Zufammenleben nöthigen Einrichtungen müflen nah 
ben jebigen Bedürfniſſen befielben berechnet fein. 

2) Ein Verſtoß gegen bie Forderung, daß ber gefammte füttliche 
Inhalt des Volkslebens in ber Verfaflung ausgeprägt fei, würde z. B. in 
einer Patriarchie begangen, in welcher zwar wohl den väterlichen echten 
des Regenten, nicht aber den kindlichen Anfprüchen der Untertbanen Rechnung 
getragen wäre; oder in einem Rechtsſtaate, welcher eine ausſchließende 
Staatskirche anerfennte, Sflaverei bulbete, feine Sittenpolizei in den bazu 
geeigneten Fällen hätte; ober endlich in einem hausherrlichen Staate, welcher 
ausſchließlich die Anfprücde ber großen Gutöbefiger fürberte, bie Fleineren 
aber ganz unberüdfichtigt ließe. 

33 * 
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3) Hier muß denn unterfchteben werben zwiſchen undbebingt Unver⸗ 
nünftigem und nur bedingt Verwerflichem, je nachdem eine Einrichtung 
in jeder Art von Staat finnlo® und zwedwibrig ift, weil ein georbnetes Zu⸗ 
fammenleben überhaupt unmöglich) machend, oder fie nur im Wibderfpruche 
mit einer beftimmten Staatsgattung fteht. — Unbedingt umvernünftige Ein- 
richtungen find 3. B.: PBefreiungen ganzer Klaſſen Leiftungsfähiger von 
jeder Tragung der Staatsfoften ; unantaftbare Afyle für Verbrecher; unlös⸗ 
barer Dualismug im Staatöwillen; dag liberum veto eines einzelnen 
Untertbanen oder Mitgliedes einer regierenden Berfammlung. — Nur be 
bingt unvernünftig ift dagegen eine Weberlafiung der Rechtspflege an die 
Priefter einer beftimmten Religion, in fo ferne.diefe Einrichtung allerdiugs 
in der großen Mehrzahl der Staaten weder dem Berhältniffe bed Staates 
zu ben firchlichen Geſellſchaften nach dem Begriffe und Bebürfniffe ber Rechts- 
pflege entfpricht, fie bagegen in einer Theofratie ald ganz folgerichtig und 
ſelbſt nothwendig erfcheint. So das allgemeine Gebot einer Öffentlichen Ge- 
fammterziehung aller Kinder, welche® nur in bem klaſſiſchen Staate eine 
genügende Rechtfertigung findet, überall fonft aber in die Anfprücdhe auf 
individuelle Entwicklung und in bie Nechte der eltern eingreift. Ferner 
die Unterfagung von Verfammlungen zur Beſprechung ſtaatlicher Fragen, 
als welche zwar nicht in einer Demokratie oder in einer repräfentativen 
Monarchie, wohl aber in einer unbefchränften Fürſtenherrſchaft, einer Ark 
ftofratie, einer Theofratie an ber Stelle ift. 


4) Ueber das Bebürfnig hinaus gehende und ſomit unfittliche Rechte 
find: eine allzu große Eivillifte, eine‘ Ausdehnung des Begriffs des Maje⸗ 
ftätZverbrechend auf unfchuldige Handlungen; Einräumung von Rechten an 
bie Stantöbeamten , welche weder burch die Nothwenbigfeit einer Gewinnung 
tüchtiger Männer für den öffentlihen Dienft, noch durch das Bedürfniß 
einer hinreichenden Macht zur Führung bes Amtes geboten find. — Nicht 
wohl ber Bemerkung bedarf es, daß bie Verfchiedenheit ber Staaten auch 
in biefer Beziehung einen großen Unterſchied macht. Perfönliche Bevor: 
rechtungen einer Priefterfchaft mögen 3. B. in einer Theofratie nütlich und 
nöthig fein, während fie im Rechtsſtaate keinen Zweck haben und fomit ein 
Anſpruch auf Gleiches als eine unfittliche Anmaßung zu verwerfen ifl. Die 
im Maffiihen Staate ganz zweckmäßige Sitten-Cenfur und Luxus-Polizei ift 
in folcher Weife und Ausdehnung in allen jenen Staatsgattungen verwerf⸗ 
lich, welche fein gemeinfchaftliches Leben aller ihrer Theile beabfichtigen. 

5) Am jchwierigften wird die Erfüllung bdiefer fittlicher Pflicht in ber 
Theofratie fein, weil ihr doch nicht zugemutbet werben Tann, felbft einen 
Zweifel in die unbebingte Wahrheit und ewige Dauer der von ber Gottheit 
felbft angeblich ertheilten Bejeße auszusprechen. — Im Webrigen vgl. 3. ©. 
Fichte, Syftem der Sittenlehre, ©. 468. 
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| 880. 
b. Die ſittlichen Pflichten des Staatsoberhauptes. 


Ungweifelhaft hat Jeder, welcher auch nur einen Heinen 
Antheil an der Leitung ber öffentlichen Angelegenheiten hat, 
fittliche Pflichten in diefer Beziehung; doch treten diefe vor: 
zugsweiſe bei Solchen hervor, welche in Folge der concreten 
Staatseinrichtungen als inzelne mit der Handhabung der 
Staatögewalt betraut find. 

Bon je größerem Einfluffe ihr perjönliche Benehmen für 
bie Erreichung ber allgemeinen Zwecke, alſo für dad Wohl 
und Wehe des ganzen Volkes ift, deſto größer ift auch ihre 
fittliche Aufgabe, alled in ihren Kräften Stehende zu thun, um 
ihre Stelle möglichft vollftändig auszufüllen und nüßlich zu 
machen. Höhe des Rechtes und Ausdehnung der Pflicht ftehen 
in unmittelbarem Verhältniffe. Und zwar befteht fein Unter- 
ſchied, ob dad Staatsoberhaupt durch Bewerbung und Wahl, 
oder ob es durch Zufall der Geburt in bie fo einflußreiche und 
für ein ganzes Volk wichtige Stellung gelangt. In jenem 
Falle ift e8 Gemiffensfache, die abgelegten Verfprechen zu hal- 
ten und das gewonnene Vertrauen zu vechtfertigen. Für ben 
durch Geburt Berufenen aber ift es Gebot, den vor Taufenden 
Anderer, eben fo fehr oder felbft mehr Geeigneter, zuge 
fallenen Bortheil durch Erfüllung der ganzen Aufgabe nach- 
träglich möglichft zu verdienen. — Ebenſo wird das Necht, die 
Regierung nieberzulegen, zur einleuchtenden Pflicht, wenn Er- 
fahrung und Selbfterfenntniß einen Inhaber der Staatsgewalt 
von feiner Unfähigkeit zur genügenden Ausführung der Stellung 
überzeugt haben, oder wenn eine fpätere Beeinträchtigung der 
Kräfte durch ein Unglüc eingetreten it. So wenig es löblich 
und erlaubt ift, vor blofen Gefahren und Schwierigfeiten oder 
aus Bequemlichkeit zurückzutreten, jo tadelnswerth ift eine 
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Fefthaltung, welche nur zum Unheile für Staat und Volf aus: 
ſchlagen Tann"). 

Die Berfchiedenheit der Staatzarten ift natürlich von 
großem Einfluffe auf die bejonberen Forderungen, welche an 
das fittliche,, über das erzwingbare Hecht hinausgehende, Ver: 
halten der zur Leitung der Staatsangelegenheiten Berufenen zu 
ftellen find. Je mit dem Zwecke des Staates ändert fich auch 
die Aufgabe für die Leitenden und Ausführenden. — In einer 
Patriarchie iſt es Pflicht des Oberhauptes, daß es wirklich von 
väterlichen und verwanbtichaftlichen Gefinnungen gegen die 
Mitglieder des Stammes durchdrungen fei und überhaupt das 
ganze Verhaͤltniß als ein rein menfchliches auffafle. — Ein Patri- 
montalftaat verlangt jeden Falles jtreng rechtliche Sinnesweiſe, 
welche nicht an dem Buchſtaben der Verträge und Sabungen 
lebt, noch weniger durch Benügung von Scheingründen und 
fchlauen Ausflüchten Verjprechungen zu umgehen oder Ungebühr- 
liches zu erlangen ftrebt; allein mit Fug kann auch noch von 
dem Mächtigen und zur Ertheilung von Wohl und Wehe Be- 
fähigten verlangt werben, daß er über das Recht hinaus Billig⸗ 
feit übe, freied Wohlwollen zeige und feiner Seits bei paffenden 
Gelegenheiten mehr leifte, als wozu er ftrenge genommen ge- 
nöthigt ift. Namentlich ift e8 in dieſem Verhältniffe Pflicht, 
eine augenblickliche Verlegenheit der Unterthanen, im Ganzen 
ober Einzelnen, nicht zu wohlfeiler Erfaufung einer unverhältniß- 
mäßigen bleibenden Leiftung auszubeuten. — In der Theokratie 
it jeden Falles bemüthiged Erkennen ber göttlichen Grabe, 
ftreng nach den religidfen Sabungen eingerichteted Leben, vor: 
wiegended Streben nach dem Höheren und Geiftigen Gewiffens- 
pflicht; in einer getheilten Theofratie aber koͤmmt noch ſowohl für 
das geiftige ald für das weltliche Haupt bie ſchwierige Aufgabe 
hinzu, die Stellung des Mitregenten nicht unnöthig zu er- 
Ichweren durch äußerſte Verfolgung des eigenen Rechtes, Frieden 
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zu erhalten durch Nachgiebigkeit in erlaubten Dingen, bie 
verfaffungsmäßige Stellung und Würde aber mit Muth und 
Beſtändigkeit aufrecht zu halten. — Wenn erfahrungsgemäß bie 
fittlichen Gefahren einer Volksherrſchaft (im klaſſiſchen Staate 
ſowohl, ala im neuzeitlichen Rechtsſtaate), namentlich Neid und 
Undankbarfeit gegen verdiente Männer, Gewaltthaͤtigkeit gegen 
Außen, Leichtfertigfeit und MWebereilung in den Bejchlüffen, 
Wankelmuth im Feſthalten find: fo Liegen auch bie Pflichten 
fehr nahe, welche vor andern in diefer Staatsform ber regie- 
renden Gewalt obliegen. — Die Ariftolratte verlangt dagegen 
von jedem Einzelnen der zur Herrfchaft Berufenen vorzugsweiſe 
Maͤßigung, yerfönlihe Fähigmahung zum öffentlichen Dienfte, 
Aufopferung wo es Noth it, vornehmen Sinn. — Die an 
ben Fürften im Rechtäftante an ſich und wegen bed großen unb 
immer noch wachjenden Umfanges der Aufgaben dieſer Staats- 
gattungen zu ftellenden fittlichen Forderungen find jo bedeutend, 
dag man fich der Unvolllommenbeit der menfchlichen Natur 
erinnern muß, um nicht Unmdgliches zu verlangen. Bei einem 
unbejchränkten Deonarchen tritt namentlich einer Seitz bie 
Pflicht beftändiger Zurüdbrängung ſelbſtiſcher Zwechke un 
Neigungen, anberer Seit? die Nothwendigkeit angeftrengtefter 
Thätigleit und Aufmerffamfeit in allen Theilen des, ſchließlich 
von ihm allein beftimmten, Stantälebend in erfte Linie Kür 
Fürſten, welche eine Volksvertretung neben fich haben, ift auf: 
vichtigeß Ergeben in die Beichränkung ihrer perjönlichen Macht 
und Bewahrung von Wohlwollen gegen bie zur Mitwirkung 
Berufenen eine wichtige, leider nicht eben leichte, Aufgabe *). 

Im Uebrigen find namentlich nachftehende einzelne Tor: 
derungen, mit nur untergeorbneten Abänberungen, in allen 
Arten und Formen bed Staate® an einzelne Inhaber ber 
Staatsgewalt zu ftellen: 

1. Ein Staatsoberhaupt hat feine wahre jtaatliche 
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Aufgabe aufzufaffen; alfo weder fih eine Stellung, Würde 
oder Berechtigung beizulegen, welche nicht verfaſſungsgemäß 
und nothwenbig ift, noch auch einfeitig nur diejenigen Beſchäf⸗ 
tigungen heraugzugreifen, welche ihm fubjectiv zufagen, unan⸗ 
genehme aber nothwendige dagegen zu vernachläfligen ?). 

2. Ein StaatZoberhaupt ift dem Staate feine ganze 
Zeit und Kraft ſchuldig. Auch bei der .angeftrengteften 
Thätigkeit bleibt doch immer, namentlih in einem größeren 
Staate, aus der unermeßlichen Aufgabe Viele? unerreicht; um 
fo unfittlicher ift daher Trägheit, blos mechaniſche Gejchäfts- 
führung, Vergnügenſucht, Hingebung an Spielereien. I. 

3. Der an der Spike aller Geſchäfte Stehende, von 
deſſen perjönlicher Entfcheidung und Richtung fo Vieles abhängt, - 
ift fittlich verpflichtet, zur Erkundung der Wahrheit. 
und des Thatbeſtandes der öffentlichen Angelegenheiten. Eine 
abfichtliche oder wenigftend gerne getragene Selbfttäufchung über. 
unbefriebigte Bevürfniffe und begründete Unzufriedenheit, oder 
über die Untauglichleit und den fchlechten Willen untergeorb- 
neter Organe ift nicht nur eine unfluge Verblendung, jondern 
ein fittlich hoͤchſt tadelnswerthes Hinderniß ber Erfüllung von 
Regentenpflichten. Daher denn geforbert werden muß: Zugäng⸗ 
lichleit für jeden Hülfefuchenden; fleikige eigene Einficht von 
wichtigen Verhandlungen jo wie von den thatfächlichen Zuftänden 
der Staateinrichtungen und der verſchiedenen Landestheile; 
Vermeidung von unbebingtem Vertrauen in Günftlinge; Aus: 
behnung „perjönlicher Belanntichaften und Befprechungen über 
einen abgejchlofienen Kreis hinaus 9); ftrenge Beftrafung von 
Täuſchung und amtlicher Lüge; endlich Geftattung von Prek- 
freiheit, wo biefelbe nur irgeub vereinbar ift mit der Verfaſſung 
bed Staated, Dagegen ift es ebenfalls Pflicht, geheime Zu⸗ 
trägereien abzuweilen, namenlojen Anklagen zu mißtrauen, ein 
Spionenſyſtem ferne zu halten. 
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4 Aufrichtigkeit und Ehrlichkeit im ganzen 


Regentenleben. Blos heuchlerifche und fcheinbare Haltung der 


Geſetze, Vorſchiebung öffentlicher Zwecke bei ſelbſtiſchen Mbfich- 
ten, hinterliſtige Abnützung der Perſonen ober Parteien, Un: 
aufrichtigfeit gegen bie eigenen Beamten, verberben ben ganzen 
Geift des Volfed und der Staatöverwaltung und verhindern 
vieled Gute; fie jind alſo unfittlich. 

5. Da von der Brauchdarkeit und Ehrlichkeit der Beamten 
vie Wirkſamkeit der Staatzeinrichtungen zum großen Theile 
abhängt, jo ift die beftmögliche Befegung der Aemter 
eine der wichtigften Pflichten de3 Negenten. Wenn auch nicht 
rechtlich, jo fällt doch fittlich die ganze Schuld des Uebels, 
welches jchlechte Staatsbeamte verurfachen, auf dad Staats- 
oberhaupt, welches jie ernannt hat. Mit Necht muß baber 
verlangt werben, daß das Staatöoberhaupt nicht nur felbft ben 
aufrichtigen Willen habe und die erforberliche Mühe anwende 
zur beitmöglichen Beſetzung aller öffentlichen Stellen; ſondern 
daß es auch allgemeine Einrichtungen treffe, welche geeignet 
find, die Tüchtigften in jebem einzelnen Falle zu feiner Kennt- 
niß zu bringen und Unbrauchbare ferne zu halten. Dies kann 
aber felbit dann verlangt werben, wenn der freie Wille des 
Regenten empfindlich dadurch beſchränkt würde. Unter allen 
Umſtaͤnden verwerflich iſt namentlich: ausſchließliche Bevorzugung 
einzelner Stände zu gewiſſen Aemtern, weil dadurch einerſeits 
Befähigte entfernt, andererſeits Unfähige aufgenöthigt werben; 
unverbiente Beförderung perjünlicher Lieblinge; Zurückſetzung 
tüchtiger aber perfönlich dem Regenten nicht angenehmer Männer; 
Verleihung von Staatdämtern zur Belohnung von Unfittltch- 
keiten, 3. B. von politifchem Verrathe, von Dienftleiftungen 
unehrenhafter Art u. ſ. f. 

6. Ein richtige® Syftem ber Belohnungen und 
Strafen ift einer ber wichtigften Hebel einer guten Berwal- 
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tung und greift überbied förbernd in das ganze Volksleben ein. 
Die fittfiche Pflicht ded Negenten ift, weber fchlaffe MWeichlich- 
feit noch leidenſchaftliche Härte bei den Strafen, bei ben Be⸗ 
lohnungen aber nur Berüdfichtigung wahren Verdienſtes obwalten 
zu laffen ). Perfönliche Beziehungen bürfen weber bei ben 
Strafen noch bei den Belohnungen eingreifen; namentlich alfo 
fol dad Begnadigungsrecht nur da, wo es in ben beim ein- 
zelnen Falle obwaltenden Umftänben begründet ift, nicht aber 
etwa zur Berherrlihung von Familienfeften oder perjönlichen 
erfreulichen Ereigniffen gebraucht werben. 

7. Die Stellung eine? StaatZoberhauptes bringt große 
Ausgaben mit fi; entfprechende Einnahmen find daher noth- 
wendig, und es ift nicht unfittlich fie zu verlangen. Wohl 
aber ift es eine Verlegung der fittlichen Pflicht, die Gelbfor- 
berungen an den Staat zu ben perjönlichen Ausgaben über 
das wirflihe Bebürfniß hinaus zu fteigern, wobei 
nicht außer Acht zu laſſen ift, daß nicht Prunk und Berfchwen- 
dung, fondern im Gegentheile Einfachheit der äußeren Erſcheinung 
wahre Größe und Würde ift, und daß Luxus an der Spike 
allmälig die ganze Gefellihaft durchbringt und das Volk zur 
Derarmung und Entfittlihung führt. Es iſt nicht blos ein 
Beweis von Meinlicher Gefinnung und Mangel an wahrer 
Bildung, ſondern wahrhaft unfittlih, wenn die großen einem 
Staat3oberhaupt perfönlich zur Verfügung geftellten Drittel auf 
eine nichtige Weile vergendet, nicht aber zu bebeutenden und 
bleibenden Werfen und für höhere Bildung verwendet werben. 

8. Wohlwollen und Wohlthätigkeit find Pflich⸗ 
ten beö Hochgeftellten und des Reichen; um fo mehr alſo eines 
Staatsoberhauptes. Doch ift nicht blos Härte und Geiz, ſon⸗ 
dern auch fchlaffe Weichheit und Mangel am Unterfcheibung 
und Nachdenken bier ein, Fehler. 

9. Ein mufterhaftes Privatleben tft bei einem 
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Stantsoberhaupte nicht blos an und für ſich und perſoͤnlich 
eine Pflicht, ſondern es wird deren Vernachlaſſigung durch das 
weithin fichtbare Beiſpiel in beſonders hohem Grabe tadelns⸗ 
werth. Je leichter von ihm ein fchlechter Lebenswandel geführt 
werden kann, befto größer tft auch das Verdienſt von Maͤßigung 
und Entſagung. 

10. Endlich muß in auswärtigen Angelegenheiten des 
Staate Verträglichkeit und Billigkeit verlangt werben, 
damit nicht Zerwürfniffe mit Fremden ohne Noth entftehen. 
Jeder Krieg hat fo unenbliches Elend und Unglück in feinem 
Gefolge, daß eine muthwillige Herbeiführung eines folchen eine 
unverantwortiich ſchwere fittliche Schuld if. Dagegen foll 
allerding? ein Staat3oberhaupt auch die Rechte und den Vor—⸗ 
theil ſeines Staated in auswärtigen Beziehungen perjönlichen 
Nücfichten nicht zum Opfer bringen, fonbern auch hier Eifer, 
Uneigennügigfeit und Muth zeigen. 


1) Es ift eine völlige Verfehrtheit, die Pflicht zur Negierungsnieber: 
legung von Seiten eined zur Beſorgung der Gefchäfte unfähig Gewordenen 
dadurch befeitigen zu wollen, daß bie Uebertragung. der Staatögewalt für 
eine von ber Vorſehung ausgehende Aufgabe erflärt wirb, beren Ablehnung 
Ungehorfam und Sünbe fei. Gerade auf diefem religiöfen Standpunkte muß 
anerfannt werden, daß bie Entziehung ber ımerläßlichen Fähigkeiten eben- 
falls eine zu beachtende göttlihe Schidung if; und ed muß in ber- 
felben einer Seits eine von Allen unweigerlich zu befolgende Hinweiſung 
auf einen neu angeordneten Zuftand ber Dinge, und anderer Seits eine 
Verpflichtung zu perfönlicher Temüthigung unter ben fogar thatſächlich aus- 
gebrüdten Willen der Vorſehung erblidt werben. 

2) Mit großem Rechte macht Rothe, Ethik, Bo. IH, ©. 922, auf 
bie befonbere Schwierigkeit einer aufrichtigen Anerkennung bed conftitutio- 
nellen Principe in ber Zeit des Weberganges von unbeſchränkter Megierung 
zu befchränkter, aber auch auf die befondere Pflicht guten Willens ımter 
diefen Umftänden aufmerkſam. Allerdings haben auch bie Unterthanen in 
folder Zeit befonbere Verpflichtung zu Vertrauen und sur Nachgiebigkeit in 
untergeordneten Punlten. 

3) Nicht bloß eine Befhmadlofigkeit und ein religiöfer Fehler, ſondern 
auch eine große fittliche Schulb ift es, wenn ein Staatsoberhaupt im Wider: 
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fpruche mit der Geſchichte und mit bem rechtlichen Charafter bes Staates 
feiner Stellung und Perfon eine Heiligkeit und göttliche Unverantwortlichfeit 
beilegt. Dies kann nur zu einer Ueberhebung über die Pflichten unb zu 
einer falſchen Stellung zu ben Unterthanen führen. Das Bemußtfein einer 
befonderen Begünftigung burch bie Vorfehung darf nur zur Demuth unb 
zu ber angeftrengteften Pflichterfüllung , nicht aber zu einer Selbfivergöite- 
rung und zur Berfäumung der Aufgabe führen. 

4) Hermetifhe Abſchließung der perfönlihen Umgebung eined Fürſten 
und Befhränfung bes Umganges auf eine bevorrechtete Klafje Iriuht, neben 
ber Verarmung bes geiftigen Lebens, auch bie Unmöglichkeit‘ eier aim 
Kenntniß ber Thatjachen und ber Menfchen. Sie ift- baher ebenfo Fee 


gegen bie fittliche Pflicht bes Staatsoberhauptes, als fie lächerlich und lang⸗ 


weilig if. — Starke aber wahre Aeußerungen über bie Richtigkeit inb Bee. 
derblichfeit eines abgefchloffenen Hoflebens f. bei Fichte, Beiträge z: Be... 


richtigung ber Urtheile über bie franzdfiiche Revol. Werte, Bb: VI, ©. 


1 


241; Schleiermader, Politil, ©. 168; Rothe, Ethik, Bi DE. 


u. 


©. 934. 2 
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81. 
c. Die ſittlichen Pflichten der Kürger gegen den Staat. 


Es find drei wefentlich verſchiedene Zuftänbe zu unter 
ſcheiden: 

1. wenn der Staat unzweifelhaft der Lebensanſicht des 
Volkes entſpricht und auch ſeine Einrichtungen im Weſentlichen 
folgerichtig ſind; 

2. wenn zwar im Ganzen kein Widerſpruch zwiſchen dem 
Gedanken des beſtehenden Staates und der Geſittigung des 
Volkes vorhanden iſt, wohl aber im Einzelnen bedeutende Aen⸗ 
derungen als nothwendig erſcheinen; 

3. wenn der Lebenszweck des Volkes und das Weſen 
der beſtehenden Staatseinrichtungen in entſchiedenem Wider⸗ 
ſpruche ſteht. 

Zu 1. Einem vollſtändig genügenden Staate 
hat ſich der Buͤrger ganz anzuſchließen. Alſo ſoll er denſelben 
nicht blos nicht verletzen, ſondern ihn auch, ſoweit er als 
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Einzelner dazu befähigt ift, zu fördern und gegen innere und 
äußere Angriffe zu vertheibigen fuchen. Er hat alfo, wenn. 
dadurch ein Nuten geftiftet wird und die Staatdorbnung es 
zuläßt, auch freiwillige Dienfte zu leiften, in feinem Lebens- 
kreiſe Schaden abzuwehren durch Wort und That, ungefehlichen 
oder gemeinjchäblichen Beſtrebungen Anderer entgegenzutreten, 
werm ein negatives Verhalten von feiner Seite die fchlechten 
Bemühungen fördern oder ihnen auch) nur den Anfchein einer 
allgemeinen Billigung verleihen würbe, namentlich aber wenn 
bie regelmäßige bürgerliche Gewalt nicht außreichen follte N). 
Bon felbft verfteht fich, daß in allen Fällen des gewöhnlichen 
Leben? die Geſetze und Einrichtungen eined zu echt beftehen- 
den Staated von den Unterthanen nicht nur pünktlich und 
vollſtändig, ſondern auch freudig und freiwillig zu befolgen 
find. Auch wo der Zwang der öffentlichen Gewalt nicht hin⸗ 
reicht, oder wenn. die Entdeckung einer Mebertretung nicht zu 
befürchten ift, muß jede, allgemeine oder beſondere, Verpflich⸗ 
tung erfüllt werden; fo namentlich in gewiſſenhafter Bezahlung 
der Abgaben und Leiftung ber perfönlichen Dienfte. Im Falle 
einer von der Behörde aus guten Gründen verlangten Auskunft 
iſt rückſichtsloſe und unerjchrodene Wahrheit Bürgerpflicht. 
Eine, verſteht ſich geſetzlich außgeiprochene, Strafe foll mit 
Anerkennung des begangenen Unrechte3 und mit dem Entjchluffe 
einer Vermeidung von Rückfällen hingenommen werben. Wenn 
aber ver Staat einem Einzelnen ein, formelled oder materielleg, 
Unrecht zufügen will, fo bat biefer in erfter Linie nicht nur 
das Recht, jondern felbft (in Rüdficht auf die ebenfall3 mittel- 
bar bedrohte Gefammtheit) die Pflicht, alle geſetzlichen Mittel 
zu der Abwendung der Ungefelichkeit anzuwenden. Gelingt 
dieſes nicht, fo ift er zu einfachem Nichtgehorchen, og. paſſivem 
Widerſtande, befugt. WI ihm aber endlich entweder die Be⸗ 
jahung einer entſchieden ungefeglichen oder unfittlichen Handlung 
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zugemutbet ober ein unerſetzlicher Verluſt zugefügt werden, fo 
ist er fittlich felbft bei einer thätlichen Widerſetzlichkeit nicht zu 
tadeln 2). Und was bier von Einzelnen, in ihren individuellen 
Rechten Bedrohten und Verletzten gilt, ift auch‘ Recht und 
Pflicht für Alle, wenn die Geſammtheit durch einen Verfaſſungs⸗ 
bruch der Staatägewalt in die Gefahr verſetzt ift, die ihren 
Lebenszwecken entfprechende Einrichtung des Zuſammenlebens 
zu verlieren 3). — Dieſe ſaͤmmtlichen Forderungen beſtehen aber 
jelbit dann, wenn ver Staat zwar ber vereingelten. fubjectiven 
Anſicht eines Bürgers nicht entipricht, er aber unzweifelhaft 
ber Ausdruck der Bebürfniffe des Volkes im Ganzen ift. 

Zu 2. Wo eine theilweife Verbefjerung jtaat- 
ficher Zuftände wirfliches Bebürfniß ift, da hat auch der einzelne 
Bürger bie Pflicht, von feinem Standpunkte aus und mit ben 
ihm zu Gebote ftehenden Mitteln auf gefeblichem Wege die 
Aenderung anzuftreben und zu erleichtern. Da bier im We— 
jentlichen eine genügende Staatsordnung vorausgeſetzt ift, jo 
bürfen allerdingd die Aenderungsmittel dad Beſtehende nicht in 
feinem Wefen in Gefahr ſetzen oder erſchüttern; allein bie 
Mittel zur Verbefferung müfjen nady der Kraft des Widerftandes 
bemefjen werben. Zunaͤchſt tft es Pflicht, ver eigenen Weber: 
zeugung eine allgemeine Verbreitung zu verfchaffen zu ſuchen; 
bei eigenfüchtigem Beharren der Feinde des Beſſeren mag dann 
zu Verſuchen vorgejchritten werben, die öffentliche Meinung zu 
beleben und durch Kinhelligkeit mächtig zu machen; endlich 
kann einem gejchloffenen Widerfpruche auch eine fefte Organi⸗ 
fation der Berbefferer und ein entſchiedenes Parteihandeln ent- 
gegengefeßt werben. Doch erfordert nicht blos die Klugheit, 
jondern auch die fittliche Pflicht große Vorſicht. Vor Allem 
muß barauf gefehen werben, daß die Bewegung nicht zu weit 
gehe und fie auch folche Theile der Staatöorbnung ergreife, 
bei welchen eine Veränderung nicht nothwendig und wünſchens⸗ 
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werth iſt. Es darf daher eine Agitation weder mit folchen 
Genoſſen begonnen werben, welche voraugfichtlich weitere und 
ſchaͤdliche Plane haben, falls man nicht derſelben beitänbig 
Herr zu bleiben die Gewißheit hat; noch foll fie in einer Zeit 
bereit3 beftehenber großer Aufregung begonnen werben, damit 
nicht die Staatögewalt jo großen Bebrängniffen ganz erliege. 
Sodann darf fein Gebrauch von an fich unfittlichen Parteimitteln 
gemacht werben; 3. B. alfo von Verleumdung ber Gegner, 
Beitechung, gewaltfamer Einfchüchterung Andersdenkender, Bes 
ſchützung fchlechter Parteigenofien. Ferner find geheime Ver: 
bindungen zu vermeiben, weil ſolche ſehr Teicht in Förderung 
unerlaubter Zwecke und zu Benübung jchlechter Mittel aus⸗ 
arten. Hoͤchſtens mögen geheime Verabredungen dann entichul- 
bigt fein, wenn ber offenen Benützung des Mechtes ungerechte 
Gewalt entgegengefegt wird. — Nicht erft der Bemerkung bevarf 
es, daß ed auch fittliche Pflicht ift, jeder Bemühung um eine 
Aenderung im Staate eine ernftliche eigene Prüfung der Rich: 
tigfeit und Möglichkeit der hbeabfichtigten Einrichtung voran: 
sehen zu laffen, und daß ein neuer Gedanke nicht fchon deßhalb 
unterftüßt werben darf, weil er von einer gewöhnlich dag 
Richtige wollenden Partei ausgeht, oder er fich für freifinnig 
ausgibt. Es gibt auch eine ungefunde und fehäbliche Huma⸗ 
nität; und es ift wiberfinnig, in einer Schwächung der notb: 
wenbigen Staatsgewalt einen Gewinn für Recht und Freiheit 
zu ſehen. Kür Diejenigen alfo, welche fich bei einem Beftreben 
nach einer Staatsveränderung betheiligen wollen, ift Erwerbung 
der Vorausſetzungen eines jelbftftändigen Urtheiles unerläßliche 
Aufgabe. — Daß keine Veränderung ber allgemeinen fittlichen 
Pflichten des einzelnen Unterthanen gegen die zunächft noch zu 
Recht beſtehende Staatsordnung während des Ganges ber Ver: 
bejjerung2bemühungen eintritt, bedarf nicht erft eines Beweiles *) 

Zu 3. Bet einem ber Entwidelungsftufe des Volkes 
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durchaus nicht genügenden ftaatlihen Zuſtande ift eine 
ernftliche Hinwirfung auf eine wejentliche Aenderung nicht nur 
erlaubt, fondern entſchiedene Pflicht. Auch hier darf die richtige 
Reihenfolge der Bemühungen nicht verlafjen werden; nur mögen 
fih allerdings die Mittel zur Durchſetzung ber berechtigten 
Forderungen im Notbfalle bis zu thatfächlicher Durchſetzung 
fteigern.. Unter welchen Vorausſetzungen und Bedingungen 
diefer äußerſte und in vielen Richtungen höchſt gefährliche 
Schritt rechtlich nicht mehr zu tabeln ift, hat eine Erörterung 
bereit3 gefunden, (ſ. oben, $ 22, ©. 162 fg.;) daß beren 
ſtrengſte Einhaltung auch vom fittlichen Standpunkte aus Pflicht 
it, verftcht fich von ſelbſt ®). 

Da eine Revolution nur ein Zuftand thatfächlichen Wi- 
derſtandes gegen ein thatjächliche® Unrecht ift, und da fie über- 
haupt rechtlich und fittlich nur dann eine Vertheibigung finden 
kann, wenn fie ein bejjere® Recht und eine höhere menschliche 
Gefittigung erftrebt, jo ergiebt fich, daß die zu einem folchen 
äußerſten Mittel Getriebenen von ber Einhaltung der For- 
derungen des allgemeinen Rechte und des Sittengeſetzes keines⸗ 
weg? befreit find. Eine Revolution ift nicht an die Formen 
des bejtehenden pofitiven Rechts gebunden, eben weil fie 
dieſes ändern will; allein fie ift fein Zreibrief für jeve Gewalt: 
that und Schänblichkeit®). 

1) Es ift ein Beweiß von völliger Gebankenlofigkeit, wenn Erfüllung 
ber Bürgerpflicht und fittlicde Ehre nur und unter allen Umſtänden 
auf Seiten der Wiberfpruchöpartei gefunben werben wil, Wenn bie flaat- 
lichen Zuftände befriedigend, und die Regierung gerecht und nüßlich thätig 
iſt, fo iſt nicht ein Angriff auf fie, fondern ein treues Feſthalten an ihr 
Pflicht, weil Forderung der Vernunft. In einem foldhen Falle ift felbft ein 
negatives Stilffigen bei Angriffen auf das Beſtehende nicht blos unflug und 
feig, fonbern auch gerabezu unfittlih. Cine weite Verbreitung einer biefer 
einfachen Wahrheit entgegengefegten Anficht ift freilich auch ein Beweis von 
allgemeinen ſchlechten Zuſtänden, weil nur unter deren Eindruck eine foldhe 
Verkehrtheit möglich if. 
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2) Der letztere Say wird fehr Häufig von ben bebeutendften Auctori⸗ 
täten in ber Sittenlehre befttitten ; jo 3. B. von Mar heinecke, Theologi⸗ 
Ihe Moral, ©. 303 fg.; Kant, Zum ewigen Frieden, Werke, Bb. V, 
©. 411; Rothe, Moral, ©. 978: ihre Auffaffung ruht aber auf einem 
falihen Grundſatze. Es wird nämlich entweder, z. B. von Kant, bavon 
ausgegangen, daß die Staatägewalt eine unbebingt unwiberftch: 
liche ſei; während fie boch nur zur Durchführung bes Staatszweckes, nicht 
aber des Unrechtes, befteht, alfo nur bedingte Net hat; ober aber 
wird angenommen, von Rotbe, baf die Weigerung bed Gehorfams gegen 
die ungeſetzlich handelnde Obrigkeit auch Ungehorſam gegen bie wirfliche und 
wohlberechtigte Obrigkeit in fich ſchließe, während doch gerabe zwifchen beiden 
unterfchteden wird, und auch unterfchieden werden fann und fol. Die Ge: 
fahr, welche ber bis zu thatſächlichem Widerſtande getriebene Bürger läuft, 
iſt allerdings eine große, unb bie Wenigften werden den Muth haben, einer 
fittlihen Pflicht wegen fich derſelben auszuſetzen; allein dieß ändert nicht 
nur nichts an biefer Pflicht felbft, fonbern erhöht nur dag DVerbienftliche 
ihrer Erfüllung. Bon einer Aufhebung des Staates durch die Anerkennung 
eined Wiberftandes kann aber nicht die Rede fein, da bie Ueberzeugung von 
dem ſelbſt allfeitigften Eintreten eines ſolchen im Falle abfolut ungeſetzlicher 
und unfittlicher Befehle lediglich die Unterlaflung bdiefer zur Folge hätte, 
alfo fogar eine Verbefferung und Kräftigung des Staates. 

8) Einverftanden Hiermit find biermit die meiften Moraliften,, fo 
3. B. Schleiermader, Chriftl. Sitte, ©. 268 fg.; Harleß, ©. 242; 
Rothe, Bb. III, S. 979. Iſt dieß nun aber nicht ein offenbarer Wider: 
fpruch mit ber Läugnung ber fittlihen Berechtigung des Einzelnen zu einem 
unvermeidlich) gemachten Widerftande? Wenn z. B. Rothe die Recht und 
Pflicht des Widerftandes gegen einen Staatsſtreich damit begründet, daß bie 
Staatsgewalt in ſolchem Falle fich felbft „negen ben Staat auflehne,“ 
baß fie „rebellire”: fo ift weſentlich gar fein anderes Verhältniß vor: 
handen, als bei ber verfaffungswibrigen Verlegung eines Einzelrechtes. 


4) Wer wird behaupten wollen, daß wenn in einem Lanbe 3. B. eine 
Verbeſſerung ber Wahlorbnung ober auch die Einführung einer Volksvertre⸗ 
tung angeftrebt, eine Umgeftaltung ber Rechtspflege, ber Armenpolizei u. |. w. 
verlangt wird, der fi babei betheiligende Ginzelne bis zur Erlangung 
bes Gewollten Steuern befraubiren, Lügen liber das Staatsoberhaupt aus: 
fireuen, ber Verpflichtung zum Heerdienfte fich entziehen dürfe ? 

5) Es unterliegt feinem Zweifel, baß ber berüchtigte Sag der franzd⸗ 
fifchen Eonventöverfaffung ; „die Empörung fei bie heiligfte der Pflichten”, in 
folcher Allgemeinheit ausgedrückt, geradezu Unfinn und Barbarei ift; aber 
nimmermehr wird fi} auf ber andern Seite ein geſundes fittliches Gefühl 
einreden lafien, daß es gegen bie. Gewifienspflichten gehe, im Nothfalle auch 

v. Mohl, Encyclopädie. 34 
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mit Gewalt einem Zuſtande ber Dinge ein Ende zu machen, welcher eine 
Erfüllung der menfchlichen Lebendzwede nicht geftattet. Selbfivertheibigung 
iſt nicht unfittlich ; aber e& muß Grund zu einer folchen fein. — Ueber die, 
allerdings bedingte, fittliche Berechtigung von Revolutionen vgl. Fichte, 
Naturrecht, Werfe, Bd. IH, ©. 182; Ammon, Chriflice Sittenlehre, 
Bd. III, 2, ©. 91 fg.; Rothe, 3b. IT, ©. 982 fg. — Andere find 
allerdings anderer Anfiht. So 3. B. Marheineke, Theologiſche Moral, 
©. 550; Hartenftein, Ethiſche Wiſſenſchaften, S. 528 fg. 

6) Man kann nicht beftimmt genug ber namentlih von Thiers in 
die Melt gebrachten Lehre entgegentreten, baß alle in einer Revolution be 
gangenen Berbrechen nur eine unvermeibfiche Folge bed ganzen Zuſtandes 
und daher den Geſetzen ber fittlihen Werantmwortlichfeit nicht unterworfen 
feien. Verkehrt ift e8 freilich, die Handlungen einer revolutionären Gewalt 
nach offen ausgebrochenem Kampfe an ben Maßſtab einer Givilprozekorb- 
nung zu balten; allein ein Dann, welder im Aufſtande gegen bie biß- 
berige Ordnung ber Dinge begriffen ift, wird baburd) keineswegs berechtigt zu 
felbftfüchtigen Schurkereien oder zur Grauſamkeit. In allen Berhältnifien 
fteht der Menfch unter dem Gebote ber Sittlichkeit. 


g 82. 
d. geſondere fittlihe Pflichten der mit Staatsgeſchäſten VBetrauten. 


Auch die dem Staatzoberhaupte untergeorbneten 
Organe des Staatöwillensd haben die fittliche Pflicht, über 
bie erzwingbare vechtliche Verbindlichkeit hinaus Gutes für den 
Etaat zu wirken. Die gefetlihe oder vertragsmäßige Ber: 
binblichfeit ift ein MWenigfte® was geleiftet werben muß bei 
Vermeidung von Vorwürfen und Strafe; wer aber weiter 
leisten kann, ift dazu fittlich verpflichtet, weil der Menfch in 
allen Verhältniffen jo viel Gutes leiften fol, als er vermag. 
Manche an fich jehr wichtige Leiſtung läßt fich auch gar nicht 
als rechtliche Verbindlichkeit formuliren, weil fie auf inneren 
und freiwilligen Entjchlüffen berubt und fomit nicht erzwungen 
werden fann. 

L Sittliche Pflichten der Beamten. 

Außer der Vollbringung aller vorgefchriebenen Arbeit in 
beftimmter Menge und Güte, der Reinheit in Gelpfachen, ber 
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Verichwiegenheit im Amte, endlich dem Gehorfame und ber 
bejondern Treue gegen den Staat und deſſen Oberhaupt, 
ind noch vom rein fitttlichen Standpunkte aus nachitehende 
Forderungen an alle in öffentlichen Aemtern Stehende zu 
machen: 

1. Eigener Eifer für möglichjt gute Erreichung des 
Zweckes, für welchen dad Amt befteht. Bloß formale Straf: 
Iofigkeit ‚genügt dem Gewiſſen nicht; vielmehr fordert biejes: 
Nachdenken über Zwecke und Mittel; Arbeit über dad vor: 
gejchriebene Maß hinaus, wo dies nöthig und nüßlich tft; 
Aufmunterung von Genofjen und Untergeordnieten; Anwendung 
des perfönlichen Einfluffe® zur Bewerkftelligung amtlichen 
Nutzens. Dies Alled aber auch bei unangenehmen Gejchäften ; 
eifrige Belorgung von Liebhabereien ift noch feine Sitlichfeit. 

2. Aufrichtigkeit und Wahrheit gegen oben; 
im Notbfalle alfo auch Muth und Verzichtung auf Vorteile, 
wenn die Erfüllung diefer Pflicht mit Ungunft aufgenommen 
wird, 

3. Wohlwollen, Mitgefühl und Freundlichkeit nach 
unten. 

4. Gerechte Würdigung und ent|prechende Förderung tü ch: 
tiger Untergeordneter. Unſchädlichmachung jchlechter und 
Gleichgültigkeit gegen die Verdicnifte eined Untergeordneten oder 
gar neidifche und felbftfüchtigtige Verheimlichung derſelben ift 
nicht blog in Beziehung auf den darunter Leidenden verwerflich, 
fondern auch ald cin Nachtheil für den Staat, welchem bie 
Verwendung eines tüchtigen Mannes in einer einflußreicheren 
Stelle dadurch entzogen wird. Ebeuſo ift cine Schonung eines 
ſchlechten Beamten nach vergeblicher Warnung oder nach grobem 
Bergehen entfchieden unfittlich, jei ed nun, daß die Nachficht 
nur aus fchlaffer Weichlichkeit fei e3 daß fie gar aus eigenen 
ſchlechten Abfichten geſchehe. 

34° 
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5. Gewifjenbaftigfeit in der Verſchaffung 
von eigenen Bortheilen. Nicht blos wo ein Gewinn 
mittelft einer vechtlich verbotenen Handlung erworben werden 
kann, ſondern auch wo die Erlangung dem Staate oder ben 
Bürgern nachtheilig wäre, ift die Nachfuhung und Annahme 
ſittlich unerlaubt. 

6. Fortbildung in ber intellectuellen Befähigung zum 
Amte. Ein Stehenbleiben auf dem Standpunkte des jungen 
Mannes, welcher dem Staate feine Tauglichkeit zum Eintritte 
in den üffentlichen Dienſt nachzuweiſen bat, kann für das 
ganze Leben um jo weniger genügen, als theild Vieles von 
dem Erlernten unvermeidlich wieder vergeffen wird, theils bie 
für einen höheren und wichtigen Wirkungskreis erforberlichen 
Kenntniffe und Gedanken andere find, als welche von dem 
Anfänger verlangt werben. Ein Beamter thut feine Schuldig- 
feit nicht, wenn er aus Trägheit in Anfichten und Planen um 
ein Menfchenalter zurüd ift !). 

D. Der Volksvertreter. 

Man ift um jo mehr befugt, entſchiedene fittliche Ansprüche 
an Diejenigen zu ftellen, welche die Vertretung ber Vollsrechte 
gegenüber der Regierung übernommen haben, weil biefe Auf- 
gabe, wenigjtend bei der großen Mehrzahl, nämlich allen Ge: 
wählten, eine jelbfigegebene ift, und jeder, welcher fie über- 
nimmt , die große Verantwortlichleit derſelben wohl kennt. Die 
befonderen Forderungen aber find: 

1. Furchtlofigfeit nah Oben und Unten. Das 
Letztere iſt keineswegs dag Leichtere von Beiden, indem ein 
gewifjenhaftes Ausſprechen der Wahrheit leicht bie Beliebtheit 
beim Volke koſten Tann, was mannchfache Unannehmlichkeiten 
und bejonder? ein Verluſt der Stelle bei einer neuen Wahl 
zur Folge hat. Allein der Volksvertreter ift nicht zur blinden 
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Bertheibigung der jeweiligen öffentlichen Meinung, fondern zu 
ber des Rechtes und des Öffentlichen Wohles bejtimmt. 

2. Berfhmähung felbftifher Zwede, falls diefe 
mit dem öffentlichen Wohle im Wiberfpruche ftehen. Allerdings 
rechtlich nicht ſtrafbar, wohl aber fittlich verwerflich, find daher 
u. a.: Ränke zum Sturze eine tüchtigen Minifteriums, um 
an beffen Stelle zu kommen; Befriedigung der Eitelfeit durch 
ein Aufjehen machendes, aber ſtörendes ober gar fchäbliches 
Auftreten; ungerechtfertigter Widerſpruch gegen Regierungs- 
maßregeln aus faljcher Popularitätsſucht; Unterftügung der 
Regierung gegen befjere eigene Weberzeugung, um Vortheile für 
fi) oder bie Seinigen zu erwerben. 

3. Treue gegen die Partei, folange deren Richtung 
im Wefentlichen der eigenen Weberzeugung entfpriht. Nur 
burch eine wohlgeorbnete Parteiorganijation ift in Staaten mit 
Volksvertretung etwas Wirkſames zu erreichen; baher hat fich 
ber Einzelne unterzuorbnen, folange nicht feine Ueberzeugung 
fondern nur feine Selbſtſchätzung und itelfeit in Trage 
fteht 2). 

I. Der Geſchworenen. 

1. Unparteilichteit und Gerechtigkeit gegen 
jeden Angeflagten. Weber die politiiche Partei, noch das gegen- 
feitige Bekenntniß, die geſellſchaftliche Stellung des Ange 
klagten, ober enblich die Art des angeſchuldigten Verbrechend 
bürfen zu Gunften ober Ungunften einen Ausfchlag geben. 

2. Muth; und zwar nicht etwa blos gegenüber von 
einer ungerechtfertigten Zumuthung der Regierung, fondern 
auch gegenüber von einer aufgeregten und voreingenommenen 
Sffentlichen Meinung, fo wie gegenüber von den Drohungen einer 
Partei oder der Berbrechendgenoffen. 

3. Ungeftwengte Aufmerkfamteit auf die Verband: 
lungen fo wie eigene ſelbſtſtändige Prüfung der Sachlage und ber 
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von beiden Seiten vorgebrachten Beweiſe. Je weniger das 
Geſetz den Gefchworenen an ein beftimmtes Beweisfuften binbet, 
oder von ihm eine Erflärung über die Gründe ſeines Au2- 
ſpruches verlangt: defto mehr ift er in feinem Gewiffen gebun- 
den, mit Aufwenbung feiner ganzen Geiſteskraft bie Wahrheit 
zu erforfchen, um nicht leichtfinnig oder gedankenlos, einen 
unschuldigen Mitbürger zu verurtheilen, oder ber Rechtsordnung 
im Staate einen Schlag zu verjeßen. 

4. Endlich hat der Gefchworene Standhaftigkeit zu 
erweifen in ber Feſthaltung des von ihm nach gewiffenhafter 
Prüfung für richtig erachteten Urtheiles. Eine Nachgiebigkeit 
aus Schwäche, aus Gleichgültigfeit oder aus Bequemlichteit 
führt ihn entweder zur Theilnahme an einem Juſtizmorde 
oder zur Betheiligung bei einer Schwächung des Rechts im 
Staate ?). 


1) Allerdings ift e3 dann auch Aufgabe für den Staat, bem Beamten- 
die pefuniären Mittel zu einer feiner Stellung entfprecjenden Fortbildung nicht 
zu verfagen. Wer fi und feiner familie nur eben unb kaum bie nothwen⸗ 
bigften Bebürfniffe verfchaffen fan, vermag feine Mittel auf weitere Aus- 
bildung zu verwenden. 

2) Es verräth vollftändige Unkenntniß ber Thatſachen und Möglich: 
keiten, wenn bem Volksvertreter unbebingtes Freihalten von allem Partei: 
weſen als fittliche Pflicht auferlegt werden will. Ohne beſtimmte Blane unb 
Verabredung GBleichgefinnter ift hier faum etwas zu erreichen; baber denn 
ein Anſchluß an Sole, — welcher niemals ohne Aufopferung eines Theiles 
eigener Liebhabereien und ohne Verzihtleiftung auf manche Befriebigung ber 
Eitelkeit und bes Ehrgeizes gefchehen Tann, — fogar verlangt werden muß, 
unb zwar auch vom fittlihen Standpunkte aus. Damit ift denn felbfiftändiges 
Handeln in wichtigen Fällen, falls die Partei einen falfchen Weg einfchlägt 
und fie fich Hiervon nicht abbringen läßt, wohl vereinbar, unb fogar eine 
ber fchönften, aber auch ber ſchwerſten, Pflichten eines Vollsvertreters. 

8) Die Abfaffung und Verbreitung ciner guten gemeinfaßlicgen Be⸗ 
Iehrung über bie fttliche Seite ber Aufgabe eines Geſchworenen wäre wohl 
nicht überflüfftg. 
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§ 83. 
5. Das Sittengefeh in den auswärtigen Verhaͤltniſſen. 


Es ift ein häßlicher Flecken in der europätfchen Gefitti- 
gung, daB das Sittengeſetz in den Verhältniffen von Staat 
zu Etaat jo wenig beachtet wird, und daß man fich fogar ber 
Verletzung öffentlich rühnt ala eines Beweiſes von Staatsklug⸗ 
heit. Nur allzu oft find bier Mittel und Zwecke gleich fchlecht, 
und zwar ſelbſt bei Solchen, welche ſich in ihrem Privatleben 
einer unehrenhaften Handlung niemals fchuldig machen würden, 
und die jelbjt im innern Staatzleben vor einer offenbaren Im⸗ 
moralität zurücdträten. Um fo entjchievener ift die Aufgabe ver 
Wiffenfchaft; und allmälig kann fie doch wohl der beffern Ge: 
finnung einen Weg bahnen '). 

Als die gewöhnlichen Unfittlichkeiten im Voͤlkerverkehre er- 
ſcheinen hauptfächlich nachjtehende Handlungen ; 

1. Unterdbrüdung der Shwäceren; entweder völ- 
lige Vernichtung derſelben durch Eroberung, ober doch Dienft- 
barmachung berfelben zu fremben Zwecken, Nichtbeachtung ihrer 
gerechten Forderungen u. dgl. — Forderung ber Sittlichkeit ift 
aber nicht blos die gleiche Achtung ber Rechte Mächtiger und 
Unmächtiger, fondern ſelbſt Unterftügung und Forthülfe der 
Schwärheren und nöthigen Falle Vertheidigung gegen unge 
sechte Angriffe Dritter. 

2. Neibifhe und eiferfüchtige Verhinderung 
der inneren Entwidelung anderer Staaten, namentlich 
in Beziehung auf PVerfaffung, auf Beilegung von kirchlichen 
und ſtaatlichen Streitigkeiten, auf Handel und Gewerbe. Der 
Fehler iſt ein um fo größerer, als die Mittel nicht weniger 
fchlecht find, wie die Zwecke, da nur zu oft außer offener und 
roher Gewalt auch Beftehung von Beamten, Raͤnke mit Partei 
Yauptern, Aufmunterung und Unierflügung von Anführer, 
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abfichtliche Beftärfung einer fremden Regierung auf einer jchlechten 
Bahn angewendet werben. — Lehre der Sittlichleit ift aber 
bier: in jedem alle Erhaltung vor jeder Störung; aber audh 
pofitive Unterftügung, wo bie ohne eigenen Nachtheil ge- 
ſchehen Tann. 

3. Verkennung der Verpflichtung, den Verkehr unter 
den Völkern zum Behufe einer möglichiten Steigerung des 
materiellen Wohled und ber Gefittigung zu fördern. Sei «8 
aus verfehrter Auffaffung der eigenen Selbitftändigkeit, fei es 
aus Gleichgültigkeit und Trägheit, fei es endlich zur Erhaltung 
untergeorbneter und mit den Nuten einer freieren Bewegung 
und eine? Zufammenwirken in gar feinem Verhältniſſe jtehenber 
Vortheile werben dem Zutritte Fremder, dem Tauſche von 
Waaren, vielleicht jelbjt dem Wandern der eigenen Bürger in? 
Ausland Schwierigkeiten in ven Weg gelegt, Anträge zur Er- 
leichterung der Verbindungsmittel abgewiefen , gemeinchaftliches 
Mirken zur Erreichung höherer geiftiger und fachlicher Zwecke 
abgelehnt. Daß gerade entgegengefeßted Verhalten Yorberung 
der Civilifation und des Sittengeſetzes ift, bedarf feines Be⸗ 
weiſes. 

4. Auwendung unſittlicher Mittel zur Er 
langung von Kenntniſſen über die Abſichten anderer 
Staaten; alſo z. B. heimliche Erbrechung von Briefen, Be⸗ 
ſtechungen, Ränke aller, ſelbſt gemeinſter Art, z. B. mit 
Buhlerinnen eiuflußreicher Männer u. dgl. — Hier ſind denn 
Offenheit, Ehrlichkeit, Ehrenhaftigkeit die Gebote des Sitten⸗ 
geſetzes. | | 

5. Kriegführung ohne vorangegangene Erichöpfung 
aller friedlichen Mittel zu gerechter Erlebigimg ber obwaltenbert 
Streitigkeiten, oder au unbedeutenden, vielleicht felbft 
ungerechten, Gründen. Seber Krieg iſt ein unermeßliches 
Uebel für beide Theile durch Menſchenverluſt, Familienjammer, 
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Berbreitung von Unfittlichkeit, Zerſtoͤrung von Kapital, Unter: 
bleiben von Verbeſſerungen. Ein Krieg tft aljo fittlih nur im 
Außeriten Nothfalle, und überdieß nur zur Vertheidigung großer 
Rechte geftattet. Vielmehr muß vor Allem Unterlaffung aller 
unbilligen Forderungen und Verträglichkeit in Sammtlichen Verhält: 
niffen zum Auslande gefordert werden. Kriegführung aus bloßer 
Ruhmsliebe, aus Eroberungsluft oder Habjucht, und ſelbſt 
wegen unbebeutender Beſchwerden unternommen, ift bie größte 
jittliche Unthat, welche ein Menjch begehen kaun, weil feine 
andere jchlechte Handlung mit fo weit ausgedehnten und jelten 
eine mit jo fchmweren Leiden für dic Mitmenſchen verbunden ift; 
und auch wenn Krieg aus gerechten Urfachen, alfo zur Verthei- 
bigung wichtiger Rechte, geführt werben muß, ift eine vor- 
gängige Anwendung aller wirffamen und ehrenhaften Beile- 
gungsmittel unerlägliche Pflicht. Daher find nicht nur dem 
einzelnen alle eines entftehenden Zerwuͤrfniſſes Unterhandlungen 
und VBorfchläge zu billiger Befeitigung des Beſchwerdegrundes 
anzuwenben; ſondern es ift hauptjächlich auch eine hohe fittliche 
Aufgabe für jämmtliche gefittigte Staaten, auf bie allgemeine 
Einführung einer frieblichen und gerechten Einrichtung zur 
friedlichen Entſcheidung von internationalen Streitigkeiten, (etwa 
von Schiedögerichten,) hinzuwirken und ſich ber zu Stande 
gebrachten wirklich zu bedienen ?). 

6. Duldung unnoͤthiger Uebelzufügung im friege, 
3. B. gegen friedliche Einwohner, muthwillige Zerſtörungen von 
Eigenthum, Ausfaugung eroberter feinblicher Provinzen über 
dad Bedürfniß des eigenen Heeres hinaus. — Hier iſt dann 
ſtrengſte Mannszucht, Humanität und Mäßigung im Verlangen 
Pflicht. 

1) Eine ſittliche Betrachtung ber internationalen Verhältniſſe wirb 


von Publiciſten fehr felten angeftellt; mit Ausnahme etwa ber Schriftfteller 
über ben ewigen Frieden und ber Gtimmführer ber Friedens⸗-Congreſſe, 
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menschlichen Weisheit, da beſte Mittel für den beften Zweck 
aufzufinden. Da aber auch diefe Auswahl am ficherften nicht 
blos im fubjectiven und augenblidlihen Yale und nach ben 
Eingebungen der individuellen Begabung und Erfahrung ge: 
troffen wird, fondern fich vielmehr allgemeine Grundſätze über 
das richtige Verhältnig von Zwed und Mittel überhaupt und 
für die befonderen menschlichen Aufgaben finden laffen: jo ift 
auch hier eine willenfchaftliche Behandlung und eine georbnete 
Lehre denkbar und rathfam. Eine Klugheitslehre läßt fih für 
bie verjchievenen Zweige bed menfchlichen Handelns entwerfen, 
und ift auch für manche derjelben Yängft bearbeitet. So 3. B. 
für die Wirkſamkeit der Kirche, für die der Schule, für bie 
gewöhnlichen Werhältniffe des häuslichen und des Familien⸗ 
lebend u. |. w. u 

Der Staat, ala eine Einheit fehr mannchfaltiger Einrich- 
tungen und beſtimmt zur Erreichung hoch geſteckter Aufgaben, 
bedarf einer richtigen Auswahl zweckmäßiger Mittel mehr, als 
jede andere Geftaltung menschlicher Dinge. Die Feftftellung 
ber oberjten Grundſätze und das klare Bewußtſein des Zweckes 
muß allerdings vorangehen, und iſt maßgebend für die Mittel; 
allein die richtige Auswahl unter dieſen ift Bedingung des Ge⸗ 
lingens, eine Auffindung der Regeln biefür aber weder über- 
flüffig, noch auch nur leicht. — Nicht überflüffig, weil zwar 
allerdings der gejunde Verſtand einzelne allgemeine Regeln für 
Zweckmaͤßigkeit des menjchlichen Handelns überhaupt unfchwer 
auffindei und ohne viele wifjenjchaftliche Entwidelung oder ge 
lehrten Apparat als richtig nachweilt, allein damit für bie Ent- 
jcheibung im einzelnen Falle noch gar wenig gewonnen tft. 
Beiten Falles bleiben nämlich folche Regeln ganz im Allge- 
meinen ftehen, und bebürfen alſo immer noch einer fachlichen 
Bermittelung; jehr häufig aber kann von einer Wahl überhaupt 
nur dann die Rede fein, wenn bie verjchiebenen möglichen 
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Mittel erft einzeln geprüft und unter ben verfchtebenen Voraus⸗ 
jegungen, welche die Gattung und Art des concreten Staates, 
der größere oder kleinere Reichthum, die Zahl und die Eigen: 
tyümlichfeit des Volkes, oder welche der allgemeine AZuftand 
von Krieg und Frieden mit ſich bringt, erörtert find. Mit 
Einem Worte, eine allgemeine Zweckmaäßigkeit und Klugheits⸗ 
lehre reicht nicht aus; es bedarf noch einer befondern ftaat- 
lichen ). — Die Bearbeitung einer folchen ift aber auch nicht 
leicht, theild wegen der großen Menge von Aufgaben, welche 
ein Staat (namentlich ein Nechtzftaat) zu erreichen hat, wegen 
ber mannchfachen Hinderniſſe, vie fich theils durch Fehler ber 
menjchlichen Natur, theil durch die große Koftfpieligfeit oder 
den fonftigen Kraftaufwand mancher Staatdanftalten aufthürmen;; 
theils wegen ber Nothwendigkeit, die neben einander beftehenden 
Anftalten vor gegenfeitiger Beeinträchtigung und Durchfrenzung 
zu bewahren. Die Schwierigkeit fteigt fogar mit der Gejittigung 
eined Volkes, infoferne ein ſolches um fo größere und um fo 
vielfeitigere Forderungen an den Staat ftellt, als jeine eigene 
geiftige Natur ſich freier entfaltet und feine Verhältniffe zu der 
Außenwelt vielfeitiger und beherrjchender werben. 

Wird nun diefe Lehre von den Staatämitteln wifjenichaftfich 
bearbeitet, d. h. in ihren oberften Grundſätzen erfannt und in 
ihren Folgerungen fuftematifch entwickelt, jo tritt fie als Staat s⸗ 
kunſt oder Politik in die Reihe der dogmatifchen Dizciplinen 
ein, und mag dann al die Wiffenfhaft von den 
Mitteln, durch weldhe die Zwede der Staaten fo 
vollſtändig alsmöglich in derWirklichkeit erreicht 
werden, bezeichnet fein ?). 

Da der Staat in Feiner feiner Beziehungen ohne Mittel 
beſtehen und wirken kann, fo erftrectt ſich auch die Wiſſenſchaft 
von diefen Mitteln über das ganze Gebiet des einheitlichen Zu⸗ 
jammenlebens. Es gibt fomit eine Verfaffungs: und eine Ber: 
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waltungspolitit, eine Politik des inneren und eine bed Äußeren 
Staatölebend; bei jener aber ift wieder die Xehre vom zweck⸗ 
mäßigen formellen Organismus unterfchieden von den Grund: 
ſätzen über die fachlich richtige Beforgung der einzelnen Auf: 
gaben, und es bilden jich eigene Abtheilungen für bie beite 
Einrihtung der Rechtöpflege, der Polizei, des Staatshaus⸗ 
haltes, der bewaffneten Macht, der friedlichen Verhältniffe zu 
dem Auslande u. |. w. — Manche diefer Abtheilungen haben 
fich unter eigenen Namen zu befonderen Dizciplinen ausge⸗ 
bildet, wie 3. B. die Finanzwiſſenſchaft, die Polizeiwiſſenſchaft, 
die Diplomatie, die Lchre von der Präventivjujtiz u. f. w. 
Natürlich ift dicd aber weder ein Grund, die entfprechende 
Abtheilung in einem vollftändigen Syfteme der Staatzfunft zu 
übergehen, noch eine Veranlaffung, dieſelben Höher zu ftellen 
als andere ebenbürtige, zufällig bis jett mit feiner beſondern 
Bearbeitung und einer eigenen Benennung verfehene, Abfchnitte 8). 


1) Nichts iſt leichter, als allgemeine Klugheitsregeln aufzuſtellen; 3. B. 
daß das Mittel nicht im Widerſpruche mit dem Zwede ftehen bihfe; daß 
nur wirffame Mittel zu wählen feien; daß unter den wirkfamen bie ficherften 
den Vorzug verdienen; daß bei gleicher Sicherheit die größere Wohlfeilheit 
entſcheide, u. dgl. Allein nichts ift auch einleuchtenber, als das mit ſolchen 
Saͤtzen für die Erreihung eined beftimmten Zweckes lediglich nichts gewonnen 
ift, und daß namentlich der Staatsmann zur theoretifchen Vorbereitung für 
ein richtige Handeln einer weit mehr ind Cinzelne gehenden Xehre in Be: 
treff des Verhaltens zu ben verfchiedenen concreten Staatszweden unb über 
bie Eigenfchaften fowie das gegenfeitige Verhalten ber verſchiedenen ſtaat⸗ 
lichen Einrichtungen bebarf. Dan fehe. 5. B. die allerdings geiftreichen und 
von Beobachtung und Menſchenkenntniß zeugenden, aber von jeber unmit- 
telbaren Anwendbarkeit in einer beftimmten Frage fernen Site in K. ©. 
Zaharids Vierzig Büchern, Bd. II, ©. 240 fg. — Die auch wohl zu 
Tage getretene Mißachtuug jeber- theoretifchen Politik ift unverfländig. Eine 
wiſſenſchaftliche Auseinanderjegung erjeßt allerdings niemals ben Mangel 
an geſundem Urtbeile und an praktiſchem Einne; allein eine bloße natura: 
liſtiſche Klugheit kommt ſchwer auf leitende allgemeine Grundfäge und fomit 
zu einem folgerichtigen Befammtverfahren, und niemals kann fie bad po⸗ 
fitive Wiffen im einzelnen Falle unnöthig machen. Daß bie Leiter ber 
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Raatfichen Gefciete ſehr Häufig ber Wiffenfepaft ganz fremd find, if wahr 
genug; allein die Frage ift gerabe, ob ſich diefeß nicht in ihren Handlungen 
mr allzu Häufig zeigt. 

2) Die Begriffsbeftimmungen ber Politik gehen den Worten nad} aller 
dings ſehr auseinander; allein in ber Hauptſache ſtimmen fie — abgefehen 
von offenbaren logiſchen Fehlern — do im ber Regel überein, umb ber 
Streit dreht fi mehr um Worte als um bie Sache. Go wird z. ®. der 
Begriff der Politit von Schlözer (Staatögelahrtheit, ©. 15,) bahin ber 
fimmt, daß fie georbnete Anzeige von den Staatögefchäften zu machen und 
bie Mittel zu deren zwedmäßigften Beforgung anzugeben habe. Spittler 
(Politit, ©. 3,) bezeichnet fie ald die Wiſſenſchaft ber beften Einrichtungen 
des Staates. Luden (Politif, ©. 36) verlangt von ihr Entwidlung ber 
Marimen ber Staatsweisheit. Zaharid (Vierzig Bücher, BL. I, ©. 170) 
Melt ihr bie Aufgabe, unter ben verfchiebenen Wegen, welche zum Ziele 
führen, den beſſeren zu wählen. Bülau, (Encpflopäbie, 2. Aufl., ©. 267) 
bezeichnet fie als bie Lehre von ben Mitteln zu der Grreihung ber Zwede 
bed Staates. Handgreiflich unrichtig iſt es freilich, wenn zumeilen bie ges 
femmte Staatswiſſenſchaft als Politif bezeichnet wird, ober wenn anberer- 
ſeits nur eine eingelne Seite des ftaatlihen Lebens, z. B. das Verhalten 
zum Auslande, ihr als Gegenftand angemwiefen ift. Cine polemifche Erörtes 
rung ber verſchiedenen Definitionen mag füglich unterbleiben, da in ber 
Dauptſache fein Zweifel beſtebt. 

3) Wenn man ben Grunbgebanfen feſthält, daß bie Politik die Lehre 
von ben Gtaatämitteln ift, und wenn es klar iſt, baß bie Moligeimiflens 
fhaft oder gar die Gulturpflege und bie Volfwirtäfeaftäpflege nur eben 
einzelne Abfchnitte ber Verwaltungspolitik find, fo verurtheilen fich jene 
Syſteme von ſelbſt, welche neben einer. Berwaltungspolitit und als coor⸗ 
binirten berfelben bie eben genannten Dizciplinen aufhören. Der fehler iR 
berfelbe, wie wenn neben einem Syſteme des bürgerlichen Rechtes unb auf 
gleicher Stufe mit demfelben die Lehre von bem Pfandrechte, von ben Wer: 
trägen u. |. w. aufgeführt werben wollte. > 


$ 85. 
2. Berhältnig der Staatskunſt zum Met und zur Sittlichkeit. 
Es laͤßt ſich nicht Täugnen, daß häufig bei der Beforgung 
von Staatdangelegenheiten Maßregeln ergriffen werben, welche 
Vortheile verfprechen, dagegen mit dem Rechte und den Geboten 
der Sittlichfeit nicht vereinbar find. Auch ift es eine weitver- 
breitete Annahme, daß die wiffenfchaftliche Politik Rathichläge 
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ertheilen könne, welche mit den Grunbfägen ber übrigen dog⸗ 
matifchen StaatZwiffenjchaften fich nicht vereinigen laffen, ja 
daß fogar ihr Wejen in dieſer Verſchiedenheit der Auffaffung 
beſtehe. 

Diez iſt denn ein handgreiflicher Irrthum, und jene that- 
Fachliche Handlungsweiſe verdient Tadel, nicht aber Empfehlung. 
— Schon logiſch kann von einem Widerjpruche der Lehren ber 
Bolitit und de Rechtes und der Moral nicht die Nebe fein. 
Wenn nämlich jene die Wiſſenſchaft von den Staatsmitteln ift, 
d. h. wenn fie anzugeben bat, auf welche Weife am zweck: 
mäßigften vie feftitehenden Aufgaben des Staates erreicht werben 
koͤnnen; wenn ferner diefe Aufgaben unzweifelhaft durch das 
Recht und durch das Sittengefeg bejtimmt find: fo it es ja 
ein völliger Widerfpruch in ſich, felche Ausführungsmittel als 
die zwectmäßigften zu empfehlen, welche die Aufgaben zeritören, 
zu deren Loͤſung fie bejtimmt ſind. Zwedmäßig fann ein 
Mittel ſchon nach den Geſetzen des Denfend nur dann fein, 
wenm ed nach Geift und Richtung mit der Aufgabe überein- 
ftimmt. — Ein Widerfpruch darf aber auch au dem ferneren 
Grunde nicht zugelafjen werden, weil die Leitung einer jo ver: 
wicelten Anftalt, wie der Staat ift, nur dann ohne Verwir⸗ 
rung vor fich gehen kann, wenn einc innere Webereinftimmung 
zwiſchen den verjchiedenen Theilen und eine Gleichförmigkeit in 
der Handlungsweiſe ftattfindet. Nicht nur würden da, wo in 
dem einen Falle das Recht und die Sittlichkeit ala die leitenden 
Normen aufgeftellt, in einem anderen Falle aber die Erreichung 
von Gewinn mit bewußter Verlegung dieſer Grundfäße verfolgt 
wäre, bie Leiftungen des Staatsorganismus ganz unvereinbar 
unter fi jein, jondern es müßten auch ſowohl die Beamten 
des Staates als die Bürger in eine unlößbare Verwirrung 
geſtürzt werben, binfichtlich defien, was fie zu leijten und zu 
fordern hätten. Wie wollte fih der Staat auf fein Recht 
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berufen und daffelbe nöthigen alles mit Gewalt durchführen, 
wenn er felbft, da wo es ihm augenblidlich taugte, daſſelbe 
mit Füßen träte? Ein folcher Widerfpruch in der eigenen Hand⸗ 
lungsweiſe koͤnnte nur feine Berechtigung in ihren Grund: 
lagen Ichwächen, und ein allgemeine? Raub: und Betrugiyiten 
an die Stelle der ewigen Ordnung ſetzen. — Endlich bedarf 
e3 nicht erft eines Beweiſes, daß die allgemeinen Gefeße für 
dag menfchliche Handeln auch für das AZufammenleben ver 
Menfchen gelten, und daß das, was der Einzelne für jich nicht 
thun darf, auch nicht von Mehreren und für Mehrere gefchehen 
kann. Vielmehr muß die Anficht auch in biefer Frage feftge- 
halten werben, daß das organilirte Zufammenleben der Menjchen 
diefelben auf eine höhere Stufe der Entwidelung aller ihrer 
Kräfte und Zwecke ftellt; und wenn alfo je ein Unterfchied in 
ber Gültigkeit der Rechts- und Sittengefeße ftattfindet in dem 
Leben des Einzelnen und in dem Gefammtleben de Staates, 
jo kann diefer nur darin beitehen, daß an die höhere Stufe de 
menfchlichen Daſeins auch noch höhere und rechtliche fittliche 
Forderungen ‘gemacht werben. 

Es mag ſich alfo immerhin begeben, daß in einem be- 
ftimmten einzelnen Falle durch Verlegung des echtes ober der 
Sittlichkeit ein größerer fachlicher Vortheil erreicht werben koͤnnte, 
als durch deren Beobachtung; allein ein ſolches Verfahren ift 
eben unbedingt unerlaubt, und kann daher auch nicht ala das 
zwectmäßigfte empfohlen werben. Der Unterfchied in ver An- 
ftrengung oder im jchließlichen Gewinne ändern hierin nicht? ; 
und es tft daher höchfteng noch als ein Nebengrund anzuführen, 
daß eine unrechtliche und unfittliche Politik wenigſtens auf die 
Dauer und in ihren mittelbaren Folgen auch eine Ichlechte 
ift, nämlich Nachtheile im Gefolge hat, welche den unmittel- 
baren Gewinn der Schlechtigkeit überwiegen. Zur richtigen 

v. Mohl, Enchelopäbie. 86 
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Einfiht in leßterer Beziehung gehört freilich em weiterer Ueber⸗ 
blick und ein längerer gefchiehficher Verlauf. 

Ueber dag Verhältniß der von den verfchiebenen dogma⸗ 
tiſchen Wiffenfchaften aufgeftellten Lehren zu einander find 
demnach im Einzelnen folgende Sätze gültig 9: 

1. Wenn Recht, Sittenlehre und Staatskunſt mit einander 
übereinftimmen, jo muß die in Frage ſtehende Maßregel unter 
allen Umständen durchgeführt werben, ba eine Beftätigung aus 
fo verſchiedenen Standpunkten unbedingt für die Richtigkeit und 
ſelbſt Nothwendigkeit ſpricht. 

2. Wenn eine von der Politik angerathene Handlungs⸗ 
weiſe zwar vom Rechte und von der Sittlichkeit nicht verlangt, 
fie aber von ihnen auch nicht verworfen wird, fo mag fie 
immerhin ausgeführt werben, fall fie bei näherer Prüfung 
wirklich Vortheil verfpricht. 

3. Collidirt dagegen ein in fachlicher Beziehung von ber 
Klugheitichre empfohlener Schritt mit dem Rechtsgeſetze, fo 
muß er unterbleiben; und zwar ift es gleichgültig, ob das 
pofitive oder das allgemeine Recht den Widerfpruch erhebt. Im 
eriteren Falle ift allerdingg der Beweis des Widerfpruches 
leichter zu führen und diefer felbft für das gemeine Verſtändniß 
augenfälliger; allein da SHeilighaltung des Nechtes die Grund- 
lage allen Zuſammenlebens ijt, fo darf vom Staate auch nicht 
gegen das Wejen des Nechtes gehandelt werden. — Ausnahmen 
treten nur in folgenden Fällen ein: 

a. Wenn ein zu Geld anjchlagbares Recht eines Einzelnen 
ber zwechmäßigen Vollziehung einer allgemeinen Aufgabe 
entgegen ftebt, jo kann baffelbe gegen volländige Ent- 
ſchädigung bei Seite geſetzt (erproprüirt) werben. Hier ift 
einmal keine wirkliche Beeinträchtigung wegen ber Ent- 
Schädigung; zweiten? fein Mißbrauch zu fürchten, eben 
wegen berjelben; endlich fteht dem, im Zweifel allerdings 
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zu achtenden, Wunſche des Einzelnen auf ungeftörte Aus- 
Tegung die Erreihung der Zwecke Vieler oder Aller über: 
wiegenb gegenüber. 

b. In Nothfällen, d. h. zur Rettung des Staates, geht deſſen 
Erhaltung dem Rechte der Einzelnen vor, auch wenn feine 
Entfhädigung geleiftet werden fann?). Die Möglichkeit 
"ver Eoeriftenz ift überhaupt die Bebingung des echtes, 
jo unter Einzelnen, wie zwiſchen Einzelnen und Vielen. 
Hier kann nur die Stärke entfcheiden und die ift auf 
Seite des Staates. - Großmuth und Selbftaufopferung 
mögen Einzelne etwa üben; aber ber in ber Erfüllung 
feiner Aufgabe für ein ganzes Volt begriffene Staat ift 
nicht dazu ermächtigt. Natürlich muß jedoch eine folche 
Nechtöverlegung auf das befchräntt werden, was ala 
nothiwenbig zur Erreichung der Rettung erfcheint ; und ift 
der regelmäßige und geſetzliche Zuftand wieber herzuftellen, 
fobald verfefde zur Bewältigung der Gefahren ausreicht. 
4. Hinfichtlich der Collifionen zwiſchen Politit und Sit- 

tengefeg ift zwar richtig, daß das Ichtere noch won feinem 
Staate ausbrüclich als Nichtfehnur anerfannt worden ift; da 
aber bie Einhaltung deffelben von Allen und für Alle ala 
unbebingte menfchliche Pflicht feftfteht, namentlich ein Beſtehen 
der Geſellſchaft ohne Moral undenkbar, jene aber der nächſte 
Inhalt des Staates ift; und da eine Trennung” des Staats- 
mannes im zwei verfchiedenen Perfonen, von denen bie eine, 
dem Privatleben angehörige, unter der Herrfchaft des Sitten 
gefeges ftünde, die andere, mit öffentlichen Angelegenheiten 
befchäftigte, von demſelben entbunden wäre, als wiberfinnig vers 
worfen werden muß ®): fo ergibt fich unzweifelhaft das Zurüc- 
ftehen politifcher Rathſchläge gegen die moralifchen Pflichten 
als allgemeiner Grundfag. Die Größe des augenblictlichen 
Vortheiles, welcher durch die Verlegung einer fittlichen Pflicht 
35 + 
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noch folgende befonbere Werke zu merken: Garve, Ch., Verbindung ber 
Moral und Politik. Breslau, 1788. — Berg, ©. 9. von, Verſuch 


" über bad PVerhältnig der Moral zur Politik 1. II., Heilbronn, 1790. — 


Droz,G., Applications de la morale & la politique. Paris, 1815. — 
Lieber, F., Political ethics. I. IL Boston, 1839. 


2) Beifpiele von zweckmäßigem Unrecht in Nothfällen find: Dictatur, 
auch wo fie ber Verfaffung unbefannt ift; caveant Consules, ne res- 
publica detrimentum capiat; Suspenſion von Verfaffungdgefeten in 
Bürgerfriegen; Erklärung einer unrubigen Provinz in Belagerungsftand, 
u. f. w. — gl. Grundfäge der Realpolitik. Stuttg., 1858. 

3) Es ift (3.8. von Luden) der Verſuch gemacht worden, eine Berfchie: 
denheit bes Sittengejeges für dag Privatleben und für die ftaatliche Stellung 
dadurch zu rechtfertigen, daß man bie Herftellung der zwedmäßigen öffent: 
fihen Zuftände als die höchfte fittliche Pflicht eines Regenten aufftellt, nun 
aber behauptet, folgerichtig fei bie Erzielung jede zu biefem Zwecke füh- 
renden Mittel ebenfalld Aufgabe, etwas Gebotenes aber könne nicht uner- 
laubt fein, wie immer unter anderen Umftänben barüber geurtheilt werben 
müffe. Offenbar liegt hier aber eine plumpe petitio principii vor. Daß 
das Staatsoberhaupt die Aufgabe bat, den Staat möglichſt gut einzurichten 
und zu verwalten, unterliegt allerdings feinem Zweifel; allein bamit ift noch 
keineswegs gejagt, daß nun auch jedes beliebige, an und für fi) noch fo 
tadelnswerthe Mittel verwendet werben dürfe. Tarum handelt es fih ja 
eben, ob der Zwed das Mittel heilige? Dieſe Frage ift nach allgemeinem 
Zugeftändniffe zu verneinen für alle Verhältniffe des Privatlebens, das heißt 
wo nur die Lebenszwecke Einzelner in Frage ftehen; warum fie nun aber 
in ftaatlihen Verhältniffen, alfo dann, wenn Diele betheiligt find, follte 
bejabt werben nrüffen, ift durchaus nicht einzufehen. Nicht die Ausdehnung 
ber Wirkungen einer Hanblung, fonbern ihre innere Bernuuftmäßigfeit ent: 
jcheibet über ihre Sittlichfeit, und eine unfittlihe Handlung bleibt unter 
allen Umſtänden eine unerlaubte. Mit berfelben Logik würde man zwar 
einen Kleinen Diebitahl beftrafen,, einen großen aber billigen. 

4) Es ift eine merfwürbige Erſcheinung, daß fi fo Ziele und nicht 
etwa blos grundfaßlofe Weltleute, ſondern auch ehrliche Theoretifer zu ber 
Anerkennung bed Grundſatzes, daß bad Sittengefeg wegen politifcher Vor- 
theile nicht verlegt werben bürfe, nicht entſchließen können; fo 3. B. Game 
und Berg. Ihre Ausnahmen und Beichränfungen: find auf verfchiebene 
Meife begründet. So will’ Berg wenigftend einer unfittlichen Bebrohung un⸗ 
fittliche Mittel entgegenſetzen lafſen; Garve aber findet eine für bie Geſammtheit 
übermwiegenb müßliche Maßregel gar nicht unſittlich, weil die Vorfchriften ber 
Moral überhaupt nur wegen bed glüdlihen Zuſammenlebens ber Menichen 
vorhanden ſeien. Die Irrthümer Legen jedoch zu Tage; und am wenigſten 
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kann man fick burdh das ihnen zu Grunde liegende Befühl verführen laffen, 
daß es unverfländig unb unwürdig fei, fi durch die Unfittlichfeit eines 
"Dritten beeinträchtigen zu laſſen, wenn es diefer nur ſchlau genug treibe. 
Zu einem ſolchen Nachtheil ift allerbingd weber ber Einzelne für fich, noch 
ber Staatsmann für die Geſammtheit verpflichtet; allein man bat fich 
nicht durch Erwieberung ber Scledhtigkeit, fondern, und zwar überdies 
weit zweckmäßiger und ficherer, durch genaue Aufmerffamkeit und Fräftiges 
Entgegentreten zu fchüßen. 

5) Wer wirb 3. B. verlangen, daß in einem Kriege aus der Feigheit 
ober ftrafbaren Achtlofigfeit des feindlichen Feldherrn kein Bortheil gezogen, 
baß. nicht bei Verhandlungen mit einer fremden Regierung bie Eitelfeit 
eines Gefandten ober des Fürſten felbft klug benützt, eine von einem Ber: 
räther freiwillig angebotene Mittheilung zurückgewieſen werde? Die Gränz: 
Linie zwiſchen fittlich Erlaubtem und Verbotenem ift allerdings zuweilen fein; 
boch mag fie bei einiger Aufmerkſamkeit erkannt werden. Während 3. B. 
Beſtechung eines fremden Beamten zur Begehung einer Pflichtwid rig— 
keit unerlaubt ift, als Verführung zu einer Unſittlichkeit, erfcheint ein 
Geſchenk zur Gewinnung für unfer gutes Recht nicht als tadelnswerth. 
Es ift unſittlich, in einer einflußreichen Zeitung ein Lügenfyften zu erfaufen 
zur Verdeckung ehrgeiziger Pläne oder zur Vertheidigung begangenen Un: 
rechts; nicht aber, das Blatt zur Gewinnung ber öffentlichen Meinung für 
eine gute Sache zu bewegen. Stolz und Vertrauen auf gerabe Mittel mögen 
bie Anwenbung heimlichen und indirecten Hanbelns verwerfen; dieß hat aber 
mit Sittlichfeit nicht? zu thun, und kann fogar, wenn dadurch ein nütz⸗ 
licher Zweck verfehlt wird, in entfchiedenen Fehler umfchlagen. 

6) Wie es fich immer mit bem Streite ber Ethiker über das Beftehen - 
ober Nichtbeftehen einer Pflichteollifion verhalten mag; und wenn etwa auch 
bei ben Bertheibigern des Beftehens manches Mißverſtändniß mitunterlaufen 
mag (f. die fcharffinnigen Bemerkungen von Rothe, Ethik, Bd. II, ©. 
60 fg.): fo läßt fi doch nicht in Abrede ziehen, daß der Fälle ſehr viele 
find, in welchen aus verfchiedenen Geſichtspunkten fittliche Forberungen bin: 
fichtlich derſelben Hanblung an denjelben Menfchen gemacht werben. Und 
ebenfo unläugbar tft, daß nicht dem Zufalle ober ber Willkür die Entſchei⸗ 
dung, welche Forderung vorgehen ſoll, überlaffen werben kann, fonbern ein 
Geſetz für die Auswahl gefeßt werden muß. Die Frage ift nur, ob, (wie z. B. 
Rothe a. a. O. will,) die Wahl dem fuhjektiven Ermeflen des Handelnden, 
was „gerade in diefem Augenblide gerabe von ihm beftimmt* mit Hinblid 
auf feine allgemein fittlihe Aufgabe verlangt werbe, überlaffen werben 
fol; oder ob ein äußerer und objectiver Maaßſtab gefunden werben Tann, 
(wie bieß andere Moraliften, z. B. Neinhard, Ammon, Hirfcher, Baum: 
garten-Erufiuß u. |. w., vielfach verfucht haben.) Lehtzteres eriheint nun 
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aber als das Richtigere; ba unzweifelhaft ein Berbältnik von größerem 
Werthe für die vernünftigen Lebenszwecke ber Menſchen iſt, ala ein anberes, 
fomit auch jenes, bei an fich für den Hanbelnden gleicher Bebeutung ber 
Pflichten, dem minderwichtigen vorgezogen werben muß, wenn nicht beibe 
erreicht werben fünnen. Es möchte ſchwer fein, dem natürlichen Ber: 
ftande nnd Gefühle bie Anrichtigkeit biefer letzteren Anfchauung beizu- 
bringen. — Was nun aber ben objectiven Maafftab der Wichtigkeit be: 
trifft, fo mag dieſer allerdings falfch aufgeftellt werben, — wie benn fo viele 
Abweihungen unter ben Anhängern biefer Lehre flattfinden; — allein bieß 
if Fein Grund gegen die Sade jelbft, ſondern nur eine Nötbigung zu 
genauer Prüfung. 


$ 86. 
8. Die Verſchiedenheit der politiſchen Lehren. 


Schon die allgemeine Staatälehre weit nad, daß der 
Staatögedanke auf eine weſentlich verfchievene Weife aufgefakt 
werben kann und aufgefaßt wird; mit anderen Worten, daß 
die Menjchen ihrem georbneten Zufammenleben verfchiebene 
Zwecke geben und dieſes darnach einrichten. Im Staatzrechte, 
dann aber auch in der Staatsſittenlehre, ift diefe Verſchieden⸗ 
heit näher entwickelt und fchärfer beftimmt worben, und es hat 
fih daraus namentlich. in der, ausführlicher gehaltenen‘, Lehre 
vom öffentlichen Rechte cine beträchtige Reihe von Staatz- 
Gattungen und Staatsarten ergeben. Für jede diefer Gattungen 
bat fich ein beſonderes Recht herausgeftellt, welches zwar nicht in 
allen, aber doch in vielen und wichtigen Punkten abweicht 
von dem Rechte der anderen. 

Nur in fehr feltenen Fällen hat bis itt die Wiſſenſchaft 
bie Bedeutung dieſer Verfchiedenheit der Staaten auch für die 
Staatäfunft anerkannt und durchgeführt. Weitaus bie meiften 
Bearbeitungen ſehen ganz ab hiervon und ftellen nur eine 
einzige Reihe von Grundfägen und Nathfchlägen auf, welche 
ſomit als für alle Staaten gleich anwendbar erfcheinen !). 

Diefed Verfahren iſt in der That ſchwer zu begreifen. 
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Wenn nämlidy die Güte einer Maßregel vor Allem davon ab- 
hängt, daß fie mit dem Zwecke der zu fördernden Anſtalt 
übereinftimmt und dieſen begünftigt; und wenn ferner nur in 
jeltenen Fällen eine und diefelbe Handlungsweiſe gleich paſſend 
für verfchievene Zwecke ift: fo ift einleuchtend, daß die Ber: 
ſchiedenheit des Staatsgedankens und des Staatsrechtes auch) 
eine ebenſo große Verſchiedenheit der zu ihrer Befeſtigung und 
Förderung dienenden Mittel erfordert. Mag man auch zugeben, 
daß einzelne Erörterungen und Regeln überall paſſen, weil fie 
entweder überhaupt eine richtige Behandlung der Menſchen Iehren, 
deren Natur ftet? dieſelbe ift; oder weil fie Zuſtände betreffen, 
in welchen die Berfchicvenheit des Staatszweckes weniger her: 
portritt, wie 3. B. bei den Verhältniffen zu fremden Staaten; 
oder endlich, aber am jeltenften, weil eine und diefelbe Ein: 
richtung für alle Stuatsformen paßt: jo bleibt dies Alles doch 
immer nur Ausnahme Je genauer in bie Einzelheiten des 
Staatslebens eingegangen und für jebe derſelben die zweckmäßige 
Handlungsweife aufgejucht wird, deſto jchärfer und unabweis⸗ 
barer treten die Folgerungen der urfprünglichen Verſchiedenheit 
bervor uud bejto weniger fann man fi) dem Wahne überlaffen, 
durch ein einziged Syſtem die Forderungen der Wirklichkeit an 
eine richtige Staatskunſt zu erledigen. Weit eher in ber That 
fieße fich noch Ein Mecht für verfchiedene Stantdarten, als eine 
gleich gute Politik für biefelben denken. 

Es ift daher durchaus nothwendig, daß eine umfaſſende 
wifjenfchaftliche Bearbeitung der Staatskunſt in fo viele Lehren 
zerfalle, als ſich Arten von Staaten unterjcheiven laſſen; wobei 
benn allerdings nicht nur die Unterarten einer und derſelben 
Gattung in vielen und gerabe in den wichtigften Beziehungen 
übereinftimmen werden, jondern auch einige allgemeine Grund: 
lehren für fämmtliche Geftaltungen des Staatsgedankens ſich 
ergeben. Die Art und Weife ber Behandlung mag übrigens 
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auch Hier eine boppelte fein. Entweder iſt es möglich, jede 
einzelne Staatögattung und Staatsart abgefondert zu behan- 
bein und fo den Parallelismus auch in der Form vollftändig 
durchzuführen; ober aber es mag nur Ein Lehrgebäube ent: 
worfen, hier aber bei jedem einzelnen Punkte eine Verſchieden⸗ 
heit von Rathfchlägen gegeben und die Nichtigkeit und Noth- 
wenbigkeit ihrer Anwendung auf die verfchiedenen Arten von 
Staaten gezeigt werben. 

Die Eigenfchaften diefer beiden Darſtellungsweiſen verhal- 
ten ſich ungefähr wie die Folgen der analogen zweifachen 
Behandlung des Etaatsrechtes und der Staatsfittenlehre. (Vgl. 
oben, $ 14, 27 und 78.) Auch in der Politik wird e daher, 
wie bei der Staatsmoral, (aber nicht beim Etantöredhte,) ben 
Bedürfniſſen einer Enchklopädie beffer entiprechen, wenn bie 
Entwicklung der Lehrſätze nur einmal ftatt findet, hierbei 
aber nach Bedürfniß Rüdficht auf die verſchiedenen Staatzarten 
genommen wird. Selbftverftändlich aber ift wohl dabei, daß 
bie Grundlage dieſer ſyſtematiſchen Darlegung die zumächft 
ſtehende Staatsgattung, nämlich der Rechtsſtaat der Neuzeit, ift, 
und daß bei diefem wieder zunächft die Form der repräfentativen 
Monardhie ind Auge gefaßt wird. Was durchaus gemein- 
ſchaftlich iſt, 3. B. Hinfichtlich der fachlichen Grundlagen des 
Staatslebend oder auch einzelner Einrichtungen und Beziehun- 
gen, mag leicht als folches bezeichnet und etwa vorangeftellt 
werden. 


1) Die Zahl der Schriften, weldye die Politit einzelner beftimmiter 
Staatsarten getrennt behandeln, ift außerordentlich Mein. Macchiavelli 
allerdings hat wohl unterfchieden zroifchen der Politik eines Freiſtaates und 
der für einen Despoten paffenden. Allein e8 hat die wenige Nachfolger 
gefunden, und von Späteren gehören faft nur bierber bie verjchiebenen 
Makrobiotiten in Hallers NReftauration ber Staatäwiflenichaften und 
VBollgraffs nicht vollendete? Werk über die Syſteme der praftifchen 
Politik im Abendlande. Damit fol denn freilich nicht gefagt fein, daß bie 
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fämmtlichen übrigen Schriftfieller ber bewirkten Meinung geweſen feien, 
Lehren aufzuftellen, welche gleihmäßige Anwendung in verfchiebenen Gat⸗ 
tungen von Staaten erleiben können; vielmehr find fie häufig wohl davon 
ausgegangen, daß überhaupt nur ein einziger Begriff vom Staate ſich ver: 
theidigen laſſe, und alfo auch nur biefer eine wiflenfchaftliche Politit be 
bürfe unb verdiene. Obgleich fie alfo, formell, ganz allgemein vom- Staate 
reden, baben fie doch in der That nur eine beftimmte Art beffelben im 
Auge. Der für die Anwendung im Leben fich ergebende Nachtheil ift freilich 
berfelbe, ob die ungebührliche Verallgemeinerung politifher Lehren auf 
einem Irrthume über das Wefen des Staates oder aus Gedankenloſigkeit 
hinfichtlich des Verhältnifies von Mittel und Zwed entfpringt. 


887. 
4. Literatur der Politik. 


Die Zahl der über Gegenſtände der Staatskunſt geſchrie⸗ 
benen Werle iſt außerordentlich groß, weniger jedoch an ganzen 
Syſtemen, als an Bearbeitungen einzelner Abtheilungen und 
Fragen. An ausführlichen literargeſchichtlichen und bibliogra- 
phiſchen Hülfsmitteln gebricht es). 

Die nachſtehenden Mittheilungen haben den Zweck, die 
vorzüglichſten Arbeiten hervorzuheben, jedoch nur ſolche, welche 
das geſammte Gebiet der Politik zum Gegenſtande haben. Be⸗ 
arbeitungen einzelner Abtheilungen der Staatskunſt werden bei 
dieſen ſelbſt angeführt. 

IL. Syſteme. 

1. Auf den Grundlage der antiken Staats— 
anſicht. 

Zwar find lange nicht alle von Griechen und Römern 
verfaßte Echriften über Staatzfunft auf und gefommen; ben: 
noch vermögen wir und durch die Schriften Platon's und 
Ariftoteles’ einen genügenden Begriff von der antiken Be 
handlungsart der Wiffenfchaft zu machen, und ift namentlich 
in der Politik des Ariftoteles ein für alle Seiten gültiges 
Meifterwert erhalten. Sowohl das Bezeichnende dieſer Arbeiten 
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an fich, als ihr Verhältniß zu einander ift bereit oben ($ 24) 
angedeutet worden; es genügt daher hier die Bemerkung, daß 
dieſelben für die Politit des antiten Staates nicht weniger al? 
für dag Recht deffelben von Bebeutung find. Zu ihrem Ber: 
ſtaͤndniſſe ift eine durch viele Jahrhunderte fich hinziehende Reihe 
von Sommentaren vorhanden. — Unter den Neueren, welche von 
dem Standpunkte des antiken Staates aus politifche Lehren geben, 
ragen namentlich zwei hervor: Bodinus, J. Derepublica libri 
VI, zuerſt 1577; und Vollgraff, R., Antike Politik. Gießen, 
1828. (Auch ala Bd. II. feiner Syfteme der praftifchen Poli⸗ 
tif.) Jenes tiefgelehrte Wert it ein Nachzügler der Ariftote- 
liſchen Philoſophie des Mittelalter, jedoch ſchon mit beitimmtem 
Hereinfpielen neuzeitlicher Staatsauffaffung; wie die in treff- 
licher Erläuterung nachweift Baudrillart, H. Jean Bodin 
et son temps. Par., 1853. Das deutſche Werk faßt das 
Weſen des antiken Staates mit Schärfe und Sachkenntniß auf. 
Nicht ohne Nuten mag etwa auh noeh K. ©. Zachariä's 
Schrift über Eicero’3 Wert vom Staate Geidelb., 1823) be⸗ 
nützt werden. 

2. Auf der Grundlage religiöfer Weltan— 
|hauung. 

Volftändige Syſteme der Politik auf religiöfer Grundlage, 
alfo mit anderen Worten der Theofratie, haben namentlich 
Ad. Müller (Elemente der Staatskunſt. I—IN. Berlin, 
1809) und K. 2. von Haller (Makrobiotik der geiftlichen 
oder Priefterftanten, Bo. V. der Reftauration) geliefert; Erfterer 
geiftreih, phantaftifch, ſpielend mit Gleichnifjen; Letzterer mit 
großem Verftande und vollftändiger Sachkenntniß. — Noch 
jind aber bier einige andere Arten von Schriften zu merken. 
Einerſeits die mehr befultorifchen Bemerkungen von F. von 
Schlegel (in feinen Vorlefungen über die Philofophie bes 
Lebens, und über bie Philofophie ber Gefchichte) und von 
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J.De Maistre, Souvenirs de St. P&tersbourg, von welchen 
namentlich Tettere ein großes politilches Verſtaäͤndniß bemeifen. 
Andererfeitö aber die in ſyſtematiſche Form gebrachten Auszüge 
aus der Bibel; namentlih: Bossuet, Politique tirde des 
propres paroles de la Sainte Ecriture; und, von einem 
Ungenannten, „Die Staatöweißheit der Bibel," 2. Aufl, Leipz., 
1849. Der Erfte belegt kurze Aphorismen mit ausführlichen 
Bibelftellen und lehrt unbefchränfte Fürftenherrfchaft in unge: 
ſchminkteſter Weife; der Andere dagegen jegt ein vollitändiges 
Syſtem der Politik eines conftitutionellen Staated aus Bibel- 
ſtellen zuſammen, oft mit jchlagendem, nicht felten freilich auch 
nur mit gezwungenem Scharffinne. 

3. Auf der Grundlage des modernen Redt3- 
ſtaates. 

Sowie im philoſophiſchen Staatsrechte, ſo iſt auch in der 
Staatskunſt Montes quie u's großes Werk über den Geiſt 
der Geſetze eine Hauptgrundlage; wenn ſchon bei deren mehr auf 
Glanz als ruhige Wahrheit der Grundlage berechneter Bearbei⸗ 
tung keineswegs immer Richtiges oder gar die volle Staats⸗ 
weisheit gelehrt wird. — Nicht tief eindringend und allzu 
wortreich, aber vol edlen Eifer für Recht und öffentliches 
Wohl, jowie bewundernswerth in Berüdfichtigung des Vater: 
landes und der perjönlichen Verbältniffe des Verfaſſers ift bie 
umfaffende, jedoch nicht vollendete, Arbeit des Neapolitaners 
Filangieri (La scienza della legislazione, zuerft 1780; 
in alle europätfche Sprachen überſetzt. — Auf radikalen 
Standpunkte, mannchfach unanwendbar, aber wegen englifchen 
Srundanfchauungen bedeutend, find bed Schotten Eraig, 
„Grundzüge der Politik“ (Elements of polit. science, Ebin- 
burgh, 1814; deutfch, jedoch verftümmelt, von Hegewiſch). — 
Bon Deutfchen find namentlich die Beiden, freilich nicht vollen- 
deten, Schriften von Luden und von Dahlmann zu 
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bemerken. Crfterer ſuchte durch moͤglichſte Steigerung ber 
Staatäfräfte und der Regierungsmacht die Mittel zu einem 
glüclichen Befreiungäfampfe von fremder Webermadht zu ge= 
winnen, und hoffte nach Erreichung dieſes nächiten Zieles auf 
Erzielung von Freiheit und Recht im Innern. Bedeutender 
burch die Gefinnung umd den fittlichen Eifer als durch ſtaats⸗ 
männifche Meberlegung gibt das Buch in einer Vergleichung 
mit Macchiavelli's Schrift von Fürſten, welche einen ähnlicher 
Zweck verfolgt, einen jchlagenden Beweis von ber Verſchieden⸗ 
heit deuiſcher und welfcher. Volfsthümlichleit und von dem 
Borfchreiten ver Gefittigung feit dem Mittelalter. Dahlmann's 
Bruchſtück iſt formlod und ftofflih unzureichend, allein ein 
höchſt achtbares Ergebniß tiefer Forſchung und. ernften Nach: 
denkens. — Geiftreih und belehrend endlich ift des Deutjch- 
amerifaner? %. Lieber größere. Arbeit (Political ethics), bie 
Anjchauungen zweier Welttheile und europäiiche Gelehrſamkeit 
mit amerifanifchem Freiheitsſinn vereinigenb. 

4. Umfaſſende Syiteme. 

Nur in der deutſchen Literatur finden fich einige Werke, 
welche ſich die Aufgabe fegen, die Politik ber verſchiedenen 
Staatögattungen gleichmäßig zu bearbeiten; keines bat jeboch 
die große Aufgabe vollſtändig gelöſt. Vollgraff's „Syiteme 
der praltifchen Bolitit im Abenvlande” (4 Bde., 1828,) find 
bei weitem nicht vollendet; zeugen aber, foweit fie gehen, von 
. Verftändniß der eigenthümlichen Aufgaben der verſchiedenen 
Staaten. — 8.©. Zachariä's „Bierzig Bücher vom Staate” 
behandeln auch die Staatskunſt in ihrem vollen Umfange. Die 
betreffende Abtheilung des Werkes ift,. wie dad Ganze, voll 
Geift und Gedanken, gelehrt und anregend; allein auch wun⸗ 
derlich abjpringend und oft fpielend, Auffallendes und Para⸗ 
doxes nicht. jelten der Wahrheit vorziehen. 
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H. $ragmentift®n. 

Sehr groß iſt die Anzahl der Bücher, welche zwar 
auf alle Theile ber Staatzfunft eingehen, fich aber feine 
Inftematifche Ordnung und regelrechte Ausführung der ein- 
zelnen Gegenftände vorjegen, ſondern nur beliebige Punkte 
beroorheben und biefe nach den Gedanken und Lebenzerfah: 
rungen der Verfaſſer bejprechen. Namentlich find ed Staats: 
männer, welche in ber Zurüdgegogenheit von Gefchäften oder 
zur Erholung von- denjelben folche Bruchftüde niederzufchrei- 
ben und dadurch richtiged Handeln, jedenfalls Nachfinnen, 
zu erweden fuchen. Natürlich find Schriften diefer Art nicht 
zum ſyſtematiſchen Unterrichte und überhaupt nicht für An 
fänger beitimmt, wohl aber höchit belehrend für den Mann 
vom Fache, jei er nun Gelehrter oder zum Handeln berufen. 
Es ift hier nur möglich einzelne Beifpiele hervorzuheben. — 
In erfter Linie, fowohl nach Zeit ala nach Bedeutung, ftehen 
bier immer die unfterblichen Werke Niccolo Mackhiavelltg, 
und zwar namentlich fein „Buch von Fürften” nnb feine „Be⸗ 
merfungen über bie 10 erften Bücher von J. Livius.“ Im 
erfteren ſucht er, ſelbſt vor dem abjcheulichiten Verbrechen nicht 
zurüctretend, alle Mittel auf, welche ihm dienlich dazu fcheinen, 
eine gewaltige Negierungsmacht in die Hände eines Einzelnen 
zu legen, um ſodann dieſelbe zu großen vaterländiichen Zwecken 
verwenden zu können. Im anderen Werfe lehrt M. die Polttik 
eines freien Volkes und eines freien Staates. In beiben zeigt 
fich der Icharffinnigfte Verftand, und die feinfte Beobachtungs- 
gabe, welche je in tiefverderbter Zeit und in einem unglüdlichen 
Lande einem perfönlich nicht fledlenlofen Menfchen verliehen 
worden find. — Vielleicht fittlich nicht befjer, jedenfalls nicht 
größer, aber gebilpeter, Gcwaltthaten abgeneigt und in ber 
Atmofphäre neuzeitlicher und germanifcher Unfchauungen Iebend 
war der Schotte J. Hume, welcher, neben feinem großen 
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Geſchichtswerke, auch eine Sammlung politiicher Abhandlungen 
(Essays and treatises) hinterlaſſen hat. Sein Grundgedanke 
iſt, daß bie befondere Volfsthümlichkeit die Grundlage die Politik 
jedes Staates fein müſſe. — Bon tabellojer Gefinnung, be= 
geiltert für gejepliche Freiheit, namentlih in ber Form bes 
parlamentarifchen englifchen Syftemes ift Hume's, ebenfalls ala 
Gefchichtichreiber vorzuggweife berühmter, Landmann Mac- 
aulay Seine Abhandlungen (Historical and critical 
essays) fchließen fich gewöhnlich an eine große gefchichtliche 
Geftalt oder an ein bedeutendes Hiftorifches Werk an, und 
behandeln jo die verſchiedenſten Fragen der Staatskunſt in künft- 
Verifcher Form wie mit ſtaatsmänniſchem Blicke. — Bon 
Dentfchen find hier vorzuggweile zu nennen: Möfer3 patrio- 
tiſche Phantafieen (zuerft 1774), eine Sammlung einfacher und 
unjcheinbarer, nur im kleineren Kreile inneren Wohlergeheng 
ſich bewegender Aufſätze, welche aber von ber. vortrefflichiten 
Gefinnung und von ber tiefiten Lebensweisheit erfüllt find; — 
F. 8. von Moſer's „Meoraliihe und politiſche Schriften“ 
(1763) und deſſen „Politiſche Wahrheiten” (1796), die bittern 
Rebenderfahrungen eine? vornehmen und troßigen Geiftes, voll 
Kenntniß des verrotieten Fürftenthumes und Hofunweſens zu 
Ende des 18. Jahrhundert3, mit Drängen auf Pflichterfüllung ; 
mehr Diagnofe als Arznei; — H. C. von Gagern's „Refultate 
ber Sittengefchichte” (1808 u. fgg.), geiftreiche, von Beleſenheit 
und Nachdenken erzeugte, aber oft etwas wunberliche Gedanken 
eines erfahrenen Weltmanned; — Radowitz's „Geſpräche 
aus der Gegenwart” (zuerjt 1846) vortreffliche Schilderungen 
ber Eigenſchaften und Beftrebungen ber politiichen Parteien der 
neueften Zeit, in höchſt anerfennenzwerther Weile von an- 
fanglih unklareren und ſelbſt phantaftischen Anfchauungen 
allmälig fortichreitend zu bewußter Auffaffung von geſetzlicher 
Freiheit. 
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II. Staatsromane. 

Weniger von ber ernften und zunftmäßigen Wiſſenſchaft 
beachtet, als fie e3 in der That verdienen, find jene Bücher, 
welche ein frei erſonnenes Gemälde von einem in der Wirklich: 
feit nicht beftchenden Staate geben und dadurch auch das wirk— 
liche Leben zu belchren fuchen. Ohne Zweifel ift diefe Form 
oft zu bloßer Spielerei und zu ben thörichteften Rath: 
Ihlägen mißbraucht worden; allein an und für fih bietet fie 
den nicht zu verachtenden Vortheil dar, bie Folgen einer vor: 
geichlagenen Einrichtung anfchaulih und Eindruck machend 
vorzuführen. Und da fie in der Regel nur von fühnen Neueren 
gewählt wird, welche fir ihre Aenderungsvorjchläge fo wenig 
Anknüpfung in den bejtehenden Verhältniſſen finden, daß fie 
fie nur in einem ganz erdichteten Zuſtande glauben vortragen 
zu önnen: fo tft das Erjcheinen foldher Schriften immerhin 
ala ein Zeichen der Zeit und nicht felten ala ein Vorbote von 
ernftlihen Bewegungen zu betrachten. Manche Einrichtung 
iſt jetzt allerwärts eingeführt, weldse fi) vor einigen Sahr: 
hunderten kaum in einem Gedichte zu zeigen wagte. — Im 
Mebrigen zerfallen die Staatsromane in zwei wefentlich ver: 
ſchiedene Gattungen: 

Die erfte derſelben begreift folche Schriften, welche be- 
ſtehende Staat3formen ibealifiren, dadurch aber auf bie gemöhn- 
lichen Fehler und Lücken des wirklichen Leben? aufmerkjam 
machen wollen. Es gehören hierher 3. B. Kenophon’s Eyro- 
päbte, Fenelon’d Telemach und mehrere Schriften A. von 
Haller. Daß diefe Abtheilung weniger anfprechend und 
befehrend ift, Liegt in ver Natur der Sache. 

Die andere, freiere, Gattung ſchildert lediglich durch Ein- 
bildung gefchaffene Staaten und Einrichtungen. Ihre Zahl ift 
ziemlich beträchtlich, und es find ebenſo bekannte als merf- 


würbige Blicher darunter. So namentlidh die „Utopia’ dea 
v. Mohl, Encyclopäbie. 86 
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nicht die Möglichkeit, die eigenen Zwecke zu erreichen, fo 

boch die äußere Sicherheit iſt durch eine zureichende Wacht 

bedingt; eineß der wefentlichjten Elemente aber iſt ein 
genügended Gebiet. Zunehmender Länderumfang eines 

Staated, namentlich wenn bei bemjelben ehrgeizige und 

Eroberungs⸗-Gelüſte anzunehmen find, ruft daher auch bei 

ben übrigen mehr oder weniger bebrohten Staaten ein 

Vergrößerungäbedürfniß oder eine Verbindung zur Wieder: 

verminderung des Gegners hervor. 

e. Im Webrigen darf die Größe eines Staatsgebietes dag 
von Menfchenkraft und » Verftand zu gewältigende Maß 
nicht überfteigen, wenn wicht mannchfache Nachtheile daraus 
entftehen ſollen. Es wird nämlich bei ſehr weiten Ent- 
fernungen dad Zuſammenwirken der Staatzeinrichtungen 
und die Verwendung der gejammten Mittel an einem 
gegebenen Punkte jehr erfchwert, und geht hierdurch viele 
Kraft verloren; es werden manche Staatsausgaben burch 
die weiten Entfernungen ohne einen entfprechenden Nugen 
vergrößert; Die Weberficht über die entfernter liegenden 
Landestheile und die in denfelben befindlichen Regierungs⸗ 
organe ift bleibend erfchwert, überhaupt die genaue Kennt⸗ 
niß fo weit ausgedehnter Räume und die ihrer zerjtreuten 
Bebürfniffe und Mängel nicht leicht zu erreichen; endlich 
hat ein weit ausgedehntes Land auch viele Nachbarn, mit 
welchen die Beziehungen nicht- immer förderlich) und ficher 
zu ordnen find. 

2. Bon großer Bedeutung in ftaatlicher Beziehung find 
jodann die Grenzen de Gebieted. — Die erfte Forderung 
in diefer Beziehung ift, daß dieſelben genau beftimmt und fomit 
unzweifelhaft feien, damit nicht Streit darüber entftehe und 
überhaupt klar fei, bi? wohin fich die Rechte und die Pflichten 
des Staates räumlich erftredfen. — Eine zweite und eine hodh- 
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wichtige Forderung ift, daß bie Grenzen mit den Endpunkten 
bes naturgemäßen Thätigfeitögebietes des Volkes zufammenfallen. 
In der Regel ift dies ein großes Stromgebiet mit allen Neben» 
zweigen bis in bie Gebirge, oder auch wohl eine Mehrheit von 
jolhen Gebieten; es mag aber cine Einfaffung durch Meer 
oder durch Bergzüge ebenfall® das zufammengehörige Ganze 
bilden ?). — Ferner ift, da auf beftändigen Frieden mit den 
Nachbarn nicht zu hoffen tft, zu wünfchen, daß bie Grenze 
eine leicht vertheidigbare militärische Stellung bilde; namentlich 
ift die da nothwendig, wo ein anliegender Staat beitändig 
feindfelig gefinnt oder barbarifch ift. — Endlich hat es große 
Vortheile, wenn die Grenzen des Gebietes zuſammenfallen mit 
denen ber Nationalität des Volkes; und es kann dieſer Geſichts⸗ 
punkt ſogar eine Abweichung von einem ſonſt natürlichen Grenz: 
zuge rechtfertigen. 

3. Nicht gleichgültig ift die vom Staatsgebiete gebilvete 
geometrifhe Figur. Doc find hier die Verhältniffe von 
ber Art, daß ſich nicht leicht alle Vortheile zu gleicher Zeit 
erreichen laſſen, ſie fich viehnehr zum Theile gegenfeitig aus: 
ſchließen. 

a. Je ähnlicher die Geſtalt eines Landes einem Kreiſe iſt, deſto 
näher iſt die Oberaufſicht und bie leitende Gewalt ſelbſt 
den entfernteften Punkten; deſto fchneller kann bie ganze 
Kraft des Staates auf einen beftimmten Punkt geworfen 
werben; deſto weniger Berührungspunfte mit dem Aus: 
ande find vorhanden; endlich defto geringeren Einfluß 
übt Berührung mit frembländiichem Wejen auf die zufam: 
mengeballte Benölferung. — Bon dieſer Regel gibt es 
jedoch auch manche Ausnahme. So ift 3. B. der Beſitz einer 
lange geftrediten mit gutem Seehafen verichenen Küſte 
immer ein Bortheil, jelbjt wern das Hinterland einem 
andern Staate gehört. Ferner ift der Belt eine? Land⸗ 
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jtriches, welcher nothwendige Robftoffe für Unterhalt oder 
Gewerbe liefert, auch dann nützlich, wenn die Regelmäßig: 
feit der Figur dadurch geftört werben ſollte. Endlich ift 
eine lange Außbehnung in der Richtung des Meridians 
vortheilhaft, Falls dieſelbe eine Verſchiedenheit ber natür⸗ 
fichen Erzeugniffe zur Folge bat, dadurch aber ſowohl 
der innere als der Äußere Verkehr belebt wird. 

. NRachtheilig ift e8 in der Regel, wenn dad Staatsgebiet 
in verfchievene ganz getrennte Theile zerfällt. Nicht nur 
fallen dann bie Vortheile der Abrundung weg, fondern 
es entftehen leicht auch bevenfliche Beziehungen zu dem 
Auslande. Liegt nämlich fremdes Land zwifchen den ver: 
ſchiedenen Gebietötheilen, fo tft der Staat vielfad, abhängig 
von Fremden in Beziehung auf die Verbindung zwiſchen 
feinen Gebietötheilen, und es kann die Lage ſelbſt gefähr- 
fich fein in Kriegszeiten. Liegt dagegen Meer dazwiſchen, 
fo mag im Falle eines Seekrieges mit einen jtärferen 
Gegner die Verbindung leicht ganz unterbrochen und über: 
dies ein ſchwacher Punkt mit Sicherheit von diefem ange: 
griffen werden. Auch darf nicht überfehen werben, daß 
fich die Volksthümlichkeit in getrennten Gebietstheilen nicht 
mit berfelben Gleichfoͤrmigkeit ausbildet. — Uebrigens 
finden auch von dieſer Negel mannchfache und große 
Ausnahmen Statt. Vor Allem ift dad BVerhältnik von 
Kolonieen ein ganz eigenthümliches. Diefelben find, 
felbftrebend, vom Mutterlanvde getrennt und in der Regel 
weit entfernt; dennoch können ihre Bortheile für Ent: 
wicelung von Gewerbe und Handel, für die Machtitellung 
des Staated und für feine Finanzen, für die Ausbehnung 
und für die Vebung der Seemacht, für die Unterbringung 
einer im Meutterlande überflüffigen Bevölkerung, bei rich: 
tiger Benüsung von höchfter Bedeutung fein ?). Sodann 
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aber mag auch ber Beſitz ganz vereinzelt liegender und 

an fich weder zum Handeln noch zur Erzeugung einer 

größern Menge von NRohftoffen dienender Punkte mili- 

tärifche und ſomit politische Vortheile darbieten, wenn jene 

nämlich Teicht zugänglich und vertheibigbar, zu gleicher 

Zeit aber zur Beobachtung von Gegnern oder zu GStüb- 

punkten für lotten und Heere geeignet find 9). 

c. Endlich ift es eine unnatürliche und mannchfach jchäbliche 
Geftaltung des Gebieted, wenn ein anliegender Staat 
einen tief einlaufenden Winkel in das bieffeitige Land 
bildet. Hierdurch wird nicht nur die Verbindung unter: 
brochen, manche finanzielle oder Sicherheitzeinrichtung 
erjchwert, ſondern es kann auch in militärischen Beziehungen 
höchſt bebenflich fein. 

4. Ein Staat, welcher durch feine geographifche Lage 
gehindert ift an dem Weltverfehre Antheil zu nehmen, bleibt 
nothwendig ärmer und unbebeutender, als feine ſonſtigen Hülfg- 
quellen es mit ſich brächten. Eine folche Theilnahme ift aber 
bedingt durch die Erftredung des Gebietes bis zum freien 
Weltmeere; und ein nur ungenügender Erjab ift dag Necht 
ber Benügung einer Stromfchifffahrt bis zum Meere oder die 
Theilnaßme an guten Verbindungsmitteln zu Lande, alſo 
namentlih an ausgedehnten Eiſenbahnſyſtemen. Bebürfnig für 
jeden größeren Staat ift e8 daher, mwenigftend an Einem aus 
bem ‚inneren zugänglichen Punkte bis zum offenen Meere zu 
reihen )). Eine Ausnahme machen bier höchftend ganz robe 
und auf die Erzeugnng ber eigenen nothwendigſten Bebürfniffe 
beichräntte Völker, welche feinen nennenswerthen auswärtigen 
Verkehr Haben; ſodann etwa Theokratieeen, ala welche fich 
überhaupt foviel ala möglich vom Verkehre mit Andersgläubigen 
abſchließen 9). 

5. Sowohl für den Nationalreichthum und für die Zahl 
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ber Bevölkerung, als für die Größe der unmittelbaren Staats: 
mittel ift die Fruchtbarkeit des Gebieted von wefentlicher 
Bedeutung. Bon einer freien Wahl und einer ind Große 
gehenden Beltimmung kann freilich nur da die Rede fein, wo 
es fi) von der Gründung ganz neuer Staaten oder Kolonieen 
handelt; und hier ift denn auch die Berüdfichtigung der natür⸗ 
Tichen Fruchtbarkeit erſtes Gebot, deſſen Vernachläſſigung fich 
durch große ſpätere Opfer und durch geringereö Gebeihen bitter 
rächt. Doch mag immerhin in bereit3 beftehenden Staaten Vieles 
im Einzelnen zur Verbeſſerung der natürlichen Fruchtbarkeits⸗ 
verhältniffe gefchehen; und ed ift eine wichtige Aufgabe für ben 
Staat, in den dazu geeigneten Fällen die Gefammtkraft zu 
verwenden. Dies findet aber theils ftatt durch Förderung der 
Privatslinternehmungen, theild durch unmittelbare Anwendung 
von Staatömitteln zur Gemältigung großer Maßregeln, welche 
über die Kräfte der einzelnen Bürger oder freiwilliger Vereine 
hinausgehen. Es find dies aber hauptſächlich Entwällerungen, 
ſei es durch Abzugsfanäle, fei es durch Eindeichung, fei es 
burch Bodenerhöhung; Bewäfferungen, und gwar jowohl mit- 
telft Staatsanlage von Kanälen, ald namentlich durch eine 
zwectmäßige allgemeine Gejeßgebung über dag Waſſerrecht; 
endlich Regelung der TFeuchtigfeitäverhältniffe und dadurch der 
Temperatur mitteljt richtiger Behandlung des Waldarealz ”). 
Nicht erft der Bemerkung bebarf es übrigens, daß ber 
Beſitz ſämmtlicher im Vorſtehenden angeveuteter natürlicher 
Vortheile nur von vorübergehendem Nuten, fomit die Bemühung 
um Erlangung dieſer Eigenfchaften des Gebiete großentheils 
vergeblich ift, wenn das Vorhandene nicht erhalten und das 
Zufammengebrachte nicht beifammen gelaffen wird. Ein Staat 
hat Feine fichere Grundlage für Macht und Wohlergehen, wenn 
er nicht den natürlichen Vortheilen feines Gebietes den Grund: 
jag ber Unveräußerlichleit und Untheilbarkeit 
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beifügt. : Durch eine Theilung zeriplittert fich die Macht gegen 
Außen und vermindert ſich die Fähigkeit zur Erreichung allge: 
meiner Zwede im Innern bei gleichzeitiger Vermehrung ber 
Lasten der Unterthanen. Sie ift ein politifcher Selbitmord, welchem 
glücklichermweife nicht nur das Intereſſe der Unterthanen, fondern 
auch das ber Negierenden entgegen ift. Nur in feltenen Fallen kann 
aus Zweckmäßigkeitsgründen von der Trennung eines bisher ein- 
beitlichen Staates in mehrere von einander unabhängige Länder 
bie Rede fein, nämlich wenn ein Neich über die oben angebeuteten 
möglichen Grenzen ber Ueberficht und einheitliche Berwaltung hinaus 
ausgedehnt ift; ſodann wenn Kolonieen in Bevölkerung, Wohlftand 
und Selbititändigkeitsfinn weit genug vorgefchritten find, um das 
Bedürfniß zur Kostrennung vom Mutterlande lebhaft zu empfin- 
ben; endlich vielleicht, wern alle Bemühungen, verjchiedene je 
in eigenen Stammlanden anſäſſige Nationalitäten. zu einem 
einheitlichen Ganzen oder wenigjtend zu einem friedlichen Neben- 
einanberbejtehen zu vereinigen, gejcheitert find. — Dafür aller: 
dings iſt zu jorgen, daß nicht eine zweckmäßige Detail: Rege- 
lung der Grenzen oder jonft vortheilhafte Fleinere Abtretungen 
und Austaufchungen durch allzu unbedingtes Verbot von Ge- 
biet3veräußerung rechtlich unmöglich gemacht werben. 


1) Die Literatur über bie Gebietöverhältniffe ber Staaten ift, troß ber 
offenbaren Wichtigkeit ber Sache und trotzdem daß ſich in der Wirklichkeit 
ein großer Theil ber auswärtigen Politik nur um Gebietöverhältniffe dreht, 
boch weber fehr zahlreich noch jehr bedeutend. Die meifte Beachtung ver: 
bienen noch: Die Eröbeziehung der Staaten. Münden, 1821. — Etudes 
de g&ographie, appliqu6es & la politique Par., 1826. — lieber das 
phyſiſche Element der Bildung und ber Wechfelverbältniffe ber Staaten. 
Stuttg., 1888. — Cotta, B., Deutſchlands Boden und deſſen Einwir⸗ 
fungen auf das Leben ber Menſchen. Leipz., 1854. — Manche geiſtreiche 
aber zerriſſene Bemerkungen über das Verhältniß ber Erdbeſchaffenheit zu 
ben Menden und ben Staaten giebt auch Jahariä, Vierzig Bücher vom 
Staate, Bb. II, ©. 48 fg. — Sehr belehrend ift allerdings aud für rein 
politiſche Zwecke das Stubium ber Erbfunbe, wie ſich biefe, vor allen durch 
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Ritter's Verdienſt, auf ihren natürfihen Grundlagen und in großartiger 
Auffaffung der Geftaltung und Gliederung der Erdoberfläche ausgebildet Hat. 

2) Der Gipfel aller Gebankenlofigfeit und Verkehrtheit in biefer Be- 
ziehung ift die Abgränzung der neugegriindeten Staaten in Norbamerifa, 
welche Tebigfich noch willfürlich auf ber Karte gezogen, in ber Regel in 
rechten Winkeln fich ſchneidenden Linien beflimmt wirb, ohne alle Berüd⸗ 
fihtigung ber natürlichen Bodenbildung, alfo bed Laufes ber Flüffe, ber 
Höhenzüge u. f. w. Hierdurch werden bie nach allen Berkehrsverhältniffen 
untrennbarften Landſtriche künſtlich verfchiebenen Staaten zugewieſen und 
umgefehrt von der Natur getrennte Striche verbunden. Dieß hat ſchon 
jest, bei einer gemeinfanen oberfien Regierung und bei vollfommerifter 
Verkehrs- und Nieberlaffungzfreiheit im ganzen Gebiete ber Union ſchweren 
Nachtheil in Beziehung auf mancdherlei Staatseinrichtungen, 3. B. Beta 
erung, Gerichtsbarkeit, Wegbau; allein vollfommen unhaltbar werben ſolche 
Gränzen fein, wenn einmal bie einzelnen Staaten fchärfer von einander 
getrennt find, vielleicht die Union in mehrere Reiche zerfällt. In ſolchem 
Falle wäre eine vollftändige Umgeltaltung eines großen Theilez der Staaten: 
gränzen unerläßlich. 


3) Das Kolonialwejen hat fowohl im Leben und Handeln ber Staaten, 
als in der Staatöwiffenfchaft zu allen Zeiten eine große Rolle gefpielt. Die 
afiatifchen Despotieen, Rom, Eugland und Spanien haben biefelben, wenn 
ſchon in verfchiedener Form, zur Feſthaltung von Eroberungen benüßt; bie 
Phönizier und Carthager zur Ausbreitung und Sicherſtellung bes Hanbelg, 
und in noch weit großartigerem Maaße find ihnen hierin die neueren See: 
mächte gefolgt; den Griechen haben fie zur Befeitigung von Uebervdlkerung 
und zur Entfernung befiegter politifcher Partheien gebient ; ſelbſt als Mittel 
ber Beftrafung und zur Sicherftelung gegen Verbrecher find Kolonieen ange: 
legt werden. Bald ift engfter freundfchaftlicher Verband dag Mittel 
geweſen zu Erreichung des Zweckes und zur Bewahrung des Einfluffes; 
bald wurde vollftändige Beherrihung, Ausbeutung ber natürlichen Erzeug: 
niffe, Unterdrüdung alles ſelbſtſtändigen ftaatlihen und gewerblichen Lebens 
als das richtige Mittel und Verhältniß angefehen ; endlich ift in ber neueften 
Zeit, vorzüglih in England, allmählige Erziehung zur Selsftftändigfeit als 
das nicht nur gerechtefte, fonbern auch auf die Dauer klügſte Verfahren 
erkannt. Und ebenfo hat die Theorie, je nachdem fie beftimmte Zuſtände 
und aus biefen hervorgegangene Erfahrungen vorzugsmweife im Auge batte, 
bald die Gewinnung, bald die Entlebigung von Kolonieen, bald möglichſte 
und felbftfüchtige Ausnützung, bald aber auch Kräftigung ber eigenen In⸗ 
tereſſen der Nebenlänber als das richtige Verfahren gepriefen. Wenn aber 
bier viel Wiberfpruch und Unflarheit heroortrat, fo lag bie Urfache teils 
in den verſchiedenen Syſtemen ber Volkswirthſchaft, theild in bem Mangel 


571 


einer fcharfen Unterfcheibung zwifchen ben Arten und ben verfdhiebenen un- 
gleichen Sweden ber Pflanzftanten. — Ein großes Verbienft um bie Ber: 
beutlichung unb Bereinigung ber Lehre hat ih Rofcher erworben durch 
fein treffliches Wert: Kolonieen, Kolonlalpolitif und Auswanderung. 2. Aufl., 
Lpz., 1856. Doch bürften deßhalb noch Ergänzungen an ber Stelle fein, 
weil er die Kolonieen lediglich aus dem volkswirthſchaftlichen Stanbpunfte 
betrachtet, währenb auch noch andere, rein politifche, Rückſichten maßgebend 
fein können. Roſcher fapt nämlich bie Kolonieen aus einem vierfachen Ge: 
fihtspunfte auf: nämlich als: 1) Eroberungs-Kolonieen, in welchen Aus⸗ 
beutung bed Landes durch firenge Beherrſchung befielben und feiner Be⸗ 
wohner beabfichligt fei; 2) Handels-Kolonieen, einerfeits zum Einfaufe von 
dortigen Erzeugniffen und Handelsartifeln, anderer Seits zum Abſatze und 
zur Vertreibung von Waaren beftimmt; 3) Aderbau-Kolonieen, nach welchen 
Auswanderung geleitet und von welchen’ der Kauf von Gemwerbeerzeugniffen 
des Mutterlandes erwartet werde; endlich 4) Plantagen:Kolonieen, zum Bau 
von tropifchen Gewächſen, in ber Negel mittelft Sclaven. Es fällt aber 
in bie Augen, baß auch neben biefen wirthichaftlihen Zwecken und in 
mannchfacher bald Unterftügung balb Durchkreuzung derjelben noch anbere 
ſtaatliche Abfichten verfolgt werden können, woraus fi) benn auch eine 
anbere Eintheilung ber Pflanzftaaten und Nebenlänber ergäbe. So find 
oben bereit? Militär: und Straffolonieen genannt worben; es bat ſchon 
religiöfe Kolonieen gegeben; und es ift, namentlich in ber neueren Zeit, bei 
der Anlegung neuer Nebenftaaten bie Verbreitung ber eigenen Nationalität 
in fremde Welttbeile ber nächfte Zweck geweſen, bem fi dann freilich, 
wenigfteng für den Anfang, auch Handels-, Auswanderungs: und Macht⸗ 
Zwecke anfchließen mögen. Durch biefe Verfchiedenheit und mannchfache 
Verquickung der Verhältniffe und Abfichten wirb der Gegenſtand außer: 
ordentlich verwidelt, und in jeden Falle kann mit wenigen einzelnen Sätzen 
feine volle und überall anmendbare Wahrheit gegeben werben, — Die Liter 
ratur über daB Kolonialmefen ift fehr zahlreih, da fir theild allgemeine 
Werke, theild aber auch nur die Gefchichte oder die Beurtheilung einzelner 
Kolonialzuſtände, enblich vielfache Rathſchläge, unb zwar ebenfalls wieder 
von umfaffender Art ober für einzelne Fälle und Länder, enthält. Nur 
Beifpielgweife kann daher hier zunächft hingewieſen werben, einer Seit auf 
die allbelannten umfaffenderen Werke von Heeren, (Ideen über bie Politik 
u. f. w. ber Alten;) Raynal, (Histoire philosophique des Etablissemens 
dans les deux Indes;) Malo de Tuque, (Hist. de los estableci- 
mientos ultra-marinos;) Brougham, (Colonial polity of the european 
powers), anderer Seit? auf bie Haffifhen Schilderungen einzelner Kolo: 
nieen, fo alfo Ul loa's vom fpanifchen Südamerika; (Noticias segretas) 
Depons' von Terra firma; Humbolbt'3 von Mexiko und von Cuba; 
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Bryan⸗Edward s' von Weflindien; ober auf Bancroft’s Geſchichte 
ber Rolonifation Norbamerika's; enblih auch die politiichen Erörterungen 
von: Talleyrand, (Essai s. l. avantages & retirer des colonies nou- 
velles in ben M&m. de l’acad. des sciences pol.); Wakefield, (Eng- 
land and America;) Merivale, (Lectures on colonies and colonisation ;) 
Cornwall Lewis (Government of dependencies;) Lechvalier, 
J., (Rapport s. 1. questiones coloniales.) Weitere, wenn auch Yange 
nicht Volftänbiges, ift zu finden beiMac Culloch, Literature of polit. 
economy, &.87 fg.; unb in bem Dict. de Pécon. polit., art. »Colonies.« 
— Daß nicht alle Völker die zur Gründung, Heranziehung und Erhaltung 
einer Kolonie nöthigen fittlichen, wirtbfchaftlihen und flaatliden Eigen⸗ 
fchaften haben, zeigt die Erfahrung, und ift 3. B. in fprüchwörtlicher Weife 
zu Ungunften ber Franzoſen feitgeftellt. 

4) Ein in ber Geſchichte nicht wieberholtes Beifpiel von Erwerbung 
gefchict gelegener Beobachtung: und Stüßpunfte gibt Engländb, welches 
fämmtlihe Welttbeile mit einem Gürtel ſolcher vereinzelter Beſitzungen all- 
mälig umftridt bat. 

5) Eines ber merkwürbigften Beifpiele unkezwinglichen Verlangens nach 
Erreichung des Meeres unter jeber Bebingung bietet bie Befigergreifung 
bes Hafens von Cobija am Stillen Meere von Seiten des Staates Bolivia 
dar. — Sehr bezeichnend find ferner die Beftrebungen Rußland feit Peter 
bem Großen zu fahrbaren und freien Meeren zu gelangen; und es ift biefes 
Bedürfniß fo unabweislih, das Verlangen fo berechtigt, daß eine voll: 
fländige Erreichung des Planes nicht wirb verfagt werben fönnen, fo große 
Ssntereffen andere Staaten auch dagegen haben mögen — Welch’ ein Fehler 
es war, daß Preußen Oftfriesland abtrat, ift wohl jeßt außer Streit. 


6) Weber die Fruchtbarmachung ganzer Gebiete geben namentlich die 
folgenden Schriften Nachricht: Joubert de Passa, Voyage en Es- 
pagne, ou recherches sur les arrosages, sur les lois et coutumes, 
qui les rögissent, I. II. Par., 1824. — Burger, Landwirth. Reiſe durch 
Oberitalien. ®d. II, ©. 49 fg. — Nadault de Buffon, Les canaux 
d’arrosage. I. I. Par., 1843.— Mauny de Mornay, Pratique et 
legislation des irrigations. I. II. Par., 1844. — Kaſthofer, Betrach⸗ 
tungen über bie Veränberungen im Klima des Berniſchen Hochlandes. 
Bern, 1822. — Moreau be Jonnès, Ueber die Veränderungen in 
bem phyſiſchen Zuſtande ber Länder durch Ausrottung der Wälder. Tüb., 
1828. — Grebe, Die Beauffihtigung ber Privatwalbungen. Eifenach, 
1845. 
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$ 89. 
2. Die Bevölkerung. 


Der lebendige Beftandtheil des Staates ift das Bolt, und 
für das Volk befteht ber Staat. Much über biefes Wechfelver- 
haͤltniß ift in der allgemeinen Einleitungs -Wiffenfchaft das 
zunächſt Bemerkenswerthe angegeben worben. (S. oben, $ 17.) 
Da jedoch namentlich in der Politik bie Befchaffenhett der 
Bevölkerung von großer und mannchfacher Bedeutung und 
diefelbe fowohl eine hauptfächliche Quelle als der wefentlichite 
Gegenftand der Staatämittel ift: jo muß fie auch noch im 
Näheren und Einzelnen unterſucht werden. 

1. Vor Allem iſt die Zahl der Bevoͤlkerung von Be⸗ 
deutung; wobei denn aber wieder zu unterſcheiden iſt zwiſchen 
ber abſohuten Größe der Bevölkerung und ber relativen, 
d. 5. zwiſchen der Gefammtzahl der im Lande Lebenden, und 
dem Verhältniſſe diefer Zahl zum räumlichen Umfange des 
Landes, 

a. Die abjolute Größe ber Vevoͤlkerung iſt vor Allem von 
großer Wichtigkeit für die Machtſtellung des Staates, 
ſomit für ſeine Sicherheit und ſeinen Machteinfluß gegen 
Außen. Namentlich bei der immer fortſchreitenden Ver⸗ 
groͤßerung einzelner Mächte, ſowie bei ber beſtändig 
zunehmenden Zahl der Heere, beſitzen kleine Bevoͤlkerungen 
die Mittel zur eigenen Sicherſtellung in ſehr geringem 
Grade; hoͤchſtens mag eine beſonders günftige geographiſche 
Lage hier nachhelfen. Die Gattung und Art des Staates 
macht in dieſer Beziehung feinen Unterſchied ). — Aber 
Auch binfichtlich des innern Staatslebens ift die Zahl von 
großer Bedeutung; und zwar theild von günſtiger, theil® 
von ungünftiger. Bon günftiger inſoferne, als unter 
einer großen Anzahl auch eine verhältnigmäßige Menge 


574 


von tüchtigen Männern aller Art ift, was denn nament- 
lich bei jolchen Regierungsformen jehr in Betracht kommt, 
welche eine bejonderd große Menge von Talenten erfpr- 
bert, wie dies bei allen freieren Verfaſſungen der Kalt ift, 
alfo in Volfsherrichaften und in Staaten mit Stänbever- 
fammlungen. Auch mag dad nur bei einer zahlreichen 
Bevölferung bedeutende Gewicht ber öffentlichen Meinung 
als ein Vortheil betrachtet werben. Nachtheilig dagegen 
ift eine große Bevölkerung deshalb, weil die unter Vielen 
entftchenden Bebürfnifie und Forderungen die Oberauf- 
ficht der höchiten Behörden über jo zahlreiche Gejchäfte ſehr 
* erfchweren, und auch bie Gefeßgebung den bier entftehen- 
ven vielfachen Verhältniifen jchiwer nachkommen kann. Mit 
einer bejtimmten Staatzform, nämlich der reinen. Demo- 
kratie, ift eine bedeutende Bevölkerung ſogar völlig unver- 
träglih. Da übrigens dieje Nachtheile in der Regel theils 
durch Einräumung einer außgedehnteren Selbftregierung 
der untergeorbneten Gebietötheile, theila durch Preßfreiheit 
zum großen Theile abgeholfen werden können; die Ein⸗ 
führung einer reinen Volksherrſchaft aber nur ſelten ein 
Wunſch und eine Möglichkeit, noch jeltener ein Glüd iſt: 
jo mag eine abjolut große Bevölkerung immerhin im 
Weſentlichen ala ein Vortheil bezeichnet werben. 

. Die relative Größe einer Benölferung hat jehr ver- 
ſchiedene Folgen, je nachdem eine Uebervoͤlkerung, eine zu 
geringe Bevölkerung, oder endlich eine zu den ficheren 
Nahrungzquellen in richtigem Verhältniß ftehende Men- 
ſchenzahl vorhanden ift. Bei einer dünne über eine weite 
Oberfläche außgebreiteten Bevölkerung ift einer Seit?, wenn 
nicht allzu ungünftige Verhältniffe obwalten, große Xeich- 
tigkeit für Erwerbung der nothwendigſten Bebürfnifje ſowie 
von Grundeigenthum vorhanden. Auf der andern Geite 
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beftehen aber auch Schwierigkeiten im Gewerbebetriebe 
wegen mangelnder Arbeitstheilung, fchlechter und weiter 
Communikationswege und großer Entfernung der Kund⸗ 
jchaft, ſomit auch langſamer und geringer Capitalanjamm- 
lung; ferner geringerer Stand ber Bildung bei dem 
jelteneren Verkehre ber zerftreuten Einzelnen; enblich Be⸗ 
jchwerlichkeit in Bejorgung ber Stantägefchäfte und in 
der Aufbringung größerer Macht an einem beftimmten 
Punkte ?). Gerade die entgegengefeßten Folgen treten 
aber in einem übervölferten Lande ein. Hier wird 
große und vielfach abgetheilte Thätigkeit fein, leichte Ver: 
bindung jeder Art, Bereitwilligfeit zu aller Arbeit, ge- 
fteigerte Gefittigung: dagegen aber auch jehr Hoher Preis 
des Grundeigenthbumd, Heiner Lohn für die übermäßig 
angebotene Arbeit, vielleicht Mangel an nothwenbigen 

Lebensbedürfniſſen, in Folge diefer Verhältniffe aber zahl: 

reihe Armuth, Proletariat, mannchfache Berwilderung 

und große Verbrechenzahl ?). — Sehr begreiflich iſt alſo 
die Forderung, daß bie Dichtigkeit der Bevoͤllerung gerade 
in dem richtigen Verhältniffe ftehe zu dem Umfange bes 

Gebietes und den mit Sicherheit und Nachhaltigkeit vorhan- 

denen Erwerbsquellen. Nur in dieſem alle ift große 

wirthichaftliche und geiftige Thatigkeit ſammt ihren Folgen, 
ſowie Kraft und Leichtigkeit der Regierung zu erwarten; 
ift weder Trägheit ober Barbarei, noch unbefriedigbarer 

Ruf nach Arbeit. Diefe Verhältniffe find aber in allen 

Staatöformen ganz die gleichen. 

Bon großer Bedeutung für bie fichere Kenntniß der Staats⸗ 
verhältnifie und für die der Öffentlichen Thätigkeit zu gebenven 
Richtung ift daher eine genaue und beftändig auf dem Laufenden 
bleibende Kenntniß aller derjenigen Thatfachen und Naturgejebe, 
welche ſich auf Die abjolute und relative Größe der Bevoͤllerung 
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beziehen, und and welchen fowohl der gegenwärtige Zuftand 
nad) allen Seiten hin, als auch die wahrfcheinliche Fünftige 
Entwidelung derſelben erjehen werden mag. Es iſt biele 
Kenntniß zu einer eigenen Wifjenfchaft, zu ver Bevöllerungs- 
wiffenfhaft, ausgebildet worden, welche zwar nicht ſelbſt 
in die Reihen der Staatswiſſenſchaften gehört, aber, etwa wie 
die Volkswirthſchaftslehre, zu ihren unentbehrlichiten Voraus⸗ 
ſetzungen °). 

2. Ebenfalls von großer politiicher' Wichtigkeit find die 
Abftammungsverhältnifje der Bevölkerung. — Schon 
die Race und der Stamm, welden dad Bolt angehört, ift 
nicht? weniger als gleichgültig. Wenn auch die Behauptung 
unrichtig iſt, das einzelne Abtheilungen des Menjchengefchlechtes 
der natürlichen Anlagen zu höherer Gefittigung und zur felbft- 
ftändigen Beſorgung ihrer Angelegenheiten entbehren, alfo jeven 
Falles zu jeder ftaatlichen Einrichtung unfähig ſeien: jo ift doch 
eine große Verſchiedenheit der Geiftesfräfte und Neigungen 
unter den Racen und Stämmen unläugbar. Es iſt alfo Auf: 
gabe der Staatzfunjt, die angeborenen Eigenjchaften jedes 
Volkes genau zu erfunden und nur die denſelben entiprechen- 
den Staatlichen Einrichtungen anzujtreben. Rückſichtsloſigkeit 
in diefer Beziehung muß bleibendes Unbehagen, auf die Dauer 
Verfümmerung eines Volkes hervorrufen ®). — Es find aber 
auch noch zwei andere Erwägungen, welche fchwer in bie 
Wagichanle fallen. Erjtend, ob die gefammte Bevölkerung des 
Staated einem und demjelben Stamme angehört, oder ob fie 
aus verfchiedenen Nationalitäten zufammengejebt ift. Zweitens 
aber, ob der den Staat bewohnende Stamm vollkommen auch 
in ihm aufgeht, oder ob etwa Theile deflelben in anberen 
Staaten leben. 

Bon großem Vortheile ift die Stammegeinheit einer Be⸗ 
völferung , infoferne fich hier bei gleichen natürlichen Anlagen, 
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denſelben Sympathieen und Abneigungen , bei gleicher Gefchichte 

und Sprache eine. homogene Gefittigung bilbet, welche über 
den einzuhaltenben . Staatszweck im Ganzen ‘und über bie zu 
feiner Foͤrderung taugenden Einrichtungen feinen Zweifel läßt, 
bet Einheit der Gefinnung auch. eine Mebereinftimmung im 
ftantlichen Handeln erzeugt, und überhaupt das gleichlam aus 
einem Guffe beſtehende Volk viel Leichter regierbar macht. Cine 
gemifchte Bevölkerung gewährt dieſe Vortheile nicht; und es ift 
hier fogar möglich, daß entweder bei einer großen Verfchieben- 
heit der natürlichen Anlagen und Neigungen, damit aber auch 
des Grades ober der Art der Gefittigung, eine einheitliche Ge: 
feßgebung zum Prokruſtesbett wird, oder daß bei entjchiebener 
gegenfeitiger Abneigung der zufammengezwungenen Stämme 
tiefe Spaltungen, damit aber große Gefahren im Innern 
und gegen Außen bejtehen. Berfchievenheit der Sprachen, 
faft immer mit verjchiedener Abſtammung verbunden, tft ein 
Grund gegenfeitiger Trennung, erſchwert überdied das gegen- 
feitige Verftändnig von Regierung und Unterthanen außer: 
orbentlih, und führt leicht zu gewaltfamer Einführung einer 
Staatsiprache, welche dann wieder mit Außerftem Widerwillen 
und mit bitterem Gefühle der Unterbrüdung von allen anders 
rebenden Stämmen aufgenommen wird‘), Am ſchlimmſten ift 
es, wenn bie Bevölkerung nicht blos aus verfchiebenen Stäm- 
men berjelben Menjchenart, ſondern fogar aus verfchiedenen 
Racen befteht. Und nicht immer kann fogar auf eine Aus- 
gleihung durch die Entftehung einer Blendlingsbevoͤlkerung 
gerechnet werben. Leicht bildet diefe nur einen neuen ganz 
abgefonberten Beftandtheil”). Eine Verſchmelzung verfchievener 
Volksthumlichkeiten ift zwar unter Umftänben, nämlich bei nicht 
allzugroßer Verſchiedenheit der Stämme, bei jehr gefchickter 
Behandlung und nach langer Zeit möglich; allein da wo fein 

v. Mohl, Enchelopäbie, 87 
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überwiegender Stamm ald Mittelpunft vorhanden tft, wo ganze 
große Völferfchaften neben einander und in gefchiebenen Pro: 
pinzen wohnen, wo ein Stamm, defjen Umwandlung wün⸗ 
ſchenswerth wäre, jchon einen hohen Grab von Gefittigung 
erreicht hat und auf biefen ftolz ift, endlich wo nicht blog ver- 
ſchiedene Stämme, jondern verfchievene Racen find, muß felbft 
biefe entfernte Hoffnung aufgegeben „werben 9). Die einzige 
Staatöform, welche fich zu biefen auf die Natur des Menfchen 
jelbft gegründeten Verhaͤltniſſen anders verhält, ift diejenige, 
in welcher erbliche Kaſten beftehen; im Zweifel aljo Theokratieen. 
Hier nämlih ijt Stamm: und jelbft Race-Verſchiedenheit jo 
wenig ein unbeſiegbares Hinderniß, daß fie vielmehr eine natür- 
- Viche Veranlaffung und fefte Aufrechterhaltung abgibt. 

Die Zeriplitterung Eines Volkes unter verjchiedene Staaten 
it ein an fi unnatürlicher Zuftand und zieht‘ daher aud) 
viele üble Folgen nach ſich. Es Ieidet bie Kraft und bie Höhe 
ber geiftigen Entwidelung; "die Ausbildung einer beftimmten 
und gleichförmigen Sitte tft nicht wohl möglich; hauptſäch⸗ 
lich aber iſt fchlimm, daß das Bewußtſein der. Nationalität 
und dad der Staatöangehörigfeit nicht zufammenfält. Leicht 
entjteht bei einem folchen zeriplitterten Wolfe eine größere An: 
hänglichfeit an die Nationalität, al3 an ben befonderen Staat; 
ja es mögen dann die einzelnen Negierungen, welche bie ver- 
Ichiedenen Bruchſtücke beherrichen, Gegenjtand tiefer und unheil⸗ 
barer Abneigung fein, weil zunächſt fie der Vereinigung im 
Wege ftehen. Hieraus entjtehen denn aber wieber, jowohl in 
ben innern als in den äußeren Verhältnifien, unabjehbare und 
Schwer durch irgend eine Staatskunſt zu heilende Gefahren und 
ſonſtige Webelftände 9). ine der. wichtigften, freilich aber auch 
der fchwierigften Aufgaben ift daher eine Beſeitigung einer 
ſolchen Trennung; eines der hauptfächlichiten Mittel aber ba, 
wo eine einfache Vereinigung nicht möglich ift, bejteht in ber 
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Errichtung von Bundesftaaten, welche wenigſtens in manchen 
und hauptfächlichen Beziehungen Einheit fchaffen. | 

3. Die Art und die Höhe der geijtigen Bildung 
ber Bevölkerung tft von doppelter Bedeutung für die Staats⸗ 
kunſt. — Einer Seits wegen des Einfluffes, welchen dieſelbe 
auf die Forderungen, hinfichtlich der Geftaltung des gefammten 
Stantöweiens hat. Die Lebenszwecke eined Volles werben durch 
feine Gefittigung wo nicht ausſchließlich jo doch wefentlich 
beftimmt; .und es ift aljo nicht blos Forderung des Rechtes, 
bie Gattung und die Art der Staatzeinrichtung danach zu 
ordnen, jondern ebenjo jehr eine Aufgabe für die Staatsklug— 
heit, einer jolchen Forderung zur richtigen Zeit und vollftändig 
gerecht zu werden. Ein mit der Bildung der Bevölkerung nicht 
im Einklange befindlicher Staatsorganismus ift eine beitänbige 
Duelle bitterer Unzufriedenheit, fei e8 nun, daß der Staat in 
feinen Leiftungen zurädbleibt hinter ben Bebürfniffen, fei es 
daß er gar von einem wejentlich verſchiedenen Lebensgedanken 
ausgeht und biefen darzuftellen ſucht. Leicht ſteigert fich bet 
fortgefeßter Feithaltung an dem Falſchen und bei Hoffnungs- 
Iofigfeit, die gerechifertigten Wünfche erreichen zu koͤnnen, ber 
Unmuth bis zu offenem Widerftande und zu gewaltſamem 
Umfturze. Jeden alles verzehrt die Aufrechterhaltung des 
aufgebrungenen Zuftandes die beiten Kräfte in unfruchtbarem 
Kampfe und mit Beeinträchtigung der nothwendigen und nüß- 
lichen Leitungen. — Sodann aber find die vorhandenen geiftigen 
Kräfte und Fähigkeiten unentbehrliche Mittel zu Erreichung 
ber Staatszwecke. Die fittliche Bildung ift die feſteſte Grund⸗ 
lage eines gefunden Samilienlebend uud von großer Bedeutung 
für die Geſellſchaft; jomit denn auch für ven Staat. Je höher 
aber die Staatszwecke geſteckt find und je ausgebildeter der 
Staatsorganismus tft, deſto mehr geiftige Kräfte nimmt er 
auch in Anſpruch. Steigerung der Volksbildung und ftaatliches 
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Gedeihen ftehen daher in beftändiger Wechſelwirkung; und es 
ift vergeblich und thöricht, eine Verfafjung oder Verwaltung 
erftreben zu wollen, zu welcher die Gefittigung des Volles die 
Vorbedingungen und die ausführenden Kräfte nicht enthält. 

4. Ferner ift auch die Förperliche Beichaffenheit emer 
Bevölkerung, aljo ihre Kraft und Gejundheit, von wefentlicher 
Bedeutung. Nicht die Zahl der Köpfe, ſondern die Summe 
der verfügbaren Kraft ift die Bedingung des Gelingens, jowohl 
für die Erreichung der Zwecke der Einzelnen, namentlich für 
ihren Wohlftand, als auch, mittelbar und unmittelbar, für 
ben Staat ſelbſt. Ein Eranfer oder fonft untauglicher Menſch 
vermehrt nicht nur die geiſtige oder förperliche Habe des Volles 
und Staates nicht, jondern zehrt ſogar müßig von berjelben ; 
ein vor erreichter Keiftungzfähigkeit in der Jugend Sterbender 
hat blos gefoftet; ein zur Führung ber Waffen Unfähiger ift 
eine weitere Aufgabe für die Vertheibigung, alfo eine Schwie- 
rigfeit anjtatt eine Hülfe. Alle Mittel alfo, welche vie fürs 
perliche Kraft der Bevölkerung jteigern, find feſt anzufaſſen 
und, wenn nicht etwa höhere Nüdfichten enigegenftehen, mit 
Eifer und Nachhaltigkeit anzuwenden. Sp namentiich eine forg- 
fältige Medicinalpolizei, Eräftigende Volksſitten, Ausdehnung 
ber Waffenpflicht. 

5. Endlich ift die gejellichaftlihe Gliederung 
ber Bevölkerung von höchfter politifcher Bedeutung. Aus ihr 
ergibt ſich, wo die Echwerpunfte des ftantlichen Lebens Liegen; 
fie beftimmt einen großen Theil der Forderungen an die Staats⸗ 
thätigkeit ; nach ihr, als nach dem natürlichen Organigmus bed 
Volke, hat fich auch die Fünftliche Organifation ded Staates 
vielfach zu richten. Näheres über dieſe Seite des menfchlichen 
Zuſammenlebens it jeboch bereit? oben, $ 2—5, angegeben. 


1) Tie zur Selbftflänbigfeit unb Sicherheit eined Staates nothwendige 
Zahl ber Bevölkerung ift eine ganz anbere geworden, feitben bie neuere 
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Kriegskunft, namentlich durch Anwendung bes Syſtemes ber Confcription, 
fo ungeheure Heere ins Feld führt. Dadurch find Staaten, welde in 
früherer Zeit fogar eine beherrfchende Stellung einnehmen fonnten, zu 
ziemlich hülfloſer Abhängigkeit von den großen Mächten herabgebrüdt worden. 
Mit einer „Berliner Wachparade“ könnte jetzt felbft ein Friedrich ber Große 
feinen Krieg mehr führen. 


2) Ein ſchlagendes Beifpiel ſowohl ber erfreulichen als ber fchlechten 
Folgen einer für die Größe des Landes zu bünnen Bevölkerung liefern jebt 
noch, und vorausſichtlich auf lange Zeit, bie Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Ihre weiten menfchenleeren Räume find allerdings daB ge: 
lobte Land für Sole, welche bie Uebervölkerung mancher Theile Europa's 
in Armuth und Ausfichtslofigfeit hält, und welde, um den Preis eine 
bafbbarbarifchen Lebens, für fi, und nod mehr für ihre nächften Nach— 
kommen, Grunbeigentfum um wohlfeilen Preis und Nahrung im Weber: 
fluffe erwerben wollen. Allein die Vereinigten Staaten find auch in ihrem 
Innern in geiftigen, gefellichaftlichen und wirthſchaftlichen Beziehungen um 
ganze Generationen zurüd und zum Theile, eben ber dünn verftreuten Be⸗ 
völferung wegen, in den jchweren Anfängen ber Gefittigung befangen. Sie 
haben allerdings nicht die Leiben, aber auch nicht die Vorzüge bed alten 
Europa. — Ein anderes bezeichnendes Beifpiel von ben Nachtheilen einer 
relativ kleinen Bevolkerung bietet Rußland dar, deſſen Unglüd unb haupt: 
ſächlichſtes Hindernig ſprüchwörtlich die „Entfernungen“ find. 

8) Es ift eine ber unbegreiflichften Begriffsverwirrungen, wenn das 
Dafein und ſelbſt die Möglichkeit einer Webervölferung von Manchen ge: 
Iäugnet wird. Mit den allgemeinen hohlen Süßen, baß unter allen Um: 
fländen burch Arbeit ein Werth gefchaffen werben könne, baß jebes Gut 
irgendwo in der Welt einen Verzehrer unb alfo auch eine Bezahlung finden 
müße, enblich baß ber Arbeiter für biefe Bezahlung ſich Lebensbebürfniffe 
verfchafferr werbe, e8 dann aber ganz gleichgültig fei, in welchem Lande 
biefe urfprünglich erzeugt worben, ift offenbar gar nichts gefagt. Um Arbeits: 
erzeugniffe verfaufen zu Tönnen, muß ein Käufer vorhanden fein; um 
Lebensbebürfnifie einzukaufen, muß ein erreichbarer Verkäufer gefunden 
werben. Nichts iſt aber ungewifler, als ob beibes ber Fall ift, wenn im 
Lande ſelbſt die Arbeit feine Verwendung findet und die Lebensmittel nicht 
verfäuflih find. Es kann dies fein; und wenn es fidder und nachhaltig fo 
ift, fo befteht allerdings keine Uebervöllerung. Es kann aber auch nicht fo 
fein, oder wenigftens nicht immer unb mit Sicherheit; dann aber ift Ueber⸗ 
völferung vorhanden, weil ba8 eigene Land ber Arbeit nicht bebarf und für 
ben Arbeiter Feine Lebensbebürfnifle hat. — Zum Beweife bienen boch gewiß 
manche Striche Deutſchlands, ber Schweiz, Irlands u. f. w., wo, aller 
dings aus verfchiebenen Urſachen allein eben thatfächlich, mehr Angebot von 
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Arbeit als lohnende Verwendung if. Wo bie übermäßige Bertheilung bei 
Bodens ein Aderbauproletariat, ba8 Verkommen des Handwerkers und bie 
noch mangelhafte Organifation bes Fabrikbetriebes ein Gewerbeproletariat 
erzeugt bat, und wo fich, bei der übermächtigen Mitwerbung anderer Länder 
bie Gewerbeerzeugniffe nicht nach Belieben und in’ jeber wünfchenswerthen 
Ausdehnung im Auslande verkaufen unb gegen Lebensbebürfnifie eintaufchen 
lafien: dba muß bleibende? und großes Elend jein. 

4) Die Literatur über bie Bevölkerungswiſſenſchaft f. oben, $ 17, 
Anmerkung 4. 


5) Die hauptfählichften Werke über die Stammes-Verfchiebenheit des 
Menichengeichlechtes find $ 17, Anmerk. 8 angegeben. In politifcher Be 
ziehung, find namentlic bie bafeldft genannten Schriften von Eourtet de 
Lidle, Eomte und Bobineau zu beachten. 

6) Wer kennt nicht die jehr ernften Schwierigkeiten, welche die Ber: 
ſchiedenheit ber Sprachen in Defterreich verurfacht ? Ober bie Webel, welche 
in britifh Indien aus der unvolllommenen SKenntniß ber Landesſprachen 
von Seiten ber europäifchen Beamten entftanden find? Selbft in ber Schweiz 
find bie vier verſchiedenen Sprachen ein Grund großer Mißſtände. — Vgl. 
Morgenftern, ber Menſch, Bd. I, S. 246 fg.; und beſonders Rößler, 
C., Syſtem der Staatölehre, S. 527 fg. 

7) Beifpiele diefer verſchiedenen tbatfächlichen Verhältnifie Liegen in 
Menge vor, und eine genauere Betrachtung berfelben weift auch bie ange- 
deuteten politifhen Folgen unzweifelhaft nad. So find Frankreich, Spanien, 
England und Schottland, Ehina (mie ed fcheint) Yale großer Einheitlichleit 
ber Benölferung. Oeſterreich aber, bie Nieberlande von 18151830, bie 
Türfei bieten Beifpiele dar von verfchiebenftämmiger unb deßhalb fchwer 
zufammengebenber Bevölferung. Bon der Unverträglichkeit ganz verfchieben: 
artiger Racen in bemfelben Staatsleben aber zeugen bie ſämmtlichen ebe 
maligen europäifchen Kolonieen, in welchen Weiße, Inbier unb Neger ge- 
mifcht leben ſollen und ſich gegenfeitig töbtlih baflen. Hier iſt denn auch 
bie Vergeblichkeit der Hoffnung auf ein gemeinfchaftlihe® Band unb auf 
VBerfühnung dur eine Mifchrace an ben Tag gelegt. 

8) Volfändig gelungen find bie Verſchmelzungen ber Briten, Augel⸗ 
fachfen und Normannen zu dem engliihen Volle; ber Deutſchen und 
Slaven auf dem rechten Elbufer; der Bretagner, Basken und Lothringer 
mit den Frangofen; ber bunt zufammengefehten Beſtandtheile ber eucopäi- 
ſchen Bevölkerung ber Vereinigten Staaten. — Bon keiner Ausgleichung 
ber Verfchiebenbeit zu Einer Nationalität iſt aber die Rede 3. B. in Defter- 
reich; zwiſchen Polen und Ruſſen; zwiſchen Deutichen, Franzoſen und 
Staliänern in der Schweiz; zwifchen Türken unb Griechen. 

9) Deutſchland, Italien! 
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g 90. 
3. Das Eigenthum. 


Befig von Gütern, d. h. von Dingen, welche au Er: 
reichung menjchlicher Zwecke gebraucht werben, ift nicht minder 
eine Bedingung des Staates, als dag abgejchloffene Gebiet und 
die Bevoölkerung. Güter bedarf ſowohl der Einzelne zur Er: 
veihung feiner Zwede, ald der Staat zur Erfüllung ber ihm 
gejtellten Aufgaben; und je zahlreicher und größer dieſe Zwecke 
find, defto bedeutender müfjen auch bie Güter fein. Es bebarf 
aber zweier Gattungen verfelben, einmal der zum unmittelbaren 
Gebrauche nöthigen, ſodann der zur Erzeugung neuer Dinge 
- erforderlichen. (Ohne bie entiprechende Zahl und Art ber 
leßteren würde der Verbrauch bald den ganzen Vorrath auf: 
zehren.) 

Aus diefer Umentbehrlichleit der Güter auch für bie 
Staatszwecke ergeben ſich aber nachſtehende Leitende Grunbfähe: 

1. Es find in Beziehung auf dag Güterwefen biejenigen 
von Privaten ausgehenden Einrichtungen zu begünjtigen, welche 
bie leichtefte, reichlichfte und nachhaltigfte Erzeugung der für 
menschlichen Gebrauch nothwendigen Dinge in Ausſicht ftellen. 

- 2. Der Staat hat für birecte Einrichtungen zu forgen, 
welche die Bewahrung und verftändige Vermehrung der Güter 
ficherftellen. 

3. Der Einzelne kann Fein Recht in Anspruch nehmen, 
welches unvereinbar wäre mit ber Beichaffung, Bewahrung und 
vollen Entwidlung bes für das Volks- und Staatöleben noth: 
wendigen Güterweſens. 

4. Die für den Staat, alſo für die Geſammtheit, noth- 
wenbigen Güter muͤſſen auf diejenige Weife außgefonbert werben, 
welche die richtigen Güterverhältnife ber Einzelnen am we- 
nigften ftört, 
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Hieraus erhellt, daß die Beantwortung ber beiben Fragen: 
welches rückfichtlich der Gütererzeugung und -Vertheilung der 
richtig organifirte Grundgedanke fei? und welche Größe bes 
Nationalvermögend als ftaatlich wünfchengwerth ericheine ? eine 
Vorbedingung für jede Politik ift. 

L Nach Erfahrung und Gefchichte gibt es zwei wejentlich 
verſchiedene Güterſyſteme: dad Syſtem der Bevorrechtung, 
d. h. Uebertragung ber Güterquellen an ausſchließlich Berech⸗ 
tigte; und das Syſtem des gemeinen Rechtes, d. h. Aner⸗ 
kennung der Perſönlichkeit jedes Menſchen im Verhältniſſe zur 
Güterwelt. Beide Syſteme find verſchiedener Auffaffung 
fähig ). — 

1. Das Syſtem der Bevorrecht ung zerfällt in brei 
Modifikationen: | 

a. Uebertragung de8 Grundes und Bodend an einen 
hierzu ausſchließlich bereihtigten Stand; folg- 
lich Befitlofigkeit der Mehrzahl und Nöthigung berjelben 
entweber zu Gewerben ober zu Tanbwirthichaftlicher Arbeit 
auf frembem Eigenthum. — Hierbei iſt wieder infoferne 
Verſchiedenheit, ala in folchen Fällen zuweilen die Gewerbe 
ebenfalls Monopol bevorzugter Klaſſen fein Tönnen, ober 
aber fie freigegeben fein mögen ?). 

b. Eintheilung des gefammten Volles in erbliche Kaften, 
beren Rechte und Pflichten zu bejtimmten Befchäftigungen 
unveränderlich und auzjchließlich find und auf jedes Mit- 
glieb derſelben übergehen °). 

c. Ausfchließliches Necht des Staates auf alle Güter- 
quellen. Hier find ſomit einerjeit? alle SKapitale, 
Vorräthe, Grundſtücke u. |. w. öffentliches Cigenthum, 
anbererjeit? nimmt der Staat auch alle neuen Erzeugniffe 
zunächſt für fih in Anſpruch und in feinen Gewahrfem; 
bie Einzelnen aber erhalten einen bejtimmten Auftrag zur 
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Erzeugung neuer Güter, andererſeits einen ihren Bebürf- 
niffen entiprechenden Antheil aus ven Hffentlichen Vor: 
räthen *). 

2. Das Syſtem bed gemeinen Rechtes. 

a. Bei dem Syiteme der freien Mitwerbung wird, 
(natürlich immer unter Einhaltung der Rechtsregeln,) das 
Recht Aller anerkannt, jeve Art von Privateigenthum in 
beliebiger Yorm und Größe zu erwerben; jede Art von 
Gütern auf die dem Einzelnen vortheilhaft fcheinende Weiſe 
zu erzeugen; über dad Eigenthum an Güterquellen und 
erzeugten Gütern nach Belieben zu verfügen, namentlich 
fie frei auszutauschen gegen andere Werthe. Eine Ver— 
pflihtung für Andere unfreiwillig und unentgelolich zu 
arbeiten befteht nicht, mit einziger Ausnahme ber an ben 
Staat zur Befriedigung ber allgemeinen Bebürfniffe zu 
Viefernden Beiträge. Erblichkeit des Privateigenthums ift 
nothwendige Folgerung. 

b. Der Sozialismus geht von der Anfiht aus, daß 
eine Herrichaft des Kapitals über die Arbeit eine auf bie 
Dauer unvermeibliche Folge des Syſtemes der freien Mit: 
werbung ſei, hieraus aber Abhängigkeit, Armuth und 
Verbrechen entipringen; ihm ift daher bie Arbeit das 
einzig gerechte Verhältniß des Menfchen zur Güterwelt; 
eine Hülfe bed Staates hierzu aber eine gerechte Forderung 
an ihn. — Diefer Gedanke fpaltet ſich aber wieder in 
zwei welentliche Verſchiedenheiten: 

a. Der St. Simonismus verlangt Cinziehung des 
Grundeigenthums und der Kapitale durch ben Staat, 
Vertheilung der Arbeitäquellen an bie Einzelnen durch 
bie Regierung je nach der Fähigfeit und Würbigkeit; 
Ueberlaffung des Ertraged an den Einzelnen zu feinem 
perfönlichen Genuſſe. Es befteht alfo hier noch Privat: 
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eigenihum, jeboch muır an Selbftermorbenem umb ohne 
Vererbung. 

ß. Der Fonrierigmug dagegen will Grunbeigenthum 
und Kapital ebenfalld cinziehen, allein ven bisherigen 
Befigern Actienſcheine auzftellen und außerdem Bor: 
fehrung zu gemeinfchaftlicher großartiger Bewirthichef- 
tung des auf jolche Weiſe zuſammengebrachten Gefammt- 
vermögens treffen. Der Einzelne bat fomit boppeltes 
Einfommen: theild als Inhaber eines Actienſcheines, 
theils als Arbeiter. Die Verſchiedenheit des Genuſſes 
aber iſt theils eine Folge des größeren ober klei⸗ 
neren Actienbeſitzes und fomit zufällig und perjünlic 
unverbient, theil® durch Arbeit erworben und alſo 
rationell °). 

c. Der Communismus geht von ber unbebingten Gleich 
heit aller Menfchen aus und folgert hieraus eine eben jo 
unbedingte Gleichberechtigung an alle Güter. Daher 
geftattet er denn fein perjönliches Eigenthum, welches ihm 
Diebftahl an den Uebrigen ift; feinen Hanbel, den er für 
Betrug erklärt; kein Geld, als das ficherfte SElaverei- 
mittel; feine Familie und feine Ehe, als bie Urguellen 
jelbitfüchtiger Abſonderung. — Die Ausführung aber wird 
auf doppelte Weife gedacht. Die Einen find einfach für 
gleiche Vertheilung des gejammten Volksvermögens mit 
freiem Verfügungsrechte bes Einzelnen über feinen Antheil; 
folgerichtigerweife für immer neue Vertheilung, fobald 
durch das ungleiche Gebaren ber Einzelnen wieder ver: 
ſchiedene Größe des Beſitzes eingetreten tft. Andere da⸗ 
gegen find für einen allgemeinen Zwang zur Arbeit und 
für gleiche Vertheilung des auf biefe Weiſe für die Geſammt⸗ 
heit Ermworbenen. 

Eine Beurtheilung diefer verfchiebenen Vermoͤgenſyſteme 
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tft zunächſt vom Standpunkte des Mechtes, dann aber auch von 
dem ber Zweckmäßigkeit vorzunehmen. Wie fie aber auch 
ſchließlich ausfallen mag, jeden Falles darf eine Unterfuchung 
nicht unterbleiben. Die Folgen der Entfcheidung für das eine _ 
oder das andere biefer Syfteme find von unüberjehbarer Wich— 
tigkeit; und daß bad in der Gefellihaft und dem Gtaate 
der Neuzeit eben Beſtehende auch das Unverbefferliche und aus⸗ 
jchließend Richtige fei, kann doch nicht ohne Weiteres voraus: 
geſetzt werben ®). 

Das Syſtem der Bevorrehtung, in welcher Form es 
auch erjcheinen mag, läßt fich weder von dem einen noch von 
dem anbern Standpunkte aus rechtfertigen. — Rechtlich nicht, 
weil der Menſch zur Erreichung feiner Tebengaufgabe, nämlich 
zur Entfaltung feiner PBerjönlichkeit, ein Necht auf Benützung 
der äußeren Dinge in Anfpruch nehmen muß, und zwar ſowohl 
zu feiner Lebenzerhaltung als zur Erreichung feiner befonderen 
Zwede. Allerdings ift dieſes Recht durch das gleiche Recht 
Anderer bejchräntt; ſowie für bie zur Erhaltung und Gewinnung 
der Güter nothwendigen Maßregeln; allein bie rechtliche Mög- 
Tichkeit zur Aneignung und Benützung jeder Art von Gütern 
und zu jeder Art von Kraftübung muß bleiben. — Wirth: 
ichaftlich aber ift das Syftem ber Bevorrechtung verwerflich, 
weil durch die Abhaltung der freien Thätigkeit einerfeit? und 
durch Zwangsbeſchäftigung andererfeitd die bem Einzelnen 
paffendfte und daher auch für bie Gefammtheit zuträglichfte 
Verwendung von Kapital und Einficht gehemmt und fomit 
entweder völlige Unthätigkeit oder doch wenigftend minder vor: 
theilhafte Verwendung biefer Güterquellen erzeugt wird. Außer: 
ben fehlt dem ausſchließlich Bevorrechteten ber Sporn ber 
Mitwerbung ; er wird alfo ohne Zweifel jchlechter und theurer, 
aus beiden Gründen auch weniger arbeiten. Nicht in Be: 
tracht Hingegen kommt ber etwaige Vortheil einer geſetzlichen 
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Arbeitstheilung, indem dadurch bie freiwillige und fomit bie 
bem Bedarf wirklich entfprechenpe, und damit weit zweckmaͤßigere 
verhindert wird. — Die einzelnen Arten ber Bevorrechtung 
unterliegen überbied jede noch eigenen und zum heile jehr 
gewichtigen Außftellungen. 

Die Syſteme des gemeinen Rechtes find unter ſich 
höchft verfchieden, und namentlich fteht dad Syſtem der freien 
Mitwerbung dem Sozialigmus und Communismus entjchieben 
gegenüber. 

Das unbeichränfte perfünliche Eigenthum und die freie 
Mitwerbung find die Grundlage ber jebigen Zuſtände ber 
gefittigten Völker mit allen ihren Wundern, aber auch mit häß- 
lichen wirthichaftlichen und fittlichen Fleclen und mit großen 
Gefahren. Dieſes Syftem hat fich fehr ſchnell entwickelt, ift 
jeboch mit Ausnahme einiger weniger Länder, noch nicht völlig 
burchgeführt ; jehr allgemein werden aber bereit? die Nachtheile 
und Gefahren der Maffenarmuth und bie Uebel einer über: 
mäßigen und unfittlichen Mitwerbung gefühlt. Die hieraus 
entftandene Spannung der gefellichaftlichen Verhältniffe tft 
ebenfo unangenehm als bedenklich. Leider ſteht eine Ueberein⸗ 
ſtimmung über die Mittel ſobald noch nicht zu erwarten. — 
Die unbedingten Anhänger der neuzeitigen Volkswirthſchafts⸗ 
lehre ſehen den Grund der Uebel, (welches fie jedoch nur 
theilweife zugeben,) lebiglih in der noch mangelhaften Auß- 
führung des Freiheitsſyſtemes. Sie hoffen von ber Aufhebung 
aller Beſchränkungen möglichjt große und individuelle Thätig- 
feit und die höchitmögliche Gütererzeugung. Für die Leiden 
ber Einzelnen haben fie nur den Rath der Vorfiht und ber 
Entfagung; der Untergang einzelner Theile der Gefellichaft in 
Folge übermächtiger Mitwerbung erfjcheint ihnen theils ala 
unabwendbar, theils als ſelbſtverſchuldet durch nicht rechtzeitige 
Aenderung der Arbeit, jedenfalls nur als ein vorübergehendes 
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Uebel. Hieran ift num allerbing? richtig, daß bie folgewibrige 
Verbindung der neuen Freiheitöforderungen mit den Ueberreften 
früherer Bevorrechtungen ein Gewirre von fich ſelbſt wiber- 
ſprechenden Uebeln erzeugt; allein bie freunde ber freien 
Geftaltung der Dinge fehlen in breifacher Beziehung. Einmal, 
daß fie die urfprünglichen Vortheile einer unbebingten Ver⸗ 
äußerlichfeit und Theilbarkeit des Grundeigenthums für nach 
haltig erachten, während biefe nun während einiger Generationen 
ungetrübt erfcheinen, dann aber in eine fchäbliche Zerfplitterung 
des Bodens übergehen koͤnnen. Zweiten? iſt das Leichte Weg⸗ 
gehen über die durch Mitwirkung Erbrüdten eine harte Gedan⸗ 
fenlofigfeit und der ben Verunglücten zugeworfene Tabel wegen 
angeblich ftarrfinnigen Feſthaltens an Ueberlebtem Häufig jehr 
ungerecht. Endlich tft es eine Eurzfichtige ober abfichtliche Selbft- 
verblendung, wenn bie in dem Syſteme ber freien Mitwerbung 
ſich vielfach geltend machende Herzloſigkeit und Unfittlichkeit 
unbeachtet bleibt. Die daraus entftchende Uebermacht des 
Kapitals ſchafft allerdings Güter in Menge; allein fie hat auch, 
menfchlich betrachtet, unfelige Folgen. Der Menſch wirb nur 
ala Machine betrachtet, nicht aber als ein Weſen mit Gefühl, 
nit geiftigen und fittlihen Bedürfniſſen, mit Genußfaͤhigkeit. 
Geringe Kraft oder geiftige Anlage ift ein Verbrechen, ober 
bat wenigftend bie Folgen eined ſolchen; und daß ganze Glück 
eines Volkes wird lediglich gemeffen nach der Summe ber von 
ihm erzeugten Güter. Völlig verkehrt iſt daher der Gedanke, 
ben Uebeln des beftehenden Syſtemes entgegenzutreten durch 
eine noch freiere Entwickelung deſſelben. — Eine andere Auf 
faffung von den Uebeln und von ven Hülfsmitteln haben bie 
fogenannten Humanitarier. Diefe erkennen die fchlimmen 
Folgen des Concurrenzſyſtemes wohl an und beklagen die aus 
demfelben entftehenden Leiden; allein fie erachten bie Lehren der. 
Volkswirthſchaft als unangreifbar im Gebiete der Güterwelt, 
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und find daher gegen jede grundfägliche Beſchraͤnkung der 
freieften Bewegung. Beide Standpunkte fuchen fie denn durch 
Bemühung um Verbefjerung des Looſes der Einzelnen zu ver: 
einigen, fei es indem fie biefelben zu dem unvermeiblichen 
Kampfe möglichft gut außrüften, 3. B. durch Crziehung, 
Sittlichfeit, Neligiofität, Sparſamkeit, ſei es daß fie beftimmte 
Erfcheinungen der Mafjenarmuth, etwa fchlechte Wohnungen, ſchäd⸗ 
liche Arbeitöpläge, Verfälichung der Lebenzmittel, Hüſlfloſigkeit 
in Krankheit und Alter u. |. w. durch Unterftügung und In⸗ 
telligenz wegzuräumen bemüht find. Unzweifelhaft find alle dieſe 
Bemühungen vortrefflich un ſittlich hoͤchſt loͤblich; allein fie jtellen 
fich eine hoffnungsloſe Aufgabe. Wenn das Webel nicht felbit 
angegriffen wird, fondern nur in feinen Folgen, fo ift feine 
Heilung möglich. Die Aufgabe iſt nicht: reichlih und zweck⸗ 
mäßig Almojen zu geben, ſondern fie ift, dafür zu forgen, 
daß feine eines Almoſens Bebürftigen vorhanden feien”). — Nur 
durch eine vollftändige Umwaͤlzung des ganzen beſtehenden Ver⸗ 
moͤgens⸗ und Wirthſchaftsſyſtemes glauben die Sozialiſten und 
Communiſten helfen zu koͤnnen. An die Stelle der jetzigen 
Einrichtungen ſchlagen ſie mannchfache und unter ſich ſehr 
verſchiedene Zuftände vor. So wie nun aber ihre oben bezeich⸗ 
neten Angriffe auf das itt bejtehende Syitem auf Mißverſtänd⸗ 
nifjen und Mißfennen der menfchlihen Natur beruhen, und 
wie namentlich die Befeittgung des perjönlichen Eigenthumes 
ganz unmittelbar zur Barbaret und allgemeiner Armuth führen 
würbe: jo find auch bie vorgefchlagenen Mittel ganz unhaltbar, 
entweder Lächerliche Hirngefpinnfte oder Vorfchläge zu der här: 
teften und allgemeinften Zwangsarbeit. Von biefer Seite ift 
alfo nicht nur feine Verbeſſerung, fondern im Gegentheil 
Untergang aller Gefittigung und alles Nechtes zu erwarten. 
Da jomit einer Seit? bie fämmtlichen Syfteme der Benor- 
rechtung unerlaubt und untauglich find, anderer Seit? Com⸗ 
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munismus und Sozialismus vernünftigerweile Sanz außer Frage 
jtehen, jo bleibt allerdings nur das Syſtem ber freien Mit- 
werbung übrig als Grunklage für ein richtiges Verhalten bed 
Staates. Aber damit ift nicht gejagt, daß bie unläugbaren - 
und großen Schattenfeiten vefjelben ohne Verſuch einer Ber: 
befjerung gelafien oder. nur mit den Außerlichen und unzu⸗ 
veichenden Vorkehrungen des Wohlwollend bekämpft werben 
bürfen. Bielmehr find drei Forderungen zu jtellen: 1. billige 
Berückſichtigung ver Arbeiter bei der Vertheilung ded Gewinnes; 
2. erleichterte Ueberlaffung von. Kapital an perjönlich tüchtige 
aber zu Feiner fachlichen Sicherheitsleiftung befähigte Gewerbende; 
3. Sorge der Gefammtheit für arbeitzunfähig Geworbene. Die 
richtigen Mittel zu Erreichung diefer Zwede find allerdings noch 
nicht gefunden; es iſt fomit beſſer, bie endliche Entdeckung 
derſelben abzuwarten, als durch halbe ober verkehrte Map- 
regeln Uebel und Gefahren fortzupflanzen, wo nicht gar zu 
erhöhen. | 

D. Nicht blos dad Syſtem des Vermögens, fonbern 
auch die Gräfe deſſelben ift von politifcher VBebeutung; und 
zwar jowohl die Größe bed Staatövermögend, als die bes 
Befiged der Einzelnen. 

Daß der Staat eine feinen Ausgaben entjprechende Ein- 
nahme haben muß, bedarf feines Beweiſes. Je nachdem allo 
jene geftellt find, ift auch für bie Beibringung entfprechenber 
Mittel zu forgen. Im Uebrigen ijt allerdings in biefer Be- 
ziehung ein fehr großer Unterfchteb unter ben verjchiedenen 
Stantögattungen. Diejenigen berjelben, welche niedereren Ge⸗ 
ſittigungsſtufen entfprechen, namentlich aljo die Patriarchie und 
der Patrimonialftaat, haben auch nur Weniges zu leiften, und 
es iſt daher auch Fein bebeutendes StaatZvermögen nöthig ®). 
Auch in einer Defpotie verlangt das Weſen der Einrichtung 
an fich nicht mit Nothwendigkeit bedeutende Mittel; doch mag 
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allerdings Verſchwendung bed Fürften oder eine ſehr reichliche 
Bezahlung feiner einzigen Stüße, ber bewaffneten Macht, or: 
derungen erzeugen, welche bis zur Erſchoͤpfung aller Huͤlfs⸗ 
quellen gehen. Bedeutend dagegen find die Bebürfniffe einer 
Theokratie, weil einer Seits der Eultus und eine beherrichende 
Stellung der Priefter große Summen Hoftet, und anderer Seit? 
ber Grundgebanfe des Staates wohl verträgli ift mit ber 
Befriedigung mancher höheren Lebenszwecke, 3. B. mit Pflege 
ber Kunft. In dem Gebanfen bed klaſſiſchen Staates lag ein 
Maßſtab des Öffentlichen Aufwandes an fich nicht, ſondern es 
wurbe die Größe ber Ausgaben, und ſomit auch der erforder: 
lichen Einnahmen, erft durch bie befonbere Richtung und Ge- 
ſittigungsſtufe des gemeinichaftlich Lebenden Volkes beftimmt. 
Bei koſtſpieligen Steigerungen, wie namentlich) künſtleriſchen, 
konnte die Ausgabe jehr hoch fein, während einfacher lebende 
und rohere Völker fi mit Wenigem begnügten. Jeden Falles 
am höchiten gejpannt find bie Anfprühe an die Größe des 
Staatseinkommens in bem mobernen Rechtsſtaate wegen ber 
Vielfeitigkeit feiner Leitungen; und hier mag man wohl ben 
Satz aufjtellen, daß bad Staatövermögen kaum groß genug 
fein fönne. Auch darf Hier. mit Sicherheit auf ftetig wachjende 
Forderungen gezählt werben. Die ſich, namentlich durch 
Staatsförberung, fteigernde Gefittigung des Volles verlangt 
auch eine entjprechende Zunahme des Staatsvermoͤgens, weil 
jede weitere Ausbildung des Menſchen neue Forderungen 
von Leiltungen des Staates zur Folge hat ?). Nur muß aller 
dings vor doppeltem Mikverftänbnifje gewarnt werden. — Einmal 
vor ber Vermechfelung, ober wenigſtens Gleichftellung, bes für 
bie Perſon des Staatsoberhauptes beftimmten Einkommens mit 
bem Staatövermögen. Jenes bat eine Grenze, über welche 
hinaus eine Vermehrung nicht nur nicht nöthig oder zweckmaͤßig, 
ſondern jogar ſchädlich tft. — Zweitens aber vor der Erwerbung 
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von Staatövermögen durch unerlaubte Mittel, zu welchen dent 
nicht nur unrechtliche und unfittliche, ſondern auch unpolitiiche 
gehören. Namentlich darf die Thätigfeit und das Erwerbrecht 
der Einzelnen nur fo weit zu Gunften des Staatsſchatzes be⸗ 
ichränft werben, als dies unbedingt nothwendig iſt. — Die 
Größe der Staatzeinnahmen beftimmt übrigens nicht® über die 
Art des dem Staate gebührenden Vermögens; vielmehr ift es 
eine wichtige, wenn ſchon erft in zweiter Linie ſtehende, Trage, 
ob das Einkommen des Staated aus den Erträgnilfen eine? 
eigenen, ihm als Gefammtheit angehörigen, Vermoͤgensſtammes 
fließt , oder ob es durch Beiträge aus dem Gute der einzelnen 
Bürger zufammengebradht wird. Die Zweckmäßigkeit eines 
eigenen Vermögen? und feiner Größe hängt einer Seit? ab 
von ber wirthichaftlichen Ausbildung des Volkes, anderer Seitz 
aber allerdings, wenigjtend in einigen Faͤllen, auch von ber 
Art des Staat. In einem Batrimonialftaate beruht ber 
ganze Organismus des Zuſammenlebens auf der Hausmacht 
des Fürften; und hier ift alfo ein eigenes Vermögen veffelben 
unerläßlih. Auch in einer Theokratie wird es zur Macht der 
regierenden Geiftlichkeit beitragen, wenn bie Kirche ſelbſt großes 
Vermögen hat. Ein Rechtöftant dagegen mag, und zwar in 
allen feinen Formen, mit und ohne Grundftaat beftehen und 
es entjcheibet hier Tebiglich die volkswirthſchaftliche Rückſicht. 
Anders wieder find bie politifchen Verhältniffe des Ein: 
zel reichhhums. Zwar liegen im Allgemeinen bie Bortheile 
eined bebeutenden und verbreiteten Woflftandes ber einzelnen 
Staatögenoffen am Tage, und es wird auch demfelben in ver 
Regel keine Grenze geſetzt oder gewünfcht; dennoch find auch 
Ihon mannchfach andere Auffaffungen vworgetreten, zum Theil 
bei Gejeßgebern, welche den Ruf der höchften Weisheit ge- 
nießen. Man hat nämlich, wenigſtens in einzelnen Fällen, das 
Eigenthum der Privaten durchweg auf einer niederen Stufe 
v. Nohl, Encyclopädie. 88 
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erfüllt die Wiflenfchaft die ihr bier obliegende Anfgabe keineswegs ganz ge 
nügenb ober allgemein. Es läßt fi) nicht läugnen, daß erit die focialifti- 
fhen und communiftifhen Anfechtungen bie Meiften aufmerffam darauf 
gemacht haben, wie unfer ganzes jetziges Leben mit allen Wundern feiner 
Induſtrie und ber Erfindungen wefentlid auf einem Vermögenzfpfteme rubt, 
welches keineswegs das einzig mögliche ift, ja fogar großen Anfechtungen 
offen liegt. Namentlich ließ fich die Nationalökonomie, welche doch fo recht 
eigentlich bie Wiffenfchaft dieſes Zuftandes ift, biß vor Kurzem nicht davon 
träumen, daß fie nur hypothetiſche Wahrheiten gebe und geben könne; und 
ſelbſt jett pflegt fie von ihrer Unfehlbarkeit und Alleingültigkeit fo über- 
zeugt zu fein, baß fie das Vorbandenfein anderer wirtbfchaftlicher Grunb- 
auffaffungen ganz und gar überfieht. Dieß ift nun aber weber willen: 
ſchaftlich noch Flug. 

7) &8 ift nit nur verftändig, fondern in ber That fittlihe und flaat- 
liche Pfliht, unummwunben einzugeftehen, baß ber richtige Gedanke für eine 
gründliche Verbefferung der Nachtheile des Syſtemes der freien Mitwerbung 
noch nicht gefunden ift; nicht aber durch übertriebene Geltendmadung ein- 
zelner zweifelhafter oder mindeſtens untergeordneter Hülfsmittel eine Weisheit 
zu beucheln, welde nicht vorhanden ift, und eine Rube in Augficht zu 
ftellen, welche auf diefe Weife nicht herbeigeführt werben kann. Damit ift 
dem guten Willen ber Humanitarier und ber theilweifen Brauchbarkeit ihrer 
Hülfsvorfchläge ſowie noch einer Menge anberer Beflerungsmaßregeln nicht 
im minbeften zu nahe getreten. Es wird nur behauptet, daß noch 
fo wohlthätige Mittel gegen einzelne Krankheitsſymptome bie Gefahr bes 
conftitutionellen Uebels nicht brechen, und daß nur Empirismus nicht aber 
rationelles Heilverfahren ſolche an bie Hand gibt. 

8) Zur Vermeidung von Mißverftändniffen fei bier bemerft, daß bie 
Möglichfeit eined geringen Staatsvermögens in ber Vatriarchie und in dem 
Patrimonialſtaate nur in Beziehung auf bie "unmittelbaren Leiftungen des 
Staates zu Förderung ber Volkszwecke ausgeſprochen if. Damit wohl. ver⸗ 
einbar iſt ein großes eigenes Vermögen des Stammeshauptes und des Patri⸗ 
monialfürſten, über welches ſie zu ihren perſönlichen Zwecken verfügen Bu“ - 
ber Patrimonialherrſchaft ift ein bedeutendes Vermögen des Herrn foger . 
Bebingung ber Eriftenz bed Staates; nur fümmt den Unterthanen, re 
allgemeiner Schuß, grunbfäglich nicht? davon zu Gute. 

9) Ein völliges Verkennen von Urſache und Wirkung war , wein 
man, und zwar ſehr allgemein, vor etwa einem Menfchenalter "son 
ber Einführung der Volksvertretung einer Seits Fräftige Vörderung. aller 
gerechtfertigten Intereſſen der Volker ‚ anderer Seit? aber große | 
feitheit ber Megierung erwartete. Der erftere Nutzen fchloß bag Einigete 
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fammlung Orbnung und Durdfichtigkeit in ben Staatshaushalt, was ebenfalls 
ein großer Vortheil iſt; und es foll auch nicht geläugnet werden, daß fie 
wahnfinnige und gewiſſenloſe Verſchwendung, wie foldhe zumeilen in unbe: 
ſchränkten Fürſtenthümern gefehen wird, nicht auflommen läßt: allein beides 
ift wohl vereinbar mit einem beftändigen Steigen ber regelmäßigen und 
notwendigen Staatdeinnahmen. Abfolut wohlfeil mag eine Patriardhie, 
ein Patrimonialſtaat, felbft eine Despotie fein; allein in demfelben Ber: 
hältniſſe leiften fie auch wenig. 


II. Innere Politik. 
1. Berfaffungspolitik. 


$ 91. 
a. Serükfihtigung der geifigen und ſachlichen Bedingungen der concreten 
Staatsart. 

Auch abgefchen davon, daß bie rechtliche Begründung 
einer Verfaffung überhaupt bedingt ift durch das Vorhandenfein 
einer beftimmten Gefittigung und des daraus entipringenden 
Lebenszweckes des Volkes, fett das Beſtehen und Gebeihen 
einer Staatseinrichtung noch manche weitere geiftige und 
fachliche Zuftände voraud. Die Wahl der Verfaffung ift alfo 
auch in diefer Beziehung keineswegs eine unbedingt freie; und 
ein Mißgriff rächt fich zum Mindeften durch ein Jchwächliches 
Leben der nicht inbicirten Ordnung, leicht aber felbjt durch 
foͤrmliches Mißlingen und vielfaches Unglüd ). 

Falls die geiftigen Bebingungen einer bejtimmten Ber- 
faffung nicht vorhanden find, wirb entmweber bie Löſung einer 
Aufgabe unternommen, für welche feine ausreichenden Kräfte 
beſtehen, was nur zu Mißvergnügen und Schaden führen 
kann; oder aber wird ein Zuſtand aufgedrungen, welcher der 
Neigung und Richtung des Volkes zuwider iſt, wodurch eben⸗ 
falls wieder bleibende Unzufriedenheit, bei kräftigen und unab- 
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bangigen Bölfern aber baldige Aenderung wo nicht Umfturz 
herbei geführt wird. ine Berfaffung mag wohl bei ihrer 
Gründung oder Berbefferung dem jeßigen Stante ber Volks⸗ 
Entwickelung voran fein und dieſe dann allmälig nach ſich 
ziehen; allein die Keime des Weiteren umd die Mittel zur all- 
mäligen Vervolllommung müflen jedenfall und von Anfang 
an vorliegen. 

Sind dagegen die fachlichen Bedingungen nicht vorhan- 
ven, fo läßt fi auch eine dem Gebanfen nach richtige, d. h. 
für dag Bolt an fich paffende, Staatsordnung thatfächlich nicht 
gründen, jedenfall3 auf die Dauer nicht erhalten. 

So ift denn für die Begründung und bie Fortdauer eine 
hausväterlihen Staates einer Seit? wirflihe Stammes⸗ 
verwandtſchaft der ganzen Bevölkerung als fachliche Voraus⸗ 
fegung erforberlich; anderer Seits ift deſſen Beſtehen geiftig 
bedingt durch geringe Bebürfnifje und fomit eine niebere Bil- 
dungsſtufe, ferner durch eine vorherrfchende Vorliebe zum 
Stamme (Clan-Eigenſchaft). — Der hausherrliche Staat 
erfordert einer Seits cine felbftjtändige, hauptſächlich auf 
Grundbefiß geftügte Macht des Oberhauptes, anderer Seits 
ebenfalls geringere Bildung, dagegen lebendigen Rechtzfinn. 
Achtung vor Rangverhältniffen und gefchichtlichem Herfommen 
ift zwar nicht unbedingt nothwendig, aber doch zuträglich. — 
In der Theokratie ift unbebingter religiöfer Glaube Alles; 
Gleichgültigkeit oder gar Schwanken macht dieſe Staatsgattung 
völlig unmöglich. Beſtimmte thatjächliche Zuftände find dagegen 
hier nicht erforderlich; am eheſten etwa noch abgefchlofiene von 
dem großen Weltverfehre abgewendete Rage. — Die ſämmtlichen 
Arten des Rechtsſtaates fegen eine Verftandezanficht vom 
Leben voraus. in hoher Grab von Sittlichfeit ift weniger 
Bedürfniß, als Achtung vor dem beitehenden Rechte. Die 
Gefittigungzftufe mag im Uebrigen eine verfchiedene fein, indem 
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dieſe Stantögattung je nach Bebürfnig oder Verlangen quali- 
tatio und quantitativ Verſchiedenes zu leiften vermag. Als 
thatfächliche Grundlage aber ift (mit Ausnahme einer einzigen 
Unterart) ein größerer Umfang und ein anfehnliches Volksver⸗ 
mögen erforderlich zur vollen Blüthe. Der an den Rechtzftaat 
geftellten Forderungen find fo viele und ſie find zum Theil fo 
foftfpielig, überdieß bedarf er jo zahlreicher und bebeutenber 
geiftiger Kräfte, daß in Meinerem Raume und bei weniger und 
armer Bevölkerung die Mittel nicht gefunden werden. Außer: 
dem jegen aber die einzelnen Arten dieſer Staatögattung noch 
mancherlei bejondere Auftände voraus. Die Demofratie 
namentlich bebarf eines Tebendigen Sinnes für die allgemeinen 
Angelegenheiten und Hochftellung der Gleichheit. In ihrer 
Form al? reine Vollsherrſchaft aber ift fie insbeſondere und 
ausnahmsweiſe nur in einem befchränkten Gebiete möglich, 
jowie bei vorherrichender Vermögenzgleichheit; während eine 
vepräfentative Demokratie auch mit großer wirthichaftlicher 
Thätigfeit und jomit Vermoͤgensungleichheit wohl verträglich ift, 
falls fih nur die Abneigung gegen bevorzugte Stellung erhält. 
Eine Ariftofratie fordert bei den herrfchenden Gefchlechtern 
Kraft, Sittenftrenge, ftaatsmännifche Auzbildung, unabhängiges 
Vermögen; bei den Unterthanen jebenfall3 unterwürfigen Sinn 
und entweder große Neigung zu wirthichaftlicher Thätigkeit oder 
ſittliches Verkommenſein. Eine Monarchie endlich ſetzt Pietät 
gegen die Stellung, wo nicht gegen bie Perfon des Fürften 
voraus; und ed wird Eitelkeit des Volkes und Freude an 
Glanz und Außzeichnung mindeſtens zuträglich fein. Enwickelter 
Rechtsſinn ift hiermit wohl vereinbar, nicht aber vorherrichen: 
des Streben nach Gleichheit. Zur glüdlichen Durchführung 
ber repräfentativen Form dieſer Staatdart aber ift noch ins— 
befonbere erforderlich: eine höhere politische Bildung des geſamm⸗ 
ten Volkes; eine zahlreiche Bevoölkerung, damit ed an ber 
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nöthigen Zahl ver befähigten Männer nicht fehle; verbreiteter 
MWohlftand zur Gründung von unabhängigen Stellungen ; 
Mäpigung und ehrenhafte Gefinnung. — Eine Despotie ift 
nur bei einem Wolfe möglich, welches entweder jchr roh oder 
fittlich ganz verfommen tft; freilich erzeugt, in trauriger Wech⸗ 
felwirfung , fie ſelbſt ſolche Zuftände weiter, und trägt fie daher 
auch, erfahrungsgemäß, die Bedingungen einer langen Dauer 
in fich felbft, jo beklagenswerth und für die Menfchenwürbe 
bemüthigend dies auch iſt. 


1) Zu jeder Zeit find einzelne Fälle vorgekommen, in melden un- 
paflende Verfaflungen aufgebrungen wurden und mißglüdten; allein feit 
dem Ausbruche ber großen franzöfiihen Ummälzung iſt biefer Fehler be⸗ 
ſonders häufig. in Europa und Amerifa gemacht worden. Die Folgen Tiegen 
aber auch zu Tage. Nicht nur find Hunderte von Verfaffungen, weil es 
ihnen an ben günftigen Bedingungen der Lebensfähigkeit fehlte, in kürzeſter 
Zeit wieder zu Grunde gegangen, wo nicht gleih von Anfang an ein 
todter Buchſtabe geblieben; ſondern es ift auch unabfehbares Elend durch 
dieſes Gebaren über zahlreiche Länder gefommen, weil fie nicht nur bie, 
unter allen Umftänden unvermeiblichen, Verluſte der Aufhebung gewohnter 
Zuftände und bie Uebel der Webergangszeiten zu tragen hatten, ſondern fie 
fih in bie nenen Geftaltungen gar nicht einzuleben, noch diefelben zu be= 
feftigen wußten. Bei manchen läßt ſich gar nicht abjehen, wie für bie 
völlig zerrütteten und verftörten Verhältniffe je wmieber eine Ordnung ge: 
funden werben fol. So 3. 3. in den mittel: unb fübamerifanifchen Staaten, 
weldhen eine unglüdliche Gebantenlofigkeit bie repräfentative Demokratie 
aufdrang, für welche auch nicht eine einzige geiftige Bedingung vorhanden 
war. Iſt e8 doch felbft fehr zweifelhaft, ob bie europäifchen Völker roma⸗ 
nifcher Art genugfamen Sinn für rechtliche Freiheit befigen, um bdiefe Re: 
gierungsform, ja felbft um bie Volfßvertretung in ber Monarchie, zu er: 
tragen. 


S 92. 
b. Durchführung des Grundgedankens der Berfaffung. 
Geht man von ben zwei an fich Maren Sätzen aus, daß 


bie einzelnen Theile eined Organismus unter fich und mit dem 
Ganzen nicht im Widerfpruche fein dürfen, wenn nicht Ver⸗ 
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wirrung und Auflöfung erfolgen ſoll; ſodann, daß ein Grund⸗ 
fa erft dann feinen wahren Werth und Nuben zu bemeilen 
im Stande ift, wenn er in allen feinen Folgerungen entwickelt 
und zur Anwendung gebracht ift: fo ergeben jich hieraus für 
die Verfaſſungspolitik nachitehende Forderungen : 

1. Alle Folgerungen au? einem fremdartigen Staats- 
gedanken find ferne zu halten. Weber die Aehnlichkeit ber 
Form noch der Nutzen einer Einrichtung in deren einheitlichen 
Zufammenhange dürfen Hierbei irre machen. rftere beweift 
nichts für die innere Webereinftimmung; die Crreihung des 
gleichen Nutzens aber ift unter anderen Vorausſetzungen höchit 
zweifelhaft ?). 

2. Selbft wenn eine Einrichtung einer andern Form 
berfelben Staatögattung angehört, iſt vor ihrer An- 
nahme wohl zu unterfuchen, ob fie nicht gerade mit dem fpe- 
cifiſchen Unterfchieve beider Yormen zuſammenhängt. Nur 
wenn fie eine Folgerung aus einem beiden Unterarten gemein 
ihaftlihen Grundgedanken ift, kann fie unbeforgt nachgeahmt 
werden; und auch dann noch erfordert e3 eine Unterfuchung, 
ob nicht der zwiſchen ben beiden Arten beftehende Unterſchied 
wenigftend eine Mobification erfordert 2). 

3. Wenn ein Vortheil, welcher mit dem befonderen 
Weſen einer Staatsart zufammenhängt, auc in einem fremd⸗ 
artigen Staate als wünſchenswerth ericheint, jo find Mittel 
aufzusuchen, welche in Webereinftimmung mit den Ießteren ftehen 
und wenigjtend im Wefentlichen die gemünfchte Wirkung haben. 
Natürlich find hierbei etwaige Nebenwirkungen dieſer neuen 
Maßregeln, ein befonderer Aufwand für diefelben u. |. w., auch 
in Berechnung zu nehmen ®). 

4. Auf die allgemeine Durchführung eined ober: 
ften Gedankens ift namentlich in zwei Fällen bejonderd zu 
achten. Erftend, wenn ein ganz neuer ftaatärechtlicher Zuftand 
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eingetreten ift. Leicht nämlich bleiben in ſolchem Falle folge- 
wibrige und ftörend Reſte ber frühern Berfaffung übrig; vor 
Allem in der Verwaltung, wenn bie Berfaffung gewechjelt 
wurde. ine ſolche Mifchung ftört fowohl die richtige Wür- 
bigung als die Kräftigung der neuen Einrichtung. Zweitens 
aber, wenn allmälig entftanbene thatfächliche Bebürfniffe oder 
weiter entwickelte theoretifche Grundfäge einen bisher nicht 
erprobten Fortbau der Staatzeinrichtung nöthig machen. Hier 
ift ebenfowohl vechtzeitige Thätigkeit ala genaue Feithaltung des 
Grundgedankens erforberlich *). 

5. Sobald ein Grundſatz als verfaffungsgemäß anerkannt 
ift, muß auch eine entjprechende Einrichtung für feine al?= 
baldige und vollftändige Ausführung im Leben 
getroffen werben, theilg weil er nur auf biefe Weiſe wirklich 
nützt, theils damit Feine faljchen Anwendungen gemacht werben, 
theils enblich, damit nicht die Zögerung Mißtrauen und Uns 
muth errege °). 

Mit diefen Säben fteht allerdings bie häufig und von 
großen Auctoritäten gepriefene Lehre im Widerſpruche, daß 
eine Miſchung ber verjchiedenen Regierungsgrundſätze und 
Formen die befte Politit ſei, indem hierdurch die befonderen 
Nachtheile vermieden, dagegen die Vortheile ſämmtlicher Formen, 
vereinigt werden. So wird z. B. eine Milhung von Mo- 
narchie, Arijtofratie und Demokratie als das ficherfte Mittel 
zur Erreichung von Kraft, zur Befriedigung des Ehrgeizes 
und zur AZufriedenftellung der Menge erflärt, und als ein 
Beifpiel von diefer Verbindung auf die repräfentative Monarchie 
bingewiefen. Hier ift nun aber der Grundſatz irrig und das 
Beifpiel falſch. Nicht zu verwechjeln nämlich mit ber klugen 
Beichränkung einer Kraft, welche mißbraucht werben könnte, 
it die Mifchung von zwei verjchiebenen Grundfägen in einer 
und derjelben Einrichtung. Jene Maßregel mag zuträglich 
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fein, dieſe aber führt nothwendig zu Verwirrung. Die reprä- 
jentative Monarchie aber als eine Miſchung ber genannten 
brei Staatöformen zu erflären, heißt dag Weſen derfelben ver: 
fennen und mit Worten fptelen. Nur in Einem Falle mag 
etwa eine wirkliche Miſchung von verjchiedenartigen Gemalten 
fich empfehlen, zwar nicht grundſätzlich und für die Dauer, 
aber doch als nächſtes Auskunftsmittel; nämlih ala ein 
Vergleich) nach hartem und unentjchiebenem Kampfe der Par: 
teien 9). 


1) Wie zweckmäßig die Feſtſtellung einer Civilliſte erfcheinen mag: 
nimmermehr wird fie in einem hausherrlichen Staate eingeführt werben 
können, da fie geradezu den Grundgedanken ftört. Auf den Nuben einer 
allgemeinen Lehr: und Lernfreibeit, auf Gewiſſensfreiheit muß in einer 
Theokratie verzichtet werden. Im einem Rechtsſtaate find dagegen Kaften 
(falls man biefe etwa für zuträglich erachten follte) ganz unmöglich. 

2) Unbefchränfte Monarchie und durch Stände befchräntte Monarchie 
find Unterarten berfelben Staatsform; dennoch iſt es nicht räthlich, Pro: 
vinzialvertretungen aus ber Ietteren in bie eritere zu übertragen, weil fie 
in jener mannchfachen Nuten gewähren. Sie gehen gegen ben Grunbge: 
danken des Unterſchiedes, nämlich gegen die Unbeſchränktheit ber fürftlichen 
Gewalt. — Dem gewählten Präfidenten einer repräfentativen Demokratie 
kann das unbebingte Veto eined conftitutionellen Fürſten nicht zugetheilt 
werben, da er fein Mecht gegen ben erflärten, mittelbaren oder unmittel- 
baren, Willen bes Volkes bat. — Eine Mosification wenigftens wirb das 
einem Fürſten zuftehende Begnabigungsrecht in ben Hänben eines folchen 
Präfidenten erleiden müſſen, damit e8 nicht zu Parteizmeden mißbraucht 
ober gar feine Anwendung bei ſchwächerer Gewalt abgetrogt werde. 

3) In einer abfoluten Monarchie kann der Nuten einer vielfeitigen 
Crwägung ber Gefetedentwürfe nicht etwa durch Schaffung blog berathender 
Stände erreicht werden. Ginerfeit3 würden biefe ben Zwed nicht gang er: 
reichen, und anbererfeit3 doch ein gefährlicher Anfang zur Beſchränkung fein. 
Hier muß alfo bie burd die Mitwirfung von Ständen erreichbare allfeitige 
Durchdenkung ber Geſetzesentwürfe fo viel möglich durch einen zahlreich und 
verfchiebenartig befegten Staatsrath angeftrebt werben, ober durch Auffor: 
berung ber Sachverſtändigen zur Kritik. Die in einer Monarchie mögliche 
Zulaflung aller Befähigten zu ben Staatsämtern kann in einer Ariftofratie 
nicht flattfinden, bamit nicht von Verräthern die Herrſchaft entwunben 
werde. Hier muß aljo bie nothwendige Auswahl für die Aemter durch eine 
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muß Recht für die Macht, und Macht für das Recht vorhan- 
ben fein). Damit ift denn aber auch von felbjt Har, daß 
die Größe der Staatögewalt mit dem Steigen ber Bevölferung 
und mit ber des Gebietes verhältnigmäßig zunehmen muß; 
während eine Vermehrung wegen jteigenden Wohlſtandes und 
größerer Betriebfamfeit eines Volkes weniger nöthig ift, indem 
in ſolchem Falle die größere Bebeutung der Privatkräfte eine 
Ucherweifung mancher biäher von der Regierung beforgten 
Vorkehrungen an bie Bürger möglich macht. — Was nun 
aber die Mittel zur Herftellung einer genügenben zwingenden 
Macht betrifft, fo ift darüber Manches zu bemerken, und nicht 
für alle Fragen ift eine zweifellofe Antwort bereit. eben 
Falles müfjen biefe Mittel doppelter Art fein: Strafe und 
unmittelbare Ueberwältigung. In der Regel genügt aller- 
dings die Androhung und Vollziehung von Strafen; allein 
diefe und bie unmittelbare Anwendung von Gewalt fohließen 
ftch gegenfeitig nicht auß. Und zwar mag fowohl, je nad) der 
Art des Falles, Strafandrohung in erfter Linie ftehen, bei 
Mangel an Erfolg thatfächliches Einjchreiten ftattfinben; ober 
aber iſt vor Alleın ber Wille de Staates burchzufegen, dann 
aber Strafe wegen böfer Abficht und angefangener Auzführung 
zu erfennen. — Vom politiichen Standpunkte aus ift die Wirk: 
ſamkeit des Strafiyftemes vor Allem zu beachten. Die Strafe 
ſoll abfchreden von Störung der Staatsordnung, und fie muß 
darauf berechnet fein. Auch wo Fein Recht im engern Sinne 
bed Wortes verlegt wird, ift daher bie Jufügung eines entſpre⸗ 
henden Uebels erlaubt, falls diefelbe dazu geeignet ift, die 
ftaatliche Thätigkeit wirflich zu fihern*). Dabei verfteht fich 
aber allerbingd von jelbft, daß auch die Forderungen des 
Rechtes an ein Straffyftem nicht mißachtet werben bürfen, 
indem ed immer bie erſte Aufgabe des Staates bleibt, für 
Erhaltung der Rechtsordnung zu forgen, und er fie alſo am 
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wenigften ſelbſt verlegen darf. Die Strafe muß folglich jedenfalls 
verhältnigmäßig fein, darf nicht entfittlichend wirken, und kann 
nur nach genügend hergeftelltem Beweife der Schulbhaftigkeit 
erfannt werben. Daß nur Gerichte Strafen erkennen dürfen, 
ift zwar in Beziehung auf abzuwendende Nechtäverlegungen 
außer Zweifel; dagegen ift die Zuftänbigfeit von Rechtsbehör⸗ 
den keineswegs zuzugeben, wenn es fi von ber Durchführung 
anberweitiger Aufgaben des Staates handelt. Meöglicher Miß—⸗ 
brauch und die größere Uebung der Gerichte in Handhabung 
ver Strafgemwalt werden freilich zu einer Webertragung be 
Strafrechted in allen jchwereren Fällen rathen. — Die zur 
Anwendung unmittelbaren Zwanges dienende Macht muß eine 
nach den Bebürfnifien gegliederte und verjchiedenartige fein, und 
ift auszuüben durch eigend dazu beftellte, Törperlich und 
geiſtig tüchtige Agenten. Durchaus tft dafür zu forgen, daß 
fie dem ihr möglicherweife entgegentretenden Ungehorjame ent- 
ſchieden überlegen ſei. Dies erfordert denn aber vreierlei Vorkeh— 
rungen: eine in jeder einzelnen gejchloffenen Gemeinde bleibend 
befindliche Gewalt, für die fich hier ereignenden Fälle; eine 
bewegliche und fich beftändig bewegende Macht zur Beauffich- 
tigung des ganzen Staatögebietes; endlich einen bedeutenden 
Rückhalt für außerordentliche Umſtände. Die regelmäßige ört- 
liche Macht wird gebildet durch die Poligeimannjchaft der Ge- 
meinden, ber Natur der Sache nach. in der verſchiedenſten 
Abftufung von einem einzelnen Gemeindediener bis zu einem 
Heinen Heere 9). ine Beiziehung ber Bürger zu biefem 
Dienfte Tann rechtlich ohne Zweifel vertheidigt werben, und 
wird auch in bejonbern Fällen angewendet werden müſſen; 
allein nur bei eimem ftaatlih fehr ausgebildeten und dem 
Geſetze aus eignem Antriebe gehorfamen Volke kann viel hierauf 
gerechnet werden. Die bemweglihe Macht des Staates zur 
Erzwingung von Gehorfam ift die Genddarmerie, welche ben 
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bängigen Völkern aber baldige Aenderung wo nicht Umſturz 
herbei geführt wird. ine Verfaſſung mag wohl bei ihrer 
Gründung oder Verbefferung dem jetzigen Stande ber Volks⸗ 
Entwickelung voran fein und diefe dann allmälig nad ſich 
ziehen; allein die Keime des Weiteren und die Mittel zur all- 
mäligen Vervollkommung möüflen jedenfall und von Anfang 
an vorliegen. 

Sind dagegen die fahlichen Bedingungen nicht vorhan- 
den, jo läßt fich auch eine dem Gedanken nach richtige, d. h. 
für dag Volt an fich paffende, Staatsordnung thatfächlich nicht 
gründen, jedenfall? auf die Dauer nicht erhalten. 

So ift denn für die Begründung und die Fortbauer eines 
hausväterlichen Staates einer Seit? wirflihe Stammes: 
verwandtfchaft der ganzen Bevoͤlkerung als fachliche Voraus: 
fegung erforberlich; anderer Seits ift deſſen Beſtehen geiftig 
bedingt durch geringe Bebürfniffe und fomit eine niedere Bil: 
dungsſtufe, ferner durch eine vorherrſchende Vorliebe zum 
Stamme (lan:Eigenichaft). — Der hausherrliche Staat 
erfordert einer Seits cine felbftjtändige, hauptſächlich auf 
Grundbeſitz geftügte Macht des Oberhaupted, anderer Seits 
ebenfall3 geringere Bildung, dagegen Tebenbigen Rechtsſinn. 
Achtung vor Rangverhältniffen und gefchichtlichem Herfommen 
ift zwar nicht unbedingt nothwendig, aber doch zuträglich. — 
In der Theokratie ift unmbebingter religiöfer Glaube Alles; 
Sleichgültigkeit oder gar Schwanken macht biefe Staatögattung 
völlig unmöglich. Beſtimmte thatfächliche Zuftände find dagegen 
bier nicht erforderlih; am eheſten etwa noch abgefchloffene von 
dem großen Weltverkehre abgewendete Lage. — Die jümmtlichen 
Arten des Rechtsſtaate s fegen eine Verftandesanficht vom 
Leben voraus. Ein hoher Grad von Sittlichfeit ift weniger 
Bedürfniß, als Achtung vor dem beftehenden Rechte. Die 
Geſittigungsſtufe mag im Uebrigen eine verfchtebene fein, ‚indem 
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diefe Staatögattung je nad) Bedürfniß ober Verlangen quali- 
tativ und quantitativ Berfchiebened zu Teiften vermag. Als 
thatfächliche Grundlage aber ift (mit Ausnahme einer einzigen 
Unterart) ein größerer Umfang und ein anfehnliches Volksver⸗ 
mögen erforderlich zur vollen Blüthe. Der an den Rechtsſtaat 
geftellten Forderungen find fo viele und fte find zum Theil fo 
foftfpielig, uͤberdieß bebarf er fo zahlreicher und bedeutender 
geiftiger Kräfte, daß in Meinerem Raume und bei weniger und 
armer Bevölkerung die Mittel nicht gefunden werben. Außer: 
bem jegen aber die einzelnen Arten dieſer Staatägattung noch 
mancherlet befondere AZuftände voraus. Die Demofratie 
namentlich bedarf eines lebendigen Sinnes für die allgemeinen 
Angelegenheiten und Hochſtellung ber Gleichheit. In ihrer 
Form als veine Volksherrſchaft aber ift fie inZbefondere und 
ausnahmaweile nur in eimem bejchränkten Gebiete möglich, 
jowie bei vorherrichender WVermögenzgleichheit; während eine 
repräjentative Demokratie auch mit großer wirthfchaftlicher 
Thätigkeit und ſomit VBermögenzungleichheit wohl verträglich ift, 
falls fich nur die Abneigung gegen bevorzugte Stellung erhält. 
Eine Ariftofratie fordert bei den herrichenden Gejchlechtern 
Kraft, Sittenftrenge, ſtaatsmänniſche Ausbildung, unabhängiges 
Vermögen; bei den Unterthanen jedenfall3 unterwürfigen Sinn 
und entweder große Neigung zu wirthichaftlicher Thätigfeit ober 
fittliches Verlommenjein. Eine Monarchie endlich ſetzt Pietät 
gegen die Stellung, wo nicht gegen die Perſon des Fürften 
voraus; und ed wird Eitelfeit des Volkes und Freude an 
Glanz und Auszeichnung mindeſtens zuträglich fein. Entwickelter 
Rechtsſinn iſt hiermit wohl vereinbar, nicht aber vorherrichen- 
des Streben nach Gleichheit. Zur glüdlichen Durchführung 
ber repräfentativen Form dieſer Staatsart aber ift noch ins⸗ 
befonbere erforderlich: eine höhere politische Bildung des geſamm⸗ 
ten Volles; eine zahlreiche Bevölkerung, damit ed an ber 
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rung nüblicher Verbefferungen in Gefeßgebung und Ber: 
waltung. 
c. Der Wirkung einer Theilung der Staatögemalt gleich ift 
die Augrüftung von Statthaltern, Vicelönigen u. dgl. 
mit vollftändigen Negierungsrechten. Koͤmmt hierzu gar 
noch Erblichkeit, jo folgt leicht Verluft der ganzen Provinz 
durch Uſurpation. Eine entjchuldigbare Ausnahme findet 
nur dann ftatt, wenn eine fehr weit vom Stammlande 
entfernte Befikung in fehwierigen inneren ober äußeren 
Verhältniffen Steht, welche einen ſchnellen Entſchluß an 
Drt und Stelle nothwendig machen. Auch hier ift aber 
wenigsten? durch pafjenden Wechfel und durch gemeffene 
Berantwortlichleit des Gtellvertreterd dem Schlimmiten 
wo möglich vorzubeugen 9). | 
3. Die volle Berechtigung der Staatögewalt ift 
unerläßlich zur Durchführung ihrer Aufgabe Wenn Perſonen 
oder Verhältniffe innerhalb der Grenzen des Staates ihrem 
Bereiche entzogen fein koͤnnten, jo wäre für bie Einreihung 
verfelben in den StaatZorganismus nicht geforgt, auch wür: 
den überdies anderweitige Störungen nicht wohl zu ver: 
meiden fein. Beiſpiele einer ſolchen Entziehung find: bag 
Beitehen von Afylen, welchen jelbit der Staat flüchtige Ber: 
brecher nicht zu entzichen berechtigt ift; bie Verleihung von 
Bevorrechtungen an Unterthanen von Seiten einer fremden 
Gewalt, namentlich wenn letztere ein bleibendes Schutrecht in 
Anſpruch nimmt); eine Webertreibung der Zuftändigfeit und 
Unabhängigfeit der Gerichte, beſonders durch den Mangel einer 
Behörde für Zuſtaͤndigkeitsſtreitigkeiten, jowie burch ben Mangel 
einer Verwaltungsrechtäpflege. 

1) Als ein nachtheiliger Mangel an Recht ber Staatägewalt ift gar 


manche Beſtimmung folcher Verfaffungsurfunden zu bezeichnen, welche unter 
dem Drange ultra-bemofratifcher Forderungen entftanden find. So z. 2. 
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munismus und Sozialismus vernünftigerweile Sanz außer Frage 
jtehen, fo bleibt allerdingd nur das Syitem der freien Mit- 
werbung übrig als Grunklage für ein richtiges Verhalten des 
Staates. Aber damit ift nicht gejagt, daß die unläugbaren - 
und großen Schattenfeiten deſſelben ohne Verſuch einer Ber- 
befjerung gelaffen ober. nur mit den Äußerlichen und unzu⸗ 
veichendben Vorkehrungen des Wohlwollend befämpft werben 
bürfen. Vielmehr find drei Forderungen zu ftellen: 1. billige 
Berückſichtigung der Arbeiter bei der Vertheilung des Gewinnes; 
2. erleichterte Ueberlaſſung von. Kapital an perjönlich tüchtige 
aber zu Feiner jachlichen Sicherheitäfeiftung befähigte Gewerbende; 
3. Sorge ber Gefammtheit für arbeitZunfähig Gewordene. Die 
richtigen Mittel zu Erreichung dieſer Zwecke find allerbing? noch 
nicht gefunden; es tft jomit befjer, die enbliche Entdeckung 
verjelben abzuwarten, als durch halbe ober verkehrte Maß- 
regeln Uebel und Gefahren fortzupflanzen, wo nicht gar zu 
erhöhen. 

I. Nicht blos dad Syſtem des Vermögens, ſondern 
auch die Gräfe deſſelben it von politifcher Bedeutung; und 
zwar jowohl die Größe des Staatsvermögens, als bie de? 
Beſitzes der Einzelnen. 

Daß der Staat eine feinen Ausgaben entſprechende Ein- 
nahme haben muß, bebarf feines Beweiſes. Se nachdem alfo 
jene geftellt find, ift auch für bie Beibringung entfprechenber 
Mittel zu forgen. Im Uebrigen ijt allerdings in diefer Be: 
ziehung ein fehr großer Unterſchied unter den verfchledenen 
Staatögattungen. Diejenigen berfelben, welche niebereren Ge⸗ 
fittigungaftufen entfprechen, namentlich aljo die Patriarchie und 
der Patrimonialftaat, haben auch nur Weniges zu Ielften, und 
es ift daher auch Fein bedeutendes Staatövermögen nöthig 9). 
Auch in einer Defpotie verlangt das Weſen der Einrichtung 
an ſich nicht mit Nothwendigkeit bedeutende Mittel; doch mag 
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allerdings Verſchwendung des Fürften ober eine ſehr reichliche 
Bezahlung feiner einzigen Stüge, der bewaffneten Macht, For⸗ 
derungen erzeugen, welche bi? zur Erjchöpfung aller Hülfs- 
quellen gehen. Bedeutend dagegen find die Bebürfniffe einer 
Theofratig, weil einer Seitd der Cultus und eine beherrichende 
Stellung der Priefter große Summen koſtet, und anderer Seit? 
der Grundgedanke des "Staates wohl verträglich ift mit ber 
Befriedigung mancher höheren Lebenszwecke, z. B. mit Pflege 
der Kunft. In dem Gedanken des Haffiichen Staates lag ein 
Maßſtab des Öffentlichen Aufwandes an fich nicht, ſondern es 
wurde die Größe der Ausgaben, und jomit auch ber erforber- 
lichen Einnahmen, erjt durch die befondere Richtung und Ge- 
fittigungsftufe des gemeinfchaftlich lebenden Volkes beitinmt. 
Bei Loftipieligen Steigerungen, wie namentlich fünftlerifchen, 
konnte die Ausgabe fehr hoch fein, während einfacher lebende 
und rohere Völker fich mit Wenigem begnügten. Seven Falles 
am höchiten gejpannt find die Anſprüche an bie Größe des 
Staatseinkommens in dem modernen Rechtsſtaate wegen ber 
Bielfeitigkeit feiner Leiftungen; und bier mag man wohl ben 
Satz aufftellen, daß das Stantövermögen kaum groß genug 
fein koͤnne. Auch darf bier. mit Sicherheit. auf ftetig wachſende 
Forderungen gezählt werben. Die fi, namentlich durch 
Staatsförderung, fteigernde Gefittigung des Volles verlangt 
auch eine entjprechende Zunahme des Staatsvermögens, weil 
jede weitere Ausbildung des Menſchen neue Forderungen 
von Leiſtungen des Staateß zur Folge hat). Nur muß aller: 
dings vor doppeltem Mißverftändniffe gewarnt werden. — Einmal 
vor der Verwechſelung, ober wenigjtend Gleichitellung, des für 
die Perfon des Staatsoberhauptes beftimmten Einkommens mit 
dem Staatövermögen. Jenes hat eine Grenze, über welche 
hinaus eine Vermehrung nicht nur nicht nöthig oder zweckmaͤßig, 
ſondern jogar jchäblich ift. — Zweiten aber vor ber Erwerbung 
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find unter anderen: ber von ber Bunbesgefehgebnng in Deutſchland ben 
Stanbeöherren gegenüber von ben Lanbeögefeßgebungen eingeräumte Schuß ; 
bie Eingriffe der europäifchen Geſandtſchaften und Confulate in der Türkei 
zu Gunften ihrer Landsleute, oder Solcher, welche fie in ihren Schuß 
aufnehmen; bie allmäligen Aufreibungen ber einheimifchen Regierungen in 
Dftindien burdy bie Einmifhung ber Engländer zu Gunften von Unter: 
thanen berfelben. — In wie ferne Bekämpfung von Barbarei einen ſolchen 
Zuſtand fittlih rechtfertigt oder wenigftend entſchuldigt, und überhaupt 
welcher Nuten ber eingreifenden fremden Macht zugeht, ift eine anbere 
Frage. Hier ift zunächſt nur von ber politifhen Wirkung für den beein: 
trächtigten Staat bie Rede. 


d. Das Staatsoberhaupt. 


§ 94. 
a. Die Perſon unb bie Beftellungßart. 


Die Leitung ber Staatsgewalt ſowie bie Webertragung 
berfelben an eine beftimmte Perſon Tann, fowohl was die Zahl 
ber Berechtigten ald was die Art der Bezeichnung betrifft, auf 
jehr verfchiedene Weife gefchehen. Es ift nämlich an fich mög- 
lich, daß ein Einzelner im Beſitze der Staatsgewalt fei; oder 
aber kann es eine, größere ober Meinere, Mehrzahl von Per: 
fonen fein; und es ift denkbar, daß bie Erwerbung einer 
ſolchen Stellung geichehe nah Erbgang, durch Ernennung 
von dazu Berechtigten, oder als gefeßliche Folge beftimmter 
Eigenfchaften. Die Beitimmungen in biefen Beziehungen find 
von großer Bedeutung, indem jede Mobalität ihre eigenthüm— 
fichen Vortheile und Nachtheile hat, und es ift cine der wich⸗ 
tigften Aufgaben ber wiflenjchaftlichen Staatskunſt, genaue 
Begriffe über die naturgemäßen Eigenjchaften jeder Einrichtung 
zu geben. 

Damit ift denn freilich nicht gejagt, daß je nach dem 
Sroebniffe diefer Prüfung eine freie Wahl unter fämmtlichen 
an ſich möglichen Beftimmungen ftattfinde. Die Perfonalfrage 
ift in der Regel, und zwar nach Zahl und Uebertragungsweiſe, 
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zu erhalten gefucht, theil3 durch direkte Verbote des Beſitzes 
gewiſſer Sachen - oder der Ausübung gewiffer Erwerbäarten, 
theils wenigftend durch indirefte Erfchwerung oder Verhinderung 
von Gewerben. Als Gründe einer folchen freiwilligen Be⸗ 
Ihränfung binfichticy der Mittel zu Erreichung der Lebens⸗ 
zwecfe werben denn aber angegeben: die Verweichlichung und 
Berumfittlichung durch den Reichthum; die durch den Beſitz 
entjtehende Ungleichheit unter den Bürgern, welche zu innern 
Spaltungen, zu Beherrfchung durch die Neichen, ober zu 
neidigem Haß der Proletarier führen könne; endlich ber 
Anreiz fremder Habſucht zu Eroberungen und Weberfällen. - 
Diefe Gründe find denn nun aber doch höchſtens in Volks— 
herrichaften jo triftig, daß im Wülgemeinen befcheibene und 
möglichft gleiche Vermögensverhältniſſe verlangt werben koͤn⸗ 
nen. In allen übrigen Staaten find bie Vortheile eines 
großen Beſitzes bei den Bürgern weit überwiegend; und 
ed iſt fomit von Seiten des Staates nicht auf Begrenzung 
und Niederhaltung, fondern im Gegentheile auf Steigerung 
hinzuwirken. 


1) Die Lehre von ben verſchiedenen Vermögensſyſtemen tft lange nicht 
mit der Grünblichfeit bearbeitet, welche die Wichtigkeit der Sache erforbert. 
Selbſt in der unenblihen Mehrzahl der Werke über Vollkswirthſchaft ift das 
Syſtem bed perfönlichen Eigenthumes und ber gleichen Berechtigung in Be: 
ziehbung auf Eigenthum als fich von. ſelbſt verftehend und ſtillſchweigend vor- 
auzgefeßt. Nur von Zeit zu Zeit flört ein Staatsroman ober, dann freilich 
gefährlicher, dag Ausbrechen einer gegen das beftehende Syſtem gerichteten 
Maffenbewegung biefeg Stilfeben. So müflen denn die Angriffe auf bie 
verfchiedenen Syſteme und deren Vertheidigung mit Mühe geſammelt werben ; 
und es fehlt noch immer an einem gründlichen Werke, welches bie Befipver- 
bältniffe in ihrem ganzen Umgange, das heißt ſowohl mit Berüdfichtigung der 
Geſchichte als der Wiflenfchaft und im Hinblide auf die verſchiedenen Staats⸗ 
arten, barftellte. Noch am meiften ift in ben beiben legten Jahrzehnten ge 
ſchehen, feitbem Socialismus und Communismus eine Durchdenkung ber 
Eigenthumsfrage beſonders nahe legten. — Es find fomit dreierlei Gattungen 
von Schriften zur Zurechtfindung nöthig. Worerft die Schriften der Socia⸗ 
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liſten und Communiſten. (S. die wichtigften derſelben fammt weiteren Nach: 
weifungen in meiner Literaturgefchichte der Staatswiffenichaften, Bd. I, 
©. 8 u. fg.) Sodann die Kritiken biefer Beſtrebungen und Schriften, 
namentlih bie Schriften von Reybaud, Soudre, Mis. Hennell, 
Stein. (A. a. O., ©. 81 u. fg.) Endlich wenigſtens die Anfänge einer 
allgemeinen wiflenfchaftliden Darftellung unter biefen aber namentlidh: 
Hildebrand, B., Die Nationalölonomie in Gegenwart und Zukunft. 
Bd. J. Frankf. 18485 Thiers, Du droit de la propriete. Par., 
1849; Roſcher, Syſtem ber Volkswirthſchaft, Bd. I, ©. 123 u. fg. 


2) Fälle von ausſchließender Berechtigung zum Beſitze von Grund: 
eigentbum kommen hauptfächlih in Patrimonialftaaten vor; es mag 
jedoch biefe eben jo ungerechte als unwirtbichaftlihe Maaßregel auch 
in anderen Staatögattungen nachgewieſen werben, namentlich in Folge bes 
Einbruches eines erobernden Stammes ober bei einer übermächtig und über: 
müthig werdenben Ariftofratie.e Man fehe 3. B. England nach Eroberung 
ber Normannen; Ungern, Polen und Rußland; das germanifche Mittel: 
alter überhaupt. Einen Fall von Monopolifirung der Gewerbe burch die Einen 
neben Monopolifirung bes Grundeigenthums durch Andere liefert Die ftrenge 
Zunftorbnung unb das Gewerberecht ber Stäbte, ebenfalls im Mittelalter. 


3) Jede Art von menschlicher Beſchäftigung war durch ausſchließende 
und erblidhe Abgrenzung an beftimmte Kaften übertragen in ben Theofratieen 
ber Braminen und ber egyptifchen Priefter. Wie unzerftörbar aber die, auf ben 
erſten Blick fo unerträglich jcheinende, Einrichtung iſt, wenn fi ein Volt 
erſt einmal recht in fie eingelebt hat, beweiſt der Zuftand Oſtindiens bis 
zu dieſem Augenblide. - 

4) Selten allerdings find bie Beifpiele von einem Monopol des Staates 
in Beziehung auf alle Arten von Eigenthum und Gewerb. Tod ift 
wenigftend ein fehr merkwürdiger Fall dieſer Art vorhanden in ber Einrich⸗ 
tung der Incas in Peru. S. Prescott, Conquest of Peru. Und wenigfteng 
fehr nahe diefem Mufter war bie Dictatur von Dr. Francia in Paraguay. 
Bekannt ift, daß in ben Staatöromanen biefer Zuftand häufig als ein 
Ideal menſchlicher Verhältniffe bargeftellt wird, und daß eine Abtheilung 
ber Communiſten für ihn ſchwärmt. 

5) Bei dem Fourierismus ift ſehr wohl zu unterfcheiden zwiſchen dem 
Grundgedanken be ganzen Syſtemes und ben Einzelheiten bed Lebens im 
Phalanftere oder gar der geradezu thörichten Lehre von ber Abwech#- 
hung der Arbeit und ber Leidenfchaft für zahlreiche Arten ber Beichäf: 
figungen. Jenes Syftem hält allerdings auch Feine eruftliche Prüfung aus; 
aber es fällt und fteht nicht mit bem tollen Beiwerke, und e8 giebt fehr ernfte 
Veranlafiung zum Nachdenken. 

6) In diefer Beziehung ift lange und ſchwer gefehlt worben; und noch 
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perfönliche Anmefenheit bed Staatsoberhauptes wünſchenswerth 
iſt; es tft ihr eine Einwirkung durch Perjönlichkeit. verfagt; 
manche Aufgabe eine? Staatdoberhauptes, wie 3.2. den Befehl 
über Streitkräfte, kann fte unmittelbar gar nicht übernehmen. 
— Es jtehen jomit bie Wahrfcheinlichleiten der Unvollfommen- 
beit und die Möglichfeiten der völligen Unbrauchbarfeit eines 
Einzelnen ber unbebingten Gewißheit mannchfacher und jchwerer 
Nachtheile einer Gefchäftsbeforgung durch Mehrere gegenüber. 
Leicht alfo mag man da, wo eine vollfommene freie Wahl 
zwiſchen beiden Befeungsarten offen jteht, zwifchen ihnen 
ſchwanken; und e8 werben im einzelnen alle eher Nebenum- 
ftände die Enticheivung geben, als allgemein burchichlagenbe 
Gründe Bei einem Volle 3. B., deſſen große Zahl, höhere 
Gefittigungäftufe, ausgedehnte Gewerbthätigkeit, vielfache und 
Ichwierige Beziehungen zum Auslande vorzugsweiſe eine thätige, 
ſchnell gefaßte und mit fich felbft einige Leitung verlangen, 
bietet die Regierung eined Einzelnen eine größere Wahrfchein- 
lichkeit zufriebenftellender Führung. Daſſelbe ift der Fall bei 
einem durch Parteien tief zerrifjenen Volle, ober da, wo, aus 
welcher Urfjache immer, eine große Gleichgültigkeit gegen das 
Allgemeine oder eine große Verderbniß ftattfindet. Dagegen 
mag in einfachen Verhältniffen, bei einem ftaatlich) angeregten 
Bolfe und etwa nach jehr fchlechten Erfahrungen in Betreff 
von Einzelnregierungen die Webertragung ver Staatdgewalt an 
Mehrere immerhin dag NRichtigere ſein °). 

Wo nun aber eine Regierung durch eine Mehrzahl 
bejtcht, ſei es, daß fie durch den Grundgedanken bes concreten 
Staates unvermeidlich gegeben ift, wie namentlich in einer 
Ariitofratie und in einer reinen Demolratie, fei es daß fie 
unter mehreren Möglichkeiten gewählt wurde, ba find jeben 
Falles Vorkehrungen zu treffen, um bie bei joldder Form mög: 
lichen Vortheile nach Thunlichkeitzzu genießen, bie eigenthüm- 
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lichen Nachtheile aber fo weit ala möglich zu befchränfen. 
Hierbei ift denn ein Unterſchied zu machen zwifchen folchen 
Berfammlungen, deren Zahl jchon verfaffungsmäßig und nad 
bem Begriffe verfelben beichränft ift, und ſehr zahlreichen Ver: 
ſammlungen, , welche einer möglichft großen Betheiligung zugäng- 
lich fein jollen. 

Bei Eleineren Berfammlungen ift zweierlei ind Auge 
zu fallen. Einmal, eine tüchtige Geſchäftsausbildung ſämmt⸗ 
licher zur Theilnahme Berufener, wie eine folche ſowohl noth- 
wenbig zur Erreichung einer guten Regierung, ala möglich bet 
ben bejonderen Verhältniffen ber Berechtigten iſt. Zweiten 
bie Sorge dafür, daß die Zahl der zur Mitregierung Berufenen 
nicht allmälig ſich allzu ſehr verringere, was Verluſt von 
Kraft und von Befähigung zur Folge Hätte rftered mag 
benn aber erreicht werben durch eine zweckmaͤßige Erziehung 
fämmtlicher zur Mitregierung einft Berufener, fowie burch 
frühe wohlgeorbnete und vielfeitige Uebung in Staatsgeichäften. 
Gegen allzu große Verminderung der Zahl hilft bei einer 
erblichen Ariftofratie dic Möglichkeit einer Aufnahme neuer 
Mitglieder, natürlich mit Verhinderung von Webermaß; bei 
einer Regierung Bevorzugter dagegen, wo das Vermögen ben 
Ausſchlag gibt, iſt vorübergehende Herabfehung bed Cenſus 
väthlich, wenn die unverminderte Aufrechterhaltung der ganzen 
Summe die vollftändige Ergänzung nicht geftattete. 

In reinen Volksherrſchaften kann felbftrevenb von 
einer fuftematifchen Erziehung aller Bürger zur Regierung nicht 
bie Rebe fein, und braucht man anderer Seits ein Erlöjchen 
ber Regierungsberechtigten nicht zu fürdhten; vielmehr tft hier 
bie Aufgabe, durch Ausſchließung ber nach ihren Verhältniffen 
wehrjcheinlich Unfähigen eine übergroße Ausdehnung ber Volks⸗ 
verfammlung zu verhindern und zu gleicher Zeit wenigſtens 
eine negative Sicherftellung ber Megierungsbefähigung zu er: 
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halten. In der Hauptfache wird bie durch Vermögensbeitim- 
mung zu erreichen fein; allein es mag auch noch durch andere 
Mittel nachgeholfen werben, wie 3. B. durch Ausſchließung 
ber im Auslande Geborenen, fämmtlicher wegen ſchwerer Ber- 
gehen bereit? Berurtheilter, oder Solcher, welche der Geſammt⸗ 
heit die allgemeinen Dienftleiftungen verweigert haben. 

Weit geringere Zweifel walten ob binfichtlich der Frage, 
ob bei Eingelnregierungen Erbrecht ober Wahl bie richtige 
Berufungsart ſei? Trotz manndhfacher unläugbarer Unzuträg- 
lichkeiten ift der erblichen Beſetzung unbebingt ber Vorzug zu 
geben. Allerdings ift man bei derſelben allen AZufälligkeiten 
ber natürlichen Anlagen bloßgegeben ; auch hat wohl die Aus: 
ficht auf den Fünftigen Anfall ber Regierung und bad Ber: 
derbniß durch eine felbjtfüchtige und niebrig gefinnte Umgebung 
des Fünftigen Thronerben durchichnittlich größere Nachtheile zur 
Folge, als dag Vorhandenſein der reichlichften Bildungsmittel 
und das frühe Hineinleben in die Ausnahmsſtellung Vortheile 
verfpricht. Allein wenn bie Gefchichte in irgend einem Punkte 
übereinftimmenve Lehren gibt, fo ift bie Hinfichtlich der Ber: 
derblichkeit eines Wahlreiches. Alle Staaten, welche biefe 
Regierungsform hatten, find gerade an ihr zu Grunde gegangen. 
Und es ift dies auch Leicht begreiflih. Vor Allem bietet eine 
Wahl ſchon an fich Feine viel größere Wahrfcheinlichkeit ber 
Uebertragung an eine vollfommen taugliche Perjönlichkeit dar, 
ala der Zufall der Geburt, weil weitaus in der Regel nicht 
die Tugenden bed Gewählten, fondern ganz anbere Umſtände bie 
Ernennung beftimmen werden. Hierzu kommen aber noch als 
pofitive weitere Nachtheile: die allmälige Schwächung ver noth- 
wenbigen Regierungsgewalt durch Wahltapitulationen ; bie 
Gefahr und Unordnung häufiger Interregnen; die Möglichkeit 
bejtrittener Wahlen und daraus hervorgehende Bürgerkriege, 
Zerreißung des Staates, Einmiſchung Fremder; da immer 
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neue Aufftehen hochgeftellter Familien, welche auf Koften ber 
Geſammtheit veich gemacht und begünftigt werben ; dag fich wieder- 
holende Erwachen von Factionen, welche fich um die Ernennung 
ihrer Günftlinge ftreiten. Sp wenig verftändig es nun alſo 
auch fcheinen mag, dem bloßen Zufalle ber Geburt die Regie 
rung von Ländern und Völkern zu überlafjen, und für jo wenig 
würdig man bie auch halten mag: jo nöthigen doch Erfahrung 
und ruhiges Nachdenken zur Bevorzugung biefer Beſetzung des 
Thrones °). 


1) Hinſichtlich der Zah! ber mit ber Staatögewalt Betrauten ift 'eine 
freie Wahl nur etwa vorhanden: in ber Patriardhie, wo fowohl bie Re: 
gierung eined Stammeshauptes , als bie einer Zahl von Aelteften, endlich 
vielleicht eine allgemeine Berfammlung möglich if; in ber Theofratie , wenn 
das Dogma ein oberfted Collegium von Prieftern geftatten follte; endlich 
in ber repräfentativen Demokratie, (jo weit es fich von ber ausübenben 
Gewalt handelt,) wo ein Eingelner und. eine Meinere ober größere Ver: 
ſammlung denkbar if. In Betreff ber Lebertragungsmweife if in 
ber Theofratie, und in ber Monarchie, fowohl des klaſſiſchen als des 
modernen Staates, und in ber Defpotie eine Wahl zwiſchen mancherlei 
Einrichtungen möglich. 

2) Vergleihungen über bie Eigenfchaften der Einherrfchaft und ber 
Regierung von Mebreren find häufig angeftellt worden ; freilich nicht immer 
mit Unbefangenbeit und ohne vorgefaßte Vorliebe für eine beftimmte Regie⸗ 
rungsweife. Man ſehe z. B.: Godwin, Political justice, ®b. II, S. 1 
w.fg.; LordBrougham, Political philosophy, 8b. II, ©. 109 u. fg.; 
Rotteck, VBernunftreht und Staatswiſſenſchaft, 3b. II, S. 177 u. fg., 
und Welders Staatzlerifon, 2. Aufl., Bd. IX, Art. Monarchie. 

3) Ueber Erblichkeit und Wahl in ber Einberrihaft |. Zachariä, 
40 Bücher, ©. 111 und fg,; Stab, Rechts: und Staatslehre, Wb. IE, 
©. 210 u. fg. 


§ 95. 
P. Die Orbnung bes erblihen Fürſtenthums insbefonbere. 
Der Uebergang ber fürftlichen Gewalt nach Erbrecht tft 
ohne Zweifel das richtige Syſtem; allein es bebarf boch das⸗ 
jelbe nod) einer Reihe von näheren Beitimmungen zur Siche: 
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rung feiner Vorzüge und zur möglichften Befeitigung jeiner 
gefährlichen Eigenichaften. Die bedeutendſten diefer Maaßregeln 
find nachftehende: 

1. Ordnung der Ehen in den regierenden Familien. — 
Daß nur eheliche Kinder in der Regierung nachfolgen dürfen, 
ift nicht Blog eine Berücdfichtigung fittlicher Yorbderungen, ſon⸗ 
bern ift auch ber Unzweifelhaftigkeit ver Anfprüche wegen noth— 
wendig. Wer von den au einer Ehe Stammenben ver nach 
beitimmten Grundfägen Nächitberechtigte ift, Tann nie zweifel- 
haft fein; wohl aber wäre jevem Truge, und fomit jeber Un- 
gewißheit, Thür und Thor geöffnet, wenn auch angebliche 
uneheliche Kinder einen Anſpruch geltend machen Fönnten. Eine 
nothwendige Folge hiervon ift denn namentlich, daß alle ge: 
jeglichen Vorschriften, welche die Thatfache und den Zeitpunkt 
der Eingehung einer Ehe zu beweiſen beftimmt find, in den 
regierenden Familien vorzugsweiſe eingehalten werben müffen. Es 
ift daher nicht blos vom Standpunkte des pofitiven Rechtes, fon: 
bern weit mehr noch aus dem ber Zweckmäßigkeit gegen ben 
Begriff von Gewiſſensehen u. dgl. in den fürftlichen Familien 
ernftlichjte Verwahrung einzulegen. Mit der Unzweifelbaftigfeit 
ber Negierungsberechtigung geht einer der Hauptvortheile ber 
Erbmonardhie, welcher für manche Schattenfeiten berjelben Ent: 
ſchädigung zu gewähren hat, verloren. — Die StaatZflugheit 
erfordert aber überdieß noch, daß die Ehen in den fürjtlichen 
Tamilien einer Reihe von ganz eigenthümlichen Beitimmungen 
unterworfen werben, für weldhe in ber Stellung von Privat: 
perfonen fein Bedürfniß vorhanden tft, und welche daher auch 
dem gemeinen Rechte ded Landes fremd fein Finnen und felbft 
müfjen. Namentlich gehören hierher die beiden Satzungen, daß 
bie Ehen in ben fürftlihen Familien nur ebenbürtige feier, 
d. h. nur mit ebenfalld Fürftenmäßigen abgefchloffen werben 
können; und daß zu ihrer Gültigfeit die Zuftimmung bes 
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Familien⸗ und Staatsoberhauptes gehöre. Erfteres ift nothwendig, 
damit nicht bie Berbinbungen mit ärmeren und tiefer ftehenden 
Familien immer wieberfehrende Veranlaffungen zu ungerechten 
Begünftigungen folcher Verwandter und zu ihrer Bereicherung 
abgeben ). Die befondere Zuftimmung aber erjcheint geboten, 
weil bie Ehe eined zur Thronfolge Berufenen möglicherweife 
von unmittelbaren jtaatlichen Folgen ift, je nachben fie eine 
Verbindung mit diefem oder jenem fremden Fürftenhaufe be- 
gründet. Die durch beide Beltimmungen allerdings entjtehende 
ausnahmsweiſe Beichränfung der Mitglieder fürftlicher Familien 
kann nicht in Betracht kommen gegenüber von bem allgemeinen 
Vortheile; und fie iſt injoferne nicht einmal unbillig, als bie: 
jelben Perſonen auch große Vortheile von ihrer Stellung ba= 
ben. Daß die Leichtigkeit, eine Neigungsheirath einzugehen, 
keineswegs eine größere Sicherftellung des ehelichen Glückes 
gewährt, iſt überbieß, nach aller Erfahrung, nicht bloß von 
fürftlichen Perfonen Erfahrungsſatz. 

2. Ausſchließliches Erbreht der Männer — 
Viele Gründe vereinigen fi, um dad Erbfolgerecht in Fürften- 
thümern lediglich auf die Männer zu befchränfen. Das ganze 
geiftige Weſen ber Frau eignet fich wenig zur Beſorgung von 
Negierungsgeichäften, als welche folgerichtige® Denken, Feſtig— 
keit des Vorſatzes und nicht felten perfönlichen Muth verlangen. 
Ihre Erziehung gibt ihnen nicht bie hier erforberlichen Kennt⸗ 
niſſe; ber zartere Körperbau und mannchfache ihm eigene 
Krankheitäzuftände ftellen viele Unterbrechungen der Thätigkeit 
in Ausficht, und laffen Anftrengungen fehwer ertragen. Ein 
Weib kann ſich nicht an die Spige des Heeres ftellen, und 
überhaupt ſchwer mit perfönlicher Einficht und Wirkung bie 
Vertheidigungsanftalten de Staates überwachen. inzelne 
Beifpiele von großen Fürftinnen beweifen hiergegen nicht, in- 
dem StaatZeinrichtungen auf die Negel und nicht auf Aus— 
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nahmen gefteflt fein müflen ). — Die einzige erlaubte Aus- 
nahme ergiebt fich, wenn bei oölligem Ausfterben des Manns⸗ 
ftammes nur entweder die Wahl eined ganz neuen regierenden 
Haufes oder die einmalige Mebertragung der Regierung an eine 
Frau freifteht. Hier ift daS Lebtere im Allgemeinen weniger 
bedenklich; jedoch ift ein ausſchließendes Erbrecht des Manns⸗ 
ſtammes auch in der neu zu gründenben Familie alsbald wieder 
Berürfnik. 

3. Bei einer Befegung bed Throne nach Erbrecht ſind 
mannchfache Fälle möglich, in welchen ber durch bie Erbfolge: 
ordnung zunächit Berufene zur eigenen Führung der Regie⸗ 
rung , fei e8 nur vorübergehend fei es voraußfichtlich bleibend, 
persönlich nicht befähigt ift. Daß beftimnte und wohl- 
erwogene Negeln über das Verhalten in folchen Tällen uner: 
läßlich find, Teuchtet ein; ebenfo aber auch, daß nur ber 
allgemeine Nuten, nicht aber ber Vortheil oder .die Annehm⸗ 
lichkeit des zunächſt Betheiligten , die Entſcheidung an bie Hand 
geben kann. Eine weitere Ausführung diefer wichtigen Fragen 
ift jedoch am diefer Stelle nicht nöthig, da ber Vortheil bier 
mit der, bereit? oben, $ 28, erörterten Nothiwendigleit einer 
genauen Beltimmung des Rechtes zufammenfält. 

4. Die Zwedmäßigfeit der Erbfolgeorbnung, d.h. 
der Beſtimmung, wer unter den im Allgemeinen Berechtigten 
der Nächftberechtigte fei, iſt hauptjächli durch beren Be⸗ 
ftimmtheit bebingt, und darauf alfo aller Bedacht zu nehmen. 
Jedoch iſt der fachliche Inhalt diefer Beitimmungen auch keines⸗ 
weg? gleichgültig. Wenn eine Erbfolgeoronung z. B., wie 
dies bei Seniorat und theilmeife auch bei Maforat der Fall 
it, vegelmäßig nur alte Männer beruft, jo ift dies ein Fehler, 
theils weil fchwache Regierungen zu befürchten find, theild der 
Nachteile eines häufigen Thronwechſels wegen. Ferner ift ein 
häufiges Springen von einer Tinte auf bie andere, wie dies 
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3) Nichts kann thdrichter, weil unausführbarer, fein, als bie Vorfchriften 
ber franzöſiſchen Berfaffung von 1791, ber Gortes-Verfaflung von 1812 
u. ſ. w., welde bie Erziehung bed Thronerben in die Hände ber Volksver⸗ 
treter Iegen wollten. Welchen Erfolg würde eine folche von verhaßter Seite 
ausgehende Bezeichnung von Lehrern und Lehrgegenftänden gegenüber von 
heimlichen Einwirkungen ber Zamilie und der Umgebung haben können? Auch 
if handgreiflich, daß mit einer verfafjungsmäßigen Erziehung bes vermuthlichen 
Thronfolger® allein noch fehr wenig getvonnen wäre, ba niemals mit Be: 
ſtimmtheit zum Voraus angegeben werben kann, wer wirfli zur Regie 
rung gelangen wird. 

4) Wenn früher barüber zu Hagen war, daß Prinzen fo gut wie gar 
nichts lernten: fo wird jetzt wohl zumeilen ber entgegengefeßte Fehler gemacht 
und durch Uebertreibung einer mechanifchen Ordnung unb durch Ueberhäu: 
fung mit Unterricätögegenftänden froher Muth, freie Selbfibeftimmung und 
Freude an Bildung gebrochen. Die Folgen find in beiden Fällen ganz 
biefelben. 


S 96. 
y. Zwedmäßige Ausübung ber Regierungsrechte. 


Reichter kommt das Staatsrecht darüber ind Reine, welche 
Regierungsbefugnifje einem Staatsoberhaupte zuftehen, ala von 
der Staatskunſt die Mittel zur zweckmäßigen Anwenbung aus- 
findig gemacht werben. Nur von Iebteren ift im Nachftehenden 
bie Rede. 

1. Die Oberaufficht. — Eine fleißige und genaue 
Unterrichtung über das thatfächliche Verhalten aller ftaatlichen 
Zuftände und Gejchäfte ift von der höchften Bedeutung. Gie 
gewährt Kenntniß von ben geiftigen und fachlichen Verhältnifien 
und Bebürfnifjen des Landes, vor dem Gange der Verwaltung, 
von ber Perfönlichkeit der Beamten, endlich ift fie Aufmunte⸗ 
rung zur Pflichterfüllung für Viele. Mehr oder weniger kann 
eine jolche Aufficht in jeder Staatzform ftattfinden; doch ift 
allerdings die Regierung Einzelner gefchieter zur Ausübung, 
theilg wegen des geringeren Zeitaufwandes für die Prüfung 
und Erledigung der einzelnen Gejchäfte, theils wegen ber Teich 

v. Mohl, Encgclopäbie. 40 
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teren Möglichkeit einer Unterſuchung an Ort und Stelle. Die 
richtigen Mittel find übrigens: 

a. Einziehung von theild regelmäßigen, theils außerorbent- 
lichen Berichten tiber alle Gefchäftäzweige; wobei ſowohl 
anf grünbliched Eingehen in die Gegenftänvde, als auf 
vollkommene Wahrhaftigkeit zu dringen ift. Natürlich muß 
der Inhalt auch gewifjenhaft benügt und etwa vorge 
brachten Klagen oder Vorjchlägen fchleunige und Träftige 

Aufmerkſamkeit geſchenkt werben; andern Falles artet die 
ganze Maßregel in hohle Form und Zeitverderb aus. 
Sowohl Tüchtigkeit der Mittheilungen als Berückſichtigung 
des Inhaltes ift aber nur dann zu erwarten und in ber 
That auch nur dann möglich, wenn Berichterftattungen 
ausſchließlich Über wirklich bebeutende und kennenswerthe 
VBerhältniffe, fomit nicht in erdrückender Zahl verlangt 
werben 1). , 

b. Unvermuthete und nicht allzu feltene perfönliche Un 
terfuhungen durch das Staatsoberhaupt felbft, alſo 
gelegentliche eigene Einfiht vom Zuftande der Behörden 
und felbjt Anwejenheit bei ihrer Gefchäftzführung, Beſuch 
ber öffentlichen Anftalten und Arbeiten, Reifen in bie 
verfchiedenen Lanbestheile, aber ohne Prunk, mit Vermei- 
bung unnöthigen Aufwandes und mit ernftlichen örtlichen 
Unterfuchungen. (Sn Staaten, an deren Spite moraliiche 
Perſonen ftehen, find natürlich jolche Unterfuchungen durch 
Abordnungen vorzunehmen.) 

c. Unmittelbare Berührung mit dem einzelnen Bürger, 
ſei es durch regelmäßige Öffentliche Gehörftunden ſei es 
bei gelegentlicher Begegnung ?). 

d. Errichtung eines ftatiftifhen Bureaud und Benützung 
der durch daſſelbe gelieferten Nachrichten. Eine wohlge- 
ordnete und umfaffende amtliche Statiftit ift das einzige 
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fihere Mittel zur Kenntniß des Umfanges der vom Staate 
zu beforgenden Aufgaben, der dazu vorhandenen Mittel, 
nämlich der Kräfte des Landes an Menfchen und Gütern, 
endlich der thatfächlichen Folgen mancher Geſetze und Zu: 
ftänbe, | 
e. Bor der Einrichtung einer geheimen Polizet ift da— 
gegen zu warnen, weil biefe weit mehr Schaden als 
Nutzen bringt. Die auf jolche Weife erlangten Nachrichten 
find ſehr häufig unrichtig, wohl abjichtlich verfälicht ; Be⸗ 
ſchuldigten wird feine Gelegenheit zur Vertheidigung und 
Aufflärung gegeben; die hier unvermeidlicye Verwendung 
des Abfchaumes ver Bevölkerung zu vertrauten Dienit- 
leiftungen wirkt entfittlichend und fegt den Verwendenden 
jelbft in ein falſches Licht; die Koften find bebeutend; 
hauptfächlich aber wird durch das bloße Dafein einer 
folhen Späheanftalt das ganze Leben des Volkes ver: 
giftet durch Erweckung eines allgemeinen Mißtrauens und 
durch dad Gefühl unverbienter Verbächtigung Nur in 
zwei Fällen mag eine Ausnahme ftattfinden. Einmal, tft 
in fehr großen Städten eine geheime Ueberwachung des 
zahlreichen und gefährlichen Raub- und Diebsgeſindels 
faum zu vermeiden. Zweitens aber kann weitverbreitetes 
Verſchwörungsweſen eine Verfolgung ber geheimen Plane 
durch anfcheinende Genofien erfordern. Letzterer Tall ſetzt 
allerdings einen jehr kranken Zuftand des Staates voraus, 
und die Hauptfache wird eine grünbliche Verbefjerung des⸗ 
jelben durch alle tauglihe Mittel fein; allein bis zum 
Gelingen einer dauernden Heilung hat das Beſtehende ein 
Recht auf Schuß °). 
2. Die Geſetzgebung. — Eine befchlende Norm mag 
(die Abweſenheit bewußt fchlechter Abfichten angenonmen) aus 


vier Gründen fehlerhaft ausfallen. Wegen Leivenfchaft des 
40 * 


628 


Befehlenden ; wegen Mangel? an Urtheil von feiner Geite; 
wegen Unkennntniß der thatjächlichen Zuftände und Bebürfniffe; 
endlich wegen fchlechter Form. — Den drei erften und haupt: 
Tächlichiten Fehlern läßt fi, foweit dad Staatzoberhaupt in 
Trage Steht, auf ein und diefelbe Weile begegnen, nämlich 
durh Einrichtungen, welche daſſelbe nöthigen, die Anfichten 
Anderer erjt zu hören, ehe fein jchließlicher Ausspruch erfolgt. 
In dieſem Falle ift zu ermarten, daß Dritte nicht von 
gleicher Leidenſchaft befeelt find, welche doch gewöhnlich etwas 
PVerfönliches it; jeden Falles tritt genauere Meberlegung ein; 
und es ift wenigſtens wahrjcheinlich, daß durch die Theilnahme 
Mehrerer auch eine größere Sachkeuntniß erzeugt wird, natürlich 
unter Vorausſetzung einer richtigen Bezeichnung der Perfonen. 
Das Verfahren hierbei ift ein weſentlich verſchiedenes, je 
nachdem die Staatsgewalt von einem inzelnen (etwa auch 
ganz Wenigen) oder von einer größeren Verfammlung gehanb- 
habt wird. Im erjten Falle find zahlreiche, von dem Staats: 
oberhaupte möglichjt unabhängige Männer mit dem Rechte zu 
verſehen, ein beabfichtigtes Gefeß vor deſſen Erlaſſung colle- 
gialifch zu berathen und entjprechende Anträge zu ftellen. Se 
nad) der Gattung und Urt des Staates werden dieſe Räthe 
verichieden fein, und wird auch, je nad) der Ausdehnung ihres 
Einſpracherechtes, der Erfolg fich verfchieden ſtellen; allein an= 
wendbar an fich und mehr oder weniger nützlich ift die Anftalt 
in jeder Einherrichaft. Im einem hausväterlichen Staate find 
die Stammezälteften naturgemäß berufen; im hausherrlichen 
Staate die bebeutenditen Vaſallen; der unbeſchränkte Fürſt 
mag einen Staatsrath bejtellen; in ber conftitutionellen Mo: 
narchie find die Mitberathenden vom Volke gewählt. Selbſt 
ein Defpot kann eine Verfammlung feiner oberjten Diener 
einberufen, wenn er guten Rath verlangt. Jene Staatöformen 
dagegen, in welchen bie hoͤchſte Gewalt bei einer großen Ver: 
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ſammlung ift, müſſen auf eine der Berathung und Befchluß- 
nahme ber Vielen vorangehende ruhige Erwägung, auf die 
Entwerfung eines folgerichtigen Planes und auf die Zuſammen⸗ 
faffung der außeinanderlaufenden Anfichten benfen. Hier alfo 
ift eine Vorberathung von wenigen aber bebeutennen Männern, 
und zwar bei gefchloffenen Thüren, nothwendig. Dies Tann 
benn num in einer reinen Volksherrſchaft Aufgabe des Se— 
nates, in einer Wriftofratie die des engeren Rathes jein; 
in der repräfentativen Demokratie übernehmen Ausſchüſſe 
gegenüber von der Verfammlung die Vorberathung, die Ver: 
fammlung felbft aber gegenüber vom ganzen Volke, wo biefes 
ein Veto hat. — Was aber die chlechte formelle Faffung 
eines Geſetzes betrifft, jo kann theils durch bie biöher be⸗ 
fprochenen Einrichtungen, theild durch Beitellung einer eigenen 
zur formellen Vollendung beftimmten Behörde geholfen werben, 
theils endlich mag von Jedem, welcher einen Aenderungsvor⸗ 
ſchlag macht, gefordert fein, daß er denſelben in volljtänbiger 
Ausarbeitung und fo, daß er unmittelbar ala Gefeb eingefügt 
werben kann, vorlege. 

3. Die Rechtspflege. — Die Gründe, warum bem 
Staatgoberhaupte nur eine beſchraͤnkte Thätigkeit bei der Mie- 
verherjtellung geftörter Nechtöverhältniffe zufteht, find oben, 
6 35, bereit? näher erörtert. Von Maßregeln, welche aus 
dem Standpunkte der Zweckmaͤßigkeit zu erörtern wären, kann 
daher nur bezüglich des Begnadigungsrechtes die Rede fein. 
Es ift eben fo einleuchtend, daß ein folches Recht beftehen 
muß zur Befeitigung unbilliger Härten einer ftreng logiſchen 
Geſetzesanwendung, als dieſes Recht nur dem Staatsober⸗ 
haupte ſelbſt zuftehen fan. Bei der Anwendung dieſes Nechtes 
wird nun unvermeiblicherweife jubjeftive Auffaffung immer 
einen großen Spielraum haben, weil es fich von dem Gegen: 
ſatze billiger Beurtheilung und ftrengen Rechtes handelt; den⸗ 
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noch ift es wünſchenswerth, daß Einrichtungen getroffen 
werben, welche eine möglichite Sicherung gegen unverbiente 
Ausübung der Begnadigung geben. Es find hierbei je nad 
der Verſchiedenheit der Staaten drei Fälle zu unterfcheiben. 
Wenn die Staatögewalt von einer größeren, ariftofratifchen 
oder demokratischen, Verfammlung ausgeübt wird ‚tft eine vor- 
läufige Unterfuhung und ein Antrag von einer engeren Be- 
hörde nothwendig, zu vorläufiger Feſtſtellung der Thatjachen 
und zu überlegterer Abwägung ber Gründe Wenn dagegen 
dag Begnabigungsrecht einem gewählten Haupte der ausübenden 
Gewalt zufteht, wie namentlich in repräfentativen Demofratieen, 
fo erfcheint die Mitwirfung eine® Staatsrathes oder einer 
ähnlichen Behörbe fehr an der Stelle, theild damit bag Vor: 
recht nicht zu perfönlichen und Partei: Jweden mißbraucht 
werbe, theil3 um den Negierungsvorftand vor Zudringlichfeit 
und vielleicht ſelbſt Gewalt zu jchügen. In Fürſtenthümern 
endlich ift es räthlich, daß cine Ausübung des Begnadigungs- 
rechtes wie jede andere Regierungshandlung betrachtet werde, 
daher auch nur unter der DVerantwortlichkeit eines für Necht 
und Zweckmaßigkeit haftenden Rathes ver Krone vor fich gebe. 
— Die Ertheilung von mafjenhaften und ohne Unterfuchung 
des einzelnen Falles eintretenden Begnadigungen, Amneſtieen, 
it mur ganz ausnahmsweiſe vereinbar mit einer kräftigen 
Rechtspflege und dem Anfehen der Regierung ; vor Allem darf 
fie nie in Beziehung gefegt werben mit perfönfichen Schickſalen 
des Staatöoberhauptes %). Am meijten ift zu einer ſolchen 
ausgedehnten Begnadigung zu rathen, wenn daburdh nach glück⸗ 
licher Beendigung innerer Unruhen eine VBerföhnung ber Bar- 
teten zumege gebracht werben kann. Nur ift auch dann ala 
unerläßliche Bedingung vorauszufeßen, daß bie Gegner voll- 
ftändig bejtegt und zur bebingungslofen Unterwerfung geneigt 
find. Eine Begnadigung noch trogiger Feinde wird entweber 
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ſammlung ift, müffen auf eine ver Berathung und Befchluß- 
nahme der Vielen vorangehenvde ruhige Erwägung, auf bie 
Entwerfuug eined folgerichtigen Planes und auf die Zufammen- 
faffung der augeinanderlaufenden Anfichten denken. Hier alfo 
ift eine Vorberathung von wenigen aber bebeutenden Männern, 
und zwar bei gefchloffenen Thüren, nothwendig. Dies Tann 
benn nun in einer veinen Volksherrſchaft Aufgabe des Se— 
nates, in einer Ariftofratie die des engeren Rathes fein; 
in ber repräfentativen Demokratie übernehmen Ausſchüſſe 
gegenüber von der Verſammlung die Vorberathung, die Ver: 
fammlung felbft aber gegenüber vom ganzen Volke, wo biefes 
ein Veto hat. — Wa3 aber die fohlechte formelle Faſſung 
eined Gefeged betrifft, fo kann theil$ durch bie bisher be- 
iprochenen Einrichtungen, theild durch Beftellung einer eigenen 
zur formellen Vollendung beftimmten Behörde geholfen werben, 
theils endlich mag von Jedem, welcher einen Aenderungsvor⸗ 
ſchlag macht, gefordert fein, daß er benjelben in volljtändiger 
Ausarbeitung und fo, daß er unmittelbar ala Gefeb eingefügt 
werben kann, vorlege. 

3. Die Rechtspflege — Die Gründe, warum bem 
Staatsoberhaupte nur eine bejchränfte Thätigkeit bei der Wie- 
derherſtellung geftörter Nechtsverhältniffe zufteht, find oben, 
6 35, bereit? näher erörtert. Bon Maßregeln, welche aus 
dem Standpunkte der Zweckmäßigkeit zu erörtern wären, Tann 
baher nur bezüglich des Begnadigungsrechtes die Rebe ſein. 
Es iſt eben jo einleuchtend, daß ein folches Recht beftehen 
muß zur Befeitigung unbilliger Härten einer ftreng logiſchen 
Gefeßesanwenbung, als dieſes Recht nur dem GtaatZober- 
baupte ſelbſt zuftehen kann. Bei der Anwendung biejes Rechtes 
wird nun unvermeiblicherweife fubjektive Auffaffung immer 
einen großen Spielraum haben, weil es fich von bem Gegen: 
jage billiger Beurtheilung und jtrengen Rechtes handelt; ben- 
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nung eröffnen, anderer Seit? bie vom Staate verliehenen 
Belohnungen wirklich auch einen «entiprechenden Gewinn ver: 
leihen: fo gereicht dies für Viele zu großer Aufmunterung, 
mehr als die erzwingbare Pflicht zu leiften. Der Beweggrund 
ift allerdings nicht der edelſte und reinfte; allein der durch bie 
geſteigerten Anftrengungen erreichte Gewinn bleibt immer er- 
worben für den Staat, Warum in republifanifhen Staaten 
öffentliche Belohnungen gar nicht oder nur in jehr unfcheinbarer 
Form und von geringem Werthe jollten vorkommen können, 
wie zumeilen behauptet wird, iſt nicht einzufehen; nur verfteht 
ed fich allerdings, daß feine Nechtöungleichheit und feine Gefahr 
für die Gemeinfreiheit durch die Art der Belohnung entftehen 
darf. — Als Belohnungsmittel kann an fich jeder Gegenftand 
gebraucht werden, weldyer dem damit Beliehenen wirklich Ver⸗ 
gnügen gewährt und über den der Staat rechtlich und fitlich 
verfügen kann. Die verfchtedenen Gefittigungzftufen und Ge- 
wohnheiten der Voͤlker werden alſo allerdings bie Benuͤtzung 
fehr abweichender Auszeichnungen und Genußmittel väthlich 
machen; jedoch gehört Geld wohl überall darunter, weil es bie 
Möglichkeit zur Befriedigung der meiften fubjectiven Wünfche 
gewährt. Ob im einzelnen Falle der Aufwand bei einer hohen 
Stellung bed zu Belohnenden und bei einem großen Berbienfte 
deſſelben nicht ein. unerjchwinglicher werben kann, ift freilich 
eine andere Trage. — Was aber immer gegeben werde, Be: 
dingung einer richtigen Wirkung ift, daß die Belohnungen des 
Staates weder verfchwenbet werben, noch als kaum erreichbar 
erjcheinen. Im erfteren Falle fällt die Auszeichnung und damit 
ein großer Theil der Belohnung und bed Reizes berjelben 
weg; eine den gewöhnlichen menjchlichen Kräften nicht erreich- 
bare Belohnung aber ift fo gut als gar nicht verheißen 5). 
6. Der Befehl über die bewaffnete Macht ver 
langt eine weſentlich verſchiedene Einrichtung, je nachdem 
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Mehrere oder ein inzelner im Beſitze der Staatsgewalt find. 
— Im erſtern Falle ift bie Webertragung an einen Untergeord⸗ 
neten unvermeidlich, hierbei aber einer Seit? für eine genügende 
Gewalt deſſelben über dad Heer im Dienfte zu forgen, anderer 
Seit? Vorkehrung zu treffen gegen möglichen ehrgeizigen Miß- 
brauch ber anvertrauten Macht. Lebtered mag bewerfitelligt 
werden entweder durch häufigen Wechſel im Oberbefehle, was 
freilich feine jehr bedenklichen Seiten hat; ober durch Ernennung 
eines Fremden, welchem es an Anknüpfungspunkten und An- 
bang zu verrätheriichen Unternehmungen fehlen würbe; ober 
endlich, und zwar am zweckmäßigſten, burch ftrenge Ueber- 
wachung und Berantmwortlichkeit de Ernannten. — In Ein: 
herrichaften dagegen ift das Staatsoberhaupt felbft der natürliche 
Anführer der bewaffneten Macht; bei perjönlicher Unfähigkeit 
oder Abneigung mag er einen Untergeoroneten bevollmächtigen. 
Selbſt in einer Theofratie ift die Führung der Waffen dem 
Staatd: und Religionzhaupte nicht unbedingt unmöglich, viel- 
mehr hängt die von dem Geiſte der betreffenden Religion ab. 
— Unter allen Umftänden und in allen Staatögattungen aber 
ift die Beftellung eines vom bürgerlichen Staatsoberhaupte 
verjchiedenen und von ihm unabhängigen Oberfeloherrn wider: 
finnig und verberblich. 


1) Zweierlei barf bei ber Auflage vegelmäßiger Berichte nicht ver: 
geſſen ‚werben. Einmal, baß ber Beamte in ber Zeit, während er Berichte 
abfaßt, der eigentlichen Wufgabe feines Amtes, dem Sanbeln, entzogen 
if. Zweitens, baß bie Verpflichtung zu Berichterftattungen ſolchen Beamten, 
welche weber bie Gewohnheit noch bie Luft haben, ihr Leben am Schreib: 
tifche Hinzubringen, unerträglich werben und fie ganz von Uebernahme des 
Amtes abhalten kann. Dieß if nun aber bei unentgeltlich oder faft 
unentgeltlih Dienenden ein großer Fehler. Gerabe bie beiten Männer, 
welchen es um bie Sache nicht aber um bie Anfüllung der WRegiftraturen 
zu thun iſt, werben dadurch verhindert, dem dffentlihen Wohle bad Opfer 
zu bringen, zu dem fie unter anberen Umftänben bereit wären; unb leicht 
if man dann gendthigt, zu weniger Zauglichen feine Zukunft zu nehmen. 
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So hält z. B. in mehr ald Einem Lande nur bie übergroße Zahl ber, 
außerdem noch gewöhnlih ganz nußlofen, regelmäßigen Berichte tüchtige 
Bauern ab, bie Stelle eined Gemeindevorſtehers anzunehmen, welche dann 
nur zu oft im bie Hände verfommener Schreiber füllt, zum gleich großen 
Schaben bed Staates und der Gemeinde. Wenn in Englanb die Friedens⸗ 
richter viele Berichte zu machen hätten, würben fich bie jeigen Inhaber 
biefer wichtigen Stellen wohl nicht bazu brängen. 

2) Vgl. hierüber oben, F 80, Anmerkung 4. 

8) Ueber bie Wirkungen einer geheimen Polizei ift nicht nur in jedem 
Lande, welches eine folche beſitzt, Leicht Erkundigung einzuziehen; fonbern 
ed geftehen felbft Solche, welche an ber Spike folcher Einrichtungen ftanden, 
manche Nachtheile unummunden ein. Man fehe nur 3. B. die Denkwürdig⸗ 
keiten von Bourienne, Rovigo und Gisquet. Von ber unbefchreib- 
lichen Nichtigkeit und Nieberträchtigleit bes Treibens und der Nachrichten 
politifcger geheimer Polizeien zeugen am beften bie gelegentlich veröffent- 
lichten Mittheilungen aus ihren Papieren, jo namentlich die jogenannten 
ſchwarzen Bücher, welche 1829 in Paris und 1855 in Dredben erfchienen. 
— An einer foftematifchen und ausführlichen Darftelung der ganzen Ein- 
richtung, ihrer Mittel und bes Aufwanbes für fie gebricht es bis jetzt noch. 
Ausführlich zwar, aber nicht fehr zuverläffig, find die Mittheilungen in 
Vidotq's Denfwürbigfeiten. 

4) Es beweift gar geringe flaatliche Einfiht, wenn bie Tageöpreffe fo 
häufig auf die Ertheilung von Amneftieen bei Gelegenheit irgend eines er- 
freulichen Ereigniffes in ber regierenden Familie hinzuwirken ſucht. Richtige 
Staatsweisheit ift, die geſammte Nechtäpflege in allen ihren Beziehungen 
von ben perfönlichen Gefühlen und Intereffen des StaatZoberhauptes ferne 
zu halten. Und überhaupt, was bat bie Frage, ob eine gerichtlich erfannte 
Strafe gemilbert werben .Fürme, gemein mit einer Hochzeit ober einer Kind⸗ 
taufe ? 
5) Die gewöhnlich von ber Staatsfunft, unb zwar im Leben fowohl 
als in ber Wiflenfchaft gänzlich vernadhläfftgte Lehre von ben öffentlichen 
Belohnungen ift vortrefflich bearbeitet in 3. Bentham's Theorie des 
peines et des recompenses. — Eine hoͤchſt merfwürdige Erfcheinung, 
welche, wenn fie einft verſchwunden ift, kaum begreiflich fein bürfte, ift die 
faft in ſämmtlichen europäifchen Staaten feit dem Beginne bed 19. Jahr: 
hunderts eingetretene Außartung bed Ordensweſens. Es findet bier eine 
Bermengung von Auszeichnung wirklicher Verdienſte, &ußerlicher Andeutung 
hoben Standes, wunderlicher gegenjeitiger Höflichkeit, endlich berechnender 
Sparſamkeit bei Gaftgefchenten ſtatt. Daß es fi babei Nur bon einer 
einen Zierrath und einem Stückchen feibenen Bandes hanbelt, ändert nichts 
an ber Sache. Wenn und fo lange bie europäifche Sitte diefe an ſich fa 
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wertblofen Gegenflände wirflih als eine Staatäbelohnung anerkennt, if 
es feine gute Politik, ein an fich fo mwohlfeile® und auch in anberen Be: 
ziehungen, 3. B. durch bie leicht anzubringenden Abflufungen, ganz taug⸗ 
liches Belohnungsmittel burch übermäßige und unlogifche Anwendung alle 
mäblig wertblo zu machen. 


$ 97. 
e. Sicherſtellung ber Unterthanenrechte. 


Selbſt die genaueſte geſetzliche Feſtſtellung der den Unter⸗ 
thanen zukommenden Rechte ſchützt dieſelben noch keineswegs 
gegen die Gefahr einer Verletzung durch die Regierung 
ſelbſt. Es vereinigt ſich vielmehr eine Reihe von Umſtänden 
zum Beftehen einer beftändigen Gefahr. Nicht felten ift dag 
Staat3oberhaupt bei firenger Einhaltung eines ſolchen Rechtes in 
einem von ihm für nützlich erachteten Plane gehemmt. In ans 
deren Fällen ift gemeinjchädlicher Mißbrauch eines Rechtes 
durch den Beſitzer nicht in Abrede zu ziehen. Sodann mag 
dad Staatönberhaupt bei Verfolgung felbftiicher Neigungen 
und Leidenfchaften, überhaupt bei verwerflichem Gebrauche 
feiner Macht auf folche Nechte ftoßen. Endlich und haupt⸗ 
fächlich Liegt in jeder Macht ein Reiz, fte möglichft auszudeh— 
nen und entgegenjtehende Schranken niederzumerfen. Allerdings 
find in jeden irgend geordneten Staaten Recht: und Beichwerbes 
mittel angeordnet, welche auch gegen bie einen Unterthanen 
verletzende Staatsgewalt angewendet werben mögen. Allem 
nicht nur ift die Nothwenbigkeit, Zuflucht zu derſelben nehmen 
zu müflen, immer hart und eine Duelle von Störungen und 
Unkoſten; jondern es reichen auch gegen fo mächtige Verlegung: 
urjachen die gewöhnliche Befugniße zu Beſchwerden keineswegs 
immer aus. Alles aber fogleich auf das gefähliche Hecht des 
blos verfaffungsmäßigen Gehorfams , alfo ſchließlich auf offenen 
Miverftand gegen bie ungejetlich handelnde Regierung, zu jtellen, 
wäre eben fo unflug als für den Staat verderblich. Es betarf 
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alfo eigener, zum Schuße dieſer Mechte gegenüber von ber 
Negierung augbrüdlich berechneter Einrichtungen; dies aber in 
jeder Art von Staat, die Volksherrſchaften am wenigjten aus⸗ 
genommen. 

Die zahlreichen Vorkehrungen, welche Gefchichte und 
Staatskunde kennen lehren, laſſen ſich unter brei Gefichtöpunfte 
bringen: fittliche und religiöfe Einwirkungen auf den Willen 
des Staatöoberhauptes; Theilnahme an gewiffen, bejonbers 
gefährlichen Regierungshandlungen von Seiten Solcher, welche 
bei der Bertheidigung der Bürgerrechte ein Intereſſe haben; 
Strafvortehrungen gegen die Verletzenden oder ihre Gehülfen. 

1. Sittlich-religiöſe Einwirkungen laflen ſich 
in doppelter Weiſe verfuchen. Einmal, indem den betreffenden 
Gejegen eine befondere Heiligkeit beigelegt wird, namentlich 
durch Zurücführung derfelben auf göttliche Gebote und reli⸗ 
giöfe Dogmen. Zweiten? durch Anordnung feierlicher Eides⸗ 
leiftungen bed Staatsoberhauptes, ſei es beim Regierungsantritte 
jet e8 bei andern Gelegenheiten. Das erjte Mittel ijt aller: 
dings nicht für alle Staatgattungen gleich geeignet, namentlich 
paßt es für die trockene und felbftiiche Rechtsgrundlage des 
Patrimonialſtaates und für die nüchterne Verſtandesauffaſſung 
im Rechtöftante wenig; doch iſt eine vollftändige Unanwend⸗ 
barfeit, wenigſtens bei einzelnen Gefegen und Einrichtungen, 
auch bier nicht zu behaupten. Eine Eidesleiſtung dagegen iſt 
überall anwendbar. — Es wäre jedoch unflug, fich allzuviel 
auf dad eine und auf bad andere zu verlafien. Die Gefchichte 
zeigt und die Kenntniß des Menjchen erklärt, daß ſolche Ver- 
jprechen oder heilige Vorfchriften keinen unbebingten Schuß 
gegen Mißbrauch der Negierungewalt gewähren. Leidenſchaft, 
Leichtſinn, Rohheit und Selbittäufchung gehen darüber weg. 
Es muß aljo nad) Kräftigerem Umſchau gehalten werben. 

"2. Die ſchützende Theilnahbme der Unterthanen 
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an Regierunghandlungen beruht auf dem boppelten 
Gedanken, daß Niemand leicht feine Zuftimmung zur Verlekung 
bed eigenen Rechte geben werde; und daß bie meiften und 
wichtigften Rechtöverlegungen gerade bei beftimmten einzelnen 
Handlungen der Regierungen vor fich gehen. Wenn man fid 
babei aber, wenigſtens in der unendlichen Mehrzahl der Fäͤlle, 
mit einer Theilmahme nur Einzelner begnügt und dieſen bie 
Vertheibigung auch der Rechte der Webrigen anvertraut, fo 
gefchieht dies, weil die Erlangung der Zuftimmung aller Staats: 
bürger eine viel zu weit außfehenve und fohwerfällige Maßregel 
wäre. — Auch bier ift ſicherlich der Gedanke an fich nicht 
unrichtig; doch ift auch, unmittelbar zunächlt, von Vollkom⸗ 
menbeit Feine Rede. Unläugbar hat die Sache infoferne große 
Bedenken, ala einer Seit? für einen in allen nöthigen Fällen 
eintretenden Schub wegen Mangel? an Einfiht, an Willen 
oder an Muth der Berufenen nicht eingeftanden werben Tann, 
und doch anderer Seit? nothwenbig ein Dualismus zwifchen 
Regierung und Volk entfteht, welcher zu großen Hinderniffen 
und Zwiſtigkeiten führen mag. Jedenfalls alſo muß nach ber 
Auffindung folcher Vorkehrungen geftrebt werben, welche bie 
Handhabung des Schutes wirklich wahricheinlich machen, und 
bie doch die Staatsgewalt nicht in ihrem MWejen befchäbigen ?). 
Hierzu ift denn aber nach Erfahrung und Nachdenken, notbe 
wendig: 

daß die Auswahl der Namens ber Geſammtheit Zuſtim⸗ 
menden auf eine Weife getroffen werde, welche dad Vorhan⸗ 
denfein der nöthigen geiftigen Eigenſchaften mit großer 
MWahricheinlichkeit erwarten laͤßt; 

das die Verhinderung ber Regierung im Unrechtthun auf 
bie nothwendigen und nützlichen Fälle beichränft und 
namentlich nicht fo weit auögebehnt werde, daß ber Staat in 
Srfüllung feiner Rechte und Pflichten gehindert wäre ; 
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bag die Staatsgewalt nicht zerjplittert werde in 
mehrere von einander ganz unabhängige Gewalten, die ein- 
ander gegenüberjtehen und den Staat inmerlich zerreiken; 
endlich 

baß für Fälle einer fchleunig nothwendigen Re 
gierungshandlung die nothwendigen Ausnahmen von den ge- 
wöhnlichen langſamen Rechtsbeſchränkungen gemacht jeien. 

"Die nähere Ausführung des Gedankens unter Einhaltung 
diefer Verbindungen ift nun aber auf verfchiebene Weife mög- 
lich; natürlich mit Abftufungen des Erfolges. 

a. So wie die NRegierungsgewalt einem Manne übertragen 
it, kann auch die Vetretung der Volksrechte einem Ein: 
zelnen (ober ganz wenigen Einzelnen) anvertraut fein. 
Ein folcher muß dann bei beitimmten Handlungen ber 
Staatsgewalt beigezogen werben, fo daß fie nur mit feiner 
Zuftimmung rechtliche Gültigkeit erhalten; es mag ihm 
ferner das Recht eingeräumt fein zur Befeitigung bereits 
gejchehener Verletzungen mit Belchwerben und Klagen 
aufzutreten. Zu feiner eigenen Sicherftellung iſt ihm eine 
Unverleglichfeit und Unverantwortlichfeit wegen Amts⸗ 
handlungen zuzuſichern; eine von Seit zu Zeit eintretenve 
neue Wahl aber mag Eifer und MWebereinftimmung mit 
der Volksrichtung erhalten. — Die Wirkfamkeit der Ein: 
richtung ift wohl an ſich unzweifelhaft, aber ſie beruht 
lediglich auf der Perfönlichkeit, und iſt injoferne keines⸗ 
wegs gefichert. Ebenjo ift einem Chrgeizigen ober von 
gehäffigen Leidenſchaften Getriebenen große Macht gegeben 
zur Begehung von Unfug und zu gefährlicher Lähmung 
der Staatögewalt. Die ganze Einrichtung ift alfo, wenn 
auch nicht unbedingt verwerflich, jo doch jedenfallß großen 
Zweifeln blosgeſtellt ?). 

b. Gebt man von der Anſicht aus, daß die Intereſſen und 
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Rechte der Bürger wejentlich beftimmt ſeien durch ihre 
gejellfchaftliche Stellung, ſodann daß jeber die ihn zunächft 
berührenden Berhältniffe am genaueften kenne und am 
beften vertheidige, endlich daR das allgemeine Wohl aus 
ber Befriedigung der Ansprüche aller Einzelnen beitche: 
fo folgt von felbft der Gedanke, zunächft jede einzelne 
Klaſſe der Untertbanen zur Xertheibigung ihrer 
befonderen Rechte zu berufen, und nur etwa das ganz 
Allgemeine mit den Vertretern Aller zu verhandeln. — 
Auch bier ift guter Erfolg zu erwarten, und namentlich 
nicht zu fürchten, daß Kleinere gejellichaftliche und ftantliche 
Kreife unter der Unbefümmertheit oder Abneigung ber 
Mehrzahl zu leiden haben. Sobann hat dieſe Einrichtung 
den Vortheil, daß bie Wahl der zur Vertheibigung ihrer 
Genoffen Berufenen mit genauerer Kenntniß der Perjon 
und mit leichterer Beurtheilung der Befähigung gejchieht. 
Allein die Einrichtung bat auch ihre Schattenfeiten. Die 
Verhandlung und Webereinfunft mit fo verfchtedenartigen 
und vielleicht zahlreichen Berechtigten ift nothwendig ſchwer⸗ 
fällig; häufig wirb eine übereinftimmenbe Anfchauung ber 
verichiebenen Vertretungen nicht zu bewirken fein, dadurch 
aber Ungleichheit in den ftant2bürgerlichen Verhältniffen 
entitehen oder Nothwendiged ganz unterbleiben müflen; 
vor Allem aber kann der einheitliche Gedanke des Staates 
barunter leiden, wenn die Bürger in ber Vertretung ihrer 
beionderen Angelegenheiten ausſchließlich ftedten bleiben und 
dann vieleicht gerade in den wichtigften Angelegenheiten 
ih nicht als Gefammtheit fühlen und nicht als folche 
handeln ?), 

. Theil die ſoeben angebeuteten Erwägungen, theild dag 
der neuzeitigen Geftttigung entfpringende Gefühl der Gleich⸗ 
heit Aller vor dem Geſetze hat denn endlich zu der Auf: 
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fafjung geführt, nach welcher die Sefammtheit ber 

Unterthanen ihre gemeinichaftlichen Rechte gegenüber 

von ber Negierung durch Bevollmächtigte aus ihrer Mitte 

vertritt. Hier fteht denn dad gemeine Recht in erfter 

Linie und Verletzungen einzelner Nechtszuftände find haupt: 

Sählih nur infoferne Gegenftand ver Beſchwerde, als 

auch fie gegen die allgemeine Aufgabe des Staates gehen. 

Die Wahl der Vertreter gejchieht von der ganzen Menge, 

welche nur etwa, zur Erleichterung der Sache, nad) Be: 

zirfen und gleichen Volkszahlen abgetheilt if. Wenn die 
vertretende Verſammlung deſſen ungeachtet oft in mehrere 

Adtheilungen zerfällt, jo gefchieht died nicht zur beſondern 

Vertheidigung verjchiebener Rechtskreiſe, jondern zur Ver: 

hütung von Webereilung und zur Gewinnung einer ge 

mäßigteren und umfichtigeren Berathung. 

Bon’ diefen verfchiedenen Mitteln zur ſchuͤtzenden Theil⸗ 
nahme der Unterthanen an Regierungshandlungen ift denn aber 
nicht in jeder Staatdart gleichmäßiger Gebrauh zu machen. 
Die Beltellung eines einzelnen Volkstribuns ift an fich ſowohl 
in Monarchieen als in Ariftofratieen anwendbar; und wenn 
fie auch Hauptfächlich im klaſſiſchen Staate üblih war, fo iſt 
fie doch an und für fich keineswegs unmöglich auch im Nechts⸗ 
ftante der Neuzeit. Die Vertretung der einzelnen Stänbe paßt 
zunächſt für den hausherrlichen Staat, in welchem fie auch 
geſchichtlich entſtand; allein wenn ver Organismus der Gefell: 
haft im meugeitigen Nechtöftante wieder mehr Beachtung ge⸗ 
funden haben wird, dann kann, allerdings mit jehr wefentlichen 
Veränderungen, diefe Form der Vertretung auch itzt wieder 
Verwendung finden. Zunächſt jedoch ift die aus der Ge: 
ſammtheit hervorgehende Vertretung der Auffafjung ber jeßigen 
Zeit am meiften angemeffen; und zwar wird fie nicht blos in 
Fürftenthümern, fondern auch in Volksherrſchaften gegenüber 
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von ber ebenfalls gewählten Obrigfeit angewendet. Daß dagegen 
nicht nur in einer Defpotie, fondern auch in einer abfoluten 
Monarchie Leine diefer Anftalten zur Beichräntung des Staats: 
oberhaupted jtattfinden kann, Liegt ſchon im Begriffe folcher 
Staaten. Ebenſo iſt einleuchtend, daß Unterthanen-Rritit mit 
bem göttlichen Gebote in der Theokratie, auch wenn e8 durch 
Menfchenmund vermittelt wird, nicht wohl verträglich, für den 
Gläubigen freilich auch nicht nöthig ift. In der reinen Volks⸗ 
herrichaft endlich hat das Volt zwar wohl feine eigenen Lei- 
denſchaften nicht aber ein formelle Unrecht zu fürchten, und 
bedarf alfo auch keines Schutzes dagegen. 

3. Wie in allen menjchlichen Verhältniffen, jo mag auch 
binfichtlich der Wahrung ber ſtaatsbürgerlichen Nechte ein richtig 
berechneted Syftem von Strafen gute Wirkung thun. Daß 
es jedoch, außer einer entfprechenden Abſtufung der Strafübel, 
vorzugsweiſe eined einfichtöuollen und unerjchrodenen Klägers 
und eines felbftftändigen und mit der gehörigen Macht ausge⸗ 
rüfteten Richter bedarf, iſt nicht erft zu erweifen; leider ift 
namentlih die legtere Forderung in einer Anwendung auf 
ungefegliche Regierungshandlungen ſehr fehwer zu erfüllen. — 
Hinfichtlic des Klägers fteht vor Allem feit, daß nicht jedem 
Einzelnen aus dem Volke eine alsbald gerichtlich weiter zu 
verfolgende Klage zuftehen kann. Eine ſolche Ausbehnung des 
Klagerechtes fünnte zum ſchreiendſten Mißbrauche führen und 
die Bekleidung höherer Stantsämter ganz unmöglich machen, 
da auch der tüchtigfte und rechtlichite Mann aus fchlechten 
Gründen aller Art mit unerträglichem Zeitverlufte und Verbruffe 
überfchüttet werben Könnte. Die angebliche Befchwerbe des Ein- 
zelnen muß erft von einer dazu beitimmten Behörde geprüft 
und von berjelben aufgenommen fein, wenn fie Wirkung haben 
fol. Diefe Behörde mag denn nun aber eigens bazu bejtimmt 


fein, ober Tann bie zur Vertheibigung der Volorechte ſonſt 
v. Nohl, Encnclopäbie. 
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ſchon beftehende Verſammlung oder Perſon auch dieſes Recht 
erhalten. — Um einen Richter zu finden, welcher Rechtskennt⸗ 
niß, ſtaatliche Einſicht, Unabhängigkeit und eine Eindruck 
machende Stellung mit einander verbinde, ſind der Verſuche 
ſchon gar manche gemacht worden, ohne daß auch nur einer 
derſelben vor gegründeten Einwendungen geſichert wäre. Ein 
Oberhaus z. B., wo ein ſolches beſteht, iſt nicht unbefangen 
und nicht unbetheiligt genug; ein gewoͤhnlicher oberſter Gerichts⸗ 
hof bietet keine Sicherheit ſtaatlicher Einſicht; ein eigens für 
ſolche Anklagen zuſammengeſetzter Staatsgerichtshof wird leicht 
bei ſchwierigen Principienfragen in ſeine verſchiedenartigen 
Beſtandtheile zerfallen anſtatt dieſelben zu einem Ganzen zu 
verſchmelzen; rechtsgelehrte Richter ſind zu formell, Geſchworene 
leicht bewegt durch die augenblickliche Stroͤmung ber Öffentlichen 
Meinung. Hier bat man ſich denn mit dem am wenigften 
Unvolltommenen zufrieden zu Stellen. Dies ift denn aber wohl 
entweber, fall eine ſolche beiteht, eine zahlreiche Pairskammer 
mit einem Zufate hochgeftellter Rechtsgelehrter; oder ein eigens 
zufammengefester Staatsgerichtshof, welcher zu gleichen Theilen 
aus einer Anzahl von ber Regierung ernannter Mitglieder, 
gleichvielen durch eine mittelbare oder unmittelbare Volkswahl 
Bezeichneten, endlich aus einem britten, ſei es durch gemein- 
jchaftliche Wahl fei e8 durch Roos oder dergl. zur Ausgleichung 
und Verbindung beigefügten, Elemente beftünde. — Als An: 
geflagter aber muß Jeder belangt werben fönnen, welcher 
jelbftftändig die Negierungsgewalt zu Verletzungen der Vollö- 
vechte zu verwenden im Stande ift; in Monarchieen jeboch mit 
Ausnahme des Fürften ſelbſt, deſſen Antaftung den Schlußſtein 
bed ganzen Gebäudes herausreißen würbe, überdies ohne 
Zweifel ganz verzweifelte Angriffe auf das beftchende Recht 
hervorrufen koͤnnte. — Im UWebrigen mag die ganze Einrich⸗ 
tung jowohl mit einer fonjtigen Voflävertretung in Verbindung 
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gefett fein, oder aber für ſich allein beftehen. Im erftern 
Falle Hat das Vorhanbenfein anderer Bemühungen um bie 
Bertheidigung der Bürger Feine Straflofigkeit ſolcher Handlungen 
zur Folge, welche nicht verhindert werden konnten; nur darf 
natürlich eine Volksvertretung über folche Regierungshandlungen 
fpäter feine Klage führen, zu welchen fie früher felbit ihre 
Zuſtimmung gab ). 


1) Weber bie rechtlichen Verhältniſſe einer vollsvertretenden Verſamm⸗ 
lung |. das Nähere oben, F 32 und 48. 

2) Die römischen Volkstribunen, ber aragoniſche Justiza major, unb 
im Wefentlihen aud bie ſpartaniſchen Ephoren find Beifpiele von ber Be: 
trauung einzelner Männer mit ber Rechtävertretung gegenüber von ber Re: 
gierung. Weber ben Justiza major ſ. Breyer, G. W. F., De Justitia 
Aragonum. Jen., 1800; über bie fpartanifchen Ephoren: Wachs muth, 
Hellenifche Alterthumskunde, Bd. I, 1, & 222 fg; Schömann, An- 
tiquitates juris publici Graecorum, ©. 127 fg.; über das römifdhe Tri- 
bunal aber: Beder, W. A., Hanbbuch der röm. Altertbümer, Bb. II, 2, 
©. 244 fg.; Lange, 2., Römifhe Alterthümer, 3b. I, S. 592 fg. 

3) Nicht zu verwechſeln allerbings mit ber geihichtlih ebenſo falfchen 
als politifch verkehrten Galvanifirung längft abgeftorbener Stände und ihrer 
Vertreter ift die Auffaffung ber Vollsrechte vom geſellſchaftlichen Stanb: 
punkte. Während jene Vertretungsart der Vergangenheit gehört, iſt biefe 
möglicherweife die Form ber Zukunft, wenn es gelingt, bie Vertretungen 
der einzelnen gejehfchaftlichen Kreife zu einem das ganze Boll unb ben 
ganzen Staat umfaflenden Ganzen zu verbinben, welchem bie Beforgung ber 
vor Allen gleichmäßig wichtigen Angelegenheiten obliegt. Näheres über biefen 
Gedanken f. in ber Abhandlung: Das Nepräfentativfyftem, feine Mängel 
und bie Heilmittel, (in ber D. Viertelj.:Schrift, 1862, Nr. 3,) und 
Winter, A., Die Vollövertretung in Deutfchlands Zukunft. Gött., 1852. 

4) Ueber daB ganze Syſtem ber Anflagen, namentlid) aber über die 
verfchiebenen Möglichkeiten ber Zufammenfegung eines Staatsgerichtshofes, 
j. meine Berantwortlichkeit der Minifter in Einherrfchaften mit Volls⸗ 
vertretung. Tüb., 1837. gl. auch Laboulaye, E., Essai s. 1. lois 
criminelles des Romains conc. la responsabilit€ des magistrats. Par., 
1845. 
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2. Berwaltungspolitik. 


6 98. 
a. Die Hauptſyſteme der Berwaltung. 


Welcherlei Aufgaben immer ein Staat fich vorjeße, fo 
muß die Einrichtung feiner Verwaltung für gehörigen Vollzug 
der Befehle, für Vertheilung der Gefchäfte nach einem ver- 
ftändigen Plane, endlich für Tauglichkeit der einzelnen Behörden 
zur Beforgung ihrer Aufgaben jorgen. Zu diefem Zwecke ift 
dern eine Verftändigung über die verfhiedenen Haupt: 
ſyſteme des Verwaltungsorganismus nothwenbig. 

Es ſind aber in dieſer Beziehung dreierlei Verhältniſſe 
zu unterſuchen; die Gliederung der einzelnen Behörden und 
ihre Zujammenfügung zu einem mit dem Staatdumfange zu: 
fammenfallenden Ganzen ; bie den einzelnen Behörden zu gebenbe 
innere Einrichtung ; die perfönlichen Beziehungen ber Staats: 
beamten zum Staate. 

1. Der Behoördenorganismus eines Staates kann 
verftändigerweile nach einem boppelten Grundgedanken geordnet 
fein. — Entweder nämlich wirb die ganze vom Staate zu be- 
forgende Gejchäftenmaffe nad, logiſchen Regeln und alſo mit 
Hinficht auf ihren Gegenftand vertheilt, und jeder Abtheilung 
bie den Bebürfniffen entiprechende Art und Anzahl von Behör: 
den angewiefen. Dies ift das fogenannte Realiyftem, wohl 
beffer ala Logifches bezeichnet. — Ober aber wird jebem 
einzelnen Theile des jetigen Staates diejenige Verwaltunggein- 
rihtung erhalten, an welche er von Alter her gewöhnt ift, 
ohne Rückſicht darauf, ob eine Webereinftimmung mit bem 
Behördenorganigmug in anderen Provinzen ftattfindet. Nur 
diejenigen Staatsftellen und Einrichtungen, ohne deren Gleich- 
förmigkeit gar feine Einheit des Staates beitände, dieſer fich 
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vielmehr in mehrere unter bemfelben Oberhaupte ftehende Staa⸗ 
ten aufldfen würde, find in biefem Falle gemeinfchaftlich. Co 
denn namentlich die Verwaltung des Heeres, der ausmärtigen 
Angelegenheiten, vieleicht, jeboch nicht mit derſelben Nothwen- 
bigfeit, die oberfte Leitung der Finanzen, der Staatsrath, die 
Gefepgebungsbehörde. Diele auf die Erhaltung des Herkoͤmm⸗ 
lichen gerichtete Organifation wird Provinzialſyſtem ges 
nannt, wäre aber wohl bezeichnender als bie geſchichtliche 
unterjchieden 2). 

Bei dem Realfyjteme erjcheint das ganze Staatögebiet 
ald eine zufammengebörige Einheit, welche in allen ihren 
Theilen völlig gleichförmig mit denfelben Behörden und denfelden 
fachlichen und formellen Verwaltunggeinrichtungen verfehen ift. 
Zu dem Ende werben bie Gejhäfte vor Allem in einige große 
Maflen geſchieden, je nach ihrer inneren Verwandtichaft, alfo 
nach den Hauptihätigfeiten de3 Staates; und zwar bilvet bie 
logiſch richtigfte Eintheilung fünf Maffen, nämlicd) zwei für 
die Aufgaben im Innern: NRechtöpflege und Polizei; zwei für 
die Beforgung der auswärtigen Verhältniffe: die Diplomatie 
und dad Heerweſen; endlich noch die Herbeifchaffung ber fach: 
lichen Mittel für alle Zwecke des Staates, die Finanzen. In 
ſehr ausgebehnten Staaten, oder wo eine beftimmte Thätigkeit 
aus örtlichen oder zeitlichen Gründen vorzugsweiſe zu berück⸗ 
ftchtigen ift, mögen aber auch einzelne Theile dieſer großen, 
wesentlich verfchiedenen Maſſen vom Stamme außgejchieden 
und zu einer ben übrigen coorbinirten Hauptabtheilung er: 
hoben werden. So 3. B. die Marine neben bem Xandheere; 
bie Öffentlihen Bauten, die Förderung bed Handels und der 
Induſtrie neben dem Poltzeiminifterium ; eine eigene Verwaltung 
ber Domänen ausgeſchieden aus dem Staatshaushalie. — 
Wie viele ſolche Abtheilungen nun aber gebildet ſein mögen, 
immer ſteht über allen dieſen einzelnen Geſchäftszweigen das 
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Staatsoberhaupt mit gemeinjchaftlicher Oberaufficht und höchftem 
Befehle, fo daß alle Fäden bes gefammten Gewebes jchließ- 
lich in feiner Hand zufammenlaufen. Unmittelbar unter 
ihm befindet fih an der Spige einer jeden Hauptabtheilung 
(eined Departement? oder eines Miniſteriums) eine leitende 
Behörde. Diefer untergeorbnet find ſodann die zur Ausführung 
beftimmten Staatsſtellen, welche übrigeng wieder in verfchiebene 
Inſtanzen geordnet fein können, wobei ſich denn "immer bie 
Zahl der gleihartigen Behörden nad) Unten zu vergrößert, mit 
anderen Worten, der Umfang der Verwaltungäbezirfe immer 
verkleinert, je tiefer fie ftehen und mit je mehr Einzelheiten 
alſo fte zu thun haben. Da in den großen Hauptabtheilungen 
faft immer noch eine wefentliche Verſchiedenheit der ihnen zu- 
getheilten Gejchäfte ftattfindet, fo wird, in Verfolgung des 
Geſetzes der Arbeitätheilung, in den einzelnen Departements 
regelmäßig wieder eine Spaltung nach der näheren Verwandt: 
Ihaft vorgenommen, und es zerfällt alfo jedes derſelben wieder 
in eine größere oder Fleinere Anzahl von Dienftzweigen. So 
3. B. dad Departement der Finanzen in die Verwaltung der 
Staatögüter (vielleicht ſogar wieder der Foriten, der Bergwerke 
befonber?), der Steuern, des Bauweſens, der Kaffenverwaltung 
und der Rechnungsablage; das des Innern in die Abtheilungen 
für Mebicinalpolizei, für den Cultus, für Unterrichtäwefen, 
für Straßen- und Waſſerbau, für Gemeinbeangelegenheiten, 
u. f. w. Sowohl die äußere Einrichtung und die Art des 
Geſchäftsbetriebes, ala auch bie Zuweiſung eigener geographifcher 
Bezirke an bie untergeorbneten Stellen gejchieht auf möglicht 
gleichförmige Weife, und zwar nicht nur für die Unterabihei- 
lungen veffelben Departements, jondern auch für die Behörben 
der verfchievenen Hauptabtheilungen. — Auf diefe Weile ent- 
fteht ein ſyſtematiſch eingetheilte® und in allen feinen Theilen 
übereinftimmenbes Ganzes, welches ſich mit einer mehrjeitigen 
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in eine Spike zulaufenden Pyramide vergleichen läßt. Ein⸗ 
zeine Außnahmen von dem Syſteme Tönnen durch befonbere 
Berhältniffe geboten fein, kommen aber gegen bie regelmäßige 
Drbnung ded Ganzen nicht in Betracht. 

Ganz anders in einem Staate mit einer nach dem Pro- 
vinzialjyfteme eingerichteten Verwaltung. Hier wird weder 
auf eine Gleichfärmigkeit ber Art und ber Einrichtung der 
Behörden, noch auf eine gleiche Groͤße der geographifchen Ver⸗ 
waltung&bezirfe gejehen ; ſondern wie in einem Theile be 
Staates eine Einrichtung der Gefchäfte herkoͤmmlich iſt, wird 
fie ihm auch gelaffen. Die ganze Gejeßgebung der einzelnen 
Provinzen Tann eine verjchiedene fein, die Benennung und bie 
Zuftändigkeit der Behörden ungleich, die Zahl ber Inftanzen 
abweichend; und wenn je eine Uebereinftimmung oder Iogifche 
Abtheilung nach dem Geſetze der Arbeitötheilung ftattfindet, fo 
iſt dies zufällig, im Ergebniſſe nicht weſentlich und nicht durd; 
greifend. Bon einem ſyſtematiſchen Ganzen ift alfo Hier Feine 
Rede, fondern nur von gefchichtlicher Weberlieferung. 

Die Wahl unter diefen beiden Syſtemen ift nicht jo ganz 
leicht, ala dies bei den formellen theoretifchen Vorzügen des 
Realſyſtemes auf den erften Blick etwa fcheinen möchte. Aller: 
dings erleichtert da8 Realſyſtem die oberjte Leitung des Stantes 
durch feine Durchfichtigkeit und Gleichförmigleit; es ift aus 
benfelden Gründen für die Wirkfamkeit einer Volksvertretung 
dienlich; es verftärft durch die Uebereinſtimmung und Schnellig- 
feit der Ausführung die Kraft der Regierung; es vereinfacht 
bie Geſetzgebung; macht die Verwendung ber Beamten in allen 
Theilen ded Staates gleich möglich; erhöht endlich durch bie 
Allgemeinheit feiner Wirkungen das nationale Bewußtfein und 
bie Öffentliche Meinung: dagegen iſt es durch Vernichtung alter 
Gewohnheiten, wenigftend anfänglich, verletzend; trägt es ben 
örtlichen Bebürfniffen und den Eigenthümlichkeiten der verfchies 
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denen Volksſtaͤmme feine Rechnung, erbittert dieſe dadurch 
zunächſt und vernichtet fie allmälig; verallgemeinert es einen 
gemachten Mißgriff einer hoͤhern Behörde alsbald über das 
ganze Land; häuft es bei den oberften Stellen, namentlich bei 
den Minifterien jelbft, eine kaum bewältigbare Gefchäftenmenge 
an; und macht es dieſen eine nähere Kenntni ber Perſonen 
und einzelnen Fälle unmöglich. Eine jo eingerichtete Verwal⸗ 
tung ift eine gewaltige, leicht handbare und regelmäßig wirkende 
Macht, aber es ift große Gefahr, daß ſie in Formalismus 
und Mechanismus ausarte. Es gehört Geift dazu, fie zu 
organiliren ; allein fie kann ohne Geift und Herz weiter betrieben 
werben ). — Das Provinzialfyften hat nahezu die entgegen- 
gejegten Eigenfchaften. Anſtatt eine Nationalität zu fchaffen 
oder eine beftehende zu ftärfen, erhält fie kräftigen herkömm⸗ 
lihen Sinn und Stammeart; an der Stelle leichten und 
gleichförmigen Befehles gewährt fie Zufriedenheit durch ihre 
Berücdfichtigung des Gewohnten und durch genauere Belannt- 
haft auch der höheren Stellen mit den Bedürfniſſen des ein- 
zelnen Falles; anjtatt der Erleichterung ber Gefchäfte durch 
Iogifche Arbeitätheilung gibt fie Zweckmaͤßigkeit berjelben durch 
Örtliche Zutheilung; ein Fehler bleibt in Heinerem Kreiſe, aber 
auch ein Nutzen ift nur örtlich; ſie fördert Anhänglichleit an 
bad Beſtehende, aber Eeine bewußte Vaterlandsliebe. — Unter 
biefen Umftänden ift nun zwar wohl dag Realſyſtem in ver 
Mehrzahl der Fälle dag räthliche, allein in Staaten, beren 
Bevölferung aus weſentlich verfchtedenen Nationalitäten mit 
ungleichem Gefittigungsftandpunfte und alfo abweichenden Lebens⸗ 
anfichten und Bebürfnifien beiteht, oder da, wo ein Gebiet3- 
theil erjt kürzlich und nicht mit voller Zuftimmung deſſelben 
erworben worden ift, erjcheint die Beibehaltung einer provin- 
ziellen Verſchiedenheit der Verwaltung wenigftend zunächſt noch 
als das Richtige. 


649 


2. Die Beforgung jede Staatsgefchäftes kann, mit 
Ausnahme des wirklichen Hanbanlegend, einem einzelnen 
Beamten ober einer Mehrzahl übertragen fein?) Die 
durchfchnittfichen Folgen der beiden Beſetzungsarten find nach: 
folgende: 

a. Bei der Behandlung durch eine Mehrzahl (ein Collegium) 
it gewiß: eine größere Summe von Erfahrung; Wider: 
Ipruch gegen ercentrifche Anfichten und befondere Neigungen 
oder Abneigungen Einzelner; Erſchwerung von Beftechung ; 
aber auch größerer Zeitaufwand und Schwerfälligkeit. 
Wahrſcheinlich tft: umfichtigere Weberlegung; Ent: 
deckung von Nachläffigkeiten oder Fehlern im Schließen; 
aber auch geringere Theilnahme an der Aufgabe; weniger 
Thatkraft und Folgerichtigkeit; Zurückweiſung ungewöhn- 
fich geiftreicher Gedanken und gewagter Unternehmungen. 
Möglich endlich tft: allmaͤlige Gewinnung und feite 
Einhaltung von Erfahrungsfägen; dagegen auch geiftlofe 
Starrheit und träges Feithalten am Gewohnten. 

b. Bet der Webertragung eined Amtes an einen Einzelnen 
aber ift gewiß: große Zeiterfparniß, Teichtere Beweglich⸗ 
feit, das Gefühl bes Alleinſtehens mit heilfamen ober 
ſchädlichen Folgen je nach der Perfönlichkeit , großer Ein: 
fluß der Talente, Neigungen und Fehler eines Einzelnen 
auf den Erfolg der Gefchäfte, Teichtere Möglichkeit ber 
Einwirkung durch unerlaubte Mittel und von verſchiedener 
Seite; wahrſcheinlich: fühlbare Veränderung in ber 
Verwaltung bei einem Wechſel der Perfon oder mit dem 
Alter, perſoͤnliche Anhänglichkeit der Untergebenen an einen 
tüchtigen Mann, aber auch fchlechtere Beſorgung folcher 
Geſchaͤfte, welche der Eigenthümlichleit de Beamten nicht 
zufagen; möglich endlich eine vollftändige Vernachläffigung 
ber ganzen Aufgabe. 
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Da eine Verbindung beiver Syſteme zur Belorgung des⸗ 
ſelben Geſchäftskreiſes kaum ausführber tft, wenigftend gerabe 
für die hauptfächlichiten Gefchäfte das eine oder das andere 
gewählt werden muß: jo ift e8 wohl das Gerathenfte, nad 
der Art der wejentlichen Aufgaben ver Staatäftellen ihre Be⸗ 
feßung zu beftimmen. Wo e3 fich alfo von möglichit allfeitiger 
Erwägung, von der Benützung großer Erfahrung, von der 
Vermeidung von Kinfeitigfeiten und Wagniffen handelt, wirb 
bie betreffende Behörde collegialiich zu befeben fein. Wenn 
hingegen perjönliche Aufficht, raſches Handeln, unmittelbares 
Auftreten und Bezahlen mit ber eigenen Perſon Bebingung 
des Gelingen® ift, ift ein einzelner Beamter mehr an ber 
Stelle. Die Gefährlichkeit der Ichteren Einrichtung iſt ſodann 
burch beſonders forgfältige Auswahl und durch ftrenge Verant: 
vwoortlichkeit zu mildern. — Zu ber erften Art von Behörben 
gehören namentlich die Gerichte *), die oberjte berathende Behoͤrde, 
bie leitenden Stellen der technifchen Gefchäftäzweige; zu ben 
mit einzelnen Beamten zu befegenden aber die außübenden und 
ausführenden Behörden, alfo namentlich, etwa mit Ausnahme 
ber Gerichte, fämmtliche Behörden erſter Inſtanz. 

3. Bon durchgreifender Wichtigkeit ift endlich noch bie 
Art der Gewinnung der Beamten für ben öffentlichen 
Dienft *). Es find hier. an und für fich viererlei Möglichkeiten: 
unter allen Bürgern umgehender Reihendienft; Zwangsbezeich⸗ 
nung Einzelner; Gewinnung unentgeltlich dienender Freiwil⸗ 
liger; enblich Webertragung an bezahlte, zwar freiwillig fich 
meldendbe, aber nur unter gewiſſen Bebingungen angenommene 
Bewerber. Die durchfchnittliche Tüchtigkeit der auf dieſe ver: 
ſchiedene Weile Gewonnenen tft eine fehr verfchtebene. — Wenn 
bei einem Neihendienfte etwa auch die Alleruntauglichiten aus⸗ 
gefchloffen werden, fo kann doch bier nur auf das gemöhnlichfte 
Maß der geiftigen Fähigkeiten und auf ganz elementare Bil- 
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dung gerechnet werden, und muß fehr häufig mit den Berfonen 
gemechjelt werden, wenn bie Anftalt nicht ihren Charakter ver- 
lieren ſoll; dagegen ift allerdings die Zahl der zu Verwendenden 
fehr groß, der Aufwand für den Staat unbedeutend, wenn 
überhaupt einer nöthig ift, emblich möglicherweiſe allgemeiner 
Eifer, 9). — Bei der Zwangsaushebung hat man die Wahl 
unter den Tauglichiten, und es fann auch der Zahl nach nicht 
leicht fehlen; aber diefe Art der Hebertragung ber Öffentlichen 
Gefchäfte ift eime große Härte gegen die Betroffenen, welche 
ihrer eigenen Lebensbeſtimmung entzogen werden. Anf guten 
Willen kann jomit keineswegs immer gerechnet werden. Auch 
ift ein zeitweifer Wechjel nothiwendig zur Vermeidung allzu 
großer Unbilligfeit, damit aber immer neue Anlernung Unge- 
übter und anfänglih mangelhafte Beforgung durch biefelben 
untrennbar verbunden ”), — Solche Männer, welche fich frei- 
willig amerbieten dem Staate unentgeltliche Dienfte zu leiften, 
haben die Vermuthung eines höheren Pflichtgefühles, entſchie⸗ 
denen Eifers und entfprechender Kenntniſſe für fi; ihr Aner⸗ 
bieten gibt dem Staate die Möglichkeit bedeutender Erſparniſſe; 
das fittliche und ftaatliche Anſehen folcher Beamten bei dem 
Volke wird bebeutend fein. Auf der andern Seite ift weder. 
zu erwarten, daß ſolche Freiwillige überhaupt unangenehme, 
untergeorbnete und mechanifche Gefchäfte übernehmen, noch daß 
fte ihre ganze Zeit dem Öffentlichen Dienjte zu widmen gebenfen. 
Mit ftrengen Formen und großer Verantwortlichleit würde man 
fte ganz vericheuchen. Es muß alfo entweber häufiger Wechjel 
oder eine große Anzahl gleichzeitiger Beſetzungen ftattfinden, 
und wird überhaupt nur bei einflufreicheren unb zu gleicher 
Zeit Leichter zu führenden Aemtern von jolchen Freiwilligen 
die Rede fein. Daß aber überhaupt nur bei einem reichen und 
mit feinen öffentlichen Zuſtaͤnden zufriedenen Volke bie ganze 
Einrichtung denkbar ift, bedarf nicht erft bed Beweiſes ). — 
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Bei freiwilligen aber um Bezahlung dienenden Bewerbern wirb 
ed, wenn nur die Gehalte entfprechend find, nicht leicht an 
Auswahl fehlen; der Staat kann jede ihm nothwendig fcheinende 
Bedingung der Befähigung aufftellen nnd ihre Einhaltung 
ftrenge fordern, namentlich vollftändige theoretifche oder praf- 
tifche Vorbereitung ; der innere Dienft mag lediglich nach Rück⸗ 
fichten der Zweckmäßigkeit und nicht nach den Wünjchen ber 
Dienftleiftenden eingerichtet werben; es bilbet fich eine große 
Gewanbtheit im formellen Gejchäftöbetriebe, ſowie vollftändige 
Gefchäftzfenntnig und reiche Erfahrung bei Tebenglängficher 
Uebung aus; endlich entiteht aus den Beamten, welche bie 
Beiorgung der öffentlichen Gefchäfte zu ihrer Lebensbeftimmung 
gemacht haben, eine eigene Klaſſe ver Gefellichaft, vie jich feft 
an bie Regierung anfchließt und von biefer mit Leichtigkeit 
nach den verfchievenen Bebürfniffen verwendet wird. Dagegen 
ift freilich anderer Seit? diefe Einrichtung theuer; die Arbeit 
nicht felten bie von Miethlingen; die Gejammthelt der Beamten 
den Bebürfniffen und Anfichten des Volkes mehr oder weniger 
entrüdt. 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß von diefen vier verſchie⸗ 
denen Arten der Aemterbeſetzung nur die Anwerbung bezahlter 
Freiwilliger vollftändig durch alle Theile des Staatsdienſtes 
durchgeführt werden kann, da ſich bei der großen Verſchieden⸗ 
heit‘ der menfchlichen Neigungen, Kräfte und äußeren Verhält- 
niffe erfahrungsgemäß für alle Arten von Gefchäften Bewerber 
finden. Dagegen Tann von einem Reihendienſte nur zur Be: 
fergung von ganz einfachen und durch jeden gefunden Menfchen 
jogleih zu beſorgenden Gefchäften die Rede fein; bei einem 
Syfteme des Zwanges nur von folchen Dienften, deren Bes 
jorgung im Nothfalle mit Gewalt erzwungen werben mag, und 
deren Einübung nicht allzu lange Zeit in Anſpruch nimmt; 
bereit? erörtert aber ift, welcherlet Gejchäfte allein für unent- 
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geltfich dienende Freiwillige taugen. Daher tft es denn wohl 
das Richtige: jo viele oder wenige Gefchäfte, als fich irgend 
im concreten Staate bazu eignen, durch Neihebienft beforgen 
zu laſſen; Freiwillige zu verwenden, wenn bie wirthfchaftlichen 
und ftantlichen Verhältniffe des Landes es überhaupt möglich 
machen, und foweit ſolche Beamte verwendbar find; den Reſt 
aber mit bezahlten Bewerbern zu bejegen. Eine Zwangsüber⸗ 
tragung muß dagegen vermieden werben, foweit ed nur immer 
möglich ift. Freilich hat die Aufftellung ungeheurer Heere dieje 
drückende Laft unvermeidlich gemacht, theils ber unerſchwing⸗ 
lichen Koften einer Anmerbung wegen, theild zur regelmäßigen 
Gewinnung der Mannjchaftszahl. 

Die Verfchiedenheit der Staatsform ift nur von geringer 
Bedeutung in der Lehre von der allgemeinen Organifation der 
Verwaltung. Welcherlei letzte Zwecke der Staat auch zu verfolgen 
haben mag, immer müfjen bie vorfommenden Gefchäfte gut beforgt 
werben ; und immer ift die von der Erfüllung derjelben Bedingung 
abhängig. Es find daher, außer den im Vorftehenven bereits 
eingeflochtenen, nur wenige Bemerkungen in diefer Beziehung 
zu machen. Wenn eine Staatdart eine befonders ſtracke Voll 
ziehung der ertheilten Befehle und eine jehr fühlbare Gegenwart 
der Staatsgewalt verlangt, fo find Einzelnbeamte befjer an ber 
Stelle, als Collegien. Eine Defpotie 3. B. läßt gar feine 
andere Einrichtung zu. Wo ed fich dagegen von Mäßigung 
ber Gewalt handelt, wirb ber bebächtigere Gang einer Geſchaͤfts⸗ 
beforgung durch eine Mehrzahl gute Dienfte leiften. Deshalb 
ift diefe Einrichtung namentlich in ber abfoluten Monarchie 
des Rechtsſtaates anzurathen, damit fie sucht in Gewaltherr⸗ 
Schaft ausarte. Je zahfreichere und verwickeltere Zwecke ein 
Staat zu erjtreben hat, deſto nöthiger tft eine logiſche Ab- 
theilung derfelben, während zur Noth biefelbe Behörde mehrere 
einfachere Aufgaben verfchiedener Art beforgen Tann. Daher 
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denn das Realſyſtem in dem Staate der Neuzeit entftanden ift, 
während ber Patrimonialftaat mit weit geringerer Spaltung 
und Zahl der Stellen beftchen mochte. Freiwillige Dienft- 
leiftungen endlich fegen einen Staat voraus, im welchem jich 
Vaterlandsliebe, Zufriedenheit und freie Bewegung entfalten 
kann; vergeblih wird man alſo in ſtrengen Einherrichaften auf 
fie rechnen; und in Theofraticen ift ein Anerbieten Freiwilliger 
zur Ausführung der Gebote wohl kaum vereinbar mit dem 
Verhältniffe de3 Menfchen zu der Gottheit. 


1) Ueber ben Begriff und bie verfchiebenen Gigenfchaften des Real- 
und bes Provinzialfyftemes ſ. vorzugsweiſe Malchus, C. A. von, Politik 
der inneren Staatöverwaltung. Heibelb., 1823, Bd. L Tas Realſyſtem 
if übrigens eine verhältnigmäßig ganz neue Einrichtung. Sieht man ab 
von den allerdings, aber faft bewußtlos, gleichförmigen Ginrichtungen 
einiger Kolonieen unb der aus ſolchen entitandenen Staaten, jo war Frank⸗ 
reich ber erfte Staat, welcher ein logiſch gebildete Verwaltungsſyſtem er- 
hielt. Die verfaffunggebende Berfammlung legte den ®rund, md unter 
bem Conſulate wurbe das Syſtem zur formellen Bolllommenheit gebracht. 
Diefed Beifpiel haben aber ist faft alle andern europäiſchen Staaten 
almälig nachgeahmt; zulegt auch Oeſterreich, welches freilih bie An- 
wendbarfeit einer folden Gleichförmigfeit auf feine verfchiebenen Be: 
völferungen und Berbältnifle erſt noch zu erweilen bat. Nur England, 
welches auch in feiner Berwaltung bad Geichichtlihe nah Möglichkeit er- 
bält, mag noch als ein lebendes Beifpiel von Provinzialverwaltung ange 
führt werben. 

2) Eine ausführlie Erörterung über bie Folgen bes Realiyitemes, 
namentlich aber über die daraus, wo nicht mit Nothwendigkeit fo boch fehr 
leicht, entipringende Uebertreibung der Leitung aller @eicdhäfte aus bem 
Mittelpunfte und durch die oberften Behörden, (Centralifation), ſ. im 
meiner Gefhichte und Literatur der St.:W., Bb. HI, ©. 197 fg. — 
Geiſtreiche Belämpfungen des lebten, in Frankreich gar fehr zu Tage ge 
tretenen, Uebels haben geliefert: Raudot, De la decadence de la 
France. éd. 2, Par., 1850; Derf., De la grandeur possible de la 
France. Par., 1850; Richard, F., De l’administration interieure 
de la France. I. IL., Par., 1851. 

3) Die verfchievenen Eigenfchaften des Gollegial: und des Bureau: 
ſyſtemes ſ. bei Malchus a. a. O., %. DI, S. 1 u fg; num iſt zu be 
merken, daß dieſer Staatsmann dem Einzel-Syſteme in größerer Aus- 
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behnung zugethan ift, als gerechtfertigt werben Kann. Die feltene Behand⸗ 
lung einer fo wichtigen Frage ift ebenfo ſehr zu tabeln als zu beflagen. 

4) Unter den von den feftländifchen Anfichten ganz abweichenden Ein: 
richtungen Englands ift faum eine merfwürbdiger, als baß bier auf eine 
zahlreiche Beſetzung ber Gerichte gar Fein Gewicht gelegt wird, vielmehr 
ber größte Theil derfelben, und darunter die widhtigften, nur mit einem 
einzigen Richter befett find. So ift ber Lordkanzler, find bie Vicekanzler, 
die Richter bei den Alfifen, ber Admiralitätrichter u. f. w. Einzelrichter. 
Man ſucht hier die Sicherftellung einer tüchtigen Mechtspflege durch die Ge 
winnung ber erfien Männer bed ganzen Standes ber Rechtsgelehrten zu 
bewerfftelligen,, und ftellt daher diefe nah Rang, Anfehen und Einfommen 
ſehr hoch, damit aber möglihft über Verfuchung und Unterwürfigkeit ; dag 
Vebrige wird fobann bem Pflichtgefühle und ber Oeffentlichkeit überlaflen. 
Nichts ift ungewiffer, ala ob dieſes kecke Syſtem zurückſtehe gegen unfere 
Auffaffung, welche die Sicherung gegen Unfähigkeit und Verberbniß in col- 
legialifcher Beſetzung fucht, bei welcher man benn aber natürlich ſowohl zu 
fleiner Bezahlung als zu Annahme von Mittelmäßigkeiten genöthigt ifl. 

5) Bl. oben, ©. 253 fg. 

6) Die Reihenfolge ift in unferm neuzeitigen Staate faft ganz ver: 
ſchwunden. Wohl mit Unrecht; vorausgeſetzt, daß ſolche Tienftleiftung auf 
bie rechte Art von Verwendung beſchränkt if. Die Nöthigung ber Bürger 
zum Geſchwornen⸗Dienſte beweift, daß ein ber Bffentlihen Meinung unb 
den Sntereffen bes Einzelnen entſprechender Auftrag vortrefflich beforgt 
werben kann. Se hoher die ftaatlide Bildung eines Volkes ſteht und je 
mehr es durch Erfahrung zu bem Bemußtfein kommt, daß die Negierung 
ba8 allgemeine Beſte will und auch wirklich leidlich zuwege bringt, befto 
mehr unb befto höhere Geſchäfte kann man dem Bürger reihenweije über: 
tragen; freilich findet auch das Umgekehrte in gegentbeiligen Verhältniſſen 
ftatt. 

7) Die merkwürdigſten Beifpiele von Zwangspflicht, nämlich Nöthigung 
zu höheren Aemtern, geben England unb Hamburg. Jenes, indem bie 
Bekleidung des Sherifamtes auch gegen ben Willen unb bei Vermeidung 
einer ſchweren Geldbuße aufgetragen wird; biefes, indem fogar Theilnahme 
an ber Megierung des Staates, nämlich Annahme ber Senatorwürbe, er 
jwungen wirb, und zwar bei ber harten Strafe ber Verbannung. 

8) lieber das Syſtem der freiwillig und unentgeltlich Dienenben bleibt 
immer noch Bindes Darftellung der innern Verwaltung Großbrittaniens 
meifterbaft; nur find vielleicht die Lichtfeiten zu fehr hervorgehoden. 
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$ 99. 
b. Die Politik der Rechtspflege. 


Die Forderungen, welche an eine tüchtige Juftiz aus dem 
Geſichtspunkte des Rechtes gejtellt werben müſſen, find bereit? 
erörtert (f. oben, $ 35, ©. 264 fg.); ihre vollitändige Er- 
füllung hängt jedoch vielfach von der Wahl zweckmäßiger Mittel 
ab. In diefer Beziehung find dann nun aber vorzugäweile 
nachftehende Regeln ind Auge zu faffen ): 

1. Die erfte Bedingung einer guten Ordnung ber Redht2- 
pflege ift ſcharfe Beftimmung ihres Gebietes, damit 
die fänmtlichen mit irgenb einem ihrer Zweige beauftragten 
Behörden zu einem Ganzen verbunden und von TFrembartigem 
ferne gehalten werben können; und zwar ift bied nicht etwa 
nur in einem Staate mit Realfyften logiſch nöthig, fondern 
ed ift überhaupt und bei jeder Organifation der Verwaltung 
Bedürfniß, weil nur dann bie rechtlichen Gefchäfte ausjchliek- 
lich nach Rechtsgrundſätzen beforgt werben, ferner bie ver: 
ſchiedenen Rechtsanſtalten fich gegenfeitig unterftüken. Zu 
dem Ende muß denn ' 

a. die gefammte Präventivjuftiz (Nechtöpolizei) ala ein 
Beſtandtheil der Nechtöpflege berbeigezogen und mit den 
erforderlichen, augfchlieklich für fie beftimmten Behörben 
verfehen werden. Daß diefe lebteren keine Gerichte find, 
nicht nach gerichtlichen Formen zu verfahren haben, unb 
daß ſomit ihre Beamten auch richterliche Eigenfchaft nicht 
in Anfpruch nehmen können, liegt allerdingd im Begriffe 
ber Eache; nichts defto weniger haben ſie ihren von ber 

Verwaltung i. e. ©. ganz verjchievenen Wirkungskreis, 

und find alfo auch nur mit biefem zu beauftragen. Nur 

bei den untergeorbnetften zum Beobachten und Ausführen 
beitiinmten Agenten mag etwa eine Ausnahme gemacht 
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und koͤnnen biefelben auch noch zu andern Staatszwecken 
verwendet werben. 
b. Auch die Entdeckung begangener Verbrechen 
ift Sache der Mechtöpflege (nicht der Polizei); und es 
möüfjen ihr deöhalb die entſprechenden Befugniffe und Mittel 
eingeräumt werben. 
c. Da die Rechtöpflege nicht blos Anfichten auszufprechen, 
jondern vielmehr dem Geſetze Wirffamfeit zu geben hat; 
da ferner die Würde des Amtes darunter leidet, wenn 
die Ausführung des Beichloffenen von anderen Behoͤrden 
abhängt: fo ergibt fih, daß auch die Vollziehung der 
gerihtlihen Urtheile Sache der Rechtspflege ift, 
und zwar fowohl in Eivil- ald in Straflachen. Zu ber 
unmittelbaren Handanlegung mögen etwa eigene Beamte 
bejtimmt werden, allein die Leitung und Beauffichtigung 
muß den Behörden ver Rechtsordnung anheimfallen. 

d. Dagegen ift wohl in Beziehung wenigften® auf einen 
Punkt auch eine Folgewidrigkeit anzurathen. Sehr allge: 
mein ift bekanntlich die Einrichtung nad welcher den 
Gerichten die Beftrafung ſchwerer PoLlizeiübertre- 
tungen und dagegen ven Polizeibehörden die Be: 
ftrafung der Teichteften Recht Sverlegung übertragen it. 
Nicht? ift num allerdings leichter, als die logiſche Unrich- 
tigkeit diefer Beſtimmung nachzumeilen; allein ba einer 
Seits die größere Fertigkeit der Gerichte in Anwendung 
der rechtsſchützenden Formen, (welche denn doch auch bei 
Strafen wegen polizeilicher Berfehlungen wohlthätig find,) 
feinem Zweifel unterliegt, und da anderer Seit? der Nach— 
theil und die Schwierigkeit, die Gerichte mit Bagatellfachen 
zu überlaben, augenjcheinlich find: fo fcheint es hier in 
der That gerechtfertigt, zu Gunften ber Zweckmaßigkeit von 
dem ftrengen Syſteme abzumweichen. 

v. Mohl, Encyclopädie. 42 
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müffen ihr deshalb die entfprechenden Befugniffe und Mittel 
eingeräumt werben. 

Da die Rechtspflege nicht blos Anfichten auszuſprechen, 
fondern vielmehr dem Geſetze Wirkſamkeit zu geben bat; 
ba ferner die Würde des Amtes darunter leidet, wenn 
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Punkt auch eine Folgewidrigfeit anzurathen. Sehr allge: 
mein ift bekanntlich die Einrichtung nach welcher ben 
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d. Abkürzung oder wo möglich gänzliche Vermeidung ber 
Unterſuchungshaft Tiegt ebenfofehr im Vortheile der 
Angefchuldigten als des Staates und der Erreichung de 
Rechtszweckes. Geftattung von Sicherheitzleiftung für 
unweigerliched Erſcheinen vor Gericht in allen voraus⸗ 
fichtlich nicht zu den höchften Strafen führenben Fällen 
jo wie Befeitigung eitler Furcht vor Collufionen macht 
died möglich. 

e. Eine gute Advokaten-Ordnung ift nur um einen 
Grad weniger nüplih, als eine gute Einrichtung ber 
Gerichte ſelbſt, weil die meiften Rechtsſuchenden lediglich 
in den Hänben ihres Anwaltes find. Die Hauptfache ift, 
daß durch bedeutende wiflenfchaftliche Bedingungen ber 
Zulaffung, durch eine ehrenvolle, ceinträgliche, unabhängige 
Stellung, endlich durch die. Erhaltung der Möglichkeit 
einer höheren amtlichen Laufbahn die tüchligften Kräfte 
ſich diefer Beichäftigung zuwenden, und nicht etwa bios 
Solche, welche keine Ausficht auf einen Staaisdienſt 
haben. Bon ſehr zweifelhaften Werthe, weil fie freie Be- 
wegung und Mitwerbung hindert und die Unabhängigkeit 
ber Advokaten gefährbet, ift eine Beichränkung ihrer Zahl, 
oder gar eine, nach Belieben erfolgende oder verweigerte, 
Ernennung berfelben durch die Negierung. Jeden Falles 
ganz verkehrt aber ift die Abficht jener Gefebgebungen, 
welche den Gebrauch von rechtögelehrten Anwälten ganz 
zu verhindern oder ihre Benügung durch Feſtſtellung mög- 
lichſt Heiner Gebühren wohlfeil zu machen fuchen. Schon 
das Mecht des Staates zu folcher Befchränfung, fei es 
ber Freiheit des Hülfefuchenden fei es der Bedingung ber 
Sülfeleiftung, iſt hoͤchſt zweifelhaft; ganz ficher aber ift, 
daß auch durd) ſolche Maßregeln der Ehrenhaftigleit des 

Advokatenſtandes Abbruch gethan, dadurch aber der Ge- 
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ſammtheit, jelbft in politifchen Beziehungen, unberechenbarer 

Schaden zugefügt wird. 

3. Da die Unabhängigfeit der Gerichte nicht 
ind Abenteuerliche und Gemeinjchäbliche zu übertreiben, fon- 
bern auf die Leitung des einzelnen bürgerlichen oder Straf: 
verfahren? und auf die Füllung des dadurch herbeigeführten 
Urtheilez, fodann auf die den Richtern eingeräumten befondern 
Vorrechte im Amte zu beſchränken ift: fo hat in allen anderen 
Beziehungen ein Juftizminifter dieſelbe Aufgabe, wie jeber 
andere Vorſtand einer Hauptabtheilung der Verwaltung. Daber 
ift er denn berechtigt, vollftändigfte Oberaufficht über alle 
Zweige der Rechtöpflege zu führen, die Vorkehrungen zu einer 
tüchtigen und ausreichenden Befebung der richterlichen und 
fonftigen Stellung in feinem Departement zu treffen, endlich 
ſelbſt allgemeine fachliche und formelle Anordnungen, natürlich 
innerhalb feiner Zuftänbigkeit und des Geſetzes, zur Förderung 
der Necht3orbnung zu treffen. Ja ſelbſt hinfichtlich der eigentlich 
richterlichen Gefchäfte ift eine Beauffichtigung und eine Ein- 
richtung, welche die Richter ihrer Seit zur ftrengen Einhaltung 
des Geſetzes auffordert, ganz an der Stelle. Cine gut geglie- 
berte und mit tüchtigen Beamten beſetzte Staatsanmaltichaft, 
ohne deren Anweſenheit keine richterliche Handlung vor ich 
gehen kann und welche berechtigt ift, bie Gerichte auf bie 
beftehende Gefebgebung aufmerffam zu machen auch im Noth: 
falle ein Rechtsmittel bei einem höhern Gerichte einzulegen, ift 
daher fehr zweckmaͤßig. | 

1) Bei dem fonftigen unüberfehbaren Reichthume der rechtswiſſenſchaft⸗ 
lihen Literatur iſt e8 gerabezu unbegreiflih, baß es in feiner Sprache ein 
Werk gibt, welches bie gefammte Juſtizpolitik in irgenb befriedigender Weife 
behandelte. (Bar zu ungenügend nämlih iſt ®erfläder, & F. W., 
Darftellung ber Geſetzgebungskunſt. I-IV. Franff., 1837.) Biel vortrefi: 
liches Tiefert allerdings X. Bentham in feinen zahlreihen Schriften über 
Verbeſſerung des englifchen Gerichtsweſens; allein es ift auf die örtlichen 
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concreten Zuftände berechnet, nicht zu einem Syſteme verarbeitet und zum 
Theile ach voll Parghoxie und verkehrten Scharffinned. — Ueber einzelne 
Fragen ift freilich Tüchtiges vorhanden. So 3. 2. bleibt Feuerbach's 
Werk über Ocffentlichkeit und Mündlichkeit für ale Zeiten ein Meifterftüd, 
troß einzelner Mangel; Kit ka, Verfahren bei der Abfaffung von Geſetzbüchern, 
und Rousset, Redaction des lois, geben aus bem Leben gegriffene Regeln; 
während die berühmten Etreitfchriften Thibaut’3 und Savigny'süber Codi⸗ 
fifation die entgegengeſetzten Seiten in bem großen Streite mit Geift vertreten, 
Seid aber (Reform des deutfchen Rechtslebens) die Ergebniffe der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forfhungen zum Abfchluffe bringt. Weber die Staatsanwalt: 
haft hat Schenk, (Traite s. 1. ministöre public), Ortolan et 
Ledeau (Le ministere public en France) und L. Frei (Tie Staats: 
anwaltfchaft), tiber die Verbäftniffe ber Advokaten aber 8. Steinader 
(Die Aufgabe des Advokaten) fehr belehrend geichrieben. 


$ 100. 
c. Die Politik der Polizewerwaltung. 


Eine Unterftüßung der vernünftigen und allgemeinen 
menfchlichen Lebenszwecke durch Staatöfräfte ift nur dann ſach— 
lich vollitändig, wenn ſowohl die phyſiſche Perjönlichfeit der 
Bürger, als beren geiftige Intereſſen und endlich ihr Ber: 
haͤltniß zur Güterwelt ind Auge gefaßt find. Der Umfang 
der polizeilichen Thätigkeit ift daher fehr groß, und je höher 
bie Gefittigung eined Volkes fteigt, je verbreiteter unb bedeu⸗ 
tender demgemäß befjen Lebensheziehungen find, befto um 
faffender werben auch bie Anfprüce an den Staat. Wenn 
nämlich auch mit fteigender geiftiger und wirthichaftlicher Ent: 
wicelung der Bürger die Fähigkeit derſelben, ihre Bedürfniſſe 
mit eigenen Mitteln zu erreichen, zunimmt, dadurch aber in 
manchen Beziehungen bie Nothwendigkeit einer Staat3unterftüßung 
aufhört: fo wächſt doch die Zahl und die Bedeutung der vom 
Staate verlangten Anftalten in noch höherem Maße. Nicht 
alle Staatsgattungen verpflichten fich freilich zu einer jo weit 
gehenden ober überhaupt zu einer Förderung ber biojen Suter: 
eſſen der Bürger, (wie 3.8. der Patrimonialftaat oder gar bie 
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Deſpotie;) allein bei ber Mehrzahl fpielt ſie rechtlich und that- 
fählih eine große Rolle. Cine zweckmäßige Vollziehung ift 
baher auch ein fehr gefühltes Bedürfniß. — Ta bei einem 
Volke von moderner europäifcher Gefittigung die hier in Frage 
ftehenden Forderungen am weiteften getrieben werben, fo bient 
eine nähere Bezeichnung deſſen, was bier paßt und nöthig ift, 
auch als Fingerzeig für andere Zuftände und Etaaten. Etwas 
weniger zu leiften ift immer leicht; und für da Uebrigbleibenbe 


‚dienen die Negeln der vollftändigeren Leiftung durchaus. 


1. Heritellung der den Verhältniſſen des Landes ange: 
mejfenen Volkszahl. — Weber eine zu dünne Bevölkerung, 
noch eine mit ber Ernährungsfähigfeit im Mißverhältniffe 
ſtehende Weberzahl ift wünſchenswerth für die Einzelnen und für 
bie Geſammtheit; ſondern als der normale und die Entwicklung gün- 
jtiger Verhältnifje begünftigende Zuftand erſcheint eine bedeutende 
und dadurch zu ernftlicher Arbeit genäthigte, jedoch nicht über 
die fiheren Unterhaltämittel hinausgewachlene Volkszahl. Vgl. 
oben, $ 89, ©. 573. Da nun bei allen gefittigten Völkern 
von fteigender Entwidelung entfchiedene Gefahr einer Ueber: 
völferung beiteht: fo wird — feltene Ausnahmafälle abgerechnet 
— die Polizei in der Negel die ſchwierige und undankbare 
Aufgabe haben, diefer natürlichen Neigung der Menſchen zur 
Vermehrung entgegenzuarbeiten. Die Hierzu führenden Mittel 
bejtehen zunaͤchſt in einer Auseinanderrückung ber zu gleicher 
Zeit lebenden Generationen, d. 5. in Erfchwerung der Ehen 
und häuslichen Nieberlaffung vor vollftändig begrünbetem Uns 
terhalte einer Famtlie; dann aber auch in Begünftigung von 
Auswanderung, wo denn freilich die vom Staate zu ergreifen 
ben Maßregeln wefentlich verſchiedene find, je nachdem ber 
Menfchenüberfluß in einer dem Staate felbft gehörigen Kolonie 
geleitet werden kann, ober aber berfelbe an fremde Staaten 
abzulaſſen ift. 
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2. Wie immer die Zahl der Bevölkerung befchaffen fein 
mag, fo ift e8 ein vernünftiger Wunſch aller Einzelnen und 
ber Vortheil der Geſammtheit, daß jeder Lebende geſund fei, 
und möglichft lange am Xeben bleibe Allerdings wird 
bier ein verftändiges Verhalten jede Einzelnen, forgfältige 
häusliche Pflege in gefunden und Franken Tagen, endlich ver- 
breiteter Wohlitand die Hauptfache fein; dennoch ift eine 
Nachhülfe des Staates in vielen Fällen umentbehrlih. Die: 
jelbe umfaßt aber zweierlei Gattungen von Maßregeln: 

a. die Medicinalpolizei; welde wieder die boppelte 
Aufgabe Hat, einer Seit? allgemeine Krankheitäurjachen, 
beren Befeitigung die Kräfte der inzelnen überfteigt, 
möglichft zu entfernen, amberer Seit? die nöthigen Heil: 
mittel für dennoch eingetretene Erkrankungen zugänglich 
zu machen. In erſter Beziehung handelt es fich von 
Schutzanſtalten gegen anſteckende und endemifche Krankheiten ; 
von der MWegräumung fchäblicher Einwirkungen auf die 
Kindererziehung; von Maaßregeln gegen Verfälfchung der 
Lebensmittel; von Geſundmachung der Wohnorte. Der 
andere Zweck wird erreicht durch Erziehungsanftalten für 
ärztliches Perfonal jeder Art; Ordnung des Apothefen- 
wejend und der Geſundbrunnen; Anlegung von Heil 
anftalten für verbreitete Uebel, welchen hausliche Pflege 
nicht gewachjen ift (3. B. Geiftesfranfheiten) ; endlich Hülfe 
bei allgemeinen Seuchen. 

b. Die Vorkehrungen zur Abwendung einzelner äußeren 
Lebendgefahren, 3. B. Sicherheitäfchranfen, nächt⸗ 
liche Beleuchtung der Wohnorte, Befeitigung fchabhaf: 
ter Gebäude, Entfernung gefährlicher Gewerbe ober 
Borräthe. 

3. Hülfe bei [hwieriger Befriedigung ber 
nothwendigen Lebensſsbedürfniſſe. — Die Bere: 
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tigung der Forderung ift einleuchtend; ebenfo die Nothwendig⸗ 
feit einer Staatöhülfe in vielen Fällen, fo gewiß es auch die 
nächfte Pflicht eines Jeden bleibt, fi) und den Geinigen 
bad Nothwendige durch Arbeit zu verjchaffen. Auch bier 
aber wird der Staat in doppelter Richtung in Anfpruch ge: 
nommen. 

a. Die Theuerung nothwendiger Lebensbedürfniſſe ift eine 
Duelle großer Uebel für die Mehrzahl der Einzelnen und 
für die Gefammtheit. Der nächte Grund ift natürlich ein 
Mißverhaͤltniß der verkäuflichen Vorräthe zu dem Bebürf- 
niffe; ein jehr übler Umftand aber, daß bei drohender 
Theuerung es nicht bei dem materiellen Webel bleibt, fon- 
dern theils die Unmöglichkeit auch nur auf kürzefte Zeit 
ber Lebengmittel zu entbehren, theil® der gewöhnlich ein- 
reißende panifche Schredten vor einem Mangel die Preife 
weit Über die Nothwendigfeit hinaus und ind Unerreich⸗ 
bare fteigert. Die in früherer Zeit ben Staaten ange: 
mutheten und von ihnen auch vielfach, vollgogenen Abwehr: 
und Erleichterungsmittel, 3. B. Ausfuhrverbote, Vorraths⸗ 
magazine, Preizfeftftellungen u. dgl., hat nun zwar 
Erfahrung und eine richtigere Lehre nicht blos als nutzlos, 
ſondern ſelbſt als poſitiv ſchädlich erkennen laſſen; dennoch 
bleibt allerdings dem Staate auch außer ber allgemeinen 
Begünftigung der Urproduction, ber unbebingten Auf: 
rechterhaltung des Handels mit Lebensmitteln und der 
Herjtelung möglichft guter Verkehrswege, noch Manches 
zu thun übrig. So denn: möglichjte Beichränfung de? 
öffentlichen Verbrauches, verjchärfte Aufficht auf die mit 
Lebensmitteln handelnden Gewerbe, Herjtellung von allge 
meinen Speifeanftalten, Gewährung von Darleihen, viel- 
feicht Unterftügung der Beziehung großer Maffen von 
Lebenzmitteln aus dem Auslande. 
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b. Noch weit regelmäßiger und in viel höherem Orate wird 
die Öffentliche Unterftügung für Solche in Anſpruch ges 
nommen, welche jchon in gewöhnlichen und günftigen Zei- 
ten nicht im Stande find, ſich und bie Ihrigen mit den 
nothiwenbigften Lebensbedürfniſſen zu verſehen; alſo die 
Armenpolizei. Ob folde Unterjtügungsforberungen 
mit vollem Rechte gemacht werden können, mag beftreitbar 
fein; jedenfall3 ift aber die Gewährung ebenfofehr Men— 
fchenpflicht als Klugheitämaßregel. Leider find nur bie 
Mittel zur Erreihung des Zweckes kaum erfchwingbar, und 
zum Theile ift noch nicht einmal das richtige Verhalten 
unzweifelhaft aufgefunden. Es muß bier, nämlich wohl 
unterfchieden ‚werben zwifchen ber Sorge für Einzel: 
armuth und den wegen Maffenarmuth (Pauperis- 
mus) zu ergreifenden Maßregeln. — Bei der Einzelarmuth, 
d. h. ber Dürftigleit, welche aus ſubjektiven Gründen des 
einzelnen Falles entftcht, muß natürlich vernünftigerweife 
vor Allem das Abſehen auf Verftopfung ber Urjachen 
gerichtet fein. Diefe Fönnen denn aber entweber felbft- 
verfchuldete fein, alſo Müßiggang, Liederlichkeit, vor 
Allem aber unvorfichtige Heirathen; ober aber zufällige, 
namentlich vorübergehender Mangel an Arbeit, Unfähigs 
feit zur Arbeit, Unglücksfälle u. ſ. f. Wie verjchieden 
hier nun die Bemühungen fein müffen, um biefen Ar- 
muthöurfachen zu begegnen, bebarf Feiner Auseinander⸗ 
ſetzung; ebenfowenig aber auch, daß ed niemald dem 
Staate gelingen wird, alle diefe Quellen von einzelner 
Armuth zu verftopfen. Daher wirb immer bie Nothwen- 
bigfeit baneben bleiben, Unterftügung für wirklich Verarmte 
zu gewähren. Auch diefe aber erfordert wieder fehr ver⸗ 
fchiedene Anftalten. Theils nämlich find die fogenannten 
Hausarmen, d. h. die noch nicht in vollfommene Dürftigkeit 
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Verfallenen, je nach ben VBerhältniffen des einzelnen Falles 
mit dem Fehlenden zu verfehen, theil® aber volllommen 
Hülflofe in allgemeine Verpflegung zu nehmen, wozu 
benn, je nach den Verhältniffen, Waifenhäufer, Hofpitäler, 
Smvalidenhäufer u. dgl. zu errichten find. Nur eine 
Nebenfrage, aber freilich eine höchſt wichtige, iſt es, ob 
der ganze Staat diefe verfchiedenen Ausgaben zu über- 
nehmen habe, ober ob fie, ganz oder theilweife, den ein- 
‚zelnen Gemeinden je für ihre Angehörigen zuzumuthen 
feien ? Eine Verbindung allgemeiner, provinzieller und 
örtlicher Hülfen ift wohl die richtige Loͤſung. — Maſſen⸗ 
armuth ift vorhanden, wenn ber Mangel an nothwendigen 
Lebenzbebürfniffen nicht eine Folge individueller Verhäft- 
niffe ift, fondern durch allgemeine ungünftige Zuftände 
großer Volksklaſſen und durch den Organismus ber 
Geſellſchaft oder der Gewerbethätigfeit erzeugt wird. 
Es gibt nun aber verfchtedene Gattungen folcher Zuftänbe. 
Einmal Maffenarmuth der laͤndlichen Bevölkerung, welche 
denn wieder burch zwei einander gerade entgegenftehende Zu⸗ 
ftände erzeugt fein kann, nämlich entweder durch eine ſolche 
Zerfplitterung des Grundeigenthums, daß fich die Eigen- 
thümer nicht mehr ven ihrem Antheile zu nähren ver: 
mögen, ober aber durch Latifundien, auf welchen zahlreiche 
Tagelöhner oder ungünftig geftellte Kleine Pächter Leben. 
Zweitens, Maffenarmuth der Gewerbenden, erzeugt ent 
weber durch die Erbrüdung des hanbwerfämäßigen Be: 
triebed durch übermächtige innere oder äußere Mitwerbung, 
jodann und hHauptfächlih aber durch den Fabrilbetrieb, 
wenn biefer entweder ftill fteht oder zu niebern Arbeitd- 
löhnen gendtbigt if. Daß in allen biefen Fällen von 
wettverbreiteter und aus allgemeinen Urfachen rührender 
Dürftigkeit nur, wenn überhaupt, durch fehr umfaſſende 
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und tiefgreifende Staatömaßregeln eine Abhülfe verfchafft 

werden kann, iſt einleuchtend; allein theils find dieſelben, 

wenn einmal das Uebel vorhanden ift, fehr ſchwer durch- 

zufegen und beiten Falles nur langſam wirfend, wie 3. B. 

die Wiederherftellung einer richtigen Größe bed Grunb- 

eigenthumes, theils ift noch völlige Unflarheit über das 
richtige Mittel der Abhülfe, wie namentlich beim Gewerbe- 
profetariate. Hier ift denn nicht nur für die Thaͤtigkeit 
des Staates noch ein unermeßliches Feld, fondern vor 

Allem auch für die wiffenjchaftliche Unterfuchung. 

4. Die Ausbildung der fümmtlihen geiftigen Kräfte 
des Menfchen erfordert äußere Mittel, welche nur zum geringen 
Theile im Bereiche der Einzelnen liegen, oder durch freiwillige 
Vereine und gejellichaftliche Kreiſe befchafft werden. Daher 
denn die Nothwendigkeit einer Staatshülfe. Im Einzelnen 
aber bedarf es 

a. zu Förderung ber Verſtandesbildung und Kennt— 
niſſe vor Allem einer großen Anzahl von Unterrichts- 
anftalten, von der Dorfjchule aufwärts bis zur Akademie 

der Wiſſenſchaften; für die männliche und für bie wmeib- 

Tiche Jugend; für allgemeine Bildung und für befonbere 

Fächer. Je nach der Richtung der Gefittigung tritt die 

eine oder die andere Gattung folcher Anftalten in ben 

Vordergrund; es können auch ganz neue Zweige von 

Unterrichtsanftalten nothwendig werben, wie 3, B. in 

jüngfter Zeit ein ganzes Syſtem von Gemwerbefchulen 

entftand. Geforgt aber muß werben für Häufer, für 

Lehrer und für Unterrichtömittell. Manches wirb bier 

allerdingd den einzelnen Gemeinden überlaffen werben 

koͤnnen; aber oft und im Großen bat auch der Staat 
einzutreten, und in jedem Falle muß er das Ganze in⸗ 
einandergreifenb ordnen, überwachen und leiten. — Eine 
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zweite Aufgabe find fobann die Beifchaffung ver Mittel 
für Fortbildung des erwachjenen Gefchlechtes durch äffent- 
liche Sammlungen, belehrende Vorträge, Reiſeunterſtützun⸗ 
gen u. dgl. 


. Die Ausbildung der Sittlichfeit ift. zunächft Sache jedes 


Einzelnen und die ber Kirche; doch find immerhin auch For⸗ 
derungen an ben Staat zu ftellen. Einer Seit? nämlich 
kann nur er durch Strafgefeße fowohl einzelne Handlungen als 
ganze Vorkehrungen unterdrücken, welche bie Abficht haben, 
zu Begehung, von Unfittlichfeiten anzuloden, wie 3. B. 
gewerbömäßige Unzucht und Spielhäufer ; anderer Seitz hat 
die Staatögewalt Auffehen erregenve Beifpiele grober Un- 
fittlichkeit auß den Augen ber Bürger zu entfernen, weil 
ihr Anblick fittlih abjtumpft und weniger Feſten pofitiv 
Ihäblich ift. 


. Um bie religiödfe Ausbildung Hat fich der Rechtsſtaat (jo 


wie überhaupt die Mehrzahl der Staaten) in normalen 
Zuftänden und wenn er fich auf feinem Standpunkte hält, 
wenig zu befümmern, ba bie großen gejellichaftlichen Kreife 
ber Kirchen das Ganze übernehmen und in ber Regel auch 
alle Mittel dazu befiten. Doc, entgeht er nicht allen 
Forderungen. Einmal ift, wenigftend für die Mehrzahl 
der Kirchen, an ben höheren Unterrichtäanftalten Fuͤr⸗ 
ſorge zur wifjenfchaftlichen Ausbildung der Geiftlichen zu 
treffen. Sodann bedürfen zuweilen fleine und arme reli- 
gioſe Gemeinden einer Gelbunterftüßung, bie ihnen auch 
dann zu gewähren ift, wenn fie ber religiöfen Anficht 
ber Mehrzahl des Volles oder des Staatsoberhauptes nicht 
angehören. 


d. Die Ausbildung des Sinnes für bad Schöne ift bie 


zartejte Blüthe ber Gefittigung, und fie fegt, wenn fie 
gefund und harmoniſch ift, alle andern Arten von geiftiger 
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Bildung voraus. Sie ift daher jedenfalls auch erft dann 
vom Staate zu unterftügen, wenn ben ſämmtlichen bisher 
beiprochenen Förderungen geiftiger Zwecke Genuͤge geleiftet 
ft. Auch muß, wenn nicht Mühe und Gelb verloren 
fein fol, die natürliche Anlage eine jeden Volles berück- 
fichtigt und auf bie ihm beſonders inwohnenden Anlagen 
die verfügbare Hülfe vorzugsweiſe gerichtet werden. Hier 
handelt es fich theild von Unterrichtsanftalten für Malerei, 

Sculptur, Muſik u. |. w.; theild von der Schaffung und 

Zugaͤngigmachung von Kunſtſammlungen; theil3 von ber 

Beichäftigung großer Künftler mit bedeutenden Arbeiten ; 

theila endlich von der Öffentlichen Aufftellung ober Auf: 

führung von Kunſtwerken. 

5. Die Hülfdaufgabe des Staates hinſichtlich des Gü⸗ 
terbefißes feiner Bürger zerfällt in drei wejentlich verfchie- 
dene Abtheilungen. Eritend muß die Erwerbung von Gütern 
jeber Art möglichft erleichtert werben, damit bie Ihätigkeit und 
Sparfamfeit ded Einzelnen feine für ihn unüberwindlichen 
Hindernifje finde. Zweitens handelt es fich davon, das bereit3 
erworbene Vermögen gegen zufällige Wieberzerftörung zu fügen. 
Endlich find diejenigen übermächtigen Schwierigkeiten zu befei: 
tigen, welche ſich den einzelnen Arten von Wirthichaftäbetrieb, 
alſo der Erzeugung von Nohftoffen, den Gewerben und bem 
Handel enigegenftellen können. Die dem Staate hier obliegen- 
den Maßregeln find fo vielfach, nach den Entwidelungsftufen 
ber Völker fo verfchieben, zum Theil fo umfaſſend und koſt⸗ 
jpielig, daß an bdiefer Stelle nicht fowohl eine vollftänbige 
Aufzählung und Begründung als nur eine beſpielsweiſe Anfüh- 
rung verjucht werben Tann. 

a. Die Erleichterung des Erwerbes überhaupt ift wieder 
boppelter Art. — Einer Seits nämlich haben gefchichtliche 

Geftaltungen und Gejeße den freien Erwerb von Grund: 
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eigenthum erſchwert, ihn wohl ganzen Klaſſen ber 
Bevölkerung vechtlih unmöglich gemacht. Da nun bie 
Erwerbung von Grund und Boden aus fittlichen, poli- 
tiſchen und wirthfchaftlichen Gründen fein Monopol nur 
Einzelner fein darf, jo muß auf Hinwegräumung des 
übergroßen Befiged in den Händen Bevorrechteter hinge⸗ 
arbeitet werben, alfo auf Verkauf der Stantägüter, Verhin: 
derung des Beſitzes in tobter Hand, Wieberauflöfung von 
Leben und TFibeicommißverbänden. Eine ebenjo wichtige 


als fchwierige und eine keineswegs noch zweifellos geldfte 


Frage iſt dabei, ob die Veräußerung und Serftüdelung 
des Grundbeſitzes vollfommen freigegeben, oder ob fie 
gewiffen Grenzen unterworfen werben fol, jo. daß etwa 
eine verhältnigmäßige Anzahl von großen, mittleren und 
Heineren Grundbeftgungen beſtimmt würbe. Da es fich in 
allen diefen von der Aufhebung oder dem Neugrünben von 
Geſetzen und Nechtöguftänden handelt, fo ift das Eintreten 
einer Staatsthaͤtigkeit offenbar nothwendig. — Eine zweite 
Art von Unterftügung des Vermögenderwerbed beſteht in 
der Yörderung von Kapitalanfammlung. Aller⸗ 
dings kann Kapital, welches ja nichts anderes ift, ala 
Ueberfparung eines Theiles der Erzeugniffe über ben 
Verzehr, nur von ben Einzelnen ſelbſt gefchaffen werben; 
auch find alle Vorfpiegelungen von fchnellerer Kapital- 
erzeugung ala folche durch bie Zinſen oder neue Erſpar⸗ 
niffe möglich iſt, Selbfttäufchung ober Gaukelei: aber e2 
gibt Einrichtungen, welche entweber durch leichte und 
fihere Unlegung fchon der Eleinften Summen ober 
durch Zufammenhaltung von Zinjen und Zinſeszinſen bie 
Chaffung eines Kapital? erleihtern. Auch fie können 
und follen im Allgemeinen von Privatperjonen eingerichtet 
und verwaltet werben; allein theils hat der Staat Aufſicht 
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concreten Zuftände berechnet, nicht zu einem Syſteme verarbeitet und zum 
Theile auch voll Parggprie und verkehrten Scharfſinnes. — Ueber einzelne 
Fragen ift freilich Tüchtiged vorhanden. So 3. B. bleibt Feuerbach's 
Werk über Deffentlichkeit und Mündlichkeit fir ale Zeiten ein Meifterftüd, 
troß einzelner Rängel; Kitka, Verfahren bei der Abfaffung von Gefeßbüchern, 
und Rousset, Redaction des lois, geben aus bem Leben gegriffene Regeln; 
während die berühmten Streitſchriften Thibaut’8 und Savigny’süber Codi⸗ 
fifation die entgegengeſetzten Seiten in bem großen Streite mit Geift vertreten, 
Geib aber (Reform des beutfchen Rechtslebens) die Ergebniffe der willen: 
ſchaftlichen Forihungen zum Abfchluffe bringt. Ueber die Staatdanmwalt- 
[haft Hat Schenk, (Trait& s. I. ministöre public), Ortolan et 
Ledeau (Le ministere public en France) und 2. Frei (Die Staats: 
anwaltichaft), über die Verhältnifie ber Advokaten aber K. Steinader 
(Die Aufgabe des Advokaten) fehr belehrend gejchrieben. 


$ 100. 
c. Die Politik der Polizewerwaltung. 


Eine Unterftüägung ber vernünftigen und allgemeinen 
menschlichen Lebenszwecke durch Staatsfräfte ift nur dann fach: 
lich vollitändig, wenn ſowohl die phyſiſche Perfönlichkeit der 
Bürger, als deren geiftige Intereſſen und endlich ihr Ver: 
haͤltniß zur Güterwelt ind Auge gefaßt find. Der Umfang 
ber polizeilichen Thätigkeit iſt daher jehr groß, und je höher 
bie Gefittigung eines Volkes fteigt, je verbreiteter und bedeu⸗ 
tenber demgemäß deſſen Lebenzbeziehungen find, deſto um- 
faffender werden auch die Anfprühe an den Staat. Wenn 
nämlich auch mit fteigenber geiftiger und wirtbfchaftlicher Ent- 
widelung der Bürger die Fähigkeit derſelben, ihre Bebürfniffe 
mit eigenen Mitteln zu erreichen, zunimmt, dadurch aber in 
manchen Beziehungen die Nothwendigkeit einer StaatZunterftüßung 
aufhört: fo wächſt doch die Zahl und bie Bebeutung der vom 
Staate verlangten Anftalten in noch höherem Maße. Nicht 
alle Staatögattungen verpflichten fich freilich zu einer fo weit 
gehenden ober. überhaupt zu einer Förderung ber bloſen Inter⸗ 
eſſen der Bürger, (wie 3.2. der Patrimonialftant oder gar bie 
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Deſpotie;) allein bei der Mehrzahl fpielt fie vechtlich und that: 
fählih eine große Rolle. Eine zwedmäßige Vollziehung ift 
baher auch ein jehr gefühltes Bedürfniß. — Ta bei einem 
Volle von moderner europäifcher Gefittigung die bier in Frage 
ftehenden Forderungen am weiteften getrieben werben, jo bient 
eine nähere Bezeichnung deſſen, was hier paßt und nöthig tft, 
auch als Fingerzeig für andere Zuſtände und Etaaten. Etwas 
weniger zu leiften ift immer leicht; und für das Uebrigbleibende 
‚dienen die Regeln der vollftändigeren Leiftung durchaus. 

1. SHerftellung der den Verhältniſſen des Landes ange: 
mejfenen Volkszahl. — Weber eine zu dünne Bepölferung, 
noch eine mit der Ernährungsfähigfeit im Mißverhältniffe 
ſtehende Weberzahl ift wünſchenswerth für die Einzelnen und für 
bie Geſammtheit; ſondern al der normale und die Entwicklung gün- 
ftiger Verhältniffe begünjtigende Zuftand erjcheint eine bedeutende 
und dadurch zu ernftlicher Arbeit genäthigte, jeboch nicht über 
die ficheren Unterhaltsmittel hinausgewachfene Volkszahl. Vgl. 
oben, $ 89, ©. 573. Da nun bei allen gefittigten Völkern 
von fteigender Entwidelung entjchievene Gefahr einer Weber: 
völferung beiteht: jo wird — feltene Ausnahmsfälle abgerechnet 
— die Polizei in der Megel die ſchwierige und undantbare 
Aufgabe haben, diefer natürlichen Neigung der Menfchen zur 
Vermehrung entgegenzuarbeiten. Die hierzu führenden Mittel 
beftehen zunächft in einer Auseinanberrüdung ber zu gleicher 
Zeit Tebenden Generationen, db. h. in Erſchwerung ber Ehen 
und häuslichen Nieberlaffung vor vollitändig begründeten Un: 
terhalte einer Familie; dann aber auch in Begünftigung von 
Auswanderung, wo denn freilich die vom Staate zu ergreifen- 
ben Maßregeln wefentlich verfchiebene find, je nachdem ber 
Menfchenüberfluß in einer dem Staate felbft gehörigen Kolonie 
geleitet werben kann, oder aber berfelbe an frembe Staaten 
abzulaſſen ift. 
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2. Wie immer die Zahl der Bevölkerung befchaffen fein 
mag, fo ift es ein vernünftiger Wunſch aller Einzelnen und 
der Vortheil der Geſammtheit, daß jeder Lebende geſund jei, 
und möglichjt Tange am Xeben bleibe. Allerdings wird 
bier ein verjtändigeg Verhalten jede Einzelnen, forgfältige 
häusliche Pflege in gefunden und kranken Tagen, endlich ver- 
breiteter MWohlitand die Hauptfache fein; dennoch ift eine 
Nachhülfe des Staates in vielen Fällen umnentbehrlih. Die— 
jelbe umfaßt aber zweierlei Gattungen von Maßregeln: 

a. die Medicinalpolizei; welche wieder die boppelte 
Aufgabe Hat, einer Seit? allgemeine Krankheitsurſachen, 
deren Bejeitigung die Kräfte der Einzelnen überfteigt, 
möglicht zu entfernen, anderer Seits die nöthigen Heil- 
mittel für dennoch eingetretene Erkrankungen zugänglich 
zu machen. In erjter Beziehung handelt es fich von 
Schutzanſtalten gegen anftedlende und endemifche Krankheiten ; 
von der MWegräumung fchäblicher Einwirkungen auf bie 
Kindererziehung; von Maaßregeln gegen Verfälfchung der 
Lebensmittel; von Geſundmachung der MWohnorte. Der 
andere Zweck wird erreicht durch Erziehungsanftalten für 
ärztliches Perfonal jeder Art; Ordnung des Apothefen- 
weſens und der Geſundbrunnen; Anlegung von Heil- 
anftalten für verbreitete Uchel, welchen haͤusliche Pflege 
nicht gewachſen ift (3. B. Geiſteskrankheiten); endlich Hülfe 
bei allgemeinen Seuchen. 

b. Die Vorkehrungen zur Abwendung einzelner äußeren 
Lebendgefahren, 3. B. Sicherheitäfchranfen, nächt: 
liche Beleuchtung der Wohnorte, Befeitigung fchabhaf- 
ter Gebäude, Entfernung gefährlicher Gewerbe ober 
Borräthe. 

3. Hülfe bei [hwieriger Befriedigung ber 
nothwendigen Lebenzbebürfniffe — Die Berech— 
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tigung ber Forderung ift einleuchtend; ebenjo die Nothwenbig- 
feit einer Staat2hülfe in vielen Fällen, fo gewiß es auch bie 
nächite Pflicht eines Seven bleibt, ſich und den Seinigen 
bad Nothwendige durch Arbeit zu verfchaffen. uch hier 
aber wird der Staat in doppelter Richtung in Anſpruch ge: 
nommen. 

a. Die Theuerung nothwendiger Lebensbebürfniffe ift eine 
Duelle großer Uebel für die Mehrzahl der Einzelnen und 
für die Gefammtheit. Der nächſte Grund ift natürlich ein 
Mißverhaͤltniß der verkäuflichen Vorräthe zu dem Bebürf- 
niffe,; ein jehr übler Umftand aber, daß bei drohender 
Theuerung es nicht bei dem materiellen Webel bleibt, fon: 
dern theild die Unmöglichkeit auch nur auf kürzeſte Zeit 
ber Lebensmittel zu entbehren, theils der gewöhnlich ein⸗ 
reißende paniſche Schredten vor einem Mangel die Preiſe 
weit über dic Nothwenbigkeit hinaus und ind Unerreid) 
bare fteigert. Die in früherer Zeit den Staaten ange: 
mutbeten und von ihnen auch vielfach vollzogenen Abwehr: 
und Erleichterungsmittel, 3. B. Außfuhrmerbote, Vorraths⸗ 
magazine, reißfeftftellungen u. bgl., hat nun zwar 
Erfahrung und eine richtigere Xehre nicht bloß als nutzlos, 
fondern ſelbſt ala pofitiv fchäblich erkennen laſſen; dennoch 
bleibt allerdingd dem Staate auch außer ber allgemeinen 
Begünftigung der Urprobuction, der unbebingten Auf- 
rechterhaltung des Handels mit Lebensmitteln und der 
Heritelung möglichjt guter Verkehrswege, noch Manches 
zu thun übrig So denn: möglichfte Beichränfung bes 
Öffentlichen Verbrauches, verichärfte Aufficht auf die mit 
Lebendmitteln handelnden Gewerbe, Herftellung von allge 
meinen Speifeanftalten, Gewährung von Darleihen, viel- 
leicht Unterftügung ber Beziehung großer Maffen von 
Lebensmitteln aus dem Auslande. 
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von ben Unterthanen erſt beigefchafft worden und ſomit 
ihre Keuntnig nothwendig zur Ucberficht über die Ge- 
fammtlaften der letzteren. &3 führt zu einer falichen Be- 
urtheilung der Verhältniffe, wenn nur ber Rein, nicht 
aber auch der Rohertrag ber Steuern u. |. w. angegeben 
und in Rechnung genommen wird. Ferner darf es auch da 
nicht unterlaffen werden, wo ein eigene? Vermögen oder 
eine bejondere Einnahmsquelle zu Beſtreitung einer Staats⸗ 
anftalt befteht, fo daß Einnahme und Ausgabe thatjächlich 
nicht durch die allgemeinen Kaffen gehen. Auch hier ift, 
troß ber befonderen Form, Staatzaufmand. Endlich findet 
es Statt bei etwaigen Staatdgewerben. 

b. Nothwendig ift ſodann die Aufnahme der blos provin⸗ 
zielen oder örtlichen Ausgaben in bie allgemeine Ueber- 
ficht,, To ferne dieſelbe auf Staatörechnung und mit Staats⸗ 
mitteln gefchehen. Am leichtejten ift dieß natürlich zu 
bewerfitelligen,, wenn dergleichen Beftreitungen überall im 
Lande nad) denſelben Grundfägen und in denſelben Formen 
geſchehen; allein auch wo verjchiebene Einrichtungen be- 
jtehen, muß für überfichtliche Kenntniß geforgt werden. 

c. Nicht blos die regelmäßigen Leiftungen find aufzunehmen, 
jondern auch außerordentliche, welche mit genügender Be- 
ftimmtheit vorausgeſehen werden können. Lebtere werden 
am zwedmäßigiten getrennt gehalten. 

d. Sämmtliche Verwaltungszweige müflen verpflichtet fein, 
ben Begehren der oberjten Yinanzbehörbe Hinfichtlich der 
formellen Behandlung und Berechnung jämmtlicher von 
ihnen bejorgten Gelbangelegenheiten Folge zu leiften, wenn 
fie auch jonjt nnd in jachlicher Beziehung unabhängig find. 
3u 2. Unter den Dedungsmitteln bed Staates 

ftehen in erjter Reihe die Erträgniffe des ihm ſelbſt zuftehenden 
Vermögens. Ein foldhes Vermögen Fann bei jeder Art 
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und Form bed Staates vorhanden fein, und ed hängt — mit 
einziger Ausnahme des Patrimonialftantes, in welchem ein bes 
trächtlicher Befi bed Stantsoberhauptes Grundlage bet Bes 
ſtehens ift, — die Größe befjelben nicht ſowohl mit ben zu 
verfolgenden öffentlichen Zwecken, als mit gefchichtlichen Vor: 
fommnifjen zufammen. Ebenjo können Veränderungen in diefem 
Befige eintreten, ohne daß dadurch dad Wefen des concreten 
Staates oder der Umfang und die Art feiner Leiſtungen irgend 
baburch berührt würden. Vielmehr ift die Frage, ob und 
welcher Beſitz von eigenem Vermögen und namentlich von 
Grundeigenthum des Staates vortheilhaft fei, ganz verſchieden 
zu beantworten je nach ber wirtbichaftlichen Ausbildung und 
nach der Zahl eines Volkes, und es ift keineswegs immer ein 
Beweiß von Verkommen oder nachläffiger Verwaltung, wenn 
ein ſolcher Beſitz allmälig abnimmt. So lange er jedoch bes 
fteht, ift es Aufgabe der Finanzbehoͤrde, denſelben möglichft 
gut zu verwalten, d. h. den höchiten Reinertrag aus ihm zu 
ziehen, welcher nachhaltig und ohne Verlegung anderer ſtaat⸗ 
Ticher Ausgaben daraus gewonnen werden mag. — Das Gleiche 
ift der Fall bei den, in zweiter Linie in Betrachtung kommenden, 
Einnahmen aud Hoheitärechten, welche zwar nicht ber 
Vermehrung des Staatzeinlommend wegen bejtehen, allein 
weil und fo lange fie aus andern Gründen eingehoben wer 
ben, jorgfam und möglichjt nugbringend zu verwalten find. 
— Kommt es aber, brittend, zur Erhebung von Steuern, 
(und dieß ift in feinem Staate mit irgend verzweigten Zwecken 
und aljo Ausgaben zu vermeiden,) jo fteht eine Wahl zwiſchen 
den beiben Hauptgattungen, ben birecien und ben inbivecten, 
offen, und e3 tft nun Sache bed umfichtigen Staatswirthes, 
biefenigen Auflagen zu wählen, welche einer Seits den größten 
und fiherften Ertrag gewähren, anberer Seit? bem Bürger 
bad geringste Opfer und Hemmniß bereiten. Der Gefammt- 
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Zuftand der Gefittigung und der Volfawirthichaft muß bier in 
jedem Lande das Nähere an die Hand geben. Unter allen 
Umständen können freilich divecte Steuern ohne unvermeidlichen 
Ruin der Pflichtigen dag reine Einkommen aus dem Beſteue— 
rungögegenftande danernd nicht überfchreiten; und wenn auch 
bei indireeten Steuern die höchfte mögliche Grenze weniger be- 
ftimmt nad) einem allgemeinen Satze feftgeftellt werden kann, 
fo ift doch durchweg einleuchtend, daß eine große Steigerung 
derfelben entweder eine dem ganzen Dafein de Staates zu- 
wiberlaufende Beeinträchtigung der Lebenszwecke der Bürger zur 
Folge hat, oder fie aber ihre eigene Abficht verfehlt, infoferne 
natürlich “die ftenrerpflichtigen Handlungen möglichft unterlaffen 
werben. Nicht felten wird fogar beides zu gleicher Zeit ein- 
treten. Im Vebrigen find noch bei allen Arten von Abgaben 
folgende einzelne Zweckmäßigkeits-Regeln zu beachten: 

a. Eine Steuer darf in feiner andern Weiſe und zu keiner 
andern Zeit erhoben werden, ald durch ein Gefeh an- 
georbnet ift, damit Leber feine Vorkehrungen treffen 
fann. 

b. Eine Abgabe foll nicht früher erhoben werben, als bie 
Regierung ihrer bebürftig ift, bamit nicht das Geld unbe- 
nügt in den Kaſſen liegt. 

c. Jede Steuer muß in Meine Raten zerſchlagen und darf 
nur zu ſolcher Zeit eingezogen werden, in welcher den 
Pflichtigen die Bezahlung möglich iſt. 

d. Unter ben möglichen Erhebungsarten hat, bei gleicher 
Sicherheit, die wohlfeilere den Vorzug, ba nur ber 
reine Ertrag der Steuern für die Staatsausgaben verfüg- 
bar tft. 

e. Auch bet dem Steuerfufteme ift Alles zu vermeiden, was 
dag Rechts⸗- oder Sittlichkettägefühl des Volkes zeritören 
koͤnnte; ebenfo Qudlereien und Einbringen in bie Privat- 
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verhältniffe, vor Allem wenn dad Ergebniß berfelben in 

feinem DVerhältniffe zur Unannehmlichkeit ſtünde. 

Eine abfolute Größe der dem Staate nöthigen und von 
ihm ohne Verberbniß des Volles einzuziehenden Einnahmen ift 
allerdings nicht anzugeben; doch ift die Wichtigkeit nachjtehender 
Grundſätze einleuchtend. Die Gefammtfumme der Staatsein⸗ 
nahmen barf den gefammten Neinertrag der Volkswirthſchaft 
nicht überjteigen, weil ein großer Theil der Staatsausgaben 
wirthſchaftlich ſteril ift, fomit das Volksvermoͤgen fih um 
viefen Theil vermindert, und zwar beim Gteichbleiben einer 
folhen Höhe der Forderung in geometrifchen Verhältniffe; fie 
barf aber nicht einmal regelmäßig fo hoch fteigen, weil fonft 
bie durch Zufälle veranlaßten, doch nie ganz außbleibenden, 
Lücken im Vollövermögen nicht ausgefüllt werben koͤnnten, und 
ſomit ebenfalls allmälig Verarmung einträte. Je tiefer viel- 
mehr die Staatsausgabe unter biefem Reinertrage bleibt, befto 
beffer für das Wohlergehen des Volkes und für etwa Tünftige 
vermehrte Bedürfniſſe des Staates ſelbſt. Wenn aljo, au 
bei gewiffenhaftefter Wirthichaft, die Mittel für bie noth⸗ 
wendigen Ausgaben nachhaltig unter dieſer Bedingung nicht 
beigebracht werben innen, fo bleibt nur die Wahl zwiſchen 
einer wejentlichen Veränderung und Herabitimmung ver Staats: 
zwecke oder einer Vereinigung bed Staates mit einem größeren 
und reicheren. In vorübergehenden aufßerorbentlichen Fällen 
dagegen, wenn einerfeit3 eine Ausgabe durchaus nöthig ift, 
anbererfeitö aber regelmäßige Deckungsmittel fehlen und jelbft 
durch eine verftärkte Beanfpruchung der Steuerfräfte und durch 
befonbere Erfparungsmaßregeln nicht befchafft werben koͤnnen, 
mag zu einer Schuldenaufnahme gefchritten werden. Soferne 
durch diefelbe ein den Zinſen minbeitend gleichlommenver Er: 
trag erworben wird, ift gegen die Maßregel unmittelbar wenig 
einzuwenden; doch darf auch hier nicht vergeffen werben, daß 


möglicherweife der Ertrag fi) mindern kann, während bie 
Berpflichtung zur Zahlung von Zinſen und Kapital bleibt, und 
baß jedenfalls eine bedeutende Schulvenlaft die Verwaltung des 
Staates erfchwert und feinen Credit für künftige Fälle ſchmä⸗ 
lert. Wenn aber gar, wie dies gewöhnlich ver Fall ift, bie 
aufgenommenen Summen auf eine nationalwirthichaftlic un- 
einträgliche Weiſe verbraucht werben, fo tft der Schaben ganz 
offenbar, und möglichermeife wird der ganze Staat durch die 
übernommenen Zahlungsverbindlichkeiten zerrüttet und gelähmt. 
Die Eingehung von Staatsſchulden ohne zwingende Nothwen- 
digkeit tft daher ein ebenjo großes Unrecht gegen bie ſteuer⸗ 
pflichtigen Unterthbanen, als unflug im Intereſſe des Staates 
und ber Regierung. Nicht erft der Bemerkung jollte es be- 
bürfen, daß eine Schuldenaufnahme jedenfalls nur auf die 
Weiſe gemacht werden darf, welche der Staatskaſſe die unter 
ben vorliegenden Umftänden größtmögliche Einnahme verjchafft. 
Ebenfo findet natürlich auch bei dieſer Finanzmaßregel ber 
Grundfab Anwendung, daß der Staat niemald unternehmen 
darf, was gegen Recht und Sittlichkeit ift. Somit ift eine zu 
vermeidende Bereicherung von wucheriichen Unternehmern und 
eine derartige formelle Geftaltung ber Staatsfchulpfcheine, daß 
fie zum Gegenftande hohlen Boͤrſenſpieles dienen können, ein 
gleich beflagenäwerther Mißgriff. 

Zu 3. Beiden Ausgaben ift für firenge Orbnung 
zu jorgen, damit nicht durch Bezahlung an Unberechtigte, durch 
Berwendung zu nicht gefeglich fejtgeftellten Ausgaben, durch 
Ueberfchreitung genau bejtimmter Koften, ober endlich durch 
Nichtberichtigung fälliger Verpflichtungen die Staatälaffe in 
Schaden over die Haushaltung in Verwirrung gerathe. Wie 
auch die Form der Verfaffung cined Staates fei, eine ſtrenge 
Einhaltung ded Ausgabe⸗Etats im Ganzen und im Einzelnen 
ift immer dringend notbwendig, und es darf namentlich eine 
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Abweichung von den buch dad Staatsoberhaupt anerlannten 
Summen ohne deffen Einwilligung niemal3 vorfommen. Daß 
in ftändifchen und in repräfentativen Staaten auch noch bie 
Möglichkeit einer Verantwortung gegenüber von der Volksver⸗ 
tretung hierzu Kömmt, ift allerdings ein weiterer Grund zu 
gewiſſenhafter Pünktlichkeit, erzeugt aber feine eigenthümliche 
fachliche Pflicht. Auch in anderen Staatsarten fol ehrlich und 
pünktlich gewirthfchaftet werden. — Daß übrigend nicht pe⸗ 
bantifch an der Form gehalten werben darf, wenn bie Erreis 
hung des Zweckes ober die Gewinnung eines großen Nutzens 
eine Abweichung verlangt, verfteht fich, und zwar ebenfalls 
überall, von jelbit. 

Zu 4. Sowohl die Rüdficht auf die Erreichung der be- 
abfichtigten Staatszwecke, als bie Verpflichtung zur möglichiten 
Schonung der fteuerpflichtigen Bürger macht es dem Staate 
zur Pflicht, daß er bei der Verwaltung des Staatsvermoͤgens 
bie größte Ordnung und eine unerbittliche Strenge gegen 
alle dabei betheiligten Beamten handhabe. Es muß durch Ein- 
richtung des ganzen Gefchäftäganges dafür gejorgt werden, daß 
alle Einnehmer von Staatögeldern wirklich fo viel einziehen, 
als fie beauftragt find, und daß alles Eingezogene auch wirklich 
abgeliefert wird. Es ift für bie forgfältigite Aufbewahrung 
aller Staatövorräthe an Gelb und Geldeswerth Sorge zu treffen; 
und daß biejed wirklich geichehe und von dem Staatseigenthume 
nichts entfremdet werde, durch entiprechende Maßregeln, 3. 2. 
unvermuthete Unterfuchungen, zu erzwingen. Auch wirb zweck⸗ 
mäßigerweife von allen Berwaltern von Staatsgut eine ent: 
ſprechende Sicherheitäleiftung verlangt werden. In beftimmten, 
nicht allzu langen Zeitabfchnitten muß jeder Verwalter von 
Staatögut, und namentlich von Staatögeldern, regelmäßig 
Rechnung ablegen, d. b. aufzählen und mit Beweiſen belegen, 
was cr thun „ſollte“, was er wirklich gethan „bat“, und womit 


684 


er im „Refte” geblieben ift. Diefe Rechnungen aber find von 
eigens dazu beftimmten zuverläffigen Behörden genau und in 
möglichft kurzer Zeit zu prüfen, aufgefunbene fehler auf das 
ſtrengſte zu verfolgen, fei es bis zu deren Aufklärung und 
Wiederherſtellung, ſei es durch Weberweilung der Schufbigen 
an bie ftrafende Gerechtigkeit. Auch Hier ift Nachficht gegen 
ungetreue oder nachläffige Verwalter Beeinträchtigung des eigenen 
Bortheiled und Unrecht gegen die Bürger, welchen bei einer 
Entfremdung von Staatögelbern entweder pflichtmäßige Lei: 
ftungen des Staates nicht zu Theil werben, oder welche doppelt 
bezahlen müffen zur Erreichung nur Eines Zweckes. 


1) Das anerkannt befte Werk über die Finanzwifienfchaft find Rau's 
Orundfäge der Finanzwiflenfhaft, 3. Aufl., Heidelb. 1850. Hier findet 
fi) benn auch eine reihe unb wohlerwogene Auswahl ber Literatur über 
bie einzelnen Fragen. 


II. Aeußere Politik 
1. Sicherſtellung des Hfaates. 


$ 102. 
a. Durd eigene Waffenrüfung. 

Vertheibigung gegen feindliche Angriffe wird noch für 
lange Zeiten, wenn nicht für immer, eine Nothwenbigfeit für 
alle Staaten fein; und wenn es fchon zu bebauern fein mag, 
daß die großen Hierauf zu verwendenden Mittel ver unmittel- 
baren Förderung menjchlicher Lebenszwecke entzogen werben 
müffen, fo fann doch nur die größte Kurzſichtigkeit ober eine 
thörichte Weberfpanntheit fte dem Staate verweigern wollen. Je 
höher vielmehr eine Gefittigung durch die Einrichtungen de 
Zufammenlebend geförbert ift; und je entfchievener man fe 
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erhalten und noch zu fteigern wünfcht : deſto unerläßlicher ift es, 
diejenigen Opfer zu bringen, welche zur Vertheidigung bes 
Daſeins der bedingenden Einrichtungen erforderlich find H. 

Die hierzu führenden Mittel find verfchievener Art, be- 
ftehen aber aus zwei Hauptgattungen, nämlich aus ver eigenen 
Waffenrüftung und aus den Verbindungen mit anderen Staaten 
zu gemeinfchaftlicher Vertheidigung. | 

Bei der eigenen Waffenrüftung ift ebenfall3 wieber 
zu unterjcheiden zwiſchen der Bertheidigungsfähigkeit eine? Staates, 
welche durch zweckmaͤßige Bildung ded Gebietes und der Grenzen 
erlangt wird, und ber Errichtung einer zur Belämpfung ber 
Feinde beftimmten bewaffneten Macht. 

1. Die Vertbeidigungsfähigkeit des Staatöge- 
biete3 hängt theild von feiner Größe, theild von jeiner geome⸗ 
triichen Figur, theils enbli) von der Art der Grenzen ab. 
Vergl. hierüber dag oben $ 88, ©. 562 fg., Bemerkte. Zugefügt 
mag bier nody fein, daß ein Staat jede von Recht und Sitt- 
lichkeit gebilligte Gelegenheit zu ergreifen hat, um die zu feiner 
Sicherftellung wünfchenswerthe Geftaltung bes Gebietes zu er- 
langen; aber daß es auch ein Fehler ift, wenn bie natürlichen 
Verhältniffe unbeachtet bleiben und ber Staat fich ehrgeizig 
über Landſtriche ausdehnt, welche jenfeit? der natürlichen 
Grenzen Tiegen und die Vertheidigungskraft eher ſchwächen ala 
verftärfen. — Wo keine ber Kriegskunſt entiprechenden Grenzen 
erlangt werben können, muß durch Befeitigungen das Fehlende 
erſetzt werben. 

2. Die bewaffnete Macht mag nach drei verjchie- 
denen Hauptſyſtemen geordnet werben, von welchen jedes wieder 
feine Unterabtheilungen hat, deren Werth verſchieden und deren 
Annahme oder Verwerfung alfo Bedingung des Urtheiles ift. 

Das Syſtem der allgemeinen Volksbewaffnung 
beruft wejentlih auf drei Grundgedanken: auf Erbrüdung 
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bes Feinde durch die Menge der ihm Entgegengeftellten; auf 
bem anzunehmenben Eifer der für Haus und Hof Kämpfenden ; 
endlich auf die möglichjte Erſparung von Koften in Friedens⸗ 
zeiten. Dagegen unterwirft man fich auch von vornherein den 
Nachtheilen einer geringeren Waffenbildung des einzelnen Kriegers, 
einer weniger ficheren Führung von Seiten der Anführer, endlich 
tiefen Eingriffen in dag bürgerliche und häusliche Leben Aller. 
Das geſammte Urtheil ift ein fehr abweichende, je nachdem 
eine ber drei möglichen Formen des Syſtemes gewählt wird, 
nämlich der Landfturm, die Bürgerwehr (Nationalgarve), 
oder die Randwehr Im eriten alle wird die ganze waf: 
fenfähige Bevölkerung, kaum im Roheſten eingetheilt, bewaffnet 
und mit Anführern verjehen,, fo wie ohne nennendwerthe Uebung 
im Kriegsdienfte dem Feinde entgegengeworfen. Bet einer Bür- 
gerwehr find zwar ebenfalld alle mwaffenfähigen Männer bienft- 
pflichtig; allein einerjeit? werden fie jchon im Frieden, nach 
Maßgabe der Oertlichketten, zu militärifchen Ganzen gebildet, 
mit Anführern verfehen und wentgftend nothbürftig in den 
Waffen geübt, andererjeit? wird hinfichtlic der Verwendungz- 
weile und ber Ausdehnung der Dienjtpflicht ein Unterſchied ges 
macht je nach dem Alter, den Yamilienverhältniffen und , viel: 
leicht, nach freiwilligen Anerbicten zu befonderer Ausbildung. 
Eine Landwehr endlich beabjichtigt vollftändige militäriiche Aus⸗ 
bildung der gefanmten jüngeren Mannfchaft in möglichit kurzer 
Zeit und mit Entlaffung der Hinlänglich Geübten zur Betrei⸗ 
bung bürgerlicher Gejchäfte bis zu etwaiger Einberufung unter 
die Fahnen. — Hier ift nun Mar, daß cin Landſturm weder 
auf Lange Zeit im Felde gehalten werden, noch daß er geübten 
Feinden unter gewöhnlichen Umſtänden fiegreichen Widerſtand 
leiften fan. Es kann alfo von dieſer Art der gewaffneten 
Macht nur entweder bei einem halbbarbartfchen mit Jagd und 
Viehzucht ausſchließlich beichäftigten Wolfe, oder in einer von 
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Natur zur Vertheidigung fehr geeigneten Gegend, endlich etwa 
zur Vornahme eine? gewaltigen aber verzweifelten einzelnen 
Stoßes die Rebe fein ). — Echon geeigneter zu Tängerer und 
Fünftlicher Kriegführung ift eine gut geordnete Bürgerwehr; 
doch Tiegen auch bier jehr bedeutende Bedenken vor. Entweder 
nämlich wird die Waffenübung fort und fort mit Ernſt und 
Verwendung der nöthigen Zeit getrieben; dann wird der für 
bie Gefittigung und für die Volkswirthſchaſt fo nothwendige 
Grundſatz der Arbeitätheilung in bedeutendem Maße verlekt, 
und überdies allen erwachſenen Männern eine fortlaufende 
mehr oder weniger empfinbliche Ausgabe verurfadht. Oder aber 
es wird die Einübung nur mäßig getrieben bis zum Augen: 
blide der Verwendung; dann fit eine Bürgerwehr nicht viel 
beffer als ein Landſturm. Auch kann unter allen Umftänden 
von einem länger dauernden Dienfte der Familienväter außer: 
halb ihres Wohnortes nicht die Rede fein, und find bie An— 
führer nur zum geringjten Theile ihrer Aufgabe gewachſen. 
Nimmt man hierzu noch, daß die gegen einen Äußeren Feind 
geringe Sicherheit gebende Einrichtung in den inneren 2er: 
häftniffen ſehr gefährlich fein kann: fo ift wohl bei gefittigten 
Voͤlkern die Benutzung von Bürgerwehr zu Kriegszwecken 
von ſehr zweifelhafter Räthlichkeit. Jedenfalls müßte eine Zu: 
ſammenziehung der jüngeren und unverheiratheten Mannſchaft, 
oder die Bildung freiwillig aus der Menge Hervortretender zu 
eigenen Abtheilungen angeſtrebt werden, und nur bei dieſen 
eine Verwendung im Felde ftattfinden ®). — Bei weitem das 
beſte militäriſche Ergebniß liefert die Landwehr, und fie mag 
daher ſei es zu einer ordentlichen ſei es zu einer außerordentlichen 
Vermehrung anderweitiger regelmäßiger Streitkräfte empfohlen 
werden. Doch darf die, auch hier unvermeibliche, Störung 
der bürgerlichen Verhäftniffe und die Läftigkeit der während 
vieler Jahre Fortbeftehenden Dienftpflicht für alle Gewerbenden 
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nicht überfehen werden; auch verfteht fich von ſelbſt, daß ſelbſt 
eine gut eingerichtete Landwehr doch nur in Verbindung mit 
einem ftehenden Heere (jei es nun daß die junge Mannichaft 
zur Ausbildung durch dieſes gehe, fei es daß wenigſtens die 
Landwehr ſich an dafjelbe enge anjchließe,) allen Forderungen 
der Kriegskunſt entjpricht. Nicht alfo ala die am fich beſte, 
fondern nur al? die unter Umftänden allein anmwendbare Ein- 
vichtung der ftreitbaren Macht kann daher Landwehr empfohlen 
werben *). 

Ein ſtehendes Heer entjpricht volllommen dem Grund: 
ſatze der Arbeitstheilung; es wacht eine vollftändige Ausbildung 
jedes einzelnen Beſtandtheiles möglich; geftattet das Beſtehen 
eines eigenen Anführerftandes, welcher mit dem Waffenwerke 
in allen feinen Beziehungen vollftänbig vertraut ift und das 
jelbe ausſchließlich und gewerbmäßig treibt; es bedarf einer 
weit Meineren Anzahl jo vollitändig Geübter und geftattet daher 
eine weit größere Schonung ber bürgerlichen Intereſſen und 
Fortichritte, eine bewaffnete Macht diefer Art iſt in jedem 
Augenblicke, zu jeder Art von Dienftleiftung und überallhin 
verwendbar. Dagegen ift nicht zu läugnen, daß ber Aufwand 
für die Unterhaltung fo vieler, jeder Arbeit entrückter Männer 
jehr Eoftipielig ift und zur unerträglichen Laft werden fan; 
daß ein an blinden Gehorjam gemöhntese und beftändig ver: 
fügbares Heer vom Staatöoberhaupte auch zur Verlegung ber 
Geſetze und zur Unterbrüdung der Freiheit gebraucht werben 
mag; daß ftehende Truppen ehrgeizigen Regierungen die Mög: 
lichkeit unnöthiger Kriege und ungerechter Eroberungen gewähren; 
daß eine unbejchäftigte und nach Auszeichnung und Gewinn 
verlangende bewaffnete Macht gefährlich für den inneren Frieden 
und für die Freiheit der Beſchlüſſe des Staatsoberhauptes fein 
Tann. Obgleich alfo ohne allen Zweifel eine fehr zwedimäßige 
Anftalt zur Vertheibigung, find doch die ftehenden Heere zu 


689 


einer der größten Laften ber Völfer geworben ; und wenn fie 
auch nicht entbehrt werden können, fo ift wenigftend der Wunſch 
und der Rath gerechtfertigt , fie durch eine geſchickte Verbindung 
mit einer der übrigen Arten von Waffenrüftungen in ben mög: 
licht engen Schranken zu halten. — Im Uebrigen wirb auch 
bier dad Urtheil erjt durch die Auswahl unter verichievenen 
Möglichkeiten der Bildung: eines ftehenden Heeres abgefchloffen. 
Es kann nämlich ein ſolches beftehen: aug fremden Solbd- 
truppen, welde als ein abgeſondertes militärifches Ganzes 
von dem Staate unter gewifjen Bebingungen angenommen und 
während einer beitimmten Zeit beliebig von ihm verwendet 
werben. Ober aber mag ein ftehendes Heer zuſammengeſetzt 
fein aus einzeln angeworbenen freiwilligen Bürgern, 
jo daß Keiner gegen feinen Willen im Heere dient. Endlich 
kann das Heer durch Zwangsauswahl (Confcription) zu- 
fammengebracht fein, wo denn, in ber Regel wenigſtens, nur 
bie Anführer freiwillig und bleibend bie Waffen führen, bie 
Mebrigen aber durch das Gefeb während einer beftimmten Zeit 
zum Dienfte im Heere beſtimmt find, Fremde. Miethtruppen 
erfparen nun allerding3 dem eigenen Volle Zeit: und Arbeit: 
verluft im Frieden, und Menjcheneinbuße im Kriege; auch zeigt 
die Erfahrung, daß bei richtiger Behandlung der Einrichtung 
vortrefflihe Truppen auf diefe Weile gewonnen werben können: 
aber ein ſolches Heer kommt fehr theuer zu ftehen, weil es fich 
nur gegen gute Anmwerbungsgelder und reichlichen Sold ge 
winnen läßt; es fehlt ſodann nicht an Beifpielen von Treu 
lofigfeit und Unzuverläffigfeit; endlich können bie Miethlinge 
jever Gewaltherrichaft und Berfafjungsverlegung zur Stütze 
dienen. Mit Necht werben baber fremde Soldtruppen von 
freiheitäliebenden Völkern verabjcheut; eine ausſchließende Ver⸗ 
wendung berfelben ift unter allen Umftänden ſehr gewagt; und 
die Nothwendigkeit, zu ihnen feine Zuflucht zu nehmen, tft 
v. Mohl, Gncyclopäpie. 44 
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ein Beweid von tiefer Krankheit eines Staates oder Megierungs- 
fofteme3 °). Die Anwerbung einzelner Freiwilliger aus dem 
Volke jelbft ift jedenfalls eine Schonung ber zu anderen Be 
Shäftigungen geneigten Bürger; und daß aus jolchen Freiwil⸗ 
figen ſehr tüchtige Truppen gebildet werben Lönnen, zeigt bie 
Geſchichte ebenfalld. Allein auch bier ift der zur Anlockung 
erforderliche Aufwand groß, dad Heer kann nicht mit Sicherheit 
und Echnelligfeit auf jeve dem Bebürfnifje entſprechende Hoͤhe 
gebracht werden, wenn es aus irgend einem Grunde an Frei— 
willigen fehlt; die Angeworbenen gehören, zum großen Theile 
wenigftend, zum Abjchaume ver Bevölkerung , Lönnen nur durd 
eiferne Zucht in Ordnung erhalten werben, und erforbern eine 
eigene Kafte von Anführern, welche von der Mannfchaft gan 
verſchieden und daher auch mit ihr militärifch nicht gehörig verbun: 
den tft. Ein reiches Voll mag daher etwa den Kern jeind 
Heeres auf ſolche Weife bilden, aber immer wird es ſich aud 
zur Anwendung einer der übrigen Arten von Waffenrüftung 
verftehen muͤſſen %. Die Bildung eines ftehenbeu Heeres 
durch Zwangsauswahl gewährt die großen Bortheile, daß dem 
Heere eine faft beliebige Stärke gegeben werben kann; daB es 
aus der Blüthe der Nation befteht und alle Bedingungen tüd- 
tiger Ausbildung, guten Verhaltens und imtellectueller Anfüh⸗ 
rung in fich vereinigt; daß es verhaͤltnißmaͤßig wohlfeil it 
Aber freilich ift die gezwungene Einreichung für die dadurch 
Betroffenen eine ſchwere Laft und nicht felten eine Zerſtoͤrung 
ihres ganzen Lebenszweckes; der volkswirthſchaftliche Nachtheil 
einer Unterbrechung der Ausbildung und Arbeit fo vieler kraͤf⸗ 
tiger junger Maͤnner ift höchft empfindlich; vor Allem ae 
verführt die Leichtigkeit der Ergänzung oder Steigerung MT 
Truppenzahl zu einer Uebertreibung ber Vertheidigungsberi: 
Schaft, welche die beften Kräfte der Völker im Frieden verſchlingt. 
Wenn gar feine Ausnahme vom Gintritte geftattet wird, Mi 
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bad Syſtem außerordentlich harte Folgen für die Gebildeten; 
werben aber Befreiungen zugelaffen, jo entfteht entweder eine 
Rechtäungleichheit oder eine Begünstigung des Reichthums. Diefe 
Art die ftehenden Heere zu bilden, ift daher allerdings in mi- 
litaͤriſcher Beziehung von hohem Werthe, dagegen zur Taum 
erträglichen Laft für bie meiften europäiichen Voͤlker geworben 7). 

Endlich mögen noch, freilich in feltenen Faäͤllen, Militär- 
Kolonieen angelegt werden, deren gefammte männliche Be- 
völferung ſodann während des ganzen bienfttüchtigen Alters zu 
den Waffen verpflichtet und auch in deren Führung von Jugend 
an geübt und audgerüftet iſt. Die unerläßlichen Bebingungen 
diefes Wehrſyſtemes find der Beſitz umfaffender, zuſammen⸗ 
haͤngender und fruchtbarer StaatZlänbereien, welche noch gar nicht 
bevölkert find : oder wenigſtens verfügbar gemacht werden fünnen ; 
ſodann eine gehörige Anzahl von Freiwilligen, welche fich und 
ihre Nachkommen einem ſolchen unablöglichen Soldatenleben 
ergeben wollen. Namentlich da eritere trifft in gefittigten 
Staaten nur jehr felten zu, und es ift daher die Einführung 
von Militär-Kolonieen in der Negel ganz außer Frage. Allein 
jelbjt wo fie möglich ift, muß die Anlage wohl überdacht und 
darf jie der Auzdehnung nach nicht übertrieben werben. Theils 
erfordert die erfte Herftellung große Ausgaben; theild wird 
leicht in dieſer erblichen Soldatenkaſſe ein Prätorianerthum ge: 
ſchaffen, welches der Regierung ebenfo gefährlich fein kann, als 
den Nechten des übrigen Volkes; theils endlich würbe bei einer 
Kolonifirung des ganzen Heeres die übrige Bevölkerung der 
Waffen ganz entwöhnt werden, was denn einerjeitd deffen Un- 
fähigkeit zur Vertheidigung auch in Nothfällen herbeiführen, 
anbererjeit3 die Macht der Militär: Kolonieen um fo mehr 
fteigern würde. Somit mag dieſes Syftem zur Vertheibigung 
der Grenzen gegen einen unruhigen Nachbar, zur Herrichaft 
in einem eroberten und ungerne gehorchenden Lande, oder endlich 
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zur nur tbeilweilen Bildung der bewaffneten Macht dei 
Staates angemwenbet werben; aber nicht ala ausſchließliche Ein- 
richtung 9). 

Seeftaaten haben außer dieſer Beichaffung der Ber: 
theibigungämittel zu Lande auch noch für Kriegsſchiffe 
zu forgen, theils zur Beſchützung ihres Handels auf ben 
Meeren und in fremden Hafen, theild zur Vertheidigung des 
Bandes gegen feewärtd erfolgende Angriffe, theils endlih, um 
möglicherweife einen durch das Meer getrennten Feind erreichen 
und zu gerechtem Frieden zwingen zu koͤnnen. Die zur Her: 
ftellung einer Seemacht erforberlichen Mittel an Schiffen und 
deren Außrüftung, an Vorräthen aller Art, an ficheren und 
befeftigten Kriegshafen, enblih an geübter Mannjchaft find 
unermeßlich; daher ift auch die gleichzeitige Herftellung einer 
Land: und einer Seemacht nur großen und mächtigen Reichen, 
wenn überhaupt, moͤglich. Der Mangel an bewaffneten 
Schiffen freilich gibt den überfeetichen Hanbel eines Staates 
ſchutzlos preis, ftellt den Staat in Anfehen und Mad 
weit ticfer, und zwingt ihm manche Demüthigung unb Berle 
genheit auf. 

1) Ueber die Einrichtung des Kriegsweſens ſ. Zylander, I. R. von, 
Anterfuchungen über das Heerweien. Münden, 1831. — Anfichten über 
Volksbewaffnung und Volkskrieg. Glogau, 1885. — Bert, A., Da 
Kriegsweſen in Monardjieen. Frankf., 1841. 

2) Neuere Beifpiele einer mehr ober weniger glüdlichen Verwendung 
‘von Landfturm find die Verteidigung Tyrols im Jahre 1809, ber roya⸗ 
liſtiſche Krieg in der Vendee, die Kämpfe der Araber in Algerien. Allein 
fie fämmtlich beweifen auch bie innere Schwäche bed Syſtemes, indem troß 
großer Tapferkeit und Aufopferung und bei mächtiger Unterftügung durch 
bie Beſchaffenheit bes Lanbes boch der Zweck nicht erreicht wurde. 

8) Die belehrendſten Ausweiſe über die Vortheile und Mängel ‚2 
Gefahren einer Bürgerwehr, (Nationalgarbe,) gibt die Gefchichte Frankreichs 
vom Jahre 1789 biß 1852. Aus rein militärifchem Geſichtspunkte find 
namentlich die, nichts weniger als günftigen, Erfahrungen ber erften Re: 
bolutionsfelbzüge fehr beachtenswerth. Auch bie Geſchichte bes nordameri⸗ 


693 


kaniſchen Befreiungstampfes ift ein weientlicher, ebenfalls nicht ſehr ermun⸗ 
ternder Beitrag zur Würdigung biefer Art von Vollsbewaffnung. 

4) Die am Fräftigften durchgeführte Landwehr hat Preußen; fchon weit 
weniger brauchbar für Kriegszwecke ift die englifche Miliz; nur als vor⸗ 
übergehende Ergänzungen in Notbfällen bienen bie Lanbwehren in Defterreich 
und Rußland. 

5) Waräger, Eonbottieri, Landsknechte, Mamelufen, Schweizer, Heſſen 
unb Braunfchweiger, fowie bie beutfchen Legionen in englifchem Sold finb 
Beifpiele fremder Solbtruppen, zum Theile auch ihrer Tüchtigkeit. Zu 
welcher allgemeinen Zerrüttung unb Unficherheit freilich bie außfchließliche 
Berwendung folder Banden führen kann, zeigen bie Zuftände ber italiäni- 
fhen Staaten während ber Verwendung ber Eonbottieri. Schrieb doch ſchon 
Machiavelli feine Kriegskunſt“, um zu Errichtung einer auß Bürgern be 
ftehenden bewaffneten Macht zu rathen. — Wie böchft gefährlich für bie 
eigene Regierung Miethiruppen werben können, haben bie britifchen SipoyB 
in Bengalen im Jahre 1857 erwielen. 

6) In ganz Europa ift nur England reich genug, fein ſtehendes Heer 
aus einzeln geworbenen Freiwilligen zufammen zu ſetzen; allein wieberholt 
und auf fehr bedenkliche Weife bat ſich auch bier bie Unmöglichkeit gezeigt, 
bie unter gegebenen Umſtänden nothwenbige Stärke des Heeres auf biefe 
Weife zu erreichen. Dann wirb entweber durch Zuziehung ber Miliz und 
Annahme fremder Miethtruppen nachzubelfen gefucht, ober müflen gegen 
große Subfidien auswärtige Mächte zu einer ungenügenben, ungzuverläß: 
lichen und doch Eoftfpieligen Beihülfe beigezogen werben. 

7) Die übeln Seiten des Confcriptionsfyftemes find in braftifcher 
Weife bargeftellt von Schulz:Bobmer, ®., Die Rettung ber Geſellſchaft 
aus der Militärherrichaft. Lzg., 1859. 

8) Ueber Militär-Rolonieen f. Hiesinger, C. B. von, Statiftil der 
Militärgrenze bes Öfterreichifchen Kaiſerthums. I—II. Wien, 1820. — 
Lyall, Die ruffiiden Militär-Rolonteen. 


6 103. 
b. Burd gündniſſe wit andern SDtanten. 


Unzweifelhaft ift es ficherer und vortheilhafter, ein Unter⸗ 
nehmen ausſchließend mit eigenen Kräften zu machen, als fidh 
mit Andern zu gemeinſchaftlicher Ausführung zu verbinden, 
benn es ift ungewiß, ob man ſich mit dem Verbündeten über 
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bie beite Führung zu vereinigen vermag, ob berfelde Wort 
hält, ob er ausdauert, ob nicht Zwiſtigkeiten über andere 
Gegenftände entftehen, u. f. w. Wenn alfo ein Staat mächtig 
genug ift, um fich mit feinen eigenen Kräften zu vertheibiger, 
fo wird er im Allgemeinen wohl daran thun, dies auf feine 
Hand zu thun '). Anders natürlich, wenn der Feind über- 
mächtig oder wenigſtens nicht entſchieden fchwächer if. In 
biefem Falle erfordert die Klugheit, daß man das Hleinere Uebel 

. wählt und fih um Verbündete umfieht, um mit diefen bie 
Gefahr gemeinihaftlich abzuwehren. 

Ein fremder Staat kann ſich zu einem gemeinfchaftlichen 
Unternehmen aus doppeltem Grunde bereit finden. Entweder, 
weil er von bem uns bedrohenden Feinde für fein eigenes 
Dafein oder für feine Rechte ebenfalls zu fürchten hat, nament- 
ih wenn unfer Untergang den Angriff auf ihn erleichtern 
würde. Zweitens aber, wenn wir im Stande find, ihm für 
feine Hülfeleiftung fo große Vortheife in Ausſicht zu ftelfen, 
daß fie die Nachtheile und Gefahren eine? für ihn nicht noth- 
wendigen Krieges überwiegen. Es bebarf feine Beweiſes, 
daß Verbindungen der erftern Art theils ficherer find, theifs 
weniger Opfer für ihre Zuſtandebringung unb Erhaltung er- 
fordern. — Ehe jedoch auf ein Bündniß eingegangen und im 
Vertrauen auf daffelbe ein gewagtes Unternehmen gemacht wird, 
ift ſowohl der Umfang und bie Nachhaltigkeit der Macht bes 
zu einem Vertrage Geneigten zu unterfuchen, als deſſen Wil: 
lensfeſtigkeit nach Möglichkeit zu erforfchen. Auch verbient es 

„ eine genaue Prüfung, ob nicht derſelbe gegenüber von bem 
gemeinjchaftlichen Widerſacher außer dem mit und gemeinfcheft: 
lichen BVerhältnifje auch noch ein beſonderes Intereſſe habe, 
durch deſſen Gewährımg der Gegner ihn befriedigen unt, viel- 
Teicht zu jehr bedenklicher Zeit für und, von dem Bündniſſe 
ablöfen Könnte. Im letzteren Falle muß auch biefer Wunſch 
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von und fichergeftellt werben können, wenn ein verläffiges Zu⸗ 
ſammenwirken ftattfinden joll. 

Jedenfalls erfordert es die Klugheit, bei Eingehung eines 
Bündniffes ſowohl den Fall der gegenfeitig zu leiftenden Hülfe, 
(den jogenannten casus foederis,) als den zu erreichenven Zweck 
moͤglichſt genau feitzuftellen. Sodann ift das beiberfeitige Maß 
ber Leiftungen an Mannfchaft, Gelb und Rüftungen bündig 
zu beftimmen, ſowie über Ergänzung und etwa nöthige Stei- 
gerung Verabredung zu treffen. Endlich muß bie Führung bed 
Befehles gegen ben gemeinfchaftlichen Feind beftimmt werben. 
In Ießterer Beziehung ift dag Nebeneinanderjtehen verfchiebener 
von einander unabhängiger Befehlshaber fehr bevenflich, indem 
leicht Meinungsverfchiedenheit über die Kriegsführung ober 
fonftige® Zerwürfniß entftehen, baburdh aber bie Einheit, 
Schnelligkeit und Kraft des Hanbelnd gebrochen werben Tann. 
Noch entfchiebener zu verwerfen ift aber, nach aller geſchicht⸗ 
Vihen Erfahrung, die Zuordnung von überwachenden und bes 
ſchraͤnkenden Benollmächtigten bei den höchiten Befehlenven, 
wenn die Führung augfchliegend Einer Macht überlaffen werben 
fol. Bei einer folchen Einrichtung kann Hemmung in ben 
beiten Planen und innere Zerrüttung bed Heeres fait mit 
Sicherheit in Ausficht genommen werben ?). Die einzig richtige 
Maßregel ift alfo Webertragung des vollen und unbeſchränkten 
Dberbefehled an den Mächtigften ber Verbündeten, over an 
ben, welcher unbeftreitbar den beften Feldherrn zu ftellen im 
Stande ift. Wird died nicht für thunlich erachtet, etwa wegen 
entichiedener Abneigung des Volles und bes Heeres ihr Ge⸗ 
chi einem Fremden anzuvertrauen, fo ift wo möglich eine 
getrennte Kriegsführung nad verabrebetem gemeinfchaftlichem 
Plane dem Nebeneinanderftehen Gleichberechtigter vorzuziehen. 
— Die Bezahlung von Subfidien an einen Verbündeten kann 
noͤthig und vortheilhaft fein, wenn es bemfelben zwar weder 
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an Menſchen noch an Kriegsluſt, wohl aber an Geld fehlt. 
Nur find natürlich die Verabredungen jo zu treffen, baß nicht 
mir die Gegenleiftungen genau beitimmt find, fonbern ber 
Zahlende auch berechtigt ift, fih von der Einhaltung der Ber: 
fprechen zu überzeugen. 

Hinfichtlich der Dauer eined Bündniſſes find Verabredungen 
von geringer Bedeutung. So lange bie Noth ober der Vortheil 
gemeinfchaftlich ift, wird auch das Bündniß halten; fangen aber 
bie Intereſſen an außeinanderzugehen, fo find Verſprechungen 
nur ein ſchwaches Band ferneren Zuſammenſtehens. Doch 
mögen allerdings? zweierlei Bindemittel zur Verſtärkung des 
Bertrages in Anwendung gebracht werben. Einmal die In⸗ 
ausfichtitellung bedeutender Vortheile, und zwar mo möglid) 
gerade fulcher, an deren Erlangung dem Verbündeten ſubjektiv 
viel gelegen if. Mißbrauch eined Verbündeten zum bloßen 
Werkzeuge und Unbilligleit in Vertheilung des erlangten Ge 
winnes find fchlechte Staatskunſt. Zweitens kann für den Bruch 
des Bünbniffes ein bedeutender pofitiver Nachtbeil angedroht 
fein, zu dem Ende aber eine Verabredung ftattfinben auf 
Weberlaffung von Fauftpfändern, Belebung von Feftungen oder 
vergleichen. Freilich Fein ficherer Erfab für mangelnden Willen 
und Muth. 

Den zuperläffigiten Schuß gewährt ein Bünbniß, wenn 
bafjelbe zu einer über verjchiedene gemeinjchaftliche Beziehungen 
ſich erſtreckenden organifchen Verbindung, und ſomit biß zu we 
nigftend einer Analogie einheitlicher Macht ausgebildet wird. 
Eine ſolche enge Bereinigung mag denn nun aber ein Staa: 
tenbund oder ein Bundesſtaat fein; je nachdem die Ber: 
bünbeten fich ihre Souveränetät in inneren und aäͤußeren 
Angelegenheiten vorbehalten und nur völferrechtlich zu gemein 
ſchaftlichem Schuge zufammentreten wollen, over fie fich im 
Gefühle abfoluter Unzuträglichkeit ihrer Macht felbft zu einer 
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ſtaatsrechtlichen Einorbnung in ein einheitliched Ganzes verftchen. 


Bat. oben, $ 7, Seite 34. Als Kriegsanftalt tft natürlich 
von biefen beiten Bundesarten die letztere die entſchieden Träf- 
tigere und fchütendere; auch mag fie außer der Vertheidigung 
gegen Fremde noch eine Menge von Berürfniffen befriedigen, 
welche von ben vereinzelten Mitgliedern nicht bewältigt werben 
önnten: aber fie fordert die Aufopferung eines beträchtlichen 
Theile der Selbitftänbigfeit fogar in inneren Dingen. Die 
Gründung eined Bundesſtaates ift daher ſelbſt in Republiken 
nur nach fchweren Erfahrungen über die heimifchen und äußeren 
Nachtheile einer Kleinftaaterei zu erwarten; Fürftenthümer gar 
bewegt erft die äußerfte Gefahr von Außen oder im Innern 
dazu, weil hier zu der überall vorhandenen Abneigung einer 
Aufgebung voller ftaatlicher Perfönlichkeit auch noch ein Abſcheu 
der Negierenden und ihrer gefanmten Familien gegen ein 
Herabfteigen in ein Verhältniß des ftaatlihen Gehorfams 
kommt °). 

1) Die Weltgefchichte ift voll von Beweiſen ber Unzuverläffigkeit unb 
Wandelbarfeit der Bundniſſe. Die Schwierigkeiten, eine zahlreiche Verbin⸗ 
dung zufammenzukalten und zu gutem Ende zu führen, find gewöhnlich 
feloft in ſolchen Fällen kaum überwinblich geweſen, wo die böchfte Gefahr 
burch einen übermächtigen einb vor Augen lag. Wie belehrend find in 
biefer Beziehung 3. ®. die Erfahrungen ber großen Allianzen gegen Lud⸗ 
wig XIV, der Verbindung gegen Friedrich den Großen, ber ganze Sergang 
ber europäifchen Coalitionen und Kriegführnngen gegen bie franzöfifche Re: 
volution von 1792 bis zum zweiten Sturze Napoleons; endlich felbft wieber 
bie Begebenheiten in beren jüngften großen Berbündungskriege gegen 
Rußlarıb I 


2) Wenn es eined Beleges für die behauptete Unzuträglichkeit einer 
Abfendung von Bevollmächtigten zum Hauptquartiere eined Oberfelbhern 


bebürfte, fo würben ihn namentlich bie unberechenbaren Nadhtheile liefern, ° 


welden bie zur Ueberwachung Marlborough's abgeorbneten bollänbifchen 
Commiſſãre der gemeinſchaftlichen Sache zufügten. Es ift nicht zu viel ge 
fagt, wenn vor Allem ihrer Stumpfheit, ihrem Neide und ihrem Eigen⸗ 
finne die Rettung Lubwig’3 XIV. zugefchrieben wird. — Schwerlich kann 
es baber als ein glücklicher Gedanke erfannt werben, wenn in ber Kriegs⸗ 
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orbnung bed beutfchen Bundes die Abordnung von Bevollmächtigten ber 
verfchiebenen Abtheilungen des Bundesheeres in das Hauptquartier beö 
Oberfeldherrn angeorbnet if. 

8) Daß Demofratieen leichter zur Aufhebung ihrer Selbfiftänbigfeit und 
zur Gründung eines Bunbesftaates bewogen werben fünnen , als Monarchieen, 
zeigt das Gelingen in Norbamerifa und in ber Schweiz, fowie das Miß⸗ 
lingen in Deutſchland. Wie wenig aber, auch nur zur wirklichen Her 
ftellung einer Macht in auswärtigen Angelegenheiten, durch einen bloßen 
Staatenbunb geleiftet wird, davon ift freilich ebenfalls Deutfchland Zeuge, 
und zwar in fleigenbem Grabe bei jeber neuen Probe. 


2. Irlangung von Vortheilen. 
§ 104. 
a. Die Oegenflände. 


Jeder felditftändige Staat hat allerdings die Aufgabe, bie 
Zwecke des Zuſammenlebens nad) Maßgabe ſeines Grundge- 
dankens mit eigenen Kräften zu fördern. Dennoch iſt in einer 
nicht unbedeutenden Anzahl von Fällen Mitwirkung des 
Auslandes zu einer vollſtändigen Erreichung nothwendig. 
Theils nämlich vermögen kleinere Staaten nicht immer alle 
Bedürfniſſe zu befriedigen, ſei es aus Mangel an geiſtigen 
Kräften, ſei es weil die pecuniären Mittel fehlen, ſei es end⸗ 
lich wo eine Anſtalt zu ihrem Gedeihen einer breiten Grundlage 
und eines großen Spielraumes bedarf; theils kann überhaupt 
ber Natur der Sache nad oft Ein Staat einen wünſchens⸗ 
werthen Zuftand einfeitig nicht herftellen, ſondern es gehört 
bazı | bie: Zultimmuy a Mitwirkung anderer unabhängiger 

ante en biefen Fällen muß der Staat, wenn er 
4°; is Telbft und den Seinigen ſchaden will, aus feiner 
Vereinzelung berauztreten und fich mit fremden Regierungen 
verftändigen, bald zu einem gemeinjchaftlichen Unternehmen, 
bald zur Gewinnung der Erlaubniß, die Einrichtung eine 
fremden Staates mit zu benüßen, bald wenigftens zur Erzielung 
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übereinftimmenber Grundſaͤtze für das im Uebrigen getrennt 
bleibende Handeln ?). 

Eine vollftändige Aufzählung der Gegenftände, in Be- 
ziehung auf welche ein folcher frieblicher Verkehr wünfchenswerth 
oder nothwendig ift, kann nicht aufgeftellt werben, da ſowohl 
dad Bebürfniß, ald die Erreichungsmoͤglichkeit ſehr verfchieden 
und durch die örtlichen Verhältniffe bedingt ift; wohl aber mag 
eine Neihe von Fällen hervorgehoben werden, in welchen 
Bereinigungen unter den Staaten beſonders häufig und nüt- 
lich find. 

1. Aus dem Gebiete der Rechtsordnung find es 
namentlich folgende Verabredungen: 

a. Weber die gemeinjchaftliche Abfaffung von Gefegbüchern. 
Daß eine gemeinjame Arbeit und ebenfo die übereinftim- 
mende Anwendung de AZuftandegebrachten vorzugsweiſe 
ein Bebürfniß für kleinere Etaaten ift, verfteht fich allerdings 
von felbit; es kann jedoch eine gemeinfchaftliche Rechtsgeſetz⸗ 
gebung unter Umftänden auch für größere Reiche ein Vor: 
theil fein, entweder nämlich wenn ein fehr Tebendiger Ver- 
kehr zwifchen ihren Angehörigen ftattfinbet, oder aber ala 
Stüge und Trägerin einer gemeinfamen Volksthümlichkeit. 
Nothwendig iſt übrigen? in allen Fällen, wenn bie Ge- 
meinfchaft nicht bald wieder gelodert werben ſoll, eine 
Verabredung auch über fpätere gemeinfchaftliche Verbeſſe⸗ 
rungen und authentifche Außlegungen ?). 

b. Ueber ein gemeinfchaftliches oberſtes Gericht. Auch 
bier find es hauptjächlich Fleine Staaten, deren Verlangen 
nach einem gut befegten, ganz unabhängigen und bei ge: 
nügender Mitgliederzahl dennoch vollftändig befchäftigten 
Gerichte durch eine gemeinichaftliche Anftalt befriebigt 
wird; möglichermweife kann aber auch ein gemeinfchaftlicyer 
Kaſſationshof zur Erhaltung der gleichen Anwendung eine? 
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gemeinfchaftlichen Gefegbuches oder zu übereinftlinmenber 
und gemeinfamer Ausführung völferrechtlicher VBerabredungen 
zweckmäßig fein °). 


c. Ueber gemeinfchaftlihe Strafanftalten. Natürlich nur 


d. 


vu 


8. 


zwilchen kleinen Staaten zu verabreben. 

Meber gegenfeitige Erfüllung gerichtlicher Requifi- 
tionen; wobei denn am zweckmäßigſten ber Grundfaß 
feftgehalten wird, die Nequifition eine auglänbifchen Ge— 
richte gerade fo zu achten, wie bie eined einheimifchen, 
alfo einer Seitz Feine größeren Schwierigfeiten ober be: 
fondere Bedingungen zu machen, aber auch anderer Seitö 
fein Verlangen zu erfüllen, welches einem einheimifchen 
Gerichte abgefchlagen werben müßte. 


. Meber die gegenfeitige Gültigkeit von Richterſprüchen 


in bürgerlihen Rechtsſsſtreitigkeiten. Bon ben 
brei Möglichkeiten de Verhaltens zu frembftaatlichen Rich- 
terfprüchen ift die grundbfäßliche Nichtanerfennung derſelben 
eine große Härte gegen Privaten und eine Läugnung ber 
völferrechtlichen Verpflichtung, zur Herftellung einer Welt: 
vechtöordnung mitzuwirden; die Anerkennung erft nad 
porangegangener ftofflicher Prüfung eine unvollfommene 
Maßregel und faft eine Beleidigung bes fremden Staates; 
die vollftändige gegenfeitige Anerkennung dagegen eine 
Wohlthat für Viele und eine Grundlage zu richtigen Ver⸗ 
bältniffen zwifchen den Staaten. Natürlich wird übrigens 
auch in dem letzten Falle dem fremben Urtheile nur nad 
den biefjeitigen Formen und innerhalb des biefeitigen ma- 
tertellen Rechtes Vollziehung gegeben. 

Ueber Auslieferung flühtiger Berbreder, 
mit Ausnahme der wegen politiichen Vergehen Verfolgten. 
Endlich 

über gemeinfhaftlide Vormundſchaften und 
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ſonftige Vermoͤgensverwaltung, wo ein unter obrigkeitlichem 

Schutze ſtehendes Vermoͤgen in mehreren Staaten zerſtreut 

iſt, und alſo, in Ermangelung einer Verabredung unter 

denſelben, von verſchiedenen Behörden und nach verſchie⸗ 
denen Geſetzen auch abweichend und vielleicht widerſprechend 
behandelt wird *). 

2. Noch weit reichlicher und auch wohl in ihren Folgen 
fühlbarer find die Veranlaffungen zu Verabredungen über ge: 
meinjchaftliches Verfahren in polizeilichen Dingen. So benn 
namentlich folgende: 

a. Wenn eine regelmäßige und beträchtlihe Auswan: 
berung ftattfindet, ohne Zweifel alfo auch Bebürfnik 
ift, kann der Staat feinen feheidenden Bürgern noch 
Ihlieglih eine große Wohlthat erzeugen, überbieß den ihm 
jelbft zur Verminderung einer Uebervölferung wuͤnſchens⸗ 
werthen Abzug fördern, wenn er durch Verträge mit ben- 
jenigen Staaten, nach welchen der Strom der Auswan⸗ 
derung erfahrungsgemäß geht, einen Vertrag zu jchließen 
ſucht, welcher eine fichere Reife, eine gefchühte Aufnahme 
und anfängliche Begünftigung ber Nieverlaffung verjchafft. 

b. Ueber Duarantäneanftalten mögen Berabrebungen 
ftattfinden zur Bewerkftelligung einer fichernden und einer 
gleichmäßigen Behandlung der Menfchen und Waaren, 

“ damit weder die Geſundheitszwecke verfehlt, noch auch durch 

Einräumung gefährlicher Erleichterungen Tünftliche Abs 

lenkungen der Handelszüge hervorgerufen werben. 

c. Der freie Handel mit Lebenzmitteln ift gegen 
veraltete Anfichten und faljche Maßregeln der Theuerung?- 
polizei zu ſchützen. Iſt der Vortheil auch zunächit auf 
Seite regelmäßig einführender Länder; jo haben doch 
auch verlaufende Staaten Nuten von einer feiten Verab⸗ 
redung zu vernünftigem Verfahren. 





Lanı) 


702 


. Kleinere Staaten vermögen den Verſicherungsan— 


ftalten nur dann eine verläffige Grundlage zu gewähren, 
wenn fie ſich mit Nachbaren über gegenfeitige Zulaffung 
verftändigen. 


. Die Volksbildung fann nicht nur in Ländern von 


geringerem Umfange und mit unzureichenden Mitteln ge- 
winnen durch Verabredungen über gemeinjchaftliche Grün- 
bung und Erhaltung höherer Lehranftalten °); jondern 
überhaupt und in allen Staaten durch Verträge über 
gegenfeitigen Austausch literarifcher Erzeugniffe, durch ge- 
meinfames Verbot des Nachdruckes, durch gelegentliche 
Ausſetzung großer Belohnungen für allgemein wichtige 
Erfindungen. 


. Die Sittenpoligei gewinnt durch gemeinfchaftliche Verbote 
‚von Glücksſpielen aller Art. 
. Das Verhalten des Staates zur Kirche erfordert in 


boppelter Beziehung nicht felten eine Verabredung unter 
mehreren Regierungen. Einmal zu gemeinichaftlicher Grün: 
dung und Erhaltung höherer Firchlicher Anftalten, wenn 
Beihülfe der weltlichen Gewalt verlangt wird, 3. B. von 
Bisthümern, Seminarien u. |. f. Zweiten? aber zu ge⸗ 
meinfchaftlichem Verhalten gegenüber von mächtigen und 
ehrgeizigen Kirchenbehörben ®). 


. Vielfache Beranlafjung zu gemeinfchaftlichen Beftimmungen 


gibt die Gewerbethätigkeit der beiberfeitigen Unter: 
thanen. So 3. B. zu Verabrebung über gleichförmige 
Behandlung der Erfindungspatente; zu Verträgen über 
Zollwefen, welche fi) dann big zur Gründung bleibenber 
und mächtiger Bereine zu gemeinfchaftlicher Zollpolitik 
und Solleinnahme ausbilden können; zu Verabredungen 
über gemeinjchaftliche Regelung ber Kinderarbeit. Vielleicht 
bringt die immer dringendere Nothwendigkeit, daß ganze 
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Fabrikweſen nach gemeinfchaftlichen Grundſätzen zu behan- 

bein, jpäter noch zu fehr ausgedehnten und tief einfchneis 

denden Verträgen über dieſen wichtigen Theil der Volks⸗ 
wirthſchaft. 

. Endlich gibt der Handel zu jeder Zeit Veranlaſſung zu 
nüglichen Verabredungen mit fremden Staaten. So fchon 
überhaupt über möglichfte Freiheit der Ein= und Ausfuhr, 
gegenfeitige gerechte Behandlung der Kaufleute, Schiffer 
u. dgl.; ſodann aber noch über zweckmäßige Einrichtung 
und Aneinanderreibung der Verkehrswege, über gute und 
wohlfeile Poſtverbindung, über gemeinfchaftliches Maß und 
Gewicht, vielleicht Münzweſen; über gleichförmige Grund- 
fäbe in Betreff ver Banken, der Creditpapiere u. ſ. f. 

3. Selbft in Finanzſachen mögen Verträge mit dem 
Auslande zu großen Vortheile gereichen. Abgeſehen von ben 
Verabredungen in Beziehung auf Zoll und Handel, welche 
natürlich auch ihre wichtige finanzielle Seite haben, find 3. 2. 
Verträge in Betreff übereinjtimmender Behandlung gewifler 
Abgaben oder der Erträgniffe aus Staatdmonopolien nütlich, 
jei e3 zur Vermeidung von Mißvergnügen in höher befteuerten 
Ländern, fei ed zur Abſchneidung von Schleichhanbel ”). Sy: 
dann haben ſchon häufig Verabredungen über Staatzfchulden 
ftattgefunden, entweder zu ihrer Mebernahme oder zur Sicher- 
ftellung berjelben. 

1) Es ift nicht gerabe ein löbliches Zeichen unſeres Gefittigungsftandes, 
bag bie äußere Politif der Staaten zwar Gegenſtand ber vielfachfien Ver: 
bandlungen unb auch zahlreichfter fchriftlicher Darftellung ift, hierbei aber 
bauptfächlich nur die Erwerbung von Gebiet und Macht, fomit die Befrie⸗ 
bigung von Ehrgeiz, Gitelfeit und Habfucht ind Auge gefaßt wirb, nur 
felten aber die fo reichliche Möglichkeit, durch verfländiges und wohlwollendes 
Entgegentommen ben Uintertbanen im Einzelnen und im Ganzen folche Vor: 
theile zu verfchaffen, welche der vereinzelt bleibende Staat ihnen nicht gewähren 


kann. Sogar die für die Megierungen auf biefem Wege zu erwerbenben 
Vortheile beivegen zu Feiner häufigeren und eingehenberen Beachtung dieſer 
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Seite der internationalen Verhältniſſe; und fo wie ſchon das Bölkeredt 
das Recht bes Krieged und blutigen Zwanges unenblid vollſtändiger aus: 
gebildet hat als ba Necht des friedlichen Verkehres, fo bat fich auch bie 
wifjenfchaftliche Politik nur der gewalttbätigen ober liſtigen Seite bes Staaten: 
verfehreö zugewenbet. Hier hat unläugbar bie Wiflenfchaft noch eine ſchwere 
Schuld zu bezahlen. Ein Nuten für das Leben wirb aber bier um fo 
leichter zu erreichen fein, als in ber That bie Uebung ber Lehre vor: 
aus if. Es iſt allerdings nicht daran zu denken, daß die Staaten wirflid 
fhon alle und jebe Forderung erfüllen, welche binfichtlich ber internationalen 
Nutzensförderung geftellt werden können; allein im Ganzen muß ihnen bad 
Zeugniß gegeben werben, baß fie bier thätiger finb als bie Theorie. Nicht 
fowohl ben Syftemen, fonbern weit mehr ben Vertragsſammlungen find 
Grundfäge und Gegenſtände zu entnehmen. 


2) Ein Beifpiel gemeinjchaftlih zu Stande gebrachter Geſetzgebung if 
bie deutfche Wechſelordnung; unb ein zweites noch weit bebeutenbereö wir 
die, hoffentlich gelingenbe, Berabrebung eine gemeinſchaftlichen beutfchen 
Hanbelögefeßbuches fein. Wie nothwendig aber in ſolchem Falle ein weiterer 
Vertrag über ebenfalls gemeinfame Aufrechterhaltung und Fortbildung if, 
beweift fchon jetzt das Wechfelgefeß, und würbe unzweifelhaft in noch weil 
höherem Maaße bed Handelsgeſetzbuch zeigen. Die Ausführung Bat ihre 
Schwierigkeiten; allein wer ben Zweck will, muß auch bie Mittel wollen. 


3) Gemeinfhaftliche Gerichte find nicht felten. In Deutfchland fchreibt 
fie die Bunbesacte den Fleineren Staaten gerabezu vor; außerbem beftehen 
bie gemifchten Gerichte zur Entſcheidung über Anklagen wegen Sklaven: 
handels u. f. w. 

4) Der ganze gegenwärtige Zuftanb be internationalen Privatrechtes 
(mit Einfluß der firafrechtlihen ragen) beweift die Nothwendigkeit be 
ftimmter und ausgebehnter Verabredungen. Da die Lehre Über diefe ſchwie— 
rigen Gegenſtände durchaus nicht feftfteht, vielmehr die Anfichten auf bad 
Buntefte gemifcht find und in ben entgegengefeßteften Richtungen aus 
einander laufen, fo ift e8 Fein Wunder, ba auch bie Uebung ber et: 
fchiedenen Staaten ſehr verfhieben ift, und daß bdiefelbe Nechtäfrage von 
Land zu Land auf bie abweichendfte Weife bebanbelt wird. Daher bann 
große Mechtsunficherheit für die Einzelnen und Veranlaffung zu unzähligen. 
Verwidelungen unter ben Regierungen; aber auch die Unmöglichkeit, anders 
als durch Verträge unter ben Stantögewalten zu helfen. 

5) Ein höchſt erfreuliches Veifpiel diefer Art ift die Gefammtuniverfität 
Jena. 

6) Ein, freilich die Probe nicht beftehender, Vorgang biefer Art war 
bie Verabredung der die oberrheinifchen Kirchenproving bilbenben deutſchen 
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Staaten, gegenüber vom römifchen Stuhle nach gemeinfchaftlihen Grund⸗ 


fügen zu verfahren. 
7) Nicht felten find Verträge über gemeinfchaftlichen Salzpreis in be- 
nachbarten Ländern; ferner über gleiche Abgaben auf Getränke. 


g 108. 
b. Die Mittel. 


Von einem unmittelbaren Zwange gegen einen fremden 
Staat zum Behufe der Verwilligung eines Vortheiles für die 
dieffeitigen Angehörigen Tann natürlich nicht die Rede fein. 
So ſehr auch die Sittlichleit und der wohlverftanvene eigene 
Bortheil dem Eingehen in jo wohlthätige gegenfeitige Verhält⸗ 
niffe dad Wort reden mögen: ein fürmliches Recht auf bie 
einzelne beſtimmte Einrichtung befteht nicht. Nur mit freiem 
Willen des Nachbarz ift die Verabredung zu Stande zu bringen, 
und es ift alfo Aufgabe ver Staatäfunft, eine folche Gefinnung 
bervorzurufen. Die hierzu bienlichen Mittel find nach der 
Verichievenheit der Perſonen und Verhältniffe mannchfacher 
Art, und eben barin beiteht die Klugheit, den in jedem ein- 
zelnen Falle mächtigften Beweggrund zu erfennen und fich dienft- 
bar zu machen. Doch laſſen ſich wenigftend über einige ber 
hier zur Sprache kommenden Mittel allgemeinere Säte auf: 
ftellen. 

1. Die Ueberzeugung von der Nüßlichkeit einer beantrag- 
ten Verabredung ift durch diplomatiſche Unterhand— 
lungen anzubahnen und wo möglich zu bewerfitelligen. Die 
Führung berfelben fällt eigenen Beamten, den Gejanbten 
in ihren verſchiedenen Abftufungen, regelmäßig zu, und bei 
ftreng techniſchen Gegenftänben, deren Behandlung genaue 
Fachkenntniſſe verlangt, werben wohl auch eigene Commifläre 
beauftragt. Sache des Geſandten ift es, einer Seitz feine 
Regierung auf diejenigen Gegenftänbe aufmerffam zu machen, 

v. Mohl, Encyelopaͤdie. 45 
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weiche fich zu einem vortheilhaften Vertrage zu eignen fcheinen, 
anderer Seit? nach feiner perjönlichen üärtlichen Kenntniß ben 
richtigen Zeitpunkt für die Verhandlung und die vorausſichtlich 
zum Ziele führenden Mittel zu bezeichnen ). Zu einer jolchen 
Kenntniß in juriftifchen, polizeilichen und finanziellen Angele 
genheiten bedarf e8 nun aber freilich anderer Vorbereitungen 
und anderer Intereſſen und Gewohnheiten, als blos hoͤfiſche 
und ariftofratifche Gefandte haben können; und es ift baber 
auch auf regelmäßige und große Erfolge hier nicht zu vechnen, 
fo lange nicht die ganze Bildung und Laufbahn dieſer Gattung 
von Staantöbeamten ver vollftändigen Erfüllung ihrer Aufgaben 
beffer angepaßt ift, als dies jegt der Fall if. Die Schwierig: 
feiten einer burchgreifenden Verbefferung find allerdings groß, 
weil fich bie Verwechslung der Perfon der Staatsoberhäupter 
und ihrer perfönlichen‘ Intereſſen und Kiebhabereien mit den 
Aufgaben ded Staates und dem Ernſte derſelben nirgends in 
dem Grabe erhalten hat, als gerade in ber auswärtigen Poli: 
tif; und fo denn auch beim Giefandtenweien. Doch bebarf es 
mur einer großartigeren Auffaflung der Aufgabe und eines 
ehrlichen feften Willens, um auch in dieſem Zweige des öffent- 
lichen Dienftes eine Verbeſſerung einzuführen, wie ſie ander 
wärts ſchon längft befteht ?). 

2. Bon den materiellen Mitteln zur Erwerbung eine 
internationalen Vortheiles ftcht die Einräumung eine? 
Erſatzes in erfter Linie. Wenn das Angebotene einen reinen 
Gewinn zu gewähren fcheint, fo wird ein Austauſch feine 
großen Schwierigkeiten haben. Natürlich kann und ſoll nicht 
weiter geboten werben, als ber zu erwerbende Vortheil am ſich 
werth ift; allein ſehr häufig trifft es ſich, daß bie Abtretung 
eines Werthes ein Heinere Opfer für den biäherigen Befiher 
ift, als ber durch die Erwerbung zu erlangende Vortheil ſich 
für den andern Theil geftaltet over wenigſtens erfcheint. Na 
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türlich muß mit genauer Sachkenntniß nicht nur ber unmit⸗ 
telbaren ſondern auch der mittelbaren Folgen einer Einräumung 
verfahren werben; ebenjo verfteht ſich, daß dem Gegner ein 
Vortheil in dem Maße angerechnet wird, in welchem er dem⸗ 
felben nuͤtzt, und nicht danach, wie wenig etwa bie Einräu- 
mung dieſſeits koſtet: aber nichts iſt verkehrter und dem eige: 
nen Vortheile Hinderlicher , aß wenn mit Eleinlichem Neide dem 
Gegentheile jeder Vortheil mißgönnt wird, jelbjt wenn: verjelbe 
dieffettö nicht einmal ſchadet. Es darf nie vergefjen werben, 
daß der frembe Staat bie von und gewünfchten Zugeftänbnifje 
nicht unſeres, fondern vielmehr feine eigenen Vortheiles 
wegen macht, und daß jedenfalls nur derjenige Vertrag eine 
längere Dauer verfpricht, bei welchen beide Theile ihre Red): 
nung finden. 

3. Ein allerdings zuweilen zum Ziele führendes, allein 
böchft gefährliches Mittel find Netorfionen?) Durch die 
Erwiderung einer unfreunblichen und nachtheiligen Handlungs⸗ 
weife eined fremden Staates mittelft eine gleichen und felbft 
noch einfchneidenderen Betragens von unjerer Seite Tann ber- 
jelbe vielleicht zur Befinnung gebracht over eingefchüchtert wer- 
den, und infoferne ift das Mittel nicht unbedingt zu verwerfen ; 
allein e3 ift ebenfo möglich und ſogar wahrjcheinlich, daß ber 
wiberwillig gefinnte Nachbar durch eine Erwiberungämaßregel 
erbittert und nicht blos in feinem Benehmen beitärkt, fondern 
jogar zu noch weiter gehenden nachtheiligen Echritten veranlaßt 
wird. In ſolchem Falle ift der Schaden aber ein boppelter. 
Einer Seits naͤmlich ift das Opfer, welches eine Retorfion fast 
immer erfordert umfonft gebracht; und anderer Seitd ift ber 
weitere zugefligte Nachtheil eine felbjtherbeigeführte Verſchlim⸗ 
merung ber biöherigen Lage. Aus blokem Aerger und ohne 
genaue Unterjuchung ber Verhältnifje zu retorquiren ift thöricht, 
und überdied unrecht gegen die darunter leidenden eigenen 
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Angehörigen. — Deshalb iſt denn Retorfion ala Mittel zur Ex: 
langung eines Vortheiles nur in zwei Vorausſetzungen räthlic. 
Erftend wenn mit großer Wahrfcheinlichleit erwartet werben 
kann, daß ber Gegner nachgeben wirb; wa denn wohl der 
Fall ift, wenn ihm entweder durch die bieffeitige Maßregel 
etwas abjolut Nothwendiges entzogen wird, ober wenn ein 
mächtiged Interefie in feinem Lande barunter leidet. Zwei⸗ 
tens, wenn die Retorfion von einem biöherigen Opfer befreit, 
welches Lediglich einem allgemeinen guten Berhältniffe gebracht 
wurde. Hier wird jebenfalld ewwas gewonnen, mag nun ber 
Gegner in dem eigentlichen Streitpunfte nachgeben ober nidt. 


1) Bon ben zahlreichen Werfen über Unterhanblungskfunft find nament: 
lich folgende zu bemerfen: Vera e Cuniga, EI embaxador. Hisp, 
1621, 4 (oft überfeßt und neu herausgegeben) — Calliöres, de, De 
la maniere de negocier avec les souverains. Par., 1716 (unb fpäter 
no oft, auch in Ueberfegungen.) — Pecquet, De l’art de negocier. 
Par., 1787. — Mably, Abbe, Les Principes de negociation. & la 
Haye, 1757. (noch oft.) — Die politifche Unterhandlungskunſt. Lpz., 1811. 
— Martens, Ch. de, Guide diplomatique. Par. et Lpz., éd. 3. 
1851. — Trait& complet de diplomatie. I—III. Par., 1833. — Kölle, 
F., Betrachtungen über Tiplomatie. Stuttg. u. Tüb., 1838. — Eine 
Auswahl aus den Denkwürdigkeiten berühmter Unterhänbler zu treffen, ift 
nicht leicht bei ber großen Zahl und der ſehr verfdhiebenartigen Bedeutſamleit 
berfelben. Die am häufigften benützten find etwa bie Mittheilungen des 
Cardinals WO ffat (zuerft 1627); des Grafen b’Avaur, (1648 u. 1752); 
bes Präfidenten Jeannin (1651); des Grafen Brienne (1719); de 
Großpenfionärs 3. de Witt (1735); bes Lords Malmesbury (1845). 
Jeden Falles gehören zur Ergänzung und Aneinamberreihung bie allge: 
meinen gefchichtlichen Werke über die völkerrechtlichen Verhältniſſe, alſo 
namentlih von Flaſſan, Schöll und Klüber. 

2) Ueber bie einem Diplomaten nöthigen Eigenfchaften und Kenntnifle, 
fo wie über bie Bildungsſchule berfelben ſ. Drefch,2.d., Kleine Schriften. 
Münden, 1827, S. 11 fg.; Rehfues, Entwurf einer allgemeinen In⸗ 
firuction für bie preußifchen Gefandten. Stuttg., 1845. 

8) Vgl. oben, $ 65, ©. 449. 
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Geſchichtliche Staatswiſſenſchaften. 
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§ 106. 
Begriff und Mugen der geſchichtlichen Staatswiſſenſchaften. 


Ein vollftändiges Verſtaͤndniß de ftaatlichen Lebens er- 
fordert neben der theoretifchen Lehre auch eine Kenntniß der 
Thatſachen, und zwar jowohl ihres Herganges, als ihres lebten 
Beitanded. In der allgemeinen Staatzlehre wird der Begriff 
des Staates feftgeftellt und deſſen Wejen in den hauptfächlich- 
ften Beziehungen erörtert. Die übrigen dogmatiſchen Staats⸗ 
wiffenjchaften zeichnen vor, was mit dem Staate und in bem 
Staate zu gefchehen hat, ſei es vom Standpunkte des Rechtes 
aus, ſei ed von dem ber Sittlichfeit, jet es endlich von dem 
ber Zweckmaͤßigkeit. Allein hieraus ergibt ſich noch nicht, wie 
bad Leben im Staate in der Wirklichkeit war und tft. Dieſes 
wird erft nachgewiefen durch die beiden gejchichtlichen Staats⸗ 
wiffenichaften, nämlich durch die Sta atsgeſchichte und bie 
Staatenkunde, deren erftere bie genetiſche Entwickelung bes 
gefammten ftaatlichen Lebens, jo weit unfere Kenntniß veicht, 
bie andere dagegen eine geordnete und vollftänbige Schilderung 
der Staatlichen Zuſtände zu einer beflimmten Zeit, alfo das 
thatfächliche Ergebniß jenes Verlaufes mittheilt ). 

Die Nothwendigkeit und Erſprießlichkeit einer folchen Kenntniß 
der Thatfachen Liegt fehr nahe, und zwar für mehr als ein 
Bebürfniß. 

Einmal tft es fhon in rein menfhliher Beziehung 
Bebkrfniß, zu wiffen, welche Cchicfale unfer Geflecht in der 
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hochwichtigen Beziehung ſeines georbneten Zuſammenlebens 
durchlaufen hat, und in welchen Zuſtänden demzufolge es ſich 
befindet. Dieſe Kenntniß gewährt den ſicherſten Schlüſſel zum 
Berftändniffe des Zweckes des menſchlichen Lebens und zur Ein⸗ 
ficht in den wahrſcheinlichen weiteren Gang der Begebenheiten 
und Zuftände des ganzen Geſchlechtes. Zu gleicher Zeit ift 
fie für den, welcher Urſachen und Wirkungen gu erfennen und 
fie zu verbinden weiß, eine eindringliche Belehrung über bie 
Bedeutung des Rechtes, der Sitilichfeit und der Klugheit, und 
über deren verhältnifinäßige Kraft. Das Leben im Staate ift 
allerdings nicht bie einzige bedeutſame Seite de Dafeins der 
Menſchen auf der Erbe; aber es ift eine der wichtigften, und 
ohne feine vollftändige Berüdfichtigung ift an eine richtige 
Beantwortung des Raͤthſels unfere® Daſeins . nicht zu denken. 

Dann aber dient, zweiten, Geſchichte und Statiftil für 
ben Theoretifer, ſowohl zur Erweiterung und Vervollaͤn⸗ 
digung feiner Anjchauungen und Gedanken, als zur Prüfung 
feiner Lehrſätze. — Das wirkliche Leben ift immer weit reicher 
als die thätigfte Einbildungskraft oder das fchärfite analytilche 
Denken. Die Thatfachen, welche die Gejchichte oder die Er⸗ 
zäblung beftehender Zuſtände kennen lehrt, fordern daher viel- 
fach das Nachdenken über ragen heraus, welche ohne jene 
Kenntniß gar nicht aufgetworfen würden, unb fie machen auf 
Bebürfniffe und auf Geftaltungen des AZufammenlebens auf: 
merffam, welche dem bloßen theoretischen Scharffinn entgehen 
würden, da er fich von einer Subjectivität doch niemals ganz 
frei machen Tann. Eine theoretifche Staatäwiffenfchaft, welche 
nicht durch Benützung von Gefchichte und Staatenkunde ftofflich 
vervollſtaͤndigt worden ift, muß nothwendig immer eine unvoll⸗ 
fommene fein und kann die ganze Fülle der menfchlichen Zu- 
ftände nicht umfaffen. — Allein eine ohne Berüdfichtigung 
ber in bie Erſcheinung getretenen Zuſtände bearbeitete Wiſſen⸗ 
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haft läuft auch überbied noch Gefahr, fachlich unrichtige 
Grundfäse aufzuftellen. Leicht nämlich geht eine rein theore- 
tifche Lehre von einem hoͤhern Grunbfake aus, welcher nicht 
ganz richtig ift; oder aber fie begeht einen Fehler in einer 
Schlußfolgerung. In beiden Fällen kommt fie nothwendig zu 
falſchen Sägen; und wenn denn auch die Entdeckung berfelben 
und der Nachweis ihrer Unrichtigkeit durch rein theoretilches 
Verfahren nicht unmöglich ift, jo tft doch die Auffindung auf 
diefem Wege weber leicht noch ficher, und es tft namentlich 
ber Beweis der Unrichtigkeit auch eben ein theoretifcher,, ſomit 
felbft wieder möglichen Fehlern berfelben Art unterworfen. 
Bon höchfter Bedeutung ift daher eine Probe der Nichtigkeit 
durch gejchichtliche Thatfachen. Diefe weiſen auf unbeftreitbare 
Art nach, ob die allgemeinen Vorausſetzungen, von welchen 
bie Lehre auögeht, auch der Wirklichkeit entiprechen, ober ob 
bie Menfchen und Dinge thatfächlicy anders find, als fie von 
der Wiffenfchaft angenommen wurden; und fie zeigen, welche 
Folgen die Anwendung eine beftimmten Satzes, fei es über- 
haupt, jei e8 unter gewiffen Vorausſetzungen, in ver That bat. 
Wenn nun bad Ergebniß, wie häufig genug der Fall fein 
wird, ein anderes ift, als nach den Säben ber Lehre zu er: 
warten geweſen wäre, jo entiteht eine nicht abzuweiſende For⸗ 
derung, die Gründe dieſer Verfchievenheit aufzufuchen, dadurch 
aber zur Einficht der Wahrheit zu gelangen und bie Theorie 
zu verbejfern. Die theoretifchen Staatlehren leiden gar fehr 
unter ber Unmöglichfeit, die auf wiffenichaftlichen Wege gefun- 
denen Säge burch ausbrüdlich angeftellte Verfuche im Leben 
zu erproben, indem in den allerfeltenften Fällen ein Theore⸗ 
tiker in der Lage ift, die von ihm aufgefundenen und für wahr 
erachteten Principien aud unmittelbar an einem wirklichen 
Staate zu erproben. Der einzig mögliche Erſatz für diefen in 
der Natur der Sache liegenden Mangel iſt die Aufjuchung von 
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ſolchen Thatſachen in Vergangenheit ober Gegenwart, welche 
bie Folgen ber Anwendung des in Trage ftehenden Satzes 
oder wenigftend eines fehr ähnlichen zu fein jcheinen. In Er: 
mangelung eigener Verſuche mag ber politiſche Theoretifer auf 
diefe Weife wenigften® die von Anderen unwilllürlich angeftell- 
ten Erperimente kennen und benüben ?), 

Endlich bedarf aber auch der praftifche Staatsmann 
einer Kenntniß der gejchichtlichen Staatswiſſenſchaften. Sie 
fiefern ihm dad, was er vor Allem bedarf, nämlich Erfahrung; 
und fie lehren ihn den Schauplag kennen, auf welchem er zu 
handeln hat, fo wie bie Elemente der Kraft und des Wider: 
ftandes, welche er benüßen oder berechnen muß. Mag es 
immerhin richtig fein, baß die durch das eigene Handeln ge- 
machte Erfahrung einen flareren und wirkſameren Einbrud 
macht, als die von Anderen und an fremden Verhaͤltniſſen 
gemachten Erlebniffe diefeg zu thun vermögen; und gibt es 
unzweifelhaft eine unmittelbarere und lebendigere Anjchauung, 
wenn ftaatliche Zuftände durch eigene Beobachtung und durch 
ein in Mitte derſelben zugebrachtes Leben erfannt worden find: 
jo Tiegt es nun einmal in der Natur der Sache, daß felbft 
ber am günftigften Geftellte nicht jo Vieles und jo Verſchieden⸗ 
artiges ſelbſt erleben und nicht jo weit und breit genaue per- 
fönlihe Unterſuchungen anftellen fann, als eine vollendete 
ftaatsmännifche Ausbildung erfordert. Offenbar Liegt alfo bie 
Alternative nur jo, daß ſich entweder der Staatsmann hin- 
fichtlich der ftaatlichen Erfahrungen und Anſchauungen theilmeife 
mit fremden Erlebniffen und Beobachtungen begnügen muß, 
oder daß er ganz leer bleibt. Hier kann denn aber Tein Zweifel 
über da3 Beſſere fein. Wenn aber nicht felten, und zwar mit 
Recht, die Klage gehört wird, daß die Geſchichte jo wenig zur 
Belehrung und Marnung diene, fo Tiegt die Schuld nicht an 
der Unbrauchbarfeit der Erfahrung und Erzählungen Anderer, 
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fonbern vielmehr an der nur allzu häufigen mangelhaften Bildung 
der Individuen oder an ihrer Trägheit im Denken und Ber: 
gleichen. Große gefchichtliche und ftatiftifche Kenntniffe befähigen 
an fich noch nicht zum Staatsmanne; allein Unwiſſenheit ift 
noch weit weniger ein Grund volllommener Größe und Tüch— 
tigkeit. Dieſe findet fich vielmehr nur da, wo Gefinnung und 
Geiſt mit theoretifchem und thatſächlichem Wiſſen verbun- 
ben ſind. 


1) Es ift ſchwer zu begreifen, wie in einem großen Theile ber Ency⸗ 
klopãdieen ber Staatzwiflenfchaften bie geſchichtlichen Disciplinen ganz über: 
gangen werben. Am wenigften Tann bie Entfchulbigung gelten, daß ber 
Inhalt ber Staatögefchichte und Statiftif fich auf eine irgenb nubbringenbe 
Weife nicht im Auszuge und zufanımengebrängt in engem Raume geben 
laſſe. Allerdings ift dies nicht möglih, und bie verfchiebenen von Politz 
u. 9. angeflellten Verfuche einer ſolchen Zufammenbrängung finb Täglich 
mißlungen , felbft wo fie einen über bie Gebühr großen Raum in Anfpruch 
nehmen; allein bie Aufgabe einer vollftändigen Weberficht über ſämmtliche 
Wiſſenskreiſe, deren Mittelpunkt ber Staat ift, erfordert doch gewiß eine 
Bezeichnung der Stelle, welche bie beiben gefchichtlichen Wiſſenſchaften in 
bem Geſammiſyſteme einnehmen, und eine Hinweifung auf ihren Werth 
und auf die richtige Methode ihrer Bearbeitung. Died aber mag aud in 
Kurzem gefcheben. 

2) Bortrefflihe Bemerkungen über die Anmwenbung von Verfuchen zur 
Erforſchung der Wahrheit und über bie Unzuläffigfeit ber Anflellung ab- 
fichtlicher Verſuche in den Staatswiſſenſchaften, ferner über ben theilweiſen 
Erſatz berfelben durch Beobachtung von Thatſachen |. bei Cornwall 
Lewis, G., Treatise on the methods of observation and reasoning 
in politics. Lond., 1852, ®b. I, &. 160 fe. 








1. 
Staatsgefdidte 


$ 107. 
1. Umfang und Eintheilung ber Staatsgeſchichte. 


Die Darftellung des gefchichtlichen Herganges des Lebens 
ber Menfchen im Staate zerfällt in zwei Haupttheife: im bie 
Geſchichte des inneren Staatslebens der verfchiebenen Voͤller; 
und in die Geſchichte des gegenſeitigen Einwirkens coexiſtiren⸗ 
ber Staaten, d. h. in bie Geſchichte der Staatenfyfteme‘). 

1. Die innere Staatögefchichte läßt ſich in fehr ver: 
ichiedenem Umfange auffafjen und varftellen. — Bor Allem in 
welthiftorifcher Auffaffung, wobei denn aber fogleich wie 
ver eine boppelte Behandlung möglich ift. Entweder wirb, und 
es mag dies als das Jedeal gelten, die Entwiclung bes ftaat- 
lichen Lebens aller gejittigten Völker von den erften Anfängen 
beglaubigter Gefchichte an gegeben, und alſo ein vollftändige 
Bild diefer Seite der gefammten Menſchheitsgeſchichte gewonnen. 
Dver aber Tann auch nur ein kürzerer Theil der Geſchichte 
zum Gegenftande genommen werden, biefer dann aber wieder 
in vollftändiger Umfpannung aller in biefen Abſchnitt fallenden 
Staaten, ihrer Einrichtungen und Begebenheiten. In beiden 
Fällen ift es Aufgabe der Hiftorifchen Kunſt und eines richtigen Ein- 
blickes in bie verſchiedenen Haupt: und Nebenarten des Staats⸗ 
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gedanfend den ungeheuren Stoff in natürliche Gruppen und 
Unterabtheilungen zu bringen. — In der Regel jedoch begnügt fich 
ſowohl der Darfteller als der Leſer mit weit geringerem Umfange, 
indem nur die Staatögefchichte eined einzigen Volles, ober 
höchften? einer einzelnen Gruppe von verwandten Stämmen, 
dargelegt wird. Hier wird benn von dem erften Grfcheinen 
des betreffenden Volkes in der Gefchichte bis zur Gegenwart 
ber Hergang der äußeren, d. h. räumlichen, Bildung des Staa- 
ted und die Entwicklung feiner einzelnen Anftalten und Grund: 
fäge in Verfafjung und Verwaltung dargelegt. Es handelt 
fih davon, fowohl den Geift des Ganzen, als den Verlauf 
jeder wichtigeren Sinftitution nachzumweifen; und begreiflicher 
Weiſe dürfen auch jolche Geftaltungen des Staatslebens nicht 
übergangen werben, welche fpäter vollſtändig erlofchen find, 
falls fie nur zu ihrer Zeit lebenskräftig und wirffam waren ?)., 
— Eodann kann aber die innere Staatsgefchichte auch mon o⸗ 
graphifch bearbeitet werben. Hier wird benn die Gejchichte 
einer einzelnen Einrichtung oder eined einzelnen Grundſatzes 
ausschließlich erzählt und auf andere Beſtandtheile des Staats⸗ 
lebens nur infoferne Rückſicht genommen, als fie zur vollitän- 
digen Begreifung des heroorgehobenen Theile erforderlich find. 
(Sp 3. 3. die Geſchichte dei Fürſtenthums, oder der Volks⸗ 
vertretung, des blos verfaffungsmäßigen Gehorſams.) Im 
Uebrigen mag eine ſolche Monographie wieder in doppelter 
Weiſe angelegt fein; entweder nämlich als die allgemeine Ge⸗ 
fchichte der fraglichen Inftitutionen bei allen Völkern, welche 
fie überhaupt Tennen, ober aber als Darftelung des nur in 
einem einzelnen Staate Vorgelommenen *). — Endlich kann 
bie innere Staatögefchichte felbft noch in Form einer Bio- 
graphie erzählt werden, wenn nämlich an dem Gebaren eines 
fehr einflußreichen umb namentlich wefentliche Umgeftaltungen 
in feinem Waterlande hervorbringenden Staatsmannes der 
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1. Umfang und Eintheilung der Staatsgeſchichte. 


Die Darftellung des gefchichtlichen Herganges des Lebens 
ber Menfchen im Staate zerfällt in zwei Haupttheile: in die 
Geſchichte des inneren Staatslebens ber verfchiebenen Völker ; 
und in die Gefchichte des gegenfeitigen Einwirkens coeriftiren- 
ber Staaten, d. h. in die Gefchichte der Staateniyjteme*). 

1. Die innere Staatgefchichte läßt fih in jehr ver- 
ſchiedenem Umfange auffafien und barftellen. — Bor Allem in 
welthiftorifcher Auffaffung, wobei denn aber jogleich wie- 
der eine doppelte Behandlung möglich ift. Entweder wird, und 
ed mag dies ald das Jedeal gelten, die Entwidlung des ftaat- 
lichen Leben? aller gefittigten Völker von den erften Anfängen 
beglaubigter Gefchichte an gegeben, und alfo ein vollitändiges 
Bild diefer Seite der gefammten Menfchheitgefchichte gewonnen. 
Oder aber kann auch nur ein kürzerer Theil der Gejchichte 
zum Gegenftande genommen werden, dieſer dann aber wieber 
in vollitändiger Umfpannung aller in dieſen Abſchnitt fallenden 
Staaten, ihrer Einrichtungen und Begebenheiten. In beiden 
Fallen ift e8 Aufgabe ber hiſtoriſchen Kunſt und eines richtigen Ein⸗ 
blickes in bie verfchiedenen Haupt: und Nebenarten des Staats⸗ 
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gedankens den ungeheuren Stoff in natürliche Gruppen und 
Unterabtheilungen zu bringen. — In der Regel jedoch begnügt fich 
fowohl der Darfteller ala der Leſer mit weit geringerem Umfange, 
indem nur die Staatögefchichte eined einzigen Volles, ober 
höchften? einer einzelnen Gruppe von’ verwandten Stämmen, 
dargelegt wird. Hier wird denn von dem erften Erſcheinen 
bed betreffenden Volles in ber Gefchichte bis zur Gegenwart 
ber Hergang der Äußeren, d. h. räumlichen, Bildung des Staa- 
ted und die Entwidelung feiner einzelnen Anftalten und Grund: 
füge in Verfaſſung und Verwaltung dargelegt. Es handelt 
fi) davon, ſowohl ben Geift des Ganzen, als den Verlauf 
jeder wichtigeren SInftitution nachzumweifen; und begreiflicher 
Weile dürfen auch folche Geftaltungen des Staatslebens nicht 
übergangen werben, welche fpäter vollftändig erlofchen find, 
falls fie nur zu ihrer Zeit lebenskräftig und wirffam waren *). 
— Sodann Tann aber die innere Staatögefchichte auch mon o⸗ 
graphifch bearbeitet werden. Hier wird benn die Gefchichte 
einer einzelnen Einrichtung oder eines einzelnen Grundſatzes 
ausfchlieglich erzählt und auf andere Beftandtheile de Staats⸗ 
leben? nur infoferne Rückſicht genommen, ala fie zur vollftän: 
digen Begreifung des hervorgehobenen Theiles erforderlich find. 
(Sp 3. B. die Gefchichte des Furſtenthums, ober der Volks⸗ 
vertretung, des blos verfaffungsmäßigen Gehorſams.) Im 
Vebrigen mag eine folche Monographie wieder in boppelter 
Weiſe angelegt fein; entweder nämlich als die allgemeine Ge- 
ſchichte der fraglichen Inftituttonen bei allen Bölfern, welche 
fie überhaupt fennen, ober aber als Darftellung des nur in 
einem einzelnen Staate Vorgelommenen ’)., — Endlich Tann 
die innere Staatgefchichte felbft noch in Form einer Bio: 
graphie erzählt werden, wenn nämlich an dem Gebaren eines 
ſehr einflußreichen und namentlich wejentliche Umgeſtaltungen 
in feinem Paterlande bervorbringenden Staatsmannes ber 
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und barf namentfih in einer allgemeinen Gefchichte biefer 
Gußeren Stantenverhältnifje das gemeinjchaftliche Xeben der 
hellenifchen Staaten, darf das Verhältnig Roms zu ben all 
mälig von ihm unterjochten übrigen Staaten, endlich das 
Syſtem des chriftlichen mittelalterlichen Weltveiches nicht über: 
gangen werben: fo ift doch ein umfaſſendes, ſich klar bewußtes, 
und nach Grundſätzen gehandhabtes Zuſammenleben von Staa 
ten hauptfächlich nur in Europa ſeit vier Jahrhunderten ver: 
handen gewefen, bieje® daher auch der Hauptgegenftand ber 
Darftelung. Die jüngfte Ausdehnung deſſelben auf ander 
Melttheile ift der Beginn eines neuen Abfchnittes dieſer Ver: 
hältniffe, welche alle frühere weit hinter ſich laſſen wird nad 
Umfang und fachlicher Bedeutung; allein hier ift noch Alle 
in der erjten Geftaltung ©). 

Zu einer paffenden Behandlungsweiſe der äußeren Gefchichtt 
des Stantenlebens ift nur ein doppelter Weg. Entweder nän: 
lich Tann eine allgemeine Darftellung gewählt, d. h. bie 
Geſchichte eines ganzen Staatenſyſtemes dargelegt werben ; oder 
aber mag ein beftimmter einzelner Staat ala Mitte: 
punft genommen und auf ihn das Nebeneinanderbeftehen un 
gegenfeitige Einwirken der übrigen Staaten bezogen werben, 
natürlich infoweit er überhaupt dabei beiheiligt ift. Auf die 
eine Art ergibt fich alfo 3. DB. die Gefchichte des europäiſchen 
Staatenſyſtemes, fei es in feiner Ganzheit fei es nur in ein 
zelnen Zeitabfchnitten, anderer Seit? die Schilderung der Be 
ziehungen Frankreichs, Englands u. f. f. zu den Welthänbeln. 
Durch gute allgemeine Werke erhält man auch hier einen 
uUeberblick über den ganzen biäherigen Verlauf, ein Wrtheil 
über das Betragen und die Bedeutung jedes einzelnen Staate, 
einen Ausgangspunkt für wahrfcheinfiche Vorausſicht der Zu 
kunft; eine Localifirte Auffaffung dagegen lehrt die Urſachen 
kennen, welche einem beftimmten wichtigen Staate feine Richtung 
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und feine jetige Stellung gegeben haben, Iehrt Fehler mei- 
den und Vorzüge nachahmen, gibt endlich fichere Vermuthung 
darüber, weſſen man fich auch Fünftig von ihm zu verfchen 
hat. Beide Bearbeitungen verhalten ſich aljo wie allgemeine 
Welt - und befondere Menſchenkenntuiß. 


1) Wenn mehrere encyklopäbiſche Werke, 3. B. bie von Politz und 
von Bülau verfaßten, nur die Gefchichte ber Staatenfofteme nicht aber 
die innere Staatsgefchichte ald Theil der Staatswiſſenſchaften aufführen, fo 
kann dieß nur von bem falfchen Gedanken herrühren, bag in einer Schrift 
folher Urt der Inhalt ber Staatögefchichte, werm fchon etwa gebrängt, 
mitzutheilen fe. Da dieß nun bei einer Geſchichte ber Staatenfufteme we: 
nigſtens bis zu einem gewiſſen Grade moͤglich, dagegen natürlich hinſichtlich 
ber inneren Gefchichte aller Staaten ganz außer Frage war, fo wurbe ber 
(zu fo verfehrtem Beginnen) ungefügige aber hauptfächlichfte Theil der Wiſſen⸗ 
haft über Borb geworfen, anftatt daß eine Veränderung in ber Methode 
vorgenommen worden wäre. 

2) Nähere Angaben über beive Behandlungsweiſen ber inneren flaat: 
lichen Geſchichte ſ. unten, $ 109. 

8) Die Zahl ber ftantsgefchichtlihen Monographieen iſt in den Litera: 
turen aller gefittigter Volker fo bebeutenb, daß jeber Verſuch einer Aufzäp: 
lung an biefer Stelle unmöglich, die Hervorhebung nur einzelner Werke 
aber zwecklos wäre. Die zur Staatögefchichte Deutſchlands, Englands und 
Frankreichs gehörigen f. aufgeführt und beurtheilt in ben betreffenden Ab: 
ſchnitten meiner Geſchichte und Literatur der St.:W., Bb. II und II. 

4) Berühmte Abfpiegelungen ſtaatlicher Zufände in dem Leben einer 
Perfönlichkeit find 3. B. Robertſon's Geſchichte Karls V; VPrefcottz 
Geſchichte Philipp's IL; Pertz's Lebensgeſchichte Stein's, Thier's Ge: 
ſchichte Napoleon's J. als Conſul und Kaiſer. 

5) Ueber den Werth ber Geſchichte für ben practiſchen Staatsmann f. 
bie höchſt fcharffinnigen, wenn vielleicht auch etwas überkritiihen, Bemer: 
ungen von Cornwall Lewis, in ®b. I, ©. 151 fg. des oben, $ 106, 
Anmerk. 2, angef. Werkes. 

6) Näheres über die bier einfchlagende Literatur ſ. unten, 6 109. 


6 108. 
2. Methode. 


In welcher Ausdehnung aber immer eine innere oder eine 


internationale Stantögefchichte gegeben werben Bil, jeden Falles 
v Mohl, Enchcelopaͤdie. 
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bat ſie fich eine Reihe von beſtimmten Aufgaben zu ftellen und 
darf gewiffe Forderungen nicht vernachläfligen. 

Bor Allem ift die urfprünglidhe Stammegeigenthüm- 
lichleit des betreffenden Volles ‚die daher rührende Gejittigung, 
und die aus biejer wieder entipringende Gattung bed Staates 
fowie beffen urfprüngliche Aufgabe und Form bdarzuftellen. 
Dieje Bejonderheiten bilden die Grundlage der ganzen fünftigen 
Entwicdelung, und in der Regel ziehen fie ſich als rother 
Faden durch alle ſpäteren Aenderungen. Natürlich ift es eine 
Hauptaufgabe, etwaige fpätere Umgeftaltungen , ſei es daß fie 
durch den Gang und ben Inhalt der Gefittigung, ſei es daß fie 
durch äußere Schickſale entitehen, jorgfältig nachzuweiſen und 
ihren Einfluß auch auf das Staatliche Leben zu zeigen. 

Zweiten? muß die Entwidelung der Berfaffung 
und Verwaltung bed Staates gefchildert werben; natürlich 
einer Seit? mit vorzüglicher Hervorhebung des Wichtigen und 
Bezeichnenden; anderer Seit? mit Nachweifung von Urſachen 
und Wirkungen jo wie im Zufammenhange mit den äußeren 
Creigniffen. Von beſonderer Wichtigkeit, aber auch jchwierig, 
ift hier die Nachweiſung des Einfluffes fremder Einrichtungen 
und Gedanken, wo jolche herübergenommen unb den natur- 
wüchfigen Zuftänden einverleibt werben, fei e in Folge äußeren 
Zwanges, fei es aus Ueberzeugung von deren Vortrefflichkeit ?). 
Nicht jelten wird in ber allmäligen Entwidelung eine? Staates 
auch die Literatur eine große Nolle fpielen; und jo wenig eine 
Staatögejchichte zur Aufzählung und Beurtheilung des Schrif- 
tenthumes im Allgemeinen beftimmt ift, fo tft doch in folchem 
Falle eine Ausnahme zu machen 2). 

ebenfalls ift, drittens, der Gefchichte der Geſellſchaft 
ein hauptfächlichite® Augenmerk zuzuwenden. Allerdings fallt 
diejelbe nicht zufammen mit der Geſchichte des Staates, feiner 
Formen und feiner Erlebniffe; allein da die Gefellfchaft das 
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natürliche Ergebniß der großen im Bolfe thatfächlich vorhan- 
denen Intereſſen und Beziehungen ift, und da fie hauptjächlich 
als ftofflicher Inhalt die Formen des Staates füllt, durch fie 
befriedigt wird ober gegen fie anfämpft: jo dient eine richtige 
und genaue Kenntniß von ihr zum Verjtändniffe der Forderungen 
an den Staat und der daraus entftehenden inneren oder äußeren 
Bewegungen. in Staat, deſſen Formen oder deſſen Hand: 
lungsweiſen im Widerſpruche ftehen mit mächtigen Beftand- 
theilen der Geſellſchaft, ift in einem durchaus unnatürlichen 
Zuſtande, aus welchem fich entweder mächtige und vielleicht 
gemwaltiame Aenderungen, oder auch möglichermweife ungewöhn: 
fiche, glückliche oder unglüdliche, Beitrebungen zur Stüßung 
bed Beftehenden und zur gewaltfamen Aufrechterhaltung ftille 
aber gefährlich bebrohter Inſtitutionen allein erflären Iaffen. 

Vierten? müflen einzelne Begebenheiten oder 
Menſchen Gegenftand ausführlicher Darftellung fein, falls 
diefelben entweder von entjchiedenem Einfluffe auf die Ent: 
widelung der ftaatlihen Zuſtände waren, oder aber bdiefelben 
in beſonders bezeichnender Weiſe ben Geift einer Einrichtung 
oder eines Zeitabſchnittes verkörpern. 

Endlich fol, fünfteng, nicht blo8 dag Entjtehen und Blühen 
ftaatlicher Anftalten oder Richtungen, fondern auch das allmälige 
Verkommen und Abſterben im Ganzen oder Einzelnen 
nach dem Zeitpunkte, nach Urfache und Verlauf, endlich in 
feinen Folgen nachgewicjen werben ?). 

Dei der Gefchichte der auswärtigen Verhältniffe ift neben 
der Erläuterung der von den Regierungen auögehenden 
Handlungen und der ftaatlichen Intereſſen im engeren Sinne 
auch das gegenfeitige Verhalten der Völker zu einander zu 
berüdfichtigen und in feinen Cinzelheiten nachzuweifen. So 
alfo namentlich die Achnlichkeit oder Verfchiedenheit der ganzen 
geiftigen Richtung berfelben in Beziehung auf Religion, fittliche 
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Weltanſchauung, Gewohnheiten, Höhe und Richtung der Bil- 
bung; ferner dad Welen ihrer wirthichaftlichen Thätigkeit und 
die daraus entſtehenden Intereſſen freundlicher oder feindlicher 
Art; die Erinnerungen an früher erfahrene Unbilden und 
Kämpfe und die hieraus entftandenen nationellen Abneigungen 
oder Mitgefühle. Alle diefe zwar nicht in Formen und Ge— 
jeßen ausgedrüdten Beſtandtheile des Voͤlkerlebens find Häufig 
von den größten Folgen auch für die Handlungsweife der ver- 
faffungsmäßigen Staatorgane, jelbft da, wo eine unmittelbare 
Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten der Mafle des 
Volkes nicht zufteht, indem bie Herrfchenden theils ſelbſt im ver 
nämlichen geiftigen Atmofphäre leben, theilg doch Rückficht zu 
nehmen haben auf bie Neigungen und auf die Befähtgungen 
der Bevölferungen, auf weldye fie fich ftüken und burdh welch 
fie wirfen 9). 

Es ift unmöglich, alle denkbaren Fehler in der Behant- 
lung der Staatsgefchichte einzeln bemerklich zu machen und ver 
ihnen zu warnen; doch mögen einige, als bejonder® Häufig 
porfommend und in der That auch näher liegend, hervorgehoben 
werben. Vorerſt ift die perjönliche Geſchichte der einzelnen 
Regenten fein Gegenftand für die Staatögefchichte, in welcher 
diefelben nur infoferne einen Platz finden können, als fie bleibende 
und wejentliche Veränderungen im Staatzleben hervorgerufen 
haben. Wo möglich noch ungehöriger ift eine ind Einzelne 
gehende Gejchichte der Kriege, welche Tebiglih nur in ihren 
Ergebniffen, falls diefe von ftaatlicher Bedeutung find, berüd- 
fichtigt werden koͤnnen. Ferner find einzelne Creigniffe, und 
wären fie in andern Beziehungen noch jo auffallend und merk⸗ 
würdig, nur dann ein gehöriger Stoff zur Beiprehung, wenn 
fte entweder Veranlaffung zu einer neuen Entwidelung bes 
Staatlichen Leben? waren, oder wenn fie etwa als beſonders 
bezeichnend für den Geift concreter ftaatlicher Zuftände erfcheinen. 
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Endlich ift bie Gefchichte anderer Nechtätheile, fo namentlich 
des Privatrechtes, Fein Beftanbtheil einer Staatsgeſchichte, außer 
wo fie. etwa von Einfluß auch auf bie öffentlich- rechtlichen 
Zuftände find. Es fol nicht in Abrede gezogen werben, baß bie 
Darftellung ver geſchichtlichen Entwickelung des geſammten Recht3- 
lebens eines Volkes eine wiſſenſchaftlich wichtige und fruchtbare 
Aufgabe ift: allein biefelbe geht weit über den hier zumächft 
vorliegenden Zweck hinaus, und es ift überhaupt bie Verbindung 
des Rechtes der Einzelnen und der geſellſchaftlichen Kreife mit 
dem Staatsrechte von größerer Bedeutung für das richtige 
Verftänbniß des erfteren, als für bie des Ießtgenannten &). 


1) Bei einer Herübernahme fremblänbifder Staatseinrichtungen ift es 
eine hauptſaͤchliche Aufgabe ber Geſchichte, mit Beftimmtheit hervorzuheben, 
inwieferne ſolche angenommene Grunbfäge und Anftalten bei der Verpflan— 
gung in ein anbered Medium mehr ober weniger weſentliche Beränderungen 
erfahren haben, und bie Urſachen zu bezeichnen, welche bie, oft fo aufs 
fallende, Verſchiedenheit ber Wirfungen in beiden Ländern erzeugten. Ohne 
umſichtiges Eingehen in biefe, oft nur innerlichen und erft allmälig hervor- 
tretenden, Verſchiedenheiten ift große Gefahr einer ganz falſchen Auffaffung 
ber Thatſachen und einer verkehrten Beurtheilung ber Urfachen und Wir: 
ungen. Gin belehrendes Beifpiel biefer Art find die Veränderungen, welde 
das repräfentative Syſtem bei feiner Berpflanzung von England nad) Frank⸗ 
teid) und fo weiter in bie übrigen europhifchen Staaten erfuhr. 

2) Zum Beweife, von weldiem weitgreifenden Cinfluffe bie politifce 
giteratur auf die @eftaltungen des Lebens und Staates fein kann, braucht 
nur auf bie großen franzoſiſchen Schriftfleller bes 18. Jahrhunderts, oder unter 
den Engländern auf Delolme, Blacſtone und Burke Hingewiefen zu werben. 

3) Wie notwendig es ift, aud bad Verfommen unb bie praktifche 
Unwirkfamfeit von Staatsanſtalten in ber geſchichtlichen Schilderung bes 
Öffentlichen Lebens mit Beftimmtheit und Wahrheit hervorzuheben , zeigt ſehr 
deutlich ein Vergleich mandyer früherer Werke über die Geſchichte ber beut: 
fen Reisverfaffung mit ben wirflihen Zuftänben gegen bad Ende bes 
Reiches. Nach Pütter's Schilderung . ©. möge eb feinen, al ſeien 
alle Einrichtungen gegen Ende bes 18. Jahrhundert noch vollftänbig Iebends 
fähig und wirkſam geweſen, während fie doch zum größten Theile nur noch 
ein Schatten und mehr ein Hinbernig als eine Kraft waren. Hier wird 
eine richtige Einficht in den wirklichen Zuſtand und in bie Urfaden bes 
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plöglichen ſchmaͤhlichen Zuſammenſturzes erfi gewonnen, wern bie neneſten 
Schilderungen von Häuffer, Biedermann u. U. verbunden werben mit 
benen ber früheren Reich&hiftorifer. 

4) Ohne eine tüchtige Schilderung ber Nationalitäten ift in vielen 
Fällen ber eigentliche Grund ber Erſcheinungen im Staat3leben nicht ver 
ſtaͤndlich, namentlich in ber Gefchichte der Staatenſyſteme. Wieviel erflärt 
nicht 3. B. die Ruhmſucht, bie Eitelfeit, die Kriegstüchtigkeit, bie Selbſt 
überfhäßung bed franzöfifchen Volkes, welche Eigenſchaften in ben Hunt: 
lungen ber Megierung nur ihren formulirten Ausbrud finden unb biefem 
zur fiherften Stüße dienen? Die langfame Zähigfeit ber Cnglänber, bie 
perfönliche Ehrenhaftigfeit der Einzelnen unb bie rückſichtsloſe Selbſtſucht 
in Öffentlihen Dingen gibt ben Schlüffel zum Verfländniffe mancher fonft 
unerflärliher Handlungen und Erfolge ihrer Politi. Der Mangel an 
Gewiſſenhaftigkeit und an ritterlihem Chrgefühle, ſowie bie große Self: 
zuverſicht und die Gewinnluft ber Norbamerifaner aber wirb , fo ift wenig: 
ſtens fehr zu fürdten, von wefentlichftem Einfluffe auf die künftigen Zu 
flände der gefittigten Welt fein, unb vielleicht ganz neue Factoren filr die 
Weltereigniſſe liefern. 

5) Bei ber Beurtheilung des Werthes, welchen die neueren Gtaatd 
und Nectsgefchichten in Anſpruch zu nehmen haben, kommt vor Allem 
ber Stanbpunft des Benügenden in Betrachtung. Unzweifelhaft ift bie 
Nebeneinanberftellung und gemeinfchaftliche Cntwidelung ſämmtlicher Theile 
bes ganzen Rechtsweſens zunächft für ben Rechtsgelehrten, dann aber auch fit 
ben Geſchichtsforſcher von großer Bebeutnng, und ſolche können denn na 
mentlich bie Verdienfte Eichhorn's, als bes Grünbers diefer Behandlungs: 
weife, nicht Hoch genug anſchlagen. Allein für den Staatsmann ift bad 
Ziel doch überfhoffen worden. Go gewiß eine Ausbehnung ber früheren 
bauptfählih nur bad Meußere und die Formen berüdfichtigenben ge 
ſchichtlichen Darftellungen des flaatlichen Lebens nothwendig war: fo if 
boch bie jeht gewöhnliche gleihmäßige Behandlung bed gefammten Privat⸗ 
rechtes, ber Progeffe u. f. w. nicht nur Fein Bedürfniß für ihm, fonbern 
fogar eine Störung und eine Ablenkung vom eigentlichen Ziele. 


g 109. 
Literatur der Staatsgeſchichte. 

Jedes allgemeine gefchichtliche Werk berüdfichtigt natürlich 
mehr ober weniger auch den Staat und feine Einrichtungen, 
ſowie die Verhältniffe zum Auslande; und bei vielen bilden 
biefe Gegenftände wenn auch nicht den einzigen fo doch den 
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bauptfächlichften Stoff. Eine fcharfe Ausfcheibung ber nur 
ber Staatögefchichte gewibmeten Schriften au ber unüberjeh- 
baren Menge ver gejchichtlichen Arbeiten überhaupt ift daher 
nicht Leicht zu treffen; und es follen auch die im Nachſtehenden 
zu nennenden Werke keineswegs eine vollftändige Aufzählung 
bilden, fondern vielmehr nur als Beifpiele und zur erften Zus 
rechtfindung dienen. 

Jedenfalls ift es zweckmäßig, die Gejchichte der äußeren 
Verhältniffe, d. h. der Staateniyfteme, zu unterfcheiden von 
denjenigen, welche nur die innere Gejchichte eines beſtimm⸗ 
ten einzelnen Staated ober einer Gruppe von Staaten behandelt. 

Die Geſchichte des europäifhen Staaten: 
Inftemes ift mit. Bewußtfein des befonberen Zweckes, d. h. 
mit Ausſcheidung aller anderen Seiten des menfchlichen Lebens, 
ſchon von der Mitte des 18. Jahrhundert? an, und zwar 
namentlich in Deutfchland, behandelt worden. Schon im Jahre 
1741 ſchrieb J. J. Schmauß feine „Einleitung zu ber 
Staatswiſſenſchaft,“ welche die gegenfeitigen Verhaͤltniſſe der 
europäifchen Staaten im Ganzen und im Einzelnen von ber 
Mitte des 15. Jahrhnnderts an mit Kenntniß und Einficht 
barftellte. Ihm folgte bald Achenwall (Gefchichte der euro- 
päifchen StaatöhändelL Leipzig, 1756), welcher durch ein ge- 
brängted Lehrbuch dieſe Auffaffung der Gefchichte zum Gegen: 
ftande des Univerfitätäunterrichtes machte. Großen Ruf erwarb 
fich auf diefem Felde ſodann Heeren, deſſen „Geſchichte des 
europätfchen Staatenſyſtemes“ (zuerft 1809) in viclen Auflagen 
und Ueberſetzungen eine weite Verbreitung erhielt, und biefe 
auch unzweifelhaft durch richtige Feſthaltung des Gedankens, 
verftändige Eintheilung des Stoffes und reiche Beleſenheit ver: 
biente. Wenn hierauf Poͤlitz durch einige feiner marklofen 
Arbeiten (Gejchichte des europaͤiſchen Staatenfoftenes, als 
Band III feiner Staatöwifienfchaften im Lichte unferer Zeit; 
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und die Stantenfufteme Europa's und Amerika's, 3 Bänke, 
1826) zwar bie Zahl der Bücher vermehrte, nicht aber die 
Wiſſenſchaft förderte: fo ift Befferes zu rühmen von %. Bü: 
lau's Gefchichte des europäiſchen Staatenſyſtemes (3 Bde, 
1837). Wirklich Bedeutendes ift aber geleiftet worben von den 
beiden Deutichfrangofen Koch (Tableau des revolutions de 
l’Europe, ed. 3, 1832, 2 Bde.) und Ancillon (Tableau 
des r&volutions du syst&me politique, 1823, 4 Bde.) und 
ift vor Allem zu rühmen des Belgier? Laurent großes Wert 
über die Gejchichte des Wölferrechtes (f. oben, $ 69 ©. 467), 
welches auch in Beziehung auf die Erzählung der äußeren 
Ereigniſſe Meifterhaftes liefert. Außerdem aber find die be 
rühmten Werke von Schloffer über bie Gejchichte des 18. 
Sahrhundertz, von Thiers über die Gefchichte der franzöfifchen 
Staatsumwälzung und über bie des Katferreiches, von Allifon 
über die Zeit ber franzoͤſiſch-engliſchen Kriege endlich Häuſſer's 
Deutfche Gefchichte und Gervinus' Neue Gefchichte hierher 
zu zählen, wenn fie ſchon nur einen kürzeren Zeitabjchnitt 
behandeln und fie fich nicht ausſchließlich auf die auswärtigen 
Angelegenheiten beſchränkt haben. 

Aelter und zahlreicher find die Darftellungen der inneren 
Staatögefchichte. Allerdings befteht wohl kein univerfalgefchiht- 
liches Werk, welches den Verlauf der inneren Entwidelung 
ſämmtlicher, oder audy nur der bebeutenbften Culturſtaaten zum 
ausschließlichen Gegenftande hätte, indem immer auch noch 
Schickſale von Perjonen und die andere Theile der Gefittigung 
betreffenden Ereigniffe berüdjichtigt find. Doch ift eine bedeu⸗ 
tende Anzahl von Schriften vorhanden, welche bie Geſchichte 
bed inneren Staatölebens, wenn auch nicht außfchlielich ſo 
wenigftend genügend, crörtern, zum Xheile in weit umſpan⸗ 
nender Ausdehnung, hauptſächlich aber mit Befchränkung auf 
beitimmte Länder. 
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Unter den umfaffenderen Werken diefer Art find nament- 
lich zu nennen: %. von Müllers PVierundzwanzig Bücher 
allgemeiner Gefchichte und Schloſſer's Weltgefchichte; ſodann, 
auf kürzere Abfchnitte ver Weltgefchichte beichränft, M. Dunder’s 
Geſchichte des Alterthums; Spittler's Gefchichte der euro: 
pätfchen Staaten; 3. G. Eichhorn's Geſchichte der brei letzten 
Sahrhunderte; Guizot's Histoire de la civilisation; Rau⸗ 
mer's Geſchichte Europa’3 feit dem 15. Jahrhundert. 

Weit reicher noch ift die Literatur der Staatögefchichte 
einzelner Ränder ?). 

Ueber die Staatsgeſchicht Griechenlands beftehen, 
neben vielen andern, bie trefflichen Arbeiten des Englänbers 
Grote, und der Deutfhen Hermann, Wachsmuth und 
neueſtens Curtius. 

Aus der faft überreichen Literatur über Rom's ſtaatliche 
Entwidelung ragen hervor Nieb uhr's großartiges Werk über 
die Anfänge, Mommſen's geiftreiche Echilverung ber Ent: 
widelung, Gibbon's lebendvolle Darftellung des Endes. 

Für Frankreich beginnen die erften Anfänge jchon mit 
bem 16. Jahrhundert und gehen in ununterbrochener Folge bi? 
auf die jüngfte Zeit herunter. Aus der großen Anzahl ber 
hierher gehörigen Werke find namentlich hervorzuheben: Lim- 
naeus, Notitia regni Franciae, 1655; Mllie. de Lezar- 
die&re, Theorie des lois politiques de la monarchie francaise, 
1792, neue Auflage 1844; Laferritre, Histoire du droit 
francais, bis ist 5 Bde., 1836; Warnkoͤnig und Stein, 
Tranzöfiiche Staats = und Nechtägefchichte, 1846; Schäffner, 
Geſchichte der Nechtöverfaffung Frankreichs, 1850. 

Die Geſchichte des englifhen Staatälebend ift zwar 
nicht in einem die gefammte Dauer veffelben umfaſſenden Werke 
dargelegt, wohl aber find vortreffliche Arbeiten über größere 
Abfchnitte derfelben vorhanden , aus welchen unfchwer dad Ganze 
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zufammengefegt werben mag. Die angelſächſiſche Zeit haben 
Turner, Balgrave und Kemble, die normannifche Zeit 
Madox und Philipps; die Entftehung der parlamentarifchen 
Verfaffung bis zu der Nevoflution vom Sahre 1688 Hallam, 
bie Gefchichte ded 18. Jahrhundert? Lord Mahon gefchrieben 
und in glänzendfter Weile Hat Macaulay die Geſchichte der 
Rettung und Befeitigung ver bürgerlichen Freiheit in England 
durch Wilhelm IH. wenigſtens begonnen. 

In Deutſchland Hat Möſer durch feine Osnabrückiſche 
Geſchichte an einem kleinen Lande meiſterhaft gezeigt, wie von 
ven erſten Urfprüngen an und aus dem Volkscharakter heraus 
bie innere Entwickelung eines Staates barzuftellen ji. Pütter 
gab eine fehr überfichtliche, aber body in mehr ala einer Be 
ziehung höheren gefchichtlichen Forderungen nicht entfprechenbe 
Schilderung der Entftehung und des Herganges ber zu feiner 
Zeit noch beftehenden Einrichtungen des Reiches. Endlich aber 
ftiftete Eichhorn durch fein großes Werk über die deutſche 
Staatd- und Nechtögefchichte eine eigene Schule, welche in 
üppiger Blüthe fteht und eine große Anzahl von umfafjenden 
Werfen und von Monographieen, ſowohl über die Einrichtungen 
von Gefammt-Deutfchland ala über das ftaatliche Leben einzelner 
Landestheile, geliefert hat und noch Liefert. 

Auf diefer Grundlage ftehend haben ſodann Bluntſchli, 
Blumer, Segejfer und Stettler reihe Beiträge zur 
gefchichtlichen Kenntniß der Verfaffung der Schweiz geliefet, 
Warntönig die Nechtögefchichte von Flandern bearbeite, 
Macieiowski aber die flawifche Rechtsgeſchichte. Und 
felbft für die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ift bereits das Bedürfniß entftanden, den Urfprung und bie 
Entwickelung ihrer ftaatlichen Einrichtungen gründlich feflzu- 
ftellen und zu entwideln. Curtis, Reimann und Labon⸗ 
laye haben daſſelbe auf eine treffliche Weiſe befriedigt. 
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1) Ein, freilich Yange nicht vollſtändiges, Verzeichnig der Schriften 
über die Geſchichte der äußeren Staatöverhältniffe |. in Klübers Völker: 
recht, Ausgabe von Morſtadt, S. 438 fg. 

2) Die Zahl ber Schriften über bie innere Staatsgeſchichte ift allzu 
groß, ald daß hier mehr bern bloße Andeutungen gegeben werben Fünnten. 
An einer vollſtändigen Bibliographie über dieſen Theil der Staatswiſſen⸗ 
haften fehlt e8 allerdings, boch mögen verfchiebene Abfchnitte meiner 
Geſchichte der Literatur und ber Staatswiſſenſchaften zu möglichft theilweifer 
Meberfiht binen. So Bb. I, ©. 476 u. fg. für bie Schweiz; daſelbſt 
©. 536 u. fg. für die Vereinigten Staaten von Norbamerifa; Bd. I, 
S. 8 u. fg. für England; daſelbſt 253 u. fg. für Deutfchland ; für Frank: 
reich, Bd. II, ©. 24 fg. In Barntönig's franzöfifher Staats: und 
Rechtsgeſchichte Sb. I, ©. 9 u. fg. find Nachrichten über bie franzöfifche 
Literatur dieſer Art gegeben. 





2. 
Statifik, 


$ 110. 
1. Begriff und Umfang der Statiſtik. 


Nicht blos die Kenntnig ded Werben, fondern — und 
jelbft wohl noch in höherem Grade — die Kenntniß des Ge 
worbenen im Staatsleben ift nüßlich und nöthig. Der neueflt 
Zuſtand ift dad Ergebniß aller vorangegangenen, vie Folge 
aller Urfachen; nur auf dag Beſtehende kann eingewirft werden; 
und nur bei einem richtigen und vollftändigen Begreifen des 
Beſtehenden ift eine zweckmaͤßige Einwirkung gefichert. 

Die Wiſſenſchaft, welche bie beftehenden Zuftände kennen 
lehrt und erflärt, ift nun die Statiftit. — Vielfach und 
mit Scharffinn (freilich auch mit verkehrter Spitzfündigkeit) iſt 
über die richtige Begriffsbezeichnung derſelben geftritten worden, 
fo daß eine eigene zahlreiche Literatur über das Weſen und 
den Zweck biefer jüngften der Staatswiſſenſchaften vorliegt ’)- 
Wenn man fich jedoch nicht durch feine eigene Gelehrſamkeit 
verwirren und durch Iogifchen Lurus zu nußlofen Grübeleien 
verführen läßt, fo ift die Sache äußerſt einfach. Die Statiftil 
ift die Wiffenfhaft der ſtaatlichen und gefellfgaft 
lichen Zuftände, weit in ber Regel die Gegenwart ſchil⸗ 
bernd, wohl aber auch befähigt zur Darftellung eines rückwärts⸗ 
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biegenden Zuftanded, wo beffen Kenntnig wünfchenswerth er: 
ſcheint 9). 

Es find alfo bloße Thatſachen, welche die Statiftif zu 
liefern hat. Die Gründe ihres Entftehens und Beſtehens find 
in der Gefchichte zu fuchen oder werden fie von den bogmati- 
hen Staatswiſſenſchaften geliefert. Je reiner fich die Statiſtik 
an bad Thatjächliche Hält, befto weniger läuft fie Gefahr irre zu 
gehen, und zu deſto vielfacherem und fichererem Gebrauche dienen 
ihre Mittheilungen. Sie liefert den Stoff zu Beweiſen und 
für die Kritik; allein fie ſelbſt fol nichts zu beweiſen fuchen 
und fein Urtheil fällen. Höchſtens mag fie den unmittelbaren 
Zufammenhang einer Thatfache mit einer anderen angeben, 
vorausgeſetzt daß berfelbe ganz Far vorliegt und keinerlei Zweifel 
über Urſache und Wirkung befteht ). — Auf welche Art bie 
Thatſache fich äußert, und in welcher Form biefelbe am beut- 
lichten auszubrüden ift, macht feinen Unterſchied. Zuweilen 
wird bie am beften durch Zahlen gefchehen; in anderen Fällen 
laffen ſich Zuftände durch Erörterungen mittelft Worten dar⸗ 
legen; in britten, jelteneren, etwa auch graphiſch. Alle dieſe 
Arten von Aufzeigung der Thatfachen find gleich zuläſſig, 
wenn fie am gehörigen Orte angewendet find; ganz unzuläffig 
it es aber, aus ben Thatſachen, welche fih am Türzeften 
und fehärfiten in Zahlen barftellen, eine eigene Abtheilung 
unter dem Namen der „politifchen Arithmetif” zu bilden, bie 
übrigen aber als „befchreibende Statiftit” zufammenzufaffen. 
Beides find ungertrennliche, beftändig abwechjelnde und ſich 
gegenfeitig ergänzende Theile einer und derſelben Zuſtands⸗ 
wiſſenſchaft *). 

Der Umfang einer ftatiftifchen Darftellung mag hoͤchſt 
verfchieden fein. Es Läßt fich denken, (wennſchon ſchwer bare 
ftellen ,) daß in einer Univerfalftatiftit die fänmtlichen Zuftänbe 
aller bekannter Staaten in ihren fämmtlichen Beziehungen dar⸗ 
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gelegt werden. Allein es ift ebenfowohl mögfih, ein in ſich 
vollendete ftatiftifched Bild von nur einem einzelnen Staate 
zu geben, ja nur von einem einzelnen Theile des ftaatlichen 
oder gefellfchaftlichen Lebend. Es beiteht alfo 3. B. neben 
einer Statiftif von Europa eine Statiftif von Yranfreich; es 
fann aber auch nur eine Statiftil der Rechtspflege in Frankreich, 
oder de Unterrichtsweſens in diefem Lande gegeben werben, 
ferner eine Statiftif ſeines Ackerbaues, feiner Gewerbe, ober 
ſelbſt nur einzelner Beſtandtheile berjelben, etwa des Bergbaues 
u. dgl. Se befchräntter der Umfang ift, deſto leichter läßt ſich 
ohne Verwirrung und Ermüdung in große Einzelheiten ein: 
geben. Ob aber die allgemeinere Weberficht oder das einzelfte 
Wiffen von größerem Werthe ift, hängt von dem Gebrauch 
in jedem befonderen Falle ab. 

Strenge genommen hat die Statiftit nur ſtaat liche 
Thatfachen zu melden; allein eine Berücfichtigung auch ge 
fellfhaftlicher Auftände dient nicht blos zur Belebung 
ber Darftellung und zur Ausdehnung der Kenntniffe, fondern 
fann auch zur vollftänbigen Erreichung des nächſten Zweckes 
nicht wohl entbehrt werden, ba die Gefellihaft die nächſte 
Grundlage und der unmittelbare ftoffliche Inhalt des Staates 
und fomit das richtige Verftändnig der inrichtungen des 
leßtern durch eine Einficht in jene bedingt ift. Nur darf bie 
Beruͤckſichtigung der nicht unmittelbar ftaatlichen Zuftände nicht 
auf folche Seiten dcd Volkslebens ausgedehnt werben, beren 
Regelung Teine Aufgabe für den Staat ift und welche von 
feiner Bedeutung für die Schäßung feiner geiftigen ober fach 
lichen Kräfte find. Durch die Schilderung politiſch gleichgül- 
tiger Sitten oder bloßer Natur: und Kunftgegenftände wird die 
Grenzlinte zwifchen Geographie, Ethnographik und Statiftil 
zur Meberbürbung und Verflahung der Ichteren verrüdt ®). 

- Ein großer Irrthum ift e8 übrigens, wenn bie Statiftif 
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fich beſchraͤnkt auf die Schilderung der fachlichen Zuftände im 
Staate. Auch die geiftigen Verhältniffe des Volkslebens find 
von höchjter Bedeutung für den Staat und vom Standpunkte 
befielben. Daß leichter eine Täufchung bei ihrer Erkundung 
ftattfindet, als bei zählbaren und wägbaren Gegenftänven,, recht: 
fertigt nicht etwa ihre Nichtberücjichtigung, ſondern erfordert 
nur eine richtige Methode der Erforfhung und vielleicht eine 
andere Art von Darftellung. 


1) Die große Zahl der Schriften über ben Begriff, das Weſen unb 
die Methobe der Statiftit ift nicht ſowohl ein wiffenfchaftliher Gewinn als 
eine pſychologiſche Merkwürdigkeit. Für den unbefangenen Blick liegt bie 
Wahrheit Klar vor; unb je mehr Gelehrfamkeit und Scharffinn auf biefe 
Prolegomena ber Statiftif verſchwendet werben, befto unklarer wird 
dad Ergebniß, fo daß man am Ende Gefahr Läuft, den Walb vor 
lauter Bäumen nicht mehr zu fehen. — Eine Aufzählung und Beurthei⸗ 
lung diefer wunberlichen Literatur f. in meiner Geſchichte und Literatur 
der Staatswiſſenſchaften, 3b. III, ©. 648 fg. Aus ber großen Zahl ber 
bier aufgeführten, zum Theil ehr umfangreichen, Schriften find etwa fol: 
gende vorzugäweife zu merken: Schlözer, U. L., Theorie ber Statiftik. 
Gott. 1804. — Butte, W., Statiftit als Wiſſenſchaft, Landshut, 1808. 
— Cagnazzi, L. S., Elementi dell’ arte statistica. I. II. Nap,, 
1808. — Mone, F. J., Theorie ber Statiftif. Heibelb., 1824. — Gioja, 
M., Filosofia della statistica L II. Mil., 1826. — Dufau, P. A, 
Traité de statistique. Par., 1840. — Fallati, J. %., Einleitung in 
bie Wiſſenſchaft ber Statiftil. Tüb., 1848. — Knies, €. G. A., Die 
Statiftif als ſelbſtſtändige Wiſſenſchaft. Kaffel, 1850. — Jonak, & 4, 
Theorie ber Statifiif. Wien, 1856. 

2) Es liegt nicht im Begriffe der Statiftif, daß nur die Gegenwart, 
alfo der jümgſte Gefammtzuftand bes Staates, gefchilbert werde; vielmehr 
bat e8 gar Feinen wiflenfchaftlichen Anftand, eine Statiſtik irgenb eine, 
vielleicht Tängft verfhwundenen, Staates zu einer beliebigen früheren Zeit 
zu entwerfen; 3. B. eine Statiftit des römifchen Neiches zu Auguſtus 
Zeiten , oder Frankreich unter Ludwig XIV. Tie Schwierigkeit eines ſolchen 
Rüdgreifend in die Vergangenheit ift nur eine tbatfächliche und Teine wif- 
fenfchaftliche , indem es in ber Regel an gehörig ausführlichen und zuver⸗ 
läffigen Quellen fehlt. Der fo oft befrittelte Sah Schloözer's: daß bie 
Geſchichte eine fich bewegende Statiftif und die Statiftif eine ftillftehenbe Ge⸗ 
ſchichte fel, iſt ebenfo geiftreih al8 in ber Hauptſache richtig; und es If 
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daher lediglich Sauce bes Beliebens und der Kenntniffe, einen ftatififchen 
Durchſchnitt in einer Geſchichte zu machen, wenn und wo eine folde Ge⸗ 
fammtüberfiht über bie Zuftände wünſchenswerth erfcheint. 

8) Die Statiftil iſt vor Allem dadurch in Mißkredit gelommen, baß 
ihre Thatſachen willführlih und oft volllommen fälfhlih als Urſache und 
Wirkung verbunden worben find, ober baß mwenigftens einfeitig Eine Gat- 
tung von Thatfachen ald Begründung eined Urtheile® und als NRechtferti- 
gung einer Forderung aufgeführt wurde, wo in ber Wirflichfeit eine große 
Anzahl verfchiedener Zuflände zufammenmwirkten, und fie alfo ſämmtlich zu 
berückſichtigen waren. Dies ift aber offenbar Fein Fehler ber Wifienfchaft, 
fondern nur ein Vorwurf für die fie unrichtig Benützenden. 

4) Ueber bie Ueberſchätzung ber Zahlen und bie Unzuläffigkeit einer 
Zurüdführung ber gefammten Statiftif auf Thatſachen, welche in Zahlen 
auggebrüdt werden Tönnen, |. meine Geſchichte unb Literatur ber St.-®., 
3b. II, ©. 668. 

5) Wenn in früherer Zeit die gefellfchaftlihen Zuftänbe in ber Regel 
in ber Statiftit vernachläffigt wurden und biefe dadurch leer unb formell 
erſchien: fo ift jet Gefahr zur Mebertreibung in entgegengefehter Richtung. 
Abgefehen auch von falſchem Geiftreichthun in ber Schilderung gefellichaft- 
licher Zuftände, iſt es eine Ueberſchätzung berfelben, wenn nur ihnen eine 
Wichtigkeit für das menfhliche Leben und für die Erreihung feiner Zwecke 
zugefchrieben, bie Einrichtungen und Grundſätze bed Staates aber ala etwa? 
Gleichgültiges und blos Aeußerliches vernadhläffigt werben. Ein Vorwurf 
in dieſer Beziehung läßt fi ben fonft fo geifl: und Iehrreihen Arbeiten 
von Riehl nicht erjparen. 


8 III. 
%. Die Quellen. 


Wenn eine ftatiftifche Schilderung nicht irre führen und 
Schaden jtiften fol, anftatt zu belehren und zur Grundlage 
von Staat2handlungen zu dienen, fo müflen ihre Angaben 
wahr und vollftänbig fein. 

Die Schwierigkeiten einer foldhen Erkundung der That: 
ſachen find num aber groß; theild wegen ihres häufig fehr 
bedeutenden Umfanges und ihrer großen Zahl, theils weil 
nicht felten der Forſcher Leinen Zutritt zu der vollftändigen 
und genauen Wahrheit bat, fie ihm wohl aus Mißtrauen und 
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Widerwillen abjichtlich verbeimlicht wird; theils endlich weil 
viele Arbeit und bedeutendes Geſchick dazu gehört, die ge: 
winschten Thatfachen abzuläfen von ihren Umgebungen und 
Berbindungen. Die Folge hiervon ift nun aber eine doppelte. 
Einmal muß fehr genau zwilchen den verjchiebenen Quellen 
unterichieden werben, aus welchen ftatiftiiche Angaben gezogen 
werden können. Nicht alle ftehen auf gleicher Stufe der Zu- 
verläffigfeit, jei e8-nach dem Umfange fei ed nach der inneren 
Wahrheit. Zweitens aber hat fich begeben, was fonft bei 
feiner Staatswiſſenſchaft der Fall ift, daß in vielen Staaten 
amtliche Einrichtungen getroffen find zur Auffindung und zur 
Bearbeitung des ftatiftiichen Stoffe, und daß fich überhaupt 
bie Regierungen der Statiftit in höherem Grade und unmittel- 
barer annehmen, als dies bei anderen Kenniniffen über ben 
Staat der Falllift. 

Die Quellen ber Statiftif zerfallen demgemäß in amt- 
liche und private. — Die erfteren find aber wieber theils 
von eigend dazu beftimmten Behörden, ſtatiſtiſchen Bureaus, 
gefammelt und bearbeitet, theild entjtehen fie bei anderen Re- 
gierungsorganen, in ber Regel zum Zwecke einer unmittelbaren 
Anwendung oder wenigftend Zurechtfindung in dem aufgetra- 
genen Gefchäftzkreife. Weber die einen noch die andern find 
nothwendig zur Veröffentlichung beſtimmt; und wenn biefe anch 
bei den Arbeiten der jtatiftifchen Burcaus in größeren Maße 
ftattfindet, jo pflegt es um fo weniger bei den ftatljtifchen 
Sammlungen der übrigen Behörden der Fall zu "fein. Aller: 
dings ‚macht die Stufe ber politiichen Gefittigung hier einen 
mächtigen Unterjchied, injoferne nicht nur überhaupt freifinni- 
gere und ihrer guten Abſichten ſich bewußte Regierungen zu 
Mittheilungen geneigter find, ſondern namentlich auch die con- 
ftitutionelle Staatsform häufige Veröffentlichungen ftaatlicher 
Zuftände zur Folge hat. Se größer der Antheil der Bürger 
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an den Öffentlichen Maßregeln, und je mächtiger ver Einfluß 
einer aufgeffärten dffentlichen Meinung in einem Lande it, 
deſto vollitändiger und freiwilliger find auch bie Ttatiftifchen 
Mittheilungen von Seiten der Regierung. Beifpiele hiervon 
find England, Belgien, Nordamerika. Aber auch Frankreich, 
Defterreich und Preußen, Bayern, Baden u. A. haben Bebeutentes 
zu Tage gefördert). — Die von Privaten gefammelten und 
verarbeiteten ftatiftiichen Thatſachen find natürlich von hoͤchſt 
verfchiebenem Umfange und Werthe, je nach den Weitteln zur 
Erforſchung der Wahrheit und nach der Abſicht bei der Arbeit. 
Die Beobachtungen fönnen blos gelegentlich und bei ber 2er: 
folgung anderer Zwecke gemacht fein; oder aber werben bie 
Forſchungen abfichtlich und ſyſtematiſch angeftellt. Ferner mag 
ein Einzelner ftatiftifche Thatfachen jammeln und zufammen: 
jtellen, oder aber jegen ſich freiwillige Vereine von Privatper⸗ 
jonen dieſen gemeinfamen Zweck und verfolgen ihn mit zuſam⸗ 
mengelegten Mitteln. Einzelne Vereine biefer leteren Art 
haben Bedeutendes geleiftet 9). 

Nur fehr felten find die fämmtlichen ftatiftifchen Angaben 
über die Zuftände eine? ganzen Staate® aus einer und ber 
ſelben Duelle zu jchöpfen, indem gewöhnlich nur einzelne Ge⸗ 
genftände von ben amtlichen oder freiwilligen Arbeiten ind Auge 
gefaßt werben, und fomit die fogenannte atomiftifche Statiſtil 
jowohl der Maffe ald der Zuverläffigkeit nach weit vorwiegt 
über‘ die ſyſtematiſche und allumfaflende. 

Sache der Wiſſenſchaft ift es nun, bie verfchiebenen 
Duellen aufzufinden und zu einem möglichft befrievigenden unt 
gleichförmigen Ganzen zu verarbeiten. Scharffinn und Sach⸗ 
kenntniß führen zu richtiger Beurtheilung bed Grabed der Ju 
verläffigfeit der einzelnen Duelle und Nachricht; Pflicht ber 
wiffenfchaftlichen Wahrhaftigkeit aber ift es, nicht "zu über: 
ſchätzen, Lücken nicht willkührlich auszufüllen und die Quellen 
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der Benachrichtigung anzugeben. Bon amtlichen Bearbeitern läßt 
fich mit Recht eine größere Vollftändigkeit und Ausführlichkeit 
verlangen; privatichriftftelleen wird Unbefangenheit und rück— 
ſichtsloſe Aufdeckung der ganzen Wahrheit leichter werben. 

Eine vergleihende Statiſtik entfteht, wenn die Mit: 
theilungen von den Zuſtänden verfchtevener Staaten neben- 
einander geftellt und daraus denn bie Verſchiedenheiten ober 
Webereinftimmungen berfelben nachgewiejen werben. Eine Quelle 
im engeren Sinne ift eine ſolche Zufammenftellung natürlich 
nicht; dennoch kann fie Vieles lehren, was aus einer verein- 
zelten Darftellung nicht hervorgeht oder worauf wenigftens ohne 
folchen äußeren Anſtoß die Aufmerkſamkeit nicht leicht fällt. 
Natürlich hängt die Möglichkeit einer richtigen Vergleichung 
weientlich davon ab, daß bie Meittheilungen über bie verfchie- 
denen Staaten in Beziehung auf die Zuverläſſigkeit gleich und 
daß fie nach berjelben Methode gefammelt und dargeftellt find. 
Auch bier ift nicht die Wiffenfchaft, jondern der Leichtjinn, die 
Unwiffenheit oder die vorgefaßte Abficht der Benügenden Schuld 
daran, wenn Ungleichartige3 mit einander verglichen oder auf 
verſchiedenen Vorausſetzungen Beruhendes ala gleichbeweilenb 
angenommen wird. 


1) Die Zahl der amtlichen ſtatiſtiſchen Bureaus und der Umfang ihrer 
Mittheilungen iſt allmälig ein ſehr beträchtlicher geworden. Kaum iſt noch 
ein gefittigter größerer Staat, welcher nicht mehr ober weniger reichliche 
Beiträge zu feiner genaueren Kenniniß fammeln unb veröffentlichen läßt. 
Eine vortrefflidhe, bei Gelegenheit bes großen ftatiftifchen Gongrefies in 
Brüffel im Jahre 1853 gefammelte Weberficht über bie geſammte amtliche 
Statiftil Europa's und Amerika's gibt Fallati in ber Tübinger Zeitfchrift 
für St.:®., 1858, ©. 688 n. fg. Weber den Stand der abminiftrativen 
Statiftit in Deutſchland insbefonbere ſ. benfelben in ber genannten 
Zeitſchrift, 1850, ©. 727 u. fg. Ein, freilih wohl nicht vollſtändiger, 
Verſuch einer Aufzählung fämmtlicher amtlicher ftatiftifcher Arbeiten iſt aber 
gemacht in meiner Geſchichte unb Literatur der St⸗W., Bd. II, ©. 
691 fe. 
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2) An einer voßfländigen Meberfiht über bie ſtatiſtiſchen Bereine fehlt 
ed. Ginen belehrenden Beitrag hiezu gibt jedoch ebenfalls wieber Fallati, 
Die ſtatiſtiſchen Vereine ber Engländer. Tüb., 1840. 


$ 112. 
8. Geſchichte und Literatur der Statiſtik. 


Die Statiſtik ift die jüngfte der Staatöwiflenichaften, in- 
dem fie ein bewußtes Dafein und eine beflimmte Benennung 
erft feit der Witte des 18. Jahrhundert? bat. Ihren, troß 
feiner etymologiſchen Fehlerhaftigkeit, fchnell in alle europätidhe 
Sprachen aufgenommenen Namen hat fie nämlich erſt von Achen⸗ 
wall in Göttingen erhalten. 

Dies ijt allerdings nicht fo zu verftehen, als feien nicht 
ſchon in ſehr frühen Zeiten einzelne amtliche ftatiftiiche Arbeiten 
vorgenommen worden. So tft z. B. Nachricht von Berichten 
über die Zuftände bes perfiichen Reiches unter ven Achämeniben 
vorhanden; bie Chinefen haben ſchon im Schu⸗king vielfache 
ftatiftiiche Nachrichten; in Egypten fcheint ein Katafter vorhanden 
gewejen zu fein. Kaiſer Auguftus ließ das römilche Weltreich 
vermefien, die Bevölkerung zählen und vielfache jonftige Nach- 
richten zuſammentragen; die fpätere notitia dignitatum iſt auf 
una gefommen. Im Mittelalter find frühe PVerzeichniffe der 
Lehen und Neichniffe, Grundbücher umb Urbarien entjtanden ; 
das Domesday book Wilhelm’3 des Eroberer? ift noch heute 
von praftiichem Werthe. Die Berichterjtattungen der venetia- 
nifchen Gejandten enthalten einen Schatz von Nachrichten über 
bie Zuftände vieler europätjcher Länder während mehrer Jahr: 
hunderte. 

Ebenſo hat es nicht an fchriftftellertfchen Arbeiten Einzelner 
gefehlt, welche mit mehr oder weniger Necht als ftatiftifche be- 
zeichnet werden können. Schon unter den Griechen haben fich 
große Schriftfteller, wennfchon wohl nicht mit ſcharfer wiſſen⸗ 
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ſchaftlicher Abfonderung von Staatzrecht, Politik unb Erdbe⸗ 
ſchreibung, mit der Schilderung ftaatlicher und gejellichaftlicher 
Zuftände beichäftigt, fo namentlich Aristoteles in feinen Poli⸗ 
tieen, Heralleides, vor Allem aber Dikaiarchos; leider ſaͤmmtlich 
. nicht auf und gefommen. Unter den Römern und Bnzantinern 
find wenigſtens bie Verwaltungseinrichtungen des Reiches be: 
jchrieben worden, wie z. B. von Conſtantinos Porphyrogenetes. 
Beſonders aber haben bie Araber fich zahlreich mit Erbbefchrei- 
bung und dabei aud mit ftaatlichen Schilderungen befchäftigt, 
von welchen und namentlich Abul⸗Feda, El⸗Maſſudi, Corifi, 
Fon: Haulal und Ibn-⸗Batuta bekannt worden find. (©. 
WBüftenfeld, Die Literatur der Erbbeichreibung bei ben 
Arabern, in Lütte?3 Zeitjchr. f. Erbfunde, Heft 1.) Endlich 
ichloffen fich noch) gegen das Ende des Mittelalter Italiäner 
mit bereit bewußteren Arbeiten an; jo namentlich Aeneas 
Silvius Piccolomint (Pius IL), Mackhiavelli, namentlich aber 
in etwas fpäterer Zeit Eontarini, %. Sanſovino u. ©. Botern. 
In Frankreich zeichneten fich alsdann Peter d'Avity und feine 
Fortjeber, in Holland die elzenirifchen Republiken, in Deutfch- 
land Sebaftian Mänfter aus. 
Jedoch, wie gefagt, erſt gegen dad 18. Jahrhundert be: 
gannen bie wiffenichaftlich bemußten Bemühungen. Nachdem 
(hen Herrmann Conring die Staatentunde zur niverfitäts- 
wifienichaft gemacht hatte, ftellten namentlich Achenwall und 
Gatterer die Grundlagen feit, Ichrieben Toze, A. Baumann 
und Büſching amsführlichere ftatiftifche Werl. Und ba fich 
auch allmälig feit vem Ende des 17. Jahrhunderts die poli- 
tiſche Arithmetif mehr und mehr ausbildete und dadurch na- 
mentlich die Bevoͤllerungskunde eine fichere Grundlage befam, 
jo nahm ſowohl die amtliche VBeichäftigung mit dem Zuſtande 
ber Staaten, als bie ftatiftiiche Privatjchriftftellerei einen immer 
größern Aufichwung. Jetzt ift fein irgendwie gefittigtes Land, 
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weiches nicht, zum Theil in fehr großer Anzahl, ſtatiſtiſche 
Werke in feiner Nationalliteratur aufzuzählen hätte *). 

Zu bebauern-ift, daß es keine vollitänbige unb auch die 
neueften Erfcheinungen umfaffende Bibliographie der Statiftil 
gibt 9). Kine bloße Auswahl befonderd bemerfenzwerther 
Schriften zu treffen ift aber einerjeitö nicht genügend , anderer: 
jeit3 infoferne ein vergebliches Unternehmen, als ftatiftifche 
Werke die fchlimme, in der Natur der Sache ſelbſt Tiegenbe, 
Eigenthümlichkeit haben, daß fie bald veralten und dem wirl- 
lichen Zuftande ber Dinge nicht mehr entiprechen. Eine tüd- 
tige ftatiftifche Arbeit mag daher allerdings? auf längere Zeit 
als Anhaltspunkt und Mufter für erneuerte Darftellung bienen, 
und fie wird jebenfall® mit ber Zeit eine geſchichtliche 
Duelle °); allein immer wieber wird fie, fo vortrefflich fie 
fein mag, durch neue Bebürfniffe und Darftellungen ver: 
drängt, und immer muß fich daher ver Staatämann und ber 
Gelehrte nach neuen Erfcheinungen und nach den jüngften For⸗ 
ſchungen und Darftellungen umfehen. Die gelehrte Bücher: 
kunde in biefem Fache ift alfo in beftänbigem Wandel begriffen. 
— Doch find allerdings einzelne Namen für alle Zeiten feft 
geftellt, infoferne ihre Träger das geleiftet haben, was zu ber 
gegebenen Zeit möglich und für biefe Bebürfnig war. So 
denn unter ben Deutjchen A. Humboldt, Meufel, Malchus, 
Schubert, J. ©. Hoffmann, Diterici, Hermann, Memminger, 
Engel, Becher, Czörnig, Rheden; unter den Engländern Sinclair, 
Mac⸗Culloch, Bowring, Mac-Gregor, Porter; unter den Ita 
lienern Balbi, Romagnofi; unter den Franzofen Peuchet, Ch. 
Dupin, Schnigler, Legoyt; unter ben Belgiern Quetele, 
Heuſchling; unter den Schweizern Franzini, unter den Nord: 
amerifanern Warden, Seibert, Morfe. 


1) Ueber bie Geſchichte ber Statiſtik |. Kallati, Einleitung, S. 107 u. f8- 
2) Da Meufers Literatur der GStatiftit, 2 Bde., 1806 und 1807, 
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längft veraltet ift, fo ift eine Bücherkunde bes Faches nur mit großer Muhe 
und unvollfländig zu erlangen. Am bülfreichfien find noch: Erſch's Li⸗ 
teratur ber Gefchichte und ihrer Hülfäwiffenfchaften. Leipz. 1827; Heufc: 
ling's Meberficht über bie ftatiftifhen Literaturen von Frankreich unb von 
Deutſchland in bem Bulletin ber belgifchen Commission centrale; und 
Fallatis Anführungen in feiner mehrerwähnten „Einleitung.“ 

3) Es ift kaum möglich, bie Bedeutung guter flatiftifcher Werke für 
fpätere Geſchichtsforſchung und Geſchichtsſchreibung hoch genug anzuſchlagen, 
indem fie ſowohl ben allein richtigen Hintergrund geben, auf welchem fich 
die einzelnen Menſchen und Handlungen in ihrer ganzen Bebeutung und 
Umgebung abheben, als namentlih auch bie Kräfte und die Einrichtungen 
der Staaten Tennen lehren, beren Erlebniſſe zu ſchildern und begreiflich zu 
machen find. Wie ganz anders würben wir die Gefchichte von Athen und 
Sparta, von Karthago, von Rom, von Karl bem Großen u. |. w. ver: 
ſtehen, wenn wir gute gleichzeitige ftatiftifche Schilberungen diefer Länder und 
diefer Zeitabfchnitte hätten | Die nad Jahrhunderten mit dem größten Aufwanbe 
von Gelehrfamkeit und Scharffinn aus allen Arten von gelegentlichen Mit: 
theilungen und Bruchſtũcken zufammengefegten Schilberungen bieten doch 
nur ein fehr lückenhaftes und nicht felten ohne Zweifel ein unrichtiges 
Bild bar. 





Alphabetiſches Sadregifter. 


Die Zahlen weilen die Seiten nad). 


A. 

Adel, Mittelpunkt eines geſellſchaft⸗ 
lichen Kreiſes 21, ſiehe auch Ari⸗ 
ſtokratie. 

Adminiſtrativjuſtiz, ſ. Ver: 
waltungsrechtspflege. 

Advokaten-Ordnung 660. 

Agenten 481. 

Alterthum, klaſſiſches, Arten 
der Staaten während deſſelben 100. 
318. Auffaſſung des Staates wäh⸗ 
rend deſſelben und beſonders die 
Plato's, Ariſtoteles und Cicero's 
174. Unkenntniß deſſelben der Idee 
der Volksvertretung 238. Unbe⸗ 
kanntſchaft des philoſ. Völferrecht2 
406. Syſteme ber Staatskunſt auf 
Grundlage der antiken Staatsan⸗ 
ſicht 555. 

Ambaſſadeur f. Botſchafter. 

Amtsgeheimniß der Staatäbe: 
amten 258. 

Analogie, deren Bebeutung für daß 
pofitive Staatsrecht 390. 

Anerkennung ber Regierungsband: 
lungen berBorgänger durch ben Nach: 
folger, |. Regierungsbanb- 
lungen. 

— bed Staats nad europuiſchem 
pofitivem Staatörecht 474. 

v. Mohl, Encyclopäbte, 


Ariftofratie, Staatsform nad) an- 
tifer Auffaffung 100. 322, Form 
des Staat? nah Auffaflung bes 
Rechtsſtaats 348. 101. Ber: 
mögensariftofratie 850. Ge 
burtsariftofratie 350 fg., deren 
Orundfäge und Organifation ber 
Regierung 352 fg. Rechtsverhält⸗ 
nifje ber Staatöbürger 353. 829. 
Literatur 354. 398. Verfaffungs: 
politit 599. 

Ariftoteles, deſſen Auffafiung des 
Stanted 175. 176. 

Armenpolizei 666. 

Armutb, Einzel: polizeilihe Maß: 
vegeln biergegen 666. 

Aſylrecht 427. 429. 438. 483. 

Auslegung, autbentifche eines 
Geſetzes, deren Begriff und Befug: 
niß zu biefer 140. Einfluß bed 
pbilofophifchen Staatsrechts auf Ge: 
feßesauslegung 188. 

Auslieferung flüchtiger Verbrecher 
431. 700. 

Auswanderung, Recht ber Unter 
tbanen 225. Gegenſtand von Ver⸗ 
abrebungen zwiſchen Staaten zu 
gemeinfchaftlihem Verfahren zu 
deren Weberwahung unb Schuß der 
Auswandernden 701. 

48 


146 


Beamten f. Staatöbeamten. 

Bedeutung gemeinfhaftlide 
perſbnliche, Mittelpunft eines 
gefelifchaftlichen Kreifes 21. 

Beglaubigung der Gefanbten 
481. 

Begnadigungsrecht, bdeflen 
Ausübung 630. 

Behördenorganismus 644. 

Belanntmadhung der Ge: 
fetze 142. 

Belohnungen, Syften ber 521. 
631. 

Beſchäftigung, gleide, Mit 
telpunkt eines gefellfchaftlichen rei: 
ſes 22. 

Beſchwerde, Recht ber, ber Stans 
bürger wegen Nichterfüllung gerechter 
Anfprüce oder bei Erduldung po: 
fitiven Unrechts 228, dag ber Stände 
in ber durch folche befchränkten Mo⸗ 
narchie 363, ber Volfävertreter in der 
Nepräfentatiomonardhie 366. 636. 

Beſitz, gemeinfchaftliche Verhäftnifie 
befielben nach beffen Art und Größe 
als Mittelpunkt gejellfchaftlicher 
Kreiſe 28. 

Bevblkerungspolizei 668. 

Bevblkerungswiſſenſchaftb?76. 
124. 


Bevorrechtung, Eyſtem der 
684. 687. 

Botfhafter, Ambaffadeur 
478. 


Briefgeheimniß 228. 

Budget des Staats 296. 677. 

Bünbdmiffe bei gemeinfamer Krieg: 
führung, beren Arten und Umfang 
491. 441. 693. 

Bundesftaat, Staatenverbindung, 


Begriff und Organifation beffelben 
37, ala Kriegsanftalt 696. 

Bureau, ſtatiſtiſches 626. 

Qureaufpftem ber Verwaltung 
649. 

Bürgerredte ſ. Menſchen— 
rechte. 

Bürgerwehr, Form ber allgemei- 
nen Volksbewaffuung 688, als po⸗ 
lizeiliche Anſtalt 608. 


C. 


Cäremoniell unter ben Staaten 
475. 

Cicero, beffen Auffaffung des Staa- 
te8 174. 177. 

Eivillifte 290. 

Givilrehtspflege, deren Auf: 
gabe ala wieberheritellende 268, bef. 
in internationalen Yällen 268 unb 
internafionaleg Privatrecht, im Falle 
eines Streiteß wegen angeblich ver- 
legten Recht? zwiſchen dem Unter 
than als foldem und dem Gtaate 
als befehlende Macht 269, For: 
derungen an ben Staat zu beren 
Verwaltung 270.  Organifation 
ihrer Verwaltung 268, 658 fg. 
Urtheilgvollzug 657. Berabrebun: 
gen zwiſchen Staaten über bie gegen: 
feitige Giltigkeit ber Richterfprüche in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 700. 

Collegialfyftem ber Verwaltung 
649. 

Eollifion ber Pflihten 501. 510. 
ber Staatskunſt mit bem Recht 543, 
mit dem Sittengeſetz 547. 

Eolonialwefen 566. 570. 

Eommiffarien 481. 

Communismus 586. 588. 

Eonfeription |. Jwangsaus— 
wahl. 
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Conſularagenten ſ. Conſuln. 

Conſuln, Begriff derſ. 479. Exe- 
quatur 480. Arten berfelben. 
Generalconfuln Eonfuln. 
Eonfularagenten oder Bire 
confuln baf. 

Eonvocirung 497. 


D. 


Demokratie als Staatäform nad) 
antifer Auffaffung 100. 105. 321, 
ala Form ber Staatägattung des 
Rechtsftants,deren®runblage 335 fg- 
Erwerbung des Bürgerrechts 387. 
Arten derf. 337. Verfaſſungspo⸗ 
litit 599. Literatur 397. 

— reine autofratifche, deren 
Begriff und Bedingungen ihrer 
Eriftenz 337. 333. Organifation ber 


öffentlichen Gefchäfte — Volksver⸗ 


fanımlung — Ausſchuß 889. Staats: 
bürgerliche Rechte 841. Staats: 
oberhaupt 617. Verfaffungspolitif 
599. Literatur 397. 

— repräfentative, Begriff und 
Grundgedanke berf. 341. 338. Dr: 
ganifation ber Regierung 344. Wahl 
ber Bolfävertreter 842. Volkstribun 
640. 642. Stellung der vertreten: 
ben Koörperſchaft 343. Staatsbür- 
gerlicde Nechte ber Einzelnen 845. 
Verfaſſungspolitik 599. Literatur 
897. 

Defpotie, Begriff 870. 102. 103. 
106. Grunbfäge 373. Stellung 
ber Beamten 3783. Unterihanen, 
deren Stellung 375. Regierungs⸗ 
mittel 374. Literatur 875. Ber: 
faflungspoliti? 600. 

Teutfihland, Ausbildung bes 
neuern philoſophiſchen Staatsrechts 
daſelbſt 183. Entwiclung, erſte, 


der Idee der Repräſentation im 
Mittelalter 238. i 
Diplomatie f. Geſandter. Diplo: 
matifhe Unterhandlungen beren 
Nuten zur Förderung von abzu: 
ſchließenden Staatsverträgen 708. 

Duali3mus, Eyſtem, m ber Mo: 
narchie mit Vollkavertretung 867. 
370. 


Ehe, deren Ordnung in dem erblichen 
Fürftenthum 620. 

Ehrenredte ber Staaten nach pofi: 
tivem europäiſchem Staatsrecht 475. 

Eigenthum, feindliches im Kriege 
486. 

— Schuß deffelben 228, deſſen ſtaat⸗ 
liche Bedeutung 583. Güterfyfteme 
584, ftaatliche Bebeutung ber Größe 
beil. 591. 

Einfommenfteuer 292. 

Einguartirungslaft 282. 284. 

Encyflopädie einer Wiffenſchaft, 
Begriff berjelben, deren Aufgabe, 
Umfang und Methode 46. Uns: 
wendung biefer Orundbfäge auf folche 
ber Staatöwifienfchaften 48. Lite: 
ratur derjelben 67. 

Englanb, Ausbildung des neuern 
philoſophiſchen Staatsrechts bafelbft 
180 


Erbfolgeordnung 202. 367. 368. 
622. 

Erbfolgerecht 202. 357. 621. 

Exequatur der Conſuln 480. 

Erpropriation f. JIwangsent⸗ 
eignung. 

Erterritorialität der Geſandten 
nah philoſophiſchem Völlerrecht 
436. 438, nach poſitiveuropäiſchem 
Völkerrecht, Umfang deſſelben 482. 

48 * 
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Gehorfam, ber bloß verfaffunge: 


®. 
Faltion beren Begriff 150. 
Familie als erfle unb nothwendige 


mäßige 142. 149. 


Geißeln, Stellung folder, als völkt: 


rechtliche Sicherungsmaßregel 445. 


menfchliche Berbindung 3. 10. Zwel Gemeinfhaftsordnung une 


und Tauer berf. 11. Geſetze für 
biefelbe und beren Arten 18. 
Yinanzfaden, Verträge über folche 
zwiichen Staaten 703. 
Finanzverwaltung f. StaatB: 
haushalt. 
Fourierismuß 586. 588. 
Frankreich, Ausbildung des neuern 
philoſophiſchen Staatsrechts baf. 181. 
Frei Schiff frei Gut 496. 
Freiheit, perfönliche ber Staats⸗ 
genoſſen im Rechtsſtaate 330. 
Freizügigkeitsrecht ber Staats: 
genofien im Rechtsſtaat 881. 
Fremdenrecht, Unbekanntſchaft des 
claſſiſchen Alterthums von demſelben 
320, in ber Demoͤkratie des Rechts- 
ftants 337. Fremdenrecht nach phil. 
Böllerrecht 424. 
Friede, ewiger 488. 
Fürſtenthum, erblihes, Orb: 
nung des Webergangs ber Gewalt 
619. Ehe der regierenden Familie 
620. Erbrecht 621. Erbfolgeord⸗ 
nung 622. Erziehung bes Regenten 
623. Privatleben 623. 


Garantie, Mebernahme einer folchen 
durch einen unbetheiligten Staat ala 
Sicherungsmaßregel für einen Stant 
444 


Geburtsariftofratie f. Arifto: 
kratie. 

Gedankenfreiheit, Recht des 
Unterthans auf dieſe 227. 235. 330, 
in ber reinen Demokratie 340, 


ben Staaten, beren Begriff und 
Grundlage 418 fg. Orundfäe430fg. 
Mittel zur Verfolgung ber ber Rechte 
und Intereffen gegenüber anderen 
Staaten 432. Geſandtſchaften 434. 
Staatöverträge 488. Garantielei: 
fung durch einen unbetheifigten 
Stant 444. Beftellung von Unter: 
pfändern 445. Stellung von Geißeln, 
bef. Intervention 447. Schieds⸗ 
gericht daſ., Retorfion 449 fg. Re 
preffalien 451. Abbruch des biple: 
matifchen Verkehrs 452. Krieg 
453 fo. 


Generalconfuln f. Eonfult. 
Gensdarmerie 607. 
Gerichte, beren Unabhängigfeit 211. 


217. 270 fg. 360. 659. 661, dern 
Befekung 658. Competenz und 
Vollzug der Urtheile derf. 657, deren 
Verfahren 659, gemeinfchaftlihe 
oberfte Gerichte 699. ZJuftigminiftt, 
beffen Stellung zu benf. 661. 


Gefandter, Begriff deſſelben 495, 


beren Gattungen: Geſandte 47, 
deren Rangflafien 478. Conſuln 
beffen Klaſſen 479 fg. Außerge⸗ 
wöhnliche biplomatifät 
Agenten und deren Arten 40. 
Beglaubigung und Wbberufung? 
fchreiben 481. Unverleglichfeit der 
Perſon beff., feines Perſonals, dt 
milie und Dienerſchaft 482. tern 
torialität derfelben nad philoſophi 
ſchem 436 , nad) poſitivem cute: 
päifehem Wölferreht 482 1g., die 
barin begriffenen Rechte dal. 


ig 


"7149 


Geſandtſchaftsrecht bes Staats: 
oberhaupts 218, ald Mittel ber 
Gemeinſchaftsordnung nad philo: 
fophifhem Völkerrecht 435, nad 
pofitiven europäifchem Völkerrecht 
477, |. Sefandter. Kiteratur 
469. 483. . 

Geſchäftsträger 478. 

Geſchworene, deren fittliche Pflich- 
ten 588. 

Geſellſchaft, deren Begriff und 


ſchaft ber Allgemeinheit 139. Be⸗ 


fugniß des Staatdoberhaupts zu 
deren Grlaflung baf., autbentifche 
Auslegung 140. Umfang ber Ge: 
jeßgebung ihre Befchränfung 140 fg. 
Bekanntmachung der Gefeke 142. 
Form der Gejeße 146. 629. Codi⸗ 
fifation 147. Vollzug der Geſetze 
631, deren Arten zur Regelung ber 
Lebensfreife ber Individuen 9, ber 
Familien 13, ber Gejellfchaft 27. 


Grundlage 3.18. Mittelpunkte der Geſetzgebung, flaatliche, deren 


ſKreiſe derſelben, Gemeinſchaft der 
Nationalität und Sprache 20. 580, 
gemeinſchaftliche Abftammung von 
geichichtlih ausgezeichneten oder 
rechtlich bevorzugten Familien 21, 
gemeinjchaftliche perfönliche Beben: 
tung daſ., gleiche Beſchäftigung 22, 
gemeinfchaftliche Verhältniſſe des 
Beſitzes nach Größe und Art 23 fg. 
Bemeinfchaft ber Religion 24, enges 
räumliche Aufammenwohnen 26, 
geiftiges und ftoffliches Ergebniß 
berfelben für das Leben ber Men⸗ 
(chen baf., Arten ihrer Geſetze 27, 
Recht des Untertbans auf Entwid- 
lung feiner gefellfchaftlichen Verhält⸗ 
niffe 227, dieſelbe ald Grundlage 
ber beichränften Monarchie zur 
Beſtimmung ber zur Mitwirkung 
berechtigten Klaſſen 362. 
Befellihaftsredt, deſſen wiflen: 
ſchaftliches Verhältnig zum Staats: 
recht 198. 197. 
Geſellſchaftswiſſenſchaft, über⸗ 
fichtliche Entwicklung derſelben nach 
wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten 44. 
Befen bes Staats. Begriff und 
Umfang 137, Arten: Verfaſſungs⸗ 


Umfang 137. Befugniß zu derfelben 
139. Beſchränkung derfelben ala 
Nichtverpflihtung zu phyſiſch Uns 
möglihem, Unabänberlichfeit bes 
Geſetzes, Verbot der rückwirkenden 
Kraft deſſelben, Verbot des Eingriffs 
in wobleriworbene Brivatrechte, Aus: 
nahmen hiervon; Geſetzgeber kann 
feiner feiner Normen eine Giltigkeit 
gegen eine höhere Art von Gefeken 
geben — blos verfaſſungsmäßiger 
Gehorfam f. d. 140 fg., der Geſetz⸗ 
gebung find ihrem Inhalte nad 
folgende Eigenſchaften nöthig: folge: 
richtige Durchführung des concreten 
Staatsgebanfer:3143. Befriedigung 
bes wirklichen Bebürfnifjes durch 
genaue Erforichung des Thatbeſtan⸗ 
bed und Berüdfichtigung ber Wiſſen⸗ 
haft und fremden Gefeßgebung 144. 
Berkältnigmäßigfeit der Mittel 145. 
Bebürfnig einer folden für bie 
wieberberftellenbe Nechtöpflege 270. 
Beſchränkung der Ausübung bes 
Geſetzgebungsrechts des Staats: 
oberhaupts 627. Verbindung meh⸗ 
rerer Staaten zu gemeinſchaftlicher 
G. 699. 


gefehe, einfache Geſetze, Verordnun-⸗ Gewerbepolizei 674. 702. 
gen ober Verfügungen 188. Eigen: Gewohnheitsrecht, Begriff bei 
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felben unb Bebeutung für bad po: 
fitive Staatsrecht 389. 187, als 
Duelle des europäifchen pofitiven 
Volkerrechts 463. 
Glückſpiele, gemeinfhaftliche Ber: 
bote der Staaten hiergegen 702. 
Gottesdienſt, freier, Recht ber 
Geſandten hierauf 483. 

GSrenze bed Staats, bern Notb: 
wendigkeit 126, beren Regulirung 
als volkerrechtliche Pflicht 426, ihre 


politifche Bedeutung 564, ihre mili⸗ 


tärifche Bebeutung 685. 
Orunbeigentdbum, Monopoli- 
firung des 584, polizeiliche Maß⸗ 
regel biergegen 670. 
Grundrechte der Staatsbürger 288. 
237. 
®üterfpfieme 584 fg. 


9. 

Handel, polizeiliche Anſtalten hierfür 
674. Verabredungen über denſelben 
zwiſchen Staaten 708, beſ. freier 
Hanbel mit Lebensmitteln 701. 

Hausſuchung 228. 

Heer, ſtehendes, als Mittel zur 
zwangsweiſen Ausübung ber Me: 
gierungßrechte 608, als Mittel zur 
Sicherftellung bed Staates gegen 
Außen 688. Bildung beffelben: 
fremde Goldtruppen, freiwillige 
Bürger, Eonfcription 689. 

Hochverrath 221. 


3. 


Individuum, das, in feinem eignen 


Lebenakreiſe 3. 5. Lebenszweck des 
ſelben und Mittel zu deren Er: 
reihung 6. Arten der Geſetze zur 
Regelung der Lebenskreiſe ber ein- 
zelnen Individuen 9, beren Stellung 
in ber Jamilie |. d. in ben Stanım 
f. b. in ber @efelffchaft, |. d. im 
Staat f. d. 

Snterpretation, autbentifche, 

eines Gefepes ſ. Auslegung. 

Intervention, Recht ber 421. 
428. 447 fg. 476. 

Italien, Ausbilbung des nenern 
philoſophiſchen Staatarechts bafelbfi 
184. 


Juſtizminiſterium, deſſen Stel⸗ 
lung zu ben Gerichten 661. 


8. 


Raperei 485. 490. 
Ropitalanfammlung, 
der Polizei Bierfür 671. 

"Kapitulation 489. 

Kafte, erblide, Eintheilung bes 
Volks in ſolche in Bezug auf Eigen: 
thum 584. 

Kirche, Verhältniß zwiſchen bem 
Staate und berielben 330. 332. 
Verabrebungen von Staaten über 
bafielbe 702. Förderung derſelben 
duch gemeinſame Unterflüßung 
bierzu verbundener Staaten baf. 


Sorge 


Hbrigkeit, Recht des Unterthand auf Krieg, befien Begriff und Weſen 


Befreiung von berj. 227. 236. 

Hoheitsrechte ſ. Regierung: 
rechte. 

Holland, Ausbildung des neuern 
philoſophiſchen Staatsrechts bafelbft 
181. 

Humanitarier 589, 


454. 218. Vertheidigungskrieg, 
deſſen rechtliche Erlaubtbeit, Anfün- 
digung bed Kriegd 454, erlaubte 
Dauer unb Umfang der Mittel 
455 fg. Wirkungen bed Krieges 
auf bie Mechtsfüihigleit der ſtreiten⸗ 
ben Staaten 457. 


T5t 


Kriegsanfündigang 454. 469. 

KRriegsdienfipflicht 280, bei. im 
Patrimonialſtaat 307. 

Kriegsreht nach pofitivem euro- 
päifchem Völferyecht 484 fg. Recht⸗ 
mäßigfeit der kriegführenden Re⸗ 
gierung 484. Feind in völfer: 
rechtlicher Bedeutung, daſ. Kaperei 
485. Maßregeln beim Ausbruch 
bed Krieges baf., Verfahren gegen 
ben bewaffneten Feind, unbemwaffnete 
feindliche Unterthanen 486. Staats- 
eigenthum, Privateigenthum des 
Feindes daſ., völferrechtliches Staats⸗ 
eigenthum 487. Schiffe und deren 
Ladung 488. Verträge während bes 
Krieges daſ. 

Kriegsweſen, beflen Nothwendig⸗ 
keit zur Erreichung ber Staats⸗ 
zwecke 280. 214. Verpflichtung ber 
Staatäbürger zur Theilnahme ber 
Bertheidigung durch perſoͤnliche Lei: 
ftung ober Beifchaffung ber Gelb: 
mittel, Bildung der Militännacht, 
Awangsenteignung zu militärijchen 
Zwecken, Einquartierungslaft, Be: 
fegung ber Befehlhaberſtellen 281 fg. 


2. 


Ladung ber Schiffe im Krieg, Grund⸗ 
fähe hierüber nach poſ. europ. Völ⸗ 
ferrecht 488. 

Landbfiurm, Form ber allgemeinen 
Vollabewaffnung 688. 

Landwehr, Yorm ber allgemeinen 
Bolläbewaffnung 688. 

Lebensmittel, freier Sanbel bamit, 
als Begenftanb von Vereinbarungen 

o zwilchen Staaten 701. 

Lebendmonardie, bie Mili: 
täriſche, als Form des Patri⸗ 
monialſtaata 807. 


M. 
Majeſtätsverbrechen 221. 
Maſſenarmuth 667. 
Medicinalpolizei 664. 
Menſch, der ſ. Individuum. 
Menſchen-Bürgerrechte 2838. 

237. 

Militär:@olonien 691. 

Militärwefen, Nothmendigfeit des: 
jelben zur Erreichung der Staats: 
zwecke 214, fiebe fonft: Kriegsweſen, 
Heer, ſtehendes. 

Minifter, bevollmäcdtigter, 
außerordentliher Geſand— 
ter 478. 

Minifterrefident 478. 

Miniſter-Verantwortlichkeit 
220. 641. 

Mitbewerbung, freie, Syſtem 
ber 685. 588, 

Mitregentſchaft 609. 

Mittelalter, Auffaffung bes Staa- 
tes während befielben unb ber Ein- 
fluß der chriſtlichen Religion, der 
antifen Philoſophie und ber hier: 
archiſchen Anſchauung hierauf 177g. 
Ausbildung ber Volfsvertretung im 
Staate 238. Unbekanntſchaft des 
pbilof. Völfcrrechts 407. 

Mittheilung während des Krieges, 
beren Art unb Ausführung 488. 

Monardie, als Staatsform nad 
antiler Auffaſſung 100. 828, 
als Form der Stantögattung bes 
Rechtsſtaats 355 fg. Erwerbung 
ber Fürſtenwürde: Wahlmonarkhie, 
Erbmonarchie 856 fg. Arten ber 
Monarchie 358 fg. Literatur 867. 
Verfaffungspolitit 509, fiehe auch 
Fürſtenthum, erbliches. 

— unbeſchränkte, Begriff, Zweck 
und Aufgabe. Geſetgebung. Etel⸗ 
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Yung ber Staatsbeamten. Unter: 
thansrechte 358. Literatur 868. 398. 
Berfaffungspolitif 599. 

Monarchie, duch Stänbe be: 
ſchränkte Begriff 360. Berech⸗ 
tigte Klaffen deren Feſtſetzung 362. 
Beichwerbereht 368. Mitwirkung 
ber Stänbe bei Regierungshand⸗ 
lungen baf. Verfaſſungsurkunden 
364. Literatur 368. Verfaſſungs⸗ 
politif 599. 

— mit Volksvertretung, Be 
griff und Grundgedanke 364 fg. Art 
der Mitwirkung bes Volles, Be: 
fchwerberecht beflelben 365. 282. 
Sicherftellung ber VBolfävertreter 366. 
Parlamentariſches Syſtem 3967, 
Dualiſtiſches daſelbſt. Literatur 399. 
Verfaſſungspolitik 899. 

Monopol des Staats 289. 584, 
des Grundeigenthums, Maßregeln 
hiergegen 584. 670. 


Mt. 
. 


Nö6gociateurs sans qualitö 
480. 

Neutralität, Grundfaß berf. nad 
philoſophiſchem Völferrecht 432, nach 
pof. europ. Völkerrecht 492 fg., insbeſ. 
Rechte und Pflichten der Neutralen 
493. Handel ber Neutralen zur See 
494, indbef. Kriegäcontrebanbe 494. 
Verbot bed Beſuchs blofirter Häfen 
oder Küftenftriche 495, ob Neutrale 
während eines Kriegs eine Art von 
Hanbel mit einer ber Friegführenden 
Macht treiben dürfen, die ihnen im 
Frieden nad ben Geſetzen biefes 
Staates nicht zufteht? 496, ob frei 
Schiff frei Gut und unfrei Schiff 


Nordamerika, 


ſchiffs ihres Staates, deren Durch⸗ 
ſuchung ihrer Ladung von Kriegs⸗ 
ſchiffen ſtreitender Mächte 497. Stra: 
fen des verlegten Handelsrechts ber 
Neutralen baf. Litteratur bes Eee: 
handels berf. 498, insbeſ. in Kriegs⸗ 
zeiten 469. 

Ausbilbung be 
neuen philoſophiſchen Staatsredits 
daſelbſt 184. 


D. 


Dccupation, Erwerb von Staats⸗ 


eigenthum nad) pofitivem unb eure: 
päifchen Völkerrecht 478. 


DO ffenfivbündniß, beffen rechtliche 


Ungiltigfeit nad philoſophiſchem 
Völkerrecht 441, nach pof. Wölfe: 
recht 491. 


P. 


Parlamentarismus, Syſtem bed 


felben in der Monarchie mit Volke: 
vertretung 367. 870. 

Partheien im Staate, 150. 187, 
deren Begriff 150 fg. Vorkommen, 
Nutzen und Nachtheile berfelben 
für den Staat, Arten derſelben 
152 fg., fie find feine geſellſchaft 
liche Geftaltung 29. 

Patriarchie, beren Begriff und 
Grundlage 98. 108. 298. Be 
ftellungsarten bed einheitlichen Ober: 
baupts berfelben 299. Regierungs⸗ 
aufgaben bes Oberhaupts 299. Fi⸗ 
nanzweſen und Geſetzgebung 900. 
Litteratur 801. Verfaſſungspolitil 
598. 

PBatrimonialgerihtäbarkeit 
609. 


unfrei Gut made? Daf. Handels: Batrimonialherrfchaft, Begriff, 
ſchifſe unter Convoi eined Kriegs Grundlage unb Entſtehung ber 
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felben 100. 108. 801. Arten der: Privatrecht in feinem Unterfchiebe 
felben 307 fg. Stellung des Ober- vom Staatsredht 191 fg. 

baupts in berfelben 802 fg. Arten Privatrecht, internationales 
ber Erwerbungen berf. 308. Rei: 269. 431, beffen Litteratur 433. 470. 
lie Stellung der Unterthanen Prozeßrecht, befien Verhältniß zum 
803 fg., insbef. Sicherungen ber: Staatsrecht 196. 

felben zu beren Schuß, Kriegsbienfl- Provinzialfpftem des Behör— 
pflicht 804. 807. Verwaltung 805, bdbenoraanismus 644. 647. 
insbeſ. Gefeßgebung. Polizei 308 fg. 

Stantöhaushalt 306. 288. 290. D. 
Stellung ber Beamten 260. -Litte Duarantänenanftalten, Ber: 
ratur 808. 396. Verfaſſungspolitikl abredungen zwifchen Staaten über 


: 598. ſolche 701. 
Bauperismud f. Maffenar: 
mutb. Race 17. 120. 
Plato, befien Auffaffung des Staa Ratification von Staatsverträgen 
te8 175. 176. nad) philoſophiſchem Völferrecht 440. 
Politik ſ. Staatskunſt. 442. 


Politiſche Rechte ber Unter: Realfyftem des Behörbenor⸗ 
tbanen, beren Arten und recht ganismus 845. 
liche Bolgerungen aus ihrer Ein-Rechnungsrecht 688. 
‚räumung 229 fg. Necht des Kriegs unb Friebens 213. 
Polizei, Begriff unb Aufgabe, Bor: Rechtsordnung, Sorge bed Staats: 
ausfegungen zu beren richtiger Ber: oberhaupts für beren Aufrechthal⸗ 
waltung 274. VBereitigung bed tung 210. 
Staats zur zwangdweilen Aus: Rechtspflege, beren Zweck unb Ver⸗ 


übung berj. Art und Vollzug derf. 
278, bie im Patrimontalftacte 806. 
Politik der Polizeiverwaltung 662, 
beven Aufgabe insbef. für Bevöl⸗ 
ferungspolizei 668. Mebicinalpo- 
lizei 684. Xheurungspolizei 668. 
Armenpoligei 666, polizeiliche Thä- 
tigfeit für Volkabildung, Sittlich- 
feit 667. @üterbefig 670. Ge⸗ 
werke und Handel 674. Sicher: 
heitspofizei 672. Organe zur Ver: 
waltung ber Polizei 607. 
Bolizei, geheime 627. 
PBräventivjufiz, deren Aufgabe 
und Zweck 210, insbeſ. 264 fg. 650. 
Priſe, Priſengericht 488. 


waltung 264 fg. Forderungen an 
diefelbe vom Rechtsſtandpunkte 269, 
bie politifchen Bedingungen zu beren 
Verwaltung 656 fg. Begnadi⸗ 
gungsrecht bed Staatsoberhaupts 
und deſſen Beſchränkungen 628 fg. 


NRehtsftaat, Grundgedanke biefer 


taat3gattung 924. Sein Ber: 
bältnig zur Theofratie unb bem 
claffiiden Staate 101. 106. Rechte 
ber Stantögewalt 826 fg. Alge⸗ 
ie Rechte ber Gtaatögenofien 
fg. Arten bes Rechtsſtaats: 
Demokratie, Ariftofratie, 
Monardie f. dort. Syſteme ber 
Staatskunfi auf Grundlage bes 
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moberuen Mechiöftants 567 fg. 

Negalien 289. 291. 292. 679. 

Regierungsbanblungen ber 
Borgänger, beren Anerlennung durch 
ben Nachfolger 207. 

Regierungsreäte bes Staats: 
oberhaupts 209, foldhe für das 
innere Staatsleben 210 fg., ſolche 
für die auswärtigen Staatsverhält: 
niffie 213 fg. Mittel zu beren 
Auskbung 214 fe. 

Religion, Gemeinſchaft ber als 
Mittelpunkt gefellfchaftlicher Kreiſe 
24. Belenntniß zu einer beftimmten, 
des Staatsoberhaupt, rechtliche Be⸗ 
beutung biervon für bie Staats: 
arten 204. Eyſteme ber Staats: 
Funft auf Grundlage religidfer Welt: 
anſchauung 5856. 

Neligionsfreiheit, Recht bes 
Untertband auf dieſe 227. 288, im 
Nechtäftante 880. 

Repreffalte, beren Begriff und 
Bwed 451. 218. 

Nequifitionen, gerichtliche, deren 
gegenfeltige Erfüllung 700. 

Reftauration 205. 208. 

Netorfion, beren Begriff und Gegen: 
ſtand 449. 218, ala Mittel einen 
Staat zu vertragämäßiger Einräu- 
mung vonBortheilen zu zwingen?707. 

Nevolution, befleht im echt 
zur gewaltjamen Aenderung des 
Staats und wann? 162 fg. 526. 

Richter, natürliher, Niemanb 
barf bemfelben entzogen werben. 
Ausnahmen hiervon 271 fg. 

Rüdwirlende Kraft der Se 
fege 141. 


@. 
Sqchiedsgericht, zur Beilegung 


wöllerrechtlidger Streitigkeilen 447 fg. 

Schiffe im Kriege, Grunbfäge nach 
pof. europ. Bölferrecht 438. 

Schutz, der höhere des Staatsober⸗ 
haupts 220. 

Seehandel, deſſen Rechtsverhält⸗ 
niſſe. Bearbeitungen dſf. 469. 
Seemacht, deren Vertheidigungs⸗ 

mittel 692. 

Selbfregierung des Volles 245. 

Sicherheitſspolizei 672. 

Simonismus, St. 585. 588. 

Sittengefeb, befien Bebeutung für 
den Staat 499 fg., fittlide Auf 
gabe ber Staatöverfaflung 514, 
fittliche Pflichten des Staatsober⸗ 
haupts 517, der Staatöbürger 524 
fg., der Stantäbeamten 530, ber 
Belföverixeter 582, ber Geſchwo⸗ 
renen 538 fg., in außwärtigen 
Berbältnifien 585 fg., Verhaltniß 
zur Staatsfunk 548. 847. 

Sittenpoligei 669. 

Sklaverei, Ned des Unterthans 
auf Befreiung von derſelben 227. 
288. 

Socialiämus 585. 588. 

Sonverainetät, Recht dei Staats, 
bierauf 415. 420, Folgen biefes 
Grunbfaped, Met auf eigenes 
ſtaatliches Dafein, Wahl ber Re 
gierungdform, unneftörter Gebrauch 
ber Kräfte, Vereinsrecht, Recht auf 
äußere Achtung und Ehre, Ber: 
größerumgsredit 420 fg. 

Staat als Urt menſchlichen Bu: 
fammenleben 3. 30. Begriff und 
Zweck 65 fg. Kritik anberer Auf⸗ 
fafungen 78. Entſtehung defſelben 
84. Verſchiedenheit der Staaten 
nad Inhalt unb Form 97 fg. 
Yenberung und Untergang bes 
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Staates, deren VBeranlaffung unb 
Art ber Ausführung, ob zur Re 
volution berechtigt 158 fg. Ver⸗ 
hältniß beffefben zur Kirche im 
Mechtöftant 330. 382, fittliche Auf: 
gabe deſſ. 507. Bebeutung bes Ei: 
genthums für denf. 583. Grenze, 
Gebiet ſ. b. 

Staat, ber claſſiſche, Grund⸗ 
gedanke biefer Staatdgattung 318. 
Stellung ber Bürger — Kriegsdienſt⸗ 
pflicht allgemeine, — 319. Hecht: 
Lofigfeit ber fremden. Hausſcla⸗ 
verei 820. Arten biefer Staats⸗ 
gattung 821, als reine Demo— 
kratie, Ariſtokratie und 
ſtändige Regierung eines 
Einzelnen. Literatur 823. 897. 

Staat, der hausherrliche, als 
Art des Patrimonialſtaats 807. 

Staatenbund, Begriff und Um⸗ 
fang deſſelben 37, als Kriegsanſtalt 
696. 

Staatenſyſteme, Geſch. berf., 
deren Umfang und Darſtellungs⸗ 
weiſe 719. 

Staatenverbindungen, Noth— 
wenbigfeit berf. 34 fg., deren Arten: 
Staatenbund, Bimdesſtaat, Ver⸗ 
binbungen ſtaatlicher Vereine 88. 

Staatsanwaltidhaft 661. 

Gtaatsbeamten, Organe zur Aus: 
führung ber Regierungsrechte 214. 
249. Gewinnung ber. Reiben: 
dient 251. 258. 650. Zwangs⸗ 
auswahl 252. 254.650. Erbgaug 
258. Bertrag mit dem Gtaate 252. 
381. 650. Vertrag mit bem In⸗ 
baber 252. Maßregeln zur Sicher⸗ 
ſtellung einer guten Beſezung 255. 
650. Rechtliche Natur bes Gtants: 
bienfiverhältnifieß und beren Folgen 


256. Pflisten berf. als Beforgung 
ber Gefchäfte 256. GBehorfam, Ver- 
antwortlichfeit wegen Amtẽemiß⸗ 
brauch? gegen das Staatsoberhaupt, 
bie Untertbanen, beren Bertreter — 
Stantögerichtähöfe 257. 363. 641. 
Amtsgeheimniß 257. echte berf., 
Gehalt, Schub und Vertretung 258. 
Ernennungsrecht beri. 250. Dauer 
bes Stantsbienernerhälinified 259. 
Entlafjung burch Urtheil und Recht 
260. 263, deren Stellung im Ba: 
trimonialftante 260, in ber abfo: 
Iuten Monarchie 360. Beſetung 
in ber Ariftofratie 353 , fittliche 
Pflichten berf. 530. VBehörbenorge- 
nismus, beren Syſteme 644. 
Staatsbürger, Begriff befielben 
114. Arten ber Berechtigungen ber: 
ſelben im Gtante 116, beren öf- 
fentlihe Stellung im claffifhen 
Staate 319, beren Rechte in ber 
reinen Demokratie 341. 887, im ber 
repräfentativen Demokratie 845, in 
der Nriftofratie 858, in ber abfoluten 
Monarchie 360, in ber durch Stände 
befchräntten Monarchie 861, in ber 
Monarchie mit Volkapertretung 864, 
im Rechtsſtaat im allg. 829, in der 
Theokratie 814, im Peatrimonial- 
ftaate 304, in ber Despotie 875, 
fütlicde Pflichten derſ. gegen ben 
Staat 524. 
Staatsbürgerligeftechte der 
Untertbanen 224 fg. 
Staatbeigenthum, befien Be: 
ftand nad pofitivem europäifchemn 
Volkerrecht 472, bei. Erwerb dur 
Decupation und beren Art. 
Ausſchluß bes VBefigerwerbd durch 
Beriäbrung. 
Staatsgebiet, Nothwendigkeit 


— 
- 
= — — 
- - _ 
⸗ ⸗ —⸗ 
⸗ - u 
- 
—— 
-. — — 
— —222 
. . 
⸗ ⸗ u — 
” 1. 
P” 4 — 
.- m .- —. 
or. —⸗⸗ 
.- vv. ⸗ 


Pe I rt >27: 
‚ p) Mn wre 2 
s 


‘ 


1 oo LE AG, 





— — — —— 
L_; — — - 
— — - — 
— — — 
— — ⏑ — 
—— — — — — " 
—— —— — m 
— — - U ne! — — — 
— ⸗ |. — —— — 
od u - 
— 
- — — = 
- — — — 
— — — — — — m 
— — — — — 
—- = — - 
—— u — ⸗ — — ⸗ 
— ———— — 
— — m D 
nal en. J — — — 
[108 — — ne = EURE 
—— un — — 
— — — - 
ug — —— — — 
on m — — — EEE m 
— | — — — - Re — 
—— 
— — 
.m.u.—- — — 
— — — 
A u —— ⸗ — 


m 
— 
w.- ea. — — — — | rn 
na — — tr u — — — 
.— 


ihr ar ner Eu I - 
v ( sr Sue I 


157 


nahmen hiervon 250 fg. Verant⸗ 
wortlichfeit der Staatsbeamten gegen 
daf. wegen Mißbrauchs des Amts 
257. 363. 641. Standesgemäße 
Unterhaltung defl. durch den Staat 
290. Befehl über die bewaffnete 
Macht 632, oberfte Leitung der 
Verwaltung des Staatsguts 291, 


in der Patriarchie 299, in dem - 


Patrimonialſtaate 301. Erwerb 
ber Stelle in der Theokratie 314. 
Geſandtſchaftsrecht 485. Mitwir- 
fung bei Staatäverträgen 439. 
Staatsoberhaupt erwirbt Durch einen 
Staatsvertrag mit einem Auswär- 


ſellſchaftsrecht 193. 197. Bedeu⸗ 
tung befl. für das pofitive Staats⸗ 
recht 391. Eintheilungen befi. in 
allgemeines und befonbered 197. 


Staatsrecht, pofitives, Be 


griff beffelben 377 fg. Arten 378. 
Zweck ber wiflenfchaftlihen Bear: 
beitung bdefielben 379. Stellung 
defielben in Encyclopädien der 
Staatöwiffenfchaften 381. Arten 
feiner Bearbeitung : dogmatiſche 383. 
386, geichichtliche 384. 387, ver: 
gleichende Darftellung befielben 385. 
388. Quellen befielben 388. Lite 
ratur 392 fo. 


tigen Fein Recht zur Nichtberüdfih:e Staatsromane 561. 
tigung eines verfaffungsmäßigen Staatsſchulden 295.297.681.708. 
Mitwirtungsrecht? der Stände oder Staatsfittenlehre, beren Begriff 


zur Befeitigung eines Rechts ber 
Unterthanen 441. 443, fittliche 
Pflichten deſſ. 517 fg. Zahl derf. 
614. Berufungdart, bef. indem erb⸗ 
lichen Fürſtenthum 618 fg. Oberauf- 
ſichtsrecht 626. Gefekgebung 627. 
Begnabigungsrecht 629. Belohnun⸗ 
gen durch benfelben, beren Syſtem 
681. 

Staatsprüfungen 255. 263. 
Staatdredht, philofopbifches, 
Begriff und Umfang beflelben 170. 
Geſchichte deſſelben im klaſſiſchen 
Alterthum — Plato, Ariſtoteles 
und Cicero — 174, im Mittelalter 
177, neuere Zeit, beſ. Deutſchland 
183. England 180. Frankreich 181. 
Holland baf. Stalien, Nordamerika 
184. Bebeutung und Einfluß bed: 
ſelben für das Leben und bie Wif- 
fenfhaft 185. Abgrenzung gegen 
andere Gebiete geiftiger ‚Thätigkeit, 
bef. gegen Privatrecht 191. 196. 
Straf: und Prozeßrecht 195. Ge⸗ 


und Nothwendigkeit 499 fg. Grund: 
füge derſ. 505. Methode ihrer 
wiſſenſchaftlichen Bearbeitung 511. 


Staatsverfaffung f. Verfaf 


fung. 


Staatsverträge 438. Voraus: 


fegungen zu deren Giltigleit 439. 
Gegenſtand derfelben 440, vechtliche 
Möglichkeit der Leiftung baj. Dauer 
ber. 441, als Quellen be euro: 
päiſchen pofitiven Völkerrecht? 462, 
beren Gattungen 462. Sammlungen 
folder 470, politifhe Bedeutung 
berf. zur Erlangung ber Mitwir: 
fung des Auslandes 698, insbeſ. 
für gemeinfame Geſetzbücher 699, 
gemeinfames oberſtes Gericht da. 
Strafanftalten, gerichtliche Requi⸗ 


fitionen. Urtheilvollziehungen in 
bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten. 


Auslieferung von Verbrechen, Vor: 
munbdfchaften 700. Auswanderung. 
Quarantänehanftalten, freier Han⸗ 
bel mit Lebensmitteln 701. Ber: 
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fiherungsanftalten, Voltsbildung, 
Glucksſpiele, Kirche in beren Ver: 
hältnig zum Staat. Gewerbe 702. 
Handel und Finanzſachen 708. 

Staatöverwaltung, f. Verwal: 
fung. 

Staatswiffenfhaften, deren 
Berhältnig zu andern Wiffenfchafts- 
freifen 42. Erforbernifie eines rich: 
tigen Syſtemes derf. 48. Umfang, 
Aufgabe und Methobe einer Ency: 
Mopäpie derf. 48. Literatur berf. 
57. — Bedeutung ber Sittenlehre 
für die. 502, — gefchichtliche 
Staatswiflenfchaften, deren Begriff 
und Nutzen in menfälicher Be: 
ziehung, für ben XTheoretifer und 
praßtifchen Staatsmann 711 fg. 

Stadtgemeinde, die herr 
ſchende als Form des Patrimo⸗ 
nialſtaats 306. 

Stände, deren Stellung in ber 
burch ſolche befchräntten Monarchie, 
Umfang ihrer Mitwirkung 868. 
Beſchwerderecht daf., ihre Mitwir: 
fung bei der frage über bie gei- 
flige und koͤrperliche Fähigkeit bes 
Staatsoberhaupts zur Beforgung 
ber Staatsgeſchäfte 203. 208. 
Orundgebanfe ber Theilnahme ber 
Untertbanen durch ihre Vertreter 
an Regierungdhandlungen 686 fg. 

Stamm, Entflehungen und Wirkun⸗ 
gen beflelben 15. Tinterfchteb von ber 
Familie. Arten feiner Gefeke baf. 

Statiſtik, beren Begriff 732, beren 
Umfeng 735. Quellen berf. und 
deren Arten 786, ihre Stellung in 
einer Encyklopädie ber Staatswiſ⸗ 
ſenſchaften 48, ftatiftifche Bureaus 


626. 737. Geſchichie und Literatur 


berf. 7. 


Statthalter 610. 

Steuerfreiheit 298, der Geſandten 
483. . 

Steuern 291. 292. 679 fg. 

Steuerverweigerung, das an⸗ 
gebliche der, 232. 236. 

Strafanſtalten, gemeinſame, 700. 

Strafen, Syſtem derſ. 521. 606. 
641. 

Strafrecht, deſſen wiſſenſchaftliches 
Berhältnig zum Staatsrecht 195. 
Strafreätspflege, deren Auf: 
gabe und Forberungen an ben 
Staat zu ihrer Verwaltung 269 fg. 
608. Competenz und Urtheilsvoll⸗ 

zug 657. 


x. 


Theofratie, Begriff und vechtliche 
Begründung berf. 99. 105. 309. 
Grundprincipien berj. 312. Arten 
derf., reine und dualiſtiſche. Grund: 
füge derſ. über Erwerbung ber 
Priefterwürde , bewaffnete Madıt, 
beren Ordnung 311. 314. 316. 
Literatur 315. 897. 

Theuerungspolizei 665. 701. 


u. 


Unfrei Schiff, unfrei Gut 
496. 

Unterpfänder, Beſtellung folder 
als vblkerrechtliche Sicherungsmaß- 
vegel 445. 

Unterſuchungshaft 660. 

Untertban, Begriff defl. 114. 
Dauer und Ausfchlieglichkeit biefes 
Berhältnifies, Ausnahmen hiervon 
115. Verpflihtungen berf. und 
bern Umfang 223, bef. Kriegs- 
dienftpflicht 280. 807. Staatsbür⸗ 
gerlihe Rechte 224. Politiſche 





